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K.  b.  Hof-  und  Üniy.-Bnehdmekerel  von  Fr.  Jnng«  (Junge  k  Sohn),  ErUngen. 


Vorwort 


Während  der  Verfagger  in  der  Lage  war,  der  ersten,  1889 
erschienenen  Abteilune^  der  ^Idee  der  Wiedervergeltnng"  die 
zweite  nach  Verlauf  von  zwei  Jahren  folgen  zu  lassen,  liegt 
zwischen  dieser  letztem  und  der  hiermit  der  Öffentlichkeit 
flbergebenen  dritten  Abteilung  des  Werkes  ein  gerade  doppelt 
so  langer  Zeitraum.  Allerdings  beträgt  auch  der  Umfang 
derselben  mehr  als  die  doppelte  Seitenzahl  der  beiden  andern 
Teile;  trotzdem  wäre  jedoch  wohl  ein  erheblich  frtlherer  Zeit- 
punkt der  Veröffentlichung  möglich  gewesen,  wenn  wir  nicht 
ursprtlnglich  die  Absicht  gehegt,  den  ganzen  noch  fehlenden 
Rest  des  Buches  auf  einmal  ei  scheinen  zu  lassen,  und  uns 
daher  tlber  ein  Jahr  lang  mit  der  Sammlung  des  Stoifes  auch 
filr  das  zweite  Kapitel  über  die  neuern  rechtsphilosophischen 
Erörterungen  der  Vergeltungsidee  von  Kant  bis  auf  die  Gegen- 
wart beschäftigt  hätten. 

Allein  je  mehr  wir  uns  in  die  reichhaltige  Litteratur 
über  diesen  Gegenstand  vertieften,  desto  klarer  wurde  es 
uns,  dafs  jenes  zweite  Kapitel  der  III.  Abteilung  dem  ersten 
an  Umfang  wohl  kaum  viel  nachstehen,  und  in  Folge  dessen 
der  definitive  Abschlufs  des  Ganzen  zunächst  noch  in  unge- 
wisse Ferne  hinaus  gertickt  würde.  Denn  welch  eine  Fülle 
wissenschaftlicher  Arbeit  ist  nicht  allein  in  Deutschland  in 
den  letzten  hundert  Jahren  auf  die  Lösung  des  Problems  der 
staatlichen  Strafe  und  ihrer  Zwecke  verwandt  worden*).  Wie 

1)  Vgl.  etwa  Mittelstadt  in  der  Z.  für  die  ^es.  Strafieclits- 
WisB.  II  (1882)  8.  420.  —    v.  Holtzendorff  in  v.  Holtzendorff 


IV  Vorwort. 

viele  eifrige  Verteidigtmgen  in  den  verschiedensten  Formen  nnd 
Wendungen  hat  die  Idee  der  Vergeltung  erfahren,  seit  der  grofse 
Königsberger  Weltweise  am  Ausgang  des  vorigen  Jahrhunderts 
mit  pathetischer  Überzeugung  noch  einmal  in  dem  wohlverstan- 
denen jus  talionis  das  einzig  gerechte  Mafsprinzip  der  Strafe 
glaubte  erblicken  zu  dürfen!  Wie  viel  nicht  minder  eifrige 
Gegner  sind  ihr  andrerseits  seitdem  erstanden !  Und  noch  immer 
ist  der  Kampf  der  Meinungen  über  die  Bedeutung  und  Berech- 
tigung jener  Idee  im  Strafrechte  nicht  ausgefochten.  Ja  ge- 
rade in  jüngster  Zeit  ist  der  von  Vielen  bereits  für  über- 
wunden gehaltenen  Vorstellung  in  beachtenswerter  Weise 
wiederum  das  Wort  geredet  worden  ^),  und  auch  die  Anhänger 
der  neuern  Kichtung  des  Strafrechts,  welche  den  Vergeltungs- 
gedanken gegenüber  den  äufsem  Strafzwecken  „allmählich 
bis   in  die    hinterste  Ecke  treten  läfst^ '),   haben   ihm  doch 


und  V.  Jagemann,  Handbuch  des  Gefängnis wesens  I  (Hamburg 
1888)  S.  883  spricht  mit  Recht  von  einem  „iinermefslichen  Vorrat 
Btraftheoretischer  Untersuchungen**,  und  Uli  mann  (Ober  die  Fort- 
schritte In  der  Straf  rechtpflege  seit  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts. 
Innsbruck  1874  S.  11)  Übertreibt  keineswegs,  wenn  er  sagt,  dafs  die 
Veranche  sur  Lösung  der  Frage  nach  Begriff  und  Zweck  der  Strafe 
bereits  „Bibliotheken  flillen**. 

2)  So  besonders  in  der  kleinen,  gehaltvollen  Schrift  von  A.  Mer- 
kel, Vergeltungsidee  und  Zweokgedanke  im  Strafrecht  (Zur  Beleuch- 
tung der  „neuen  Horizonte"  in  der  Strafrechtswissenschaft.  Strass- 
burg.  1892)  und  in  dem  zwar  ebenfalls  höchst  anregend  geschriebenen, 
jedoch  den  meisten  Reformbestrebungen  der  Gegenwart  u.  £.  nicht  ge- 
recht werdenden  Buche  von  Richard  Schmidt,  Die  Aufgaben  der 
Strafrechtspflege.  Leipzig.  1895.  S.  dartiber  u.  a.  bes.:  Lammasch 
in  der  Z.  ftir  die  ges.  Strafr.-Wiss.  Bd.  XV  (1895)  S.  633  fl'.;  vgl.  auch 
Aschrottim  Jurist.  Litteraturblatt,  Jahrg.  1895  (Bd.  VII)  Nr.  8 
S.182ff.;  v.Liszt,  Lehrb.  7.Aufl.  (1895)  8.54  Anm.5,  S.67  Anm.6.— 
Auch  die  schon  1890  erschienene,  bes.  durch  die  Klarheit  der  Dar- 
stellung ausgezeichnete  Monographie  von  Wach,  Die  Reform  der 
Freiheitsstrafe  (Ein  Beitrag  zur  Kritik  der  bedingten  und  unbestimm- 
ten Verurteilung)    gehört  in   diese  Gruppe   der  Strafrechtslitteratur. 

3)  So:  Seuffert  in  den  Mitteilungen  der  Internat  krim.  Ver- 
einigung III  (1892)  S.  279. 


Vorwort.  V 

Beine  „ExistenzberechtigaDg''  immer  noch  nicht  völlig  abzu- 
sprechen gewagt*). 

Erscheint  nun  schon  die  Durchforschung,  Sichtnng  und 
Gruppierung  derjenigen  Schriften  des  jüngst  y^ossenen  Sä- 
kulum,  welche  der  Ermittelung  des  Grundes  und  der  Zwecke 
der  Strafe  speziell  gewidmet  sind,  als  keine  ganz  geringe  Ar- 
beit, so  kommt  noch  hinzu,  dafs  auch  die  überwiegende  Mehr- 
zahl der  neuern  Abhandlungen  Ober  einzelne  Fragen  betr. 
die  Reform  des  Strafensystems  und  des  Strafvollzugs  (wie 
z.  B.  über  die  Einführung  der  Deportation,  der  Prügelstrafe, 
der  Yerschärfnngen  der  Freiheitsstrafen,  der  sog.  bedingten 
und  unbestimmten  Verurteilung  u.s.  w.)  Material  für  unser  Thema 
enthält.  Hier  aber  geht  die  breite  Masse  der  Tageslitteratar  fast 
schon  ins  Unabsehbare.  Sind  doch  allein  über  das  Institut  der 
bedingten  Verurteilung  in  den  letzten  6  bis  7  Jahren  —  um  den 
drastischen  Ausdruck  eines  schweizerischen  Kriminalisten  zu 
wiederholen  —  wahre  Fluten  von  Tinte  vergossen  worden*). 
Eine  auf  Vollständigkeit  Anspruch  erhebende  Schilderung 
der  neuem  Ansichten  über  die  Vergeltungsidee  darf  nun 
u.  E.  allerdings  auch  diese  jüngste  kriminalistische  Eeform- 
Litteratur  nicht  unberücksichtigt  lassen.  Doch  würde  eine  nur 
einigermafsen  eingehende  Verwertung  des  Inhalts  derselben 
einen  derartig  erheblichen  Zuwachs  an  Stoff  für  die  Darstellung 
liefern,  dafs  es  sich  wahrscheinlich  empfehlen  dürfte,  bei  der 
Fortfühi-ung  des  Buches  —  die  nebenbei  bemerkt  durch  den 
buchhündlerischen  Absatz  der  vorliegenden  Abteilung  mit- 
bedingt erscheint  —  jenen  Schriften  der  jüngsten  Zeitepoche 
nochmals  eine  besondere  Abteilung  oder  doch  wenigstens  ein 
eigenes  Kapitel  zu  widmen. 

Die  jetzt  veröffentlichte  erste  Hälfte  der  III.  Abteilung 
unserer  Schrift    (=  Teil  IV,  Kapitel  1   des   ganzen  Werkes) 

4)  Prins  in  den  Mittlgn.  der  IKV.  IV  (1894)  S.321:  „Die  Theo- 
rie von  der  Vergeltung  hat  in  gewissem  Mafse  ExiBtenzberechtigung**. 
Auch  V.  Lilicnthal  in  der  Krit.  VJSchr.  für  Gesetzgebg.  u.Rechts- 
wiss.  Bd.  XXXV  (N.  F.  Bd.  XVI),  1893,  S.  475  räumt  ein,  dafs  „Ver- 
geltung .  .  .  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  als  Strafzweck  be- 
rücksichtigt werden**  müsse. 

5)  Gautier  in  d.  Z.  fttr  Schweiz.  Strafr.  Bd.  VII  (1894)  S.  99. 


VI  Vorwort. 

beschränkt  sich  —  aus  den  angegebenen  Gründen  —  vorerßt 
auf  die  Darstellung  des  positiven  Gesetzesstoffes.  Nur 
ganz  ausnahmsweise  ist  darüber  hinausgegangen  und  in  Kürze 
auch  auf  einige  der  wichtigsten  neuerlich  de  lege  ferenda  ge- 
machten Vorschläge  hingewiesen  worden,  so  u.  a.  bei  den  Er- 
örterungen über  die  Verwendung  der  Geldstrafen  für  Gewinn- 
suchtsdelikte (S.  548  ff.)  und  des  Arbeitshauses  für  strafbare 
Handlungen  aus  Arbeitsscheu  (S.  595  ff.),  weil  hier  eben  der 
ganze  Zusammenhang  einen  solchen  Hinweis  nicht  wohl  ent- 
behrlich erscheinen  liefs.  Sonst  aber  blieben  derartige  Aus- 
führungen prinzipiell  dem  folgenden  Kapitel  vorbehalten. 

Trotz  der  hierdurch  erzielten  Vereinfachung  des  Themas 
war  das  Arbeitsfeld  doch  noch  ein  ziemlich  weites.  Denn 
während  sich  die  (in  Abtlg.  I,  Teil  II,  Kap.  2  S.  201  ff.  und 
Abtlg.  IT,  Teil  III,  Kap.  1,  S.  1  ff.  gegebene)  Schilderung  der 
Strafgesetzgebung  der  frühem  Jahrhunderte  grundsätzlich 
auf  Deutschland  beschränkte,  durfte  fttr  die  neuere  und  neueste 
Zeit  eine  solche  Zurückhaltung  gegenüber  dem  Rechte  anderer 
Staaten  nicht  beobachtet  werden,  sollte  die  Darstellung  den 
Anforderungen  der  modernen  Wissenschaft  genügen.  Wie 
in  der  Jurisprudenz  überhaupt,  so  macht  sich  auch  im 
Strafrechte  in  der  Gegenwart  mehr  und  mehr  ein  Zug  nach 
universalrechtlicher ,  internationaler  Gesetzes  -  Gestaltung 
bemerkbar.  „Wie  heutigentags  die  Verbrecherwelt  international 
ist,  wie  wir  auf  internationale  Abwehrmittel  gegen  sie  bedacht 
sind,  nähern  wir  uns  auch  der  Internationalität  nicht  blos  der 
wissenschaftlichen  Konstruktion,  sondern  auch  des  Inhalts  der 
grundlegenden  Reehtssätze"  •).  Auch  auf  den  Wert  der  Kennt- 
nisse des  geltenden  Rechts  fremder  Kulturvölker  ist  neuer- 
dings mehrfach  nachdrücklich  hingewiesen'^),  der  „juristische 

6)  Fe  lisch  in  den  Preufsischen  Jahrbüchern  Bd.LXXX,  Heft  3 
(Juni  1895)  S.  541. 

7)  So  namentlich  in  verschiedeDen  Schriften  von  Prof.  Meili  in 
Zürich.  Vgl.  dessen:  Gutachten  und  Gesetzesvorschlag  betr.  die  Er- 
richtung einer  eidgenössischen  Rechtsscbule,  ausgearbeitet  im  Auf- 
trage des  Schweiz.  Departements  des  Innern.  Zürich  1890*,  femer: 
Votum  am  schweizer.  Juristentage  in  Genf  (Z.  flir  Schweiz.  Recht  N.  F« 
Bd.  X  S.  547  ff.),  und  die  AbhandlgD.:    Die  neuen   Aufgaben  der 


Vorwort.  Vn 

Mikrokoßmos''  eifrig  bekämpft  worden*).  Die  junge  Wissen- 
Bchaft  der  vergleichenden  Rechtskonde  hat  denn  anch,  wie  be- 
kannt, nach  dieser  Richtung  hin*)  schon  mehrere  sehr  beachteng- 
werte  Leistungen  in  verschiedenen  Disziplinen  aufzuweisen. 
Insbesondere  auf  kriminalistischem  Gebiete  ist  hier  zunächst 
mehrerer  tüchtiger  Monographieen  aus  den  letzten  zehn  Jahren 
zu  gedenken,  welche  fttr  ihren  speziellem  Gegenstand  die 
Gesetze  aufserdeutscher  Staaten  in  mehr  oder  weniger  weitem 
Umfange  vergleichungsweise  herangezogen^*);  unlängst  aber 
erschien  der  erste  Band  eines  fttr  derartige  Arbeiten  geradezu 
epochemachenden  Werkes,  das  unter  dem  Titel  „Die  Straf- 
gesetzgebung der  Gegenwart  in  rechtsvergleichender  Dar- 
stellung^ im  Auftrage  der  internationalen  kriminalistischen 
Vereinigung  unter  Mitwirkung  zahlreicher  Fachgelehrter  von 
Prof.  V.  Liszt  herausgegeben  wird^').  Nach  dereinstiger  Vol- 
lendung  dieses  grofsartig  angelegten  (auf  ca.  5  Bände  zu  je 


modernen  Jurisprndenz.  Wien  1892;  Die  Gesetzgebung  und  das  Rechts- 
studium der  Neuzeit.  Dresden  1894.  Vgl.  auch  E.  Rosenfeld,  Mittlgn. 
der  IKV.  III  (1892)  8.  382. 

8)  S.  Meili,  Gesetzgebung  n.  Rechtsstudium  der  Neuzeit  S.  50. 

9)  Sie  steht  in  einem  gewissen  Gegensätze  zu  der  bekannten 
andern  Richtung  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft,  die  „das 
Recht  der  ungesitteten  Völker**  zusammenstellt,  „in  die  Tiefe  der 
Urgeschichte  und  der. Barbarei**  hinabsteigt,  und  deren  „eigentliches 
Objekt"*  die  „Vorstufen  der  gesellschaftlichen  Entwicklung**  sind. 
Rosenfeld  in  den  Mittlgn.  in  d.  IKV.  III  S.  383,  384.  Vgl.  über 
die  Verschiedenheiten  dieser  beiden  Richtungen  u.  a.  auch:  Kohl  er 
bei  0.  Fischer,  Rechtsforschung  u.  Rechtsunterricht  auf  den  deut- 
schen Universitäten.  Berlin  1893.  S.  122  ff.  u.  bes.  S.  127;  Meili,  Gutachten 
S.  53  ff.,  56;  Gesetzgebung  und  Rechtsstudium  der  Neuzeit  8.  50  ff. 

10)  So  z.B.:  Y.  Spesshardt,  Der  Versicherungsbetrug.  Marburg 
1885;  R.  Herzog,  Rücktritt  vom  Versuch  und  thätige  Reue.  Wtirzb. 
1889;  Fr.  Wachenfeld,  Die  Begriffe  von  Mord  und  Totschlag  etc. 
Marburg  1890;  P.  Gubser,  Die  Münzverbrechen  etc.  Zürich  1891; 
R.  V.  Hippel,  Die  Tierquälerei  etc.  Berlin  1891.—  Auch  Kohlers 
Studien  aus  dem  Strafrocht  I  (1890)  sind  hierher  zu  zählen.  Vgl.  im 
Allg.  noch  Rosen  fei  d,  Mittlgn.  d.   IKV.  III  S.  386. 

11)  Der  Band  I  dieses  Werkes,  enthaltend  „Das  Strafrecht  der 
Staaten  Europas"  (Berlin,  0.  Liebmann,  1894)  ist  im  Folgenden  durch- 
gehends  abgekürzt  mit  StGG.  I  citiert 


Vm  Vorwort. 

50 Bogen  berechneten)  Unternehmens  "),  „das  seines  Gleichen  in 
der  kriminalrechtlichen Litteratnr  nicht  hat"**),  werden  that- 
sächlich  rechtsvergl eichende  Stadien  in  unserer  Wissenschaft  in 
einem  ganz  andern,  frtther  kaum  auch  nur  geahnten  Umfange 
betrieben  werden  können. 

Als  wir  die  Sammlung  des  für  unser  Kapitel  zu  ver- 
gleichenden Gesetzgebungsmaterials  in  Angriff  nahmen,  war 
das  Studium  desselben  noch  ziemlich  erschwert.  Zwar  lagen 
für  die  zur  Zeit  des  Rechtspartikular ismus  in  den  deutschen 
Einzelstaaten  geltenden  Strafgesetzbücher  mehrere,  zum 
Teil  auch  systematisch  oder  doch  alphabetisch  geordnete 
Sammlungen  vor,  welche  freilich  die  seit  den  fünfziger  Jahren 
dieses  Jahrhunderts  veröffenliehten  Kodifikationen  noch  nicht  mit 
umfassen*^),  und  für  die  Kenntnisnahme  und  Benutzung  der  25 
kantonalen  Strafgesetzbücher  der  S  ch  we  iz  brachten  zwei  grofse, 
in  den  Jahren  1890—1893  im  Auftrage  des  schweizerischen 
Bundesrats  von  Prof. Stooss  in  Bern  angefertigte  Arbeiten*^) 


12)  Von  Anzeigen  und  Besprechungen  desselben  seien  genannt: 
Rosenfeld  in  den  Mittlgn.  der  IKY.  III  (1892)  S.  380  fif.;  Feilsch 
im  Jurist  Litteraturblatt,  Jahrg.  1893  ^Bd.V)  Nr.  7  S.  129  flf.  u.  Jahrg. 
1896  (Bd.yil)  Nr.  3,  S.  53 ff.;  Derselbe  in  den  Prenss.  Jahrbüchern 
Bd.LXXX  Heft  3  (Juni  1895)  S.  529  ff.  ^  Stooss  in  d.  Z  fUr  Schweiz. 
Strafr.  Bd.  VII  (1894)  S.  306  ff. ;  Birkmeyer  in  d.  Z.  f.  d.  ges. 
Strafr-Wiss.  Bd.  XVI  S.  95ff.  —  Vgl.  auch  Meili,  Gesetzgebung  und 
Rechtsstndium  etc.  S.  51. 

13)  So:  Feilsch  i.  d.  Preuss.  Jahrbüchern  Bd.  LXXX  S.  540. 

14)  Die  nur  den  Text  der  Gesetzbücher  bietende  bekannte  Samm- 
lung von  Stenglein  (Milnchen  1858)  schliefst  mit  dem  revidierten 
Strafgesetzbuch  ftir  das  Königreich  Sachsen  von  1855  ab,  das  alpha- 
betisch geordnete  „Kriminallezikon  nach  dem  neuesten  Stande  der 
Gesetzgebung**  von  v.  Jagemann  u.  Brauer  (Erlangen  1854)  be- 
rücksichtigt auch  dieses  Gesetz  noch  nicht,  und  die  systematische 
Darstellung  von  W.  J.  Häberlin  (Grundsätze  des  Kriminal  rechts 
nach  den  neuen  deutschen  Strafgesetzbüchern,  4.  Bde.  Leipzig  1845  ff.) 
geht  sogar  nur  bis  zum  Jahre  1849. 

15)  Die  schweizerischen  Strafgesetzbücher,  zur  Vergleichung  zu- 
sammengestellt. Basel  und  Genf  1890;  Die  Grundzüge  des  schweize- 
rischen Strafrechts . . .  vergleichend  dargestellt,  2  Bde.  Basel  und  Genf 
1892  u.  1893. 


Vorwort  ÜL 

eiDekaam  hoch  genug  anzuschlagende  Erleichterung**) ;  dagegen 
existierte  fUrdas  Strafrecht  der  sämmtlichen  übrigen n  icht* 
deutschen  Länder  damals  ein  vollständiges  und  zuverlässiges 
Sammelwerk  noch  nicht.  Allerdings  liefs  der  niederländische 
Jurist  0.  Q.  van  Sw  in  deren  in  den  Jahren  1891*- 1894  unter 
dem  Titel  „Esquisse  du  droit  p^nal  actuel  dans  les  Pays- 
Bas  et  ä  P^tranger^  eine  gröfsere,  viel  Gesetzesmaterial  aus 
fremden  Staaten  zusammenstellende  Arbeit  erscheinen'^);  doch 
ist  dieselbe  einerseits  selbst  bezüglich  des  Kreises  der  euro- 
päischen Gesetze  nicht  erschöpfend*^),  andrerseits  in  manchen 
Punkten   leider  auch  nicht  ganz   zuverlässig. 

So  sahen  wir  uns  denn  genötigt,  fttr  alles  Wesentliche  den 
Text  der  Gesetzbücher  selbst  zu  Rate  zu  ziehen.  Die  vollständige 
Beschaffung  derselben  bereitete  ziemliche  Schwierigkeiten,  da 
nur  ein  verschwindender  Bruchteil  auf  der  hiesigen  Bibliothek 
vorhanden  war.  Den  gefälligen  Bemühungen  des  Herrn  Ober- 
Bibliothekars  Dr.  Haupt  gelang  es  jedoch,  nach  und  nach  eine 
ziemliche  Anzahl  fremder  Gesetze  von  auswärtigen  Bibliotheken 
zu  erhalten.  Für  freundliche  Unterstützung  mit  Quellen  und 
Litteratnr  sind  wir  ferner  auch  den  Herren  Professoren  v.  Liszt 
in  Halle  und  Alimena  in  Neapel  zu  lebhaftem  Danke  ver- 
pflichtet. Für  das  Verständnis  des  Textes  der  Gesetzbücher  Ser- 


16)  Vgl.  über  Wert  und  Bedeutung  dieser  Arbeiten  bes.  v.  Liszt 
in  StGG.  I  („Zur  Einführung'*)  S.  XII:  „Wer  in  frühem  Jahren  ver- 
gebliche Mühe  darauf  verwandt  hat,  Auskunft  über  die  Behandlung 
irgend  einer  strafrechtlichen  Frage  in  dem  Rechte  der  schweizer  Kan- 
tone zu  erbalten,  der  —  aber  auch  nur  der  —  wird  die  wissenschaft- 
liche Bedeutung  der  Thatsache  völlig  zu  würdigen  wissen,  dafs  er 
nunmehr  in  den  drei  .Bänden  der  Stooss'schen  Vorarbeiten  die 
Lösung  jeden  Zweifels  in  wenigen  Augenblicken  findet^. 

17)  3  Bände.  Groningen  (P.  Noordhoff)  T.  I  1891,  T.  II  und  III 
1894.  Preis  Mk.  GO.  —  Auszüge  aus  den  Kritiken  über  Bd.  I  sind 
dem  IL  Bande  als  Anhang  beigefügt.  Über  Bd.  II  und  III  vgl. 
u.  a.:  Kleinf eller  im  Jurist.  Litt^raturblatt,  Jahrg.  1894  (Bd.  VI) 
Nr.  10.  8.  2M. 

18)  So  sind  durchgehends  nicht  nur  die  Gesetzgebungen  der  kleinem 
Staaten  Luxemburg,  Monaco,  San  Marino,  Malta,  Montenegro, 
Bosnien  u.  Hercegovina,  sondern  auch  die  mehrerer  Staaten 
mittlerer  Gröfse  (wie  Portugal,  Griechenland,  Türkei,  Rumä- 
nien, Serbien,  Bulgarien)  nicht  berücksichtigt  worden. 


X  Vorwort. 

biens  und  Bnmäniens  sowie  des  bulgarischen  Entwurfs 
von  1888  leistete  uns  Herr  Assessor  Dr.  E.  Rosen feld  in 
Halle  durch  seine  in  liebenswürdigster  Weise  zur  Verfügung 
gestellten  Sprachkenntnisse  sehr  wesentliche  Dienste.  Noch 
einige  Zeit  vor  der  offiziellen  Ausgabe  übermittelte  uns  Herr 
Verlagsbuchhändler  Otto  Liebmann  in  Berlin  ein  Exemplar 
des  I.  Bandes  der  „Strafgesetzgebung  der  Gegenwart",  und 
es  braucht  wohl  kaum  betont  zu  werden,  dafs  dieses 
Werk  unsere  Arbeit  trotz  des  damals  schon  verhältnismäfsig 
vorgeschrittenen  Stadiums  des  Manuskripts  doch  noch  sehr 
erheblich  zu  fördern  und  zu  erleichtern  vermochte.  Denn  sind 
auch  in  jenem  ersten  Bande  zunächst  nur  die  Strafgesetze  der 
europäischen  Staaten,  und  zwar  nur  in  synthetischer,  noch  nicht 
in  analytischer  Weise  behandelt  worden  ^•),  so  bildet  er  doch 
bereits  eine  reiche  Fundgrube  interessanter  Einzelheiten  und 
einen  treflflichen  Leitfaden  für  die  Benutzung  der  verschiedenen 
Gesetzbücher  selbst.  Mit  mehreren  andern  Kritikern  bedauerten 
wir  nur,  dafs  die  Bearbeitung  der  einzelnen  Länder  dem  äufsern 
Umfange  nach  so  wenig  gleichmäfsig  ausgefallen  ist*®). 

Längere  Zeit  waren  wir  unschlüssig,  ob  wir  den  Kreis 
der  zu  vergleichenden  Strafgesetzgebungen  auch  noch  über 
die  europäische  Staatengruppe  *^)  hinaus  erweitern  sollten,  da 


19)  Vgl.  Stooss  in  d.Z.  für  Schweiz.  Strafrecht  Bd.  VHS.  307.  Die 
einstweilen  nur  probeweise  behnfs  Orientierung  über  die  Einrichtung  der 
spätem  Bände  separat  veröffentlichte  Broschüre  über  „Die  Tötungen** 
(=  Bd.  IV,  Abschnitt  1  des  ganzen  Werkes)  von  Dr.  £.  Rosen  feld 
gewährte  uns  gleichfalls  für  mehrere  Materien  der  Darstellung  eine 
wesentliche  Unterstützung. 

20)  Vgl.  z.  B.  bes.  betr.  Griechenlands:  Stooss  i.  d.  Z.  für 
Schweiz.  Strafrecht  Bd.  VII  S.307;  betr.  Frankreichs:  Feilsch  im 
Jurist.  Litteraturblatt.  Jahrg.  1893  (Bd.V)  Nr.  7  S.  129,  130;  s.  jedoch 
dazu  auch  v.  Liszt  in  StGG.  I  („Zur  Einführung'*)  S.  XVII. 

21)  Die  z.  Zt.  geltenden  Strafgesetze  Europas  konnten  in  Voll- 
ständigkeit benutzt  werden.  Auf  das  Strafrecht  Islands  ist  deshalb 
nicht  näher  eingegangen,  weil  dieser  Staat  zwar  „zu  einem  grofsen 
Teil  seine  besondere  Gesetzgebung  hat",  die  Bedeutung  derselben 
aber  „auf  strafrechtlichem  Gebiete  im  Wesentlichen  doch  nur  formell** 
ist,  „indem  das  allgemeine  bürgerliche  Strafgesetzbuch  für  Island  vom 
26.  Juni  1869  in  allen  Hauptsachen  vollkommen  mit  dem  (dänischen 
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es  uns  trotz  aller  Bemühungen,  selbst  im  Wege  des  Buchhan- 
dels, nicht  gelingen  wollte,  den  Text  der  aufsereuropäisehen 
Gesetze  in  annähernder  Vollzähligkeit  zu  beschaffen.  Schliefs- 
lich  entschieden  wir  uns  aber  doch;  wenngleich  mit  dem  Be- 
wuftsein,  in  dieser  Beziehung  nur  ein —  vielleicht  später  ein- 
mal zu  ergänzendes  —  Bruchstück  zu  liefern;  dafttr,  einige 
besonders  wichtige  bezw.  interessante  Legislationen  fremder 
Erdteile  aus  der  uns  zugänglich  gewesenen  beschränkten  Zahl 
derselben  für  die  Darstellung  neben  den  europäischen  Rechten 
fortwährend  vergleichend  heranzuziehen.  Es  sind  dies  das  in 
mehrfacher  Beziehung  höchst  originelle  mexikanische  Straf- 
gesetzbuch vom  Jahre  1871  (mit  Novelle  von  1884)"),  die 
dem  englisch-amerikanischen  Rechtsgebiete  angehörenden  Ge- 
setze für  Englisch-Indien  und  den  Staat  New-York 
sowie  die  mehr  oder  weniger  direkt  vom  französischen  Code 
p^nal  beeinflufsten  Kodifikationen  von  Niederländiscb- 
Indien^'),  Japan,  Ägypten  und  den  Eongostaat.  Endlich 
wurde,  besonders  in  Anbetracht  der  Gröfse  seines  räumlichen 
Herrschaftsgebiets,  auch  noch  das  Strafrecht  Chinas  berück- 
sichtigt, obwohl  es  ja  der  Sache  nach  eigentlich  einer  viel 
frühem  Zeitepoche  entstammt,  als  die  meisten  übrigen  gegen- 
wärtig geltenden  Strafgesetze"). 

StGB.)  von  1866  tibereinstimmt**  Olrik  in  StGG.I  S.  224.  Das.  auch 
über  die  Strafrechtsverhältnisse  in  Grönland.  —  Dafs  wir  die 
Strafgesetzgebimg  Deutschlands,  besonders  auch  hinsichtlich  der 
geschichtlichen  Entwicklung,  gegenüber  derjenigen  der  übrigen  euro- 
päischen Staaten  in  den  Vordergrund  stellten,  wird  man  bei  einem  in 
Deutschland  erscheinenden  Werke  nur  begreiflich  finden.  Auch  hätte 
das  Buch  einen  übermäfsigen  Umfang  gewonnen,  wenn  z.  B.  die  frühern 
italienischen  Partikularrechte  in  derselben  Ausführlichkeit,  wie 
diejenigen  Deutschlands  behandelt  wären.  In  dem  Abschnitt  über  die 
neuere  Zeit  (S.  389  ff.)  wurden  daher  nur  ausnahmsweise  auch  gegen- 
wärtig nicht  mehr  geltende  aufserdeutsche  Gesetze  (wie  —  abgesehen 
von  denjenigen  der  schweizer  Kantone  —  bes.  die  für  Sardinien  1839, 
Italienl859,  Spanien  1848  u.Burslaud  1845)  in  Betracht  gezogen- 

22)  Vgl.  darüber  Eisenmanni.d.Z.  f.d.ges.Strafr.-Wiss.Bd.XlV 
S.  19  ff. 

23)  Gber  einen  im  Jahre  1891  veröffentlichten  neuen  Entwurf  für 
Niederländisch- Indien  s.  van  Hamel  in  StGG.  I  S.  203. 

24)  Vgl.  darüber  K  o  h  1  e  r ,  Das  chines.  Strafrecht.  Wtirzb.  1 886  S.  11 . 
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Einige  Erläuterungen  bedarf  wohl  noch  der  Umstand,  dafs 
neben  dem  thatsächlich  zu  Recht  bestehenden  Gesetzesmateriäl 
auch  die  Vorschriften  mehrerer  nicht  (oder  doch  zur  Zeit 
noch  nicht)  zum  Gesetz  erhobener  Entwürfe  angeführt 
worden  sind.  Der  Gesichtspunkt  für  die  Auswahl  derselben 
war  ein  doppelter.  Einmal  nämlich  schien  es  uns  geboten, 
für  jene  Länder,  welche  es  bisher  überhaupt  nicht  zu 
einem  kodificierten  Strafrecht  oder  doch  wenigstens  nicht 
zu  einem  selbständigen  Gesetzbuche  gebracht  haben,  die 
behufs  Ausfüllung  dieser  Lücken  aufgestellten  Entwürfe  zu 
berücksichtigen;  sodann  aber  glaubten  wir  auch  wenigstens 
die  wichtigsten  derjenigen  gesetzgeberischen  Arbeiten  nicht 
unerwähnt  lassen  zu  dürfen,  welche  daraufgerichtet  sind,  den 
Ersatz  für  ein  zwar  bereits  vorhandenes,  aber  hinter  den  An- 
forderungen der  neuern  Zeit  zurückgebliebenes  Gesetzbuch 
zu  liefern.  In  die  erste  Gruppe  gehören  u.  a.  der  im  Jahre 
1808  von  Freiherm  v.  Eggers  ftlr  Schleswig-Holstein 
ausgearbeitete  Plan  eines  peinlichen  Gesetzbuchs  (s.  S.  104  ff. 
Anm.  239)  sowie  aus  der  neuem  Zeit  die  Entwürfe  für  die 
freie  und  Hansestadt  Bremen  aus  den  Jahren  1861  u.  1868^^), 
für   England  (1878)"),    Kroatien  (1879)«")»  Bulgarien 


25)  In  Schleswig- Hol  stein  galt  bis  znr  Einführung  des  preu- 
fsi sehen  Strafgesetzbuchs  von  1851  (durch  Verordnung  vom  25.  Juni 
1807),  in  Bremen  bis  zur  Einführung  des  deutschen  Reichs  Straf- 
gesetzbuchs der  Hauptsache  nach  bekanntlich  noch  das  sog.  gemeine 
Strafrecht.  Vgl.  v.  Wächter,  Beilagen  zu  Vorlesungen  über  das 
deutsche  Strafrecht.    Leipzig  1881,  S.  184  u.  188. 

26)  Der  von  Sir  James  Stephen,  „dem  bedeutendsten  aller 
englischen  Kriminalisten**,  auf  der  Grundlage  seines  „Digest  of  the 
Criminal  Law"  verfafste  Entwurf  von  1878  (Criminal  Code  [Indictable 
Offences]  Bill)  wurde  nach  Prüfung  durch  eine  Kommission  in  etwas 
veränderter  Gestalt  1879  dem  Parlamente  vorgelegt  Er  ist  jedoch  zu 
den  Akten  gelegt,  und  gegenwärtig  „erscheint  eine  Kodifikationsarbeit 
aussichtsloser  als  vor  14  Jahren''.    Schuster  in  StGG. IS.  616. 

27)  V.  Wlassics  in  StGG.  I  S.  184:  „Das  (in  Kroatien- 
Slavonien)  gültige  Strafrecht  ist  im  Strafgesetzbnche  über  Ver- 
brechen, Vergehen  und  Übertretungen  vom  27.  Mai  1852  kodificiert. 
Dieses  Strafgesetzbuch  ist  mit  dem  in  Österreich  geltenden 
Strafgesetzbuche  identisch**,  das  nur  durch  vereinzelte  neuere  Ge- 
setze Veränderungen  erfahren  hat. 
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(1888)'*),  fttr  den  schweizer  Kanton  Uri  (1894)  *•)  und  der  von 
S^toosB  verfafste  schweizerische  Entwurf,  welcher  die 
Grandlagen  eines  bisher  fehlenden  einheitlichen  Strafgesetz- 
buchs für  die  ganze  helvetische  Republik  zu  schafifen  bezweckt'^). 
Der  zweiten  Klasse  sind  dagegen  die  Projekte  fUr  Rufs' 
land  (seit  1882)^^),  Österreich  (schon  seit  1861,  zuletzt 
von  1889,  1891  und  1893  [AusschnssunträgeJ)'')  und  für  den 
Kanton  Aargau  (1892)")  zuzurechnen. 


28)  Auch  „Bnlgarien  besitzt  bislang  (noch)  kein  eigenes  Straf- 
gesetzbnch  fttr  Verbrechen  und  Vergehen..  ..  Das  eigentliche  und 
gegenwärtig . . .  Gesetzeskraft  besitzende  StG.  fUr  Verbrechen  und  Ver- 
gehen ist  das  türkische  StGB,  vom  28.  Zilhidz^  1274  nach  moham- 
medanischer Zeitrechnung  (1857)  mit  den  Ergänzungen  v.  18.  Djema- 
ziulewel  u.  19.  Rebjul-Akhir  1284  u.  4.  Muharem  1286  (1864—1860)", 
wovon  eine  amtliche  bulgarische  Übersetzung  1867  in  Rustschuk  er- 
schienen, die  1892  verbessert  und  ergänzt  wurde.  Schischmanov  in 
StGG.  I  8.  331  u.  Anm2.  Der  vom  Justizminister  Stojlov  auf  Grund 
des  holländischen  und  ungarischen  Strafgesetzbuchs  ausgearbeitete 
Entwurf  von  1888  wurde  infolge  der  Haltung  der  Deputiertenkammer 
wieder  zurückgezogen.    Schischmanov  a.  a.  0.  S.  332. 

29)  Über  diese  von  Prof.  Pfenninger  in  Zürich  angefertigte, 
nach  Form  wie  Inhalt  höchst  eigenai'tige  und  vielfach  auf  das  „alte 
Hecht"  zurückgreifende  Arbeit  s.  u.  a.:  Gerichtssaal  Bd.  L  (1895) 
S.  465.  Über  das  nichtkodificierte  Becht  in  Uri  vgl.  Stooss,  Grund- 
züge I  S.  105  ff. 

30)  Die  bis  1894  erschienene  Litteratur  über  diesen  Entwurf  ist 
im  Wesentlichen  von  v.  Lilienthal  ind.Z.  fttr  die  ges.  Strafr-Wiss. 
Bd.  XV  S.  97  Anm.  1  zusammengestellt.  Dazu  noch  Lammasch  in 
d.  Z.  für  Schweiz.  Strafr.  VIII  (1895)  S.  121  ff.  und  (ttber  den  neuesten 
Stand  der  Arbeiten  nach  den  Beratungen  der  eidgenössischen  Experten- 
Kommission)  Gre teuer  im  GS.  Bd.  LI  (1895)  S.  458  ff. 

31)  Vgl.  dazu  Foinitzki  in  StGG.  I  S.  281  und  (ttber  den 
neuesten  Stand  der  Arbeiten)  Gretener  in  GS.  Bd,  LI  S.  464  ff.  — 
Über  die  Schicksale  des  neuen  StGBs.  v.  1889  fttr  das  GrofsfÜrstentnm 
Finnland  (wo  bisher  der  veraltete  schwedische  Codex  v.  1754  in 
Geltung  war)  s.  unten  die  Fufsnote  auf  S.  12  des  Textes. 

32)  Vgl.  ttber  die  „bis  jetzt  wahre  Sisyphusarbeit  gebliebenen 
Entwürfe«  Österreichs  behufs  Ersatz  des  veralteten  StGBs.  von  1852 
jetzt  bes.  Hiller  in  StGG  I  S.  158—161. 

33)  Vgl.  darüber  u.a.  Zttr eher  und  Gretener  i.  d.  Z.  fUr  Schweiz, 
Strafr.   Bd.  VI  (1893)  S.  67  ff.  u.  221  ff.  —  Die  neuen  Entwttrfe   für 


XIV  Vorwort. 

Die  änfsere  Einrichtung  der  vorliegenden  Abteilung 
entspricht  im  Wesentlichen  ganz  derjenigen  der  frühem  Teile. 
Es  ist  daher  auch  diesem  Kapitel  ein  ausführliches,  wenn- 
gleich nicht  auf  absolute  Vollständigkeit  Anspruch  erhebendes, 
Quellen-  und  Litteratur -Verzeichnis  vorangeschickt.  In  dem- 
selben wurden  die  Rechtsquellen  nebst  ihrer  Spezial-Litteratur 
(A)  zunächst  nach  drei  geographisch  bestimmten  Gruppen 
(I.  Deutschland,  einschliefslich  Österreichs;  IL  die  übrigen 
europäischen  Staaten;  III.  auf  sereuropäische  Staaten)  geordnet, 
während  die  weitere  Reihenfolge  der  einzelnen  Gesetze  inner- 
halb der  gröfsern  I.  und  IL  Gruppe  eine  streng  chrono- 
logische ist.  Mit  Rücksicht  auf  die  ausführlichen  Litteratur- 
angaben  über  die  europäischen  Strafgesetzbücher  in  Band  I 
der  „Strafgesetzgebung  der  Gegenwart"  konnte  in  dieser  Be- 
ziehung eine  erhebliche  Mafsbeschränkung  beobachtet  werden. 
In  der  sonstigen  Litteratur  (B)  wurden  der  Übeisichtliehkeit 
wegen  die  gröfsern  Sammelwerke  und  Schriften  über  mehrere 
Strafgesetzgebungen  (I),  die  Hand-  und  Lehrbücher  des  Straf- 
rechts (II),  die  Abhandlungen  allgemeinern  Inhalts  (III)  und  die 
Monographieen  über  einzelne  Materien  des  allgemeinen  und  des 
besondein  Teils  des  Strafrechts  (IV  u.  V)  zwar  getrennt,  sonst 
aber  ebenfalls  in  rein  chronologischer  Folge  aufgeführt.  Der 
Umstand,  dafs  in  der  Gruppe  IV  (S.  16,  17)  mehrere  auch 
weniger  hervorragende  Schriften  über  einzelne  neuerlich  de 
lege   ferenda    vorgeschlagene    Einrichtungen    speziell    citiert 


Spanien  (1880—1887),  die  zur  Zeit  übrigens  wieder  zurückgelegt  sind 
(s.  Rosenfeld  in  StGG.  I  S.  502),  und  für  Norwegen  (s.  Getz  in 
StGG.  I  S.  227)  waren  uns  leider  nicht  zugänglich.  Für  Norwegen 
konnte  jedoch  Einiges  aus  dem  Aufsatze  von  Lamm asch  in  d.  Z.  für 
die  ges.  Strafr-Wiss.  Bd.  XIV  (1894)  S.  505  ff.  geschöpft  werden.  — 
Nur  behufs  Verdeutlichung  der  historischen  Entwicklung  des  preu- 
fsishen  Bechts  wurde  auch  auf  den,  dem  preufs.  ALR.  v.  1794  vorauf- 
gehenden Entwurf  von  1784  ff.  sowie  auf  die  verschiedenen  Vorarbeiten 
für  das  preufsische  StGB.  v.  1851  Bücksicht  genommen;  ebenso  fUr 
Bayern  auf  die  Entwürfe  Kleinschrods  v.  1802,  Feuerbachs 
V.  1810  und  zum  Teil  auch  auf  die  spätem  gesetzgeberischen  Produkte 
aus  den  Jahren  1822,  1827  u.  1831.  Aus  dem  gleichen  Grunde  wurde  an 
einigen  Stellen  auch  des  hannoverschen  Entwurfs  von  1825  neben 
dem  Eriminalgesetzbuche  von  1840  gedacht. 


Vorwort  XV 

worden,  während  andere  bedeutendere  Arbeiten  ähnlicher  Art 
(wie  2.  B.  Wach,  Die  Reform  der  Freiheitsstrafe)  nicht  ge- 
nanntsind, erklärt  sich  einfach  daraus,  dafsinden  angefahrten 
Abhandinngen  den  Vorschriften  der  —  im  vorliegenden  Kapitel 
ja  allein  berücksichtigten  --  geltenden  Gesetze  eine  besondere 
Beachtung  geschenkt  worden  ist.  Die  erst  während  des  Druckes 
des  Manuskripts  erschienenen  und  daher  in  die  Litteratur- 
Übersicht  noch  nicht  mit  aufgenommenen  Schriften  von  Richard 
Schmidt  über  „Die  Aufgaben  der  Strafrechtspflege^  und 
R.  y.  Hippel  über  „Die  strafrechtliche  Bekämpfung  von 
Bettel,  Landstreicherei  und  Arbeitsscheu^  konnten  doch  für 
die  einschlägigen  Partieen  des  Textes  noch  benutzt  werden. 
Dagegen  mufsten  einige  Stellen  aus  dem  Buche  von  AI. 
Löffler,  „Die Schuldformen  des  Strafrechts  etc."  (I.I.Leipzig 
1895)  in  die  „Berichtigungen  und  Zusätze'^  verwiesen  werden. 

Die  eigentliche  Darstellung  zerfällt  bei  genauerer  Betrach- 
tung in  drei  Unterabschnitte,  indem  zunächst  einleitungsweise 
(S.  18— 43)  eine  kurze  allgemeine  Charakteristik  des  Ent- 
wicklungsgangs der  Strafgesetzgebung  seit  der  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  bis  zur  Neuzeit  (mit  besonderer  Berücksich- 
tigung Deutschlands)  vorangeschickt  ist,  an  welche  sich  dann 
die  speziellere  Betrachtung  der  wichtigsten  altern,  bis  zu  An- 
fang des  19.  Jahrhunderts  erlassenen  Kodifikationen  hinsichtlich 
ihrer  Stellung  zur  Vergeltungsidee  (S.  43—189)  sowie  endlich 
die  Untersuchung  der  neu  ern  Gesetzgebung  (seit  den  dreifsiger 
Jahren  dieses  Jahrhunderts)  auf  den  gleichen  Gegenstand  hin 
anschliefst.  (S.  189 — 639.)  Die  Sonderung  dieser  einzelnen 
Partieen  des  Kapitels  ist  auch  im  Texte,  wenngleich  nicht 
durch  besondere  Ziffern,  kenntlich  gemacht**). 

Während  für  die  Darstellung  der  Vorschriften  der 
altern  Gesetze  (S.  33—189)  sowohl  wegen  ihrer  Wichtigkeit 
als  auch  wegen  ihrer  verhältnismäfsig  geringen  Zahl  noch 
eine  rein  chronologische  Anordung  angebracht  erschien, 
mufste  für  den  letzten  Unterabschnitt  (S.  189  —  639)  auf 
diese  Art   der  Behandlung   des  Stoffes  schon  wegen   seiner 


M)  Im    Inhalts  -  Verzeichnis  wurden    der  Übersichtlichkeit 
wegen  die  drei  Abschnitte  anch  besonders  nummeriert. 


XVI  Vorwort. 

übermäfgigen  FttUe  verzichtet  und  zu  der  allerdings  weit 
mtthsamern  ^Mosaikarbeit"  der  systematischen  Gruppierung 
nach  den  einzelnen  Materien")  geschritten  werden").  Als 
eine  leider  nicht  zu  vermeidende  Folge  dieser  Methode  er- 
scheint das  oft  recht  ungleiche  Verhältnis  zwischen  Text  und 
Anmerkungen,  welche  letztere  zuweilen  einen  derartigen  Um- 
fang annahmen,  dafs  der  eigentliche  Text  mehrere  Seiten  lang 
nur  aus  einer  einzigen  Zeile  besteht.  Da  wir  uns  nun  zu  dem 
Weglassen  auch  noch  dieser  einen  Zeile  über  den  Notentext 
aus  ästhetischen  Gründen  nicht  entschliefsen  konnten,  so  ent- 
stand die  weitere  Mifslichkeit,  dafs  die  Stellung  der  Noten- 
ziffern sich  in  einigen  Fällen  nicht  genau  mit  der  Seite  ihrer 
Anfuhrung  im  Texte  deckt.  Indessen  hielten  wir  dies  immer- 
hin noch  für  weniger  hinderlich  bei  der  Lektüre,  als  wenn 
die  gesamten  Anmerkungen  —  wie  es  ja  neuerdings  auch  in 
juristischen  Werken  gebräuchlich  geworden  —  gemeinschaft- 
lich am  Schlüsse  des  Buches  angefttgt  sind,  da  hierdurch  ein 
fortwährendes  Hin-  und  Herblättern  erforderlich  wird. 

Die  schon  in  den  frühern  Abteilungen  unseres  Buches  (so 
bes.in  Abtlg.  I  S.  17  ff.  u.  AbtIg.  II  Vorwort  S.  Vu.  Anm.4)  genauer 
dargelegte  Auffassung  der  „Idee  der  Wiedervergeltung"  legten 
wir  im  Wesentlichen  auch  der  Darstellung  des  vorliegenden 
Kapitels  zu  Grunde.  Auf  mehrere  dagegen  inzwischen  von 
einzelnen  unserer  Kritiker^')  erhobenen   Einwände   und  damit 


35)  Über  das  Mühsame  solcher  Znsammenstellungen  s.  u.  a.  S  tooss 
i.  d.  Z.  für  Schweiz   Strafr.  Bd.  VII  S.  313  ff. 

86)  Eine  bestimmte  Beihenfolge  der  einzelnen  Gesetzgebungen 
wurde  von  uns  nur  insofern  beobachtet,  als  regelmäfsig  zuerst  die 
deutschen  Patikulargesetzbücher,  s o d a n n  die  Gesetze  der  s c h w e i - 
zerischen  Kantone,  darauf  die  übrigen  europäischen  und  zu- 
letzt die  aufsereuropäischen  Bechte  angeführt  sind,  aufserdem  auch 
öfter  wohl  noch  die  vom  französisqhen  Becht  beeinflufste  nord- 
und  Süd-  romanische  Staatengruppe  als  solche  zusammengestellt  ist 
Im  Übrigen  war  eine  von  vornherein  bestimmte  Beihenfolge  der  Ge- 
setze nach  Gruppen  wegen  der  sehr  verschiedenen  Begelung  der  ein- 
zelnen Materien  in  ihnen  nicht  gut  durchführbar.  Vgl.  über  das 
Schwierige  bezw.  Willkürliche  solcher  Gruppeneinteilungen  auch 
v.Liszt  in  StGG.I  S.  XII. 

37)  Von  Anzeigen  und  Besprechungen   unseres  Buches  in  Zeit- 


Vorwort  XVn 

yerbnadene  Kontroversen  kann  an  dieser  Stelle  niebt  näher 
eingegangen   werden'^).     Nor   einen  Pankt    möehten    wir 


acbriften  sind  den  in  Abtlg.  ir,  Vorwort  8.  V  Anm.  4  und  8.  X  Anm.  17 
bereits  erwähnten  bes.  noch  hinzuzufügen :  a)  Aber  AbtIg.  hZoelleri.  d. 
Jahresberichten  über  die  Fortschritte  der  klass.  Altertumswissenschaft, 
Jahrg. 20  (1892)  Bd. 73  Abtlg. 3  8. 216,  217;  b)  über  Abtig. I  und  II:  Ort- 
loff  im  Jurist. Litteraturblatt,  Jahrg.  1892  (Bd.lV)Nr.6  8.115-117; 
Merkel  in  der  Deutschen  Litteraturzeitung,  Jahrg.  1892,  Nr.  43, 
8.  1401  ff.;  B.  i.  d.  Z.  fUr  internationales  Privat-  und  8trafrecht  Bd.  IE 
(1892)  8.540;  Kleinfeller  im  Archiv  fttr  Öffentliches  Recht  Bd.  VII 
(1892)3. 463, 464 ;  U II m an n n  in  der  Krit.  V. J.8chrift  für  Gesetzgebung 
u.  Bechtswissenschaft,  N.F.  Bd.  XVI  (1893)  S.  050—553;  Dzr.  in  den 
Blättern  für  Gefängniskunde  Bd.  XXVII  (1893)  S.  280,  281;  Lauter- 
burg in  d.  Z.  für  Schweiz.  8trafr.  Bd.  VI  (1893)  8.  158,  159;  Dr. 
Kö'nnberg  in  der  Mecklenbiu-gischen  Zeitschrift  flir  Rechtspflege  u. 
BechUwissenschaft  Bd.  XII  (1894)  8.  217—219;  t.  Hippel  in  d.  Z. 
far  die  ges.  Strafr.-Wiss.  Bd.  XIV  (1894)  8.  92  ff.;  c)  nur  tiber 
Abtig.  II:  Kleinfeller  im  Gtorichtssaal  Bd.  XLVI  (1892)  8.  819, 
320;  Litterarisches  Contralblatt  fttr  Deutschland,  Jahrg.  1892  Nr.  37 
S.  1326  ff. 

38)  Betr.  des  namentlich  von  R.  Schmidt  (Die  Aufgaben  der 
Strafrechtspflege  S.67  ff.  u.  bes.  S.  79  Anm.  1, 99  u.  Anm.  2)  sowie  auch  von 
R ö  n  n  b  e  r g  (in  d.  Mecklenb.  Zeitschr.  fUr Rechtspflege  etc.  Bd.  XII  S.  218) 
gegen  uns  erhobenen  Vorwurfs  einer  Vermischung  von  „Vergeltung** 
und  „Genugthuung''  sei  hier  nur  bemerkt,  dafs  wir  uns  für  die  Auf« 
fassnng  des  Verhältnisses  dieser  Begriffe  zu  einander  auf  Altmeister 
Bern  er  berufen  können.  Wenn  man  mit  diesem  (Lehrbuch,  12.  Aufl. 
8.29,30}  dieGenugthuung  als  „die  unmittelbare  Wirkung  der 
Vergeltung**  betrachtet,  so  ist  man  sicherlich  auch  berechtigt, 
in  einem  der  Vergeltnngsidee  gewidmeten  Buche  einige  vorwiegend 
auf  Genügt h nun g  (des  Verletzten)  abzielende  kriminelle  Institute 
zu  behandeln.  Richtig  ist  es  zwar,  wenn  die  genannten  Schriftsteller 
hervorheben,  „dafs  Genugthuung  nur  mit  RUsksicht  auf  den  Ver- 
letzten, Vergeltung  nur  mit  Rücksicht  auf  den  Verbrecher 
gedacht  wird**  (Rönnberg  a.  a.  0.  S.  218.)  Dagegen  scheinen  sie 
uns  zu  einseitig  die  ansschliefsliche  Beziehung  der  Genugthuung  auf 
das  verletzte  Einzel -Individuum  zu  betonen  und  gelangen  infolge- 
dessen dazu,  durchgehends  nur  von  einem  „naturalistischen"  oder  gar 
„animalischen"  „Genngthuungs triebe"  zu  sprechen  (Schmidt,  a. a. 0. 
8.  75,  76,  151  und  sonst  öfter),  dessen  Zweck  als  „in  seiner  sittlichen 
AchtungswUrdigkeit  problematisch"  (Schmidt,  8.  78),  ja  wohl  auch 
geradezu  als  „unsittlich"  bezeichnet  wird  (Rönnberg,  a.a.O. 8.218). 
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XVIII  Vorwort. 

jedoch  auch  hier  etwas  ansftahrlicher  bertthren,  da  er  uns  fUr 
die  ganze  Beurteilung  unserer  Ansichten  von  mafsgebender 
Bedeutung  erscheint.  Es  ist  dies  die  Interpretation  und  Auf- 
fassung des  zweifellos  verschiedener  Deutungen  fähigen  Aus- 
drucks „Wiedervergeltung".  R,  Schmidt  erhebt  in  seiner 
schon  mehrfach  angeführten  Schrift  über  „Die  Aufgaben  der 
Strafrechtspflege"  (S.  111  Anm.  3)  gegen  uns  den  Vorwurf, 
durch  unsere  Monographie  dem  Vorurteile  Vorschab  geleistet 
zu  haben,  „als  erschöpfe  sich  in  der  ,Wiedervergeltung^  die 
praktische  Bedeutung  des  Vergeltungsprinzips".  Dieses  Vor- 
urteil müsse  abgelegt  werden,  und  es  sei  an  der  Zeit,  „sich 
endlich  einmal  gründlich  von  dieser  unechten  Idee  der  Ver- 
geltung, von  diesem  Gedanken  der  ,Wiedervergeltung*  oder 
Talion  loszusagen".  (S.  111.)  Dem  gegenüber  sei  hier  noch 
einmal  (vgl.  schon  Abtlg.II,  Vorwort  S.V  Anm.  4)  ausdrück- 
lich erklärt,  dafs  wir  den  Begriff  „Idee  der  Wiedervergeltung" 
bezw.  auch  nur  das  Wort  „Wiedervergeltung"  niemals  —  wie 
Schmidt  es  offenbar  thut  —  schlechthin  mit  der  „Talion" 
IdentiHciert  haben.  Dafs,  wie  wir  zugeben,  in  den  bisher  er- 
schienenen Kapiteln  unseres  Werkes  gerade  die  mit  der  T  a  1  i  o  n  s  - 
Vorstellung  zusammenhängenden  Formen  der  Vergeltungsidee 
besonders  in  den  Vordergrund  getreten,  hängt  eben  mit  den 


Gegenüber  diesen  Anschauungen  möchten  wir  daran  erinnern,  dafs 
als  durch  Verbrechen  verletzt  auch  die  Gesamtheit  der 
Staatsbürger  erscheinen  kann,  nnd  dafs  auch  diese  als  solche  zwar 
nicht  einen  Genngthunngs trieb,  wohl  aber  das  Gefühl  oder  die 
Empfindung  einer  Genugthunng  —  und  diese  Bezeichnungen  dürften 
im  Gegensatze  zu  dem  Vergeltungs-  bezw.  Rachetriebe  wohl 
vorzuziehen  sein  —  über  die  dem  Thäter  widerfahrene  Bestrafung  haben 
kann.  Von  dieser  Art  der  Genugthuung  aber  —  für  die  es  u.  E. 
leider  in  der  deutschen  Sprache  an  einem  geeigneten  Schlagworte 
fehlt  —  wird  man  kaum  sagen  können,  dafs  sie  unsittlich  sei,  sondern 
eher  umgekehrt,  dafs  sie  „von  tiefer,  sittlicher  Bedeutung**  und 
„nicht  gering«  zu  „veranschlagen**  ist.  (Berner,  a.  a.  0.  S.  30).  — 
Für  nur  von  untergeordneter  Bedeutung  halten  wir  die  in  den 
Kritiken  unseres  Buches  auch  wohl  erörterte  Frage  nach  der  engem 
oder  weitem  Ausdehnung  des  Begriffs  der  sog.  analogen  Talion. 
S.  darüber  noch  Näheres  unten  im  Texte  S.  53  Änm.  83. 


Vorwort  XU 

in  Oesetzgebnng  wie  Litteratur  der  dort  geschilderten  ftltem 
Epochen  noch  vorherrschenden  primitiven  Anschanungen  zu- 
sammen.  Immerhin  glaubten  wir  jedoch  öfter,  wie  namentlich 
in  dem  2.  Kapitel  der  II.  Abteilung,  auch  schon  für  die  Ent* 
wicklnng  der  Vergeltnngsidee  in  einem  weitern  Sinne  einiges 
Material  geliefert  zu  haben,  wie  dies  andere  unserer  Beurteiler 
denn  auch  anerkannten.  So  erblickt  z.  B.  ein  anonymer  Recen- 
sent  im  „Litterarischen  Centralblatt  ftlr  Deutschland*'  (Jahrg. 
1892,  Nr.  37  S.  1327)  gerade  in  der  „Durchführung''  einer  tt  b  e  r  den 
Begriff  der  „absolutenTalion"  hinaus  „erweiterten  Auf- 
fassung" der  Idee  der  Wiedervergeltung  ein  „wesentliches  Ver- 
dienst" unseres  Buches,  und  Dr.  Rönnberg  (ind.  Meklenb. 
Zeitschr.  für  Rechtspflege  etc.,  Bd.  XII  S.  218)  bemerkt  in  dieser 
Beziehung:  „Der  Verfasser  will  ttber^die  Idee  der  Wiederver- 
geltung^  schreiben.    Er  beschränkt  sich  indefs   nicht  auf 
Belege  für  die  materielle  und  symbolische  Talion,   sondern 
sucht  auch  abgesehen  davon  in  reichem  Mafse  den  Nach- 
weis des  Prinzips   der  Vergeltung  überhaupt  •  •  •  .  in 
den  einzelnen  Strafrechten  undPhilosophenschriften  zu  liefern  **). 
U.  E.   hätte    deshalb    der   Verfasser,    wenn  er  nicht    etwa 
die    Begriffe    der    Vergeltung   und  Wiedervergeltung  identi- 
ficieren  will,  richtiger  das  Werk  betitelt  als  ,Idee  der  Ver- 
gel  tungS"  Dafs  nun  auch  dieser  Kritiker  an  dem  Titel  unseres 
Buches    bezw.   an    einer  Identifikation   der  Worte    „Vergel- 
tung" und  „Wie  der  Vergeltung"  —  gegen    die  wir  an  sich 
nichts  einzuwenden  hätten  —  Anstofs  nimmt,   erklärt  sich  u. 
E.   aus   einer  im  Laufe   der   letzten  Jahre    allmählich   voll- 
zogenen Wandlung  des  Sprachgebrauchs.  Das  Wort  „ W  i  e  d  e  r  - 
Vergeltung"  ist,  genau  betrachtet,  allerdings  eine  Art  P 1  e  o  n  a  s  - 
mus**),  also  „eine  Überfülle  des  Ausdrucks,  wovon  ohne  Be- 


89)  Aach  Merkel  (in  d.Dentachen  Litteraturzeitnng  1892,  Nr. 43 
S.  1402)  anerkennt  wenigstens  bezüglich  des  2.  Kapiels  unserer  Abtlg.  II, 
dafs  hier  «der  Vergeltungsgedanke  überhaupt  (samt  seinen 
vermeintlichen  Gegensätzen . .)  den  Gegenstand  der  Betrachtung**  bildet. 

40)  S.  Ortloff  im  Jurist.  Litteraturblatt,  Jahrg.  1892  (Bd.  IV) 
Nr.  6  S.  116,  Spalte  2  a.  E.  Vgl.  auch  Grimm,  Deutsches  Wörter- 
buch, Bd.  XII   Lieferung  3  (Leipzig  1889)  S.  407  AT.,  411  s.  v.  „Ver- 

2* 


XSL  Vorwort 

eintrKchtignng  des  Sinnes  etwas  fortbleiben  könnte"  ^^X  welche 
«ich  auch  noch  bei  vielen  ähnlichen  Zusammensetzungen  nach- 
weisen läfst  (man  vgl.  etwa :  „Wiederversöhnung"  [zweier  ver- 
feindet gewesener  Parteien])  und  ohne  Zweifel  mit  dem  unserer 
Muttersprache  eigentümlichen  ängstlichen  Bestreben  zusammen- 
hängt, ^Mifsverständnisse  zu  verhüten,  oft  mehr  als  nötig 
ist"  *^).  Während  sich  nun  die  altern  Kriminalisten  des 
Ausdrucks  „Wiedervergeltung"  wohl  selbst  noch  in  jenem 
weitesten,  ganz  all  gemeinen  Sinne  der  Znfttgung  (irgend) 
eines  Übels  (überhaupt)  fUr  die  Schuld  zu  bedienen  pfleg- 
ten^'), hat  man  offenbar  in  neuerer  Zeit  mehr  und  mehr 
gegen  einen  solchen  weiten  Gebrauch  des  Wortes  Bedenken 
gefunden  und  dasselbe  daher  auf  die  auch  äufserlich  mehr 
hervortretenden  Vergeltungs-Akte,  ja  wohl  gar  nur  auf  die 
eigentliche  Talion  nach  Art  des  mosaischen  „Auge  um  Auge, 
Zahn  um  Zahn"  beschränkt**),  ftlr  alle   andern  Formen  des 


gelten*  und  „Vergeltung«  vbd.  mit  D  a  n.  S  a  n  d  e  r  s ,  Wörterbuch  der  deut- 
schen Sprache  (Leipzig  1860  ff.)  Bd.I  S.Ö77  Spalte  1,  2  s.  v.  «Gelten 
(wiedervergelten  und  Vergeltung)*"  und  Bd.  II  (2.  Hälfte)  S.  1598  Sp.l 
u.  S.  1600  Sp.  1  8.  y.  nwider**  und  «wieder".  —  Ganz  ähnlich  sprechen 
übrigens  auch  die  Engländer  von  „retaliation"  (neben  „talion**). 

41)  D.  Sandersi  Wörterbuch  der  Hauptschwierigkeiten  in  der 
deutschen  Sprache.  (19.  Aufl.  Berlin  1889)  8.  y.  „Pleonasmus*',  S.  227. 

42)  0.  Weise,  Unsere  Muttersprache,  ihr  Werden  n.  ihr  Wesen. 
Leipzig.  1895,  S.  45.  Vgl.  auch  Mushacke,  Pleonasmus  und  Tauto- 
logie in  der  deutschen  Wortzusammensetzung.  Programm.  Hannover. 
1893. 

43)  Als  ein  Beispiel  statt  vieler  sei  daflir  hier  nur  ein  (im  Text 
der  vorliegenden  Abteilung  S.  200  genauer  citierter)  Passus  aus 
den  Motiyen  zum  Kriminalgesetzbuche  für  das  Herzogtum  Braun- 
schweig  V.  1840  (S.147)  angeftihrt^  wo  yondem  „(göttlichen)  Gesetze 
der  Wiederyergeltung"  die  Rede  ist,  „nach  welchem  (im  Gebiet 
der  Sittlichkeit)  ...  der  Schuld  ein  Übel  folgt." 

44)  Wenn,  wie  Merkel  (Vergeltungsidee  und  Zweckgedanke 
S.  35  Anm.  1)  sehr  richtig  bemerkt,  „Manche"  selbst  schon  „bei  dem 
Worte  ^Vergeltung*  nur  an  blutige  Bache,  an  das  ,Auge  um  Auge* 
des  alten  Testaments  oder  an  die  Höllenstrafen  und  ihre  Analoga*" 
denken,  so  kann  es  kaum  Wunder  nehmen,  dafs  bei  dem  Ausdruck 
„Wiederyergeltung"  derartige  Vorstellungen  in  noch  verstärktem 
Mafee  aufzutauchen  pflegen. 


.  Vonrort  ZXI 

Begriffs  dagegen  das  einfachere  und  dehnbarere  Wort  ,, Ver- 
geltung^ zn  verwenden  beliebt. 

Dafs  dieser  Umwandlang  der  genannten  Aosdrttcke  eine 
gewisse  Berechtigung  nicht  abgesprochen  werden  kann,  geben 
wir  gern  zu.  Eine  andere  Frage  aber  ist  es,  ob  „die  An- 
schauung. . .  •  dafs  das  Yergeltungsprinzip  auf  die  Q 1  e  i  c  h  h  e  i  t 
von  Verbrechen  und  Strafe  hinweise^,  wirklich  so  ganz  und 
gar  „zu  den  Toten  geworfen"  werden  mufs,  wie  dies  R. 
Schmidt  (Die  Aufgaben  der  Strafrechtspflege  S.  112)  fordert, 
um  statt  dessen  „den  Begriff  der  Vergeltung  ins  Unfafsbare  zu 
verflüchtigen"**).  Dem  Leser,  welcher  sich  die  Mühe  nicht 
verdriefsen  läfst,  der  Darstellung  in  der  vorliegenden  Abteilung 
unseres  Buches  bis  zu  Ende  zu  folgen,  hoffen  wir  den  Kach- 
weis zu  erbringen,  dafs  die  Vergeltungsidee  auch  in  dem 
neuern  Rechte  der  europäischen  Kulturvölker  trotz  des  Vor- 
herrschens  der  modernen  „Universal-Medizin"  der  Freiheits- 
strafen**) vielfach  noch  in  Formen  auftritt,  bei  welchen  sich 
das  Streben  nach  einer  äufserlicben  Gleichheit  oder  doch 
Oleichartigkeit  zwischen  Delikt  und  Strafe  unschwer  er- 
kennen läfst  «^). 

In  den  Kreisen  des  Volks  hat  bekanntlich  eine  solche 
Zurttckbeziehung  der  Straffolge  auf  die  Missethat  von  jeher 
ganz  besonders  Sympathieen  erweckt**),  und  es  ist  höchst 
wahrscheinlich,  dafs  sich  in  absehbarer  Zeit  die  Anschauungen 
in  dieser  Beziehung   noch   nicht  verändern  werden**).    Wer 

4o)  V.  Lifizt,  Lehrbuch  7.  Aufl.  (1895)   S.  67  Anm.  6  a.  £• 

46)  Dieses  Ausdrncks  bedient  sich  n.  a.  Mittelstadt  in  iL 
Beilageheft  zor  Z.  für  die  gesamte  Strafr.-Wiss.  Bd.  XI  S.  51. 

47)  Für  die  Aufrechterhaltung  einzelner  dieser  Formen  im  heutigen 
Secht,  wie  z.  B.  bes.  der  Geldstrafen  für  Gewinnsuchtsdelikte,  tritt 
zwar  auch  Schmidt  ein,  doch  will  er  dieselben  in  eigentümlicher 
Weise  von  der  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Vergeltungsvorstellung  (im 
bisher  gel&uügen  Sinne)  losgelöst  wissen.  Vgl.  Schmidt  a.a.  0. 
S.  111,  306,  und  darüber  noch  Näheres  unten  im  Texte  S.  557  ff.  Anm.  888. 

48)  Vgl.  darüber  schon  Abtig.  I  S.  9  Anm.  14. 

49)  Sehr  richtig  bemerkt  Berner,  Lehrbuch  12.  Aufl.  S.30,  dafs 
„unsere  Strafrechtspflege  tiefere  Wurzeln  im  sittlichen  Volksbewufst- 
sein"  schlagen  und  „dasselbe  weit  innerlicher  befriedigen'*  würde, 
wenn  gleichsam  „die  Physiognomie  des  Verbrechens  sich  Inder 
Strafe  selbst  ausprägte.* 


XXn  Vorwort 

nun  die  Wirkungen  der  Strafe  und  des  Strafvollzugs  auf  die 
„unorganisierte    Gesellschaft"    oder  das    „Volk"    im  Ganzen 
(im   Gegensatz    zu    denjenigen    auf  den  Verbrecher   selbst) 
in  einem   so  hohen  Mafse  betont,   wie  gerade  Schmidt  es 
thut**),  der  hätte  sich  wohl  auch  gegen  jene  Thatsache  nicht 
verschliefsen  dürfen.    Statt   dessen  meint  dieser  Autor,   dafs 
auch  das  Volk  „bei  seiner  Kritik  der  Strafgröfsen"  „nur  daran" 
denke,  „dafs  die  Höhe  der  Strafe  der  Schwere  des  Delikts 
entsprechen  müsse"   (a.  a.  0.  S.  112),   was  —  mit  Rücksicht 
auf  die  unmittelbar  vorhergehenden  Ausführungen  —  doch  wohl 
soviel  heifsen  soll,  als  dafs  es  dem  Volke  auf  eine  Anpassung 
der  Strafarten  andie  Natur  oder  den  Charakter  der  Misse- 
thaten  nicht  ankomme,    falls  nur  eine  gewisse  „Verhältnis- 
mäfsigkeit"  bei   der  Festsetzung  des  Mafses   der  Strafe  für 
die  verschiedenen   einzelnen  Delikte  beobachtet  wird.    Sollte 
sich  nun  aber  wohl  die  Volksanschauung    befriedigt    fühlen^ 
wenn  eine  zukünftige  Gesetzgebung  etwa  den  planmäfsig  aus- 
geführten vorbedachten  Mord  und  den  in  der  Hitze  des  Affekts 
verübten  Totschlag  in  der  Strafe  nur  durch  die  gröfsere  oder 
geringere  Höhe  einer  und    derselben  Art  der  Freiheits- 
entziehung unterscheiden  würde,  oder  wenn  sie  den  raffinierten 
Betrüger  auf  längere,  den  Dieb,  der  in  Hungersnot  gestohlen, 
auf  kürzere  Zeit   in    die   gleiche   Strafanstalt   schickte? 
Wir  bezweifeln  dies  entschieden,  weil  gerade  das  Volk  auch 
für  di&  Verschiedenheit  der  einzelnen  Strafarten,  insbeson* 
dere  des  für  entehrend  geltenden  Zuchthauses  und  des  leich- 
tern Gefängnisses,  im  allgemeinen  eine  sehr  feine  Empfindung 
besitzt..    Und  auch  „zwischen  dem  rückfälligen  Gewohnheits- 
verbrecher und  dem  nur  durch  besondere  Umstände  zum  Ver- 
brechen  Gedrängten"   unterscheidet  das   Volksbewufstein  — 
wie  Lammasch    treffend   hervorhebt*^)  —  „auf  das   aller- 
sphärfste  und   fühlt  sich,  wenn   dieser  Unterschied  bei  der 
Strafal)messnng  nicht  berücksichtigt  wird,   nicht  nur  nicht 
befriedigt,  sondern  geradezu  verletzt". 


-  50)  S.  darüber  Lammasch  in  d.Z.  f.d.  ges.Strafr-Wiss.  Bd.XV 
S.  633  ff.,  636,  644,  657;  vgl.  auch  Birkmeyer,  ebendas.  Bd.  XVI 
S.  98  Aun.  1. 

51)  Z.  f.  d.  ges.  Straf.-Wis8.  Bd.  XV  S.  461. 


Vorwort.  XXIII 

Eben  diese  Erscheinangen — welche  kein  volkstttmlicher  Ge- 
setzgeber wird  unbeachtet  lassen  dürfen  —  enthalten  nun  aber 
n«E.  gleichzeitig  anch  den  Schlüssel  zur  Lösung  der  Frage  nach 
der  Vereinbarkeit  desVergeltungsprinzipsmit  den  Forderungen 
der  Zweckmäfsigkeit,  der  General-  mit  der  Spezialprävention, 
welche  Schmidt  trotz  seiner  viel  allgemeinem  Auffassung 
der  Vergeltungsidee  so  schroff  verneinen  zu  müssen  glaubt  '^). 
Ein  energischeres  Vorgehen  beispielsweise  gegen  mehrmals  rück- 
fällige Gewohnheitsverbrecher  —  und  sei  es  ev.  selbst  bis  zur 
sog.  Unschädlichmachung  durch  lebenslängliche  Einsperrung 
—  entspricht  nicht  nur  der  äufsern  Zweckmäfsigkeitsrücksicht 
einer  zukünftigen  Sicherung  des  Staates  vor  neuen  ver- 
brecherischen Angriffen,  es  steht  auch  mit  den  Anforderungen 
gerechter  Vergeltung  durchaus  nicht  im  Widerspruch,  da  es 
doch  nur  billig  erscheinen  kann,  dafs  man  gegen  hartnäckige 
und  erwiesenermassen  der  Besserung  unzugängliche  Delin- 
quenten mit  andern  und  schärfern  Mitteln  vorgeht  als  gegen 
den  noch  besserungsfähigen  Neuling  auf  der  Verbrecherlauf- 
bahn. Die  von  den  kriminalistischen  „Reformfreunden^  so  nach- 
drücklich betonte  Forderung,  bei  Ansetzung  und  Ausmessung 
der  Strafe  nicht  nur  die  Schwere  der  objektiven  That,  son- 
dern auch  die  ganze  Persönlichkeit  des  Verbrechers  in  Be- 
tracht zu  ziehen,  bildet  also  bei  genauerer  Betrachtung  gar 
nicht  einen  so  schroffen  Gegensatz  zur  richtig  verstandenen 
Vergeltungsidee,  wie  man  wohl  vielfach  angenommen  hat**). 

52)  Vgl.  bes.  a.  a.  0.  S.  122:  „Vergeltung  einerBeits,  Sicherung 
der  Gesellschaft  vor  dem  Verbrechen  andrerseits  sind  unvereinbare 
Ziele**.  S.  auch  S.  266,  267.  Gegen  die  Aufstellung  dieses  Satzes 
haben  sich  selbst  diejenigen  Schriftsteller  gewendet,  welche  sonst  in 
vielen  Beziehungen  mit  den  Ausführungen  Schmidts  sympathisieren, 
wie  z.B.  R. F rank ,  Freiheitsstrafe,  Deportation  u.  Unschädlichmachung 
(S.  A.  aus  Bd.  I  der  Jahrbücher  für  Kriminalpolitik  und  innere 
Mission)  Giessen  1895,  S.  23  Anm.  1  und  Birkmeyer  i.  d.  Z.  f.  d. 
ges.  Strafr.-Wiss.  Bd.  XVI  S.  97  Anm.  1. 

53)  S.  einerseits:  Schmidt,  Aufgaben  der  Strafrechtspflege 
S.119;  andrerseits:  Lammasch  in  d.Z.f.d.  ges.  Strafr.-Wiss. Bd. XV 
S.  645,  V.  Liszt,  Lehrb.  7.  Aufl.  S.69  u.  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl. 
(1895)  S.  15.  —  Vgl.  jedoch  auch  R.  Frank,  Freiheitsstrafe,  Depor- 
tation und  Unschädlichmachung  S.  24  Anm.  1  a.  £. 


XXIV  Vorwort. 

Ganz  ähnlich  verhält  es  sich  weiter  auch  mit  der  stärkern 
Berttcksiehtignng  des  Motivs  der  einzelnen  strafbaren  Hand- 
lungen^) nnd  einer  gerade  auch  darauf  gestutzten  schärfern 
Unterscheidung  zwischen  den  verschiedenen  Strafarten,  insbeson- 
dere zwischen  Zuchthaus  und  Gefängnis"),  wofHr  uns  neuer- 
dings der  vortreflFliche  schweizerische  Entwurf  von  Stooss 
die  Bahnen  gewiesen  hat").  Wird  sich  nun,  wie  anzunehmen 
ist,  das  Strafrecbt  der  Zukunft  in  der  Richtung  einer  solchen 
„Vertiefung  des  SchuldbegriflFs"  noch  weiter  entwickeln,  so 
darf  man  wohl  auch  mit  v.  Liszt^')  die  Hoffnung  hegen,  dafs 
gerade  eben  hierdurch  allmählich  die  Versöhnung  jener  Gegen- 
sätze herbeigeführt  wird,  welche  wir  zur  Zeit  noch  zwischen 
dem  „kategorischen  Imperativ  der  Vergeltung"  und  den  „Ntitz- 
lichkeitsrttcksichten  der  Politik'^  anzunehmen  gewohnt  sind. 

Glossen,  im  November  1895. 

Der  Verfasser. 


54)  Vgl.  dazu  bes.  LammaBch  inZ.f.  d.ges.  Strafr.-WlBS.  Bd. XV 
S.  647. 

55)  Es  ist  beachtenswert,  dafs  für  die  schärfere  Sonderang 
zwischen  Zuchthaus  und  Gefängnis  —  wie  näher  noch  in  unserer 
Abtlg.  III,  2  darzulegen  ist  —  keineswegs  nur  Verteidiger  der  Vergel- 
tungsidee, sondern  auch  zahlreiche  Anhänger  des  Zweckgedankens 
eingetreten  sind.  —  Auch  an  den  Vorsehlag  der  Einführung  von 
Strafyerschärfungen  (nach  Art.  der  sog.  lex.  Heinze)  ist  hier  zu 
erinnern. 

56)  S.  darüber  bes.  die  Zusammenstellung  der  wichtigsten  ein- 
schlägigen Vorschriften  bei  Lammasch  i.  d.  Z.  für  Schweiz.  Straf« 
recht  Bd.  VIII  (1895)  S.  122  flf.  Zu  vgl.  auch  Derselbe  in  d. 
Z.  f.  d.  ges.  Strafr.-Wiss.  Bd.  XV  S.647  und  die  im  Text  dieser  Abtlg. 
unten  S.  510  Anm.  517  angeführten  Citate.  —  Ober  ähnliche  Bestim- 
mungen des  norwegischen  Entwurfs  s.  Lammasch  in  d.  Z.  f.  d. 
ges.  Straf.-Wiss.  Bd.  XIV  S.  518,  528  ff. 

57)  Lehrbuch  7.  Aiifl.  S.  69,  70.  —  Vgl.  auch  Lammasch  in 
d.  Z.  f.  d.  ges.  Strafr.-Wiss.  Bd.  XV  S.  645. 


Teil  IV. 

Die  Strafgesetzgebung  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  und 

die  Juristische  und  philosophische  Strafrechtslitteratur  von  Kant 

his  auf  die  Gegenwart. 


1.  Kapitel. 

Die  Strafgesetzgebung  Deutschlands  seit  der  Mitte  des 

18.  Jahrhunderts  bis  zur   Gegenwart  mit  yergleichen- 

der   Berücksichtigung   der   Gesetzgebung    der    übrigen 

europäischen  und  einiger  aussereuropäischen  Staaten. 

Benutzte  Quellen  und  Litteratur:  A.  Quellen  und  auf 
dieselben  sich  beziehende  Spezial-Litteratur.  I.  Deutsch- 
land einschlieslich  Ostei'reichs*):  1.  Bayern:  Codex  Juris  Bavarici 
Criminalis  de  anno  MDCCU  (7.  Oktober  1751).  München  1752;  An- 
merkungen über  den  Codicem  Juris  Bavarici  Criminalis  .  .  .  von 
einem  unbenannten  Authore  (v.  Kreittmayr).  München  1752^  Ent- 
wurf zur  neuen  (Bambergischen)  peinlichen  Gesetzgebung,  verfasset 
von  M.  P  f  1  a  u  m ,  .  .  ,  .  wirklichem  Hof-  und  llegierungsrate  etc. 
l.Aufl.  Bamberg  1792,  2.  Aufl.  Erlangen  (Frankfurt  u.  Leipzig)  1793, 
und  dazu:  C.  Gähn,  Beiträge  zur  Quellengeschichte  des  Bamberger 
Civil-  und  Eriminalrechts,  Bamberg  1893,  S.  89  ff. ;  Entwurf  eines  pein- 
lichen Gesetzbuchs  für  die  kurpfalzbaierischen  Staaten,  verfafst  von 
G.  AI.  Kleinschrod,  München  1802;  P.J.A.v.  Feuerbach,  Kritik 
des  Kleinschrodischen  Entwurfs  zu  einem  peinlichen  Gesetzbuche  für 
die  kurpfalzbaierischen  Staaten,  3  Teile,  Giessen  1804;  (Derselbe), 
Entwurf  des  Gctzbuchs  über  Verbrechen  und  Vergehen  für  das  Künig- 


*)  Die  in  der  folgenden  Übersicht  beobachtete  Gruppierung  der 
einzelnen  Staaten  beruht  lediglich  auf  der  chronologis  che  n  Heilten' 
folge  ihrer  Strafgesetzbücher. 

Günther,  Ideo  der  Wiedorvergeltung.   III,  1.  1 
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reich  Baiem.  München  1810;  Allgemeines  Strafgesetzbuch  für  das 
Königreich  Bayern  vom  16.  Mai  1813,  München  1813,  citiert  nach 
M.  S  te  ngl  e  in,  Sammlung  der  deutschen  Strafgesetzbücher,  Qi  Bändch.), 
München  1858,  Bd.  I.  Nr.  1,  S.  23— 164;  Anmerkungen  zum  Strafgesetz- 
buch für  das  Königreich  Bayern.  Nach  den  Protokollen  des  kgl.  ge- 
heimen Rates.  3  Bände.  München  1813/14;  Anselm  Ritter  von 
Feuerbachs  .  .  .  Leben  und  Wirken,  aus  seinen  ungedruckten  Briefen 
und  Tagebüchern,  Vorträgen  und  Denkschriften  veröffentlicht  von 
seinem  Sohne  Ludwig  Feuerbach,  2  Bände,  Leipzig  1852;  Ent- 
wurf des  Stiafgesetzbuchs  für  das  Königreich  Bayern,  München  1822 ; 
Revidierter  Entwurf  des  Strafgesetzbuchs  (nebst  Motiven),  München  1827; 
Entwurf  des  Strafgesetzbuchs  (nebst  Motiven),  München  1831 ;  Sti-af- 
gesetzbuch  für  das  Königreich  Bayern  vom  10.  Nov.  1861,  citiert  nach: 
^Die  Strafgesetzgebung  des  Königreichs  Bayern**,  systematische  Samm- 
lung der  auf  das  Strafrecht  etc.  bezügl.  Gesetze  u.  s.  w.  Erlangen 
1864,  Abtlg.  II,  S.  68-222-,  Ludw.  Weis,  Das  Strafgesetzbuch  ftlr 
das  Königreich  Bayern  .  .  .  erläutert,   2  Bände,   Nördlingen  1863/65. 

2.  Österreioh :  Constitutio  Criminalis  Theresiana  oder  der  Römisch- 

Kaiserl und  zu  Hungarn  und  Böhaim  etc.  Königl.  Apost.  Majestät 

Mariae  Theresiae  .  .  .  peinliche  Gerichtsordnung,  vom  31.  Dez.  1768. 
Ausg.  Wien  1769;  dazu:  Wahlberg,  Bruchstücke  der  Genesis  der 
Theresiana,  in  dessen  gesammelten  kleineren  Schriften  und  Bruchstücken 
über  Strafrecht,  Strafprozefs,  Gefängniskunde  etc ,  Bd.  IL  Wien  1877, 
S.  115 ff. ;  V.  M a as  b  ur  g,  Die  Entstehungsgeschichte  der  theresianischen 
Halsgerichtsordnnng  etc.  Wien  1880.  —  Allgemeines  Gesetz  über  Ver- 
brechen und  deren  Bestrafung  vom  13.  Jan.  1787.  Wien  1787;  Allge- 
meine Kriminalgerichtsordnung  vom  1.  Juni  1788.  Wien  1788;  vgl.: 
Wahlberg,  Die  Revision  der  Theresiana  und  die  Genesis  des 
Josephinischen  Strafgesetzbuchs,  in  dessen  gesammelten  kleineren 
Schriften  etc.,  Bd.  III,  Wien  1882,  S.  Iff.;  F.  Rulf,  Kaiser  Joseph  IL, 
der  Reformator  des  Strafrechts  in  Österreich.  Prag  1882  (=  Samm- 
lung gemeinnütziger  Vorträge  herausgeg.  vom  deutschen  Vereine  zur 
Verbreitung  gemeinnütziger  Kenntnisse  in  Prag,  Nr.  73) ;  G ösar  C antü, 
Beccaria  et  le  droit  p^nal,  öd.  fran^aise  par  Lacointa  et  Delpech. 
Paris  1885,  passim,  bes.  aber  Chap.  XXU— XXIV,  p.  167-222;  Straf- 
gesetz für  Westgallizien  v.  17. Juni  1796,  u. dazu :Kleinschrodim alten 
Archiv  des  Kriminalrechts,  Bd.  I  (1799;  St.  II,  Nr.  XII  S.  114  flf.; 
Gesetzbuch  über  Verbrechen  und  schwere  Polizey-Übertretungen,  vom 

3.  Sept.  1803.  2.  Aufl.  Wien  1815;  Strafgesetz  über  Verbrechen,  Ver- 
gehen und  Übertretungen  (ftlr  den  ganzen  Umfang  des  Reichs  mit 
Ausnahme  der  Militärgrenze)  vom  27.  Mai  1852,  citiert  nach:  Steng- 
lein, Sammlung  etc.  Bd.  III,  Nr.  XII,  S.  15—239;  Ant.  Ritter  von 
Hye-Gluneck,  Des  österreichischen  Strafgesetzes  (über  Verbrechen, 
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Vergehen  und  Übertretungen)  allgemeiner  Theil.  Wien  1855;  vgl.: 
Glaser,  Über  dem  gegenwärtigen  Stand  der  österreichischen  Straf- 
rechtes inSchletters  JahrbUchem  der  deutschen  Rechtswissenschaft 
und  Gesetzgebung  I  (Erlangen  1865)  S.  359  ff.;  Wahlberg,  Der 
Entwicklungsgang  der  neuem  Strafgesetzgebung  in  Österreich,  in 
dessen  gesammelten  kleinem  Schriften,  Bd.  II  (1877)  8. 163  ff.;  Herbst, 
Handbuch  des  allgemeinen  österreichischen  Strafrechts,  2  Bde.,  7.  Aufl. 
Wien  188-2/84;  Chr.  Ritter  d'Elvert,  (Weitere)  Beiträge  zur  öster- 
reichischen Recht sgeschichte  1.  Teil,  Briinn  1888;  Karl  Janka,  Das 
österreichische  Strafrecht.  2.  Aufl.,  durchges.  und  ergänzt  von  Fr.  Rulf, 
Wien  1890;  Aug.  Finger,  Das  österreichische  Strafrecht  mit  Berück- 
sichtigung des  .  .  .  deutschen  RStGBs.  systematisch  dargestellt.  Be- 
sonderer Teil,  I.  Bd.,  1.  Abtlg.  Prag  1891;  Derselbe,  Das  Strafrecht, 
systematisch  dargestellt,  1.  Band  (Allgemeiner  Teil).  Berlin  1894, 
bes.  S.  27—50;  Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  die  Einführung 
eines  Strafgesetzes  Über  Yel'brechen,  Vergehen  und  Übertretungen 
(Regierungsvorlage).  Wien  1891  (=  Nr.  210  der  Beilagen,  zu 
den  stenogr.  Protokollen  des  Abgeordnetenhauses,  XI.  Bess.  1891); 
vgl.  dazu:  Zucker,  Die  neuen  Bestimmungen  des  österreichischen 
Strafgesetzentwnrfs,  im  „(xerichtssaal*'  (abgekürzt  citiert:  (iS)Bd.XLV 
(1891).  S. 413-463  u.  XLVI  (1892)  S.  27-70;  AI  Nicoladoni,  Die 
modernen  Strafrechts theorieen  und  der  neueste  Entwurf  eines  öster- 
reichischen Strafgesetzes.  Wien  1812.  —  Bericht  des  ständigen  Straf- 
gesetzausschusses über  die  Regierangsvorlage  betr.  die  EinfUhrang 
eines  Strafgesetzes  über  Verbrechen,  Vergehen  und  Übertretungen  und 
das  dazu  gehörige  Strafgesetz  ( =  Nr.  709  der  Beilagen  zu  den  stenogr. 
Prot,  des  Abgeordnetenhauses,  XI.  Sess.  1893);  vgl.  dazu:  Zucker, 
Einige  Fragen  des  allgemeinen  Strafrechts  unter  Zugrundelegung  des 
Österreich.  Strafgesetzentwurfes,  im  GS.  Bd.  XLVIII  (1893)  S.  419  ff.; 
Lammasch,  Das  Werk  des  Strafgesetzausschusses,  in  der  Allgem. 
Österreich.  Gerichts -Zeitung,  Jahrg.  XLIV  (1893),  Nr.  18—20  und 
Nr.  41— 51.  8.  Preufsen:  Entwurf  eines  allgemeinen  Gesetzbuchs  für 
die  preussischcn  Staaten  (6  Teile,  Berlin  u.  Leipz.  1784—1789)  I.TeÜ 
3.  Abtlg.,  Titel  VIII,  S.  207  ff.;  Allgemeines  Landrecht  für  die 
preussischen  Staaten  vom  5.  Febr.  1794,  Teil  II,  Titel  XX,  citiert 
nach:  A.  J.  Mannkopf,  Preussisches  Strafrecht  in  einer  Zusammen- 
stellung des  20.  Titels  II.  Teils  des  Allg.  Land-Rechts  mit  den  er- 
gänzenden, abändernden  und  erläuternden  Verordnungen  etc.  Berlin 
1838;  (v.  Arnim),  Bruchstücke  über  Verbrechen  und  Strafen,  3  Teile, 
Frankf.  u.  Leipz.  1803;  v.  Kamptz,  Zusammenstellung  der  drei  Ent- 
würfe des  preussisch.  Strafgesetzbuchs  (aus  den  Jahren  1836—1843). 
Berlin  1844 ;  Strafgesetzbuch  für  die  preussischen  Staaten  vom  14.  April 
1851  (nebst  den  Abweichungen  der  Strafgesetzbücher  für  das  IlQrzog- 
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tum  Anbalt-Bernburg  vom  5.  Febr.  1852  und  ftir  die  Fürsten- 
tümer Wal  deck  und  Pyrmont  vom  15.  Mai  1855),  bei  Stenglein, 
Sammlung  Bd.  III,  Nr.  XI,  S. 41— 160;  Golt dammer.  Die  Materialien 
zum  Strafgesetzbuch  iür  die  preussischen  Staaten  .  .  .  zusammen- 
gestellt und  in  einem  Kommentar  erläutert.  2  Teile.  Berlin  1851/52; 
Ab  egg,  Versuch  einer  Geschichte  der  Strafgesetzgebung  und  des  Straf- 
rechts der  Brandenburg. -Preussischen  Lande.  Berlin  1885  (=  H  i  t  z  i  g'  s 
Zeitschr.  für  die  Eriminalrechtspflege  in  den  preuss.  Staaten  etc. 
1.  Suppl.-Band,  Abt.  I.) ;  Hä Ischner,  Geschichte  des  brandenburg.- 
preussisch.  Strafrechts  Bonn  1855  •,  Derselbe,  System  des  preussischen 
Strafrechts,  2  Bde.  Bonn  1858  u.  1868;  Ad.  Stölzel,  Brandenburg- 
Preussens  Bechts Verwaltung  und  Kechtsvcrfassung,  dargestellt  im 
Wirken  seiner  Landesfürsten  und  obersten  Justizbeamten,  Bd.  II. 
Berlin  1888.  4.  Baden:  Das  grofsherzogl.  badische  Strafedikt  vom 
Jahre  1803,  mit  Erläuterungen  und  Znsätzen  herausgegeben  von 
Rhenanus,  Mannheim  1823;  Strafgesetfcbuch  für  das Grofsherzogtnm 
Baden  vom  6,  März  1845  (durch  Ges.  vom  18.  Okt.  1848  auch  in 
Hohenzollern-Sigmaringen  eingeführt),  bei  Stenglein,  Samm- 
lung Bd.  II,  Nr.  VIII,  S.  21-223^  W.  Thilo,  Das  StGB,  für  das 
Grofsherzogtnm  Baden  mit  den  Motiven  der  Regierung  u.  s.  w  dar- 
gestellt. Karlsruhe  1845.  5.  Oldenburg:  Strafgesetzbuch  für  die 
herzog].  Holstein.-Oldenburgischen  Lande  vom  10.  Sept.  1814,  bei 
Stenglein,  a.  a.  0.,  Bd.  I,  Nr.  II,  S.  11—191;  Strafgesetzbuch  für 
das  Grofsherzogtnm  Oldenburg  vom  3.  Juli  1858,  citiert  nach  der  Aus- 
gabe in  „Das  StGB,  und  die  Strafprozefsordnungen  für  das  Grofs- 
herzogtnm Oldenburg**,  2.  veim.  Aufl.  Oldenburg  1864.  6.  Württem- 
berg: Edikt  über  die  Strafgattungen  und  Straf- Anstalten  von  17.  Juli 
1824,  abgedr.  bei  Reyscher,  Vollständige  Sammlung  der  Württem- 
berg. Gesetze,  Bd.  VII,  AbtIg.  2  (Tübingen  1841),  S.  1182—1207; 
V.  Wächter,  Die  Strafarten  und  Strafanstalten  des  Königreichs 
Württemberg.  Tüb.  1832 ;  Strafgesetzbuch  für  das  Königreich  Württem- 
berg vom  1.  März  1839,  bei  Stenglein,  a.  a.  0.  Bd.  I  Nr.  IV, 
S.  11—180;  Hufnagel,  Kommentar  über  das  StGB,  für  das  Königr. 
Württemberg.  2  Bde.  Stuttg.  1840/42.  7.  Sachsen:  Kriminalgesetz- 
buch für  das  Königreich  Sachsen  vom  30.  März  1838  (im  Wesentl. 
identisch  mit  dem  Kriminalgesetzbuch  für  das  Herzogtum  Sachsen- 
Altenburg  vom  3.  Mai  1841),  bei  Stonglein,  Bd.  I,  Nr.  III,  S.  17 
— 159j  Karl  Friedr.  Günther,  Die  neuen  Kriminalgesetze  für  das 
Königreich  Sachsen,  erläutert  aus  den  Landtagsverhandlungen  von  den 
Jahren  1836  u  1837.  Leipz.  1838^  Schaffrath,  Kommentar  zum 
ersten  und  allgem.  Teile  des  sächs.  Kriminalgesetzbuchs  (=  3.  Heft 
des  Handbuchs  des  sächs.  Strafrechts).  Leipz.  1842  j  Strafgesetzbuch 
für  das  Königr.  Sachsen  vom  13.  Aug.  1855,  bei  Stenglein,  Bd.  III 
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Nr.  XIII,  S.  13—191-,  A.O.  Krug,  Kommentar  zu  dem  StGB,  für  das 
Königr.  Sachsen  von  1855.  Leipz.  1855;  v.  Wächter,  Das  kgl. 
sächsische  und  das  thüringische  Strafrecht.  I.  Stuttg.  1857  *,  Das  revi- 
dierte Strafgesetzbuch  für  das  Königreich  Sachsen  vom  1.  Okt.  18G8. 
Ausg.  Leipzig  1869.  8.  Braunschweig :  Kriminalgesctzbuch  ftir  das 
Herzogtum  Braunschweig  vom  10.  Juli  1840  (im  Wesentl.  identisch 
damit  auch  Kriminal gesetzbuch  ftir  das  Fürstentum  Lippe-Detmold 
vom  18.  Juli  1843).  Ausg.  (von  Breiymar)  „nebst  den  Motiven  der 
herzogl.  Landesregierung  und  Erläuteiningen  aus  den  ständischen  Ver- 
handlungen'', Braunschweig  1840,  (bei  Stenglein,  Bd.  I,  Nr.  V, 
S.  15—144).  9.  Hannover:  Entwurf  eines  Strafgesetzbuchs  ftir  das 
Königr.  Hannover  (v.  1825)  mit  Anmerkungen  von  Dr.  Anton  Bauer, 
Göttingen  1826/28 ;  Allgem.  Kriminalgesetzb.  fUr  das  Königr.  Hannover 
vom  8.  Aug.  1840,  bei  Stenglein,  Bd.  H,  Nr.  VI,  S.  13—198-,  Leon- 
hardt,  Kommentar  über  das  Kriminalgesetzbuch  fUr  Hannover,  2  Bde., 
Hannover  184ß,  1851  10.  Hessen -Darmstadt :  Strafgesetzbuch  für 
das  Grofsherzogtum  Hessen  vom  18.  Okt.  1841,  (eingeführt  auch  in 
Frankfurt  a./M.  am  16.  Sept.  1856  und  in  Hessen-Homburg  am 
22.  März  1859),  bei  Stenglein,  Bd.  II,  Nr.  VII,  S.  27-200;  M.  W. 
A.  Breidenbach,  Kommentar  über  das  grofsherzogl. hessische  Straf- 
gesetzbuch. Allgem.  Teil.  2  Abtign.  Darmstadt  1842/44.  11.  Nassau: 
Strafgesetzbuch  ftir  das  Herzogtum  Nassau  vom  14  April  1849,  bei 
Stenglein,  Bd.IF,  Nr.  IX,  S.  11— 180.  12.  Thüringische  Staaten : 
Sog,  thüringisches  Strafgesetzbuch  von  1850/52  (für  Sachsen-Weimar- 
Eisenach*),  Sachsen-Meiningen*),  Sachsen-C  ob  urg-Gotha,  Anhalt 
[-Dessau  und  -Köthen],  Schwarzburg-Rudolstadt,  Schwarzburg- 
Sondershausen*)  und  Reufsj.  L.),  bei  Stenglein,  Bd.  III, 
Nr.  X,  S.  51—200.  13.  Bremen:  Entwurf  eines  Strafgesetzbuchs  der 
freien  Hansestadt  Bremen  nebst  Motiven.  2  Bde.  Bremen  1861;  Ent- 
wurf eines  StGBs.  der  fr.  Hansestadt  Bremen.  Bremen  1868.  14.  Lübeck: 
Strafgesetzbuch  für  die  freie  Hansestadt  Lübeck  vom  20.  Juli  1863 
(=:  Beilage  zum  amtlichen  Teil  der  Lübeckischen  Anzeigen  1863, 
Nr.  19S).    15.  Hamburg:    Kriminalgesetzbuch   vom  30.  April  1869. 


*)  Die  in  diesen  Staaten  schon  vor  dem  thüringischen  StGB,  be- 
stehenden Gesetzbücher  aus  den  Jahren  1639,  1844  und  1845  sind  hier 
nicht  berücksichtigt  worden.  Sie  schlössen  sich  wesentlich  dem  kgl. 
sächsischen  Krim.GB.  von  1838  an.  Vgl.  Bin  ding,  Handbuch  des 
Straf  rechts,  Bd.  I  Leipzig  1885,  S.  43;  v.  Liszt,  Lehrbuch  des 
deutschen  Straf  rechts.  6.  Aufl.  Berl.  1894,  §8,  S.  33.  —  Erst  1864 
wurde  das  thüringische  StGB,  auch  in  Anhalt-Bernburg  und  1868 
in  Beufs  älterer  Linie  eingeführt,  wo  vordem  das  preufsische 
StGB,  von  1851 ,  bezw,  ein  dem  kgl.  sächs.  von  1855  nachgebildetes 
StGB,  vom  27.  Nov.  1861  in  Geltung  gewesen  waren.  Vgl.  Binding, 
a.  a,  0.,  S.  44;  v.  Liszt,  a.  a.  0.  S.  33. 
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Hamburg  1869.  16.  Karhessen:  H.  Eersting,  Das  Strairecht  in 
Karhessen,  in  einzelnen  Abhandlungen.  2  Bände.  Binteln  1853/54; 
Möller,  Kritik  des  Strafmafses  mit  besonderer  BUcksicht  anf  das 
kurhessische  Becht.  Göttingen  1852,  bes.  §  7,  S.  82—93.  17.  Schles- 
wig-Holstein :  Frhr.  v.  £  gge  rs,  Entwurf  eines  peinlichen  Gesetzbuchs 
für  die  Herzogtümer  Schleswig  und  Holstein.  Kiel.  1808;  y.  Schirach, 
Handbuch  des  Schleswig-Holsteinschen  Kriminalrechts  etc.,  mit  Vor- 
wort und  Anmerkungen  vonDr.  N.  Falck,  2  Bde.  1828'29.  18.  Deut- 
sches Reich:  Motive  zum  Entwurf  eines  Strafgesetzbuchs  für  den 
norddeutschen  Bund.  Berlin.  1869;  Anlage  (1)  zu  den  Motiven  des 
Entwurfs  eines  StGBs.  für  den  Norddeutschen  Bund,  enthaltend  „Ver- 
gleichende Zusammenstellung  strafrechtlicher  Bestimmungen  aus  deut- 
schen und  ausserdeutschen  Gesetzgebungen'';  Anlage  (2)  ebendazu: 
„Über  die  Todesstrafe*" ;  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Beich  (vom 
31.  Mai  1870,  nach  den  Gesetzen  vom  15.  Mai  1871  u.  26.  Febr.  1876 
und  den  sonstigen  neueren  Änderungen  und  Zusätzen),  nebst  den  ge- 
bräuchlichsten Beichs- Strafgesetzen,  Text -Ausg.  mit  Anmerkgn.  von 
H.  Büdorff,  17.  Aufl.  von  Appelius,  Berlin.  1894;  Binding,  Die 
gemeinen  deutschen  Strafgesetzbücher  vom  15.  Mai  1871  u.  20.  Juni 
1872  (Mil.-StGB.)  Einleitung.  Leipz.  1874;  E.  Tr.  Bubo,  Kommentar 
über  das  StGB,  für  das  Deutsche  Beich.  Berlin  1879;  v.  Schwarze, 
Kommentar  zum  StGB,  für  das  Deutsche  Beich.  5.  Aufl.  Leipz.  1884; 
J«  Olshausen,  Kommentar  zum  StGB.  f.  d.  deutsche  Beich.  3.  Aufl. 
Berlin  1890;  Militär-Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Beich  v.  20.  Juni 
1872,  Text -Ausg.  mit  Anmerkgn.  von  Büdorff- Solms.  3.  Aufl. 
Berlin  1893;  dazu:  Kommentar  von  Gl.  Koppmann.  2.  Aufl.  Nörd- 
lingen.  1885;  Die  strafrechtlichen  Nebengesetze  des  Deutschen 
Beichs.  Erläutert  von  Stenglein,  Appelius  u.  Kleinf eller. 
Berlin  1893. 

IL  Die  übrigen  europäischen  Staaten*) :  1.  Italien :  (Neues)  Kri- 
minalgesetz von  Toskana,  vom  30.  Nov.  1786,  in  deutscher  Über- 
setzung in  Schlözer's  Staatsanzeigen,  Bd.X  (1787),  Heft 39,  Nr. 37, 
S.  348  flf.  und  Heft  40,  Nr.  43,  S.  393  flf ;  Code  pönal  pour  les  ötats 
de  Sa  Majestö  le  roi  de  S ardeigne  (d.26.0ct.  1839).  Ed.  officielle. 
Turin  1839;  Codice  pcnale,  pubblicato  in  conformitä  del  Beale  De- 
creto  20.  nov.  1859.  Ed.  Milano  1862.  Für  die  andern  älteren  ita- 
lienischen Partikulargesetzgebungen  s.  Ant.  Pertile,  Storia  del 
diritto  Italiano  etc.  See.  ed.  rived.  Vol.V.:  Storia  del  diritto  penale. 

*)  Ebenfalls  lediglich  nach  der  chronologischen  Reihenfolge 
ihrer  Gesetzbücher  gruppiert.  Bei  den  Litteraturangaben  sind  die  ein- 
zelnen Aufsätze  in  dem  unten  (S,  13)  genauer  citierten  Sammelwerke 
„Die  Straf gesetzgebung  der  Gegenwart  etc,^^  Bd.  I  nicht  besonders 
angeführt  worden. 
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Torino  1892.  Vgl.  auch  Cantü,  ßeccaria,  öd.  Lacointa  et  Delpech, 
passim  u.be8.Chap.XXin,  XXIV,  p,  189-222.-S.  Mayer,  Der  Ent- 
warf eines  StGBs.  für  das  Königreich  Italien  (Entw.  Zanardelli) ,  in 
Goltdammers  Archiv  für  Strafrecbt  (abgekürzt  citiert:  GA.) 
Bd.  XXXV  (1887)  S.  337 ff.  o.  416ff.;  Buccellati,  Der  Entwurf  des 
StGBs.  fUr  das  Königreich  Italien  (Übersetzt  von  Teichmann),  im 
GS.  Bd.  XXXIX  (1887)  S.  577  ff.;  Fr.  v.  Liszt,  Der  italienische 
Strafgesetzentwurf  von  1887.  I.  Buch.  Allg.  Teil.  (=  Abhandlungen 
des  krim.  Seminars  zu  Marburg,  I.  Bd.,  1.  Heft)  Freib.  i./B.  1888; 
v.  Holtzendorff,  Die  Strafdrohungen  im  neuesten  italienischen 
Strafgesetzentwurf,  im  GS.  Bd.  XL  (1888),  S.  321  ff.;  Das  italienische 
Strafgesetzbuch  vom  30.  Juni  1889,  übersetzt  von  Dr.  A.  Teich- 
mann, als  Beilage  zur  Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissen- 
schaft (abgekürzt  citiert:  Z),  Bd.  X  (1890).  2.  Frankreich:  Code 
p^nal  (de  la  r^publiqne  fran^aise)  du  25.  sept.  1791,  bei  Sagnier, 
Code  criminel  de  la  r^publ.  fran^aise  ou  Becueil  de  toutes  les  lois 
composant  la  l^gislation  criminelle.  Paris,  An  VI  de  la  R6publ., 
p.  137  sq. ;  Code  des  delits  et  des  peines  du  3.  brumaire  an  lY,  bei 
Sagnier,  1.  c.  p.  1  sq.  u.  bes.  p.  111  sq.;  Cantü,  Beccaria  etc., 
öd.  Lacointa  et  Delpech,  passim  u.bes.  chap.XXIV,  p.  202  sq. ;  £.  Hertz, 
Voltaire  und  die  französische  Strafrechtspflege  im  18.  Jahrhundert  etc. 
Stuttgart  1887,  S. 503 ff. und  sonst  passim;  G.  Lenotre,  La  guillotine 
et  les  ex6cuteurs  des  arr^ts  criminels  pendant  la  Revolution.  Paris 
1893,  passim;  Code  p6nal  (ou  code  des  delits  et  des  peines)  voin 
22.  Febr.  1810.  Ausg.  mit  deutscher  Übersetzung  (von  B.  Willmann), 
Köln.  1810;  Ad.  Chauveau  et  Hölie-Faustin,  Theorie  du  code 
pönal,  Ed.  angm.  Bruxellcs  1843/44;  R.  Garrand,  Pröcis  de  droit 
criminel.  2.  6d.  Paris.  1885;  Entwurf  eines  Strafgesetzbuchs,  vorgelegt 
von  dem  mit  der  Umarbeitung  des  code  pönal  beauftragten  Ausschusse, 
abgedr.  (nach  der  Revue  pönitentiaire,  F6vt.  1893)  in  den  „Mitteilungen 
der  internationalen  kriminalist.  Vereinigung**,  Bd.  IV.  2,  (1893)  S.165 
— 186,  und  dazu:  G  au tie r,  Deux  projets.  La  röforme  pönale  en  Franke, 
et  en  Suisse  etc.,  in  der  Z.  fUr  Schweiz.  Strafr.  Bd.  VII  (1894)  S.44ff. 
8.  Die  Schweiz:  a)  Ältere  zur  Zeit  nicht  mehr  geltende  Straf- 
gesetzbücher: a)  Peinliches  Gesetzbuch  der  helvetischen  Re- 
publik vom  4.  Mai  1799,  abgedr.  in  dem  „Tageblatt  der  Gesetze 
und  Dekrete  der  gesetzgebenden  Räthe  . . .  der  helvetisch.  Republik", 
Heft  n.  Luzem  1798/99,  S.  569—621 ;  ß)  Kriminalstrafgesetz  fUr  den 
Canton  A  arg  au  v.  19.  Christmonat  1804,  mit  Gesetzeskraft  vom 
1.  März  1805,  in  der  „Sanunlnng  der  Gesetze  und  Verordnungen  des 
Cantons  Aa^gau^  Bd.  I  (1826),  S  220—269;  y)  Canton  St.  Galli- 
sches Strafgesetzbuch  über  Verbrechen  (vom  14.  Mai  1807)  und  (kor- 
rekt. Gesetzbuch)  über  „Vergehen**    (vom  10/12.  Dez.  1808,  mit  Ge- 
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setzeskraft  v.  5.  Homang  1809).  Ausg.  St.  Gallen  (ohne  Jahreszahl, 
gedr.  bei  Zollikofer  u.  Ztiblin);  CantonSt.  Gallisches  Straf-Gesetz- 
buch.  I.  Teil.  Über  Verbrechen,  publ.  am  25.  Jnni,  mit  Gesetzeskraft 
V.  1.  Weinmonat  1819.  Ausg.  St  Gallen,  ohne  Jahreszahl  (1819). 
vgl.  dazu  bes. :  Mittermaier,  im  Neuen  Archiv  des  Criminalrechts, 
Bd.  VI,  1.  Stück  (18-22)  S.  Uflf.;  Gesetz  vom  24.  Nov.  1838  betr.  die 
Strafarten,  und  dazu  Mittermaier  im  N.  Arch.  des  GR.,  NF.  Jahrg. 
1839,  S.  185  ff.  d)  Codice  penale  della  Repubblica  e  Cantone  del 
Ticino,  (vom  I.Juli  1816,  mit  Ges.-Kraft  v.  I.Jan.  1817)  Ed.Lugano. 
1816.  e)  Criminal-Gesetzbuch  fiir  den  Canton  Basel  vom  3.  April 
1821,  mit  Gesetzeskraft  vom  1.  August  1821,  gedr.  Basel.  1821; 
Griminalgesetzbuch  für  den  Canton  Basel-  Stadtteil,  vom  18. Mai 
1835,  mit  Gesetzeskraft  vom  1.  August  1835.  Basel  1835;  Grimi- 
nalgesetzbuch (und  korrektionelles  Gesetz)  für  den  Canton  Basel- 
Stadtteil  vom  18.  Mai,  mit  Gesetzeskraft  vom  1.  August  1846, 
in  der  „Sammlung  der  Gesetze  und  Beschlüsse  in  dem  Canton  Basel- 
Stadtteil",  IV.  Band.  Basel  1847,  S.  217  ff.  u.  365  ff.  C)  Criminalstraf- 
gesetz  und  Polizeistrafgesetz  für  die  Stadt  und  Republik  Luzern, 
vom  18.  Homung  1827,  mit  Gesetzeskr.  v.  1.  Heumonat  1827;  Straf- 
gesetzbuch für  den  Canton  Luzern  vom  12.  März  1836,  mit  Gesetzes- 
kraft V.  16.  März  1836  (Abtlg.  I:  Kriminalstrafgesetzbuch.)  >;)  Straf- 
gesetz für  Schaffhansen  vom  22.  Febr.  1834,  in  den  „Gesetzlichen 
Bestimmungen  für  den  Canton  Schaffhausen'*,  1831,  S.  160  ff.  ^)  Straf- 
gesetzbuch für  den  Canton  Zürich  (I.Teil.  Von  den  Verbrechen  und 
deren  Bestrafung),  vom  24.  Herbstmonat  1835,  mit  Gesetzeskraft  vom 
I.Jan.  1836,  gedr. Zürich  1835.  0  Strafgesetzbuch  des Cantons Frei- 
burg (Code  p^nal  du  canton  deFribourg),  publ.  d.  18.  Mai  1849,  mit 
Gesetzeskraft  v.  1.  Okt.  1849,  gedr.  Freiburg  1849.  —  J.D.H.Temme, 
Lehrbuch  des  schweizerischen  Strafrechts  nach  den  Strafgesetzbüchern 
der  Schweiz.  Aarau.  1855.  b)  Die  neuern,  zur  Zeit  noch  gül- 
tigen Strafgesetzbücher  (bis  zum  Jahre  1890)  sind  citiert  nach  dem 
Sammelwerke  von  C arl  Stooss,  Die  schweizerischen  Strafgesetz- 
bücher, zur  Vergleichung  zusammengestellt  und  im  Auftrage  des 
Bundesrats  herausgeben.  Basel  und  Genf  1890  (abgekürzt  citiert: 
Stooss,  Systematische  Zusammenstellung).  Vgl.  dazu  jetzt  noch:  Code 
pönal  (du  12.  F6vr.  1891)  de  la  r6publ.  et  du  canton  de  Neuchatel. 
La  Chaux-de-fonds ,  1891;  Strafgesetznovelle  vom  9.  Nov.  1891  für 
den  Kanton  Schaff  hausen  (Referendumvorlage),  auch  abgedr.  in 
der  Zeitßchr.  für  Schweiz. Strafr.  Bd.  V  (1892),  S.  466— 471;  Schaff- 
hansener  Ges.  betr. Wiedereinführung  der  Todesstrafe  für  Mord  v. 
14.  März  (u.  9.  April)  1893,  in  der  Z.  für  Schweiz.  Strafr.  Bd.  VI 
(1893)  S.  276.  —  W.  Lauterburg,  Die  Eidesdelikte.  Historisch-kri- 
tische  Studie  mit  bes.  Bez.  auf  das  Strafrecht  der  Schweiz.  Bern  1886; 
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H.  Pfenninger,  Das  Strafrecht  der  Schweiz.  Berlin  1890;  P.  Gub- 
ser,  Die  MUnzverbreehen  in  den  kantonalen  Strafgesetzgcbungen  der 
Schweiz.  Eine  vergleichend-kritiHche  Rechtwtudie.  Zürich  1891;  Carl 
StooBs,  Die  Grundzilge  des  schweizerisch.  Strafrechts,  im  Auftrage 
des  Bundesrats  vergleichend  dargestellt.  2  Bände.  Basel  und  («enf. 
1892  u.  1893  (abgek.  citiert:  Stooss,  Grundztige).  —  Strafgesetzbuch 
für  den  Kanton  Aargau,  Entwurf  v.  Jak.  Heuberge  r,  Brugg 
1892  u.  dazu:  ZUrcher  in  d.  Zeitsehr.  für  Schweiz.  Strafr.  Bd.  VI. 
(1893)  S.  67  ff.  u.  Gretener,  ebendas.  S.  221  ff.  —  Motive  zu  dem 
Vorentwurf  eines  Schweizerischen  Strafgesetzbuchs.  All- 
gemeiner Teil.  Im  Auftrage  des  Bundesrats  verfafst  von  Carl 
StooBs  (Sept.  1893).  Basel  u.  Genf.  1893,  und  dazu  u.  A.:  Thurn- 
eysen  in  d.  Zeitsehr.  fUr  Schweiz.  Strafr.  Bd.  VI  (1893)  S.  369 ff.; 
Gautier,  Deux  projets  etc.,  ebd.  Bd. VII  (1894)  S.  44 ff.;  v.  Lilien- 
thal in  Z.  XV.  (1894).  S.  97ff  und  S.260  ff.  —  Schweizerisches 
Strafgesetzbuch.  Vorentwurf  mit  Motiven  im  Auftrage  des 
Schweiz.  Bundesraths  ausgearbeitet  v.  Carl  Stooss  (mit  französ. 
Übersetzg.  v.  Alfr.  Gautier).  Basel  u.  Genf.  1894;  Entwurf  eines  Straf- 
gesetzbuchs für  den  Kanton  Uri,  im  Auftrage  der  Regierung  ausge- 
arbeitet mit  Motiven  von  H.  Pfenninger.  Frauenfeld  1894.  4.  Die 
Niederlande :  Criroineel  Wetboek  voor  het  Koningrijk  Holland,  publiz. 
31.Dez.l808,  mit  Gesetzeskr.v.  1809, gedr.  1809;  A.  J.  vanDeinse,  De 
algemeene  beginselen  van  Strafregt,  ontwikkeld  en  in  verband  be- 
schouwd  met  de  algemeene  bepalingen  der  Nederlandsche  Straf- 
wetgeving.  2.  verbeterde  druck.  Middelburg.  1860;  S.  Mayer,  Der 
neue  niederländische  Strafgesetzentwnrf.  In  vergleichender  Darstellung 
mit  den  wesentlichsten  europäischen  Strafgesetzbüchern,  in  GA. 
Bd.  XXVir  (1879),  S.  249  ff.;  Das  niederländische  Strafgesetzbuch 
vom  3.  März  1881,  in  deutscher  Übersetzung  (vonDochow  u.Teich- 
mann),  als  Beilage  zu  Z.  I  (1881);  Brusa,  Das  niederländische 
StGB,  vom  3.  März  1881  nach  seinem  historischen  Ursprünge  be- 
trachtet, in  Z  I  (1881).  S.  309  ff.;  0.  Q.  van  Swinderen,  Es- 
quisse  du  droit  p^nal  actuel  dans  les  Pays-Bas  et  k  Tätranger.  III  Tomes. 
Groningue  1891  u.  1894.  6.  Griechenland:  Iloivixog Nofiog  tov  Baai- 
Xslov  tfj^  'EXXdSog  (StrafGB.  des  Königi-eichs  Griechenland)  v.  18/30. Dez. 
1833,  mit  Gesetzeskr.  v.  19.  April/1.  Mai  1834.  Amtl.  Ausgabe,  griech. 
und  deutsch.  Nauplia  1834.  6.  Norwegen:  Das  StGB.  fUr  das 
Königr.  Norwegen  vom  20.  Aug.  1842.  Übersetzt  von  F.  Thaulow, 
Christiania  (Kopenhagen  u.  Leipz.)  1843;  „Der  besondere  Teil  des 
norweg.  StGBs.  (nach  den  Modifikationen  der  neueren  Gesetze-  von 
1866,  1874  u.  bes.  1889  (29.  Juni))  und  1890  (28.  Juni))  zum  grössern 
Teil  wortlautlich  tibersetzf*  von  Obergerichtsanwalt  Andr.  Faor- 
den,  im  GS,  Bd.  XLVII  (1892)  S.  151—210.     Über  die  neueren  Ent- 
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würfe  von  1887—1893  s.:  Lammascb  in  Z.  XIV  (1804),  S.  505 flf. 
7.  Busslsnd:  Strafgesetzbuch  des  russischen  Reichs,  promulgiert 
im  Jahr  1845.  Nach  der  russisch.  Originalausgabe  deutsch  bearbeitet 
von  C.  S.  Karlsruhe  und  Baden  1847;  Gesetzbuch  der  Criminal-  und 
Corrcktionss trafen.  Nach  dem  russisch.  Originale  des  I.  Buchs  des 
XY.  Bandes  (Ausg.  vom  J.  1866)  des  allgemeinen  Reichs-Gesetzbnchs 
übersetzt  in  der  2.  Abtlg.  Sr.  kais.  Maj.  eigener  Canzellei,  St.  Peters- 
burg 1866;  Thuemmel,  Studien  aus  dem  System  des  russischen 
Strafgesetzbuchs,  im  GS.  Bd.  XLV  (1H91)  S.  321  flf.  —  Strafgesetz- 
buch für  Russland.  Entwurf  der  Redaktions-Kommission.  Aus  dem 
Russisch,  tibersetzt  von  Dr.  X.  Gretener:  (I.)  Allgem.  Teil.  Er- 
läuterungen zum  Entwurf  der  Redaktionskommiss.,  aus  dem  Russ. 
tibersetzt  von  Dr.  X.  Gretener,  St.  Petersburg  18S2;  (II.)  StGB, 
ftir  Russland.  Besonderer  Teil:  Verbrechen  gegen  die  Person.  Entw. 
der  Red.-Kommiss.  Aus  dem  Originale  übersetzt  und  an  der  Hand 
der  Motive  erläutert  von  Dr.  X.  Gretener,  Berlin  1885;  (III)  StGB, 
für  Russland.  Lief.  III.  Besonderer  Teil:  Angriffe  auf  die  Vermögens- 
ordnung.  Entwurf  der  Red-Kommiss.  etc.  Berlin.  1888.  Vgl.  dazu: 
Geyer,  Der  neue  Entwurf  des  allgem.  Teils  eines  StGBs.  für  Russ- 
land, in  Z.  III  (1883),  S.  598  flf.;  Derselbe,  Der  Entwurf  eines  StGBs. 
ftir  Russland,  in  Z.  IV  (18S4)  S.  185 flf.;  Derselbe,  Bemerkungen  zu 
dem  neuesten  russ.  Entw.  eines  StGBs ,  insbes.  die  „Verbrechen  gegen 
die  Person**  betreffend,  in  Z.VI  (1886)  S.  559  flf.;  Schütze,  Zur  Kri- 
tik des  Entwurls  eines  StGBs.  für  Russland,  in  GS.  Bd.  XXXV  (1883), 
S.  69 flf.  und  Bd.  XXXVIII  (1886),  S.  106 flf.;  Derselbe  (unter  dem 
gleichen  Titel)  in  GA.  Bd  XXXVI  (1888)  S  226 flf.,  S.  Mayer,  Der 
Entwurf  eines  StGBs.  für  Russland.  (Allgem.  Teil),  in  GA.  Bd. XXXI 
(18^3)  S.lflf.  und  (Bes. Teil)  Bd. XXXIV  (1886)  S.  Iflf.  8.  Spanien: 
Codigo  penal  de  Espaua  (vom  19.  März  1848).  Ed.  Madrid.  1848;  Co- 
digo  penal  de  1870  (mit  den  spätem  Gesetzen  von  1871  und  1876). 
Ed.  por  Don  Jos6  de  la  Concha  y  Alcalde.  Madrid  1890.  Über  die 
neueren  spanischen  StG.-Entwürfe  seit  1882  bis  1886  zu  vgl.  u.  a. 
V.  Kirchenheim  im  GS.  Bd.  XXXVII  (1885)  S. 417 flf.  u. S.Mayer, 
ebendas.  Bd.  XL  (1887),  S.  272 flf.  9.  Malta:  Leggi  criminali  per 
Pisola  di  Malta  e  sue  dipendenze,  originariamente  promulgate  nel 
1854,.  emendate  colle  ordinanze  del  1856—1880.  Ed.  Malta  1883.  Vgl. 
Geyer  in  der  kritischen  V.J.-Schr.  für  Gesetzgebg.  und  Rechtswiss. 
Bd.  XIV  (1872)  S.  175 flf.  u.  XV  (1873)  S.  198 flf.  10.  Montenegro: 
Gesetzbuch  Daniels  I.,  Fürsten  und  Gebieters  von  Montenegro  und 
der  Berda  (vom  23.  April  1855).  Deutsche  Übersetzung.  Wien. 
1859.  Vgl.  Wahlberg,  Gesammelte  kleinere  Schriften  etc.,  Bd.  III 
(Wien  1882)  S.  341  flf.  11.  Tiirkei:  The  Ottoman  Penal  Code  (vom 
28.  Zilhijeh  1274    (=  25.  Juli  1858),  translated  from  tho  french  text 
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by  C.  G.  Walpole.  London.  1888;  S.  Mayer,  Der  gegenwartige 
Zostand  der  Strafrechtspflege  in  der  Türkei,  im  HS.  Bd.  XL  (1888), 
S.  67  —  73.  12.  Serbien:  StGB.  (Kazneni  Zakonik)  vom  29.  MXrz 
1860.  Zweite  berichtigte  Ausgabe  (serbische  Belgrad.  1882;  S.Mayer, 
Die  Strafgesetzgebnng  des  Königreichs  Serbien,  in  (lA.  Bd.  XXX. 
(1882)  S.  350  ff.  18.  Bumänien:  Codice  penale  ..  cn  toate  modifi- 
earile  introduse  prin  legi  posterioare  (vom  J.  1864,  umgearbeitet 
15.  Febr.  1874)  Editiune  oficiale.  Bacuresci  1882.  14.  Schweden: 
Boyaome  da  Su6de.  Loi  pönale,  donn^e  an  chäteau  de  Stockholm  le 
16  ftvr.  1864.  Trad.  Stockh.  1864.  Vgl.  E.  Mouton,  Le  devoir  de 
panir,  introd.  k  Thistoire  et  k  la  th6orie  du  droit  de  ponir.  Paris. 
1887,  p.  269  sq.  15.  San  Marino:  Codice  penale  della  repubblica 
di  San  Marino  (v.  15.  Sept.  1865).  Ed.Pesaro.  1865.  16.  Dänemark: 
Almindelig  borgerlig  Straffelov  af  10.  Febr.  1866  etc.  Forsynede  med 
Henvisninger  ved  Cand.  jnr.  Oskar  Damkier,  Kjöbenhavn.  1884. 
17.  Belgien:  Le  code  p^nal  Beige  etc.  (v.  8.  Juni  1867).  Ed.  anno- 
tke  par  Em.  de  Brandner,  Nouvelle  ^d.,  contenant  la  l^gislat.  jus- 
qu'en  1883.  Bruxelles  1884.  18.  Monaco :  Principautö  de  Monaco. 
Code  pönale  (v.  1.  Jan.  1875).  Ed.  Monaco  1875.  19.  England: 
Crlminal  Code  (Indictable  offencens)  Bill  A.  D.  1878  (Bill  178).  41Vict. 
Vgl.  dazu:  Winiwarter  im  GS.  Bd.  XXX  (1878)  S.321ff.;  S.Mayer, 
Der  Entwurf  eines  StBGs.  (u  einer  StPO)  fUr  England  u.  s.  w.  Mit 
beigefügter  Übersetzung  des  Entwurfs  in  seinen  wesentlichsten  Teilen, 
in  GA.  Bd  XXVI  (1878)  S.  386-421,  u.  XXVII  (1879)  S.  1-80.  - 
James  F.  Stephen,  Digest  of  the  Crlminal  Law.  4.  ed.  1887;  P.F. 
Aschrott,  Strafensystem  und  Gefängniswesen  in  England.  Berlin 
und  Leipz.  1887.  20.  Ungarn :  Das  ungarische  Strafgesetzbuch  über 
Verbrechen  und  Vergehen  (Gesetzartikel  V.  vom  Jahre  1878).  Aus 
dem  Ungarisch.  Übersetzt  von  Dr.  G.  Steinbach.  Heransgeg.  vom 
kgl.  Ungar.  Justizministerium.  Budapest  1878.  —  Dr.  L.  Gruber 
im  GS.  Bd.  XLV  (1891)  S.  304 ff.  u.  XLVII  (1892)  S.  346 ff.:  Gesetz- 
Entwurf  über  die  Modifikation  des  ungarisch.  StGBs.  über  Verbrechen 
und  Vergehen  etc.  21.  Kroatien :  Entwurf  eines  StGBs.  vom  J.  1879. 
Üebersetzg.  bei  Emil  Tauffer,  Gesammelte  Wohlmeinungen  über 
den  kroatischen  Strafgesetzentwurf.  Wien.  18S2.  22.  Luxemburg: 
Code  p^nal  en  vigueur  dans  le  Grand-Duch6  de  Luxembourg  k  par- 
tir  de  15.  Oct.  1879.  Ed.:  Le  code  p6n.  luxembourgois,  accompagnö 
de  la  traduct.  allemande  officielle  et  publ.  par  P.  Ruppert.  Luxemb. 
1879.  23.  Bosnien  und  Hercegovina:  Strafgesetz  über  Ver- 
brechen und  Vergehen  für  Bosnien  und  die  Hercegovina  (v.  J.  1880). 
Wien  1881.  24.  Portugal:  Novo  codigo  penal,  approvado  por  de- 
ereto  de  16  de  setembro  de  1886  etc.  Ed.  por.  J.  L.  d'Almeida 
Didier.  Porto.  1889.    25.  Bulgarien:    Entwurf  eines  Strafgesetzes 
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(Proekt  Nakazatelen  Zakon:  von  Stojlöw).  Sofia.  1S8S.  26.  Finn- 
land: Strafgesetz  für  das  Grossfiirstentnm  Finnland  vom  19.  Dez. 
1889*;,  in  deutscher  Übersetzung  «von  Job.  Oehgvist  in  Helsing- 
fors)  als  Beilage  zu  Z.Xl  (1891;.  Vgl.  Jaakko  Forsmann  in  Z.Xl, 
S.  578  flf. 

in.  Aussereuropäische  StaaUn:  1«  Amerika:  a)  Mexiko:  Das 
Mexikanische  Strafgesetzbuch  (v.  7.  Dez.  1871.  mit  Novelle  v.  26.  M;ii 
1884)  gültig  für  den  Bundesdistrikt  u.  das  Territorium  Xiederkalifor- 
nien  bezügl.  der  gemeinen  Vergehen  und  für  die  ganze  Republik  be- 
züglich der  Vergehen  gegen  den  Bnnd.  in  deutscher  Übersetzung  als 
Beilage  zu  Z.  XIV  (1894).  Vgl.  dazu:  Eisenmann  in  Z.XIV,  S.19flf. 
b)  New-York:  Strafgesetzbuch  des  Staates  New- York  v.  2G.  Juli 
1881  (in  Kraft  seit  1.  Dez.  1882),  in  deutscher  Übersetzung,  als  Bei- 
lage zu  Z.  IV  (1884).  Vgl.  Geyer  im  GA.  Bd.  XXX  (1882)  S.  81  flf. 
2.  Asien:  a)  China:  Staunton,  Ta-tsing-leu-lee,  being  the  fun- 
damental laws  and  a  selection  from  the  supplementary  statntes  of  the 
Penal  Code  of  China.  London  1810-,  Kohl  er,  Das  Chinesische  Straf- 
reeht.  Ein  Beitrag  zur  Universalgeschichte  des  Strafrechts.  Würzburg. 
1886.  Vgl.  auch  Martin  in  Z.  V.  (18851  S.  754flr.  b)  Englisch- 
Indien:  The  Indian  penal  code  (v.J.  18()0,  mit  Modifikationen  aus 
den  Jahren  1870,  1882  u.  188(5),  citiert  nach:  H.  A.  D.  Philipps, 
Comparative  Criminal  Jarispmdence.  Vol.  I. :  Penal  Law.  Calcutta  u. 
London  1889.  c)  Niederländisch-lndien:  Wetboek  van  Straf- 
regt, voor  Nederlandsch  Indie.  I.  Wetb.  voor  de  Europeanen  (v.  10.  Febr. 
18f;()).  II.  Wetb.  voor  Inlanders  in  Nederl.-Indie  (v.  6.  Mai  1872,  mit 
(jesetzeskr.  v.  1.  Mai  1873),  citiert  nach  F.  G.A.  Reitz  u.  L.A.  De 
Filliettaz-Bousqnet,  De  Nederlandsch-Indische  Wetboeken  etc. 
s.'Graventage  1882,  p.  815  sq.  u.  1012  sq.  d)  Japan:  The  penal  Code 
of  Japan.  Promulgated  by  decree  Nr.  36  of  the  7  th.  Month  of  the  13 
yearofMeiji(=  Juli  1880).  Ed.  Yokohama.  18S2.  Vgl.  dazu:  S.Mayer, 
Das  Strafgesetz  und  die  StPO.  für  Japan.  Berlin  1882,  S.  A.  aus  GA. 
Bd.XXX(1882),  S.30— 74  3.  Afrika:  a)  Ägypten:  Code  p6nal  pour 
les  tribiinaux  Egyptiens  (v.  13.  Dez.  1883).  Traduction  de  Parabe,  in  dem 
„Bulletin  des  lois  et  d^crets".  Ann6e  1883.  Le  Caire  1883,  p.  774—870. 
b)  Kongostaat:  Code  p6nal  (v.26. Mai  1888)  (=  Bulletin  officiel  etc. 
v.  1888,  p.75  sq),  citiert  nach :  Les  Codes  du  Congo,  par  Louis  H6- 
bette  et  Lambert  Petit   2  6d.  Brux.  et  Paris.  1892,  p.  81  sq. 

B.  Sonstige  Litte ra tun  I.  Sammelwerke  und  Abhandlungen 
Über  sämtliche  oder  mehrere  deutsche  und  ausserdeutsche  Strafgesetz- 


*)  Das  1889  zwar  sanktionierte  Gesetz  wurde  später  von  der 
russisch,  Regierung  fjwegen  seiner  separatistischen  Xeigungen  zurück- 
gestelW^.  Foinitzki  in  „Die  Strafgesetz  gebung  der  Gegenwart  etc" 
Bd.  I  (1894)  Ä  282, 
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gebungen:  Mitter  maier,  Über  den  neuesten  Zustand  der  Kriminal- 
gesetzgebg.  in  Deutschland,  Heidelb.  1825 ;  D  e  r  s  e  1  b  e ,  Die  Strafgesetz- 
gebung in  ihrer  Fortbildung  geprüft  etc.  Beitrag  I  und  II.  Heidelberg 
1841/1843;  Derselbe,  Die  neuesten  Leistungen  auf  dem  Gebiete  der 
Strafgesetzgebung,  im  GS.  Bd.  XV  (18<53)  S.  56  fr.,  81  flf.  u.  XVI  (18(>4) 
S.  Iff.,  165  ff ;  (v.  Kamptz),  Zusammenstellung  der  Strafgesetze  aus- 
wärtiger Staaten  nach  der  Ordnung  des  revidierten  Entwurfs  des 
StGBs.  fUr  die  preussischen  Staaten.  5  Teile.  Berlin  1838— 1841  (ab- 
gekürzt citiert :  Zusammenstellung  I— V) ;  C.G.v.  Wächter,  G emeines 
Recht  Deutschlands,  insbes.  gemeines  deutsches  Strafrecht.  Leipzig 
1844,  bes.  S.  155ff.  231  ff.;  Derselbe  in  Rotteck  u.  Welckers 
Staats-Lexikon 2. Aufl. Bd  XII  (1848)  s.v.  „Strafgesetzgebungen''  S.463  ff. 
Derselbe,  Die  deutsche  Strafrechtswissenschaft  d.  19.  Jahrhunderts  u. 
ihre  Aufgaben,  in  Schletter's  Jahrbüchern  der  deutschen  Rechts- 
wissenschaft und  Gesetzgebung.  Bd. I.  (Erlangen  1855)  S.  105  ff.;  C.  F. 
W.J.  Häberlin,  Grundsätze  des  Criminal  rechts  nach  d.  neuen  deut- 
schen Strafgesetzbüchern.  4  Bde.  Leipz.  1845—49;  Eöstlin,  Die 
Entwicklung  des  deutschen  Strafrechts  in  Theorie  und  Praxis  seit 
dem  16.  Jahrhundert,  in  Arndt's  „Germania'',  Bd.  I,  Leipz.  1851, 
S. 679 ff. u. bes.  S. 696 ff.;  Derselbe,  Die  deutsche  Strafrechtswissen- 
schaft in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung,  ebendas.  Bd.  II  (1852) 
S.  392 ff.  u.  bes.  S.  404 ff.;  Derselbe,  Fortschritte  und  Mängel  der 
deutschenStrafgesetzgebung,  ebendas.  II  S.573ff.;  v.  Jage  mann  u. 
Brauer,  Criminallexikon  nach  dem  neuesten  Stande  der  Gesetzgebung. 
Erlangen  1854;  A.  Fr.  Berner,  Die  Strafgesetzgebung  in  Deutlich- 
land  vom  Jahre  1751  bis  zur  Gegenwart.  Leipz.  1864;  Ullmann, 
Über  die  Fortschritte  in  der  Strafrechtspflege  seit  dem  Ende  des 
18.  Jahrhunderts.  Rede.  Innsbruck  1873-,  H.  Meyer,  Grundztige  des 
Strafrechts  nach  der  deutschen  Gesetzgebung  unter  Berücksichtigung 
ausländischer  Rechte.  Leipz.  1877;  J.  Tissot,  Le  droit  p^nal,  6tudi6 
dans  ses  principes,  dans  ses  usages  et  les  lois  des  divers  peuples  du 
monde.  2  6d.  II  Tomes.  Paris  1879/1880;  van  Swinderen,  Esquisse 
du  droit  p6nal  actuel  dans  les  Pays^Bas  et  k  Tetranger.  III  Tomes. 
Groningue  1891/94;  Mitteilungen  d.  international,  kriminalistischen  Ver- 
einigung (abgek.  citiert:  Mittlgn.  der  JKV.)  Jahrg.  I—V  (Berlin  18S9— 
1894);  Die  Strafgesetzgebungder  Gegenwart  in  rechtsver- 
gleichender Darstellung,  herausgegeben  von  der  internationalen 
kriminalist.  Vereinigung.  I.Band:  Das  Strafrecht  der  Staaten 
Europas.  Im  Auftrage  der  intern,  krim.  Vereinigung  (unter  Mitwir- 
kung zahlreicher  anderer  Autoren)  herausgeg.  v.Fr.  v.  Liszt.  Berlin 
1894,   (abgekürzt  citiert:  StGG.  I). 

II.  Lehr-  und  Handbücher   des  deutschen  Straf  rechts  und   seiner 
Geschichte:  W.  E.  Henke,  Grundriss  einer  Geschichte  des  deutschen 
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peinlich.  Rechts  nnd  der  peinlich.  Rechtswissenschaft  Teil  IT.  Sulz- 
bach  1809;  Derselbe,  Lehrbuch  der  Strafrechtswissenschaft  Zürich 
1815;  G.  W.  Böhmer,  Handbuch  der  Litteratur  des  Criminalrechts, 
Göttingen,  1816,  bes.  §28-31,  S.104-12G  u.  §§  68,  69,  S.  432-442; 
C.  G.  V.  Wächter,  Lehrbuch  des  römisch  -  teutschen  Strafrechts. 
2  Teile.  Stuttg.  1825 '26;  Derselbe,  Beilagen  zu  Vorlesungen  über 
das  deutsche  Straf  recht.  I.  Vervollständigte  Ausgabe.  Leipz.  1877,  bes. 
Beilage  Nr.31  (S.  141  flf.)  u.  Nr. 33  (S.  149— 190.);  K.E  Jarcke,  Hand- 
buch des  gemeinen  deutschen  Strafrechts.  3  Bde.  Berlin  1827—30; 
Martin,  Lehrbuch  des  teutsch.  gem.  Criminalrechts.  2.  vermehrte 
Ausg.  Heidelb.  1829;  Ab  egg,  Lehrbuch  der  Straf  rechts  Wissenschaft. 
Neustadt  a./O.  1836;  P.  J.  A.  v.  Feuerbach,  Lehrbuch  des  gemei- 
nen in  Deutschland  gültigen  peinlich.  Rechts  (11.  Auü.  Giessen  1832), 
14.  Aufl.,  herausgeg.  von  Mittermai  er,  ebendas.  1847;  H.  Luden, 
Handbuch  d.  teutschen  gemeinen  u.  partikular.  Strafrechts.  Jena  1847 ; 
Kö st lin,  System  d. deutsch.  Stnifrecbts  LTüb.  1855,  bes.  §  123  S.  421  flf. 
u.  §  125  S.  427—452;  Derselbe,  Geschichte  des  deutschen  Straf- 
rechts, herausgeg.  von  Gessler,  Ttib.  1859,  bes.  S.  200  flf.;  A.  W. 
Heffter,  Lehrbuch  des  gem.  deutsch.  Strafrechts  mit  Rücksicht  auf 
ältere  u.  neuere  Landesrechte.  6.  Aufl.  Braunschw.  1857;  £.  J.  Bek- 
ker,  Theorie  des  heutigen  deutschen  Strafrechts,  Bd.  L  Leipz.  1859; 
Geib,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  2  Bde.  Leipz.  1861(62, 
bes.Bd  L  §55flf.  S.  306flf.u.Bd.  IL  §  114flf.S.334flf.;  Fr.  v.Holtzen- 
dorff,  Handbuch  des  deutschen  Strafrechts  in  Einzelbeiträgen,  (ab- 
gekürzt citiert:  HH.)  3  Bde.  Berlin  1871—74  u.  Ergänzungsband  IV, 
1877;  bes.  Bd.I  S.  87-238  (v.  Holt  zendorff),  S.  316 flf.  (Heinze), 
Bd.  U  S.  431  flf.  (Wahlberg),  Bd.  III  S.  369 flf.  (Dochow)  u.S.050 
(Geyer);  v.  Holt  zendorff,  Rechtslexikon,  herausgeg.  unter  Mit- 
wirkung vieler  Rechtsgelehrter.  3.  umgearbeitete  und  vermehrte  Aufl. 
4  Bde.  Leipz.  1880-81  (abgekürzt  citiert:  HRL.);  Th.  R.  Schütze, 
Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  auf  Grund  des  RStGBs.  2.  Aufl. 
Leipz.  1874;  Sam.  Mayer,  Geschichte  der  Strafrechtc  etc.  Trier  1876; 
Bin  ding,  Grundriss  zur  Vorlesung  über  gemeines  deutsches  Straf- 
recht. L,  2.  Aufl.  Leipz.  1879,  4.  Aufl.  ebendas.  1890;  Derselbe, 
Handbuch  des  Strafrechts.  Bd.  I.  Leipz.  1885;  Hälse hner,  Das  ge- 
meine deutsche  Strafrecht,  systematisch  dargestellt.  2  Bde.  Bonn  1881 
—1887;  L.  V.  Bar,  Handbuch  des  deutschen  Strafrechts  Bd.  I  (Ge- 
schichte und  Strafrechtstheorieen).  Berlin  1882,  bes. S.  155—198;  Ber- 
ner, Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts.  12.  Aufl.  Leipz.  1882,  16.  Aufl. 
ebendas.  1891  (17.  Aufl.  1894);  Geyer,  (irundriss  zuVorlesgn.  üb.  gem. 
deutsches  Strafrecht.  Münch.  1884/85;  v.  Liszt,  Lehrb.d.  deutsch.  Straf- 
rechts. 2.  Aufl.  Berl.  u.  Leipz.  1884,  (3.  Aufl.  ebendas.  1888),  4.  Aufl. 
Berl.  1891,  (5.  Aufl.  ebendas.  1892),  6. Aufl.  ebendas.  1894;  H.Meyer, 
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Lehrbuch  d.  deutschen  Strafrecbts.  4.  Aufl.  Erlangen  1886/88,  5.  völlig 
umgearb.Aufl.  Leipz.  1H95;  K ob n er,  Lehrbuch  d.  deutsch.  Stiafrechts. 
(1.  Aufl.  München  1888),  2  Aufl.  ebendas.  1H91;  A.  Merkel,  Lehr- 
buch des  deutschen  Strafrecbts.  Stuttg.  1889.— Karl  Heck  er,  Lehr- 
buch des  deutschen  Militärstrafrechts.  Stuttgart  1887.  -  y.  Holtzen- 
dorffu.  Jagemann,  Handbuch  des  Gefängniswesens,  in  Einzelbei- 
trägen. 2Bde  Hambg.  1888 (abgekürzt  citiert:  HJH.);  Krohne, Lehr- 
buch der  Gefängniskunde.  Stuttg.  1889. 

III.  Sonstige  grössere  Abhandlungen  allgemeineren  Inhalts :  A.  v. 
Feuerbach,  Bevision  der  Grundsätze  und  Grundbegriffe  des  posi- 
tiven peinlich.  Rechts.  2  Teile.  1.  Aufl.  Erfurt  u.  Chemnitz.  1799/1800, 
2.  Aufl.  Giessen  u.  Wetzlar  1808;  Köstlin,  l^eue  Revision  der  Grund- 
begriffe des  Criininalrechts.  Tübingen  1845;  Derselbe,  Abhandlungen 
aus  dem  Strafrechte.  Nach  des  Verfs.  Tode  herausgegeben  von  G  e  s  s  - 
1er.  Tüb.1858,  bes.  S.  1—117;  H.  v.  Seeger,  Abhandlungen  aus  dem 
Strafrechte.  Tübingen.  1858,  bes.  S.  1—172;  Wahlberg,  Gesammelte 
kleinere  Schriften  fiber  Strafrecht,  Strafprozess  etc.  3  Bde.  Wien  1876. 
1877  u.  1882,  bes. Bd.  I  S  68  ff.,  102  ff.,  II  S.  115  ff.,  163  ff.,  201  ff.,  lU  S.  1  ff., 
341  ff.;  Binding,  Die  Normen  und  ihre  Übertretung  etc.  Bd.  I  (l.Aufl. 
1872),  2. Aufl.  Leipz.1890,  Bd. II  1.  Aufl.  Leipz.  1877;  Hrehorowicz, 
Grundfragen  und  Grundbegriffe  des  Strafrechts  1  Aufl.  Dorpat  1880; 
J.  Kohl  er,  Studien  aus  dem  Strafrecht  I.  Mannheim  1890. 

IV.  Monographieen  über  einzelne  Lehren  des  allgemeinen  Teils 
des  Strafrechts:  Wilh.  Gottl.  Tafinger,  Über  die  Idee  einer  Cri- 
minalgesetzgebnng  in  Bezug  auf  die  Wissenschaft  sowohl  als  das 
praktische  Leben.  Tübingen  1811;  Trip,  Disputatio  (jur.  inaug.)  de 
similitudine  inter  delicta  eorumque  poenas.  (ironing.  1834;  Ab  egg, 
Die  verschiedenen  Strafrechtstheorieen  in  ihrem  Verhältnis  zu  einander 
u.  zu  dem  positiven  Rechte  u.  dessen  Geschichte.  Neustadt  a.  d./Orla 
1835,  §§  34-39,  S.  140—168;  Hepp,  Darstellung  und  Beurteilung 
der  deutschen  Strafrechtssysteme  etc.  2  Bde.  2.  Aufl.  Heidelberg  1843 
—1845,  bes.  Einleitung  S.  XXII— LVII;  C.  v.  Lichtenberg,  Die 
Strafe,  die  Zuchthäuser  und  das  Zwangs-Erziehungssystem  etc.  Berlin 
1846,  bes.  §  46  ff.  S.  172 ff.;  Ad.  v.  Wick,  Ober  Ehrenstrafen  und 
Ehrenfolgen  der  Verbrechen  und  Strafen,  2.  umgearb.  Ausg.  Rostock 
1853;  C.  Levtta,  Das  Recht  der  Notwehr.  Eine  strafrechtl.  Abhand- 
lung. Giessen.  1856;  v.  Holtzendorff,  Die  Deportation  als  Straf- 
mittel in  alter  und  neuer  Zeit  etc.  Leipzg.  1859;  Joh.  Bapt.  Zug- 
flchwerdt.  Die  Schärfungen  der  Freiheitsstrafen.  Wien  1865;  Joh. 
Em.  Euntze,  Über  die  Todesstrafe,  Beibehaltung  oder  Abschaffung 
derselben?  Ein  Beitrag  zur  Beleuchtung  dieser  Frage.  Leipzig  1868; 
Wahlberg,  Das  Prinzip  der  Individualisierung  in  der  Strafrechts- 
pflege. Wien  1869;  Derselbe,  Kriminalistische  und  nationalökono- 
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mische  Gesichtspunkte  mit  Rücksicht  auf  das  deutsche  Beichsstraf- 
recht  Wien  1872;  Bernau,  Die  AbschaffuDg  der  Todesstrafe.  An- 
merkungen zu  dem  Entw.  eines  StGBs.  för  den  Nordd.  Bond  etc. 
Berlin  1870;  John,  Über  die  Todesstrafe.  Vortrag.  2.  Auti.  Berlin 
1871;  J.  Hundhansen,  Das  Motiv  im  Strafrecht.  Inaug.-Diss.  Zürich 
1877;  Mittelstadt,  Die  Beform  des  deutschen  Gefa'nguiswesens,  in 
den  Preuss.  Jahrbüchern  Bd.  XL  ■1877;  S.  425  flf.  u.  487  fiF.;  Derselbe, 
Gegen  die  Freiheitsstrafe.  Ein  Beitrag  zur  Kritik  des  heutigen  Strafen- 
systems. '2.  Aufl.)  Leipzig  l'S7.»;  £.  Kräpelin,  Die  Abschaffung  des 
Strafmasses.  Ein  Vorschlag  zur  Beform  der  heutigen  Strafrechtspflege. 
Stuttg.  1>?80;  H.  Meyer,  Die  Gerechtigkeit  im  Strafrecht,  im  GS. 
Bd.  XXXIII  (1881),  S.  101  ff.  u.  161  ff.;  Derselbe,  Gutachten  über 
die  Frage:  „Ist  dio  bedingte  Verurteilung  im  Strafrecht  einzuführen?", 
in  d.  Verhdlgn.  d.  XXL  Juristentages  Bd.  I  Gutachtern,  Berlin  1>^), 
S.  2Cioff.;  E.  Laas,  Vergeltung  und  Zurechnung,  in  der  VJSchr.  Yiir 
wissenschaftl.  Philosophie  Jahrg.  V  as-^l,  S.  137  ff.,  296  ff.,  448  u.Vl 
S.  189ff.,  295 ff.;  R.  Sontag,  Für  die  Freiheitsstrafe.  Beiträge  znr 
Lehre  von  der  Strafe.  Berl.  u.  Leipzig  1881  (=  S.A.  aus  Z.  I  S.  4.^ 
—529);  E.  Sichart,  Über  Bückfalligkeit  der  Verbrecher  imd  über 
die  Mittel  zu  deren  Bekämpfung.  Heidelberg  1881;  Derselbe,  die 
Reform  der  Freiheitsstrafe  nach  deutschem  Recht,  in  Z.  XI  (1891). 
S.  478 ff.;  Derselbe,  t^twurf  eines  Gesetzes  über  den  Vollzug  der 
Freiheitsstrafen  für  das  deutsche  Reich  mit  Anmerkungen.  Berlin  1892; 
Modderman,  Rede  „(iegen  die  Todesstrafe**,  gehaltend. 26. Okt.  18m), 
gewürdigt  von  Dr.  C.  Ed.  Pfotenhauer,  Bern  1^82  (abgek.  citiert: 
Pfotenhauer-Modder  man,  Todesstrafe)  ;.v.  Liszt,  Der  Zweck- 
gedanke im  Strafrecht.  Marburg  lb82  (=  S.A.  aus  Z.  III  S.  1—47): 
K.  F  u  1  d  a ,  Das  Verbrechertum.  Drei  Vorträge.  Heidelbg.  1 883,  ( =  Samm- 
lung von  Vorträgen,  herausgeg.  von  W.  Frommel  u.  Fr.  Pfaff,  IX.  45) ; 
Schmölder,  Die  Strafen  des  deutschen  RSt<iBs.  und  deren  Vollzug. 
Eine  kritische  Studie.  Berlin  1885;  Ad.  Stjeng,  Studien  über  Ent- 
wicklung, Ergebnisse  und  Gestaltung  des  Vollzugs  der  Freiheitsstrafen 
in  Deutschland.  Stuttg.  1886;  H.  Seuffert,  Über  einige  Grundfragen 
des  Strafrechts.  Breslau  1886;  Derselbe,  Gutachten  über  die  Frage: 
„Ist  die  bedingte  Verurteilung  im  Strafrecht  einzuführen ?*",  in  den 
Verhandlgn.  des  XXI.  deutsch.  Juristentages,  Bd.  I  (Gutachten).  Berl. 
1890,  S.  226 ff.^  R.  Medem,  Strafzumessung  u.  Strafvollzug,  in  Z.VII 
(1887jS.135ff.;  Durchholz,  Betrachtungen  über  die  Strafabmessung 
nach  dem  deutsch.  StGB.,  in  GA.  Bd.  XXXV  (18.^7)  S.  261  ff.;  Sorof, 
Über  Strafzumessung,  ebendas.  S.  286 ff.;  R. v.  Hippel,  Die  korrek- 
tioneile Nachhaft.  Freiburg  i.  B.  18*^9;  E.  Seidler,  Die  Geldstrafe 
vom  volkswirtschaftlichen  u.  socialpolitisch.  Gesichtspunkte,  in  Con- 
rads Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  N.  F.  Bd.  XX 
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(1890)  S.  241  ff.;  Ernst  Rosenfeld,  Welche  Strafmittel  können  an 
die  Stelle  der  kurzzeitigen  Freiheitsstrafe  gesetzt  werden?  (=  Ab- 
handlungen des  kriminalist.  Seminars  zu  Halle,  herausgeg.  v.  Fr.  v. 
Liszt.  II.  Bd.  2.  Heft).  Berlin  1890  (abgek.  citiert:  Kosenfeld, 
Strafmittel);  A.  Simonson,  Für  die  bedingte  Verurteilung.  Berlin 
1890;  Klippel,  Determinismus  u.  Strafe,  in  Z.  X  (1890)  S.  534 ff.; 
H.  Appelins,  Die  bedingte  Verurteilung  und  andere  Ersatzmittel 
für  kurzzeitige  Freiheitsstrafen.  Eine  Kritik  der  neuesten  Reform- 
bestrebungen  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts.  4.  Aufl.  Cassel  1891; 
Derselbe,  Die  Reformbestrebnngen  auf  dem  Gebiete  der  Strafrechts- 
pflege und  das  heutige  Strafrecht,  in Z.  XII  (1892)  S.  1  ff.;  v.  Lilien- 
thal, Gutachten  über  die  Frage:  „Sind  Änderungen  des  geltenden 
Rechts  erwünscht  in  Betreff  des  Verhältnisses  zwischen  Geld-  und 
Freiheitsstrafen?",  in  den  Verhandlgn.  des  XXII.  deutsch.  Juristen- 
tages, Bd.  II.  (Gutacht.)  Berlin  1892,  S.  63 ff.;  K.  Fuhr,  Strafrechts- 
pflege und  Socialpolitik.  Ein  Beitrag  zur  Reform  der  Strafgesetz- 
gebung auf  Grund  rechtsvergleichender  und  statistischer  Erhebungen 
über  die  Polizei -Aufsicht.  Berlin  1892;  Heinr.  Bücking,  Über  die 
strafrechtliche  Bedeutung  der  Selbsthilfe.  Gott.  Inaug.-Diss.  Stuttg. 
1892;  H.  V.  Seeger,  Die  Strafrechtstheorieen  Kants  und  seiner  Nach- 
folger im  Verhältnis  zu  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Philosophie. 
Tüb.  1892;  A.  Merkel,  Vergeltungsidee  und  Zweckgedanke  im 
Strafrecht.  Zur  Beleuchtung  der  neuen  Horizonte  in  der  Strafrechts- 
wisseuschaft.  Strassburg  1892;  Kronecker,  Gutachten  über  die  Frage : 
„Empfiehlt  sieh  die  Einführung  von  Verschärfungen  der  Freiheitsstrafen, 
im  Sinne  d.  Österreich.  Entwurfs",  in  den  Verhandig.  d.  XXII.  deut- 
schen Juristentages.  Bd.  lU,  (Gutachten)  Berlin  1893.  S.  1  ff. ;  Feilsch, 
Gutachten  über  dieselbe  Frage,  ebendas.  S.43ff.;  Andr.  Thomsen, 
Kriminalpolitische  Bekämpfungsmethoden.  Berlin  1893;  Max  Ster- 
nau,  Eine  Strafrechtstheorie.  Berl.  189.3. 

V.  Monographieen  über  einzelne  Delikte  des  besonderen  Teils  und 
ihre  geschichtliche  Entwicklung:  A.  D.  Weber,  Über  Injurien  und 
Schmähschriften.  2.  Aufl.  Schwerin  und  Wismar  1797—1800;  Osen- 
brüggen.  Die  Brandstiftung  in  den  Strafgesetzbüchern  Deutschlands 
und  der  deutschen  Schweiz.  Leipzig  1854;  E.  Tr.  Rubo,  Zur  Lehre 
von  der  Verleumdung,  mit  bes.  Bezugnahme  auf  alle  gegenwärtig 
geltenden  deutsch.  Strafgesetzbücher.  Berlin  1861;  D.  Feroci,  Dell' 
omicidio  scusato  per  giusto  dolore.  Pisa  1872.;  Fr.  v.  Holtzendorff, 
Das  Verbrechen  des  Mordes  und  die  Todesstrafe.  Berlin  1875; 
y.  Liszt,  Meineid  und  falsches  Zeugnis.  Eine  strafrechtsgeschicht- 
liche  Studie.  Wien  1876,  bes.  S.  126  ff.;  Derselbe,  Die  falsche  Aus- 
sage vor  Gericht  oder  öffentlicher  Behörde  nach  deutsch,  u.  öster- 
reichischem Rechte.  Graz  1877,  bes.  S.  220ff.;  X.  Gretener,  Begün- 

Gflnthcr,  Idee  der  Wiedervergeltung.  III,  1.  2 
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stigung  und  Hehlerei,  in  historisch-dogmatischer  Darstellung.  München 
1879,  bes.  S.  43flF.;  Freudenstein,  System  des  Rechts  der  Ehren- 
kränkungen nach  Theorie  und  Praxis.  2.  Auflage.  Hannover  1884; 
V.  Spesshardt,  der  Versicherungsbetrug  im  RStGB.  unter  Berück- 
sichtigung der  wichtigsten  ausländischen  Gesetzgebungen  dargestellt. 
Marburg  1885,  bes.  S.  12 flf.  u.  97  ff  ;  L.  0  p  p  e  n h  e  i  m ,  Die  Rechtsbeugungs- 
verbrechen  der  deutschen  Strafgesetzgebung.  Mit  e.  Einleitung  über 
das  Wesen  der  Amtsverbrechen.  Leipz  1886,  bes.  S.  109— 123;  L.Hess, 
Die  Lehre  von  der  falschen  Anschuldigung  nach  dem  StGB,  für  das 
deutsche  Reich.  Ellwangen  1888;  E.  Levi,  Zur  Lehre  vom  Zwei- 
kampfverbrechen. Leipz.  1889-,  Kronecker,  Die  Retorsion  bei  Be- 
leidigungen und  Körperverletzungen,  im  GS.  Bd.XLI  (1889)  S.  192  ff.; 
A.  Teichmann,  Die  falsche  Anschuldigung  nach  den  neueren  Straf- 
gesetzbüchern, in  der  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht.  Bd.  XXXI,  N.  F. 
Bd.  IX  (1890),  S.  346 ff.;  Fr.  Wachenfeld,  Die  Begriffe  von  Mord 
und  Totschlag  sowie  vorsätzlicher  Körperverletzung  mit  tötlichem 
Ausgange  in  den  Gesetzbüchern  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts. 
Marburg  1890;  E.  Rosenfeld,  Die  Tötungen.  Grundzüge  einer 
rechtsvergleichenden  Darstellung,  probeweise  erschienen  als  Bd.  IV, 
Abschn.l  der  „Strafgesetzgebung  der  Gegenwart  in  rechtsvergleichender 
Darstellung'*.  Berlin  1891;  Anton  Hess,  Die  Ehre  und  die  Be- 
leidigung des  §  185  StGB.  Ein  psycholog.-juristischer  Versuch.  Ham- 
burg 1891,  bes.  Anhang,  S.  58 ff. 5  K.  Wegele,  Zur  Geschichte  der 
falschen  Anschuldigung.  Ansbach  1892;  Jos.  Gabler,  Das  Vergehen 
der  sog.  üblen  Nachrede  etc.  WUrzburg  1892,  bes.  S.  3—16 ;  Lammasch, 
Diebstahl  und  Beleidigung.  Rechts  vergleichende  und  kriminalpolitische 
Studien  mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  österreichischen  Strafgesetz- 
entwurf. Wien  1893;  Steinitz,  Die  sog.  Kompensation  im  Reichs- 
Btrafgesetzbuch.  Breslau  1894  (=  Strafrechtliche  Abhandlungen  des 
juristischen  Seminars  der  Universität  Breslau,  herausgegeben  von 
Bennecke  u.  Beling,  Serie  I,  Heft 4) ;  E.  Beling,  Die  geschichtliche 
Entwicklung  der  Retorsion  und  Kompensation  von  Beleidigungen 
und  Körperverletzungen.  Breslau  1894  (=  Strafrechtl.  Abhandlungen 
des  Jurist.  Seminars  der  Universität  Breslau  Serie  I,  Heft  5). 

Nach  langer  Unthätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Kriminal- 
gesetzgebung erscheinen  in  der  zv^eiten  Hälfte  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  in  mehreren   gröfseren  Staaten^)  Deutschlands 

1)  Vgl.  V.  H  0 1 1  z  e  n  d  o  r  f  f  in  H.  H.  I,  S.  87 :  „Dem  absolutistischen 
Zuge  zur  Gentralisation  der  in  den  gröfseren  Staaten  stärker 
hervortrat  als  in  den  kleineren,  entsprach  auch  die  Neigung  zur 
Kodifikation,  die  auf  strafrechtlichem  G ebiete  am  leichtesten  zu 
befriedigen  war". 
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und  seiner  Nachbargebiete  umfassendere  Partikulargesetz- 
bücher*), welche  zwar  grundsätzlich  formell  das  sog.  ^gemeine 
Recht"  —  auch  als  subsidiäre  Quelle — völlig  beseitigen  wollten^), 
thatsächlich  aber  doch  noch  mehr  oder  weniger  in  dessen 
Fesseln  liegen*). 

So  schliefst  sich  der  Codex  juris  Bavarici  crimi- 
nalis  vom  7.  Oktober  1751')  —  verfafst  unter  Kurftlrst 
Maximilian  Joseph  III.  vom  Staatskanzlcr  Freilierrn  v.  Kreitt- 
mayr«)  — ,  welcher  die  Reihe  dieser  Kodifikationen  eröffnet, 

2)  Über  die  Berechtigung,  ja  Notwendigkeit  des  selbständigen 
Vorgehens  der  £inzelstaaten  wegen  der  Ohnmacht  und  Zerissen- 
heit  des  Reichs  s.  v.  Holtzendorff,  a.  a.  0.  I,  S.  87.  Vgl.  etwa 
auchKöstlin  in  Arndts  „Germania^  II,  S.  393;  v.  Wächter,  Bei- 
lagen S.  Ul. 

3)  Zu  vgl.  hierüber  im  Allgem. :  v.  Wächter,  Gemeines  Recht  etc. 
S.  153  flf. ;  G  e  i  b ,  Lehrb.  I,  S.  308,  S.  322 ;  H.  M  e  y  e  r ,  Lohrb.  5.  Aufl.  S.  7Ü 
Anm.  37;  speziell  über  den  Codex  juris  Bavarici  criminalis  von  1751: 
v.Wächter,Gem.Recht  etc.S.  155flf.;Der8elbe,BeilagenS.  142;Geib, 
Lehrb. I,  S.  309 ;  Berner,  Die  Strafgesetzgebung  etc.  S.  2;  v. Holtzen- 
dorff in  HH.  I,  S.  115;  Hiller  in  StGG.  I,  S.  116;  über  die 
österreichischen  Gesetzbücher,  insbes.  die  „Theresiana"  von 
1768:  V.  Wächter,  Gem.  Recht  8.  IGOflf.;  Beilagen  S.  142;  Geib, 
a.  a.  0.  I,  S.  309^  Berner,  a.  a,  0.  S,  10;  v.  Holtzendorff, 
a.  a.  0.  I,  S.  121;  Hiller  in  StGG.  I,  S.  115;  über  das  Strafrecht 
des  preussischen  Allgem.  Landrechts  von  1791:  v.  Wächter, 
Gem.  Recht  S.  161,  103;  Beilagen  S.  142,  143.  —  Schon  1746  hatte 
-Friedrich  der  Grofse  durch  eine  Kabinetsordre  vom  31.  Dezember 
„ein  sich  vom  römischen  Rechte  lösendes,  nur  auf  Vernunft  und 
Landesverfassung  gegründetes  allgemeines  Landrecht"  anzufertigen  be- 
fohlen.   Berner,  Die  Strafgesetzgebung  S.  1  u.  35. 

4)  Zu  vgl.  u.  a.:  Henke,  Geschichte  des  deutsch,  peinl.  Rechts 
n,  S.  406;  Köstlin  in  Arndts  „Germania"  L  S.  696  ff.,  II.  S.  405; 
v.Wächter,BeilagenS.  141— 143;  Seuffertin  StGG.  I,  S.  5,  Hiller, 
ebendas.  S.  115. 

5)  Derselbe  wurde  durch  eine  Verordnung  des  Kurfürsten  Carl 
Theodor  vom  2.  Dez.  1778  auch  in  den  damaligen  Herzogtümern  Neu- 
burg und  Sulzbach  eingeführt,  v.  Wächter,  Gem.  Recht  S.  155, 
Anm.  190  a. 

6)  Über  Kreittmayr  (geb.  1705,  f\120)  und  seine  Anmerkungen 
über  den  Codicem  jur.  Bav.  crim.  (1.  Aufl.  1751,  2.  Aufl.  1774)  siehe 
Näheres  u.  a.  bei:  v.  Wächter,  Gem.  Recht,  S.  155,  156,  Anm.  191; 

2* 
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durchweg  noch  so  eng  an  die  Carolina  an,  dars  man  ihn  nicht 
mit  Unrecht  nur  als  ein  Abbild  der  damals  in  Bayern  geltenden 
gemeinrechtlichen  Doktrin  und  Praxis  bezeichnet  hat').  Nicht 
viel  selbständiger®)  erscheint  auch  die  für  die  gesamten 
deutschen  Erblande  ®)  der  österreichischen  Monarchie 
während  der  Regierung  der  Kaiserin  Maria  Theresia  am 
31.  Dezember  1768  erlassene  Constitutio  Criminalis,  die  sog. 
„Theresiana".^®)    Mag  man  über  den  sonstigen  Wert  dieser 


Bluntschll,  Deutsches  Staatswörterbuch  VI.  S.  80flF.;  Berner,  Die 
Strafgesetzgebung  S.  1  ff.  Weitere  Litteraturangaben  bei  Teichmann 
in  HRL.  II.  S.  578.  Gegen  die  Überschätzung  der  Verdienste  Kr  ei  tt- 
mayrs  bei  Berner,  a.  a.  0.  §  8,  S.  6,  7  s.:  Binding,  Die  gem. 
deutsch.  Strafgesetzbücher  etc.  S.  4,  Anm.  1.  Zu  vgl.  jedoch  auch 
V.  Bar,  Handbuch  I.  §  56,  S.  155.  Über  die  bei  Abfassung  des  Codex 
Bavaricus  bes.  benutzten  Quellen  s.  Berner,  Strafgesetzgbg.  S.  7, 8. 

7)  Vgl.  u.  a.;  Henke,  Geschichte  II,  S.  415;  G.  W.  Böhmer, 
Handbuch  der  Litt,  des  Krim.-Rechts  §30,  S.  119;  v.  Wächter,  Gem. 
Recht  S.  157  und  Beilagen  S.  142;  Ab  egg,  Die  Strafgerichtstheorieen 
etc.  S.  165,  Anm.  188;  Köstlin  in  Arndts  „Germania«  II,  S.  405; 
B e r n e r ,  Die  Strafgesetzgebung  S.  7;  Derselbe,  Lehrbuch,  12.  Aufl., 
S.  76;  V.  Holtzendorff  in  HH.  I,  S.  115;  Hiller  in  StGG.  I, 
S.117.  —  Nachv.Wächters  Ansicht,  (Gem.RechtS.157,inv.Rotteck 
und  Welcker's  Staats -Lexikon,  Bd.  XII,  S.  465  und  Beilagen 
S.  141,  142)  erhebt  sich  der  Codex  jur.  Bavarici  crim.  „nur  in 
Wenigem  Über  den  Standpunkt  der  Carolina,  in  Manchem  aber 
(steht  er)  unter  ihm  und  überbietet  die  Carolina  an  Härten  und 
Verirrungen** ;  ja  Feuerbach  bezeichnet  gelegentlich  (A.  v.  Feuer- 
bachs  Leben  und  Wirken  I,  S.  129)  geradezu  die  Carolina  im  Ver- 
gleich mit  diesem  Gesetzbuche  als  „ein  Muster  der  Gerechtigkeit 
und  gesetzgebenden  Klugheit". 

8)  Vgl.  Henke,  Geschichte  II,  S.407;  v.  Wächter,  Gem.  Recht, 
S.  160;  Derselbe,  Beilagen  S.  142;  Eöstlin  in  Arndts  „Germania*' 
II,  S.  405;  Seuffert  in  StGG.  I,  S.  5;  Hiller  ebendas.  S.  115: 
„Ihrem  Inhalte  nach  war  ...  die  Theresiana  ein  genaues  Abbild 
des  gemeinen  deutschen  Strafrechts  ihrer  Zeit  .  .,  ja  eine  .... 
zumeist  gelungene  Durchbildung  der  gemeinrechtlichen  Wissenschaft 
jener  Periode."  Über  die  Gründe  dieser  Erscheinung  s.  ebendas.  S.  116. 

9)  Vgl.  dazu  Näheres  bei  Finger,  Strafrecht  I,  S.  31,  Anm.  20. 
10)  Über  die  Entstehungsgeschiche  und  Quellen  der  Therisiana 

B.  bes. :  Be  r  n  er,  Strafgesetzgbg.  §1 2,  S.  9  ff.,  17ff.;  Wahl  borg,  Bruch- 
stücke zur  Genesis  der  Theresiana,  in  dessen  gesammelten  kl.  Schriften 


Die  Strafgesetzgebnng  seit  der  Mitte  des  18.Jahrh.bis  zur  Gegenwart  21 

beiden  Landesgesetze  auch  geteilter  Meinung  Bein*^),  darin 
herrscht  wohl  heute  ziemliche  Übereinfltimmnng  der  Ansichten, 
dafs  ihr  ötrafensystem  nicht  nnr  keinen  Fortschritt  zur 
Humanität  bedeutet/^)  sondern  im  Gegenteil  noch  ein  wahr- 
haft drakonisches  ist,' ^)  welches  Barbareien  enthält,  deren  sich 


etc.  S.  115 ff.;  y.  Maasburg,  Zur  Entstehungsgeschichte  der  Theres. 
Halsgerichtsordnung  etc.  Wien  1880-,  Finger,  Strafrecht  L  S.30ff.; 
d'Elvert,  Beiträge  zur  österreichischen  Rechtsgesch.  I,  S.  189 ff. 
Daselbst  S.  3  auch  ausführlichere  Angaben  über  die  ältere  Litteratur 
des  Theresianischen  Strafrechts. 

11)  Meinungsverschiedenheiten  herrschen  besonders  über  die  Be- 
deutungderTheresiana.  Im  Gegensatze  zu  einer  verbreiteten  An- 
sicht, welche  den  Wert  auch  dieses  Gesetzbuches  (gleich  demjenigen  des 
Codex  Bav.)  nicht  höher  oder  gar  noch  geringer  schätzt  als  den  der 
Carolina  (vgl.  z.  B.:  Henke,  Geschichte  11,  S.  407;  Abegg, 
Strafrechtstheorieen  S.  163j  Köstlin,  System  I,  S.  421;  v.  Wächter  in 
Rotteck  und  Welcker's  Staats-Lexikon  XII,  S.  466  und  Beilagen 
S.  142;  Berner,  Die  Strafgesetzgebung  S.  Uff.  und  Lehrbuch  12.  Aufl., 
S.  76;  V.  Holtzendorff  in  HH.  I,  S.84  und  121);  ist  von  neueren 
Schriftstellern  mehr  oder  weniger  energisch  betont  worden,  dafs  neben  den 
grofsen Schattenseiten  desselben  doch  auch  nicht  imerhebliche  Fort- 
schritte nachzuweisen  sind.  So  u.  a.:  v.  Domin-Petrushevecz, 
Neuere  österreichische  Rechtsgeschichte,  Wien  1869,  S.  79;  d'Elvert, 
Beiträge  I,  S.  145ff.;  Janka,  Österreich.  Strafrecht  S.  19;  v.  Bar, 
Handbuch  I,  S.  156  und  Anm.640.  Auch  Seuffert  in  StGG,  I,  S.  6, 
meint,  dafs  der  der  Theresiana  gemachte  Vorwurf  eines  Rückschritts 
gegenüber  der  PGO.  wohl  „nicht  in  allen  Beziehungen  begründet"  sei, 
während  Hill  er,  ebendas.  S.  117  hervorhebt,  dafs  die  herrschende 
Anschauung  „nur  ihre  Richtigkeit  betreffs  des  grausamen  Strafen- 
systems**  habe  und  es  femer  (S.  115)  als  einen  „schweren  Irrtum" 
bezeichnet  „die  Theresianische  Kodifikation  ihrem  inneren  Werte  nach 
auf  gleiche  Linie  mit  dem  Cod.  jur.  Bav.  von  1751  zu  stellen". 

12)  Frank,  Die  Wolff'sche  Strafrechtsphilosophie  etc.  S.  81:  „Der 
Cod.  Bav.  bezeichnet  .  .  .,  was  die  Entwicklung  des  Rechts  im  Sinne 
der  Humanität  angeht, . .  ebenso  wenig  einen  Fortschritt  wie  die 
Theresiana".  Vgl.  v.  Holtzendorff  in  HH.  I,  S.  84-,  Binding, 
Die  gem.  deutschen  Strafgesetzbücher  S.  3;  v.  Wächter,  Beilagen 
S.  142,  Finger,  Strafrecht  I,  S.  35. 

18^  Die  Grausamkeit  des  Strafensystems  räumen  auch  für  die 
Theresiana  selbst  die  in  Anm.  11  am  Ende  genannten  Schriftsteller 
ein.    Vgl.  z.  B.  Hill  er  in  StGG.  I,   S.  117.    Gegenüber  den  zahl- 
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reichen  Leibes-  und  Lebensstrafen  treten  die  Freiheitsstrafen  in 
beiden  Gesetzbüchern  noch  vollständig  zurück.  S.  Hälschner, 
Gem.  deutsch.  Strafr.  I,  S.  577.  —  Über  den  Cod.  Bavar.  crim.  s. 
insbes.  A.  v.  Feuerbachs  Leben  etc.  I,  S.  130:  „Die  eigentlichen 
Strafgesetze  dieses  Codex  sind  fast  durchaus  in  Drakons  Geist  ge- 
dacht und  geschrieben  mit  Blut;"  vgl.  ebendas.  I,  S.  212-,  Binding, 
Die  gem.  deutsch.  Strafgesetzbücher  S.  4,  Anm.  1  \  Streng,  Studien  etc. 
S.  1 84.  —  Ähnliche  Urteile  über  die  T  h  e  r  e  s  i  a  n  a  bei  B  ö  h  m  e  r,  Hand- 
buch §  29,  S.112;  Berner,  Die  Strafgesetzgebung  S.  12  u.  S.  15,  16 
(wo  er  von  „Gesetzen  der  Hölle"  spricht);  vgl.  Rulf,  Joseph  II, 
S.  14.  —  Schon  das  Urteil  eines  Zeitgenossen,  des  Staatsrats  Fürsten 
von  Kaunitz  tadelte  die  Härten  und  Mängel  des  Gesetzbuchs. 
Vgl.  das  bei  Maasburg,  Entstehungsgeschichte  S.  59,  60  abgedruckte 
Gutachten.    Finger,  Strafrecht  I,  S.  35. 

14j  S.  darüber  im  Allgemeinen  bes.  Bern  er,  Die  Strafgesetz- 
gebung, §6,  S.4flf  n.  §15,  S.  12,  §  18,  S.  14flF.  Vgl.  auch:  v.  Holt zen- 
dorff  in  HH.  I,  S.  122,  Anm.  3;  d'Elvert,  Beiträge  S.  147 ff.; 
P e  rtile ,  Storia  del  dir.  ital.  Vol.  V.  p.  264,  Anm.  21  u.  p.  266,  Anm.  31. 
Über  Einzelheiten  weiter  unten  im  Text.  —  An  das  Mittelalter 
erinnert  auch  noch  die  abergläubische  Befangenheit  beider  Gesetz- 
bücher hinsichtlich  der  Behandlung  der  Religionsdelikte,  ob- 
wohl sich  hier  in  der  Theresiana  immerhin  schon  eine  geringe 
Besserung  zeigt.  Vgl.  A.  v.  Feuerbachs  Leben  I,  S.  ISlff.  •,  Bern  er, 
Die  Strafgesetzgebung  §  7,  S.  6  u.  §  18,  S.  14ff.;  Wahlberg,  Ges. 
kL  Schriften  I,  S.  68 ff.;  Rulf,  Joseph  II,  S.  4 ff.;  v.  Holtzendorff 
in  HH.  I,  S.  115,  121  u.  Anm.  2;  v.  Bar,  Handb.  I,  S.  155,  156; 
v.  Maasburg,  Entstehungsgeschichte  etc.,  passim.;  v.  Liszt,  Lehr- 
buch 6.  Aufl.,  S.  28  u.  362;  Hill  er  in  StGG.  I,  S.  117.  —  Ober  die 
Anwendung  der  Folter  und  die  Abbildungen  ihrer  verschiedenen 
Arten  (auf  17  angehängten  Kupfertafeln)  in  der  Theresiana  s.- 
Böhmer,  Handb.  S.  112;  Berner,  a.  a.  0.  S.  10,  11;  d'Elwert, 
Beiträge  S.  146.  Interessantes  Gutachten  betr.  die  Folter  vom  Staats- 
kanzler Fürsten  v.  Eaunitz  bei  Maasburg,  Entstehungsgeschichte, 
S.  80  lit.  C.  —  Darüber,  dafs  die  Kaiserin  Maria  Theresia  persön- 
lich für  die  Schwächen  und  Grausamkeiten  des  Gesetzbuchs  nicht 
verantwortlich  gemacht  werden  darf,  s.  mit  Recht  Seuffert  in 
StGG.  I,  S.  5.  Auffällig  erscheint  die  Thatsache,  dafs  die  Theresia- 
nische Kodifikation  für  das  österreichische  Militär  in  subsidiärer 
Geltung  sich  bis  zum  Jahre  1855  zu  erhalten  vermochte!  S.  Berner, 
Strafgesetzgbg.  S.  17,  18;  v.  Liszt,  Meineid  S.  138;  Dangelmaier, 
Gesch.  des  Militärstrafrechts,  Berlin  1891,  S.  62,  72. 
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Strafrecht  des  allgememen Landrechts  für  die  preursischen 
Staaten  vom  5.  Febr.  (mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Juni)  1794, 
jener  epochemachenden")  Kodifikation,  die  schon  unter  Frie- 
drich dem  Grofsen  in  Angriff  genommen"),  aber  erst  unter 
seinem  Nachfolger  (Friedrich  Wilhelm  IL)  vollendet  worden"), 
läfst  sich  allerdings  bereits  der  Einflufs  der  philosophischen 
Lehren  der  Aufklärungsperiode")   in  gewissen  Punkten  nicht 


15)  Vgl.  Abegg,  Versuch  einer  Geschichte  etc.  S.  177:  Es  be- 
ginnt mit  dem  Preuss.  ALR.  „eine  neue  Epoche  in  der  Gesetz- 
gebung und  der  durch  sie  bestimmten  Praxis*'. 

16)  Ad.  Stölzel,  Brandenburg-Preussens  Rechtsverwaltung  etc. 
II,  S.  179  ff.    Vgl.  auch  oben  S.  19  Anm.  3  a.  E. 

17)  Über  die  Vorarbeiten  und  die  Entstehungsgeschichte 
des  preufs.  ALRs.  s.  u.  a.:  G.  W.  Böhmer,  Handbuch  §  28,  S.  105; 
Abegg,  Versuch  einer  Geschichte  etc.  §  33,  S.  178 ff.;  Hälschner, 
Geschichte  S.  177  ff.,  189  ff.;  Berner,  Die  Strafgesetzgebung  §  41, 
S.35ff.;  V.  Holtzendorff  in  HH.  I,  §  44,  S.  192ff  und  besonders 
A  d.  S  t  ö  1  z  e  1 ,  Brandenburg-Preussens  Rechtsverwaltung  etc.  II,  S.  141  ff., 
179  ff.  —  Für  das  in  Teil  II,  Titel  XX  in  1577  Paragraphen  enthaltene 
Strafrecht  des  ALRs.,  welches  anerkanntermafsen  übrigens  als  dessen 
am  wenigsten  gelungene  Partie  gilt  (vgl.  z.  B.  schon  v.  Arnim, 
Bruchstücke  etc.  I,  S.  18 ff.;  Abegg,  Versuch  S.  187  u.  Anm.  266-, 
Berner,  a.  a.  0.  S.  36),  ist  neben  Sam.  v.  Cocceji  (s.  Stölzel, 
a.  a.  0.  11,  S.  141—235),  v.  C armer  (Stölzel  II,  8.  284-309)  und 
Suarez  (s.  Stölzel,  a.a.O.  II,  S.  286  ff,  304  ff.,  321  ff.,  333  ff.  456ff. 
und  dessen  Schrift:  Suarez,  Ein  Zeitbild  aus  der  2.  Hälfte  des 
18.  Jahrhunderts  Berlin  1885)  namentlich  auch  Ernst  Ferd.  Klein 
(t  1810  als  Geh.  Obertribunalsrat  in  Berlin  [vgl.  unsere  Abtlg.  II, 
S.  229,  Anm.  628])  thätig  gewesen.  Biographische  Litteraturangaben 
über  denselben  bei  Teichmann  in  HRL.  II,  S.  477.  8.  aufser- 
dem  noch  v.  Bar,  Handb.  I,  8.  161,  163  und  Stölzel,  a.  a.  0.  II, 
S.  292,  311,  345ff.,  358ff.,  407,  421.  ^  Ältere  Litteraturangaben  über 
das  Strafrecht  des  ALHs.  bei  Berner,  Strafgesetzgebg.  §  55,  S.  43 
und  V.  Holtzendorff  in  HH.  I,  S.  94  und  Anm.  4. 

18)  Über  den  speziellen  EinfluIJs  der  Wolff  sehen  Philosophie 
auf  die  preufsiscbe  Gesetzgebung  jener  Zeit  s.  Eöstlin  in  Arndts 
„Germania"  II,  S.  410;  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.,  S.29.  —  Schon  bei 
Friedrich  dem  Grofsen  zeigte  sich  die  Einwirkung  der  kriminal - 
politischen  Ideen  Voltaires  und  Montesquieu s.  Vgl.  uns.  Abtlg.  II, 
S.  176,  Anm.  418  und  v.  Holtzendorff  in  HH.  I,  S.  92,  Anm.  8; 


24  Die  Strafgesetzgebung  seit  der  Mitte  des  18.  JahiLbis  znr  Gegenwart. 

verkennen^®).  Aus  ihnen  erklärt  sich  u.  a.  zweifelsohne  die 
hier  begegnende  Auffassung  des  Staats  als  einer  allgemeinen 
Sicherungs-  und  Beglückungsanstalt  der  Unterthanen'-^®)  sowie 
die  damit  naturgemäfs  zusammenhängende,  so  stark  ausge- 
prägte präventiv-polizeiliche  Tendenz  des  Gesetzbuchs^^),  die 
uns  in  Verbindung  mit  einer  tibergrofsen  Kasuistik  *2)  heute 


V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.,  S.  29  und  Anm.  3.  Direkte  Benutzung  von 
Seiten  der  Gesetzgebungskommission  hat  öfter  die  preisgekrönte  Ab- 
handlung Tony. Globig  und  Huster  über  die Kriminalgesetzgebung 
(vgl.  unsere  Abtlg.  II,  S.  229,  253 ff.)  gefunden,  so  ganz  besonders 
bei  der  Behandlung  der  Vorbeugungsmittel  der  Verbrechen.  Vgl. 
Ab  egg,  Versuch  etc.  S.  181;  Berner,  Strafgesetzgebung  8.  87,  38; 
V.  Bar,  Handb.  I,  S.  161,  Anm.  660;  v.  Liszt,  Lehrbuch  6.  Aufl., 
S.  31.  Über  andere  litterarische  Quellen  des  ALRs.  s.:  Ab  egg, 
Versuchetc.  S.  185flf.;  Hälschner,  Geschichte  S.  207  ff. ;  v.Wächter, 
Beilagen  S.  143. 

19)  Vgl.  auch  Seuffert  in  StGG.  I,  S.  5.  Es  liegt  hierin  ein 
wesentlicher  Unterschied  zwischen  dem  preufs.  ALR.  und  dem  Codex 
Bavaricus  und  der  Theresiana,  welche  beide  von  dem  reformatorischen 
Ideen  der  Aufklärungsepoche  im  Wesentlichen  noch  Yollständig  un- 
berührt geblieben  und  daher  nicht  in  Unrecht  nur  als  „ein  selt- 
sam monströses  Mittelglied  zwischen  dem  älteren  gemeinen 
Rechte  und  der  Gesetzgebung  der  Aufklärungsperiode"  bezeich- 
net worden  sind.  So:  Bin  ding  im  Z.  I  (1881),  S.  7  u.  Anm.  4.  Vgl. 
Köstlin,  System  I,  S.  421  und  in  Arndts  „Germania**  I,  S.  697, 
II,  S.  410,  582;  Hiller  in  StGG.  I,  S.  115,  116.  S.  übrigens  Näheres 
noch  unten. 

20)  S.  Köstlin  in  Arndts  „Germania**  I,  S.697,  II,  S.  583  und 
System  I,  S.  422 ;  AbegginHinschius'  Jurist.  Wochenschrift  Bd.  VI, 
S.  17 ff.  und  im  GS.  Bd.  XV  (1863),  S.  119;  Berner,  Strafgesetz- 
gebung §  54,  S.  43;  V.  Bar,  Handb.  I.  S.  161. 

21)  S.  bes.:  Mittermai  er.  Die  Strafgesetzgebung  etc.  I,  S.ll; 
Hepp,  Darstellung. .  .  der  Strafrechtssysteme,  Einleitung  S.  XXVII; 
V.Wächter,  Beilagen  S.  143;  v.  Bar,  Handb.  I,  S.164;  H.  Meyer, 
Lehrb.  5.  Aufl.  S.  77. 

22)  Zu  vgl.  hierüber  sowie  über  andere  charakteristische 
Eigenheiten  des  Gesetzbuchs:  Böhmer,  Handbuch  §  28,  S.  104 ff.; 
Mittermaier,  a.  a.  0.  S.  9ff.;  Abegg,  Die  Strafrechtstheorieen 
S.  161  ff.;  Derselbe,  Versuch  etc.  §  34,  S.  184  ff.;  Köstlin  in 
Arndts  „Germania**  I,  S.  697  und  System  l  S.  422;  Geib,  Lehrb.  I, 
§57,  S.  323ff.;  Hälschner,  Geschichte  S.171,  189ff.,  201  ff.;  Berner 
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oft  fast  komisch  anmntet.  Die  Herrschaft  des  gemeinen  Rechts 
ist  aber  auch  hier  noch  keineswegs  in  allen  Funkten  gebrochen, 
am  wenigstens  wohl  leider  im  Strafensystem *^),  in  welchem 
vielmehr  auch  der  preufsische  Gesetzgeber  noch  ziemlich  ge- 
treulich den  Spuren  der  älteren  Praxis  folgt  ^*). 

Weit  stärkere  Eonzessionen  an  die  Humanitäts-Bestrebungen 
der  Aufklärungsepoche  zeigt  uns  in  dieser  Beziehung  die  zeit- 
lich frühere  österreichische  Gesetzgebung  unter  Joseph  IL**). 
Dem  Beispiele  seines  edelgesinnten  Bruders  und  späteren 
Kegierungsnachfolgers  L e  o  p  o  1  d  (H.)  folgend,  welcher  als  Grofs- 
herzog  von  Toskana  im  Jahre  1786  fUr  das  ihm  untergebene 
Gebiet  die  —  faktisch  übrigens  schon  seit  12  Jahren  nicht 
mehr  vollzogene  —  Todesstrafe  und  die  körperlichen  Ver- 


Strafgesetzgebung  §  44  ff.,  §  54  S.  43  und  Lehrbuch  12.  Aufl.,  S.  77  *, 
V.  Holtzendorff  in  HH.  I,  S.  93 ff.;  v.  Bar,  Handb.  I,  S.  161  ff.; 
V.  Liszt,  Lebrb.  6.  Aufl.,  S.  31;  H.  Meyer,  Lehrb.    5.  Aufl.   S.  77. 

23)  Über  das  Strafensystem  des  ALRs.  im  Allgemeinen  s.  Mitter- 
maier,  Über  den  neuesten  Zustand  etc.  S.  3ff.;  Derselbe,  Die 
Strafgesetzgebnng  I,  S.  9ff.;  Abegg,  Versuch  S.  186;  Bern  er, 
Strafgesetzgebung  S.  40,  42, 43.  Speziellere  Übersicht  bei  Lichten- 
berg, Die  Strafe  etc.  S.  176  ff.  Vgl.  auch  noch  Kost  11  n  in 
Arndts  „Germania''  II,  S.  591:  v.  Bar,  Handb.  I,  S.  162,  Anm.  663 
am  £nde;  Kr  ohne,  Lehrbuch  der  Gefangniskunde  S.  139  Anm.  4. 
Näheres  unten. 

24)  V.  Wächter,  Gemeines  Recht  S.  163:  „Das  Gesetzbuch  ist 
...  in  seinem  strafrechtl.  Teile  .  •  grofsenteils  auf  das  gemeine 
Recht  gebaut  und  vielmehr  auf  die  Praxis,  wie  sie  sich  am  Ende 
des  XYIIT.  Jahrhunderts  hauptsächlich  auf  der  gemeinrechtlichen 
Grundlage  in  Preussen  gebildet  hatte."  Zu  vgl.:  Derselbe  in  Rotteck 
und  Welcker's  Staatslexikon  Bd.  XII,  S.  465  und  Beilagen  S.  43. 
Im  wesentlichen  übereinstimmend:  Ab  egg.  Versuch  S.  186;  Jarcke, 
Handbuch  S.  77;  Köstlin  in  Arndts  „Germania"  I,  S.  697;  Berner, 
Strafgesetzgebung  S.  43;  Hals  ebner.  Gem.  deutsches  Strafrecht  I, 
S.  581;  d'Elvert,  Beiträge  etc.  S.  170;  Schmölder,  Die  Strafen 
des  deutschen  RStGBs.  etc.  S.  9. 

25)  Hill  er  in  StGG.  I,  S.  116  bezeichnet  die  österreichische 
Josephina  als  „ein  typisches  Werk  der  Aufklärungsperiode  des 
18.  Jahrhunderts".  Vgl.  auch  Seuffert  ebendaselbst  S.  6;  Schütze, 
Lehrbuch  2.  Aufl.,  S.  30. 
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sttimmelungen  gesetzlich  völlig  aufgehoben  hatte 2*),  erliefs 
auch  Kaiser  Joseph  wenig  später  (am  13.  Jan.  1787  )'^^)  ein 
seiner  Zeit  voraneilendes  reformatorisches  Strafgesetzbuch^®), 


26)  S.  Einleitung  und  Artikel  LI  u.  LIV  des  Neuen  Kriminalge- 
setzes  von  Toskana  v.  30.  Nov.  1786  (in  Scblözers  Staats- Anzeigen 
Bd.  X,  Heft  39,  S.  349,  369  u.  371).  Beibehalten  wurden  dagegen 
noch  die  körperliche  Züchtigung  und  der  Pranger  (s.  Art. LV, 
a.  a.  0.  S.  372).  Über  die  Abschaffung  der  Tortur:  Einleitung  und 
Art.  XXXIII  (a.  a.  0.  S.  349  u.  361).  —  Zu  vgl:  Martin,  Lehrbuch 
§  5,  S.  10;  Mittermaier  im  GS.  XVI  (1866),  S.  167  und  Anm.  9; 
Anlage  2  zu  den  Motiven  des  StG.-Entwurfs  für  den  nordd.  Bund  über 
die  Todesstrafe,  S.  5  u.  74;  C  antü,  Beccaria  {6d  Lacointa  et  Delpech), 
p.  210 ff.  Weitere  Litteraturangaben  aus  älterer  und  neuerer  Zeit  bei: 
Böhmer,  Handbuch  §  68,  S.  434  und  Pertile,  Storia  del  dir.  ital.  V. 
§  168,  p.  51  und  Anm.  59. 

27)  Bereits  vorher  waren  einige  Milderungen  und  Ergänzungen 
des  Theresianischen  Strafrechts  angeordnet  worden.  Vgl.  Rulf, 
Joseph  II,  S.  10 ff.;  Berner,  Strafgesetzgebung  S,  18;  v.  Holtzen- 
dorff  in  HH.  I,  S*.  122. 

28)  Allgemeines  Gesetz  über  Verbrechen  und  deren  Bestrafung 
vom  13.  Jan.  1787,  durch  Patent  vom  2.  April  desselben  Jahres  öffentl. 
bekannt  gemacht  (Justiz-Gesetz- Sammlung  von  1787,  Nr.  611).  Ober 
die  Enstehungsgeschichte  dieser  sog.  „Josephina'*  sowie 
der  ein  Jahr  später  (1788),  durch  Patent  vom  17.  Juni  veröffentlichten 
Kriminal-Gerichts-Ordnung  (Justiz-Gesetz-Sammlung  von  1788,  Nr.  848) 
8.  bes.:  Wahlberg,  Ges.  kl.  Schriften  III,  S.  1— 17;  v.  Maasburg, 
Die  Strafe  des  Schiffziehens  in  Österreich  etc.  Wien  1890  S.  8  und 
63,  Anm.  72;  Finger,  Strafrecht  I,  S.  36 ff.,  39ff.;  Eisenmann, 
in  Z.XIII  S.  526 ff.  und  Anm.  204  ff.  Gegen  die  unhaltbare  Behauptung 
des  letzteren  (a.  a.  0.  S.  523),  dafs  das  Gesetzbuch  nie  in  Kraft 
getreten  sei,  s.:  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  30  u.  S.  174  Anm  4. 
Allgemeine  Charakteristik  der  Josephinä  bei  Mittermaier, 
Die  Strafgesetzgebimg  etc.  I  S.  11  ff.,  II  S.  81  ff.;  Böhmer,  Handb. 
§  29,  S.  113 ff.;  Henke,  Geschichte  II  S.  407 ff.;  Jarcke,  Handbuch 
I  S.  77;  Rosshirt,  Gesch.  u.  System  I  S.  328 ff.;  Abegg,  Die  Straf- 
rechtstheorieen  §37  S.  163;  Köstlin  in  Arndts  „Germania'*  I  S.  697 
u.  System  I  S.  421;  Geib,  Lehrb.  I  §  57  S.  323;  Berner,  Straf- 
gesetzgebung §  22ff.,  S.  18ff.;  Domin-Petrushevecz,  Neuere  öster- 
reichische Rechtsgesch.  S.  147  ff. ;  Cantü,  Beccaria  (ed  Lacointa  et 
Delpech)  p.  194  ff.;  d'Elvert,  Beitrages.  163  ff.;  Herbst,  Handbuch 
des  Österreich.  Strafrechts  l  S,  7—9;    v.  Holtzendorff  in  HH.   I 
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das  freilich  für  die  auch  in  ihm  beseitigte  Todesstrafe^*)  in 
wahrhaft  nnmenschlichen  Formen  der  Freiheitsentziehung  einen 
Ersatz  höchst  zweifelhafter  Natur  zu  schaffen  suchte.'^)    Die 


§  60  S.  122  flf.;  Wohlberg,  ebendas.  II  S.  4r)4ff.-,  v.  Bar,  Hand- 
buch I  S.  ir>8ff.^  Pertile,  Storia  etc.  V.  p.  52  u.  Anm.  60.  v.  Liszt, 
Lehrb.  6.  Aufl.  S.  30.  31;  Hiller  in  StGG.  I  S.  117-120 flf.  Ältere 
Litteraturangaben  über  das  Josephinische  Strafrecht  s.  noch  beiJ  a  n  k  a, 
Österr.  Strafrecht  S.  19  u.  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  31. 

29)  Siehe  Teil  I,  Kap.  II,  §  20;  ausgenommen  die  standrechtlichen 
Fälle  (mit  £xekution  durch  den  Strang).  Finger,  Strafrecht  I  S.  37. 
Schon  in  den  Jahren  1781  (9.  März)  und  1783  (22.  Aug.)  waren  von 
Joseph  II.  zwei  allerdings  geheim  gehaltene  Entschliefsungen  ergangen, 
wonach  die  erkannten  Todesurteile  nicht  vollzogen,  bezw.  den  Vemr- 
teilten  auch  nicht  verkündigt  werden,  sondern  der  obersten  Justizstelle 
(bezw.  dem  Kriminal-Obergericht)  beliufs  deren  weiterer  Entschliefsung 
eingesandt  werden  sollten.  In  Folge  dessen  wurde  in  der  Zeit  von 
1781—1787  nur  ein  einziges  Todesurteil  vollstreckt.  Vgl.  John,  Über 
die  Todesstrafe,  Berlin  1871  S.  18;  Domin-Petrushevecz,  Neuere 
Österreich.  Kechtsgesch.  S.  148;  v.  Maasburg,  Die  Strafe  des  Schiff- 
ziehens S.  8  u.  64  Anm.  76-,  Finger,  Strafrecht  I  S.  36.  —  Darüber, 
dafs  für  Joseph  IL  bei  der  Beseitigung  der  Todesstrafe  ein  anderes 
Motiv  leitend  gewesen  als  für  Leopold  von  Toskana  s.  Näheres  unten. 

30)  S.  z.  B.  Buch  I,  Kap.  2  §  23:  Freiheitsstrafe  bis  zu  100 
Jahren;  §  25:  Strafe  der  „Anschmiedung**;  §  27:  Strafe  des  „schwersten 
Gefängnisses'',  bei  welchen  u.  a.  der  Gefangene  Tag  und  Nacht  mit 
einem  eisernen  King  um  die  Mitte  des  Körpers  versehen  ist.  Vgl. 
dazu:  Rulf,  Joseph  II  S.  16;  Berner,  Die  Strafgesetzgebung  §  28, 
S.  22ff.;  Wahlberg  in  HH.  II  S.  455;  v.  Bar,  Handb.  I  S.  161ff.-, 
Finger,  Strafrecht  I  S.  37,  38;  Hill  er  in  StGG.  I  S.  119.  Auch 
die  körperliche  Züchtigung  (mit  „Stock-,  Karbatsch-  und  Ruten- 
streichen'', teils  als  selbständige  Strafe,  teils  als  Verschärfung  der 
Freiheitsstrafe)  spielte  in  diesem  Gesetzbuche  noch  eine  bedeutende 
Bolle  (vgl.  z.  B.  I  §  25,  32,  II  §  10, 11;  Berner,  Strafgesetzgbg.  S.  23; 
Finger  a.  a.  0.  S.  37,  38),  und  die  öffentliche  Brandmarkung, 
welche  in  Toskana  bereits  ca.  20  Jahre  vor  dem  Kriminalgesetz 
von  1786  (s.  dessen  Art.  LIV,  a.  a.  0.  S.  371)  beseitigt  gewesen  (vgl. 
Pertile,  Storia  V.,  p.  348  Anm.  36)  und  selbst  z.  B.  nach  der 
Theresiana  (I,  Art.  VI,  §  4,  Nr.  1)  ausdrücklich  nur  noch  auf  den 
Rücken  erfolgen  sollte,  findet  sich  hier  noch  in  der  abstofsendsten 
Weise  (als  Einschröpfung  eines  Galgenzeichens  auf  beide  Wangen) 
beibehalten.  Vgl.I  §  24  n.  39,  u.  dazu:  Berner,  a.  a.  0.  S.  23;  Cantü, 
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Folgezeit  brachte  denn  aneh  bald  in  Österreich'**),  und  zwar 
zunächst  fttr  einen  Teil,  sodann  aber  auch  für  das  Gesamtgebiet 
der  Monarchie,  die  Wiedereinführung  der  (einfachen)  Todes- 
strafe für  mehrere  der  schwersten  Delikte  ^^)  durch  das  Straf- 
gesetzbuch von  1796  (für  Westgalizien  33))  |je2W.  Kaiser  Franz'  II. 

Beccaria  p.  195;  Wahlberg  in  HH.  II  S.  455;  v.  Bar,  Handb.  I 
S.  159  Anm.  152;  Pertile,  Storia  V.,  p.  348  u.  Anm.  34.  — Während 
die  Josephina  dem  österreichischen  Strafrechte  „  seinen  spezifischen 
Charakter  flir  die  ganze  Folgezeit  aufgeprägt"  hat  (Hill er  in 
StGG.  I  S.  117;  V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  31),  ist  sie  dagegen, 
obwohl  seiner  Zeit  ins  Englische,  Französische  und  sogar  ins  Spanische 
übersetzt  (Böhmer,  Handb.  S.  113;  nach  Eisenmann  in  Z.  XIII 
S.  524  auch  ins  Lateinische  nnd  Italienische,  dagegen  aber  zweifelnd 
V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  30),  auf  die  Strafgesetzgebung  a u fs e r- 
halb  Österreichs  im  Ganzen  nur  von  geringem  Einflüsse   gewesen. 

5.  Hälschner,  Das  gem.  deutsche  Strafr.  I  S.  581.  Doch  ist  zu  er- 
wähnen, dafs  auf  ihrer  Grundlage  das  1787  in  den  österreichischen 
Niederlanden  eingeführte  röglement  provisionel  pour  la  proc6dure 
criminelle  (Bruxelles  1787)  beruhte,  und  dafs  insofern  auch  die  Josephina 
indirekt  „in  manchen  wichtigen  Punkten  bestimmend  für  die  Gesetz- 
gebung  der   französischen  Revolution"  wurde,    v.  Liszt,  Lehrbuch 

6.  Aufl.  S.  31  und  Eisenmann  in  Z.  XIII  S.  523. 

81)  Auch  in  Toskana  war  die  Todesstrafe  zunächst  im  Jahre 
1790  noch  von  Grofsh.  Leopold  selbst  für  gewisse  Fälle  politischer 
Delikte,  dann  1795  unter  Ferdinand  IIL  in  erweitertem  Umfange,  u.  a. 
auch  für  Tötungsdelikte,  wiederhergestellt  worden.  Vgl.  John, 
Todesstrafe  S.  19;  Cantü,  Beccaria  (6d.  cit.),  p.  211;  Pertile, 
Storia  V.,  p.  276  u.  Anm.  75. 

32)  Über  die  e  i  n  z  e  1  n  e  n  in  dem  Gesetzbüchern  von  1796  und  1803 
mit  dem  Tode  bedrohten  Delikte  s.  Näheres  unten.  Schon  vorher 
war  aber  durch  Patent  vom  2.  Januar  1795  die  Todesstrafe 
(durch  den  Strang)  flh-  politische  Delikte  („Hochverrat"  und 
Versuch  dazu)  wieder  eingeführt  worden.  Vgl.  Berner,  Straf- 
gesetzgbg.  S.  47 ;  J  o  h  n ,  Todesstrafe  S.  18 ;  Anlage  2,  S.  74 ;  v.  H  o  1 1  z  e  n- 
dorff  in  HH.  I,  S.  123;  Cantü,  Beccaria  p.  217  Anm.  1;  Finger, 
Strafrecht  I  S.  40,  43;  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Anfl,  S.  31  und  Näheres  bes. 
bei  Hiller  in  StGG.  I,  S.  121.  — Über  die  eigentümliche  Moti- 
vierung der  Wiedereinführung  der  Todesstrafe  s.:  John,  Todes- 
strafe S.  18ff.;  vgL  auch  Berner,  Strafgesetzgebung  S. 46;  Cantü, 
beccaria,  p.  217  Anm.  1. 

83)  Zu  vgl.  über  dieses,  durch  Patent  vom  17.  Juni  1796  (Justiz- 
Ges.-Snilg.  Nn  301)  in  jenem,  gerade  damals  in  Folge  der  3.  Teilung 
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„Gesetzbuch    über  Verbrechen    und    schwere    Pollzey- Über- 
tretungen"  vom  Jahre  1803'*),   das  sonst  Übrigens   manche 


Polens  (1795)  neu  erworbenen  Gebiete  eingeführte  Strafgesetzbuch, 
das  übrigens  wesentlich  übereinstimmte  mit  dem  ersten  schon  unter 
Leopold  II.  begonnenen  Entwürfe  des  späteren  Strafgesetzbuches  von 
1803:  Eleinschrod  im  alten  Archiv  des  CR.  Bd.  I  (1799)  Stück  II 
Nr.  XII  S.  113 ff.*,  Berner,  Strafgesetzgebung  §  56  S.  45 ;  v.Holtzen- 
dorff  in  HB.  I  S.  123ff.;  Wahlberg,  Ges.  kl.  Schriften  II  S.  146-, 
V.  Bar,  Handb.  I  S.  164  Anm.  677;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  77 
Anm.  42;  Janka,  Österreich.  Strafrecht  S.  20;  Finger,  Strafrecht 
I  S.  40ff.;  Hiller  in  StGG.  I  S.  121  ff.  u.  Näheres  noch  weiter  unten. 
34)  Das  Gesetzbuch  von  1803  erhielt  (vom  1.  Jan.  1804  ab)  ge- 
setzliche Geltung  für  sämtliche  österreichische  Eronländ  er  mit  Aus- 
nahme Ungarns,  des  Hermanstädter  Bezirks  in  Siebenbürgen  und 
der  Militärgrenze.  Es  wurde  1817  auch  im  Fürstentum  Liechtenstein 
dann  1850  auch  in  Siebenbürgen  eingeführt  Vgl.  v.  Wächter,  Gem. 
Recht  S.  235  Anm.  258a;  Geib,  Lehrbuch  I  S.323;  Berner,  Straf- 
gesetzgebung S.  45,  46 ;  v.  H  o  1 1 z  e  n  d  o  r  f  f  in  HH.  I  S.  124  u.  Anm.  1 ; 
V.  Bar,  Handbuch  I  S.  164  Anm.  677;  H.  Meyer,  Lehrbuch  S.  101 
Anm.  60;  Finger,  Strafrecht  I  S.  43,  Anm.  28.  Über  Inhalt  und 
Bedeutung  des  im  Allgemeinen  ziemlich  verschieden  beurteilten 
Gesetzes  s.  u.  a.:  Gönners  Archiv  für  die  Gesetzgebung  und 
Reformen  des  Jurist.  Studiums  Bd.  I  (Landshut  1808)  S.  32  ff.,  210 ff.; 
Tafinger,  Idee  einer  Criminalgesetzgebung  etc.  §  55 — 60,  S.  95 
—114;  Mittermaier,  Die  Strafgesetzgebung  I  S.  11  ff.,  II  8. 18 ff.; 
Henke,  Gesch.  II  S.  409ff.;  Böhmer,  Handbuch  §  29,  S.  115 ff.; 
Abegg,  Strafrechtstlieorieen  S.  163,  164;  v.  Wächter,  Gem.  Recht 
S.  161 ;  Hepp,  Darstellung,  Einleitung  S.XXVII;  Köstlin  in  Arndts 
„Germania"  I  S.697  u.  System  I  S.421;  Glaser  in  Schletters  Jahr- 
büchern I  (1855)  S.  361;  Geib,  Lehrb.  I  §  57  S.323;  Berner,  Straf- 
gesetzgebung §  57 ff.  S.  45 ff.;  Ullmann,  Fortschritte  S.  9;  Gantü, 
Beccaria  p.  217 ff.;  v.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  61 ,  S.  124ir.; 
V.Bar,  Handbuch  I  §  59  S.  164ff.;  Domin-Petrushevecz,  Neuere 
österreichische  Rgesch.  S.  2G9-312;  d'Elvert,  Beiträge  S.  163  ff., 
170—172;  Herbst,  Handb.  I  S.  lOff.;  Pfenninger,  Strafrecht  der 
Schweiz,  8.  176;  Hill  er  in  StGG.  I  S.  123;  Janka,  Österr.  Strafr., 
S.  20  u.  25,  woselbst  Anführung  der  Kommen tar-Litteratur  über  das 
Gesetzbuch.  Angaben  noch  weiterer,  bes.  älterer  Litteratur  bei: 
V.  Püttlinger,  Darstellung  der  Litteratur  des  Österreich.  GBs.  über 
Verbrechen  und  schwere  Polizei-Übertretungen  Wien  1833;  M  auch  er, 
Darstellung  der  Quellen  und  der  Litteratur  der  Österreich.  Strafgesetz- 
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Hildernngen^^)   enthielt,  ohne  indessen   mit  dem  Geiste  der 


gebung  Wien  1849-,  Jarcke,  Handb.  I  S.  78  Anm.  4;  Berner,  Straf- 
gesetzgebung §62  S.  50,  51;  d'Elvert,  Beiträge  S.  170,  172;  Finger, 
Strafrecht  I  S.53.  Wenn  Hill  er  (inStGG.  I  S.  125),  welcher  das  Ge- 
setzbuch von  1803  überhaupt  sehr  günstig  beurteilt,  bedauert,  „dafs  das- 
selbe bei  den  legislatorischen  Versuchen,  die  seit  den  ersten  Jahrzehnten 
dieses  Jahrhunderts  in  Deutschland  und  andern  Ländern  gemacht 
worden  sind,  namentlich  im  Gegensatze  znm  bayerischen  Strafgesetz- 
buche von  1813,  nicht  diejenige  Beachtung  gefunden**  habe,  „die 
es  vermöge  der  glücklichen  Einfachheit  und  vorherrschenden  Klar- 
heit seiner  Textierung,  ....  den  freieren  Spielraum  für  das  richter- 
liche Ermessen,  die  im  Ganzen  befriedigende  Begrenzung  des 
Strafgebiets  und  der  Grundsätze  über  das  Strafmafs  u.  s.  w.  in  hohem 
Grade  verdient**,  so  ist  dem  gegenüber  wohl  auf  den  ziemlich  nach- 
haltigen Einflufs  hinzuweisen,  welchen  das  österreichische  Recht  von 
1803  auf  die  Gesetzgebimg  mehrerer  schweizer  Kantone  geübt 
hat.  So  ist  das  „Kriminalgesetzbuch  für  den  Kanton  Aargau**  vom 
Jahre  1805,  das  erste  schweizerische Partikularstrafgesetzbuch  dieses 
Jahrhunderts ,  „beinahe  ausschliefslich  unter  dem  Einflüsse  des 
österreichischen  Gesetzbuchs  von  1803  redigirt  und  hat  (daher) 
dessen  besondere  Mängel  (wie)  Vorzüge".  Temme,  Lehrbuch  des 
schweizer.  Strafrechtes  S.  28;  vgl.  ebendas.  S.  1,  30,  31-,  Teich  mann 
in  StGG.  I  S.  392.  Auch  die  Gesetzbücher  vonTessin  1816,  St.  Gallen 
1807  u.  1819,  Basel  1821,  1835  u.  1846  und  Schaffhausen  1835 
schlier8en  sich  im  wesentlichen  Punkten  noch  dem  österreichischen 
StGB,  von  1803  an,  obwohl  sich  in  ihnen  daneben  auch  eine  mehr  oder 
weniger  starke  Berücksichtigung  des  bay  er.  StGBs.  von  1H13  und  des 
französischen  Rechts  (so  besonders  in  Tessin,  zum  Teil  auch  in 
Basel)  erkennen  läfst.  Temme,  a.  a.  0.  S.  28-,  vgl.  auch  Martin, 
Lehrb.  §5S.llAnm.8;Pfenninger,  Strafrecht  der  JSchweiz  S.  176, 183 
u.  198;  Teichmann,  a.  a.  0.  S.  363-,  über  die  Einzelheiten  zum 
Teil  noch  näher  unten.  —  Das  Österreich.  Gesetzbuch  von  1803 
verdient  endlich  insofera  auch  heute  noch  besondere  Beachtung,  als 
das  z.  Z.  (1804)  noch  gültige  Österreich.  StGB,  vom  27.  Mai  1852,  wie 
auch  dessen  Kundmachungspatent  selbst  ausdrücklich  betonte, 
nur  als  umgearbeitete  oder  „revidierte  Ausgabe"  des  altern  Ge- 
setzbuchs bezeichnet  zu  werden  verdient.  Vgl.  u.  a.:  Glaser  in 
Schletters  Jahrb.  I  S.360;  Geib,  Lehrb.  I  §  50  S.  351 ;  v.  Bar,  Hand- 
buch  IS.  182-,  Finger,  Strafrecht  I S.  48 ;  Uiller  inStGG.  I  S.  125flf., 
126,  127  ff.,  130 ff.  —  Beachtenswert  ist  die  Wiederannäherung  der 
neuesten  Österreichischen  Strafgesetzentwürfe  (von  1891  und  besonders 
V.  1893)  an  das  StGB,  von  1852  (und  damit  indirekt  an  das  alte  öster- 
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Joßephinischen  Gesetzgebung  zu  brechen**).  —  Wie  »ehr  man 
selbst  noch  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  die  Autorität  des 
gemeinen  Strafrechts  respektierte,  beweist  das  unter  Markgraf 
Karl  Friedrich  im  Jahre  1803  publizierte  badische  (8.  Organi- 
sations-  oder)  Straf-Edikt,  welches  lediglich  der  noch  auf 
den  Vorschriften  der  Carolina  beruhenden  Praxis'")  eine  ein- 


reichische  Recht  von  1803),  während  die  vorhergehenden  Entwürfe 
(s.  über  diese  im  Allg.:  Berner,  Strafgesetzgebung  §§229 ff.,  S.  294 ff.; 
r.  Holtzendorff  im  HH.  I  S.  125,  126-,  v.  Wächter,  Beilagen 
S.  187,  188;  Hiller  in  StGG.  I  S.  158;  Finger,  Strafrecht  I  S.  50) 
sich  mehr  an  das  deutsche  KStGB.  als  Muster  gehalten  hatten.  Vgl. 
dazu  die  nähreren  Nachweise  bei  Lammasch  in  der  Österreich.  Ge- 
richts-Zeitung 1893,  Nr.  41  S.  333  ff. 

35)  Schon  vorher  waren  besonders  unter  Leopold  II.  (1790 
—1792)  die  schroffsten  Härten  der  Josephina  (Anschmiedung,  Brand- 
markung, öffentliche  Züchtigung  etc.)  beseitigt  worden  (vgl.  Berner, 
Strafgesetzgebung  S.  45;  v.  Bar,  Handb.  I  S.  164;  Finger,  Straf- 
recht IS.  40;  Hiller  in  StGG.  I  S.  121),  desgleichen  auch  die  seit  1783 
eingeführte  (zwar  nicht  im  Gesetzbuche  von  1787,  wohl  aber  in 
der  Krim.-G.-0.  von  1788,  XIII.  Hauptstück  §  188 ff.  gesetzlich  normierte) 
barbarische  Strafe  des  Schiffziehens  auf  der  Donau.  S.  darüber 
bes. :  V.  Maasburg,  Die  Strafe  des  ßchiffziehens  in  Österreich  etc. 
Wien  1890,  bes.  S.  13,  20,  21.  Vgl.  auch  v.  Bulf,  Joseph  II  S.  13 
u.  16;  V.  Bar,  Handb.  I  S.  159  Anm.  651  u.  S.  164;  Hiller,  a.  a.  0. 
S.  119;  Finger,  Strafrecht  I  S.  36  Anm.  24. 

36)  Im  Wesentl.  übereinstimmend:  Mittermaier,  Die  Strafgesetz- 
gebung I  S.  13;  Abegg,  Strafrechtstheorieen  S.  163,  164;  Berner, 
Strafgesetzgebung  S.  50;  v.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  123,  124; 
Ullmann,  Fortschritte  S.  9;  v.  Bar,  Handb.  I  S.  165;  Finger, 
Srafrecht  I  S.  44;  Hill  er  in  StGG.  I  S.  125.  Während  aber  viele 
(so  z.  B.  Abegg,  a.  a.  0.  S.  164)  das  prinzipielle  Festhalten  an  den 
Grundsätzen  der  Josephin.  Gesetzgebung  als  einen  Fehl e r  des  Gesetz- 
buchs von  1803  betrachtet  haben,  zählt  dies  Hill  er  a.  a.  0.  S.  125 
gerade  zu  dessen  Vorzügen,  denn  damit  sei  „dem  österreichischen 
Strafrechte  jene  feste  Kontinuität  und  Selbstständigkeit  gewahrt  worden, 
welche  auch  noch  das  heute  geltende  Becht  kennzeichnet 

37)  Über  die  strafrechtlichen  Zustände  in  Baden  vor  Einführung 
des  Straf-Edikts  sowie  über  das  Verhältnis  des  letztem  zu  den  älteren 
Landesgesetzen  s.  Näheres  bei  v.  W  ä  c  h  t  e  r ,  Gem.  Recht  S.  237  Anm.  263 ; 
Bern  er,  Strafgesetzgebung  S.  197. 
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heitliche,  den  yeränderten  Zeitverhältnissen  angepafste  mildere 
Anwendung  im  Lande  zu  sicliern  bezweckte  3^). 

Einen  erheblichen  Fortschritt^*)  in  der  Behandlung  von 
Verbrechen  und  Strafen  schufen  erst  der  an  Stelle  älterer 
Gesetze  der  Republik  (aus  den  Jahren  1791  u.  1795*®))  tretende 
französische  Code  penal  von  1810,  welcher  durch  die 
politischen  Ereignisse  der  Folgezeit  auch  in  einem  gröfseren 
Teile  deutschen  Gebietes  recipiert  wurde  *^),  und  das  aus  den 
Arbeiten  Anselm  v.  Feuerbachs  (geb.  1775,  f  1833),  des 
genialen  „Begründers  der  neueren  deutschen  Strafrechtswissen- 
schaft" "),  erwachsene  bayerische  Strafgesetzbuch  von  1813. 


38)  Mittermaier,  Über  den  neuesten  Zustand  etc.  S. 5flF.  nennt 
das  Gesetzbuch  „ein  wichtiges  Zeugnis  tiber  die  Art,  wie  die  Carolina 
in  Deutschland  fortgebildet  wurde".  Vgl.  ähnlich  Jarcke,  Handb. 
I  S.  78;  Martin,  Lehrbuch  §  6  S.  11;  v.  Wächter,  Gem.  Recht 
S.  237  Anm.  263;  Geib,  Lehrbuch  I  §  55  S.  309;  Berner,  Straf- 
gesetzgebung §  171  S.  197 flf.;  V.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  111-, 
Seuffert  in  StGG.  I  S.  7,  Über  den  Inhalt  des  Gesetzbuches  und 
seine  verschiedene  Beurteilung  s.  Näheres  noch  anten. 

39)  Vgl.  u.  a.:  S.  Mayer  in  GA.  Bd.  XXVII  (1879)  S.  251. 

40)  S.  darüber:   v.  Almendingen  in  der  Bibl,  des  peinlichen 
Rechts  etc.  Bd.  II  St.  1  Nr.  1;  Klein  im  alten  Arch.  des  CR.  Bd.  I 
(1799)  Stück  in.  Nr.  XII  S.  89  ff.,  Stück  IV.  Nr.  III  S.43ff.;  Scipion 
Bexon,  Parallele  du  code  pönal  d'Angleterre  avec  les  lois  pönales 
frauQaises.   Paris.  An.  VIII  (1799);    Böhmer,  Handb.  §  69  S.M2ff. 
V.  Holtzendorff,    Die  Deportation  als  Strafmittel  etc.,   S.  399 ff. 
Garraud,  Pröcis  etc.  2.  öd.  p.53ff.,  58 ff.;  Hertz,  Voltaire  S. 521  ff. 
V.Bar,  Handb, I  S.  167,  168.   Über  das  mit  dem  französ.  Code  pönal 
von  1791  nahe  verwandte  peinliche  Gesetzbuch  der  helvetischen 
Republik  vom  4.  Mai  1799  s.  Näheres  noch  unten. 

41)  Das  Nähere  darüber  unten. 

42)  So:  V.  Holtzendorff  in  HH.  I.  S.  95,  115,  138.  Ähnlich  : 
Schütze,  Lehrbuch.  2.  Aufl.  S.  31;  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  38; 
Seuffert  in  St(H}.  I  S.  5 ;  vgl.  auch  schon  Mitte  rmaier  imN.  Arch. 
des  CR.  IV  (1820)  S.  160  und  (teilweise)  v.  Wächter  in  Schletter's 
Jahrbüchern  I.  (1855)  S.  106.  Aus  der  biographischen  Lit- 
ter a  tu  r  über  Feuerbach  s.  bes.:  Anselm  Ritter  von  Feuerbachs 
Leben  und  Wirken,  .  .  .  veröffentlicht  v.  s.  Sohne  Ludwig  Feuer- 
bach. 2  Bde.  Leipz.  1852;  Marquardsen  in  der  Allgem.  deutschen 
Biographie  VI.  731;   Mittermaier  in  Bluntschli^s  Staatswörter- 
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Beiden  GeBetzeswerken  ist  gemeinsam,  dafs  sie  ihren  Ursprung 
bereits  ans  der  neuem  kritischen  Philosophie  (seit  Kant) 
nahmen*')  nnd  dafs  sie  eben  wohl  darum  trotz  ihrer  nicht  un- 
erheblichen Mängel  einen  so  mächtig  bestimmenden  Einflufs 
auf  die  weitere  Entwicklung  der  gesamten  neuem  Straf- 
gesetzgebung geübt  haben**).  Kach  ihrem  Vorgang  sehen 
wir  bald  in  ganz  Europa  eine  grofse  Reihe  von  Entwürfen 
und  Strafgesetzbüchern  entstehen,  in  welchen  die  sich  so 
lange  mit  Zähigkeit  behauptenden  Lehren  des  römisch-gemeinen 
Bechts  allmählich  immer  weniger  beachtet  werden*').  In 
Deutschland,  wo  namentlich  seit  Ende  der  dreifsiger  Jahre 
dieses  Jahrhunderts  die  Einzelstaaten  eine  wahrhaft  erstaun- 
liche Produktivität  auf  dem  Gebiete  der  Kriminalgesetzgebung 
entfalteten**),  versetzte  das  Strafgesetzbuch  für  das  neue  deut- 


buch III.  S.  503  ff. ;  B  e  r  n  e  r ,  Die  Strafgegesetzgebg.  S.  80  ff. ;  Glaser, 
Ges.  kl.  Schriften.  Wieu  1868,  L  S.21ff.;  Geyer,  Festrede  zu  Feuer- 
bachs hundertjährig.  Gebmtstage.  Münch.  1875;  Derselbe,  Kleinere 
Schriften  etc.  S.  553  ff.  Weitere  Angaben  bei  Geyer,  Festrede  S.  4 
Anm.  1  u.  Teichmann  in  HKL.  1.  S.  820. 

43)  S.  Köstlin  in  Arndts  „Germania''  I.  S.  668,  U.  S.411,426, 
583;  Derselbe,  System  I.  S.  422;  üllmann,  Fortschritte,  S.  10. 

44)  Hierüber  sowie  überhaupt  über  Inhalt  und  Charakter 
der  beiden  Gesetzbücher  s.  das  Nähere  unten. 

45)  Zu  vgl.  in  dieser  Beziehung  flirD  eutschland:  v.  Wächter, 
Gemeines  Recht  S.  238  ff. 

46)  V.Wächter,  Beilagen  S.  150 ;  v.  Liszt,  Lehrb.6.Aufl.  S.32-, 
Bin  ding,  Handbuch  I.  S.  40:  »Auf  keinem  Gebiete  des  Rechts  ist 
in  Deutschland  in  den  letzten  70  Jahren  so  ausserordentlich  viel  ge- 
setzgeberisch gearbeitet  worden,  wie  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts. 
In  den  zum  frühern  deutschen  Bunde  gehörigen  Staaten  sind  seitdem 
Beginne  dieses  Jahrhunderts  38  allgemeine  Strafgesetzbücher  einge- 
führt und  alle  mit  Ausnahme  des  österreichischen  Gesetzbuchs  vom 
27.  Mai-  1852  wieder  ausser  Kraft  gesetzt  worden.*"  Die  Zahl  der 
officiellen  Strafgesetz -Entwürfe  beläuft  sich  nach  Binding, 
a.  a.  0.  S.  40  Anm.  4  für  den  gleichen  Zeitraum  sogar  auf  59.  Die 
vollständigste  chronologische  Zusammenstellung  der  Entwürfe  und  Ge- 
setze findet  sich  wohl  bei  Binding,  Die  gemeinen  deutsch.  Strafgesetz- 
bücher etc.  S. 4—14.  Das  Nähere  über  die  einzelnen  deutschen  Par- 
tikular gesetzbücher  unten« 

Günther,  Idee  der  Wiedervergeltung.    111,1.  3 
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sehe  Reich*'')  ferner  dem  strafrechtlichen  Partikularis- 
mus den  Todesstofs  durch  Herstellung  der  auch  auf  diesem 
Gebiete  so  lange  vergeblich  ersehnten*®)  Einheit"). 

Schon  ein  flüchtiger  Überblick  des  Entwicklungsgangs  der 
neuem  Strafgesetzgebung  seit  1751  läfst  nun  leicht  er- 
kennen, dafs  die  früher  so  vorherrschende  Vergeltungs- 
idee immer  mehr  gegen  berechtigte  äufsere  oder  relative 
Strafzwecke  —  wie  zunächst  besonders  die  der  Sicherung 
und  Abschreckung  —  zurückgedrängt  worden  ist*®),  wo- 
mit erklärlicherweise  eine  wesentliche  Vereinfachung  des 
Strafensystems  Hand  in  Hand  geht.  „Das  Kriminalrecht  hat" 
—  wie  ein  älterer  Schriftsteller**)  sich  treffend  ausdrückt  — 


47)  Über  die  Entstehungsgeschichte  des  deutschen Beichs- 
strafgesetzbachs  und  die  darauf  bezügliche  Litteratur  s.  Binding, 
Handb.  I.  S.  48  Anm.  1  u.  S.  49— 78.  Allgemeine  Charakteristik  des 
RStGBs.  u.  a.  bei :  Bub  o,  Kommentars.  78  flF.;v.  Schwarze,  Kommentar 
5.  Aufl.  S.  lOff.;  Btidorff,  Kommentar  3.  Aufl.  S.  39  flf.  Über  das 
Beichs  -Militär  Strafgesetzbuch  von  20.  Juni  1872  ausführlich :  B  i  n  - 
ding,  Handb.  I.  §  20ff.  S.  100  flF. 

48)  Vgl.  hiezu  etwa:  Köstlin  in  Arndts  „Germania''  IL  S.574ff. 
608;  V.  Wächter  in  Schletters  Jahrbüchern  I.  (1855)  S.lll,  112; 
Derselbe,  Das  kgl.  sächs.  u.  das  thüring.  Strafrecht.  S.  4. 

49)  Vgl.  T.  Holtzendorff  in  HH.  I.  S.  90;  Krohne,  Lehrbuch 
der  Gefängniskunde,  S.  141. 

50)  Über  die  Ursachen  dieses  Zurticktretens  der  Vergeltungs- 
idee in  der  neuern  Gesetzgebung  s.  Merkel,  Lehrb.  §  72  S.  202  fif. 
Die  allmähliche  Veränderung  in  der  Auffassung  der  Strafe  und  ihrer 
Zwecke  zeigt  sich  u.  a.  recht  deutlich  in  den  von  Kersting  (Das 
Strafrecht  in  Kurhessen  L  1853,  §2  S.  13—17)  für  die  kurhessi- 
sche Gesetzgebung  zusammengestellten  gesetzlichen  Aussprüchen. 
Während  z.  B.  in  einer  PGO.  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
(Ton  1748,  Teil  IV  §  1;  a.  a.  0.  S.  13)  noch  die  bürgerliche 
Strafe  damit  motiviert  wird,  dass  „Gottes  Zorn  und  Strafe  von 
Land  und  Leuten  abgewendet  (und)  nicht  Blutschuld  auf 
das  Land  gebracht  werde**,  treten  seit  der  zweiten  Hälfte  des  vorige^i 
Jahrhunderts  die  Zwecke  der  Sicherung,  Abschreckung  (War- 
nung) und  endlich  auch  der  Besserung  immer  erkennbarer  in  den 
Vordergrund.   Vgl.  auch  Möller,  Kritik  des  Strafmafses,  S.  87—93. 

51)  Ad.  V.  Wick,  Über  Ehrenstrafen  und  Ehrenfolgen  der  Ver- 
brechen etc.  S.  19. 


Die  Strafgesetzgebung seit  derMitte  des  18.  Jahrh.bis  zur  Gegenwart.  35 

nach  und  nach  ^seine  grelle,  phantasiereiche  AursenBeite  ab- 
gestreift nnd  geht  (jetzt)  in  einfacher  bürgerlicher  Kleidung 
einher. '^  An  Stelle  der  mannigfachen  sog.  qualifizierten  oder 
geßchärften  Todesstrafen  *'),  der  symbolisch-vergeltenden  Ver- 


52)  Die  qualifi eierten  Todesstrafen  i.  e.S.  finden  sich  freilich 
noch  öfter  in  den  Strafgesetzbüchern  des  vorigen  Jahrhunderts,  (worüber 
Näheres  noch  im  Textunten),  während  sie  uns  vereinzelt  wohl  auch  noch 
in  den  Gesetzen  nnd  in  der  Praxis  weit  späterer  Zeit  begegnen.  S.  v.Liszf, 
Lehrb.  6.  Aufl.  S.22Ö  Anm.  2,  vgl. auch  Uppströmin  StGG.  I  S.  246 
(betr.  Schwedens).  Mit  besonderer  Zähigkeit  hat  sich  z.B.  der  Feuer- 
tod (namentlich  fUrBrandstiftung)  erhalten,  obwohl  hierbei  teils 
schon  in  den  Gesetzen  selbst,  teils  in  der  Praxis  beim  Vollzüge  ge- 
wisse Milderungen  zugelassen  wurden,  falls  nicht  von  vornherein  im  Gna- 
denwege Umwandlung  in  eine  andere  Strafart  stattfand.  So  soll  (nach 
Mittermaier  in  N.  Arch.  des  CR.  1834  S.  479)  in  einer  schwarz- 
burgischen  Verordnung  vom 22.  Okt.  1827  noch  alternativ  neben 
der  Enthauptung  auch  das  Lebendigverbrennen  als  Strafe  der 
Brandstiftung  angedroht  gewesen  sein.  Vgl.  auch  Osenbrüggen, 
Die  Brandstiftung  S.24.  KachKöstlin,  System  I  §125  S.  466.  Anm.  4 
wurde  in  Sachsen  bis  1838  auf  die  Feuerstrafe  wenigstens  erkannt, 
in  Beuss  dieselbe  in  diesem  Jahrhundert  noch  vollzogen.  Vgl.  auch 
V.Wächter,  Das  kgl.  sächs.  u.  das  thUring.  Strafr.  S.22ff.,  23  Anm.  1; 
V.  Bar,  Handbuch  1.  S.179  Anm.  733.  Ein  Strafgesetz-Entwurf  für  das 
Grossherzogtum  Sachsen-Weimar-Eisenach  von  1822  (XIII. 
Satz  61)  kannte  noch  die  nachherige  Verbrennung  des  Leich- 
nams. S.  Znsammenstellung  I.  S.  35;  Mittermaier  in  N.  Arch.  des 
CR.  VI,  3  (1«23)  S.  3P3.  Über  die  gemeinrechtliche  Übung  s. 
schonAbtlg.il  S.  42  Anm.  136,  S.45  u.  Anm.  144;  v.  Liszt,  Lehrbuch, 
6.  Aufl.  S.  469  Anm.  1.  Vgl.  dazu  auch  noch  v.  Schirach,  Handb. 
des  Schleswig-Holstein.  Eriminalrechts  l.  S.  559 fif.,  wo  mehrere  Er- 
kenntnisse auf  Todesstrafe  durch  Enthauptung  mit  nachheriger 
Verbrennung  des  Leichnams  aus  den  ersten  Dezennien  dieses 
Jahrhunderts  angeführt  sind,  die  jedoch  meist  im  Gnadenwege  in 
lebenslängliche  oder  zeitige  Freiheitsstrafen  umgewandelt  wurden. 
S.  femer  V. Eggers,  Entwurf  §.  2195,  Über  die  preussi sehe  Praxis 
noch  Näheres  unten.  Vgl.  v.  Liszt,  Lehrb.,  6.  Aufl.  S.  225  Anm.  2. 
Die  Exekution  der  Feuerstrafe  am  Leichnam  gehört  übrigens  be- 
reits zu  den  äusserlichen  Verschärfungen  der  Todesstrafe, 
über  welche  ebenfalls  „der  Fortschritt  der  Civiliaation  den  Stab  ent- 
schieden  gebrochen'*    hat,    (vgl.  Köstlin,  System  l.  §  125,   S.  447, 

3* 
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»ttlmmelimgen  *')  und  der  drastischen,  oft  humoristisch  gefärbten 

466  Anm.  4),  da  sie  als  ziemlich  rohe  Abschreckungsmittel  er- 
scheinen, welche  mit  der  eigentlichen  «yergeltenden  Gerechtig- 
keit doch  nur  in  sehr  losem  Zusammenhange  stehen.  Vgl.  H.  M  e y  e  r 
im  GS.  XXXÜI  (1881)  S.  132.  Trotzdem  haben  sich  mehrere  Formen 
derselben  nicht  nur  in  den  (altem)  Gesetzbüchern  unseres  Jahrhun- 
derts erhalten  (vgl.  im  Allg.  Hab  erlin,  Grundsätze  I.  S.  122; 
Eöstlin,  System  IS. 447,  Anm. 5),  sondern  sind  auch  noch  wissen- 
schaftlich yerteidigt  worden  (so:  von  Oerstedt,  Jarcke  u.  a., 
von  den  preuss. Kammern  nach  Goltdammer,  Materialien  I  S.  86ff.; 
Tgl.  Köstlin,  a.  a.  0.  S.  447  Anm.  5).  Die  noch  im  19.  Jahrhun- 
dert vorkommenden  Arten  solcher  Verschärf ungen  sind  (ausser  dem 
oben  erwähnten  Verbrennen  des  toten  Körpers)  im  Einzelnen 
namentlich  folgende: 

a)  Flechten  des  toten  Körpers  auf  dasBad,  z.  B.  in  der 
kurhessischen  Praxis  zu  Anfang  dieses  Jahrhs.  gebräuchlich  und  noch 
in  einem  Erkenntnisse  von  1836  erwähnt.  Vgl.  Heuser,  Bemer- 
kenswerte Entscheidungen  des  0 AGerichts  zu  Cassel.  Bd.  II  (1846) 
S.  500;  Kersting,  Strafrecht  v.  Kurhessen  I  (1853)  S.331).  Auch  in 
Württemberg  wurde  diese  Schärfung  erst  durch  d.  Strafedict  v.  17.  Juli 
1824  (Art.  2)  abgeschafft.  Köstlin,  System  I.  S.  466  Anm.  4. 

b)  Aufstecken  des  Kopfes  des  Enthaupteten  auf  einen 
(Schand-)  Pfahl,  Spiess  etc.,  zuweilen  in  Verbindung  mit  der  Schär- 
fung Buba).  So  z.B.  in  Württemberg  bis  1824  (Köstlin,  a.a.O.); 
in  Holstein  (nach  v.  Schirach,  a.a.O.IS.  169)  ausdrücklich  in  e. 
Patent  vom  30.  Nov.  1819  (wegen  Komplotts  von  Sträflingen)  vorge- 
schrieben. Vgl.  auchv.Eggers,  Entwurf  eines  StGBs.  für  Schleswig- 
Holstein  (1804)  §  85  u.  2195 ;  Entwurf  für  Sachsen-  Weimar  -Eisenach  v. 
1822  (XIII.  S.  61;  Mittermaier  im  N.  Arch.  des  CR.  VI.  3,  S.393); 
preussischer  Entwurf  v.  1847,  §  8  (Verhandlgn.  der  Staatsratbs- 
Kommission  1847,  S.  13,  24 ff.;  Motive  zum  Entw.  von  1847  S.  6; 
Goltdammer, Materialien I. S. 88 u.  Anm. 4 ;  B e r n e r ,  Strafgesetzgbg. 
S.  237-,  V.  Bar,  Handb.  I.  S.  184).  Codice  penale  des  Kantons 
Tessin  v.  1816,  Art  8  §.  1  u.  250  §  1. 

c)  Abhauen  einer  Hand,  (meist  der  rechten)  oder  beider  Hände 
desLeichnams.  So:  inHolsteinnachv.Schiracha.a. O.I, S.169, 
vgLv.Eggers,  Entw.  §2195;  femer  im  preuss.  Entwürfe  von  1847,  §  8, 
hier  in  Verbindung  mit  der  Schärfung  sub  b).  Vgl.  die  dort  citierte  Lit- 
teratur.  Isoliert  steht  dagegen  in  der  neuem  Zeit  das  vom  französ.  Code 
p6nal  V.  1810  nach  Art.  13  Abs.  2  beim  „parricide**  angedrohte  Abhauen 
der  Hand  vor  der  Hinrichtung.  Das  Nähere  darüber  unten  im  Texte. 

d)  Das  Schleifen  zum  Richtplatze:  Üblich   in  Holstein 
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Ehrenstrafen^)  früherer  Zeiten  hat  sich  allmählich  die  scha- 


nach  T.  Schirach  a.  a.O.  I  §  36.  S.  169  ygK  auch  v.Eggers,  Ent- 
wurf für  Schleswig-Holstein  §  85  n.  2194;  in  Württemberg 
bis  1824  (K ÖS  1 11  n,  System  I  S.  466  Anm.  4).  Vgl.  femer  noch  StG.- 
Entwnrf  ftir  Sacbsen-Wei mar -Eisenach  von  1822  (XIII.  S.  61.);  die 
preusi sehen  Entwürfe  y.  J.  1830,  1834,  1836  und  1843  (S  9,  10), 
(u.  dazu  Goltdammer,  Materialien  I  S.  87-,  vgl.  auch  Häberlin, 
Grundsätze,  I.  S.  112;  v.  Wick,  Ehrenstrafen  S.  107;  Wachen- 
feld, Mordete.  S.  154);  namentlich  aber  noch  das  Krim.GB.  für  das 
Königr.  Hannover,  Art.  8,  Abs.  2:  „Wenn  das  Gesetz  geschärfte 
Todesstrafe  bestimmt  (so  in  den  Artt  119  [Hochverrath],  229  [qualifizierte 
Fälle  des  Mordes],  339  [Raubmord],  so  soll  der  Verbrecher  auf  einer 
Kuhhaut  zum  Richtplatze  geschleift  werden"*.  Über  diese,  fllr 
die  damalige  Zeit  auffällige,  „ins  Theatralische  ausartende"  (Wahl- 
berg  in  HH.  I.  S.  510)  Vorschrift  vgl.  Näheres  bei:  Leonhardt, 
Kommentar  zumKrim.GB.  fUr Hannover  I.  S.86  u.  Anm. 5,  8.89-,  Mit- 
termeier, Strafgesetzgebg.  I.  S.  93;  v.  Wick,  Ehrenstrafen  etc. 
S.  107;  Häberlin,  Grundsätze  I.  S.  112;  ßerner,  Strafgesetzgebg. 
S.  167  ff.;  Hals  ebner,  Gem.  deutsch.  Strafr.  I.  S.584.  Erst  durch  ein 
Gesetz  vom  31.  Dez.  1859  (§  2)  wurde  diese  veraltete  Vorschrift' aufge- 
hoben. Vgl.  Geib,  Lehrb.  I.  S.  357;  Wachenfeld,  Mord  u.  Tot- 
schlag S.  91.;  V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.225;  H.  Meyer,  Lehrb. 
5.  Aufl.  S.  81  Anm.  10  u.  S.  350  Anm.  18. 

e)  Einscharren  des  .Leichnams  auf  der  Richtstätte 
durch  den  Scharfrichter  (unehrliches  Begräbnis),  event.  mit  Be- 
zeichnung des  Namens  des  Delinquenten  und  seines  Verbrechens.  In 
Holsteinnachv.  Schirach,  a.a.  0. 1  S.  169;  vgl.  v.Eggers  Entw.  §86. 
S.  femer  preuss.  Kommiss.-Entw.  1843,  §.  12,  (Goltdammer,  Ma- 
terialien I.  S.87) ;  auch  noch  preuss.  Entw.  v.  1850,  §  9;  (Goltdammer, 
a.a.O.  I.  S.  89). 

f)  Mannigfache  Besonderheiten  der  äussern  Erschei- 
nung, bes.  in  der  Kleidung  des  Delinquentei^  bei  der  Hinaus- 
fuhr ung  zum  Richtplatze,  woran  sich  event.  auch  noch  öffentliche 
Ausstellung  daselbst  wähi'end  einer  bestimmten  Zeit  anschliesst. 
Vgl.  v.Eggers,  Entw.  §2194:  HinausfUhrg.  der  zu  geschärfter  Todes- 
strafe verurtheilten  Verbrecher  „in  weissem  Hemde,  mit  fliegendem 
Haar  auf  des  Schinderknechts  Karren **  zum  Richtplatze.  Preuss. 
Entwurf  von  1827  (§  4)  u.  Kommiss.-Entw.  v.  1843  §  12  (Golt- 
dammer, Materialien  I.  S.  87.).  Die  Bekleidung  des  Mörders  (in 
bestimmt. Fällen) mit  einem  rothen  Hemde  findet  sich  unter  anderem 
(nach  dem  Vorbilde  des  französ.  Code  pönal  von  1791  P.  I,  Tit.  1 
Art  4,   Abs.  1,  und   des  Peinl.  GBs.  der  helvetischen  Republik 
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von  1799  §  4,  Abs.  1),  in  einigen  schweizerischen  .'Gesetzbüchern, 
so  in  Tessin  1816  (Art.  8  §  1  und  Art.  250  §  1)  und  Luzern  1827. 
Vgl.  Temme,  Lehrbuch  des  Schweiz.  Strafrechts,  §  84  S.  242,  und 
Näheres  unten.  Hinausfiihrung  des  wegen  „parricide"  Verurteilten 
im  Hemde,  mit  blossen  Füssen  und  mit  einem  schwarzen  Tuche  be- 
deckt nach d. Code p6nal  (v.l791.  P.  I  Tit.  I  Art.  4  Abs.  2,  [=helv. 
GB.  T.  1799,  §  4,  Abs.  2]  u.)  von  1810  Art.  13,  Abs.  1  und  den  ihm 
folgenden  Gesetzen  einiger  romanischer  Länder,  wie  bes.:  Sardinien 
1839,  Art.  577  Abs.  2  u.  Italien  1859  Art.  531,  Abs.  2.  Vgl.  Per- 
tile,  Storia,  V.  p.  275  Anm.  69  und  Rosenfeld,  Tötungen  S.  14. 
Über  Bayern  1813,  Art  5,  6  s.  Näheres  unten.— Bereits  seit  Ende  des 
vorigen  u.  Anfang  dieses  Jahrhunderts  finden  sich  aber  auch  aus- 
drückliche gesetzliche  Verbote  nicht  blofs  der  qualifizierten  (mar- 
ternden) Todesarten,  sondern  auch  jeglicher  Schärfung  der  Todes- 
strafe überhaupt,  die  sich  bis  in  die  neueste  Gesetzgebung  hinein 
wiederholen.  Vgl.  im  Allg.:  Geib,  Lehrb.  I,  S.  357  u.  Pertile, 
Storia  V,  p.  275  u.  Art.  69.  Teilweise  gehören  hierher  schon  Code 
pönal  V.1791L  l.Art2  (u.  ebenso  Peinl. GB.  der  helvet.BepubI.v.l799 
§2);  femer  Codice  penalev.T  es  sin  1816,  Art.8Abs.l,  U.Sardinien 
1839Art.  14  Abs.l,  die  aber  noch  einige  Ausnahmen  zulassen ;  dann 
aber  bes.  Österreich  1803,  I.  §  43  (u.  ebenso  auch  1852  §  50)  und 
württembergisches  Strafedikt  v.  1824  Art.  2  (Pertile,  Storia 
V,  p.  275  Anm.  69  u.  Näheres  unten);  die  Strafgesetzbücher  von 
Württemberg  Art.  9,  Hessen  Art.  8  Absatz  2,  Baden  §  12, 
Beufs  j.  Linie  Art.  6  (Stenglein,  Sammlung  III.  Nr.  X,  S.  53 
Anm.  11),  Schwarzburg-Sondershausen  Art.  6  (Stenglein, 
Sammlg.I,Nr.III  S.220  Anm. 9);  femer  die  schwel  z.  Strafgesetzbücher 
von  St.  Gallen  1819  Art.  58,  Basel  1821  §  20,  1835  u.  1846  §18, 
Schaffhausen  1834  §  20;  aus  neuerer  Zeit:  Obwalden,  Ges. 
betr.  Wiedereinftihrong  der  Todesstrafe  v.  25.  April  1880  Art.  4, 
Abs.2;  Wallis,Loidu24.nov.  1883Art.21,  Satz2;  Schaffhausen, 
Ges.  vom  9.  April  1893  betr.  WiedereinfUhrang  der  Todesstrafe  für 
Mord,  Art.  2,  Abs.  4.  —  Vgl.  auch  StGB.  f.  Bosnien  u.  Hercego- 
yina§87;  f.  Mexiko  Art.  143;  Deutsch,  kais.  VO.  auf  Grund  des 
Reichsgesetzes  betr.  die  Bechtsverhältnisse  in  den  deutschen 
Schutzgebieten  (§  3,  Ziff.  8).  Vgl.  v.  Liszt,  Lehrbuch,  6.  Aufl. 
S.  227.  —  Anderswo  ist  auf  eine  stillschweigende  Verwerfung  der 
Verschärfungen  unschwer  zu  schliefsen.  Vgl.  z.  B.  StGB.  v.  Sachsen 
1838  Art.  6.  Braunschweig  §  7,  Preussen  §  7,  u.  a.  m.  —  Über 
die  Arten  der  Exekution  der  einfachen  Todesstrafe  nach  den 
neuem  Gesetzbüchem  s.  Näheres  noch  unten. 
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53)  Aach  diese  waren,  namentlich  als  Verschärfungen  der  Todes- 
strafe äem  vorigen  Jahrhundert  noch  ziemlich  geläufig.  Am  läng- 
sten findet  sich  (auch  als  selbständige  Strafe)  wohl  das  weit  verbrei- 
tete Ausreifsen  (Ausschneiden,  Durchbohren  etc.)  der  Zunge  für 
Gotteslästerung. S.darttber  betr. d.österr.T her esiana  Näheres 
unten  imTexte*,  betr.  Kur hessens:  Kersting,  Strafr.  in  Kurhessen 
n.  (1854)  §  147,  S.  617;  Über  das  Eisafs:  Aug.  Stöber,  Der 
Klapperstein  nebst  ähnlichen  Strafarten  fUr  mündliche  und  thätliche 
Beleidigungen  und  die  Bestrafung  des  Fluchens  und  Gotteslästems 
im  Eisafs.  2.  Aufl.  Mühlhausen  1876,  8.  92  ff.,  wo  Urteile  auf  Ab- 
schneiden der  untern  Lippen  und  Durchbrennen  der  Zunge  mit  glühen- 
dem Eisen  aus  den  Jahren  1748—1789  angeführt  sind.  —  Über  das  Ab- 
hauen der  H  a  n  d  nach  dem  Codepönal  Art.  1 3  vgl.  oben  Anm.  52  litt  c. 
Näheres  noch  unten.  ^  NachH  e  p  p ,  Über  die  Gerechtigkeits-  u.  Nutzungs- 
theorieendes Auslandes.  Heidelberg  1834.  S.  95  u.  Anm.  2  soll  die  Strafe 
der  Kastration  für  Notzucht  noch  1834  im nordamerik. Freistaate 
Missouri  gesetzlich  anerkannt  gewesen  sein.  —  Die  zwischen  körper- 
licher Verstümmelung  und  den  Ehrenstrafen  die  Mitte  haltende  Brand- 
markung,  namentlich  mit  bestimmten  auf  das  Delikt  oder  die 
Strafe  hindeutenden  Buchstaben,  findet  sich  mehrfach  noch  bis 
tief  in  unser  Jahrhundert  hinein.  Über  die  hierauf  bezüglichen 
Vorschriften  der  älteren  deutschen,  (bes.  österreichischen), 
und  französischen  Gesetzgebun|g  s.  das  Nähere  noch  im 
Text.  Über  die  Schweiz  (Aargau  1805  Art.  85;  St.  Gallen 
1807  §  65,  1819  Art.  66,  Schaffhausen  1834  §  25,  Basel  1821 
§  25,  1835  und  1846  §  22.)  s.  u.  a. :  Temme,  Lehrbuch  des  Schweiz. 
Strafr.  §93,  S.  262ff.;  über  England: Bentham-Dumont,  Theorie 
des  peines  et  des  röcompenses  I  (1825) p.  110  n.  Goos  inHJH  I  S.  296 
Anm.  2;  betr.  Russlands  vgl.  StGB,  von  1845,  S  20  und  28.  In 
Deutschland  wurde  die  Strafe  bekanntlich  durch  die  Grund- 
rechte Tom  27.  Dez.  1848  zugleich  mit  dem  Pranger  ausdrücklich  auf- 
gehoben-, in  demselben  Jahre  auch  in  Österreich  durch  VO.  vom 
22.  Mai  (Pertile,  Storia  V.  p.  348  Anm.  36)  Vgl.  im  Allg.  noch 
Trip,  Disp.  de  similitudine  etc.,  p.  55  ff. 

54)  Über  das  allmähliche  Verschwinden  der  beschimpfenden 
Ehrenstrafeu  in  Deutschland  s.  i.  AU  gem.:  Kös.tlin,  System  I  §125, 
S.  423  u.  S.  466  ff.  Lange  im  Gebrauche  war  namentlich  die  öffent- 
liche Ausstellung  am  Pranger  oder  Schandpfahl  (Schandsäule, 
Hals-Eisen,  Brecher),  womit  sich  in  der  altem  Zeit  meist  noch  eine 
symbolischeDarstellungdesbegangenenDelikts  verband.  Ein 
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interessantes  Beispiel  ans  dem  Jahre  1787,  dafür  bei  Möller,  Kritik  des 
Strafmafses  S.  89,  90  (Abmalnng  eines  Bienenkorbes  fiir  Bienendiebe). 
Häufig  ist  anch  Umhängung  der  gestohlenen  Gegenstände;  so  ge- 
setzlieh in  der  The  res.  I  Art.  6§8  und  in  der  Praxis  noch  zu  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts,  bes.  in  der  Schweiz  (Schaffhausen);  vgl.  Stokar 
in  Z.  für  Schweiz.  Strafrecht  V  (1892)  S.  326  ff.  Später  begnügte 
man  sich  meistens  mit  blosser  VerkUndung  des  Verbrechens  auf  Ta- 
feln oder  Zetteln.  Der  Codex  jur.  Bavar.  crim.  erwähnt  neben  dem 
Pranger  (I  Cap.I  §91itt.  e)  auch  noch  die  altertümlichere  Form  der 
sog.  «Geige"  (für  leichtfertige  Weiber ;  I  Cap.  IV  §  1  u.  2),  die  auch 
im  badisch.  Strafedikt  v.  1803  §  73  litt,  e  (hier  für  Feld-  und  Gar- 
tendiebe „mit  Umhängung  des  Gestohlenen")  wiederkehrt.  Vgl.  noch 
Näh.  darüb.  unten,  u.  imAllg.  auch:  O.Kieder,  Beiträge  zur  Kultur- 
geschichte des  Hochstifts  Eichstätt.  S.A.  Neuburg  a./D.  2.  Hälfte.  S. 
S.  112  ff.,  114  Anm.**.  Der  bayerische  Codex  kennt  femer  noch  die 
mittelalterlichen  Strafen  der  „Wasser- Schnellung"  (I  Cap.  I  §  9 
litt,  h;  Kreittmayr,  Anmerkungn.,  p.  9  litt,  h)  und  der  „An- 
hängung des  Lastersteins"  (für  Kuppelei)  ICap.  IV  §  19  a.  E., 
welche  letztere  sich  auch  anderswo,  bes.  imElsafs  (für  „lästerliche 
Reden")  bis  ans  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  nachweisen  läfst 
Vgl.  besonders  Aug.  Stöber,  Der  Klapperstein  etc.  S.  56  (Fälle 
aus  Mühlhausen  bis  1781).  —  Wichtig  wurde  für  die  Behandlung 
der  Ehrenstrafen  die  Ausbreitung  des  Satzes,  dafs  nicht  die  Strafe, 
sondern  das  Verbrechen  entehre,  der  prinzipiell  z.  B.  schon  von 
der  Theresiana  von  1768  (I  Art.  10  und  II  Art  103)  anerkannt 
worden.  Vgl.  Binaldini,  Beccaria,  Biographische  Skizze  nach 
C.  Cantu,  Wien  1865,  S.  91  Anm.  *. 

55)  Schon  nach  Geib,  Lehrb.  II  §  60,  S.  360  erscheinen  im 
neuem  Recht  gegenüber  der  Freiheitsstrafe  „alle  übrigen  Strafen 
als  unbedeutende  und  kaum  bemerkliche  Ausnahmen",  während  G  a  u  tie  r 
inZ.  für  Schweiz.  Strafi-.VII  (1894)  S.57  die  zeitige  Freiheitsstrafe 
zutreffend  als  „la  monnaie  courante  de  la  röpression  actuelle"  bezeichnet 
Zu  vgl.  insbes.  über  das  neuere  deutsche  Recht  auch  Schmölder, 
Die  Strafen  des  deutsch.  RStGBs  etc.,  S.  15  u.  Derselbe  in  den 
Preufs.  Jahrb.  Bd.XLII  S.143:  „Das  deutsche  StGB,  droht,  wenn  man 
Ton  den  Übertretungen  absieht,  die  Freiheitsstrafe  in  334  Fällen,  d.h. 
in  allen  Fällen  mit  Ausnahme  der  §§  80  u.  211,  in  welchen  sich 
die  Todesstrafe  erhalten  hat,  und  den  §§  145,  276  u.  285,  in  welchen 
die  Geldstrafe,  allerdings  immer  vorbehaltlich  der  Umwandlung  nach 
SS  28,  29,  die  ausschliefsliche  Strafart  bildet". 
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mäfsig  angedrohten  Folge  kann  man  aber  wohl  selbst  bei 
sehr  idealer  Anffassnng  vom  Wesen  der  Strafe  nur  noch  in 
einem  ganz  weiten,  bis  znr  Undentlichkeit  verflUchtigten  Sinne 
schlechthin  eine  „Talion"  oder  „Wiedervergeltung"  der 
That  erblicken*^),  zumal  wenn  man  berücksichtigt,  dafs  die 
einzelnen,  gesetzlich  zwar  scharf  von  einander  gesonderten 
Arten  der  Freiheitsentziehung  thatsächlich  anerkannter- 
massen  in  der  Praxis  vielfach  in  fast  gleicher  Weise  zur  Voll- 
streckung gelangen'^).    Bietet  demnach  das  Recht  der  neuern 

56)  Über  den  im  Allgemeinen  in  dem  Hervortreten  der  Freiheits- 
strafe liegenden  Fortschritt  des  Straf  rechts  s.  Merkel,  Ency- 
klopädie  §  756,  S.  329.  v.  Wick,  Ehrenstrafen  etc.  S.  19  wirft  frei- 
lich die  Frage  anf,  ob  es  „als  eine  nnvermeidliche  Folge  jeder  höhe- 
ren Entwicklung  anzusehen"  sei,  dafs  unser  modernes  Strafrecht  an 
Strafformen  „so  viel  ärmer  und  gewissermassen  prosaischer"  geworden 
sei.  Anf  die  Beantwortung  dieser  Frage  ist  in  unserer  Abt.  III,  2 
am  Ende  zurückzukommen. 

57)  So  z.B.  Kr  ohne,  Lehrbuch  der  Gefiingniskunde  S.  222:  „Je- 
der Durchbmch  der  Rechtsordnung  ist  ein  Mifsb  rauch  der  dem 
einzelnen  Gliede  der  Staatsgenossenschaft  belassenen  persönlichen 
Freiheit;  es  ist  daher  nur  konsequent,  dafs  dem  Rechtsbrecher 
die  Freiheit  genommen  wird;  er  wird  gestraft  an  dem,  wo- 
mit er  gesündigt  hat",  und  dazu  Anm. 6  ebendas.:  „Es  ist  dieses 
eine  Talion  im  höheren  und  weiteren  Sinne".  Vgl.  etwa  auch 
Mittelstadt  im  GS.XLyiI(1892)  S.  2  und  Hrehorowicz,  Grund- 
fragen etc.  S.  97,  welcher  meint,  es  könne  die  auch  nach  neuerm  Recht 
jedenfalls  die  Furcht  vor  Leiden  in  sich  schliefsende  Strafe  „als 
Vergeltung  des  (im  Verbrechen  sich  dokumentierenden)  pflicht- 
vergessenen Strebens  nach  Leben   und  Genufs  erscheinen".    S.  da- 

•  gegen z.B.y.  Holtzendorffin  HJH.  I  S.388:  „Von  einer  irgendwie 
absoluten  Gerechtigkeit  und  Vergeltung  kann  überhaupt  (bei 
der  heutigen  Freiheitsstrafe  mit  relativ  bestimmten  Grenzen) 
keine  Rede  sein". 

58)  Für  die  deutschen  Verhältnisse  s.  etwa  statt  alier  die 
Ausführungen  Krohne,  Lehrbuch  der  Gefk.  S.  224 ff.  In  Z.  I  S.  7 
meint  derselbe  Verfasser,  die  Strafen  des  Zuchthauses  und  des 
Gefängnisses  unterschieden  sich  im  Strafvollzuge  „meist  .  .  .  nur 
durch  die  Farben  der  Jacken".  Ähnlich  sind  die  Zustände  vielfach 
im  Auslande.  S.  z.  B.  über  Belgien -.Prins  in  StGG.  I  S.465-,  ttber 
Frankreich:  Gautier  in  Z.  fUr  Schweiz.  Strafr.  VII  S.  61.  Aus- 
führlicher ist  über  diesen  Punkt  sowie  über  die  Bestrebungen  nach  einer 
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Zeit  auch  keine  so  reiche  Ausbeute  mehr  Itir  unser  Thema  wie 
das  der  früheren  Entwicklungsperioden,  so  lässt  sich  doch  an- 
dererseits durch  genauere  Betrachtung  und  Zusammenstellung 
der  einzelnen  Vorschriften  der  Nachweis  unschwer  erbringen, 
dafs  auch  die  Gesetzgebung  u.  Praxis  der  letzten  anderthalb  Jahr- 
hunderte bis  in  die  Gegenwart  hinein  den  Grundgedanken  einer 
gerechten  Vergeltung  der  Übelthat  durch  die  Strafe  (im  wei- 
tern Sinne)  noch  keineswegs  völlig  preiszugeben  gewagt,  viel- 
mehr denselben  —  neben  den  Zweckmäfsigkeitsrücksichten  — 
bald  mehr,  bald  weniger  deutlich  zur  Anerkennung  und  Er- 
scheinung  zu  bringen    versucht  hat**).      Diese  Behauptung 


Unifikation  der  Freiheitsstrafe  einerseits,  den  Wunsch  nach  einer 
schär  fern  Gegenüberstellung  der  verschiedenen  Arten  derselben 
andrerseits  noch  in  unserer  Abt.  III,  2  zu  handeln.  Eine  ausdrückliche 
gesetzliche  Anerkennung  der  Trennung  yon  Zuchthaus  und  Gefäng- 
nis findet  sich  jetzt  in  den  von  Stooss  ausgearbeiteten  Vorentwurf 
eines  schweizerischen  StGBs.  Art.  21,  Abs.  1  (in  der  revidiert.  Fassg. : 
Art.  20,  Abs.  1).  Vgl.  Stooss,  Motive  etc.  S.  42,  43,  und  dazu:  Gau- 
tier  in  Z.  für  Schweiz.  Strafr.  VII  S.  62ff;  v.  Lilienthal  in  Z.  XV 
S.  144  ff. 

59)  S.  u.  a.:  K.D.  A.  Böder,  Die  herrschenden  Grundlehren  über 
Verbrechen  u.  Strafen  in  ihren  innem  Widersprüchen.  Wiesbaden  1867, 
S.  34:  „Noch  heute  begegnen  wir  ...  in  zahlreichen  Bestim- 
mungen unserer  Gesetzgebungen  den  unverkennbars  ten  Ein- 
flüssen undNachklängen  der  Vergeltungsansicht,  der  Auf- 
fassung der  Strafe  als  einer  .  .  unabwendbaren  blofsen  Folge  von 
Vorangegangenem*'.  Vgl.  Fuhr,  Strafrechtspflege  S.  23 ,  nach  welchem 
der  Gedanke  der  Vergeltung  und  Sühne  .  .  bei  den  Strafen  .  . 
nach  ihrer  (historischen  Entwicklung  und)  derzeitigen  Gestaltung 
in  der  Gesetzgebung  entschieden  im  Vordergrunde  steht"; 
vgl.  ebendas.  S.  242.  Ähnlich:  Gautier  in  Z.  für  Schweiz. Strafrecht, 
Jahrg.  VI (1893) S. 4:  „..  (le)dogmederexpiationqui  estä  labase 
des  Codes  existants^  NachMittelstädt  in  GS.  Bd. XLVII  (1892) 
S.  2  ist  sogar  „die  Talion  im  groben  wie  im  verfeinerten  Sinne 
unter  den  psychologischen  Bestandteilen  der  heutigen  Strafgerechtig- 
keit  noch  unschwer  herauszukennen''.  Vgl.  ebendas.  S.  5:  „Bewufst 
undunbewufst  ist  die  theologische  Vorstellung  einer  transcendenten  V  e  r- 
geltung  fortgesetzt  in  der  Ausübung  weltlicher  Strafgewalt  mächtig'*. 
Über  mehrere  ähnliche  Aussprüche  mit  speziellem  Bezug  auf  das 
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durch  Beispiele  aus  den  verschiedenen  OesetzbUchem  der  ge- 
nannten Epoche  des  Näheren  zu  begründen  und  zu  illustrieren 
wird  die  Aufgabe  des  vorliegenden  Kapitels  bilden. 


Im  Allgemeinen  liefern  die  altem  Kodifikationen  ein 
immerhin  noch  ziemlich  reichhaltiges  Material  fUr  unser 
Thema.  So  lassen  sich  sowohl  im  Codex  juris  Bavarici  cri- 
minalis  wie  in  der  österreichischen  Theresiana  —  bei 
denen  man  übrigens  noch  nicht  von  der  Durchführung  einer 
nach  philosophischen  Prinzipien  gebildeten  Strafrechtstheorie 
sprechen  darf*®)  —  neben  den  schon  stark  in  den  Vorder- 
grund gestellten  Momenten  der  Abschreckung*^)  und  der 

deutsche  RStGB.  und  die  moderne  deutsche  Strafrechts-Prazis 
B.  noch  Näheres  weiter  unten. 

60)  Köstlin,  System  I,  8.421:  „Eine  bewufste  Tendenz  von  einer 
philosophisch  vermittelnden  Basis  hinsichtlich  des  Begriffs,  Prin- 
zips und  der  Zwecke  der  Strafe  auszngehen,  findet  sich  erst  in  den 
neuern  Strafgesetzgebungen.  Hierhin  gehören  indessennoch  nicht  der 
der  Codex  Maximilianeus  und  die  Theresiana".  Vgl.  Köstlin  in 
Arndts  „Germania**  I,  S.  697  u.  im  Allgem.  auch  Berner,  Lehrb. 
12.  Aufl.  S.  34.  Obwohl  sonst  namentlich  auch  die  philosophisch-juri- 
stische Aufklärungslitteratur  auf  die  beiden  Gesetzbücher  (wie 
schon  oben  Anm.  19  hervorgehoben),  keinen  bemerkbaren  Einflufs  ge- 
übt hat,  findet  sich  doch  eigentümlicher  Weise  auch  in  ihnen  schon 
die  von  den  Kriminalpolitikem  des  18.  Jahrhunderts  so  viel  gepriesene 
Forderung  einer  richtigen,  gerechten  und  billigen  Proportion 
zwischen  Verbrechen  und  Strafen  (vgl.  Abtlg.  II  S. 202 ff.)  ausdrück- 
lich, wenngleich  nur  gelegentlich  aufgestellt.  So  sagt  der  Cod. 
jur.Bavar.  crim.  I,  Cap.  I  §  12:  Der  Bichter  müsse  (bei  Festsetzung 
der  willkürlichen  Strafe),  „zwischen  den  Verbrechen  und  Straffen  die 
rechte  Proportion  beobachtend  Vgl.  Berner,  Strafgesetzgbg.  S.6. 
Gleichfalls  bei  Behandlung  der  poenae  arbitrariae  heifst  es  in  der 
Theresiana  I,  Art.  4  §  14:  „damit  zwischen  dem  Verbrechen  und 
der  Bestraffung  eine  billige  Gleichheit  verzeichnet  werde"  und 
Art.  7  §  3:  „damit  .  .  .  zwischen  dem  Verbrechen  und  der  Straffe 
ein  Ebenmafs  und  billige  Gleichheit  gehalten  werde". 

61)  S.  im  Allgem.  über  den  Cod.  Bav.:  Laas  in  derVJSchrift 
fUrwiss.Philos.,  V,  S.161u.Anm.  3;  über  dieTheresianaiHerbst, 
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Handb.  I,  S.6  n.Anm.  tt;  v.Bar,  Handb.  I,  S.157;  Pertile,  Storia 
y,  p.  169  u.  Anm.  13.  Ausdrückliche  Hervorhebung  z.  B.  im  Cod.  jur. 
Bav.  crim.  I,  Cap.l  §37:  „zu  mehreren  Schröcken  und  Ezem- 
pel**.  Weit  häufiger  in  der  T'heresiana;  vgl.  Theres.  I,  Art.  4 
§  16:  Exekution  von  Strafen  am  toten  Körper  „zu  allgemeinen 
Schrecken  und  Abscheu";  I,  Art.  6  §  8  Nr.  1:  „zum  Schrecken 
und  Er  Spiegelung  anderer  ihres  gleichen";  I,  Art.  8  §  3:  „in 
schweren,  eine  öffentliche  Erspiegelung  und  Abschrecken  er- 
heischenden Mifshandlungen";  I,  Art.  48  §  4  (Nr.  2):  „zu  öffentlicher 
Erspiegelung  und  mehrerem  Abscheu";  J,  Art.  44  §  3:  „zu  all- 
gemeiner Erspiegelung";  I,  Art.  49  §5  Nr.  2:  „zur  Erweckung 
mehreren  Schreckens  und  Abscheu";  II,  Art.  62  §  4  Nr.  4: 
„wo  es  .  .  .  auf  ein  erspiegelndes  Exempei  und  auf  Erweckung 
Schreckens  und  Abscheu  ankäme";  II,  Art.  92  §  8;  „um  mehre- 
ren Schrecken  und  Abscheu  bei  anderen  zu  erwecken";  II, 
Art.  93  §  7  im  Anfang:  „um  die  gebührende,  zu  erspiegelndem  Ab- 
8 ebenen  anderer  dienende  Bestraffung  zu  verhängen";  II,  Art. 93  §7 
Nr.  5:  „andern  zum  erschrecklichen  Exempel".  Auch  in  der 
Beilage  Nr.  Y  („Formularien")  ist  in  §S  5,  6  u.  19  von  Bestrafung 
„männiglich  zum  Abscheu"  und  behufer  „Erweckung  mehreren  Ab- 
sehens" oder  „andern  zu  mehrerem  Schrecken"  die  Rede.  S.  fer- 
ner noch  diegeheimenAnmkgn.  S.2,  Nr.l:  „zu  Eindruck  mehre- 
ren Absehens"  u  S.9:  „zu  Abscheu  des  Volkes";  endlich  (Geh.) 
Instruktion  Nr.  1  ad  art.  V  (S.  3):  „zu  öffentlicher  Erspiege- 
lung und  Schrecken"  und  Nr.  8  ad  art.  LVI  §  11  v.  ö:  „damit 
andere  seines  Gleichen  hiervon  ein  Abscheuen  bekommen."  * 

62)  Vgl.  in  dieser  Beziehung  über  den  Cod.  Bav.:  A.  v.  Feuer- 
bach's  Leben  und  Wirken  I,  S.  130ff.;  Laas,  a.  a.  0.  V,  S.  162; 
über  die  Theresiana:  Fuhr,  Strafrechtspflege  u. Sozialpolitik  S. 23 
—25,  welcher  u.  a.  auf  die  Vorkehrungen  zur  Verhütung  des  Bück- 
falls (Art  6  §  llff.),  auf  die  Friedensbürgschaft  in  der  Form 
der  Urfehde  (Art.  46  §  1)  und  die  Verstrickung  od. Konfination 
(Art.  6,  §  9  Nr.  5)  hinweist.  —  Ausdrückliche  Hervorhebung  dieses 
Zweckes  in  Cod.  jur.  Bav.  crim.:  I,  Cap.  X  §  14:  „damit  .  .  auch 
alle  Gelegenheit  dazu  abgeschnitten  werde";  I,  Cap.  XI  §  7 
„damit  auch  dergleichen  schädliche  Leuth  desto  weniger  über- 
hand nehmen";  in  der  Theresiana  s.  bes.:  11,  Art.  62  §  4  Nr.  4: 
„um  das  Übel  nicht  weiter  um  sich  greifen  zu  lassen"*,  Art.  87 
§  8:  „damit  aber  den  vorbemeldeten  Anlafsgebungen  nach  Thunlich- 
keit   vor  gebogen  .  .  .  werde";    Art  92  $  9:    „zur  Abwendung 
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ten Zwecke  derBesBernng")  doch  auch  die,  teilweise  noch  mit 
religiös- theologiBchemBeiwerk  umgebenen**)  Gedankender  Ver- 
geltung und  Genngthuung  in  recht  erkennbarer  Weise 
verfolgen.  Während  wir  übrigens  bei  dem  bayerischen  Ge- 
setzbuch hierfür  mehr  auf  indirekte  Schlufsfolgerungen  aus 
einzelnen  gesetzlichen  Bestimmungen  angewiesen  sind*'), 
spricht  die  Theresiana   im  Teil  I  Art.  4  §  2    auch  aus- 


eolcben  Übels  alle  mögliche  Vorsorge  zu  tragen/  Zu  vgl.  aoTser- 
dem  etwa  auch  noch:  I»  Art.  6  §  4  (Brandmarkung),  Art.  6  §  8  Nr.  2 
und  §  14  Nr.  1  (öffentliche  Ausstellung). 

63)  8.  Cod.  jur.  Bav.  crim.  I,  Cap.II  S3:  Milderung  der  Strafe 
des  grofsen  Diebstahls,  ^wann  (n. a.). .  grofse  Hoffnung  zur  Besse- 
rung erscheinet".  Aus  derTheresiana  vgl.  die  in  Art4  §  12  aus- 
nahmsweise erwähnte  ,,Straffe  auf  un gemessener  Zeit",  wobei 
„dahin  fUrzudenken,  dafs  von  halb  zu  halb  Jahr  die  Beschaffenheit : 
wie  sich  ein  solcher  Bttssender  zur  Besserung  anlasse?  an 
das  Obergericht  zur  weiteren  Verfügung  anberichtet  werden  soll". 
S.  femer:  I,  Art. 4  S  13:  „zu  zttchtigen  und  zu  bessern";  I,  Art  6 
§  3  Nr.  4:  „zu  ihrer  Zttchtig-  und  Besserung";  I,  Art  6  §  5:  „die 
durch  das  Gesetz  abzweckende  Besserung"^  Art.  6  §  15 
Nr.  ö  „zur  Buss-  und  Besserung";  I,  Art.  11  §  6  Nr.  3:  „gute 
Ho£fhttng  künftiger  Besserung";  I,  Art.  12  §  5  Nr.2:  „wenn  der  Ge- 
fangene sichnicht  gebessert  hätte";  II,  Art.94§  11  Nr.2:  „(Diebe), 
die  .  .  .  sich  nicht  gebessert"-,  II  Art.  104  §  9:  „wenn  .  .  .  eine 
ernstliche  Bessserung  anzuhoffen  stehet".  S  auch  noch  Beilage 
Nr.  y  („Formularien"),  §26,  Abs.  2;  Geheime  Anmerkgn., 
S.  5:  „ohne  innerliche  Besserung",  und  Instruktion  Nr.  2  (ad 
art.  VII  §  5,  S.  4)  u.  Nr.  8  (ad.  art.  LVI  §  11  v.  5,  S.  18):  „bei 
yerspUrender  Besserung  de?  Lebens".  Vgl.  übrigens  noch  unten 
Anm.  67. 

64)  Über  das  Vorherrschen  von  religiösen  u.  theologischen 
Anschauungen  vom  Wesen  der  Strafe  in  derTheresiana  s.u.  a.:  Bulf, 
Joseph  IL  S.  3  ff. 

65)  Näheres  unten  im  Text  Zu  den  Beispielen  der  Anerken- 
nung der  Vergeltnngsidee  im  w.  S.(„Rache"  etc.)  imCod.Baya- 
ricus  könnnte  man  wohl  auch  'die  (nebenbei  natürlich  auch  auf 
Abschreckung  berechnete),  an  das  römische  Hecht  (L  28  §  15 
D.48,  19;  vgl.  Abt  I  S.138  Anm.  23)  erinnernde  Stelle  I,  Gap.  X  §  1 
rechnen,  wonach  „verrufene,  besonders  gefährliche  Wildschützen  .  . 
auf  offenener  Strafse,  wo  sie  am  meisten  grassiret  und  Wild 
geschossen  haben,  aufgehenkt"  werden  sollen. 
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drttcklich  ihre  AnBicht  vom  Wesen  der  Strafe  dabin  ans, 
dafs nicht  nnrAbschreckung  („Erspiegelung  nndAbscheu") 
Anderer  and  Besserung  des  Missethäters,  sondern  an  eh 
Genugthunng  des  beleidigten  Staates**)  als  „End- 
zweck der  Bestraflfungen"  zu  betrachten  sei*'). 


66)ygl.Beriier,Strafge8etzgbgS.  12.  Ähnliche  Wendnngenfin- 
den  sich  auch  sonst  im  Gesetzbuche  wieder.  Vgl.  z.  B.I  Art.  1  §  2,  3  u. 
4:  (öffentliche)  Strafe  „zur  gemeinen  (oder  öffentiichen)  Genug- 
thunng" im  Gegensatze  zur  Privat- Genugthunng  bei  „Privat-Ver- 
brechen**;  femer  I,  Art.  2  §  1  u.  II,  Art.  5.5  §  1 :  (öffentliche  Strafe)  „zur 
gemein wesigen  Genugthunng";  I,  Art.  3  §  16:  „um  der  gemei- 
nen Genugthunng  willen";  I,  Art.  4  §  17:  „die  ...  zur  öffent- 
lichen Genugthunng  ci'kannte  Straffe";  I,  Art.  22  §1:  „damit 
...der  Gerechtigkeit  eine  baldige  Genugthunng,  dem  Schul- 
digen eine  gebührende  Straffe,  (dem  Beleidigten  die  behörige 
Ersetzung)...  widerfahren  möge";  I  Art. 49  §  1:  „damit  dem  belei- 
digt-gemeinen Wesen  geschwindere  Genugthunng  widerfahre"; 
II,  Art.  100  §  6:  „Bestraffung  zu  öffentlicher  Genugthunng".  In 
Beilage  V  („Formularien")  §§  1  n.  21  findet  sich  die  Wendung  „zur 
wohlverdienten  Straffe".—  Über  die  nur  anf  Privatgenugthuung 
abzielenden  Institute  des  Widerrufs  und  der  Abbitte,  anerkannt  bei 
schwereren  Injurien,  s.  Th  er  es.  II  Art.  100  §§  6,  8  und  dazu  Köst- 
lin,  Abhandlgn.  S.  77  u.  Anm.  1;  Wegele,  Geschichte  der  falschen 
Anschuldigung  S.  46. 

67)  Theresiana  I,  Art.  4  §  2:  „Endzweck  der  Bestraffungen 
(finis  poenarum  crimiminalium)  —  Die  Strafverhängung  führet  haupt- 
sächlich zum  Endzweck,  dafs  der  Übelthäter  gebessert  werde,  dem 
beleidigten  Staate  Genugthung  widerfahre,  und  solche  Be- 
straffung bei  dem  Volke  Erspiegelung  und  Abscheu  vor  dergleichen 
Misshandlungen  wirke".  Vgl.  dazu  Wahlberg,  Ges.  kleinere  Schrif- 
ten I,  S.  71  ff.  —  Wenn  v.  Bar,  Handb.  I,  S.  156  meint,  dass  sich  das 
Gesetzbuch  durch  die  Aufstellung  dieses  Programms  über  den  Zweck 
der  Strafe  prinzipiell,  wenn  auch  nicht  in  den  Konsequenzen,  von 
der  theologischen  Basis  lossage,  so  ist  doch  zu  beachten,  dass 
schon  der  Nachsatz  des  oben  citierten  §  2  gleich  wieder  eine  erheb- 
liche Einschränkung  des  Gesagten  hinzufügt.  Hier  heifst  es 
nämlich,  dafs  die  drei  namentlich  angeführten  Strafzwecke  sämtlich 
nur  „in  denen  die  Todesstraffe  nicht  nach  sich  ziehenden  Fällen"  in 
Betracht  kämen,  dafs  dagegen  „in  Todesstraffen"  —  welche  nebenbei 
bemerkt  in  nicht  weniger  als  32  Fällen  angedroht  sind  (vgl.  Pertile, 
StoriaV  p.232  Anm.  6)  — nur  die„letzten  zwey  Absichten  (also: 


Die  Strafgesetzgebong  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrh.  bis  zur  Gegenwart  47 

DaBselbe  Gesetzbuch   enthält  sodann  eine  nnzweideatige 
Sanktionierung  der  Yergeltnngsidee  in  der  Form  der  mate- 


Genogthunng  des  Staats  und  Abschreckong)  eintretten"  sollen,  der 
Besserongszweck  also  hier  unberücksichtigt  bleibt  Vgl.  v.  Holtzen- 
dorff  in  HH.  I,  S.  122;  Herbst,  Handb.  I,  S.  6  Anm.  ff  u.  insbes. 
Berner,  Strafgesetzgbung  S.  12  und  8.  15:  „Wie  vollständig 
der  Gesetzgeber  den  Bessemngszweck,  von  dem  in  seinem  ganzen  Ge- 
setzbuche  nicht  viel  zu  verspttren  ist,  bei  den  Todesstrafen 
aufgiebt  und  in  welch  einem  rohen  und  racheschnauben  den  Geist 
er  denGenugthuungszweck  auffafst  gewahrt  man  n. a.  in  seinen 
Satzungen  wider  Majestätsverbrecher^.  Sehr  bezeichnend  sind 
in  dieser  Beziehung  auch  die  in  den  Beilagen  des  Gesetzbuchs  (Beil. 
Nr.y  ad  Art.  XL  §3)  für  den  Richter  aufgesetzten  «Form ularien'' 
der  Urteile  für  die  einzelnen  Strafen  und  ihre  Vollstreckung.  Man 
Tgl.  z.  B.  die  a.  a.  0.  §  6  gegebene  Urteilsformel  für  „Viertheilen 
mit  Verschärfung".  Der  Delinquent  —  heifst  es  dort  —  soll  „auf  die 
gewöhnliche  Blchtstatt  geführet,  ihme  alldorten  anfangs  (wegen  der 
begangenen  unbarmherzigen  That)  sein  lebendiges  Herz  heraus- 
genommen, um  das  Maul  geschlagen,  sodann  der  Leib  in  4  Theile  ge- 
schnitten und  die  an  4  Strafsen,  absonderlich  aber  das  Haupt,  Herz 
und  rechte  Hand  zusammen,  männiglich  zum  Abscheu  aufgehenkt 
und  aufgestecket  werden."  Ähnliche  Barbareien  in  §§  13  n.  16  daselbst 
Vgl.  dazu  Berner,  a.a.O.  S.  15;  v.  Holtzendorff  in  HH.I,  S.  122 
Anm.  3;  v.  Bar,  Handb.  I,  S.  157  Anm.  643;  Pertile,  Storia  V, 
p.  264  Anm.  21,  266  Anm.  31.  —  Andrerseits  ist  übrigens  zu  be- 
achten n^sfs  die  Theresiana  durch  ihre  entsetzlichen  Strafen  vor- 
nehmlich psychologisch  wirken  wollte"  und  „dafs  sich  in  der  Qua- 
lität ihrer  kriminalistischen  Reaktion  bereits  eine  Berechnung  vom 
Äussern  zum  Innern"  zeigt  „Nach  der  geheimen  Instruktion 
sollten  die  furchtbar  ausgemalten  Strafexekutionen  zwar  auf  dem 
Papier  beibehalten  bleiben,  um  „den  abgezielt  allgemeinen 
Schrecken  nicht  zu  vermindern",  aber  in  der  That  bei  Vollziehung 
der  Todesstrafen  darauf  gesehen  werden,  dafs  „des  armen  Sünders 
Verzweiflung  verhütet  werde".  So:  Wahlberg,  Ges.  kl. 
Schriften  I,  S.  72,  welcher  nachweist,  dafs  dies  auch  schon  ein  cha- 
rakteristischer Zug  der  älteren  österreichischen  Strafgesetzgebung 
gewesen,  die  überall  „eine  ausnehmende  Sorgfalt  für  das  Seelen- 
heil der  Sträflinge"  zeigte.  Vgl.  auch  Pertile,  Storia  V,  p.  257 
Anm.  59  u.  p.  274  Anm.  65.  Aus  der  Theresiana  sind  hierfür  bes. 
zu  vgl.:  I,  Art  5  §  2:  „zur  Abwendung  der  Verzweifflung"; 
Art.  6  S  5,  Art.  53  $  1;  sodann:  Beilage  V  (Formularien)  t  2:  „zur 
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riellenTalion  durch  die  Art  der  Androhnng  der  Todesstrafe 
fbr  Tötnngen.  Im  Gegensätze  zum  Codex  Bavaricus, 
welcher  sich  in  der  Behandlung  dieser  Delikte  teilweise  den 
Vorschriften  der  Carolina  angeschlossen  zu  haben  scheint*®), 
folgt  nämlich  der  österreichische  Gesetzgeber  von  1768  hier 
noch  dem  Wortlaute  der  altern  Landesgesetze,  insbesondere 
der,  auch  sonst  vielfach  als  direkte  Quelle  benutzten,  nieder- 
österreichischen Landgerichtsordnung  Ferdinands  III.  von 
1656  ••).  Gleichwie  in  dieser  sog.  „Ferdinandea"  (Teil  II 
Art.62)'^®)  ist  daher  auch  noch  in  der  Theresiana  das  aus 
den  Mosaischen  Satzungen ''^)  (Genesis  9,  V.  6)  entlehnte  Gebot: 


Verhütung  allbesorglicher  Eleinmüthigkeit  und  Seelengefahr, 
und  besonders :  Geheime  Anmerkungen  S.  2,  3,5:  „Straffe,  woraus  zum 
Nachtheil  des  ewigen  Seelenheils  Verzweifflung  entstehen 
könnte**;  und  ,,zur  Vermeidung  (oder  Verhütung)  der. Verzweiff- 
lung"; Insti-uktion  Nr.  8  (ad  art.  LVI  §§  II  u.  5,  S.  19):  „damit  .  . 
solche  Personen  nicht  gänzlich  in  Verzweifflung  gerathen^ 
Die  unten  gelegentlich  noch  näher  zu  berührenden  Milderungen 
der  Strafen  sollten  übrigens  nur  reumüthigen,  nicht  verstockten 
■  Sündern  zu  Gute  kommen. 

68)  Cod.  jur.  Bav.  crim.  I.  Cap.  III  §  1:  „Der  Totschlag, 
welcher  mit  bösem  gefährlichen  Fürs  atz  verübt  wird,  soll  mit  dem 
Schwerdt  bestrafft  werden**.  Vgl.  Anmkgn.  über  den  Cod.  Bav. 
crim.  zu  Cap.  III,  §  1  ff.  Näheres  bei  W  a  c  h  e  n  f  e  1  d ,  Mord  u.  Totschlag, 
S.58ff.,  60.  61,  welcher  insbesondere  hervorhebt,  dafs  im  Cod.  Bavar. 
eine  klare  Unter  scheidung  zwischen  Mord  und  Totschlag  im  moder- 
nen Sinne  noch  nicht  anzutreffenist.Qualifi  zierte,  bzw.  geschärfte 
Todesstrafen  finden  sich  für  die  in  Cap.  III,  §  11,  15,  19  —  24  auf- 
gezählten erschwerten  Fälle  von  Tötnngen. 

69)  Vgl.  Wachenfeld,  Mord  und  Totschlag  S.  31  und  Anm.  2, 
S.  35  ff.,  38;  V.  Liszt,  Meineid  S.  127;  Finger,  Strafrecht  I  S.  30; 
Hill  er  in  StGG.  I  S.  116.  —  Eine  andere  wichtige,  etwas  spätere  Quelle 
der  Theresiana  ist  die  peinliche  Halsgerichtsordnung  Josephs  I.  für 
Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  von  1707.  Vgl.  Hill  er,  a.  a.  0. 
S.  116;  Finger,  a.  a.  0.  S.  30. 

70)  Vgl.  unsere  Abtlg.  U  S. 20.  Übereinstimmend  auch  die  ober- 
österreichische Landgerichtsordnnng  Leopolds  I.  von  1675,  Teil  HI, 
Art.  4. 

71)  Über  die  auch  sonst  „bis  tief  ins  18.  Jahrhundert  hinein** 
dauernde   „thatsächliche  Übung **   des  mosaischen  Rechts  s.  n.  a. : 
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„Der  Menschenblut  vergiesset,  dessen  Blut  soll  wiederum 
vergossen  werden^  als  allgemeines  und  oberstes  Prinzip  fttr 
die  Bestrafung  der  Tötungen'^)  hingestellt  worden'*). 


R.  Frank,    Naturrecht,   geschichtliches  Recht  und   sociales  Recht. 
Leipa.  1891,  S.  11,  12. 

72)  Über  die  systematische  Behandlung  der  Tötungsdelikte 
in  der  Theresiana-  (II  Art.  83  §  1  ff),  welche  den  Unterschied 
zwischen  Mord  und  Totschlag  (im  modernen  Sinn)  ebenfalls  noch 
nicht  kennt,  s.  bes.:  Wachenfeld,  Mord  und  Totschlag,  S.  31  ff., 
35 ff.,  38.  Vgl.  auch  Finger,  Österreich.  Strafrecht.  Besond.  Teil 
I.  Bd.  1.  Abtlg.  S.  24,  25  Anm.  18;  Glaser,  Zur  Geschichte  der  Ab- 
grenzung der  Begriffe  von  Mord  und  Totschlag  im  österreichischen 
Strafrecht,  in  der  Allg.  Österreich.  Gerichts -Ztg.  1879,  Nr.  29  ff. 
S.  auch  die  folgende  Anmerkung. 

73)  So:  Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  31  Anm.  2.  Der  im  Text 
citierte  Passus  findet  sich  in  Theres.  II  Art.  83,  §  9  im  Anfange.  — 
Die  Strafe  „gemeiner  Totschläge*"  ist  nach  Art  83  §  11  (vgl.  auch 
Beil. y.  Formularien  §  11)  das  Schwert,  welche  Strafe  jedoch  „nach 
den  dazu  stofsendenBeschwerungs-  oder  Linder ung sums tänden 
bisweilen  zu  versehärffen  oder  zu  vermindern  ist**.  Erschwerte 
Fälle  mit  qualifizierten  oder  verschärften  Todesstrafen  s.  im 
Art.  83  §  12,  13;  Art.  86,  87,  90—92.  Von  den  milder  (d.  h.  statt 
mit  Todesstrafe  nur  mit  einer  „gemessen-willkührlichen  Leibesstrafe ")  zu 
bestrafenden  Tötungen  der  Theresiana  interessieren  hier  besonders 
1)  der  (gleichfalls  schon  in  der  Ferdinand ea  II.  Art.  62  §  9  er- 
wähnte) Totschlag  auf  Grund  der  (überhaupt  vom  Gesetzbuch  [I  Art.  11 
§  8  Nr.  1]  als  allgemeiner  Milderungsgrund  anerkannten)  Provo- 
kation (s.  II  Art.  83  §  14  Nr.  2:  Begehung  der  That  in  der 
Gähheit  und  ersten  Gemütsbewegung,  wenn  den  Thäter  Schmähungen 
oder  andere  schwere  Beleidigungen  „  zum  billigenZorn  angetrieben" 
(vgl.  Näheres  bei  Wachenfeld,  a  a.  0.  S.  37)  und  2)  die  aufserdem 
noch  speziell  erwähnte  Tötung  der  in  flagranti  ertappten  Ehe- 
brecher durch  den  beleidigten  Ehemann,  bezw.  den  Vater  einer 
ehebrecherischen  Tochter.  (II  Art.  83  §  14  Nr.  5;  vgl.  Pertile 
Storia  V  p.  117  Anm.  40).  Auch  die  völlige  Straflosigkeit  für 
Tötung  sich  zur  Wehr  stellender  „Nachtdiebe"  oder  „gewaltthätiger 
Räuber"  nach  II  Art.  83  §  9  Nr.  5  dürfte  bes.  mit  Rücksicht  auf 
die  gesonderte  Behandlung  der  Notwehr  im  Art.  84  vielleicht  noch 
als  Fall  erlaubter  Privatrache  betrachtet  werden  können.  —  Auch 
der  Cod.  Bavar.,  welcher  ebenfalls  die  „Gähheit  und  Übereilung"  in 
Folge    unverschuldeter  Reizung    des   Thäters   als   allgemeinen 

Qfinther,  Ideo  der  WiedenergoUang.    III,  1.  4 
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Im  österreichischen  wie  im  bayerischen  Kodex  tritt  nns 
ferner  die  Yergeltnngsidee  in  der  Anerkennung  mehrerer,  auch 
dem  gemeinen  Rechte  bekannter  Fälle  der  sog.  analogen 
Talion  entgegen,  wobei  jedoch  hervorzuheben  ist,  dafs  sich 
im  Vergleich  mit  der  Carolina  öfter  nicht  unerhebliche  Modifi- 
kationen und  Beschränkungen  finden.  Bei  der  falschen  An- 
schuldigung (Anklage  oder  „Denunciation" '*))  ist  sogar  von 
beiden  Gesetzen  das  Talionsprinzip   aufgegeben  worden"), 

mildernden  Umstand  betrachtet  (s.  I  Cap.  I  §  20  und  dazu  An- 
merkungen S.  11  litt,  a)  läfst  fUr  den  Fall  der  (sofortigen)  Tötung  in 
flagr an tem Ehebruch  (in  der  gleichenAusdehnung)  nur  arbiträre 
und  für  denjenigen  der  „Verwund-  oder  Ent leib ung .  .  auf  frischer 
That  betrettener  Diebe"  gar  keine  Strafe  eintreten.  S.  Cod.  j. 
Bav.  crim.  I.  Cap.  V.  §  9  (Anmkgn.  S  54,  55  litt,  c)  und  Cap.  II 
§  13.  Obwohl  auch  hier  der  letztere  Fall  nicht  im  Abschnitt  von 
der  Notwehr  (I  Cap.  III  §  4£f.)  behandelt  ist,  scheint  doch  wohl 
der  Gesichtspunkt  der  gerechten  Vertheidigung  wenigstens  mit 
berücksichtigt  zu  sein.  Vgl.  auch  Kreittmayr  in  den  Anmerkungen, 
S.  28  litt,  b:  „ex  regulis  defensionis**.  —  Auf  die  Retorsion  bei  Be- 
leidigungen, welche  zwar  nicht  im  Cod.  jur.  Bav.  criminalis, 
dagegen  in  dem  (ebenfalls  von  Kreittmayr  ausgearbeiteten)  Cod. 
Max.  Bav.  civilis  von  1756  eine  gesetzliche  Regelung  erfahren,  ist 
weiter  unten  bei  Betrachtung  des  bayerischen  StGBs.  v.  1813  des 
Näheren  zurückzukommen. 

74)  Wegele,  Gesch.  der  falschen  Anschuldigung,  S.  46:  .„Ein 
eigenes  Delikt  der  falschen  Anschuldigung  ist  (im  Cod.  Bav.  und 
der  Theresiana)  noch  nicht  ausgebildet,  sondern  es  wird  der  Vor- 
wurf eines  Verbrechens,  einerlei  ob  er  gerichtlich  oderanfser- 
gerichtlich  gemacht  wird,  in  gleicher  Weise  gestraff. 

75)  Cod.  jur.  Bav.  crim.  II.  Cap.  II  §  5:  „Die  nach  römischem 
Recht  erforderliche  Subskription  auf  die  sog.  poenam  Talionis  ist 
aufgehoben".  Vgl.  Anmkgn.  S.  97  litt,  a  •,  s.  auch  Cod.  Bav.  1.  c.  §§  6—10. 
Theresiana  I  Art.  28  §§  11,  13;  II  Art.  100  §  4  Nr.  7.  Es  hängt 
dies  wohl  auch  mit  der  prinzipiellen  Anerkennung  des  Inquisi- 
tio  US  Prozesses  (s.  The  res.  I  Art.  24  §  1,  3)  zusammen.  —  Nach 
dem  Cod.  Bav.  soll  der  blofs  fahrlässige  falsche  Ankläger  und 
der  falsche  Denunziant^zu  billigem  Abtrag  aller  Schäden,  Kosten  und 
Schmach  condemniret**,  anfserdem  aber  auch  mit  einer  arbiträren 
Strafe  belegt  werden,  wofern  er  nicht  redliche  und  erweisliche 
Indizien  vorbringt.  Die  Theresiana  stellt  die  (gerichtliche 
und    aufsergerichtliche)    Beschuldigung    wegen    eines    Verbrechens 
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obwohl  sich  Bonst  in  der  Legislation  am  Ende  des  achtzehnten 
Jahrhnnderta  gerade  bei  der  systematischen  Behandlung  dieses 
Delikts  der  Einfinfs  der  peinlichen  Gerichtsordnung  Karls  Y. 
anerkanntermafsen  noch  sehr  bemerkbar  macht'*).  Anch 
der  verwandte  Fall  einer  Verleumdung  durch  Pasquille  oder 
Schmähschriften,")  für  welche  bekanntlich  Art.  110  CCC. 
ebenfalls  den  Grundsatz  der  analogen  Talion  zur  Anwendung 
brachte,''")  ist  von  der  Theresiana  bereits  nur  noch  mit 
verschiedenen,  von  vornherein  fest  bestimmten  Strafen  an  Leib, 
Ehre,  Freiheit  und  Vermögen  bedroht,'*)  während  der  bayerische 

unter  die  injnriae  atroces  („abscheuliche  überschwere  .  .  .  Un- 
bilden, Ehrantast-  und  Verleumdungen'*),  die  „nach  aller  ScbärfTe**  zu 
bestrafen  sind.  Vgl.  L.  Hess,  Die  Lehre  von  der  falschen  An- 
schuldigung S.  4  IT. ;  Köstlin,  Abhandinngen  S. 43 u.Anm.l;  Wegele, 
a.  a.  0.  S.  46,  47,  der  aber  die  Vorschriften  des  Codex.  Bavar.  mit 
Stillschweigen  übergeht. 

76)  S.  Wegele,  a.  a.  0.  S.  46. 

77)  Im  G  egensatze  zur  gemeinrechtlichen  Theorie,  nach  welcher 
die  Begriffe  „Pasquill''  und  „SchmShschriff  nicht  identisch 
waren  (vgl.  Näheres  in  unserer  Abtlg.  II  S.  29  Anm.  88)  unterscheidet 
der  Codex  jur.  Bav.  crim.  „nicht  zwischen  Pasquill  und  Schmäh- 
schrift, behandelt  vielmehr  beides  als  Eines,  wobei  die  Namensver- 
schweigung  und  die  Ausschliefsimg  der  exceptio  veritatis  aus  der  PGO. 
beibehalten,  dagegen  der  Thatbestand  auf  Gemälde  und  dergl.  (gemäfs 
den  Beichs-Polizei-Ordnungen)  sowie  auf  geringere  Vorwürfe  und  Be- 
schimpfungen ausgedehnt  .  .  .  wird.  In  der  Theresiana  .  .  .  da- 
gegen geht  der  Begriff  derSchmäheschrift  ganz  in  dem  des  Pas- 
quills im  w.  S.  unter,  nur  dafs  sie  die  exe.  veritatis  gleichfalls  aus- 
schliefst .  .  .  Übrigens  unterscheidet  sie  .  .  .  eine  schwerere  und 
ge|ringere  Art**.    So:  Köstlin,  Abhandlgn.  S.  101. 

78)  Vgl.  unsere  Abtlg.  I  S.  291  ff. 

79)  The  res.  II  Art.  100  §  4  Nr.  9  und  Art.  101  bes.  §  7  („Von 
Schmachkaiten  und  Schandbriefen'').  Danach  sollen  die  leichteren 
Fälle  „blofs  bürgerlich  abgemacht",  d.  h.  gütlich  beseitigt  und  arbi- 
trär gestraft  werden  (Köstlin,  Abhandlgn.  S.  101  Anm.  3).  „Die 
Strafe  der  schwereren  Art  ist  Pranger,  öffentliche  Auspeitschung, 
Ehrloserklärung  und  ewige  Landesverweisung,  resp.  mehrjährige 
Festungs-,  Zuchthaus-  und  andere  öffentliche  Arbeit,  nach  Umständen 
empfindliche  Geldstrafe,  und  wenn  das  Pasquill**  gegen  eine  Reibe 
speziell  genannter  hochgestellter  Personen  gerichtet  „oder  unter  sonst 
gar  bösen  Umständen''   verübt  worden,   „Schwertstrafe''.   Köstlin, 

4* 
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Kodex,  im  Anschlufs  an  die  ältere  Praxis,  hier  allerdings  noch 
in  ziemlich  allgemeiner  Weise  den  talionsartigen  Rückschlag 
eintreten  läfst®^).  Weit  engere  Grenzen  sind  ihm  dagegen 
auch  hier  bei  dem  Meineid  in  Eriminalsachen  ge- 
zogen worden,  indem  nur  der  allerschwerste  Fall,  dafs 
durch  den  Meineid  ein  Unschuldiger  zum  Tode  verurteilt, 
und  dieses  Urteil  auch  wirklich  an  ihm  vollstreckt 
worden,  die  Strafe  der  Wiedervergeltung  nach  sich  ziehen 
soll®*).  Die  Theresiana  weicht  von  diesen  Bestimmungen 
insofern  ab,  als  sie  einerseits  die  Ausschwörung  eines  falschen 
(Zeugen-)  Eides  in  Bezug  auf  solche  Verbrechen  verlangt,  für 
welche  eine  geschärfte  Todesstrafe  im  Gesetze  angedroht 
ist,  andrerseits  die  thatsächliche  Exekution  des  Urteils  nicht 
zur  unbedingten  Voraussetzung  für  den  Eintritt  des  Talions- 
prinzips  erhebt®^).    In   der  Bestrafung  des  vorsätzlichen 


a.  a.  0.  S.  102.  Als  Nebenfolgen  sollen  auferdem  allemal  —  wahr- 
scheinlich im  Anschlufs  an  die  josephin.  PGO.  von  1707,  Art.  XIX 
§  40  (vgl.  Abtlg.  II  S.  30  Anm.91)  —  eintreten:  die  öffentliche  Ver- 
brennung des  Pasquills  durch  den  Scharfrichter  und  bei  Flucht  des 
Thäters  Anschlagung  seines  Namens  am  Galgen. 

80)  Cod.  jur.  Bav.  crim.  I  Cap.  VIII  §  11:  „...  Wer  jemanden 
seiner  Ehr  und  guten  Leumnth  durch  öffentliche  Schnaäh-Schrifften, 
Gemähide  oder  dergleichen  Pasquillen  verdeckter  Weis  angreifft 
(und  solche  entweder  selbst  zusammenschmiedet  oder  an  offenen  Orthen 
anschlägt  oder  sonst  unter  die  Leute  aussprenget),  wird  mit  dem 
Schwerdt  am  Leben  bestraffet,  wofern  die  ausgesprengete  üebel- 
that  an  sich  capital  wäre.  Hätte  sie  aber  nur  eine  Leibes-  und 
Ehrenstraff  auf  sich,  so  soll  die  nehmliche  Straff  den  Pas- 
quillanten  betreffen" .  Die  Ereittmayrschen  Anmerkungen  berufen 
sich  hiefUr  auf  die  CCC,  das  bayerirche  LR.  und  Lauterbach.  S.  Eöst- 
lin,  Abhandlgn.,  S.  101  n.  Anm.  2;  vgl.  auch  Wegele,  a.  a.  0.  S.  46. 

81)  Cod.  jur.  Bav.  crim.  I  Cap.  IX  §  3:  „Begangener  Mein- 
eyd  .  .  .  wird  .  .  .,  wenn  durch  Veranlassung  eines  solchen  falschen 
Eyds  jemand  unschuldiger  Weis  zum  Tode  verurtheilt  und  hinge- 
richtet worden,  allzeit  mit  der  nehmlichenTodes-Straff  belegt.^ 

82)  Theresiana  II  Art.  59  §  3:  „. .  .Die  Strafverschärffung  (der 
regelmäfsigen  Meineidsstrafe  [d.  h.  Enthauptung]  durch  Ausreifsen 
der  Zunge  oder  Abhauen  der  Schwurfinger)  hat  besonders  auch  da- 
malen  statt,  da  wer  vor  Gericht  durch  seine  mit  leiblichen  Eyd  be- 
stärkte  falsche  Zeugnifs  Jemanden   eines  Lasters  anschuldiget, 


Die  Strafgesetzgebung  seitder  Mitte  des  18.  Jahrb.  bis  zur  Gegenwart.  53 

EntweichenlaBgenß  von  Gefangenen^')  endlich  stimmt  der 
Codex  Haximilianeus  im  Wesentlichen  noch  mit  den  Vor- 
schriften der PGO. überein,  indem,  falls  der Thäter  einBeamter 
(Obrigkeit),  namentlich  ein  „Kerkermeister  und  6erichts-Be- 
dienter^  gewesen,  fUr  denselben  „die  nehm  1  i  che  S  tr af  f,  welche 
den  Entwichenen  betroffen  haben  wttrde",  verhängt  werden 
solP*),    während  die  Theresiana  unter  wesentlich  gleichen 


worauf  eine  geschärf  fte  TodesstrafTe  durch  das  Gesetz  ausgemessen 
ist,  und  solle  solch  -  falscher  Zeug  mit  derselben  härteren 
Todesstraffe,  die  er  auf  den  anderen  zu  bringen  getrachtet  hat, 
beleget  werden**.  Vgl.  Pertile,  Storia  V.  p.  563  Anm.  69  a.  E,; 
y.  Liszt,  Meineid  S.  128,  woselbst  auch  Näheres  über  Milderung  der 
Strafe  „bei  erheblich  mildernden  Umständen". 

83)  Kohler  in  d.  Z.  fttr  vgl.  Rechtswies.  Bd  X  S.  808  will  in 
dem  vorsätzlichen  Entweichenlassen  Gefangener  nur  einen  Fall  der 
Begünstigung  erblicken,  dessen  Belegung  mit  der  vom  Ent- 
wichenen zu  verbüfsenden  Strafe  nicht  sowohl  auf  der  Talionidee 
als  auf  dem  universellen  Gedanken  beruhe,  dafs  man  in 
solchem  Falle  an  Stelle  des  Thäters  den  andern  als  Substi- 
tuten nimmt,  eine  Idee,  welche  ja  auch  noch  in  der  Strafbürgschaft 
mächtig  sei.  Vgl.  desselben  Verfs.  Studien  aus  dem  Strafrecht 
S.  154  ff.  und  Chinesisch.  Strafrecht  S.  29.  Immerhin  dürfte  sich  auch 
gegenüber  dieser  (auch  in  mehreren  Gesetzgebungen  begegnenden)  Auf- 
fassung wenigstens  noch  eine  Verquickung  mit  der  Vergeltungsidee 
in  jener  Strafform  behaupten  lassen ,  wie  denn  gerade  auch  die  Be- 
handlung der  Begünstigung  und  persönlichen  Hehlerei  über- 
hau p  t  in  den  altem  Gesetzbüchern  an  diese  Idee  erinnert.  Vgl.  auch  schon 
Abt.  II  S.  36 ff.  So  will  auch  der  Cod.  Bavar.  (I  Cap.  II  §  U  u.  15  und 
Cap.Xn§8)  fiir  die  Begünstigung,  (insofern  sie  als  nachfolgende 
Beihülfe  mit  Paticipation  erscheint)  die  Strafe  der  Hauptthat  ein- 
treten lassen  (vgl. Gre teuer,  Begünstigung  und  Hehlerei  S.43),  und 
auch  die  Theresiana,  welche  allerdings  die  Begünstigung  zum  Teil 
schon  als  eine  „besondere  Misset  hat**  behandelt  (s.  I  Art.  3  §  12, 
Oretener ,  a.  a.  0.  S.  44)  enthält  doch  bezügl.  der  im  Teil  II  Art.  102 
§  4  besonders  hervorgehobenen  „Verhehler  und  Unterschleiffgeber** 
die  Anordnung,  dafs  „bey  eintreffend  -  gar  schweren  Umständen 
gegen  dieselbe  die  Todesstraffe,  auch  wohl  gar  jene  geschär fftere 
Todesart,  welche  der  Verheelte,  Durchgeholffene  und  der  Straffe 
entzogene  Missethäter  verdient  hätte,  verhängt  werden  könne**. 

84)  Cod.  jun  Bav.  crim.  I  Cap. XII  §  10.  Vorausgesetzt  wird 
dabei  noch:  nicht  gewaltthätige  Begehung  des  Delikts;  sonst  greifen 
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YoraaBBetzungen  zwar  durchgehends  die  Art  und  Schwere 
der  von  dem  Befreiten  zu  verbttfßen  gewesenen  Strafe 
ebenfalls  zum  Mafsstab  bei  der  Urteilsfällung  erhebt,  die 
eigentliche  strenge  (analoge)  Talion  aber  doch  nur  auf 
„schwerere  Fälle"  beschränkt®'). 

Als  symbolisch- vergeltende  Strafart  nach  dem  Motto: 
„Per  quod  quis  peccat,  per  idem  punitur"  ist  in  beiden  Gesetz- 
büchern noch  das  Lebendigverbrennen  für  die  Brand- 
stiftung   prinzipiell    anerkannt®*);    jedoch    beschränkt    es 


die  Vorschriften  in  Teil  I  Cap.  VUI  §  6  und  Teil  II  Cap.  VI  §  7 
(über  ngewaltthätige  Entreifs-  und  Befreiung  ans  Obrigkeitlichen 
Händen**)  Platz.  Privatpersonen  als  Thäter  sollen  „nach  Gestalt 
der  befreyten Person  und  deren  Verbrechen  zwar  arbitrarie,  doch 
niemahls  am  Leben  bestrafifet**  werden.  Das  Gleiche  gilt  für  fahr- 
lässige Begehung  v.  S.  der  Aufsichtspersonen.  Endlich  soll  auch 
bei  vorsätzlicher  Begehung  durch  letztere  doch  nur  «eine  wohl- 
empfindliche Leibes-Straff^  eintreten,  wenn  die  eigentliche  Strafe  des 
Entwichenen  «noch  nngewifs  wäre**. 

85)  Theresiana,  II  Art  71  §  4:  «Wenn  ein  Gefängnisver- 
wahrer und  Wächter  einen  Thäter  boshafftig  durchhil£ft,  so  ist 
derselbe  nach  Gestalt  des  EntwichenenVerbrechens,  da  solches 
eine  Leibes-  oder  Lebensstraffe  auf  sich  trug,  am  Leib  oder 
Leben,  auch  in  schwereren  Fällen  wohl  gar  mit  gleichmäfsiger 
Straffe,  so  der  Entwichene  verwirkt  hätte,  ansonsten  aber  einer  will- 
kürlichen Straffe  zu  belegen".  „Dritte  (Privat-)  Personen**  verfallen 
nach  Art.  71  §  5  einer  „nach  Gestalt  der  Umstände'*  schwereren  oder  ge- 
ringeren willkürlichen  Strafe  „an  Gut,  Leib  oder  Leben**.  —  Bei  der  ge- 
wissermafsen  das  Gegenstück  zur  Gefangenenbefreiung  bildenden 
Freiheitsberaubung  tritt  bei  der  Bestrafung  der  Talionsgedanke 
weder  in  der  Theresiana,  welche  dieses  Delikt  überhaupt  ledig- 
lich „als  Eingriff  in  die  landesherrliche  Hoheit**  (Anmafsung  eines 
Gefangnisrechts)  behandelt  (vgl.  Finger,  Österreich.  Strafrecht,  Bes. 
Teil L  1.  S.  211),  noch  im  Cod.  Maxim,  hervor.  Vgl.  Cod.  jur.  Bav. 
crim.  ICap.II§  16;  Theresiana  II  Art.  70 §1  u.  auch  I  Art.  52  §  U. 

86)  Auch  für  mancherlei  andere  Delikte  ist  in  beid^i- Gesetz- 
büchern von  dieser  Strafart  noch  ein  recht  ausgiebiger  Gebrauch 
gemacht.  Vgl.  Cod.  jur.  Bav.  crim.  I  Cap.  II  §  17,  VI  §  1,  §  10, 
VII  §  2  u.  §  7-,  Theresiana  II  Art.  58,  §  12  Nr.  3;  Art.  74  §  6 
Nr.  1 ;  Art.  95  §  6  Nr.  1 ;  Art  98  §  2.  Über  die  Androhung  bei  der 
Münzfälschung  s.  noch  Näheres  unten.    Dazu  treten  noch  die 
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der  Codex  juris  Ba  varici  criminalis  auf  die  schwereren  Fälle^'), 
nnd  auch  in  der  Theresiana^  deren  Wortfassung  hier  noch 
sehr  an  die  Carolina  erinnert^*),  erscheint  die  Grausamkeit 
der  zunächst  ganz  allgemein  angedrohten  ^*)  ^lebendigen  Feuer- 
straffe^  doch  in  Wirklichkeit  dadurch  nicht  unerheblich  abge- 
schwächt, dafs  sie  zu  denjenigen  Fällen  gehört,  bei  welchen 
nach  Art.  V  §  2  der  Bescheid  des  Obergerichts  abzuwarten 
ist,  „ob  und  welchergestalten  einem  bufsfertigen  armen  Sünder 

Fälle  der  (hauptsächlich  auf  „Erspiegelung"'  des  Volkes  berechneten  [vgl. 
y.Bar,  Handb.  I  S.157  n.  oben  Anni.61])  Enthauptung  mit  nachher!  ger 
Verbrennung  des  Leichnams  nach  Cod.  jur  Bav.  crim.  I  Gap.  VII 
§  5  u.  Theresiana  II  Art.  74  §  6  Nr.  2;  Art.  80  §  6;  Art.  82  §  2 
Nr.  1  bis  4;  Art.  92  §  6  Nr.  3;  Art  93  §  7  Nr.  5;  Art.  95  §  6 
Nr.  2.  —  Über  die  Art  der  Exekution  des  Feuertodes  vgl.  Cod.  j. 
Bav  er.  ICap.I§5u. Theresia  na,  Beil.  Nr.  V(FormuIarien;  ad.  Art.  XL 
8  3),  §  1  (Lebendig verbrennen),  bezw.  §  3  u.  4.  (Exekution  an  Toten). 

87)  Cod.  jur.  Bav.  crim.  I  Cap.  VHI  §  8:  „Gefährlich  und  fllr- 
setzliche  Feuer- Anlegung  (an  Häusern,  Gebäuden,  Waldungen,  Feld- 
Früchten,  Holz-Hauffen  und  andern  fremden  oder  eigenen  Sachen,  sowohl 
in-  als  aufserhalb  der  Städten,  Märckten,  Dör£fem)  wird  mit  dem 
Feuer,  und  zwar  bei  erfolgenden  abergrofsen  Schaden  mit 
lebendiger  Verbrennung  gestrafft*^.  In  andern  Fällen:  Schwert- 
strafe, bezw.  bei  Löschung  des  Brandes  in  Folge  thätiger  Reue  so- 
wie bei  blofser  Fahrlässigkeit :  poena  arbitraria.  Vgl.  auch  R.  H  e  r  z  o  g, 
Rücktritt  vom  Versuch  und  thätige  Reue.  WUrzb.  1889.  S.  101. 

88)  Theresiana  II  Art.  99  §  5  („Straflf  der  Brennern«  — 
„.  .  .  ein  solcher  (im  Vorhergehenden  näher  bezeichneter)  boshafter 
Brenner  (soll)  .  .  .  mit  dem  Feuer  vom  Leben  zum  Tod  hingerichtet 
werden«.  Vgl.  CCC.  Art.  125  (Abt.  I  S.  293).  Nach  1.  c.  §  6  sollen 
bei  erschwerenden  Umständen  (wie  Bäufigkeit  der  Begehung,  Tod 
vieler  Menschen  etc.)  die  Thäter  als  „Land-  und  Mordbrenner«  „mit 
glUenden  Zangen  gezwickt,  ihre  Glieder  mit  dem  Rade  zerstofsen  und 
sodann  lebendig  in  das  Feuer  geworffen  werden«. 

89)  So  soll  z.  B.  auf  zufällige  oder  durch  fremde  Htllfe  be- 
wirkte Löschung  des  Brandes  ebensowenig  wie  auf  Schadenersatz 
durch  den  Thäter  Rücksicht  genommen  werden.  Dagegen  sind  aber 
Jugend  des  Thäters  und  Abwendung  des  Brandes  durch  thätige 
Reue  als  Milderungsgründe  anerkannt,  welche  jedenfalls  die 
Strafe  des  Lebend  i  g  verbrennens  abwenden.  S.  II  Art.  99  §  7  Nr.  1 — 3  *, 
vgl.  auch  Wahlberg,  Das  Prinzip  der  Individualisierung  etc.  S.  113; 
Herzog,  Rücktritt  etc.  S.  109. 
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zur  Abwendung  der  VerzweiflFlung  eine  Milderung  in  Vollziehung 
des  Urtheils  angedeyen  möge"  •^).  —  Auch  für  die  Mtinzfitlsehung 
iBt  die  Feuerstrafe  in  gewiBsem  Umfange  neben  Konfiskation 
des  Vermögens  in  beiden  Codices  formell  noch  angedroht  •'). 
Hier  soll  aber  nach  dem  bayerischen  Gesetzbuch  stets,  nach 
dem  österreichischen  wenigstens  bei  „lindernden  Umständen"  . 
und  in  leichteren  Fällen  die  vorhergehende  Enthauptung 
(„Decapitierung")  des  Delinquenten  stattfinden**).  Die  gleiche 
Milderung  läfst  das  letztere  Gesetz  auch  ganz  allgemein  ein- 
treten bei  dem  für  das  „gräuliche  Laster  der  Kindsverthuung 
und  Kindsmords"*')  noch   erwähnten  Pfählen**),   so   dafs 

90)  Vgl.  Wablberg.  Ges.  kl.  Schriften  I  S.72;  d'Elvert,  Bei- 
träge S.  147;  Pertile,  Storia  V.  p.  274  Anm.  65.  S.  aucb  oben 
S.  47  Anm.  67.  Die  Geheimen  Anmerkungen  S.  2  im  Anf.  be- 
zeichnen als  solche  Milderung  insbesondere  die  Beschleunigung 
des  Feuertodes  „durch  Anbindung  des  Pulversackes  auf  das  Herz  und 
Yorläuffige  Erdrosselung  eines  armen  Sünders".  Nach  Finger,  Straf- 
recht I  S.  36  wurde  seit  1776  in  Österreich  „thatsächlich  kein  Ver- 
brecher mehr  lebendig  verbrannt". 

91)  Über  die  Art  des  hierbei  zu  Grunde  liegenden  Vergeltungs- 
gedankens s.  schon  Abtlg.  I  S.  243  £f.  u.  II  S.  45  ff. 

92)  C  0  d.  j  u  r.  B  a  V.  c  r  i  m.  I  Cap.  IX  §  1 :  „. . .  2do  dergleichen  (Münzen) 
nicht  nur  schlaget,  sondern  auch  ausgiebt  (oder  durch  andere  aus- 
geben läfst)  und  hierdurch  grofsen  Schaden  und  Verwirrung  in 
dem  gemeinen  Wesen  anrichtet,  ist  nach  vorgängiger  Deca- 
pitirung  mit  dem  Feuer  am  Leben  zu  straffen  (und  fällt  dessen 
sämmtliches  Vermögen  dem  Fisco  heim)."  In  weniger  schweren  Fällen: 
Schwertstrafe.  — Theresi an a  II  Art.  43  §  7:  „...Wir  ordnen  dem- 
nach, dafs  solche  Missethäter  (d.  h.  Fälscher  erbländischer  Münzen) 
mit  dem  Feuer  vom  Leben  zum  Tod  hingerichtet  und  nach  Be- 
schaffenheit der  .  .  .  lindernden  Umstände  die  Thäter  vorhero 
enthauptet  und  hernach  verbrennet  (allemal  aber  ihr  Vermögen  zu 
Unserer  Kammer  eingezogen)  werden  soll."  —  Ebenso  soll  (1.  c.  §  7 
Nr.  2)  die  Fälscher  imd  Ausgeber  ausländischer  Münzen  (u.  ihre 
Helfer)  nur  „die  Schwerdstraffe  mit  hernachgehender  Verbrennung 
ihres  Körpers"  treffen.  Für  noch  leichtere  Fälle:  blofse  Schwertstrafe 
oder  noch  weitergehende  Milderung  (vgl.  1.  c.  §  7  Nr.  2  a.  E.,  Nr.  3—5). 

93)  Über  die  auch  bei  diesem  Delikte  noch  stark  hervortretende 
religiöse  Auffassung  s.  Wahlberg,  Ges.  kl.  Schriften  I  S.  97. 
Über  die  Betonung  der  Gesichtspunkte  der  Verhütung  des  Delikts: 
y.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  279. 
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diese  nach  den  altern  OBterreichischen  Landesgesetzen  in  be- 
schränktem Umfange  noch  praktisch  geübte  Barbarei**)  jetzt 
nur  noch  als  eine  blofse,  wesentlich  auf  Abschreckung  der  Zu- 
schauer berechnete,  symbolisch -vergeltenden  Ceremonie**)  er- 
scheint. Dagegen  ist  das  entsetzliche  ^lebendige  Vier- 
teilen" als  Strafe  des  Hoch-  und  Landes -Verrats*') 
nach  gutem  altem  Brauche ••)  in  gleicher  Weise  noch  von 
der  Theresiana  wie  vom  Codex  Bavaricus  ohne  Ein- 
schränkungen gesetzlich  anerkannt**). 


94)  Theresiana  n  Art  87  §  5:  „.  .  .  setzen  und  ordnen  wir, 
dafs  Erstlich :  Ein  solch  -  unbarmherzige  Mutter ,  welche  ihre  eigene 
Leibesfrucht  vorsetzlich  und  gefährlicher  Weise  durch  eine  That- 
handlnng  ertödtet  ....  mit  den  Schwerdt  hingerichtet,  nach  der 
Enthauptung  ihr  Körper  ins  Grab  geleget,  ein  Pfahl  durch  das  Herz 
geschlagen  und  sodann  verscharret  werden  solle.^'  Vgl.  auch  T  her  es. 
lArt.  5,  §4,5:  Verbot  des  lebendigen  Vergrabens  undPfählens 
im  Allgem.  Finger,  Strafrecht  I  S.  33  Anm.  21.  Verschärfungen 
treten  bei  den  im  §  6  1.  c.  angeführten  erschwerten  Umständen  hinzu. 
Nach  dem  Cod.  jur.  Bav.  crim.  I  Gap.  III  §  19  wird  derEindsmord 
i.  e.  S.  mit  dem  Schwerte  (nach  vorhergehendem  Zwicken  mit 
glühenden  Zangen)  bestraft.  Die  Strafen  des  Lebendigbegrabens  und 
Pfählens  waren  in  Bayern  schon  vorher  durch  den  Landesgebrauch 
abgeschafft.    Bern  er,  Strafgesetzgebung  S.  5. 

95)  Vgl.  Abtlg.II  S.69  Anm.  233;  anders  schon  in  der  Jos.  PGO. 
1707,  8.  Abtlg.  II  S.  70  Anm.  238. 

96)  S.  über  die  Vergeltungsidee  bei  dieser  Strafart  schon 
Abtlg.  I  S.  262;  vgl.  auch  —  mit  besonderer  Bezugnahme  auf  die 
Theresiana:  Pertile,  Storia  V,  p.  255,  256u.  Anm.  5:  „un  simbo- 
lismo  nella  punizione  di  ricordare  il  reato  pel  quäle  veniva  inflitto." 

97)  Vgl.  dazu  Abtlg.  I  S.  295,  296  u.  Anm.  45,  46. 

98)  So:  Berner,  Strafgesetzgebung  S.  5. 

99)  Vgl.  Cod.  jur.  Bav.  crim.  I  Cap.  VIII  §  1  betr.  die  ver- 
schiedenen Begehungsarten  der  „landesschädlichenVerrätherei". 
DerThäter  wird  „pro  Perduellione  gehalten,  derowegen  auf  die  Richt- 
statt geschleiffet,  lebendig  alldort  geviertheilt  oder  mit  Pferden 
zerrissen  (und  all  sein  Hab  und  Gut  dem  Fisco  heimgeschlagen)''. 
Theresiana  II  Art. 61  §8  Nr.  1:  „.  .  .  es  solle  demnach  ein  solcher 
des  Lasters  des  Majestäts-  oder  Hochverraths  schuldiger  Misse- 
thäter  ....  lebendig  geviertheilet  werden.**  Für  Weiber: 
Enthauptung  mit  vorhergehendem  Zwicken  mit  glühenden  Zangen.  — 
Urteilsformeln  auf  Vierteilen:  Beilage  V,  Formularien  §  5  u. 6. 
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Einen  Fortschritt  weisen  dagegen  beide  Gesetzbücher  inso- 
fern auf,  als  die  früher  so  vielfach  dem  Yergeltnngsgedanken 
dienstbar  gemachten  „Verstümmelungen  am  Leibe,  als  Hand- 
und  Fingerabhauung" *•*)  von  ihnen  prinzipiell  als  selb- 
ständige Strafarten  ausdrücklich  beseitigt  worden*®*).  Da- 
gegen sind  dieselben  noch  zugelassen  als  vorhergehende 
Schärfungen  der  Todesstrafe*®^),  in  welcher  Eigenschaft 
von  ihnen,  namentlich  in  der  Theresianischen  Halsgerichts- 
ordnung, sogar  noch  ein  recht  ausgiebiger  Gebrauch  ge- 
macht ist.  *®^)  Am  deutlichsten  spiegelt  sich  dabei  wohl  die  hier 
interessierende  Vergeltungsidee  wieder  in  den  Strafsatzungen 
für  die  Gotteslästerung  oder  Blasphemie,  die  noch,  ganz 
wie  in  der  altern  Gesetzgebung*®*),  überwiegend  aus  dem 
theologischen  Gesichtspunkt  einer  Versündigung  gegen  Gott 
betrachtet  und  daher  als  das  erste  und  furchtbarste  aller 
Verbrechen  angesehen  wird*®'),  welches  auch  der  irdische  Richter 

100)  Theresiana  I  Art.  6  §  ö. 

101)  S.  Cod.  jur.  Bav.  crim.  I  Gap.  I  §  8  u.  Theresiana  I 
Art.  6  §5  unter  Hinweis  auf  den  Besserungsz  weck.  Vgl.  v.  Bar, 
Handbuch  1  §  56,  S.  105;  d'Elvert,  Beiträge  S.  148;  Pertile, 
Storia  V.  p.  257  Anm.  59.  Beibehalten  ist  dagegen  in  beiden  Gesetz- 
büchern —  aufser  der  körperlichen  Züchtigung  („Staapbesen'*)  —  auch 
die  Brandmarkung.  S.  Cod.  jur.  Bav.  crim.  I  Gap.  I  §  11  und 
The  res.  I  Art.  6  §  4  (vgl.  oben  S.  27  Anm.  30). 

102)  God.  jur.  Bav.  crim.  I  Gap.I  §  8:  „.  . .  wo  sie  nicht  nebst 
der  Todes-Straff  für  einen  Zns atz  gebraucht  werden";  Theresiana 
I  Art.  6  §  5:  „.  .  .  Verstümmelungen  am  Leibe  ....  können  .... 
zur  Verschärffung  einer  Todesstraffe  verhängt  werden." 

103)  Vgl.  z.  B.  das  Hand  abhauen  als  Schärfung  der  Todes- 
strafe nach  Theres.  II  Art.  86  §  3;  Art.  90  §  8;  Art.  91  §  6; 
Art  92  §  6  Nr.  1  u.  a.  m. 

104)  Wahlberg.  Ges.  kl.  Schriften  I  S.  70  „Im  Ganzen  befolgte 
die  Theresiana  bei  der  Behandlung  der  Religionsverbrechen 
dieselben  Grundsätze,  welche  in  den  frühern  Landgerichts- 
Ordnungen  Ferdinands,  Leopolds  und  Josephs  herrschend 
waren,  Grundsätze,  worauf  sich  die  christlichen  Throne  stutzten  und 
die  nach  der  Ansicht  der  Zeit  den  Unterthanen  als  nicht  zu  bekrittelnde, 
nach  göttlicher  Vollmacht  erteilte  Gesetze  vorgeschrieben 
wurden".    Näheres  s.  das.  S.  70  ff.,  81. 

105)  Vgl  Wahlberg,    a.  a.  0.   S.  80,   81;  Eulf,  Joseph  II 
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onerbittiich  mit  Feuer  und  Sctiwert  zn  verfolgen  hat,  wie 
denn  „überhaupt  bei  einer  so  gräulichen  Laaterthat  vielmehr 
auf  die  Schärffe,  als  die  Gelinde  der  Straffe  gesehen  werden 
soll"  ^^).  So  soll  denn  schon  in  den  sog.  „mittelschweren"  Fällen 
dieses  Delikts  ^^^)  die  Enthauptung  (mit  dem  Schwerte)  statt- 
finden, ^^*)  „bewandten  Umständen  nach"  aufserdem  aber  noch 
„verschärfiungsweise  dem  Missethäter  vorhero  dasjenige 
Glied,  dessen  er  sich  zur  Gotteslästerung  gebrauchet  (als  Zungen 
oder  Hand)  ausgeschnitten  oder  abgehauen  werden".  ^^)    Bei 


S.  3,  4;  V.  Bar,  Handb.  I  §  56,  S.  156.  Charakteristisch  für  den 
religiös -theologischen  Gesichtspunkt  ist  anchTheres.  II  Art56 
§  5-7. 

106)  Die  Theresiana  ist  in  der  Bestrafung  der  Gotteslästerung 
(übereinstimmend  mit  der Ferdinandea  v.  1656,  Leopoldina  v.  1675 
n.  Josephina  v.  1707;  vgl.  Abtlg.  II  S.  64 £f.)  härter  als  die  ältere 
österreichische  Strafgesetzgebung  (z.  B.  die  Tiroler  LGO.  v.  1573). 
8.  Wahlberg.  a.  a.  0.  S.  80,  81. 

107)  Theres.  II  Art.  56  §  1  Abs.  2  rechnet  hieher:  „da  wer 
auf  die  allerreinste  Jungfrau  und  andere  Heilige  Gottes  schmähet, 
ihnen  was  ungebührliches  zueignet  oder  was  denselben  gebOhrt, 
freventlich  abspricht:  ingleichen  da  wer  das  Crnzifix  oder  andere 
heilige  Bildnisse  wissent-  n.  vorsetzlich  zerbricht,  zerschlaget  und  in 
anderweg  boshafft  verunehret  und  solchergestalt  sich  mittelbar  an 
Gott  vergreiffet".  Diesen  Fällen  treten  einerseits  die  noch  leichtem, 
wie  Fluchen  u. Schwören,  andrerseits  die  unmittelbar  gegen  Gott 
gerichteten  Lästerungen  gegenüber.  Vgl.  Wahlberg,  a.  a.  0.  S.  81; 
Rulf,  a.  a.  0.  S.  4. 

108)  Der  Cod.  jur.  Bav.  crim.  I  Cap.  VII  §  Iff.  läfst  nur  für 
die  Gotteslästerung  „mit  Werken"  sofort  die  Schwertstrafe  ein- 
treten, ftlr  Begehung  des  Delikts  „mit  Worten"  dagegen  erst  beim 
dritten  Male.  Feuertod  steht  auf  gotteslästerliches  Vergreifen  an 
der  heiligen  Hostie  (a.  a.  0.  §  2  am  Ende).  In  den  übrigen  Fällen 
treten  aber  leichtere,  zum  Teil  willkürliche  Strafen  ein;  gemeines 
Fluchen  und  Schwören  soll  sogar  überhaupt  „nicht  malefizisch,  sondern 
nur  civiliter"  gestraft  werden  (1.  c.  §  3). 

109)  Theresiana  II  Art.  56  §  9  Nr.  2.  Urteilsformel  ftlr 
Znngenausreifsen  in  Beil.  V,  Formul.,  §  15:  „Der  N  .  .  solle  .  .  (zur 
Bichtstatt  geschleift)  und  ihme  alldorten  .  .  .  die  Zunge  aus  dem 
Bachen  gerissen  (folgends  .  .  .  vom  Leben  zum  Tod  hingerichtet) 
werden".  Über  das  Zungenabschneiden  als  Strafe  der  Gotteslästerung 
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der  „vorsätzlich-wohlbedächtlichen  Gotteslästerung  im  höchsten 
Grad"  "®)  aber  trifft  den  Thäter  in  Kumulation  mit  der  „leben- 
digen Verbrennung"  ebenfalls  die  „Ausreifs-  oder  Abschneidung 
der  Zungen",  falls  er  die  Blasphemie  „mit  Worten"  begangen, 
dagegen  Abhauung  der  Hand,  „sofern  sie  mit  der  That  be- 
Bchehen"*").  Ähnlich  sind  auch  die  Strafvorschriften  der 
Theresiana  über  den  Meineid*'^),  was  sich  leicht  aus  dem  Um- 
stände erklärt,  dafs  auch  dieses  Verbrechen  vom  Gesetzgeber 
als  „eine  Art  von  Gotteslästerung"  aufgefafst  worden.  "*)  Auch 
hier  soll  daher  unter  Umständen  die  regelmäfsige  Strafe  des 
Schwertes  noch  durch  den  Verlust  der  meineidigen  Zunge  oder 


schon  in  den  altem  Österreichischen   (Stadt-  etc.)  Rechten  s.  Wahl- 
berg Ges.  kl.  Schriften  I  S.  81  u.  Anm.  *;  vgl.  Abtlg.  I  S.  258  ff. 

110)  Theresiana  II  Art.  56  §  1:  „Im  ersten  nnd  höchsten  Grad 
(beschiehet  die  Gotteslästerung),  da  Jemand  Gott  den  allmächtigen, 
folglich  die  allerheiligste  Dreifaltigkeit  und  eine  der  drei  gött- 
lichen Personen  unmittelbar  mit  Worten  oder  Thaten  schmählich 
lästert  und  Gott  etwas  zumesset,  so  sich  nicht  gebühret  oder  etwas 
benimmt,  so  ihm  zustehet.'' 

111)  Theresiana  II  Art.  56  §  9  Nr.  1.  Vgl.  Wahl  her  g,  a.a.O. 
S.  81,  82;  Rulf,  a.  a.  0.  S.  4;  v.  Bar,  Handb.  I  S.  156  und 
Bern  er,  Strafgesetzgebg.  S.  14,  wo  auch  Näheres  über  die  bei  er- 
schwerenden Umständen  (a.  a.  0.  §  10)  noch  hinzutretenden  bar- 
barischen Schärfnngen.  Über  die  Übereinstimmung  der  Theres.  mit 
der  Ferdinandea  vgl.  Abtlg.  II  S.  64^  65.  Für  die  leichtesten 
Fälle  der  Gotteslästerung  (1.  c.  §  3  u.  §  9  Nr.  3 ;  vgl.  oben  Anm.  107) 
sollen  nach  d.  Theres-  nur  arbiträre  Strafen  platzgreifen. 

112)  Über  den  Fall  des  falschen  Zeugen-Eides  in  Eriminal- 
sachen  s.  schon  oben  S.  52  Anm.  82.  Im  Übrigen  zu  vgl.  über  die 
systematische  Behandlang  dieses  Delikts  in  der  Theresiana  (II 
Art.  59  §  17),  die  sich  hierin  wesentlich  der  Hals-GO.  von  1707  an- 
schliefst: Wahlberg,  Ges.  kl.  Schriften  I  S.  92ff.  u.  v.  Liszt, 
Meineid  etc.  S.  127  ff. 

113)  Theresiana  II  Art.  59  §  2:  „Der  Meineyd  ist  eine  Art 
von  Gotteslästerung".  Aach  bez.  dieser  Auffassung  folgt  die 
Theresiana  der  Josephina  von  1707.  während  die  Ferdinandea  von 
1656  das  Delikt  noch  unter  den  verschiedenen  Arten  der  Fälschung 
aufgezählt  hatte.  Vgl.  v.  Liszt,  Meineid  etc.  S.  126—128;  Wahl- 
berg, a.  a.  0.  S.  92,  93;  v.  Bar,  Handb.  I  S.  156;  Rulf,  Joseph 
II  S.  4. 
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der  Schwurfinger  (oder  durch  beides  zugleich)  verschärft  werden 
dürfen***).  Milder  erscheint  dem  gegenüber  der  bayerische 
Codex,  welcher  auch  das  Abhauen  der  Schwurfing'^r  wegen 
Meineids  noch  ausdrücklich  für  abgeschafft  erklärt.*") 

Im  Vergleich  mit  den  soeben  betrachteten  Kodifikationen 
Bayerns  und  Österreichs,  in  welchen  gleichsam  „die  peinliche 
Strafgewalt  noch  ihr  Medusenantlitz  zeigt^***)  und  —  nach 
einem  Ausspruche  Feuerbachs*^')  — „die  höchste  Weisheit  in 
der  äufsersten  Härte  und  alle  ihre  Kraft  in  des  Henkers  Arm" 
fand,  verdient  der  strafrechtliche  Teil  des  preussischen 
allgemeinen  Landrechts,  von  dem  Standpunkte  seiner 
Zeit  aus  beurteilt'*®),  als  ein  nicht  unbeträchtlicher  Fortschritt 
bezeichnet  zu  werden"*).  Nach  modernen  Begriffen  erscheint 


114)  Theresiana  II  Art.  59  §  3:  „Die  Straffe  eines  vorsätz- 
lichen Meineyds  ist  Erstlich:  Und  insgemein  das  Seh  ward  und 
kann  solche  Todesstraffe  nach  Schwere  der  Umständen  mit  Aos- 
reissnng  der  Znn  g  oder  Abhauung  der  Schwörfingern  oder  mit  beydem 
zugleich  verschärffet  werden**. 

115)  Cod.  jur.  Bav.  crim.  I  Cap.IX  §  3:  „Die  Straff  der  Finger- 
Abhauong  ...  ist  hiermit  gänzlich  abgeschafff.  Statt  dessen 
soll  platzgreifen :  „poena  infamiae"  and  aufserdem  „nach  richterlicher 
Willkfir"  Strafen  am  Vermögen,  an  der  Freiheit  (Gefängnis,  Landes- 
verweisung) oder  (nach  Gestalt  des  verursachten  Schadens)  auch  „an 
Leib  u.  Leben". 

116)  Streng,  Stadien  etc.  S.  184. 

117)  Feaerbachs  Leben  und  Wirken  etc.  I  S.  212.  Beide  Aus- 
sprüche beziehen  sich  zunächst  nur  aaf  den  Cod.  Bavaricus,  können 
aber  fast  noch  mit  gröfserem  Bechte  wohl  auch  aaf  die  Theresiana 
angewendet  werden. 

118)  Hierauf  legt  mit  Kecht  Nachdruck:  Lichtenberg,  Die 
Strafe  etc.  S.  177;  vgl.  aach  v.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.93;  „Aas 
seiner  Entstehungsz ei  t  heraas  ist  das  landrechtliche  Strafrecht 
zu  würdigen".  Selbst  die  Häufang  der  Todesstrafe  im  Gesetzbach 
konnte  dem  damaligen  Gesetzgeber  als  der  Ausdruck  and  Nieder- 
schlag „einer  menschenfreundlichen  und  sanften  Philosophie"  (Klein) 
erscheinen.    S.  Anlage  2  über  die  Todesstrafe  S.  7.  8. 

119)  S.  u.  A.:  V.  Wächter  in  Rotteck  a.Welcker8  Staats- 
Lexikon  Bd. XII  S.  465;  Derselbe,  Beilagen  S.  143-,  Anlage  2  über 
die  Todesstrafe  S.6;  Hälschner,  Geschichte  8.209ff.;  v.  Holtzen- 
dorf  in  BIH.  I  S.  94;  van  Swinderen,  Esquisse  II  p.  31. 
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freilich  anch  das  Strafensystem  des  Landrechts  noch  überaus 
hart,"*^)  indem  namentlich  mit  der  Todesstrafe  (in  einfacher 
und  qualifizierter  Form)  gradezu  noch  „ein  gewisser  Luxus 
getrieben"  ist/^^)  wobei  das  theoretisch  als  Niederschlag  der 
der  Forderungen  Aufklärungslitteratur*^^)  anerkannte  Streben  des 
Gesetzgebers  nach  einem  gerechten  Verhältnisse  zwischen  Ver- 
brechen und  Strafe,  Schuld  und  Sühne,  "*)  thatsächlich  häufig 
aufser  Acht  gelassen  worden. 


120)  Über  den  thatsächlichen  Ausgleich  der  Härten  des  Gesetz- 
buchs durch  das  richterliche  Ermessen  s.  Mittermaier,  Über  den 
neuesten  Znstand  etc.,  S.  3ff.;  Über  die  spätere,  meistens  Milderungen 
bezweckende,  umfangreiche  Novellen  gesetzgebung  zum  ALR^  welche 
bereits  mit  dem  Jahre  1794  beginnt:  Berner,  Strafgesetzgebung 
§  183  ff.,  S.  213  ff. 

121)  So:  Köstlin  in  Arndts  „Germania«  IIS.  590.  Vgl.  Mitter- 
maier,  Die  Strafgesetzgebung  IS.  9  ff.;  Abegg,  Versuch  S.  186; 
Lichtenberg,  Die  Strafe  S.  176  ff.;  Kr  ohne,  Lehrbuch  der  Gefk. 
S.  139  Anm.  4.  Aufser  den  einfachen  Formen  des  Hängens  und 
£nthauptens  sind  dem  Gesetzbuche  auch  noch  das  Lebendig- 
Terbrennen  und  das  Rädern  (von  unten  od.  oben)  bekannt.  Dazu 
kommen  zahlreiche  Verschärfungen,  wie  Schleifen  zur  Richtstatt, 
Flechten  des  toten  Körpers  auf  das  Rad  u.  s.  w.  Vgl.  auch  oben  S.  36 
Anm  52.  Eine  Übersicht  über  die  sämmtlichen  einzelnen  mit 
dem  Tode  bedrohten  strafbaren  Handlungen  giebt  Anlage  2  über 
die  Todesstrafe  S.  6,  7  und  Anm.  9. 

122)  Vgl.  Abtlg.  II  S.  202ff.,  242  ff.,  247  ff. 

123)  Hälschner,  Geschichte  S.  238:  „Mag  man  die  Strafen 
des  Landrechts  teils  als  zu  hart,  teils  als  zu  gelinde  tadeln, 
so  wird  man  doch  das  Streben,  überall  ein  gerechtes  Verhält- 
hältnis  der  Strafe  und  der  verbrecherischen  Schuld  herzustellen, 
in  vollem  Mafse  anerkennen  müssen".  Als  Beispiele  zu  vgl.  etwa: 
ALR.  II20  §93:  „nach  Verhältnis  seiner  Bos he it*";  §  130:  „nach 
Verhältnis  seiner  Übertretung*';  §  204:  „nach  Beschaffenheit 
des  sich  offenbarenden  Grades  der  Bosheit";  §  387:  „nach  Be- 
schaffenheit seiner  Verschuldung";  §  391:  „nach  Verhältnis  der 
Verschuldung";  §  846:  „nach  Verhältnis  des  bösen  Vor- 
satzes"; §  1308:  „nach  Verhältnis  der  zu  Grunde  liegenden 
bösen  Absicht";  §  1489:  Rücksicht  auf  „den  Grad  der  straf- 
baren Leidenschaft";  §  1509:  „nach  Verhältnis  der  Gröfse 
seiner  Bosheit"  u.  s.w.  —  Ferner:  §  124:  „eine  seinem  Vergehen 
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AIb  Zwecke  der  Strafe  hatte  man  arsprttnglich  im  §  24 
des  EntwnrfB  des  Gesetzbuchs  vom  Jahre  1786"*),  „Vorzüge 
lieh  die  Sicherheit  des  Staates  und  seiner  Einwohner,  zu- 
gleich aber  auch  Besserung  des  Verbrechers"  bezeich- 
net ,  während  eine  Anmerkung  zu  §  82  ebendaselbst  (S.  221  ff.) 
die  „Abschreckung  von  Verbrechen  bei  der  Menge''  in  den 
Vordergrund  stellte.  *")  Diese  Sätze  wurden  zwar  später  m 
den  Text  des  Gesetzbuchs  selbst  nicht  aufgenommen,"*) 
allein  ein  Blick  auf  seine  Vorschriften  genügt,  um  deren  wesent- 
liche Übereinstimmung  mit  dem  im  Entwürfe  aufgestellten 
Ansichten  zu  erkennen.  Es  präyaliert  daher  entschieden 
das   Bestreben    der    Sicherung   (Prävention"'))    und    Ab- 


angem essene...  Strafe";  §1106:  „verhältnismäfBige  Strafe*": 
§  1264:  „eine  (dem  Grade  der  Bosheit)  angemessene  .  .  .  Strafe*" 
XL  a.  m« 

124)  S.  über  denselben:  Hälschner,  Geschichte  S.  191.  Vgl. 
H  ep  p ,  Darstellung.  Einltg.  S.  XXVII.  Zu  beachten  ist  die  Ü  b  e  r  s  c  h r  i  f  t 
für  den  ganzen,  das  Strafrecht  behandelnde  Titel  VIII  (der 
III.  Abtlg.  des  I.Teils)  des  Entwurfs:  ^Von  den  Rechten  und  Pflichten 
des  Staats  zur  Verhütung  und  Bestrafung  der  Verbrechen"  und  das 
Marginale  zu  §§  1—18  (S.  207):  „Allgemeine  Veranstaltung  zur  Ver- 
hütung der  Verbrechen*". 

125)  Vgl.  dazu:  Abegg,  Strafrechtstheorieen  S.  156  Anm.  171; 
Hepp,  Darstellung,  Einltg.  S.  XXVII*,  Heffter,  Lehrbuch  6.  Aufl. 
§  114  S.  94  Anm.  4;  Heinze  in  HH.  I  S.  317;  H.  Meyer,  I^brbuch 
ö.  Aufl.  S.20.  Weniger  bekannt  scheint  eine  Stelle  in  der  Anmerkung 
zu  §  1262  des  Entwurfs  (S.  4B6)  zu  sein,  welche  ebenfalls  Sicherung 
für  den  Staat  und  Abschreckung  anderer*"  als  „die  Hauptzwecke 
aller  Strafe*"  bezeichnet. 

126)  S.  u.  a.:  Abegg,  a.  a.  0.  S.  157  Anm.  171  a.  E.;  Heinze 
in  HH.  I  S.  817.  —  Thatsächlich  scheint  man  sich  auch  später  noch 
über  die  Frage  nach  dem  Zwecke  der  Strafe  nicht  ganz  im  Klaren 
gewesen  zu  sein.  Vgl.  Bekker,  Theorie  des  heutigen  deutseben 
Strafrechts  I  (Leipz.  1859)  S.  69ff.:  „.  .  .  die  nngedruckten 
Materialien  des  ALRs.  ergeben,  (dafs)  die  Juristen,  die  bei  der 
Herstellung  dieses  Gesetzbuchs  herangezogen  wurden,  uneinig 
waren  über  den  Zweck  der  Strafe.  Der  eine  meinte  die  Besserung 
des  Verbrechers,  andere  die  Abschreckung  Dritter,  wieder  andere 
die  Sicherung  des  Staates  .  .  .*". 

127)  Gleich    im    allerersten  Paragraphen    des  ALR.  Teil  II 
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ßchreckung^"),  ohne  dafs  jedoch  daneben  der  Beßseru^ngs- 


Tit.  20  heifst  es,  wohl  im  ÄBschlufs  an  v.  Gl  ob  ig  u.  Hnsters  Ab- 
handlungen (vgl.  Berner,  Strafgesetzgebung  S.  37,  38),  ganz  allge- 
mein :  „Eine  jede  Obrigkeit  und  jeder  Vorgesetzte  im  Volke''  müsse 
„Laster  und  Verbrechen  bei  seinen  Unterthanen  zu  verhüten  ernst- 
lich beflissen  sein".  S.  femer  §  6:  „Vorbeugungsmittel  ge- 
dachter Art";  §  17:  „zur  Verhütung  fernerer  Vergebungen" ;  §  95: 
„zur  Abwendung  künftiger  Gefahren".  Vgl.  etwa  auch  die 
lebenslängliche  Zuchthausstrafe  für  meijui  als  dreimal  rück- 
fällige Diebe  (§  1161),  die  Strafe  der  Orts  Verweisung  u.  a.  m. 
Fuhr,  Strafrechtspflege  S.  25  ff.  Besonders  charakteristisch  aber  sind 
in  dieser  Beziehung  die  zahlreichen,  bei  allen  erheblicheren  Arten 
von  Verbrechen  den  eigentlichen  Strafbestimmungen  voraufgeschickten 
Regeln  über  „Vorbeungsmittel".  So  z.  B.  §§  119ff.,  180 ff.,  (bei 
politischen  Verbrechen),  348 ff.  (bei  Amtsdelikten),  674 ff.  (beim 
Duell),  888 ff.  (bei  Kindsmord).  992  ff.  (delicta  camis),  1231ff.  (Dieb- 
stahl und  Hehlerei),  1538  (Feuersbrünste),  ganz  besonders  aber  §§  692ff. 
(Körperverletzungen) .  Vgl.  A  b  e  g  g ,  Strafrechtstheorieen  S.  1 6 1  ff. ; 
Hälschner,  Geschichte  S.  172,  201  ff.;  Berner,  Strafgesetzgebuag 
§  44,  S.  37,  §§  50—52  S.  41  ff.;  v.  Bar,  Handbuch  I  S.  162  a.  E. 
8.  auch  schon  oben  Anm.  124.  —  In  erster  Linie  anf  den  Sicherung s- 
zweck  bezieht  sich  auch  die  Strafe  der  Deportation,  welche  sich 
zwar  nicht  gesetzlich  im  ALB  anerkannt  findet,  mit  der  man  aber 
seit  Ausgang  des  vorigen  Jahrhunderts  in  Preufsen  Experimente  ge- 
macht Trotzdem  ein  thatsächlich  im  Jahre  1802  in  Folge  Überein- 
kommens mit  Rufsland  stattgehabter  Transport  Gefangener  nach 
Sibirien  nur  von  schlechtem  Erfolge  gewesen  war  (s.  Stolz el, 
Brandenburg-Preussens  Rechts  Verwaltung  etc.  II  S.  346  ff.),  kam  man 
später  im  Jahre  1833  unter  dem  Ministerium  v.  Kamptz  (behufs 
Entleerung  der  überfüllten  Strafanstalten)  nochmals  auf  den  Plan 
zurück,  der  jedoch  ohne  Resultat  blieb,  (Stölzel,  a.  a.  0.  II 
S.357).  VgL  auch  Wagnitz,  Ideen  und  Pläne  zur  Verbesserung  der 
Polizei-  und  Kriminalanstalten,  Halle  1802  II  S.  17,  43;  Lichten- 
berg, Die  Strafe  S.  177;  v.  Holtzendorff  in  HH.  II  S.  496; 
V.  Bar,  Handb.  I  S.  183  Anm.  754;  Fuhr,  Strafrechtspflege  S.  30 
u.  Anm.  1,  2,  woselbst  noch  Angaben  älterer  Litteratur. 

128)  Als  Beispiel  für  den  Abschreckungszweck  sind  bes. 
anzuführen:  ALR.  II,  20  §  47:  Schärfung  der  Todesstrafe  durch 
öffentliche  Ausstellung  des  Leichnams  (später  aufgehoben,  s.  Mathis 
in  der  Jurist.  Monatsschrift  XI,  S.  540),  §  93 :  Androhung  „der  här- 
testen und  schreckhaftesten  Leibes-  und  Lebensstrafe"  für  Hoch- 
verräther; §§  99  u.  103 Exekution  der  verwirkten  Leibesstrafe  in  ef- 
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figie  gegen  flüchtige  oder  gestorbene  Hoch-  bezw.  Landesverräter; 
§  805:  Exekution  am  Leichnam  von  Selbstmördern  (die  sich  der 
Strafe  entziehen  wollten),  „soweit  es  möglich,  anständig  und  zur  Ab- 
schreckung Anderer  dienlich  ist"  (später  aufgehoben  durch  §  550 
der  Kriminalordnung  von  1805-,  vgl.  auch  Reskript  v.  24.  Okt.  1812, 
bei  Mannkopf,  Preufs.  Strafr.  S.  362  flf.).  Auch  im  §  783  heifst  es 
ausdrücklich  „Andern  zur  Warnung*".  —  Mit  BUcksicht  auf  die  ge- 
nannten  Stellen  erklärt  es  sich,  dafs  manche  Schriftsteller  angenom- 
men, das  preufs.  ALB.  habe  lediglich  der  Abschreckungstheorie 
gehuldigt.  S.  darüber  Ab  egg,  Strafrechtstheorieen  S.  156  Anm.  171, 
wo  u.a. mehrere  Abhandlungen  in  Hitzigs  Zeitschrift  (XXXI  S.  224 
u.  XLIV  S.  248)  angeführt  sind.  Von  Neueren  vgl.  z.  ß.  Krohne, 
Lehrbuch  der  Gefängniskunde  S.  138,  nach  welchem  das  ALR.  noch 
„ganz  und  voll  auf  dem  Boden  der  Abschreckung  steht."  A.  M. 
ist  Ab  egg  (a.  a.  0.  S.  15r))  selbst,  der  sich  übrigens  dafür  auch  auf 
die  Milderungen  erst  später  ergangener  Gesetze  beruft  Zu  vgl. 
Derselbe,  Versuch,  S.  186^  Hepp,  Darstellung,  Einltg  S.  XXVIL 
Dafs  jedoch  der  Zweck  der  Abschreckung  (neben  dem  der  Siche- 
rung) überwijegt,  wird  ziemlich  allgemein  zugestanden,  so  unter 
andern  von:  Röstlin  in  Arndt's  „Germania"  I,  S.  697  und  Sy- 
stem I  S.  422;  Bern  er,  Strafgesetzgebung  S.  37,  40,  42  und  Lehr- 
buch, 12.  Aufl.  S.34.  Selbst  Abe gg,  Strafrechtstheorieen  S.  161  räumt 
dies  wenigstens  bezügl.  der  Behandlung  der  Tötungsdelikte  ein. 
129)  Ullmann,  Fortschritte  S.  9:  „Der  Besserungstendenz 
wird  in  dem  .  .  .  preufs.  ALR.  einiger  Einflufs  eingeräumt".  Bei- 
spiele: ALR.  11,  20  §.  63:  „überzeugende  Beweise  einer  gründlichen 
Besserung";  §§  202  u.  220,  wo  von  „Belehrung  eines  Besseren" 
die  Rede  ist;  §  233:  „bis  man  von  seiner  Besserung  überzeugt 
sein  kann";  §  335:  „zur  besseren  Beobachtung  der  Pflichten", 
§336:  „bewirkt  aber  diese  Strafe  keine  Besserung".  Besonders 
gehört  hierher  aber  die  Detention  (in  Besserungsanstalten,  Ar- 
beitshäusern etc.)  auf  unbestimmte  Zeit  bis  zum  Nachweise 
der  Besserung,  resp.  des  ehrlichen  Erwerbs,  welche  das  ALR 
II,  20  §  1160  (bezw.  §§  1023,  1024-,  vgl.  auch  §  5)  und  eine  spätere 
dessen  Vorschriften  noch  ausdehnende  Cirkular- Verordnung  u.  Instruk- 
tionv.  26.  Febr.  1799  (§§  11,  13,  15,  30;  s.  Mannkopf,  a.  a.  0.  S.  2, 
411  ir.;413flf.)u.a.bes.für(zum3.Male)  rückfällige  (gemeine)  Diebe 
undniclit  speziell  unter  polizeilicher Kontrole  stehende  Prostituierte 
„nach  ausgestandener  Strafe"  eintreten  lassen  wollte.  Natürlich 
könnten  für  diese,  auf  Anregung  von  Suarez  zurückzuführende  (vgl. 

Günther,  Ideo  der  Wiedervcrgeltung.  III,  1.  5 
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der  Gesetzgeber  bei  seinen  Strafdrohungen  noch  keineswegs 
ausschliefslichaufden,  allerdings  in  den  Vordergrund  gertickten, 
Nutzen  des  Staats *^*^)  gesehen,  dafs  er  also  auch— modern 


V.  Hippel,  Korrekt.  Nachhaft  S.  8,  9;  Stölzel,  Suarez  S.  245,  301; 
V.  L  i  8  z  t ,  Lehrb.,  6.  Aufl.  S.  238  Anm.  5 ;  F  u  h  r ,  Strafrechtspflege  S.  20 flf., 
28  ff.)  heute  sog.  korrektioneile  Nachhaft  neben  dem  Gedanken 
der  Besserung  auch  die  Zwecke  der  Abschreckung  u.  Sicherung, 
bezw.  Unschädlichmachung  herangezogen  werden,  wie  dies  im  Ein- 
gang der  Verordng.  von  1799  auch  ausdrücklich  geschehen  ist  (vgl. 
V.Hippel,  Korrekt.  Nachhaft  S.16  Anm.  8).  Über  die  ganze  Materie 
8.  noch  Näheres  u.  a.  bei:  v.Arnim,  Bruchstücke  etc.  I,  S.  28  ff.,  31  if., 
74 ff.,  89  ff.,  (der,  nebenbei  bemerkt,  als  Gegner  der  ihm  weder  recht- 
noch  zweckmäfsig  erscheinenden  Einrichtung  auftritt)*,  Grolmann 
in  der  Bibl.  für  die  peinl.  Eechtswiss.  etc.  II,  (1800)  Anh.  C,  Mis- 
cellen  S.  3;  Lichtenberg,  Die  Strafe  etc.  S.  177;  Abegg,  Straf- 
rechtstheorieen  S.161;  Hälschner,  Gem.  deutsch.  Strafr.  I,  S.  628 ff., 
V.Bar,  Handb.  I  §63  S.  183  u.  Anm.  752;  Streng,  Studien  S.  157  ff.; 
Schmölder,  Die  Strafen  des  deutschen  RStGBs.  etc.  S.  13,  44,  45; 
H.  Meyer,  Lehrbuch  4.  Aufl.  S.  433  Anm.  5  a.  E.;  v.  Hippel,  Die 
korrekt.  Nachhaft  S.  7  ff.,  11,  12  ff.  und  Anm.  5;  Sichart  in  HJH. 
II,  S.  878  Anm.  2;  Fuhr,  Strafrechtspflege  etc.  S.  21,  28,  29.  Auch 
in  der  Praxis  der  damaligen  Zeit  finden  sich  wohl  vereinzelte 
Beispiele  gerichtlicher  Verurteilungen  auf  unbestimmte  Zeit  nach 
der  eigentlichen  Strafe  (behufs  Besserung,  bezw.  Unschädlich» 
machung).  So  u.  a.  in  Erkenntnissen  der  Juristen-Fakultät  zu  Halle 
aus  den  Jahren  1796  u.  1799,  welche  Klein  in  seinen  Merkwürdigen 
Rechtssprüchen  der  Hallischen  Juristenfakultät,  Bd.  II  S.  1  ff.,  lY, 
S.  182  ff.  uns  überliefert  hat.  Vgl.  Fuhr,  Strafrechtspflege  §5  S.16  ff., 
auch  V.  Hippel,  a.  a.  0.  S.  13  ff.  —  In  anderm  Zusammenhange  ist 
(in  Abtlg.  in,  2)  auf  diese  Vorläufer  der,  neuerdings  bekanntlich  wieder 
vilefach  befürworteten  „unbestimmten  Verurteilung"  i.  e.  S.  (indetermi- 
nate  sentences  des  engl.- amerikan. Rechts  u.  s.  w.)  nochmals  zurückzu- 
kommen.-— Darüber,  dafs  der  Gesichtspunkt  einer  wirklichen  morali- 
schen Besserung  der  Verbrecher  im  ALR.  noch  sehr  mangelhaft 
ausgebildet  war  s.  schon  v.  Arnim,  Bruchstücke,  l  S.  135  ff.;  vgl. 
Hepp,  Darstellung,  Einltg.  S.  XXVIL 

130)  Abegg  im  GS.  Bd.  XV  (1863)  S.  119:  „Der  Staat  und 
dessen  Wohl  und  Nutzen  in  damaliger  Auffassung  ist  es,  der  zu- 
nächst mit  seinen  Interessen  in  Betracht  kommt  .  .".  Vgl.  etwa  auch 
Köstlin  in  Arndts  „Germania"  I  S.  697;  Bekker,  Theorie  etc.  I 
S.  70. 
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gesprochen  —  nicht  einer  rein  relativen  "^),  sondern  höchstens 
einer  sog.  gemischten  Strafrechtstheorie  gehuldigt**^),  das  be- 
weisen die  zahlreichen  Koncessionen,  welche  thatsächlieh  den 
Gedanken  der  gerechten  Vergeltung  der  Missethat  und  der 
Genugthuung  des  Verletzten  eingeräumt  sind,  während  freilich 
Verzicht  geleistet  ist  auf  jene  Verquickung  der  weltlichen 
Strafgesetze  mit  den  göttlichen  Geboten  und  biblischen 
Vorschriften,  wie  sie  z.  B.  der  Tberesiana  noch  so  geläufig 
war  "*). 


131)Hälschner,  Geschichte  §  24,  S.  207:  Jn  Bezug  auf  den 
Streit,  ob  und  von  welcher  der  verschiedenen  sog.  Strafrechts- 
theorieen  die  Redaktoren  des  Landrechts  sich  haben  leiten  lassen, 
mufs  zuvörderst  vollkommen  anerkannt  werden,  dafs  sie  Überhaupt 
gar  nicht  unter  der  ausschliefslichen  Herrschaft  einer,  am  wenig- 
sten einer  der  sog.  relativen  Strafrechtstheorieen  ge- 
standen haben**. 

132)  Vgl.  die  vorige  Anmkg.  Köstlin,  System  I,  S.  422  bezeich- 
net überhaupt  als  Charakteristikum  der  am  Ende  des  vorigen  und 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  entstandenen  Gesetzbücher  eine  „philo- 
sophische  Halbheit",  indem  man  „bereits  mit  mehr  oder  weniger 
Einseitigkeit  besondere  Zwecke  durch  die  Strafen  erreichen, 
damit  jedoch  gegen  ihre  absolute  Natur  noch  nicht  Front 
machen  wollte".  Insbes. über  das  ALK.  s.  Lichtenberg,  Die  Strafe 
S.  168  Anm.*:  „Das  preufs.  Landrecht,  welches  einem  gemischten 
System  huldigt,  trägt  von  der  dadurch  herbeigeführten  Inkonse- 
quenz häufige  Spuren",  u.ebendas.  S.  173;  „Es  ist  (im  ALR.)  ebenso  wohl 
der  moralischen  Schadenersatz-,  als  der  Wieder vergeltungs-  und 
Abschreckungstheorie  gehuldigt,  und  .  .  .  bei  den  einzelnen  Ver- 
brechen tritt  bald  die  eine,  bald  die  andere  mafsgebend  hervor."  Vgl. 
auch :  A b  e  g  g ,  Strafrechtstheorieen  S.  158, 160  ff. ',  H  e  p  p ,  Darstellung, 
Einltg  S.  XXVIL  Hä Ischner,  Geschichte,  S.207flf.  meint—  gleich 
Abegg,  (Versuch  S.  186  u.  in  den  Jahrb.  der  Jurist.  Litt.  Bd.  XXII 
S.  241  ff.^  dafs  es  vor  Allem  „der  eine,  alle  andern  umfassende 
Zweck,  Gerechtigkeit  zu  üben",  gewesen  sei,  von  welcher  sich 
der  Gesetzgeber  der  ALRs.  unwillkürlich  leiten  liefs",  womit  freilich  die 
Hervorkehrung  des  einen  oder  anderen  besonderen  Zweckes  bei  e  i  n  - 
zelnen  Anordnungen  durchaus  nicht  im  Widerfpruche  stehe.  A.  M. 
zum  Teil  Köstlin,  System  I,  S.  422  Anm.  2. 

133)  Dagegen  wendeten  sich  schon  die  Ansichten  Friedrichs  des 
Grofsen.  Vgl.  v.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  92. 

5* 
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Letzteres  zeigt  sich  unter  anderm  aaeh  in  dem  verhält- 
nismärsig  schwachen  Hervortreten  der  Vorstellung  einer  ma- 
teriellen Talion  bei  der  Androhung  der  Todesstrafe  für  die 
—  mit  grofser  Kasuistik  behandelten  —  Tötungsdelikte  *^*). 
Es  wird  nämlich,  in  Übereinstimmung  mit  der  auf  die  Ca- 
rolina gestützten  gemeinrechtlichen  Praxis  *^*),  dem  Mörder  die 
„Strafe  des  Bades  (von  oben  herab)",  dem  Totschläger  die- 
jem'ge  „des  Schwerts"  in  einer  stilistisch  ganz  kahlen,  un- 
feierlichen Formel  angedroht*^®),  so  dafs  man  dabei  wohl 
mehr  als  an  die  Idee  der  Talion  an  den  Absehreckungszweck 
gedacht  haben  dürfte,  wie  dieser  ja  auch  bei  den  ziemlich 
zahlreichen  Fällen  der  Festsetzung  der  Todesstrafe  für  poli- 
tische Delikte*^')  zweifellos  das  leitende  Motiv  des  Gesetz- 
gebers gewesen  ist'*^). 


134)  S.  über  die  systematische  Behandlung  der  Tötuugs- 
delikte  im  ALR.,  insbes.  auch  über  den  Unterschied  zwischen  Mord 
(ALR.  II,  20  §  826 fif.)  und  Totschlag  (§  800  flf.):  Wachenfeld, 
Mord  und  Totschlag  etc.  S.  140  ff.,  147—149,  148  Anm.  1 ;  vgl.  auch 
Temme,  Die  Lehre  von  der  Tötung  nach  preufs.  Recht.  Leipz.1839, 
passim. 

135)  Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  149. 

136)  Vgl.  §  826  (=  Entw.  §  686):  Der  (dem  Thatbestande  des 
Verbrechens  nach  vorher  näher  definierte)  Mörder  „soll  .  .  .  mit  der 
Strafe  des  Rades  von  oben  herab  belegt  werden**;  §  906  (=:Entw. 
§  674):  Der  Totschläger  „hat  .  .  die  Strafe  des  Schwerts  ver- 
wirkt.** Vgl.  Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  141  u.  Anm.  3.—  Milderung 
der  Todesstrafe  in  Freiheitsstrafen  nach  §  815.  Über  Provokation 
8.  weiter  unten.  —  Qnalificierte  oder  geschärfte  Todesstrafen 
für  erschwerte  Fälle  von  Tötungen  finden  sich  in  den  §§  829,  839  flF., 
849  ff.,  854,  8r>6ff.,  873  ff.,  1191  ff.  (Raubmord).  Für  Kindestötung 
i.  e.  S.  tritt  nur  einfache  Todesstrafe  ein  (s.  §  965  =  Entw. §  720). 
Ober  die  Strafe  des  Mordbrandes  s.  noch  unten.  Zu  vgl.  auch  Anlage 
2  über  die  Todesstrafe  S.  7  Anm.  9;  Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  149. 

137)  Vgl.  §  92  ff.  (Hochverrat)  §  100  ff.  (Landesverrat)  §  197  ff. 
(Majestätsbeleidignng)  u.  a.  m. 

138)  Eine  Rechtfertigung  der  Todesstrafen  hauptsächlich  aus 
dem  Gesichtspunkte  des  Abschreckungszweckes  findet  sich  in 
der  Anmerkg.  zu  §  1262  des  Entwurfs  (S.  435  ff).  —  Über  das 
Hervortreten  des  Abschreckungszwecks  gerade  bei  Behandlung  der 
Tötungsdelikte  im  ALR.  8.  Abegg,  Strafrechtstheorieen  S.  161. 
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Reichlicher  fliefsen  die  Beispiele  fttr  die  Anerkennung  des 
Grundsatzes  der  analogen  Talion"*).  So  ist  derselbe  —  im 
Gegensatze  zum  Codex  Bavaricus  und  der  Theresiana  —  in 
ziemlich  ausgedehntem  Mafse  auch  noch  bei  dem  Delikte  der 
falschen  Anschuldigung""),  Anklage  oder  „Denunciation" 
anerkannt,  während  er  andrerseits  bei  dem  Falle  der  Ver- 
leumdung durch  Pasquill  ***)  —  wofür  ihn  der  Codex  Bavari- 
cus noch  hatte  —  vom  preufsischen  Gesetzgeber  (in  Überein- 
stimmung mit  der  Theresiana)  aufgegeben  worden  ist  "*).,  — 
Im  Einzelnen  bestimmt  der  §  1431  für  den  falschen  Denun- 
cianten  (d.  h.  denjenigen,  der  jemanden  wissentlich  und  ohne 
Grund  eines  Verbrechens  beschuldigt),  dafs  er  „in  der  Regel 
die  Hälfte  der  Strafe  erdulden"  solle,  „welche  den  De- 
nunciaten  getroffen  haben  würde,  wenn  die  Beschuldigung 
wäre  wahr  befunden  worden.'^  Wenn  jedoch  „der  Denunciat 
zufolge  der  falschen  Denunciation  unschuldig  bestraft  worden", 
so  soll  nach  §  1432  den  Thäter  voll  und  ganz  „die- 
jenige Strafe  treffen,  welche  der  Denunciat  schon  wirk- 
lich erlitten  hat",  vorausgesetzt,  dafs  nicht  schon  nach  §  1431 
eine  härtere  Strafe   eintreten  würde.    Besonders  hervorge- 


139)  Vgl.  damit  auch  die  ziemlich  bäaüge  Verwendung  dieses 
Prinzips  in  der  Abhandlung  von  v.  Gl  obig  u.  Huster  (in  unserer 
AbtIg.  ir  S.  260  flf.). 

140)  Dieser  Ausdruck  findet  sich  (neben  ^falscher  Anklage") 
zuerst  im  ALR.,  jedoch  ist  das  Delikt  noch  nicht  als  ein  eige- 
nes mit  selbstständigem  Charakter  anerkannt,  vielmehr  unter  die 
„Beschädigungen  des  Vermögens  durch  strafbaren  Eigennutz  und 
Betrug**  eingereiht.  Vgl.  dazu  Wegele,  Geschichte  der  falsch.  An- 
schuldigung S.  47  und  über  das* Nähere:  Temme,  Handb.  des  preufs. 
Kriminalrechts  Leipzig  1837,  S.  379  ;  Derselbe,  Lehrbuch  des 
preufs. Strafrechts.  Berlin  1853,  S.  766-,  Teichmann  in  Z.  für  Schweiz. 
Recht,  Bd.  XXX  (N.  F.  Bd.  IX),  S.  347  Anm.  1. 

141)  Das  preufs.  ALR.,  welches  im  AUgem.  in  der  Behandlung 
dieses  Delikts  (s.  II,  20,  §  572  ff.,  618  ff.,  627)  dem  römisch -gemeinen 
Rechte  folgt,  unterscheidet  nicht  speziell  zwischen  Schmähschrift 
und  Pasquill.  Näheres  über  den  Thatbestand  bei  Kost lin,  Ab- 
handlangen S.  102. 

142)  Kost  lin,  a.  a.O.  S.  102.  Über  die  Bestrafung  des  Pasquil- 
lanten  bei  v.  Globig  u.  Huster  s.  Abtlg.  II  S.  261  Anm.  729. 
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hoben  wird  endlich  (im  §  1433)  noch  die  falsche  Beschul- 
digung wegen  eines  todeswürdigen  Verbrechens.  Hierbei 
wird  unterschieden,  ob  der  Denuncierte  „im  Arrest  an  einer 
dadurch  veranlafsten  oder  tötlich  gewordenen  Krankheit 
gestorben"  oder  ob  seine  rechtskräftigen i nri ch tu ng erfolgt 
ist.  Im  erstem  Falle  soll  „der  falsche  Denunciant  (nur)  lebens- 
wierige"  (sc. Freiheitsstrafe),  im  letztern  „aber  eine  gleiche 
Todesstrafe  verwirkt"  haben*"). 

Geringere  Zugeständnisse  an  den  Talionsgedanken  finden 
sich  bei  der  Bestrafung  des  eidlich  beschworenen  falschen 
Zeugnisses  in  Kriminalsachen,  insofern  hier  bei  dem  schwer- 
sten (im  §  1413  erwähnten)  Fall,  dafs  ,,Me  hrere  ein  falsches 
Zeugnis  unter  sich  verabreden"  und  „dadurch  (d.  h.  in 
Folgeder  Exekution  eines  auf  das  falsche  Zeugnis  gegründeten 
Todesurteils)  ein  Mensch  ums  Leben  gekommen  ist",  die  quali- 
fioierte  Todesstrafe  des  Rades  (von  unten)  „an  dem  Urheber 
vollzogen  werden"  soll.  Damit  ist  der  Sache  nach  allerdings 
die  analoge  Wiedervergeltung  sanktioniert,  obgleich  dies 
aus  der  Wortfassung  weniger  deutlich  hervorgeht.  Für  die 
im  §  1412  erwähnten  leichtem  Fälle  "*)  könnte  man  dagegen 
höchstens  auf  eine  stillschweigende  Anerkennung  des  Talions- 
prinzips schliefsen  ***). 

In  derselben  Richtung  wie  die  vorstehend  erwähnten  Vor- 


143)  Vgl.  noch  §1434:  „Ist  der  Angeklagte,  gegen  welchen  Todes- 
oder lebenswierige  Festungs-  oder  Zuchthausstrafe  erkannt  worden, 
noch  am  Leben,  so  hat  der  Denunciant  zehnjährige  bis  lebenswie- 
rige Festungs-  oder  Zuchthausstrafe  verwirkt."  —  Zu  der  ganzen 
Materie  s.  noch:  Köstlin,  Abhandlgn.,  S. 43;  S.Mayer,  Geschichte 
der  Strafrechte  S.  388  Anm.  30-,  Hess,  Falsche  Anschuldigung  S. 5; 
Wegele,  a.  a.  0.  S.  47. 

144)  §  1412  (=  Entw.  §1133):  „Wer  in  einer  Criminalsache  durch 
ein  falsches  eidliches  Zeugnis  dazu  beigetragen  hat,  dafs  ein  Un- 
schuldiger gestraft  worden  .  .  .,  gegen  den  wird  die  ordinäre 
Strafe  des  Meineids  (§  1455£f.)  verhältnismäfsig,  allenfalls 
bis  zur  Todesstrafe  geschärft.** 

145)  So  meint  Goltdammer,  Materialien  II  S.  243,  auch  in 
§  1412  sei  das  Prinzip  der  Talion  anerkannt. 
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Schriften  bewegen  sich  anch  die  Bestimmungen,  dafs  „ein  Rich- 
ter, welcher  Criminalstrafen  ohne  vorgängiges  Erkenntnis  der 
Behörden  zur  Vollziehung  bringt''  und  dadurch  den  Tod  eines 
Unschuldigen  bewirkt  hat,  „nach  Beschaffenheit  seiner  Ver- 
schuldung" wie  ein  Totschläger  oder  Mörder  bestraft  werden 
soll"*),  sowie,  dafs  „Polizeibediente,  welche  die  Übertretung 
der  Polizeigesetze  wissentlich  dulden  und  nicht  zur  gehörigen 
Ahndung  anzeigen,  mit  eben  der  Strafe,  welche  der  Über- 
treter verwirkt  hätte,  belegt  (und  im  Wiederholungsfalle  cas- 
siert)  werden"  sollen**').  Bei  der  Befreiung  von  Gefangenen 
ist  zwar  das  —  vom  Entwürfe  noch  in  stärkerem  Umfange 
beobachtete  —  Prinzip  der  analogen  Talion  als  Regel  besei- 
tigt, doch  schimmert  dabei  ein  gewisser  Anklang  an  dasselbe 
noch  in  den  Vorschriften  durchs  dafs  bei  gewaltsamer  Aus- 
führung des  Delikts  u.  a.  auch  die  Schwere  des  von  dem 
Befreiten  begangenen  Verbrechens  bei  Ausmessung  der 

146)  Vgl.  §§  386,  387.  FUr  andere  Fälle  eigenmächtiger  Be- 
strafung Unschuldiger  soll  der  Richter  (nach  §  386)  nur  seines 
Amtes  entsetzt  und  „mit  einer  (mit  der  Strafe  des  Unschuldigen)  im 
Verhältnis  stehenden  Festungs-  oder  Zuchthausstrafe  belegt  wer- 
den**. Vgl.  Oppenheim,  Die  Rechtsbeugungsverbrechen  S.  116.  — 
Viel  allgemeiner  hatte  noch  der  Entwurf  das  Talionsprinzip  hier 
verwendet,  indem  er  in  §  349  schlechthin  bestimmte:  »Ein  Richter, 
weicher  einen  Unschuldigen  ohne  Urtel  und  Recht  Criminalstrafen  zu- 
fügt, hat  eben  die  Strafe  verwtirkt,  die  er  gegen  den  Unschul- 
digen vollstreckt  hat".  Über  den  etwaigen  Einflufs  des  römi- 
schen Rechts  (1.  7  §  3  D.  de  leg.  Jul.  repetund.  48,  11)  auf  diese 
Bestimmungen  s.  Chauveau  et  H61ie-Faustin,  Theorie  du  code 
pönal,  T.  II  p.  182. 

147)  §  458  (=  Entw.  §  404  mit  wesentlich  gleicher  Fassung.)  Ver- 
wandte Fälle  sind  auch  in  §§  342  und  346  (Entw.  §§  310,  314)  ent- 
halten. —  Ober  die  Behandlung  der  Begünstigung  im  ALR.  siehe 
Gretener,  Begünstigung  und  Hehlerei  S. 44ff.  Für  denjenigen,  wel- 
cher gewerbsmäfsig  Verbrechen  und  deren  unrechtmäfsigen  Ge- 
winn verheimlicht,  soll  nach  §  84  die  gleiche  Strafe  wie  die  des 
Hauptverbrechers  eintreten.  Blofse  Rücksichtnahme  auf  die  Strafe 
des  Hauptthäters  findet  sich  in  §  83;  detaillierte  Vorschriften  über 
die  Diebshehlerei  unter  Vermischung  polizeilicher  und  strafrecht- 
licher Gesichtspimkte  enthalten  §§  1218—1248.  S.  Gretener,  a.  a.  0. 
S.  45. 
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Strafe  in  concreto  berücksichtigt  werden,  bei  Befreiung  von 
des  Todes  würdigen  Hoch- und  Landesverrätern  erster  Klasse 
aber  die  Todesstrafe  durch  das  Schwert  verwirkt  sein  soll"®). 


148)  Vgl.  ALR.  II,  20  §  160  b  (=  Entw.  §174):  „Erbrechung  der 
Gefangnisse.  —  Wer  gefänglich  eingezogene  Personen  der  Obrigkeit 
mit  List  entzieht  oder  ihnen  zur  Flucht  beförderlich  ist,  soll  mit 
einem  vierwöchentlichen  bis  sechswöchentlichen  Gefängnisse  bestraft 
werden**  (Entw. a.a.O.:  „...den  trifft  verhältnismäfsige Gefäng- 
nis- oder  Geldstrafe").  §  161:  „Wer  einen  Gefangenen  mit  Gewalt 
in  Freiheit  setzt,  hat  nach  Verhältnis  der  Schwere  des  von  dem 
Entledigten  begangenen  Verbrechens  und  der  angewendeten 
Gewalt  (aufser  der  wegen  des  angerichteten  Schadens  verdienten 
Ahndung)  eine  1— 6  jährige  Zuchthausstrafe  verwirkt.**  Der  hiermit  im 
Wesentlichen  gleichlautende  §  175  des  Entwurfs  hob  gleich  schon  hier 
bes.  hervor,  dafs  wenn  der  befreite  Gefangene  ein  Hochverräter 
der  ersten  oder  zweiten  Klasse  gewesen,  derThäter  „gleich  dem 
Haupt  Verbrecher,  den  Tod"  erleiden  solle.  Diese  Vorschrift  findet 
sich  im  ALR.  selbst  erst  im  §  163  wieder,  doch  ist  hier  ausdrücklich 
nur  von  der  Strafe  des  Schwerts  die  Rede,  während  für  die  ge- 
nannten Arten  politischer  Delikte  (Hoch-  u.  Landesverrat  I.  Klasse) 
nach  ALR.  II,  20  §§  93  u.  102  die  quäl ifi eierte  Todesstrafe  des 
Rade  ms  von  unten  festgesetzt,  der  Talionsgedanke  in  seiner 
schroffsten  Form  demnach  nicht  mehr  durchgeführt  ist.  Der 
Entwurf  hatte  endlich  noch  in  einem  besonderen  §  176  be- 
stimmt, dafs,  wenn  der  befreite  Verbrecher  „selbst  nur  einer  min- 
deren (als  der  in  §  175  genannten)  Strafe  (d.  h.  4— 6 jähriger 
Festungs-  oder  Zuchthausstrafe)  schuldig  gewesen",  auch  „der  ge- 
waltthätige  Befreier  .  .  nur  mit  dieser  minderen  Strafe  belegt 
werden"  solle.  —  Auch  bei  dem  Gegenstück  zur  Gefangenenbefreiung, 
der  Freiheitsberaubung,  liefs  der  Entwurf  §  866  noch  in  der 
Strafdrohung  der  Vergeltungsidee  hervortreten,  indem  er  be- 
stimmte, dafs,  wer  die  persönliche  Freiheit  eines  andern  beein- 
trächtigt, „mit  Verlust  seiner  eigenen  Freiheit  (und  nach  be- 
wandten Umständen  noch  schärfer)  bestraft  werden"  solle.  Im  Land- 
recht selbst  ist  diese  Fassung  dagegen  beseitigt  und  auch  auf  die 
Dauer  der  Freiheitsentziehung  für  die  Höhe  der  Strafe  nur 
noch  ziemlich  geringe  Rücksicht  genommen.  Vgl.  Abschn.  13,  §§  1077, 
1078  (Erhöhung  der  regelmäfsigen  Strafe  bei  Dauer  über  3  Tage) 
§§  1079—1081.  Deutlicher  zeigt  sich  eine  solche  Rücksicht  beim 
Menschenraub  in  den  §§  1089,  1090:  Strafe  (3— 10  Jahre  Festung) 
„nach  Verhältnis  der  Zeit,  während  welcher  der  Andere  seiner 
Freiheit  beraubt  gewesen.** 
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Das  Leben  des  Brandstifters  gerade  dnrch  das  bei  seiner 
That  entfesselte  Element  des  Feuers  zn  vernichten,  erscheint 
auch  dem  preufsischen  Landrechte  noch  ohne  Bedenken  als 
eine  gerechte  Strafe,  welche  sich  daher  denn  auch  in  einem 
auffällig  weiten  Umfange,  bei  dem  sog.  „Mordbrande"  sogar 
„ohne  Rücksicht  auf  den  Erfolg''  der  That  angedroht  fin- 
det **•).  Noch  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  waren  preufsische 


149)  ALR.  II,  20  §  1512  (=  Entw.  §  1209):  „Wer  eine  (für 
Menschenleben,  ganze  Städte,  Flecken  Dörfer,  bei  einander  liegende 
Wohngebäude  oder  Schiffe)  gefährliche,  vorsätzliche  Feuersbnmst  in 
der  Absicht,  unter  Begünstigung  derselben  Mord ,  Raub  oder  ein 
anderes  Verbrechen,  worauf  Todesstrafe  steht,  zu  begehen,  ver- 
anlafst  hat,  der  soll  ohne  Rücksicht  auf  den  Erfolg  als  ein 
Mordbrenner  mit  der  Strafe  des  Feuers  belegt  werden".  Der 
§  1513  (Entw.  §  1210)  schärft  diese  Strafe  noch  ^ nach  Verhältnis  der 
begangenen  Grausamkeiten'',  wenn  dabei  wirklich  Menschen  ums 
Leben  gekommen  sind.  Nach  §  1514  (Entw.  §  1211)  soll  der  Thäter, 
auch  wenn  er  die  in  §  1512  erwähnte  mordbrennerische  Absicht  nicht 
gehabt  hätte,  und  sonst  Grausamkeiten  nicht  begangen  sind,  doch  „die 
Strafe  des  Feuers  verwirkt**  haben,  wenn  „die  Feuerbrunst  an 
einem  bewohnten  Orte  und  zu  einer  Zeit  angelegt  worden,  da  die  Ein- 
wohner gewöhnlich  schon  im  Schlafe  liegen,  . . .  wofern  Menschen  in 
einem  solchen  Brande  oder  bei  Gelegenheit  desselben  ihr  Leben  ver- 
loren oder  einen  bleibenden  Nachteil  an  ihrer  Gesundheit  erlitten 
haben**.  Sodann  verordnet  §  1515,  dafs  wenn  bei  einem  zur  Nacht- 
zeit angelegten  Brande  auch  weder  die  mordbrennerische  Absicht 
vorhanden  gewesen,  noch  ein  Mensch  an  Leben  oder  Gesundheit  be- 
schädigt worden,  „gleichwohl  aber  durch  Einäscherung  von  Häusern 
oder  Gebäuden  ein  Schaden  von  5C0  Thalern  und  mehr  verursacht 
worden",  die  „Strafe  des  Schwerts  nebst  (nachheriger)  Verbren- 
nung desKörpers"  stattfinden  soll.  Ebenso  schliefslich nach  §  1516 
fUr  Brandstiftung  am  Tage  mit  dem  im  §  1514  angeflihrten,  wenn- 
gleich nicht  beabsichtigten  Erfolge.  Durch  Eabinets-Ordre  vom 
13.  März  1830  wurde  der  Fall  des  §  1515  beseitigt.  Vgl.  Anlage  2 
über  die  Todesstrafe,  S.  7  Anm.  9 ;  (s.  auch  schon  die  Kab.-Ordre  vom 
31.  Mai  1806,  Mannkopf  a.  a.  0.  S.  516).  Endlich  ist  im  ALR.  11, 
20  §  109  der  Feuertod  auch  noch  fUr  einen  speziellen  Fall  des 
Landesverrats  angedroht,  welcher  durch  Brandstiftung  als 
Mittel  der  Begehung  charakterisiert  ist.  Damach  soll  wer  in  landes- 
verräterischer Absicht  zur  Begünstigung  des  Feindes  „Städte,  Dörfer, 
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Gerichte  gezwungen,  auf  Grund  der  landreehtlichen  Bestim- 
mungen, wenigstens  nominell  auf  den  Feuertod  fttr  Brandstif- 
tung zu  erkennen* 5®). 

Noch  stark  an  die  symbolischen  Ehrenstrafen  des  Mittel- 
alters erinnert  die  eigenartige,  auf  Demütigung  des  Thäters 
einerseits,  auf  Genugthuung  des  Beleidigten  andrerseits  be- 
rechnete Behandlung,  welche  das  Landrecht  fär  beleidigende 
Schmähschriften  oder  Pasquille  ^*^)  noch  aufser  der  eigent- 
lichen Hauptstrafe  anordnet.  Der  Gerichtsdiener  soll  dieinjuri- 
ierenden  Schriftstücke  nämlich  ^in  Gegenwart  des  Verfassers 
und  dreier  von  dem  Beleidigten  gewählten  Zeugen  vor  dem 
versammelten  Gericht  zerre issen  und  mit  Ftifsen  tre- 
ten"*"), während  sie  bei  Anonymität  des  Thäters  eventuell, 
d.  h.  auf  Verlangen  des  Beleidigten,  „durch  den  Henker  auf 
öffentlichem  Platze  verbrannt  werden"  "*). 

Als  demütigende  und  auf  Genugthuung  des  Verletzten 
berechnete*")  Strafen  erscheinen  auch  der  bei  Injurien  all- 
gemein vorgeschriebene  gerichtliche  Verweis*"),  der  unter 


Vorratshäuser  uod  offene  Magazine  in  Brand  steckt,  .  .  .  durch  das 
Feuer  vom  Leben  ziun  Tod  gebracht  werden".  Vgl. v.  Bar,  Handb. 
I,  S.  162  Anm.  664  a.  E. 

150)  Vgl.  V.  Arnim,  Bruchstücke  I  S.  54;  über  einen  Bres- 
lauer Fall  vom  Jahre  1824,  wo  die  Strafe  im  Gnadenwege  in  zwanzig- 
jähriges Zuchthaus  umgewandelt  wurde:  .Hitzigs  Zeitschr.  XVIII 
S. 255;  Osenbrttggen,  Die  Brandstiftung  S.  23. 

151)  Über  diesen  Begriff  nach  dem  ALR.  s.  oben  S.  69  Anm.  141. 

152)  ALB.  II,  20,  §  620.  Ebenso  auch  schon  Entw.  §  504. 

153)  §  621  (=  Entw.  §  505).  Während  man  bei  dem,  ja  auch  in 
der  gemeinrechtl. Praxis  Üblichen  Verbrennen  der  Schmähschrift  bei 
Unbekanntschaft  des  Verfassers  (vgl.  unsere  Abtlg.  II  S.  30  Anm.  91) 
event  auch  an  eine  blofse,  möglichst  sichere  Konfiskation  derselben 
denken  könnte,  läfst  die  in  §  620  geschilderte  Ceremonie  zweifelsohne 
die  hier  geradezu  an  Rache  erinnernde  Vergeltungsidee  erkennen. 
Vgl.  noch  Köstlin,  Abhandlgn.  S.  102  Anm.  7. 

154)  Vgl.  §  584  (ff.):  Von  der  Privatgenugthung:  ,Wer  die 
Ehre  eines  Andern  gekränkt  hat,  ist  demselben  Genugthuung  zu 
leisten  schuldig''. 

155)  §  595  (Entw.  §  482):  „Wer  die  Ehre  eines  Andern  vorsätz- 
lich ange^ffen  hat,  den  soll  sein  verübter  Unfug  vom  Richter   in 
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Umständen  sogar  vom  Beleidiger  knieend  zu  empfangen 
ist"*),  die  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen  angeordnete 
Ehrenerklärung  "')  und  die  gerichtliche  Ausfertigung,  bezw. 
öffentliche  Bekanntmachung  des  Urteils  auf  Kosten  des 
Injurianten"*),  wogegen  der  gemeinrechtliche  Widerruf  vom 


Gegenwart  desBeleidigten  oder  dessen  Bevollmächtigten  feier- 
lich und  nachdrücklich  verwiesen  .  .  .  werden^  §  596  (Entw. 
§  483):  „Ist  die  Beleidigung  öffentlich  verttbt,  so  mufs  die  Ver- 
handlung bei  offenen  Thflren  der  Gerichtsstube  erfolgen."  Über 
event.  öffentliche  Bekanntmachung  des  Verweises  siehe  unten 
Anm.  158. 

156)  §  598  (Entw.  §  485) :  „Unterthanen,  Dienstboten,  Kinder, 
Lehrlinge  und  Untergebene  müssen  wegen  der  ihren  Vorgesetzten 
zugefügten  Beleidigungen  nach  Bewandtnis  und  Schwere  der  Um- 
stände den  richterlichen  Verweis  knieend  empfangen".  Vgl.  Bern  er, 
Strafgesetzgebg.  §  52  S.  42. 

157)  S.  §  586  (Entw.  §  474):  '„Wer  der  Absicht  der  Ehren- 
kränknng  nicht  überführt  ist,  aber  doch  Anlafs  gegeben  hat,  eine 
dergleichen  boshafte  Absicht  bei  ihm  vorauszusetzen,  ist  schul- 
dig, diesen  Verdacht  durch  eine  deutliche  und  förmliche  Erklärung 
zu  heben".  Vgl.  §  587  ff.  Von  Personen  höheren  Standes  gegen  Nie- 
dere können  (nach  §  589)  die  Ehrenerklärungen  schriftlich  ab- 
gegeben werden,  bei  gleichem  Stande  der  Personen  geschehen  sie 
sonst  „mündlich  in  Gegenwart  zweier  oder  dreier  von  dem 
Kläger  dazu  ausgewählter  Personen"  (§590).  Bei  Öffentlich- 
keit des  Vorfalls  sowie  bei  Begehung  von  „Personen  nie  dem  Stan- 
des" gegen  Höhere  ist  die  Ehrenerklärung  (auf  deren  Erfordern)  ge- 
richtlich zu  leisten  (§§  591,  592).  Vgl.  auch  zum  Teil  noch  die 
Citate  in  der  folgenden  Anmkg. 

158)  §  595  (Entw.  §  482):  „,  .  .  es  soll  die  Ehre  des  Beleidigten 
für  ungekränkt  öffentlich  erklärt  und  demselben  über  die  Ver- 
handlung auf  Kosten  des  Beleidigers  eine  gerichtliche  Aus- 
fertigung ertheilt  werden".  §  599  (Ent.  486):  „Bei  Injurien,  die 
durch  Pasquill  zugefügt  werden,  mufs  der  richterliche  Verweis 
auf  Verlangen  desBeleidigten  und  auf  Kosten  des  Beleidigers  öffent- 
lich bekannt  gemacht  werden".  Über  ev.  Bekanntmachung  der 
Abbitte  s.  unten  Anm.  160.  Beim  Tode  des  Beleidigers  vor  ge- 
leisteter Priyatgenugthuung  mufs  nach  §  603  die  Ehre  des  Beleidigten 
durch  den  Bichter  für  ungekränkt  erklärt  und  dieses  nach  Be- 
schaffenheit der  Umstände  auf  Kosten  des  Nachlasses  des  Beleidigers 
öffentlich  bekannt  gemacht  werden.  —  Auch  bei  andern  Delikten 
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Landrecht  verworfen  *5»)  und  die  (den  Verweis  ausfchliefsende) 
Abbitte  nur  als  freiwilliges  Sühnungsmittel  zugelassen  ist.  ^"^) 
Die  Behandlung  der  Injurien  im  preussiscben  ALR.  ist  übrigens 
auch  noch  in  anderer  Beziehung  für  unser  Thema  von  Be- 
deutung. Während  nämlich  das  Gesetz  die  Selbsthülfe 
sowohl  im  Allgemeinen*®^)  als  auch  speziell  in  der  Form  eigen- 
kommt übrigens  die  öffentliche  Bekanntmachung  der  Urteile  im  ALR. 
vor.  Dafs  es  dabei  hauptsächlich  auf  Genug thuung  des  Verletzten 
abgesehen,  zeigt  recht  deutlich  z.  B.  §  1440  (Betrug  durch  Benutzung 
eines  fremden  Familiennamens  und  Wappens),  wo  ausdrücklich  von  der 
öffentlichen  Bekanntmachung  der  Strafe  „zur  Genugthuung  fUr  die 
beleidigte  Familie''  die  Bede  ist. 

159)  Vgl.  §§  538  ff.,  584  ff. 

160)  §  600  (Entw.  §  487):  „Wenn  der  Beleidigte  zu  einer  frei- 
willigen Abbitte  bereit  ist  (und  sich  die  darüber  zu  erteilende 
Ausfertigung  gefallen  läfst),  so  bedarf  es  keines  richterlichen 
Verweises".  Über  die  Formen  der  Leistung  der  Abbitte  s.  noch 
Näheres  in  §§  601,  602  (Entw.  §§  488,  489).  Bei  Beleidigung  durch 
Pasquill  (§  591)  ist  dem  Beleidigten  gestattet,  ^dafs  er  die  ge- 
leistete Abbitte  auf  gleiche  Art,  wie  wegen  des  richterlichen  Ver- 
weises verordnet  ist,  bekannt  mache."  (§  602).  —  Über  das  Vor- 
kommen der  Abbitte  bei  der  Gotteslästerung,  welche  hier  „der 
Gemeinde  in  der  Peraon  .  .  .  ihrer  Vorsteher  .  .  .  wegen  des  ge- 
gebenen Ärgernisse"  zu  leisten  ist,  s.  §  219,  —  Zu  vgl.  über  die  in 
Anm.  156 ff.  besprochenen  Falle  der  Privatgenug thuung  bei  Be- 
leidigungen im  ALR.  überhaupt  noch :  Weber,  Injurien  und  Schmäh- 
schriften Abtlg.  II  S.  15  u.  Anm.  17;  Köstlin,  Abhandlungen  S.  77 
und  die  das.  Anm. 2  citierten  Schriftsteller^  Freudenstein,  System 
des  Hechts  der  Ehrenkränkungen  S.  140  Anm.  3.  —  Schon  im  Jahre 
1811  wurden  übrigens  in Preussen  durch  eine  Kab.-Ordre  v.  1.  Febr. 
(vgl.  Mannkopf,  a.  a.  0.  S.  289)  alle  Arten  der  Privatgenug- 
thuung  für  Injurien  im  e.  S.  abgeschafft,  weil  die  gegen  den  Be- 
leidiger erkannte  (öffentliche)  Strafe  „für  den  Beleidigten  eine  hin- 
längliche Genugthuung"  sei.  Beibehalten  wurden  aber  auch  jetzt 
noch  die  Ausfertigung  der  ürteilsformel  auf  Verlangen  des  Beleidigten 
auf  Kosten  des  Beleidigers  und  bei  Injurien  in  Foim  des  Pasquills 
die  öffentliche  Bekanntmachung  der  erkannten  Strafe.  —  Vgl.  Köst- 
]  in,  Abhandlungen S. 78;  Beling,  Die geschichtl. Entwicklung d.Betor- 
sion  u.  Kompensation  von  Beleidigungen  u.  Körperverletzungen  S.  185. 

161)  Vgl.  §§157— 159  (Entw. §172  ff.)  („Unerlaubte  Selbsthtilfe«)u.  da- 
zu Mittermaier  zu  Feuerbachs  Lehrb.  14.  Aufl.  §  186, 8.320  Notell-, 
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mächtiger  Genugthuung  für  erlittene  Ehrenkränkuugen  für 
verboten  erklärt**^),  sind  doch  wieder  gewifse  Außnahmen 
von  dicBem  Grundsätze  zugelassen  durch  die  Kegeln  über  die 
Ketorsion  (alsbaldige  Erwiderung)  resp.  Kompensation  bei 
Beleidigungen.  Es  soll  nämlich,  „wenn  Injurien ,  die  noch 
nicht  erloschen  waren,  erwidert"  worden  sind,  zunächst  nach 


V.  Bar,  Handb.  I  S.  162  Anm.  665;   Hr.  BUcking,   Über  die  straf- 
rechtliche Bedeutung  der  Selbsthilfe  S.  2. 

162)  §  666  (Entw.  §  536):  „Überhaupt  darf  Niemand  sich  für 
yenneintlich  erlittene  Beleidigungen  eigenmächtig  Genug- 
thuung verschaffen**.  Der  Entw.  §  537  hatte  noch  den  ausdrück- 
lichen Zusatz  gehabt,  dafs  ,,auch  Personen  vom  Adel  und  Militär- 
stande .  .  zur  Selbstrache  nicht  befugt**  seien.  Nach  Beling, 
Retorsion  und  Kompensation  etc.  S.  179  liegt  hierin  die  Ablehnung  einer 
(der  gemeinrechtlichen  Doktrin  noch  geläufigen)  Berechtigung  des 
Beleidigten  zur  Retorsion  (jus.  retorquendi  in  e.  S.)  Unmittelbar  an  die 
Vorschrift  des  §  666  reiht  das  ALR.  sodann  die  sehr  ausführlichen 
Strafbestimmungen  über  das,  ebenfalls  als  eigenmächtige  Selbsthilfe 
für  Beleidigungen  aufgefasste,  Duell  (§667— 690).  Vgl.  v.  Liszt, 
Lehrb.  6.  Aufl.  S.  301  und  Näheres  bei  Levi,  Lehre  vom  Zweikampf- 
verbrechen S.  36—40.  —  Die  dem  ALR.  unbekannte  Privatrache  des 
beleidigten  Ehemanns  bei  Ertappung  der  Ehebrecher  in  flagranti 
war  schon  in  den  ersten  Vorarbeiten  unter  Cocceji  im  Jahre  1754 
ausdrUckllich  für  unerlaubt  erklärt  worden.  S.  Stölzel,  Branden- 
burg-Preussens  Rechts  Verwaltung  II  S.  229  Anm.  2.  —  Im  Gegensatze 
zur  österi-eich.  Theresiana  (s.  oben  S.  49  Anm.  73)  ist  femer  über- 
haupt der  Provokation  bei  Tötungen  fast  gar  kein  strafmildern- 
der Einfiufs  eingeräumt,  was  mit  der  Ausbildung  der  Dolus-Lehre  zu- 
sammenhängt. Vgl.  Wachenfeld,  Mord  u.  Totschlag  S.  149:  „Es 
ist  nicht  nur  der  Fall,  wo  Jemand  einen  andren  im  Z  o  rne  tOtet,  sondern 
selbst  der  unberücksichtigt  geblieben,  wo  jemand  nach  einer  vom 
Getöteten  erlittenen  schweren  Mi  fs band lung  zurThat  hingerissen 
wird".  Über  Provokation  bei  Mi fshandlungen  (Realinjurien)  bestimmen 
§  635  flf:  „Hat  der  Gemifshandelte  seinen  Gegner  durch  grobe  Verbal- 
injurien zu  der  Beleidigung  (d.  h.  hier  Realinjurien,  insbes.  Durch- 
prügeln V.  S.  eines  Adligen)  gereizt,  so  hebt  dies  zwar  die  Strafe 
des  letzteren  nicht  auf".  (§  636).  „Doch  soll  auch  der,  welcher  dem 
andern  zu  dergleichen  Mi  fshandlungen  gereizt  hat,  nach  den  Vor- 
schriften des  Gesetzes  bestraft  werden".  Über  die  Retorsion  von 
Beleidigungen  i.  e.  S.  s.  das  Nähere  im  Text. 
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§  661  (=  Entw.  §  532)  keine  der  Parteien  einen  Anspruch 
auf  Privatgenugthuung  haben,  es  sei  denn,  dafs  es  sich 
bei  dem  ersten  Beleidiger  um  eine  Realinjurie,  bei  dem  Retor- 
quenten  dagegen  nur  um  „blofse  Verbal-  oder  symbolische 
Injurien"  gehandelt  habe.^®^)  Die  eigentliche  öffentliche 
Strafe  kann  zwar  ferner  —  in  Übereinstimmung  mit  den  all- 
gemeinen Prinzipien  —  auch  bei  gegenseitigen  Beleidigungen 
niemals  völlig  aufgehoben  werden  (§  663,  Entw.  § 533) *«*), 
jedoch  soll  immerhin  bei  sofortigere®^)  Erwiderung  für 
den  gereizten  Retorquenten  „eine  Minderung  der  an  sich 
nach  den  Gesetzen  verwirkten  Strafe  stattfinden"  (§  6(34,  Entw. 
§  534),  wogegen  bei  Verlauf  eines  längeren  Zwischenraums 
zwischen  den  beiden  Injurien  diese  Vergünstigung  wiederum 
entfällt.  (§  665,  Entw.  §  535)."«) 


163)  In  diesem  Fall  soll  nach  §  662  das  Recht  (des  Retorquenten) 
Privatgenugthuung  zu  fordern,  nicht  verloren  gehen;  vgl.  Beling, 
a.  a.  0.  S.  200.  In  der  Bsehränkung  der  Retorsion  auf  wörtliche 
oder  symbolische  Injurien)  stimmt  dasALR.  mit  der  gemeinrecht- 
lichen Lehre  und  den  meisten  (auch  noch  spätem)  Gesetzbilcheni 
Uberein.  Beling,  a.  a.  0.  S.  192  u.  Anm.  1. 

164)  Auch  die  strenge  Scheidung  zwischen  Privatanspruch 
auf  Genugthuung  und  öffentlicher  Kriminal-Strafe  bei  der 
Kompensation  der  Injurien  hat  das  ALR.  im  Wesentlichen  mit  der 
altem  Gesetzgebung  und  der  gemeinrechtlichen  Lehre  überhaupt 
gemein.  Es  kennt  daher  nur  eine  Kompensation  der  Privatgenug- 
thuung, noch  nicht  völlige  Aufhebung  der  Kriminals  trafen  gegen 
einander,  sondern  statt  dessen  nur  Strafmilderung  für  den  im 
Affekte  handelnden  Retorquenten.  Vgl.  S  te  ini  tz ,  Die  sog.  Kompen- 
sation etc.  S.  6,  7  u.  Anm.  I5  Beling,  Retorsion  u.  Kompensation  etc. 
S.  184,  186  vgl.  mit  S.  115,  144,  177  Anm.  37. 

165)  Nur  hier,  nicht  für  den  Wegfall  der  beiderseitigen  Ansprüche 
aufPrivatgenugthuung(§§660— 662)  ist  die  Erwiderung  in  continenti 
zur  Voraussetzung  erhoben.    S.  Beling,   a.  a.  0.  S.  203  u.  Anm.  7. 

166)  Vgl.  zu  den  Einzelheiten  der  §§  661—666  des  ALR.  über- 
haupt noch:  Mitt  er  maier  zu  Feuerbachs  Lehrb.  14.  Aufl.  §  296  a, 
S.  430  Anm.  12.;  Goltdammer,  Materialien  II  S.  322-,  Köstlin, 
Abhandlungen  S.  85  Anm.  6  u.  9,  S.86  Anm.  3;  Hälschner,  System 
II  S.  282  Anm.  12;  Steinitz,  Die  sog.  Kompensation  etc.  S.  6,  7 
und  bes.  Beling,  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Retor- 
sion  und   Kompensation  etc.   S.  179,    184,   186,  192  Anm.  1,  203 
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Während  der  Grundsatz  der  Bestrafung  des  schuldigen 
Gliedes  noch  in  der  Theresiana  (wenngleich  nur  in  der  Form 
einer  Schärfung  der  Todesstrafe)  recht  deutlich  erkenn- 
bar war,  hat  ihn  das  preussische  Landrecht  bereits  definitiv 
aufgegeben^*^),  als  offenbar  dafür  geeignet  betrachteten  Ersatz 
aber  des  öfteren  jene  in  der  kriminalistischen  Aufklärungs- 
litteratur  als  höchste  legislatorische  Weisheit  gepriesene  *•*) 
Forderung  zur  Durchführung  gebracht,  dafs  sich  die  Art  der 
Strafe  nach  der  Natur  oder  dem  Geiste  des  Verbrechens, 
namentlich  also  auch  gegen  die  ihm  zu  Grunde  liegenden 
Triebfedern  richten  müsse '••),  ein  Grundsatz,  auf  dessen 
Zusammenhang  mit  der  Vergeltungsidee  im  weitern  Sinne  wir 
bereits  früher  hingewiesen^"®).  Als  Beispiele  lassen  sich  an- 
führen: die  Vorschrift,  dafs  arbeitsscheue  Personen  (Mtissig- 
gänger,  Bettler,  Landstreicher  etc.)  zur  Arbeit  angehalten 
werden    sollen  ^''^),    sodann    die    Verhängung    von    Ehren- 


u.  Anm.  7.  Daselbst  bes.  auch  Näherers  über  das  Verbal tnis  der  Vor- 
Schriften  des  ALRs.  zu  der  gemeinrechtlichen  Lehre  von  der 
Retorsion. 

167)  Das  ALB.  kennt  die  verstümmelnden  Strafen  auch  als 
Schärfung  der  Todesstrafe  nicht  mehr.  Dagegen  sind  auch  von  ihm 
noch  verwertet  worden  die  Brandmarknng  und  die  körperliche 
Züchtigung  (Staupenschlag  etc.),  letztere  häufig  sogar  in  den  ver- 
werflichen Formen  des  sog.  „Willkomms"  und  „Abschieds"  (als 
Verschärfung  der  Zuchthausstrafe).  Vgl.  Lichtenberg,  Die  Strafe 
etc.  S.  177^  V.  Bar,  Handb.  I  S.  162  Anm.  663  am  Ende. 

168)  Vgl.  unsere  Abtlg.  II  S.  203  flf.,  242  flf.,  247  ff. 

169)  Der  Entwurf  §  24  sprach  ausdrücklich  von  „Züchtigung  der 
schädlichen  Leidenschaft,  die  (den  Thäter)  zum  Verbrechen 
bewogen  hat.**  Vgl.  Hepp,  Darstellung,  Einltg.  S.  XXVII.  Über 
die  allgemeine  Anpreisung  des  Grundsatzes  bei  Klein  und  v.  Globig 
u.Husters.  Abtlg.  II  S.  243  Anm.  667  und  S.  261  ff. 

170)  Vgl.  unsere  Abtlg.  II,  bes.  S.  205  u.  Anm.  541  u.  S.  243  ff. 

171)  ALR.  II  20  §  4:  ^.Mutwillige,  Bettler,  Landstreicher  und 
MUssiggänger  müssen  zur  Arbeit  angehalten  .  .*.  werden**  Den- 
selben Grundsatz  vertheidigte  auch  Klein,  Fragmente  S.  57  (s. 
Abtlg.  II  252  Anm.  696).  Vgl.  auch  ALR.  II  20  §  5  u.  oben  S.  65  ff. 
Anm.  129  über  das  Institut  der  korektionellen  Nachhaft  im  Arbeits- 
hause. 
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strafen*'*)  fllr  Delikte  aus  ehrloser  Gesinnung*'^),  nament- 
lich aber  die  Festsetzung  der  —  bereits  ziemlich  häufig,  bald 
allein,  bald  in  kumulativer  oder  alternativer  Verbindung  mit 
Freiheitsstrafen  auftretenden  —  Ge Idstr af  en ^'*)  fttr  strafbare 


172)  Über  die  Behandlung  der  Ehrenstrafen  im  ALR.  über- 
haupt s.  ausfuhrlicher:  A.  v.  Wick,  Über  Ehrenstrafen  etc.  S.  101  ff. 

173)  Vgl.  über  die  Aufstellung  dieses  Prinzips  bei  v.  Globig  u, 
Huster:  Abtlg.  II  S.  261  Anm.  730.  Abweichend  ist  hier  Klein, 
welcher  vielmehr  die  Ehrenstrafen  als  passende  Folge  von  strafbaren 
Handlungen  aus  (übertriebenem)  „Ehrgeiz"  eintreten  lassen  will  (s. 
Abtlg.  II  S.  250  Anm.  687).  Von  dieser  Anschauung  Kl  eins  scheint 
sich  das  ALR.  bei  der  Bedrohung  des  Zweikampfes  mit  (zum 
Teil  beschimpfenden)  Ehrenstrafen  haben  beeinflufsen  lassen. 
S.  im  Einzelnen:  §§  671,  672  u.  bes.  673,  wonach  u.  a.  das  Bildnis 
eines  flüchtigen  Duellanten  „allemal  ...  an  einen  öffentlichen 
Schandpfahl  geschlagen  werden**  soll.  Vgl.  Berner,  Lehrbuch 
12.  Aufl.  S.  471-,  Levi,  Zweikampfverbrechen  S.  37  ff.  —  Als  Bei- 
spiel für  den  im  Text  angeführten  Grundsatz  ist  aus  dem 
ALR.  besonders  zu  nennen:  die  öffentliche  Ausstellung 
(am  „Schand pfähl'  oder  „Pr'anger"),  meist  in  Verbindung  mit 
Freih  ei  ts- od.  andernEhren  8  trafen  (wieEhrloserklärnng,  völligen 
oder  teil  weisen  Verlust  der  bürgerlichn  Ehre ,  Ämter  u.  Würden  etc.) 
in  den  §§  224  (betrügerische  Sektenstiftung),  251  (Betrügereien  ge- 
wisser Art),  1003  (widerrechtliche  Einsperrung  einer  Person  in  ein 
Hurenhaus),  1391,  1392  (betrügerische  Urkundenfälschung),  1402  (be- 
trügerisches Wahrsagen  etc.),  1405  (Meineid  und  eidlich  bekräftigtes 
falsches  Zeugnis),  1452  ff.— 1463  (betrüglicher  Bankerott).  Vgl. 
dazu:  Lichtenberg,  Die  Strafe  S.  176  litt,  d-,  v.  Wick,  Ehren- 
strafen etc.  S.  101;  Köstlin,  System  I  S.  467  Anm.  3  u.  4;  Neu- 
meyer, Historisch-dogmatische  Darstellung  des  strafbaren  Bankerotts. 
München  1891,  S.  105  Anm.  4.  —  Bei  allen  einigermafsen  erheblichen 
von  Beamten  begangenen  (gemeinen  u.  Amts-)  Delikten  ist  regel- 
mäfsig  die  Dienstentsetzung  oder  Amtsentlassung  (Gassation, 
Degradation  etc.),  als  Straffolge  anerkannt.  Vgl.  bes.  §  339.  v.  Wick, 
a.  a.  0.  S.  102. 

174)  Über  den  Fortschritt  in  der  Behandlung  der  Geldstrafen  im 
preusB.  ALB.  in  Vergleich  z.  B.  mit  der  Theresiana  (1  Art.  8 
§  Iff.)  s.  Rosenfeld  in  den  Mitteilungen  der  JKV.  III  S.  164. 
Beachtenswert  ist,  dafs  bei  Unbemittelten  die  Geldstrafe  von  vorn- 
herein allemal  in  „eine  verhältDismäfsige  Straf  arbeit  oder  Ge- 
fängnisstrafe*' umgewandelt  werden   soll   (§85).    Abarbeiten  der 
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Handinngen,  bei  welchen  regelmäfsig  Gewinnsucht  als  Motiv 
anzunehmen  ist  ^"),  wie  z.  B.  für  Mänzdelikte  "•),  ftlr  Ge- 
schenkannahme  und   (passive)  Bestechung  von  Beamten  *^^% 

Geldstrafe  in  einer  öifentl.  Anstalt  bei  Unfähigkeit  der  Zahlung  findet 
sich  z.  B.  beim  Betrug  nach  §  1202.  Abarbeiten  des  Schadener- 
satzes (bei  vorsätzl.  Pflichtwidrigkeit  von  Beamten)  erwähnt  §  341. 

175)  Über  die  Empfehlung  dieses  Grundsatzes  bei  Klein  und 
V.  Globig  und  Huster  s.  Abtlg  II  S.  248 fif.  Anm.  679  u.  S.  261 
Anm.  731.  Sehr  häufig  wird  dabei  die  Geldstrafe  als  Mehrfaches 
des  gezogenen  oder  gesuchten  Vorteils  berechnet,  worin  man  nicht 
mit  Unrecht  die  Vergeltungsidee  besonders  deutlich  hat  erkennen 
wollen.  Vgl.  Laas  in  der  V.J.Schr.  für  wissensch.  Philos.  V.  S.  156; 
£.  Gölte  in,  Das  Vergeltungspriozip  im  bibl.  u.  talmudisch.  Straf- 
recht. 1893,  S.  olflf.  —  Vereinzelt  findet  sich  übrigens  solcher  Ge- 
brauch der  Geldstrafe  auch  schon  in  der  Theresiana.  Vgl.  z.  B. 
Theres.  II  Art.  65  §  3  (für  passive  Bestechung  von  Richtern 
und  andern  Beamten)  und  Art.  97  §  7  Nr.  1  (für  Veruntreuung  im 
Amte). 

176)  So  bes.  §  252  (Entw.  §  229):  „Wer  eigenmächtig  unter  landes- 
herrlichem Gepräge  Münzen  zum  Cours  im  Publiko  schlägt  und  giefst, 
hat  nach  Verhältnis  der  ausgeprägten  Qualität  2  bis  3  jährige  Festungs- 
strafe  nebst  einer  fiskalischen  Geldbufse,  bis  zum  Zehnfachen  des 
gezogenen  Vorteils  verwirkt."  Vgl.  §§  254,  255  (Entw  §§231,  232)  für 
Fälschung  auch  des  Innern  Gehalts  der  Münzen:  ein-  bis  zehnjährige 
Festungshaft  nebst  „fiskalischer  Geldbusse,  welche  dem  zehnfachen 
Betrage  des  verursachten  Schadens,  soweit  solcher  ausgemittelt 
werden  kann,  gleichkommt";  §  262  (Entw.  §  239)  für  wissentliche 
Wiederausgabe  falscher  Münzen:  Vierfacher  Betrag  der  aus- 
gegebenen falschen  Münzen  nebst  Geldbufse  von  5  bis  50  Thaler 
oder  Gefängnis  von  8  Tagen  bis  6  Wochen;  §  263  (Entw.  §  240)  für 
Münzverringerung:  „Zehnfacher  Betrag  des  sich  dadurch 
verschafften  unrechtmäfsigen  Gewinnes"  und  (nach  Verhältnis 
des  Schadens)  2— 4jährige  Zuchthausstrafe;  §  265  (Entw.  §  242)  für 
widerrechtliches  Einschmelzen  landesherrlicher  Münzen:  „vier- 
facher Betrag  des  dabei  gesuchten  Gewinns";  §  266  (Entw. 
§  243)  für  Einführen  und  Verbreiten  verrufener  Münzsorten  im 
Lande  „aus  Gewinnsucht":  Konfiskation  der  Stücke  und  Ersatz 
des  doppelten  Betrages  der  eingebrachten  Summe. 

177)  Vgl.  §§  331,  ^32  für  Beförderung  zu  einem  Amte  v.  S.  Vor- 
gesetzter gegen  Geschenke,  Vorteile  und  Versprechungen: 
(aufser  Haftung  für  allen  dadurch  entstandenen  Schaden  und  Eonfis- 

Gunther,  Idee  der  WiedervergeUung.     III,  1.  g 
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für  die  verschiedensten  Fälle  eigennütziger  Fälschungen  und 
Betrügereien,  Veruntreuungen  und  Erpressungen  im  Amte 
u.  s.  w. "®),   für  den  Wucher^'®),   welcher  nach  §  1274  mit 


kation  des  Erhaltenen)  Bezahlung  des  „vierfachen  Betrages  des 
erhaltenen  Geschenks  oder  Vorteils  (bezw.  bei  Unmöglichkeit 
einer  genauen  Abschätzung  desselben  willkürliche  Geldstrafe  nach 
Höhe  des  Jahrgehalts) ;  §  360  (Entw.  §  327) :  ^Diener  des  Staates,  welche 
für  die  Ausrichtung  ihres  Amts  Geschenke  und  Gaben,  wozu  die 
Gesetze  sie  nicht  ausdrücklich  berechtigen,  annehmen  .  .  .  sollen 
(auch  ohne  Verdacht  einer  Pflichtwidrigkeit)  um  den  vierfachen 
Betrag  des  Empfangenen  bestraft  werden".  Bei  Vorhandensein  eines 
erheblichen  Verdachts  der  Pflichtwidrigkeit  tritt  nach  §  361  (Entw. 
§  328)  zu  der  Geldstrafe  des  §  360  noch  die  Kassation,  und  bei  klar 
erwiesener  Verletzung  der  Amtspflicht  auch  noch  3— 6jährige 
Zuchthans-  oder  Festungsstrafe  hinzu.  Auf  §  860  bezw.  361  verweisen 
auch  §§  367  u.  366  (Geschenkannahme  von  Gerichtspersonen,  insbes. 
von  Bichtem  ftir  Angelegenheiten,  die  sich  auf  einen  Prozefs  be- 
ziehen). Ziemlich  allgemein  lautet  §  340  (Entw.  §308):  „So  oft  ein 
Beamter  zur  Übertretung  seiner  Amtspflichten  durch  erhaltenen  oder 
versprochenen  Gewinn  und  Vorteil  verleitet  wird,  soll  er  aufser  der 
übrigen  Strafe  seines  Verbrechens  (wenn  nicht  besondere  Gesetze  ein 
anderes  bestimmen)  den  vierfachen  Betrag  dieses  Gewinnes 
....  zu  entrichten  schuldig  sein*".  Entrichtung  des  vierfachen 
Betrages  (neben  andern  Strafen)  findet  sich  endlich  auch  in  §§  346  n.  458. 
—  Zu  beachten  ist  auch  der  §  369  betr.  einer  gewissen  Art  der  ak  ti  ve  n 
Bestechung:  „Geschieht  das  Anerbieten  (von  Geschenken  oder  Vor- 
teilen an  Gerichtspersonen)  zur  Durchsetzung  einer  gewissen  bestimmten 
Angelegenheit,  so  mufs  der  Anbietende  ebensoviel  als  Strafe  er- 
legen, als  der  Vorteil  beträgt,  den  er  dadurch  hat  erlangen 
können  oder  wollen". 

178)  S.  u.  a.  bes.:  §  1259  (Entw.  §  1011):  „Verbotener  Eigen- 
nutz und  Betrug  sollen  mit  einer  dem  gesuchten  Gewinne 
angemessenen  Geldstrafe  belegt  werden";  §  1260:  „Wenn  in 
dem  Gesetz  keine  besondere  Strafe  bestimmt  ist,  so  soll  der,  welcher 
sich  eines  strafbaren  Betruges  oder  ausdrücklich  verbotenen  Eigen- 
nutz es  schuldig  gemacht  hat,  um  den  doppelten  Betrag  des 
gesuchten  Gewinnes  fiskalisch  bestraft  werden".  Vgl.:  §§  1261, 
1269;  §  1328  (Entw.  §  1081) :  „Ein  unter  erschwerenden  Umständen  ver- 
übter Betrug  soll  .  .  der  Regel  nach  mit  einer  dem  doppelten 
Betrage  des  gesuchten  Gewinnes  gleichkommenden  Geldstrafe 
belegt  werden;"   vgl.   §§1310—1320,   1326,   1442.    S.  femer:  §  373 
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„Zahlung  des  ganzen  verschriebenen  Betrags  an  Kapital  und 
Zinsen^  an  den  Fiskns  zu  ahnden  ist'^^),  und  fbr  viele  ähn- 
liche Fälle  »«^). 


(Entw.  §  338):  Sportelexcesse  von  Jnstizbedienten,  Strafe:  zehnfacher 
Betrag  der  zuviel  genommenen  Gebühren;  §  374  (£n^.  §  839):  für 
Wiederholung  dieses  Delikts  ausEigennutz  und  Gewinnsucht: 
Strafe  aufs  er  der  in  §  373  genannten  Geldbufse  noch  Kassation; 
§  37Ö  (Entw.  340):  bei  Erhebung  der  Gebühren  nicht  für  eigene 
Rechnung :  Verringerung  der  Geldstrafe  auf  den  doppelten  Betrag  der 
Gebühren;  §  410  (Entw.  §  361):  Vorsätzl.  Verkürzung  des  Staats  an 
seinen  Einkünften  durch  Zoll-  und  Steuerbeamte,  Strafe:  „vier- 
facher Betrag  des  verursachten  Schadens**  nebst  Amtsentsetzung''; 
vgl.  §  411  (Entw.  §  362);  §  413  (Entw.  §  361):  Vorsätzl.  Bedrückung 
des  Publikums  durch  Finanzbeamte  bei  Erhebung  von  Abgaben  etc., 
Strafe:  „vierfacher  Ersatz  des  zu  vielGenommenen  oder  sonst 
zu  Ungebühr  Erhobenen  an  den  Beschädigten".  Ähnliche  Amts- 
delikte in  §§  418,  430,  431  (Entw.  §§  369,  378  ff.)  (Veruntreuung  von 
Kassengeldern  durch  „Eassenbediente" ,  Strafe:  Erlegung  des 
doppelten  Betrags  „des  dadurch  sich  verschafften  Vorteils**  und 
ev.  auch  Dienstentlassung);  §  441  (Entw. § 389 ff.)  (Strafe  des  doppelten 
Betrages  des  Emfpangenen) •,  §445  (Entw.  §393)  („proper tionier- 
liche  Geldstrafe,  allenfalls  bis  zum  vollen  Betrage  der  zurückge- 
haltenen Summe);  §446  (Entw.  §  394)  („Geldstrafe  bis  auf  den  drei- 
fachen Betrag  der  zurückgehaltenen  Gelder");  §461  (Strafe:  aufser 
anderm  „doppelter  Ersatz  des  unrechtmäfsiger  Weise  gezogenen 
Vorteils");  §§  1341  u.  1345  (^doppelter  Betrag  des  gesuchten  Vor- 
teils und  verursachten  Schadens"). 

179)  Über  den  Begriff  dieses  Delikts  im  preuss.ALR.  s.  §  1271  ff. 
in  Verbdg.  mit  §§  1279-1283,  1289. 

180)  Vgl.  auch  schon  Entw.  §  1022  ff.,  der  jedoch  im  Ganzen  noch 
mildere  Strafsatzungen  hatte.  Über  die  ähnliche  Behandlung  des 
Delikts  bei  v.  Gl  ob  ig  und  Huster  (Abhandlung  etc.  S.  241)  vgl. 
unsere  Abtlg.  II  S.  262  Anm.  732. 

181)  Zu  vgl.  sind  besonders  etwa  noch:  §§  242 ff.,  244 ff.,  248. 
(Veranstaltung  unerlaubter  Lotterien,  Strafe:  50—100  Thl.  und 
aufserdem  noch  Entrichtung  des  doppelten  Betrages  des  dadurch 
gezogenen  Vorteils  an  die  Armenkasse  des  Ortes ;  §§249,  250,  270  ff. 
(Stempelkontraventionen);  §  300  (Entw.  §  273)  (Kontrebande) ;  §§  694, 
1300,  1301  (Entw. §  1052 ff.)  (unerlaubte  Spiele  aus  „Gewinnsucht", 
Abstufung  der  Geldstrafe  [bis  zu  1000  Dukaten)]  bes.  auch  nach  der 
Gröfse  des  gesuchten  unerlaubten  Gewinns;   §  1403  (Entw. §1126) 

6* 
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Spricht  sich  in  den  StrafTorschriften  des  preufsischen 
Landreehfg  in  grofsen  Ganzen  noch  kein  wesentlich  neuer 
Geifit  aufi*"),  so  ist  dagegen  in  radikaler  Weise,  mit  -keckem, 


(Grenzverrückong  «aus  Eigennutz  um  seines  Vorteils  willen", 
Strafe:  doppelter  Betrag  des  dadurch  gesuchten  Vor te  ils);  §  1406 
(Entw.  §  1129)  (Meineid  um  Gewinns  n.  Vorteils  wegen  geschworen, 
Strafe  aufser  anderm:  vierfacher  Betrag  des  gesuchten  Vorteils).  Vgl. 
auch  noch  $  1414  lEntw.  §  1134;  (Verleitung  zum  Meineid  in  Folge 
von  Bestechung  etc.)  und  dazu:  v.  Liszt,  Die  falsche  Aussage  etc. 
8.  226  Anm.  3.  —  Übrigens  findet  sich  das  im  Text  genannte  Prinzip 
bei  manchen  Gewinnsucht^delikten  nicht  beobachtet,  so  z.  B.  in 
f  1507  (Verbreitung  ansteckender  Viehseuchen  „um  Gewinns  und 
Vorteils  wegen**)  und  §  1520  ^Versicherungsbetrug)  und  dazu: 
V.  Spesshardt,  Versicherungsbetrug  S.  8 ff.  Vgl.  etw&  auch  §  14ö2ff. 
(betrflglicher  Bankerott).  —  Aus  anderm  Gesichtpunkt  ist  im  ALR. 
auch  der  Diebstahl  behandelt,  obwohl  zu  seinem  Tbatbestande 
(nach  §§1108,  1112,  1119)  ausdrücklich  gewinnsü'chtige  Absicht 
(„Absicht,  sich  mit  dem  ^^chaden  eines  Andern  Vorteil  [Genufs 
oder  Gewinn]  zu  verschaffen")  erfordert  wird.  Die  Strafen  bestehen 
vielmehr  für  nicht  bes.  qualificierte  Fälle  durchweg  schon  in  Frei- 
heitsentziehung. Ausnahme  in  §  1127  (Diebstahl  eines  Erben  an 
Erbschaftssachen),  wofür  die  Strafe  '^aufser  in  Ersatzleistung)  in  „Hinter- 
legung des  doppelten  Werts  der  entwendeten  Sachen  an  die  Armen- 
kasse'' besteben  soll.  Über  die  qualifi eierten  Fälle  im  e.  S.  s. 
§  1137 ff.;  über  den  privilegierten  Fall  des  sog.  Mundraubs: 
§  1122ff.  und  dazu  Friedländer  in  Z.  XI  S.  390,  391. 

182j  Vgl.  Abegg,  Versuch  etc.  S.  186.  —  Köstlin  in  Arndts 
„Germania''  I  S.  697  rechnet  zu  der  Klasse  der  von  dem  neuen 
Geiste  im  Wesentlichen  noch  unberührten  Gesetzbücher  auch  den 
im  Jahre  1795  (30.  Dez.)  von  der  fürst  bischöflich -bam- 
bergischen Regierung  für  ihre  Lande  eingeführten,  vom  wirkl. 
Hof-  u.  Reglet ungsrat  Geh.  Referendar  M.  Pflaum  (1702)  ausgear- 
beiteten Kriminalkodex  („Entwurf  eines  neuen  peinl.  Gesetzbuchs";, 
welcher  bis  zum  Jahre  1813  (Einführung  des  bayer.  StGBs.)  da- 
selbst in  gesetzlicher  Geltung  gewesen.  Vgl.  v.  Wächter,  Gem. 
Rechts.  163ff.  u.  Beilagen  S.  144;  Geib,  Lehrb.  I  S.  322-,  auch  schon 
unsere  Abtlg.  II  S.  233  Anm.  647  und  zu  der  dort  citierten  Litteratur 
jetzt  bes.  noch:  C.  Gähn,  Beiträge  zur  Quellengeschichte  des  Bam- 
berger Civil-  u.  Kriminalrechts  Bamb.  1893,  S.  89  ff  u.  CO  Anm.  4 
u.  ö  (Angaben  älterer  Litteratur).  Allein  dieses  peinliche  Gesetzbuch, 
dessen  Bestimmnngen  sich  durchgehends  überaus  eng,  ja  oft  wörtlich 
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eineiD  Ton  Job.  Cbr.  Quistorp  flir  das  Herzogtum  Mecklen- 
burg verfassten  Entwürfe  vom  Jahre  1782  (s.  AbtIg.  II  S.  233  Anm.  644) 
anschliefsen  (vgl.  Abtlg.  II  S.  233  Anm.  (^47;  Geib,  Lehrb.  I  8.322; 
V.  Wächter,  Beilagen  S.  143;  Gähn,  a.  a.  0.  8.  91  Anm.  2,  92ff.), 
enthält  doch  bereits,  namentlich  auch  im  Strafensystem,  so  manche 
beachtenswerte,  auf  eine  humanere  Richtung  hindeutende 
Sätze,  dafs  man  der  Ansicht  Köstlins  keineswegs  ohne  weiteres 
beitreten  dUrfte.  Vgl.  Gähn,  a.  a.  0.  S.  93  Anm.  6  über  das  Be- 
streben des  Gesetzgebers,  die  richtige  Proportion  zwischen 
Verbrechen  und  Strafen  herbeizuführen,  u.  S.  95 ff.  u.  S.  97  Anm.  8 
Über  das  Strafensystem  im  Allgem.,  welches  auch  namentlich  gegen- 
über dem  des  Quistorp' sehen  Entwurfs  mehrfache  Milderungen  auf- 
weist. Im  Einzelnen  ist  in  dieser  Beziehung  besonders  hervorzuheben: 

a)  die  Beschränkung  der  Exekutionsarten  der  Todesstrafe  auf  Ent- 
hauptung (durchs  Schwert)  und  Rädern  mit  vorausgehender 
Strangulierung  (z.  B.  fttr  Mord),  wozu  nur  in  ganz  bes.  schweren  Fällen 
noch  die  Verbrennung  des  entseelten  Körpers  und  Verschärfung 
durch  öffentliche  Verkündigung  der  „bösen  That**  an  einem  auf 
dem  Richtplatz   zu    errichtenden  „ Schandpfahl "   hinzutreten   (§  43); 

b)  die  Beschränkung  des  Anwendungsgebiets  der  Todesstrafe  auf 
Hoch-  bezw.  Landesverrat  (§  63—07)  und  vorsätzliche  Tötung 
eines  Menschen  (§  87—113),  umfassend  einfachen  und  qnalificierten 
Mord  und  den  reichlich  weit  ausgedehnten  Begriff  des  vorsätz- 
lichen Totschlags  (Gähn,  a.  a.  0.  S.  95  Anm.  5  u.  S.  96),  wo- 
gegen alle  andern  Delikte  nur  noch  mit  Leibes-,  Freiheits-,  Ehren- 
nnd  Vermögensstrafen  bedroht  sind;  c)  die  Beseitigung  der  Ver- 
stümmelungen im  e.  S.  und  der  Brandmarkung  (Gähn,  S.  98 
Anm.  4).  —  Dagegen  sind  bei  den  Freiheitsstrafen  noch  ziemlich 
weitgehende  Verschärfungen  zugelassen  (Gähn,  S.  99  Anm.  6—11), 
darunter  z.  B.  das  Tragen  einer  eisernen  Krone  und  einer  „Schand- 
kette** (§  64).  Von  hervorragendem  Interesse  für  unser  Thema 
ist  die  Anerkennung  des  Grundsatzes,  dafs  die  Geldstrafen 
besonders  auch  dann  platzgreifen  sollen,  wenn  Habsucht  und 
Geiz  die  Triebfedern  des  Handelns  gewesen  sind.  (§  44-,  Gähn, 
S.  98).  Vgl.  auch  schon  unsere  Abtlg.  II  S.  248  u.  Anm.  680. 
Die  Besserung  des  Delinquenten  wird  bei  der  öfter  nach  ver- 
büfster  Strafe  angeordneten  „Verbringung  in  ein  Arbeitshaus** 
(korrektioneile  Nachhaft;  s.  §§  74,  144,  207 ff.)  betont.  Vgl.  Gähn, 
S.  99  u.  Anm.  12. 
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lieferongen  gebrochen  ^^*)  in  der  tOBkanisch-österreichischen 
Kodifikation  des  Strafrechts  aus  den  «Jahren  1786  und  1787***). 
Sowohl  in  dem  Eriminalgesetzbuehe  für  Toskana,  jenem  ^.un- 
yergängliehen  Denkmal  gesetzgeberischer  Weisheit"  "'^),  in 
welchem  die  Gedanken  eines  Beccaria  und  anderer  Auf- 
klärer legislatorischen  Ausdruck  gefunden  **•),  als  auch  in  der 
zwar  im  Ganzen  ähnlichen'®'),  vielfach  aber  doch  von  ganz 
andern  Anschauungen  beeinflufsten^*®)  österreichischen  sog. 
„Josephina^  hat  daher  bereits  der  Zweckgedanke  über  die 
Idee  der  Vergeltung  in  entschiedenster  Weise  den  Sieg  davon- 
getragen."*) Anstatt  einer  strikten  äufsern  Gleichheit  zwischen 

183)  Geib,  Lehrbach  I  §  57,  S.  323;  vgl.  v.  Bar,  Handbuch  I 
S.  159. 

184)  Über  sonstige  Gegensätze  zwischen  dem  Strafrecht  des 
preusB.  ALRs.  und  dem  der  Josephin.  Gesetzgebung  s.  noch  Glaser 
in  Schletters  Jahrbüchern  I  1855,  S.  360. 

185)  So:  V.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  207. 

186)  Gantü,  Beccaria  p.  210:  „(Pierre  Leopold)  donna  des 
motifs,  qui  reproduisaient  les  pensöes  et  les  paroles  de 
Beccaria^  Vgl.  ebendas.  Anm.  1  u.  p.  211,  212;  v.  Holtzen- 
dorff in  HH.  I  S.206flF.;  Wachenfeld,  Mord  und  Totschlag  8. 249 ; 
V.  Liszt,  Lehrbuch  6.  Aufl.  S.  30;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  8.78^ 
van  Swin deren,  Esquisse  I  p.  41  u.  Anm.  12.  Brusa  in  Z.  I 
S.  310  bemerkt,  dafs  in  Toskana  „die  Grundsätze  Beccarias"  schon 
vor  den  Reformen  des  Jahres  1786  „allmäblig  in  die  Praxis  der 
Tribunale  **  eingebürgert  seien. 

187)  Auch  für  den  Inhalt  der  Josephina  ist  Beccarias  Werk 
wohl  in  manchen  Punkten  mafsgebend  gewesen.  Rnlf,  Joseph  II 
8.9, 10  u.  unten  Anm.  197.  Über  die  persönlichen  Beziehungen  Beccarias 
zu  Joseph  II  nnd  Fürst  Kaunitz  s.  Cantü,  1.  c.  p.  134 ff.,  192 ff.  u. 
bes.  196  u.  Anm.  1;  A.  v.  Rinal  dini,  Beccaria,  Biographische  Skizze 
nach  C.  Cantü  Wien  1865,  S.  76  ff.  Über  den  Einflufs  der  zeitge- 
nössischen Philosophie  überhaupt  auf  Joseph  II:  Berner,  Straf- 
gesetzgebnng 8.  18. 

188)  8.  darüber  bes.  unten  8.  89  Anm.  197. 

189)  Uli  mann,  Fortschritte  etc.  8.  6,  8.9:  „Die  Strafe  erscheint 
in  diesen  Gesetzen  durchweg  aus  dem  Gesichtspunkte  derZ  w  e  ck  m  ä  f  i  g- 
keit  aufgefafst*'.  So  rechtfertigt  z.B.  dasTo8kan.Krim.-Gesetzb.  (Ein- 
leitung, Schlözers  Staatsanzeigen  Bd.  X  8.349)  die  Aufhebung  der 
Todesstrafe  ausdrücklich  damit,  dafs  „der  vorgesetzte  Zweck  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  bei  Bestrafung   der  Verbrecher  sie  nicht 
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Verbrechen  und  Strafen  verlangt  der  Gesetzgeber  nur,  dafs 
zwischen  ihnen  „ein  richtiges  Verhältnis"  ■••)  oder  ein  „billiges 
Ebenmafs"  ^•^)  obwalte,  sanktioniert  also  jene  in  der  Auf- 
klärungsepoche typische  Formel,  deren  Allgemeinheit  sich 
allerdings  zunächst  ebenso  gut  mit  dem  Wesen  der  absoluten 
Theorie  wie  mit  den  von  den  relativen  Systemen  betonten  Straf- 
zwecken vertragen  würde.  Dafs  jedoch  thatsächlich  fast  aus- 
schliefslich  die  letztern  Berücksichtigung  gefunden  haben, 
lehrt  jeder  Blick  in  den  Text  dieser  Gesetzeswerke.  Dabei 
tritt  im  tos kani sehen  Kriminalgesetzbuch  das  Streben  nach 
Besserung  des  Verbrechens  entschieden  in  den  Vorder- 
grund^*^), während  dasselbe  in  der  Joseph ina  nur  eine  ganz 


notwendig  erfordert",  und  in  Art.  LI  (a.  a.  0.  X  S.  369/70)  heifst 
es  «zur  Beförderung  des  durch  die  Strafe  za  erreichenden 
Zweckest 

190)  Toskan.  Krim.-Gesetzbucb,  Einleitung  (Schlözers 
Staatsanzeigen  Bd.  X  S.  349).  Vgl.  Cantü,  Beccaria  p.  210!  „un 
code  plein  d*humanit6,  proportionant  la  peine  au  dölit.** 

191)  Josephina  Teil  I  Kap.  II  §  14:  ,,Dem  Kriminalrichter 
liegt  .  .  .  ob,  ein  billiges  Ebenmafs  zwischen  dem  Verbrechen 
und  der  Strafe  zu  beobachten."  Vgl.  auch  I  Kap.  II  §  11:  „wenn 
die  Strafe  nicht  .  .  .  im  Verhatnisse  zu  der  Missethat  zuerkannt 
gewesen  ist."  Abstufung  der  Strafe  nach  dem  Grade  der  Bosheit: 
I  §§53,  120,  129.  ßerner,  Strafgesetzgebung  §23  S.  19,  %  25  S.20; 
V.  Holtzendorff  in  HH  I  S.  123;  v.  Bar,  Handbuch  I  S.  158; 
d'Elvert,  Beiträge  S.  163. 

192)  Das  Toskan.  Krim.-Gesetzbuch  Art.  LI  (Schlözer, 
a.a.O.XS.  369)  nennt  als  „Zweck  derStrafe"  an  erster  Stelle  „die 
Besserung  des  Delinquenten,  der  doch  auch  ein  Sohn  der  Gesell- 
schaft und  des  Staates  ist,  an  dessen  Besserung  man  nie  ver- 
zweifeln darf."  Dann  erst  folgen:  „die  öffentliche  Sicherheit 
gegen  grobe  und  ruchlose  Missethäter,  die  deshalb  aufs  er  Stand 
gesetzt  werden  müssen,  zu  schaden",  endlich  zuletzt  erst:  „das 
öffentliche  Beispiel",  d.  h.  also  die  Abschreckung  Dritter 
auf  deren  EiTeichung  sich  u.  a.  wohl  die  Vorschriften  in  Art.  LV 
(a.  a.  0.  S.  373)  beziehen,  welche  sich  dem  Geiste  der  Josephina  an- 
nähern. Vgl.  auch  Art.  LIX  (S.  370)  (öffentliche  Ausstellung).  —  Auf 
den  Zweck  der  Besserung  zielt  auch  die  Forderung  im  Art.  LI, 
(a.a.O.  S.  370),  „dem  Delinquenten  so  wenig  als  möglich  Übel  zu- 
zufügen". Vgl.  noch  ebendas.  (S.  370) :  „die  Hoffnung,  .  .  .  einen  nütz- 
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üntergeordnete  Bolle  spielt '"'i  gegenüber  den  Zwecken  der 
Präyen tion  (bezw.  Sicherheit  des?  J^taats»***»  und  nament- 
lich der  Abschreckung  (des  Verbrechers  wie  Anderer»  *•*), 


lieben  und  gebesserten  Bürger  wieder  in  den  Schoofs  der  Gesell- 
schaft snrttekkehren  zo  seben*.  S.  aaeb  John,  Todesstrafe  S.  19.  Über 
den  Bessemngsgedanken  als  Motiv  der  Aufbebnng  der  Todesstrafe 
noch  Käberes  gleich  nnten  in  Anm.  197.  Pertile,  Storia  Y.  p.  57, 
58  meint  mit  Biicksicbt  auf  die  Aosfiibrangen  in  Art.  LI,  der  auch 
noch  ,,die  Ersetzung  des  verübten  Privat-  und  öffentlichen 
Schadens"  als  einen Strafzweck  erwähnt,  darsdasToskan.Erim.-GB. 
einer  gemischten  Strafrechtstheorie  (principio  eclettico)  gehuldigt. 

193)  VgL  Ab  egg,  Strafrechtstheorieen  S.  163.  Als  Hanptbei- 
spiel  daf^*  dürfte  die  für  Gotteslästerung,  Majestätsver- 
brechen und  Selbstmordversuch  in  Abweichnng  von  derBegel 
(s.  I  Kap.  n  $  23)  angeordnete  Einsperrung  auf  unbestimmte 
Zeit  »bis  zur  Besserung"  anznfnhren  sein.  Tgl.  dazu:  Wahl- 
berg, Ges.  kl.  Schriften  III  S.  10,  12ff.*,  Berner,  Strafgesetz- 
gebung S.  24;  Y.  Bar,  Handbb.  I  S.  159,  im  und  Anm.  G19.  Ver- 
einzelt thnt  auch  des  Besserungsweckes  ausdrücklich  Erwähntmg  die 
KrinL-Gerichtsordnung  von  1788.  Vgl.  z.B.  Hauptstück  XIII  §  191 
n.  XV  §  203. 

194)  Beispiele  für  Prävention:  Josephina  Teil  II,  §  27:  «.. 
der  Arglist  und  Bosheit  zuvorzukommen''.  Vgl.  Teil  11,  §  10,  18, 
32  (Ortsverweisung  und  Polizeiaufsicht)  und  dazu:  Fuhr,  Strafrechts- 
pflege,  S.  25,  26.  —  S.  auch  Josephina  I  §  105  „die  Aufrechter- 
haltung der  .  .  .  Sicherheit";  II  §  26:  „Gesetzt  ...  zur  Sicher- 
heit der  Erbländer«".  Ähnlich  die  Krim.GO.  von  1788,  Hauptstück  I 
§  9:  „die  Anfrechthaltung  der  gemeinen  Sicherheit",  §  15:  „für 
die  gemeine  Sicherheit  wichtige  Umstände";  Hauptst.  V  §  63, 
VI  §76,  XII  §  162,  XXII  §  284  („zur Beförderung  der  allgemeinen 
Sicherheit")  u.  s.  w. 

195)  Ausdrückliche  Hervorhebung  des  Abschrecknngszwecks 
in  d.  Josephina  I  Kap.  II  §20:  „dem  Volke  zum  Beispiele"  nnd 
§  25:  „zum  öffentlichen  Beispiele".  Vgl.  Krim.-Ger.-Ordng. 
von  1788,  Hauptst.  XVII  §  239:  „dafs,  um  dem  eingerissenen  Uibel 
Einhalt  zu  thun,  nöthig  wird  .  .  .,  Schrecken  zu  verbreiten".  Der 
Sache  nach  sind  als  Belege  anzuführen  bes.:  I  §  17  (Exekution  von 
Urteilen  an  Abwesenden  und  Toten,  vgl.  auch  I,  §  124  betr.  Selbst- 
mörder); I  §  24  (Öffentlichkeit  der  Brandmarkung);  I  §  32 
(Öffentlichkeit  der  körperlichen  Züchtigung)-,  I  §  33  (vgl.  mit 
II  f  12  und  Krim  GO.  XIII  §  185)  (Öffentliche  Ausstellung  auf  der 
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welcher  recht  eigentlich   dem  Gesetzbache  Beinen  typischen 
Charakter  verleiht  *••). 

Im  Gegensatz  zum  toBkanischen  Kechte  ist  es  denn  auch 
anerkanntermassen  nicht  sowohl  der  Gedanke  der  Besserung, 
als  gerade  derjenige  der  Abschreckung  gewesen,  welcher 
Joseph  II.  bei  der  Abschaffung  der  Todesstrafe  leitete  "'). 


nSchandbUhne'*,  „in  Eisen  geschlos8en<*  und  mit  „einer  dem Thäter 
vor  der  Brust  bangenden  Tafel^,  welche  das  begangene  Verbrechen 
anzeigt).  Femer  gehören  hierher  die  bereits  oben  S.27  in  Anm  30 
erwähnten  verschiedenen  barbarischen  geschärften  Freiheits- 
strafen« 

196)  Krohne,  Lehrbuch  der  Gefängniskunde  8.  126:  Das  Ge- 
setzbuch beruht  „auf  dem  rohesten  Abschreckungsprinzip**. 
Vgl.  V.  Bar,  Handb.  I  S.  Iu9  u.  Anm.  648-,  Rulf,  Joseph  II.  S.  13. 
—  Vereinzelt  spricht  zwar  die  Josephina  (ähnlich  wie  die  There- 
siana;  s.  oben  S.  46  Anm.  66)  ausdrücklich  auch  von  „der  dem  gemei- 
nen Wesen  bei  Vollstreckung  der  Strafe  geleisteten  Genug- 
thüung*'  (I  §  18).  Wo  sonst  der Genugth nun g Erwähnung gethan 
wird  (vgl.  I  §§  55,  120, 122, 129.  182,  142,  147,  155, 161;  II  §  54),  ist  da- 
bei wohl  nur  an  die  materielle  Entschädigung  verletzter  Privat- 
personen zudenken.  Vgl. auch  Krim.-Ger.-Ordng.  v.  1788, XIX. Hauptst. 
§  250  ff. 

197)  Wahlberg,  Ges.  kl.  Schriften  III,  S.  9:  „Es  kann  .  .  wie- 
derholt werden,  dafs  Kaiser  Joseph  II.  1787  die  Todesstrafe  aus 
dem  Gesichtspunkte  der  Abschreckungstheorie  und  dessen  Bru- 
der, Grofsherzog  Leopold  von  Toskana,  1786  aus  dem  Gesichtspunkt 
der  Besserungstheorie  abgeschafft  habe''.  Vgl.  ebenso:  Hiller 
in  StGG  I  S.  119.  Für  Joseph  II.  war  bei  dem  Ersatz  der  Todes- 
strafe durch  (schwere)  Feiheitsstrafen  also  nicht  derGesichts- 
punkt  der  Humanität,  sondern  die  Vorstellung  leitend,  dafs  die 
letztern  abschreckender  wirken  würden  als  die  erstere.  Deut- 
lichen Aufschlnfs  giebt  darüber  insbes.  ein  Schreiben  des  Fürsten 
Kaunitz  v.  2.  Sept.  1784.  Vgl.  darüber  Cantü,  Beccaria  p.  193  u. 
V.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  122.  123  Anm.  1.  S.  auch  noch  Bnlf, 
Joseph  II  S.  13.  Übrigens  stimmt  Joseph  II.  darin  mit  Beccaria 
überein,  welcher  ebenfalls  die  Todesstrafe  nicht  für  das  gröfste  Übel 
und  die  abschreckendste  Strafe  hielt  und  ihren  Ersatz  durch  (lang- 
dauernde)  Freiheitsentziehung  auf  dieselbe  Weise  motivierte.  Vgl.  unsere 
Abtlg  II  S.  182  sowie  bes.  auch  das  bei  v.  Ri  naldini,  Beccaria,  S.  83 
angeführte  Citat  aus  Beccarias  „kurzen  Betachtungen  über  das  allge- 


90  Die  Strafgesetzgebasg  seit  der  Mitte  des  IS.Jahrh.bis  zur  Gegenwart. 

War  dasMotiv  ftlr  diesen  wichtigen  Schritt  in  den  Gesetzen 
der  beiden  Länder  aber  auch  ein  verschiedenes,  so  ist  ihnen 
dabei  jedenfalls  gemeinsam  die  völlige  Emancipation  von  der 
bisher  herrschenden,  theologisch  verbrämten  Vergeltnngsidee**®), 
indem  sie  selbst  in  den  schwersten  Fällen  der  Tötungen  den 
Missethäter  nicht  mehr  des  Lebens  berauben  '••). 

Gegenüber  einem  so  einschneidenden  Bruche  mit  den  rechts- 


meine Gesetzbach  über  Verbrechen  und  Strafen,  insoweit  dasselbe 
von  den  politischen  Verbrechen  handelt^  (a.  a.  0.  S.  79  ff.),  wo  es 
u.  a.  heifst:  Da  die  Strafe  dazu  dienen  solle,  .  .  „ein  empfind- 
liches, bleibendes  Beispiel,  .  .  einen  nicht  (nur)  angenblicklichen^ 
sondern  immerwährenden  Schrecken  zubereiten'',  so  sei  es  gut, 
„dafsdieXodesstrafe  gänzlich  abgeschafft  und  durch  lange  und 
schreckliche  Strafen  nach  Mafsgabe  des  Verbrechens  ersetzt 
werde.**  Vgl.  ebendas.  S.  113  ff.  das  „Gutachten  der  Mitglieder  des  zur 
Reformberathung  des  Criminal-Sistems  in  der  österreichischen 
Lombardei  eingesetzten  Ausschusses  über  die  Todesstrafe",  zu  dem  u.a. 
auchBeccaria  gehörte,  insbes.  S.  119:  „Es  ist  also  nicht  ein  übel- 
empfundenes Mitleid  für  die  Missethäter,  welche  uns  zur  Unter- 
drückung der  Todesstrafe  bewegt."  Über  deuEinflufs  der  Ansichten 
Beccarias  auf  Joseph  IL  gerade  auch  in  diesem  Punkte  s.  noch 
Rnlf,  a.  a.  0.  S.  9,  10,  12,  13,  welcher  femer  betont,  dafs  sich  die 
gegen  Joseph  II.  erhobenen  Vorwürfe  über  seine  Gesetzgebung  sowie 
manche  seiner  Entscheidungen  auf  ihr  richtiges  Mafs  zurück- 
führen lassen,  wenn  man  berücksichtigt,  dafs  der  Kaiser  davon  durch- 
drungen war,  dafs  die  Gebote  des  Staats  zur  Förderung  des  all- 
gemeinen Wohles  selbst  gegenüber  den  Geboten  der  Menschlich- 
keit die  höheren  sein  müfsten. 

198)  Vgl.  über  die  Bekämpfung  derselben  auch  bei  Beccaria; 
Abtlg.  II  S.  180. 

199)  Toskan.  Krim.-Gesetzbuch  Art.  LXVIl  (a.  a.  S.  396); 
Josephina  L  Kap.  IV  §  91:  „Die  Strafe  des  gemeinen  Mor- 
des ist  im  ersten  Grade  langwieriges  hartes  Gefängnis**.  Über 
qualificierte  Fälle  s.  §  92  ff.  Über  die  Provokation  vgl. 
Wachen feld,  Mord  und  Totschlag  S.  42.  Sehr  weitgehend  ist  die- 
selbe im  toskani sehen  Gesetzbuch  (Art.  LXVIII)  berücksichtigt 
worden,  indem  es  „nicht  nur  für  den  Herausgeforderten,  sondern  auch 
für  den  Provokanten  eine  gelindere  Strafe  zuläfst**.  Wachen- 
feld, a.  a.  0.  S.  251.  Näheres  Über  die  systematische  Behandlung  u. 
die  Bestrafung  der  Tötungsdelikte  im  Toskan.  Krim.-GB.  und  der 
Josephina:  ebendaselbst,  S.  39 ff.  u.  249 ff. 
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geschichtlichen  Traditionen  erklärt  es  sich  leichter,  dars  in  diesen 
Gesetzgebungen  auch  die  Formen  der  sog.  analogen  Talion 
ausdrücklich  oder  doch  stillschweigend  beseitigt  sind,  und 
zwar  selbst  bei  denjenigen  Verbrechen,  bei  welchen  sie  sich 
anderswo  noch  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  erhalten  haben,  wie 
bei  der  falschen  Anschuldigung  oder  Kalumnie'**)  und  dem 
Meineid  (resp.  dem  eidlichen  falschen  Zeugnisse)  in  Kriminal- 
sachen ^®'). 


200)  Hierfür  ist  das  Talionsprinzip  im  Toskan.  Krim.-Gb.  aus- 
drücklich beseitigt.  Die  Strafe  der  calumnia  (Art.LXVf,  S.396) 
soll  nämlich  immer  öffentlicher  Staupenschlag  in  Verbindung  mit  ewi- 
ger Landesverweisung  (fUr  Staats-Unterthanen)  sein,  „ohne Rück- 
siebt  darauf,  wenn  das  fälschlich  angeschuldigte  Verbrechen  selbst 
nur  eine  geringere  Strafe  nach  sich  zöge**,  wogegen  es  allerdings 
dem  Ermessen  des  Richters  anheimgestellt  bleiben  soll,  die  Strafe 
„nach  Beschaffenheit  der  Fälle  bis  zur  lebenswierigen  öffentlichen 
Arbeit  zu  erhöhen.''  Auch  die  Josephina,  welche  die  falsche  An- 
schuldigung systematisch  bei  den  „Kriminalverbrechen,  welche 
auf  die  Ehre  unmittelbare  Beziehung  haben **  (Wegele,  Gesch.  der 
falschen  Anschaldigung  S.  47) ,  kennt  bei  den  Strafen  des  De- 
likts nur  noch  eine  ganz  allgemeine  und  geringfügige  Rücksicht 
auf  die  Schwere  des  für  den  falschlich  Bezichtigten  entstandenen 
Nachteils  oder  Schadens.  Vgl  bes.  Josephina  I,  Kap.  V  S  129. 
Beide  Gesetzbücher  haben  für  die  Verleumdung  durch  Pasquill 
nur  noch  fest  bestimmte  Strafen  ohne  Rücksicht  auf  die  Strafe  der 
durch  die  Schmähschrift  angedichteten  strafbaren  Handlung.  8.  Tos- 
kan. Krim.-GB.  Art.  LXIII  (S.394)  vgl.  mit  Art.  LXXIII  (S.  399) ;  J  o  s  e  - 
phina,  Teil  II  §  53,  54. 

201)  Vgl.  Josephina  IKap.  VI§151,  155  und  Näheres  besonders 
über  die  Strafen  des  (von  der  Josephina  systematisch  als  nBetrug** 
aufgefafsten)  Meineids  bei  :Wahlberg,G  esammelte  kleinere  Schrif- 
ten III,  S.  11;  V.  Liszt,  Meineid,  S.  128  ff.  und  136ff.;  Pertile, 
StoriaVp.563  Anm.  72;  s  etwa  auch  noch  Kohl  er,  Treue  und  Glau- 
ben im  Verkehr.  Ein  Beitrag  zur  Lehre  vom  strafbaren  Betrug.  Berl. 
1893,  S.  42.  —  Auch  in  der  Bestrafung  des  vorsätzlichen  Entweiche n- 
lassens  Gefangener  findet  sich  in  der  Josephina  (I  §76  —  78) 
nur  noch  ein  ganz  schwacher  Anklang  an  das  Vergeltungsprinzip  in 
einer  ziemlich  allgemeinen  Rücksichtnahme  auf  die  Schwere  des  De- 
likts gewisser  Strafgefangenen  (s.  bes. §77).  Ähnliche  Abstufung  der 
Strafe  für  Verbergung  von  Verbrechern  (§§  81—84),  Je  nachdem 
der   verhehlte  Verbrecher   gefährlicher  und  gemeinschädlicher  ist". 
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Anch  von  den  Bymbolisch  -  vergeltenden  Strafformen  ist 
kaum  noch  etwas  anzutreflFen^®^).  Vergleichen  wir  in  dieser 
Beziehung  z.  B.  die  Behandlung  der  Gotteslästerung  in  der 
Theresiana  mit  derjenigen  des  Josepb inisehen  Gesetzes  von 
1787,  so  zeigt  sich  uns  aufs  evidenteste  der  Unterschied  der 
veränderten  Anschauungen,  in  Folge  welcher  der  Thäter  statt 
mit  grausam-vergeltenden  Verstümmelungen  belegt  zu  werden, 
lediglich  als  ein  Wahnwitziger  bis  zur  Besserung  ins  „Toll- 
haus" gesperrt  werden  solP®^),  eine  Bestimmung,  welche  wohl 
speziell  auf  die  persönliche  Initiative  des  aufgeklärten  Monar- 
chen zurückzuführen  ist,  in  dessen  Augen  die  Religion  ledig- 
lich als  „Leitriemen"  für  die  Volkserziehung  erschien  ^®*). 

Auch  die  spätem  österreichichen  Gesetzbücher,  welche 
allerdings  die  Todesstrafe  wieder  einführten^®*),  huldigen  noch 
ganz  vorwiegend  den  relativen  Strafzwecken.  Von  den  in 
naher  Verwandtschaft  zu  einander  stehenden  Strafgesetz- 
büchern von  1796  für  das  neu  erworbene  Westgalizien  und  vom 
Jahre   1803    für   die    übrigen  Teile   der  Monarchie^®«)    hebt 

(§  84).  —  Bei  der  „eigeamächtigen,  unberechtigten  Gefangenhal- 
tnng"  (I  §145—147)  endlich  ist  bei  der  Strafe  keine  Rücksicht  auf 
die  Dauer  der  Freiheitsentziehung,  sondern  nur  auf  den  dadurch 
zugefUgten  Schaden  genommen. 

202)  Dies  hängt  mit  der  Beseitigung  der  körperlichen  Verstüm- 
melungen in  e.  S.  zusammen.  Vgl.  oben  S.  26  Anra.  26,  S.27  Anm.  30. 

203)  Josephinall  §  61:  Der  Thäter  „ist als  Wahnwitziger  zu 
behandeln  und  in  dem  Tollhause  so  lange  gefänglich  anzuhalten, 
bis  man  seiner  Besserung  vergewissert  ist".  S.  auch  oben  S.  88 
Anmerk.  193.  Vgl.  dazu  unter  anderem:  Cantü,  Eeccaria  p.  195; 
Wahlberg,  Ges.  kl.  Schriften  III  S.  10-,  Rulf,  Joseph.  IL  S.  15; 
V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  362;  Finger,  Strafrecht  I  S.38.  v.  Bar, 
Handb.  I  S.  160  bemerkt  dazu,  dafs  der  „bigott-religiöse"  Standpunkt 
der  Theresiana  in  der  Josephina  durch  einen  „ängstlich-polizeilichen" 
ersetzt  worden  sei.  Pertile,  StoriaV  p.  439  Anm.  19  stellt  dazu  die 
Ansichten  von  Montesquieu  (Espr.  des  lois  XII 4)  undFilangieri 
(III,  44)  über  die  Gotteslästerung  in  Parallele. 

204)  Vgl.  V.  Bar,  Handb.  I  S.  160;  v.  Liszt,  Lehrbuch  6. Aufl. 
S.  362  flF. 

205)  Vgl.  schon  oben  S.  28  flF. 

206)  S.  dazu  schon  oben  S.  28  Anm  33  u.  S.29  Anm. 34.  Hiller 
in  StGG.  I  S.  121  betont,  dafs  das  Strafgesetzbuch  für  Westgalizien  von 
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das  erstere  ausdrüeklich  den  Zweck,  ^den  Verbrecher  anfser 
Stand  zu  setzen,  zu  schaden"  hervor^®'),  während  das 
letztere   vor  Allem   die  Abschreckung   (Anderer) 2®«),   und 

1796  trotz  seiner  nahen  Verwandtschaft  mit  dem  Österreich,  (iesetzb. 
Y.  1803  doch  „innerhalb  der  Entwicklungsgeschichte  der  österreichischen 
i^trafgesetzgebung eine  so  eigentümliche  Stellung**  einnimmt,  „dafs 
es  trotz  seines  mehr  lokalen  Charakters  .  .  doch  besondere  Wür- 
digung verdient".  Mit  Rücksicht  auf  die  in  dem  GB.  v.  1796  zunächst 
noch  in  beschränkterem  Umfange  (als  indemGB.  v.  1803)  hergestellte 
Todesstrafe  bezeichnet  es  andrerseits  derselbe  Schriftsteller  a.a.O. 
S.  122  nur  als  „eine  Etappe  in  der  fortschreitenden  Wieder- 
einführung der  Todesstrafe  in  der  österreichischen  Gesetz- 
gebung". Vgl.  darüber  Näheres  noch  unten.  —  Sonst  sind  die 
Strafdrohungen  schon  viel  milder  und  nicht  mehr  so  knapp  ge- 
fafst  als  in  der  Josephina,  „wengleich  nicht  zu  leugnen  ist,  dafs 
im  Grofsen  und  Ganzen  an  der  Grundlage  des  letztern  Gesetzeswerkes 
festgehalten  werden  sollte".  Hiller,  a.  a.  0.  121  ff.  Vgl.  auch  oben 
S  31  Anm.  36.  Aus  dem  Gesetzbuche  selbst  sind  in  dieser  Beziehung 
namentlich  die  oft  noch  recht  barbarischen  Freiheitsstrafen  (Ker- 
ker) zu  erwähnen.  Vgl.  §  22 ff.  (Kleinschrod  im  Alten  Arch.  des 
CR.  I  1799  Stück  II  Nr.  XH,  S.lUff.).  Auch  die  Brandmarkung 
ist  noch  zugelassen  (§  37). 

207)  Kleinschrod,  a.  a.  0.  S.  114. 

208)  V.  Bar,  Handbuch  I  S.  164:  „Bei  den  Verbrechensstrafen 
herrscht  offenbar  die  abschreckende  Tendenz";  vgl.  d'Elvert, 
Beiträge  S.  172.  Ausdrückliche  Anerkennung  im  Kundmachungs- 
patent, Abs.  15:  „um  den  Abscheu  gegen  Verbrechen  nicht  zu 
schwächen".  Sonstige  Belege  (abgesehen  von  der  Todesstrafe)  im  StGB, 
von  1803  sind:  I,  1  §  14  betr.  die  (der  Josephina  noch  sehr  ähnliche) 
„schwerste  Kerkerstrafe"  (vgl.  v.  Bar,  Handbuch  I  S.  164  Anm.  679; 
Finger,  Strafr.  I  S.44  und  Anm.  30);  I  1  §§17,  19  ff.,  II  §  15  ff.,  21: 
körperliche  Züchtigungen  und  andere  Schärfungen  der  Freiheitsstrafe, 
öffentliche  Ausstellung  auf  der  „Schandbnhne" ;  I  1  §  22  (Brand- 
markung) u.a.m.  Vgl.  V.  Wick,  Ehrenstrafen  S.  103 -,  v.  Bar,  Hand- 
buch I  S  165;  Pertile,  Storia  V  p.  348  Anm.  34.  Über  thatsäch- 
liche  Milderungen  der  Härten  des  Gesetzbuchs  durch  weitgehende 
Zulassung  des  richterlichen  Ermessens  s.  Berner,  Strafgesetzgebung 
S.  47;  V.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  124-,  v.Bar,  Handb.  I  S.  165; 
Herbst,  Handb.  I  S.ll  ;  Hiller  in  StGG.  I  S.  125.— Aus  dem  ganz 
ähnlichen  Strafensystem  des  Aargauer  Kriminalstrafgesetzes 
V.  1805  (oben  S.  30 Anm.  34)  s.bes.:  Art. 27  (schwerste  Kettenstrafe,  d.h. 
einsame  Einsperrung  mit  schweren  Eisen   an  Händen  und  Füssen,  mit 
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zwar  in  einer  Form  betont;  welche  man  nicht  unpassend  als 


sclmialer  Kost,  hartem  Lager,  schwerster  Arbeit^ .  §  29  Ziff.  a— e  (Yersehar- 
fangen  der  Freiheitsstrafen  §oO  AnssteUimg  auf  d.  Schandböhnei 
I  31  o.  34  körperliche  Züchtigung,  bezw.  Stanpbesen  §  33  (Brand- 
marknng.  bestehend  in  Einschröpfung  des  Buchstabens  A  aaf  der  linken 
Schalter;.  Dazn  im  AI  lg.:  Temme,  Lehrbuch  §  8$.  S.  238,  §  89, 
8.246  ff.,  I  92  S.2^2.—  Zd  weit  gehen  jedenfalls  wohl  Mittermaier, 
Strafgesetzgebung,  I  S.  13  n.  Uli  mann,  Fortschrine,  S.  9  mit  der 
Behauptung,  dafs  „als  alleiniges  Prinzip  der  Strafe"  im  Österreich. 
StGB.  Ton  1803  die  Abschreckung  erscheine,  da  namentlich  auch 
die  Zwecke  der  Sicherung  il  Prävention  Berücksichtigung  in 
ihm  gefunden  haben.  Vgl  darüber  Ab  egg,  StrafTechtstheorieenS.163, 
164  n.  AnnLl87;  Hepp,  Darstellg.,  Einltg.  S.XXVIIff.:  t.  Zeiller, 
Beiträge  I  S.  71  ff.  und  Materialien  VHl  S.  388;  Berner,  Lehrbuch 
17.  Aufl.  S.  34;  d'Elvert,  Beiträge  8.170:  .Überall  liegt  ;^demGB.) 
die  Absicht  zu  Grunde,  die  Ruhe  des  Staates  und  die  Wohlfahrt 
seiner  Bewohner  Ton  allen  Seiten  zu  sichern,  nicht  nur  von  Ver- 
brechen abzuschrecken,  sondern  auch  der  Verbreitung  der  Sitten- 
verderbnis entgegenzuwirken  und  dadurch  den  Verbrechen  selbst 
.  .  .  vorzubeugen**.  Köstlin,  System  I  S.  423  Anm.  2  scheint 
die  Prävention  sogar  als  Hauptzweck  aufzufassen.  Zu  vgl.  aus  dem 
Gesetzbache  selbst:  1  2  §  424  „dafs  auch  der  gemeinen  Sicher- 
heit .  .  .  wesentlich  daran  gelegen  ist,  das  Verbrechen  zu  bestrafen**, 
femer:  I,  1  §  84  (Landesverweisung)  und  II,  §  8  u.  17  -(Ortsverwei- 
sung),  und  dazu  Fuhr,  Strafrechtspflege  S.  25.  Ausdrücklich  spricht 
auch  das  Aargauer  Krim.-StG.  von  1805  im  Vorworte  (S.  22)  von 
einem  „Strafgesetz,  wodurch  .  .  die  öffentliche  Ruhe  .  .  .  gesichert 
werde".  —  Andrerseits  ist  allerdings  zuzugeben,  dafs  im  GB.  v.  1803 
„auf  die  Möglichkeit  der  Besserung  wenig  Rücksicht  genonmien 
ist**.  Abegg,  a.  a.  0.,  S.  163^  A.  M.  Zeiller,  a.  a.  0.,  vgl.  Hepp, 
a.  a.  0.,  S.  XXVII.  Das  Kundmachungspatent,  Abs.  15  spricht  zwar 
einmal  von  einer  „bessernden  Züchtigung'',  scheint  dieselbe  aber 
nur  als  Folge  der  Polizeiübertretungen  —  im  Gegensatze  zu  den 
eigentlichen  „Criroinalstrafen"  aufzufassen.  Ausserdem  s.  etwa  noch 
I  1  §  48 :  Veränderung,  beziehungweise  Verkürzung  der  Kerkerstrafe 
bei  Zusammentreffen  mehrerer  Milderungs  -  Umstände,  „welche  mit 
Grund  die  Besserung  des  Verbrechers  erwarten  lassen".—  Auch  über 
die  Berücksichsichtigung  des  absoluten  Moments  der  Gerechtig- 
keit im  GB.  herrschen  Meinungsverschiedenheiten.  Während  z.  B. 
Zeiller,  Beiträge  I  S.  71  ff.  hervorhebt,  dafs  „das  gerechte  £ben- 
maffl  zwischen  Strafe  u.  der  Schuld"  nicht  aufserAcht  gelassen  wor- 
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ein  Abbild  der  von  Fenerbach  anfgeBtellten  Theorie  des 
sog.  psychologischen  Zwanges  bezeichnet  hat '^•).  Das  Kond- 
machungspatent  des  Gesetzes  vom  3.  September  1803  stellt 
(im  Absatz  10)  nämlich  als  Grundregel  den  Satz  auf,  dafs 
„der  Schuldige  kein  gröfseres  Lbel  leiden  (solle),  als  zur 
Hintanhaltung  der  Verbrechen  angedrohet  und  voll- 
zogen werden  mufs"**^). 

Dafs  übrigens  dieses  Prinzip  auch  in  Beziehung  steht  zu 
der  bekannten,  auch  mit  der  Yergeltungsidee  verquickten 
Forderung,  die  Strafe  möglichst  den  zu  den  einzelnen  Ver- 
brechen treibenden  Leidenschaften  oder  Triebfedern  ent- 
gegenwirken zu  lassen  oder  sie  dem  Geist  oder  der  Natur  der 
Delikte  anzupassen,  ist  teils  schon  früher  hervorgehoben, 
teils  ist  darauf  noch  ausführlicher  bei  der  Betrachtung  des 
bayerischen  Strafgesetzbuchs  von  1813  und  seiner  Vorarbeiten 
zurückzukommen.  Es  könnte  daher  eigentlich  um  so  weniger 
befremden,  den  letzteren  Gedanken  auch  im  österreichischen  Ge- 
setzbuehe  deutlicher  ausgeprägt  zu  finden,  als  bei  seiner  Redak- 
tion auch  Joseph  von  Sonnenfels^**)  beteiligt  gewesen*"), 


den  Bei  (8.Hepp,  Darstellung,  Einleitg.  S.  XXVII  flf.).  sag*  Ab  egg, 
Strafrecbtstheorieen  S.  164:  „Das  Prinzip  der  Gerechtigkeit  hin- 
sichtlich eines  Gleich mafses  und  richtigem  Verhältnisses  der 
Strafe  zu  der  Verschuldung'*  sei  „nicht  selten  .  .  verletzt**  worden. 
•—  Über  die  auf  den  Zweck  der  Genugthuung  des  Verletzten  zie- 
lenden Institute  der  Abbitte  und  des  Widerrufs  bei  Injurien 
8.  Eöstlin,  Abhandlungen  S.78  u.  Anm.3. 

209)  Herbst,  Handb.  I  S.  10:  „Es  liegt  (dem  Gesetzbuche)  .  .  . 
die  strafrechtliche  Theorie  des  psychologischen  Zwanges 
zu  Grunde**.  Ebenso  im  Wesentl.:  Berner,  die  Strafgesetzgebung 
§  58  S.  46  und  Lehrbuch  12.  Aufl.  S.  35  Anm.  1  (Anticipation  der 
Grundgedanken  Feuerbachs);  v.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  124 
l{r.  1;  Heinze  ebendas.  I  S.  317;  Hiller  in  StGG.  I  S.  123:  „Es 
ist  das  erste  Gesetz  .  .  .,  welches  Feuerbachs  Theorie  des  psy- 
chologischen Zwanges  zu  Grunde  legt,  ohne  jedoch,  wie  das 
Werk  Feuerbachs,  das  bayerische  StGB,  von  1813,  das  System  bis 
in  seine  äufsersten  Konsequenzen  einseitig  zu  treiben**. 

210)  Vgl.  damit  Feuer  bach,  Lehrbuch,  14.  Aufl.,  §  13  ff.  S.38ff. 
und  Näheres  noch  unten.  —  Finger,  Strafr.  I  S.  43. 
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dieser  aber,  wie  schon  fitiher  aus^rtibrt  '**  ,  gleich  den  meisten 
geiner  Zeitgenossen  sieh  in  seinen  Sehriften  für  die  gesetzliehe 
Dorehfilhning  jener  Regel  erwärmte.  Dennoch  läfst  sich  die 
Anerkennung  derselben  im  Gesetzbuche  Ton  Islö  gerade  nicht 
allzn  häufig  nachweisen.  Doc-h  sind  die  vereinzelt  anzutref- 
fenden Androhungen  entehrender  Strafen  für  regelmäfsig 
aus  ehr  loser  Gcf^innung  entspringende  Delikte  ^'*»  und  der  im 
II.  Teile  öfter  Torkommenden  Geldstrafen  für  auf  Gewinn- 
sucht zurückzuführende  -schwere  Polizey-L bertretangen-  ^**) 
allenfalls  als  Beispiele  hierfür  zu  nennen. 


2 1 1)  S.  über  denselben  o.  seine  kriminalpolit ischen  Ansichten :  onsere 
AbtIg.  II  8.  212  u.  Aniii.  5Gö,  213  Anm.  r.GtJ.  S.  214  Anm.  571. 

212j  Böhmer,  Handb.  §29  S.  115;  Wahlberg  in  HH.  II  S.520. 

213)  S.  Abtlg.  II  S.  2-2Gflf.  a.  .Anm.  6i7  und  Gl7— 20. 

214)  4S0  bes.  die  Öffentliche  Ausstellung  anf  der  „Schand- 
btthne**  rPranger;  flir  Meineid:  (l  1  §  183;  vgl.  v.  Liszt.  Mein- 
eid 8.  1C8.  Anm  2;  Derselbe,  Die  falsche  Aussage  S. 227)u.  fUr 
wiederholte  Kuppelei,  (II  1  §  259).  Doch  findet  sieb  die  gleiche 
Strafe   auch  z.  B   für  Rückkehr   eines  Verwiesenen  {I  1  §  ^). 

215)  Wahlberg  in  HH.  II  S.  5*20:  „In  dem  (von  Sonnenfels 
redigierten;  Gesetzbuch  von  1803  über  schwere  Polizei-Übertre- 
tungen wurden  dieVermÖgensstrafen  ..  .  r.ufgenommen,  weil  sie 
sich  bei  Übertretungen,  .deren  Triebfeder  Gewinnsucht  ist,  vor- 
züglich wirksam  erweisen".  Vgl.  in  dieser  Beziehung  über  Son- 
nenfels: Abtlg.  II  S.  2*2G,  Anm.  619  im  Anfange.  Beispiele  aus 
dem  Gesetzbuche:  Teil  IL  1  §§  58,  CO,  64,  66,  69,  10i\  101,  106,  116, 
120,  122,  125,  153,  156,  157,  159,  160,  195,  219,  221,  222,  230,  266.  — 
Ganz  abweichend  hatte  noch  die  Josephina  II,  §  10  bestimmt: 
„Geldstrafen  können  gegen  politische  Verbrechen  {d.  h.  modern 
gesprochen :  Polizeiübertretungen),  den  einzigen  Fall  verbotenen  Spiels 
ausgenommen  (s.  II  §  29),  nicht  verhänget  werden".  Noch  viel 
weniger  sind  sie  daher  bei  Kriminal -Verbrechen  (wo  sie  auch  dem 
GB.  y.  1803  prinzipiell  noch  unbekannt  sind)  zugelassen,  „da  Kaiser 
Joseph  bei  der  Ansicht  verharrte,  dafs  Geldstrafen  der  Reiche  nicht 
empfinde,  der  Arme  aber  durch  dieselben  zu  Grunde  gerichtet  und 
die  unschuldige  Familie  dadurch  in  Mitleidenschaft  gezogen  würde." 
Rulf,  Josephll.  S.  16.  —  Das  Aargauer  Krim.-StG.v.  18o5  läfst  auch 
für  verschiedene  schwere  Gewinnsuchts-„ Verbrechen"  i.  e.S.  kumu- 
lativ neben  Freiheitsstrafe  Geldstrafe  in  mehrfachem  (i.d.R.  dop- 
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Noch  spärlicher  fliefsen  die  Beispiele  für  wiedervergel- 
tende Strafen  im  engem  Sinne  ^••). 

Als  Fall  einer  materiellen  Tal  ion  könnte  man  ja  allen- 
falls die  wiederhergestellte  (nicht  zu  verschärfende)*^")  Todes- 
strafe beimMorde  ^^■)  anführen;  da  jedoch  die  Wortfassung 
des  einschlägigen  Paragraphen  die^icn  Gedanken  nicht  beson- 
ders hervorhebt***),  so  darf  man  wohl  annehmen,  dafs  der 
Gesetzgeber  —  gleichwie  bei  den  übrigen  mit  dem  Tode  be- 
drohten Verbrechen-*')   —   auch  hier  hauptsächlich 


pelten)  Betrage  des  gezogenen  oder  gesuchten  Vorteils  etc.  eintreten. 
So  in  §§  97  (für  passive  Bestechung:  „doppelter  Betrag  des  ange- 
nommenen oder  yersprochenen  Geschenks"),  08  (fiir  Amts-Unter- 
schlagnng:  „doppelter  Ersatz  des  Entwendeten''),  100  (für  Amts- 
Erpressung:  Ersatz  des  doppelten  Betrages  des  Erprefsten).  Vgl. 
Temme,  Lehrb.  §  215,  S.  674. 

216)  Vgl.  ttber  die  Gegnerschaft  v.  Sonnenfels'  gegen  das 
äufserliche  Vergeltungsrecht  (in  dessen  Grandsätzen  etc.  I  §  345, 
S.  426  £f.):  i^nsere  Abtlg.  H  S.  224  Anm.  608. 

217)  Strafgesetzbuch  von  1803  I,  1  §  43  (=  Aargau  er  Krim.-StG. 
Art.  24);  8.  im  AUg.  über  die  Tod  es  strafe  auch:  1,1  §9.  In  Aargau 
erfolgte  die  Exekution  durch  Enthauptung  mit  dem  Schwerte. 

218)  Über  den  Begriff  dieses  Verbrechens  s.  v.  Bar,  Handb.  I 
S.  164.  Anm.  678:  „Mord  umfafste  nach  dem  Gesetzbuch  (f,  1  §107) 
auch  den  Totschlag  des  deutschen  StGBs",  wogegen  als  „Tot- 
schlag" (nach  §  123)  eine  lebensgefährliche  dolose  Handlung  mit  tot- 
lichem  Erfolg  erscheint.  Näheres  bei  Wachenfeld,  Mord  und 
Totschlag,  S.  44  ff.  Cber  die  ganz  ähnliche  Behandlung  der  Tötungs- 
delikte im  Aargauer  Krim.-StG.  von  1805:  Temme,  Lehrb.  §160, 
S.519  u.  Anm.161,  S.Ö27  ff.  —  Schon  in  einem  kaiserlichen  Schreiben  v. 
12.  Januar  1802  war  die  Wiedereinführung  der  Todesstrafe  für  eine 
Reihe  von  Verbrechen,  darunter  auch  „Mord,  vorsätzlicher  Tot- 
schlag, Raub-  und  Strafsenmord"  angeordnet  worden.  Vgl. 
Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  44,  45.  In  dem  StGB,  für  Westgalizien 
war  die  Todesstrafe  für  den  einfachen,  nicht  qualißcierten  Mord 
(§  110 ff.)  noch  nicht  angedroht  gewesen.  Wachenfeld,  S.  42  ff. 
und  unten  Anm.  220. 

219)  Vgl.  StGB,  von  1803,  I  1  §  119:  „Jeder  vollbrachte  Mord 
soll  ...  an  dem  Mörder  .  .  mit  dem  Tode  bestraft  werden".  Ebenso: 
Aargauer  Krim.-StG.  Art.  115. 

220)  Es  sind  dies:  Hochvenat  (I,  1  §  53),  Fälschung  von  Kre- 
ditpapieren  (I,   1   §  94),   räuberischer   Totschlag   (I,    1  §  124)    und 

Günther,  Idoe  der  Wiedervergeltang.    III,  1.  i 


aji  d*?,  T  r  fcr  J>*r:ii:a  Tz.>r-- iitr:^^.  i:«i«:ire»:kÄde  Kraft 
der  >c^:e  in  L»r:«rz.  irz.  C-'iiVx  w~e»iTrrrw.  ir»rc 

1^'.:5  —  eVi.'i.:-  w^r-  ^i*  i  c  irr  Jr^^ejlzA  —  iLe  vcr^Li^deiieii 
FälTe  Crr  ana'.-:rer  TaI-  i-  ^t  ri»irc  >x»n  fr-s^n  bei  den 
in  BetrarLi  k- ;tiL-e:i-iTr.  I^rUki^-  e-iwc^er  ti-rrticit  nur  von 
TöFLieivj;   fr-;  lt--:"rLi^;c  S;r:i::rn    Ar,>i^rdi>:i;^^     c-der  di«ch 


eii^ize  «•^bver*  Fi*  c^r  rT^r--«Tif:^3x  T.  1  f  14^.  litt.  a'^.  Vgl. 
Mittermaier.  STra:'r^r<erLrrr^r^  I  S  1^;  Berser.  Sir»fge- 
f«xreb=rr  S.  47:  Arlix^  ±  t':«rr  cfe  T-ö-rsfc^e  S-  4  asd  45; 
T.  Holtxendorff  ä  HH.  I  S.  Ir4  Sr.  i:  t.  Bar.  Haadbn^k  I, 
S.  K4:  H i ; !er  i»  Sr^^^i.  I  S.  :r4.  Da*  v^stralixiseke 
SüjB.  hane  den  T«--d  aai  iiali^Ki  e^-^riai:«  nr  H«>chTerrat  '§  44'/ 
IL  Bacbmord  §  liv  ,  ft-rx*r  fir  }lr--^hel=>:'ri  Verrirtoir.  Verwand tc»- 
mord  nnd  As^a^^iniuzn  flli»  ff^*r»>hi.  w^w^pe^^M  ihm  die  andeni  Fälle 
des  StiiB/s  von  ISo  n«x*h  cnl-ekanst  varen.  Oacx  ähnlich  (wie  in 
Östeireieh  1^6  i*Tauvh  der  Um -'an^  der  ti><!e>wünii^en  Delikte  .noch 
aofser  dem  Mürde  im  Aarganer  Krim.-Srt^i. abfneCTienit.  Vgl.  das. 
Art.  .>>,  57  (H<^K:h-  und  Landesverrai  .  An.  ^»^  Aufreizung  ul  Ridels- 
führer»€haft  beim  Aufrnhri,  Art.  7S,  7i^.  17v»  schwere  Fälle  der 
Brandstiftnug  ,  Art.  124  Kindesaujisetiuiii:  mit  Absicht  der  Tötung), 
Art.  154  ff.,  ItVi  qi:alif.  Raub.  S.  auch  Temme,  Lehrbuch  §  81>, 
8-  239.  Über  den  verhälmismäisig  seltenen  Vollzug  der  Todes- 
urteile in  Österreich  in  Fo!*re  häulig^r  Begnadigrungen  8.  Bern  er, 
Strafgesetzgbg.  S.  47;  Herbst,  Handb.  I  S.  10;  Hiller  in  StGO.  I 
8.  124. 

221)  So:  Mittermaier,  Die  Strafgesetzgebung  I  S.  la 

222)  So  im  Wesentl  bei  der  ,un gegründeten  Beschuldi- 
gung eines  Veibrechens*,  welche,  falls  sie  «nicht  so  weit  gegangen 
ist**,  um  nach  Teil  I,  1  §  188  zum  Verbrechen  der  Verleumdung 
gezählt  zu  werden,  im  Teil  II,  1  Hauptst.  XH,  §  234  ff.)  als  „Ehren- 
beleidigung** bei  den  , schweren  Polizey-Übertretungen"  abgehandelt 
Ist.  Doch  wird  sowohl  bei  den  in  11,  1  §§  2o4,  235  genannten  Füllen 
der  „Ebrenbeleidigungen"  als  bei  der  Verleumdung  nach  1, 1  §  189 
die  regelmäfsige  Strafe  erhöht,  wenn  durch  die  Handlung  ftir  den 
Beschädigten  ein  „Nachteil'*  erwachsen,  bezw.  wenn  er  dadurch 
einer  „gröfsern  Gefahr"  ausgesetzt  worden.  Vgl.Pertile,  Storia 
V.  p.  563  Anm.  72.  Über  den  Fall  der  Beleidigung  durch  Schmäh- 
schrift 8.  If,  1  §  237.  —   Über  Heineid  (bezw.  falsches  Zeugnis), 
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höchstens ;  wie  z.  B.  bei  dem  Entweichenlassen  Gefangener 
nnr  noch  einen  schwachen  Anklang  an  die  Vergeltangsidee 
in  der  dem  Richter  erteilten  Anweinung  beobachtet,  die  Hohe 
des  Strafmafses  im  konkreten  Einzelfall  mit  KUcksicht  auf 
bestimmte  Umstände  (wie  z.  B.  die  Schwere  der  von  dem 
entwichenen  Delinquenten  begangenen  Missethat)  festzu- 
setzen*'*). 

Einen  viel  reichlicheren  Stoff  fttr  unsern  Gegenstand  als 
das  österreichische  Gesetzbuch  von  1803  liefert  noch  das  in  dem- 
selben Jahre  mit  ihm  publicierte  badische  Straf- Edikt, 
eine  Art  Ausföhrungsgesetz  zur  Carolina"*),  über  dessen  Wert 
und  Bedeutung  die  Ansichten  der  neuem  Schriftsteller  teil- 
weise nicht  unerheblich  auseinandergehen  '"'*).    Unter  den  vom 


als  Form  des  „Betrugs"  behandelt  und  mit  fester  Strafe  belegt,  die 
sich  jedoch  bei  V erursachnng  eines  sehr  wichtigen  Schadens  erhöht, 
s.  I,  1  §  178a,  183  und  dazu  v.  Liszt,  Meineid,  S.  137,  138.  Vgl. 
Aarganer  Krim.-StG.Art.142,  143  („fälschliche  Anklage**  mit  festen 
Strafen);  Art.  163  litt,  a,  166,  167  (Meineid  und  falsches  Zeugnis). 
Temme,  Lehrb.  S.  492  flf. 

223)  Über  das  Entweichenlassen  Gefangener  (durch  List 
oder  Gewalt)  s.  I,  1  §§  196—198.  Die  verschieden  abgestufte  Strafe 
wird  hier  bemessen  mit  gewisser  BUcksicht  auf  die  Schwere  und 
Gefährlichkeit  der  vom  Entwichenen  begangenen,  zum  Teil  spe- 
ziell aufgezählten  Delikte.  Ftir  das  Nähere  s.  etwa  II  aber  1  in,  Grund- 
sätze II  S.  204.  Die  ganze  Materie  erscheint  systematisch  im  österr. 
StGB,  nnr  als  ein  bes.  Fall  des  „Verbrechern  geleisteten  Vorschubs" 
(d.  h.  Begünstigung).  S.  I,  1  §  190-200  u.  Gretener,  Kegünstigung 
etc.  S.  58.  Auch  das  Aargauer  Krim.-StG.  Art.  189  berücksichtigt 
bei  der  Strafzumessung  für  die  „Hülfe  zum  Entweichen  der  Gefangenen** 
die  „Gefährlichkeit  des  Entwichenen".  Vgl.  auch  Temme,  Lehrb. 
§  128,  S.  401.  —  Ftir  die  „unbefugte  Einschränkung  der  persön- 
lichen Freiheit"  (I,  1  §  79)  soll  sich  die  regelmäfsige  Strafe  u.  a. 
erhöhen,  wenn  „die  Anhaltung  über  3  Tage  gedauert  hätte".  Im 
Aargauer  Krim.-StG.  Art.  138,  139  ist  dieser  Erschwerungsgrund 
nicht  besonders  erwähnt.  Vgl.  Temme,  a.  a.  0.  §  181)  S.  577. 

224)  Vgl.  Näheres  schon  oben  S.  32  Anm.  38. 

225)  Schon  Mitter  maier,  Über  den  neuesten  Zustand  (18:^5) 
S.  5 ff.  stellte  das  Gesetzbuch  im  Ganzen  sehr  hoch  und  meinte,  es 
sei  in  Deutschland  nicht  hinreichend  gewürdigt  worden.  Im  direkten 
Anschlufs    daran  bemeilLt   auch   Berner,   Strafgesetzgebung  §  171 
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Gesetzbncbe   anerkannten    relativen   Strafzwecken  fiberwiegt 
aueh    hier  die  Abschreckung^^)  wohl   unbestreitbar  die 


S.ldT,  dafs  das  Straf-Edikt  srbiin  «viele  vortreffliehe  Besrimmongea* 
enthalte,  .die  man  zuerst  in  späteren  deatschen  Gesetzböchem 
anzatreffen  meini-;  Gelb.  Lehrb.  I  S.  3»j9  ist  dangen  der  Ansicht, 
es  gehöre  ^freilich  nicht  seinem  Datum,  wohl  aber  seinem  Inhalte 
nach*  zn  der  Klasse  der  Gesetzbücher  des  Torigen  Jahrhunderts, 
und  ebenso  meint  Schütze,  Lehrb.  2.  And.  S.  S»  Anm.  2,  dafs  es 
sich  «nach  Geist  and  Bichtong*  noch  dem  Codex  BaTariens  und 
der  Theresiana  anreihe.  — Das  Biehtige  dürfte  in  der  Miste  liegen« 
insofern  das  Gesetzbach  Vorzüge  nnd  Mängel  gleichzeitig  in  sich 
Tereinigt.  Als  Beispiele  für  erstere  Tgl.  etwa  §25:  Abschaffung 
aller  ,m  artern  den  ;qnalificierten  Todesarten*  und  der  «TerstGm- 
mein  den  Leibesstrafen*;  §  27 — 35:  ziemlich  richtige  Abstufung  der 
Freiheitsstrafen  tL  s.  w.  Verschiedene  Mängel  des  Gesetzbuchs 
<  Lfickenhaftigkeit,  nngenügende  Bezeichnung  des  Thatbestandes,  viele 
absolute  Strafdrohangen,  Anerkennung  der  Strafen  der  öflfentlichen 
Ausstellung  (§  32;  nnd  des  dem  Bessenings zweck  widerstreitenden 
„Schellenwerks")  betonte  bes.  eine  Bede  des  Präsidenten  des  bad.  Justiz- 
ministeriums, Staatsrats  JoUy,  gehalten  gelegentlich  der  Beratungen 
des  spätem  badischen  Strafgesetz-Entwnrfs  am  9.  April  1839  in  der 
2.  Kammer  der  .StändeTersammlung.  Vgl.  Annalen  der  deutsch,  nnd 
ausländ.  Kriminalrechtspflege  T.  D  e  m  m  e  n.  Klunge,  Bd.  VIII  (1839) 
S.  388  ff.  und  danach  Berner,  Strafgesetzgbg.  S.  198,  199.  Über 
sonstige  H  arten  s.  auch  noch  die  folgende  Anmerkung. 

226)  Zu  vgl.  hierfür  bes.:  §  26:  Schärfung  der  Todesstrafe 
durch  Aufsteckung  des  Kopfes  auf  einen  Pfahl ;  §  27 :  , Willkonmi*  nnd 
„Abschied'',  regelmäfsig  mit  der  Zuchthausstrafe  verbunden,  die 
wohl  deshalb  noch  als  erste  der  „peinlichen  Leib  es  strafen"  bezeich- 
net wird.  Bei  dem  geschärften  Zuchthaus  tritt  dazu,  je  nach  der 
„Abscheulichkeit  der  That  und  der  Gefährlichkeit  des  Sträflings"  ev. 
anch  noch  „Anlegung  von  Fesseln  mit  einer  Kugel",  die  ^ Auf- 
brennung des  Zuchthaaszeichens  auf  den  Bücken"  oder  „beständige 
Anschmiedung  an  die  Wand".  Ähnliche  Barbareien  finden  sich  auch 
bei  der  leichtem  „Kettenstrafe"  (§  28)  und  dem  „Schellenwerk«  (§  30. 
vgl.  oben  Anm.  225),  d.  h.  der  öffentlichen  Arbeit  in  Fesseln.  Über 
die  körperliche  Züchtigung  vgl.  noch  §  36.  Die  öffentliche  Aus- 
stellung soll  nach  §  32  darin  bestehen,  dafs  der  Delinquent 
„mit  einer  auf  der  Brust  und  dem  Bücken  anhangenden  Tafel,  welche 
sein  Vergehen  in  grofser  imd  leserlicher  Schrift  kurz  darstellt  und 
mit  einem  oder  andern  charakteristischen  Werk  die  That  als. .  ver- 
abscheuungswürdig  bezeichnet  .  .  .,  auf   einer   Wochenmarkts- 
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Tendenzen  der  Sicherang  des  Staats"')  und  der  Besse- 
rung des  Thäters  ^^•).  Daneben  aber  finden  sich  auch  häufi- 
ger noch  Momente  der  absoluten  Theorie,  wie  es  denn  u.  a. 
in  der  Vorrede  des  Straf-Ediktes  heifst ,  es  solle  durch  das- 
selbe bewirkt  werden,  dars  im  ganzen  Umfange  des  Staates 
„wegen  einerley  Vergehen  auch  nur  einerley  gerechte  Ver- 
geltung erduldet  werden  dürfe""*). 

Während  der  Talionsgedanke  bei  der  Todesstrafe  für  die, 
im  wesentlichen  Ansehlufs  an  die  Carolina  geregelten  Tö tu n- 

versammlung  oder  in  seiner  Heimat  oder  in  dem  Orte  des  Ver- 
gehens in  solcher  Stunde,  wo  die  Aufmerksamkeit  auf  ihn  am 
meisten  erregt  wird,  auf-  und  abgeführt  wird**.  Hierzu  bemerkt  Rhe- 
nanus  in  seiner  Ausgabe  des  Straf-Edikts,  S.  49  Anm.  b,  dafs  die 
Stellung  in  die  sog.  Geige  (vgl.  oben  S.  40  Anm.  54),  welche  von  den 
OrtSYorgesetzten  und  Ämtern  als  polizeiliche  Behörden  (für  Feld- 
frevel) erkannt  werden  kann,  nur  dem  Namen  nach  von  jener  pein- 
lichen Strafe  verschieden  sei.  Das  £dikt  droht  ausdrücklich  die 
„Geige**  in  §  73,  Ziff.  e  für  Garten-  und  Felddiebstähle  an  „mit  Um- 
hängung  des  Gestohlenen  zu  einer  Zeit  und  an  einem  Orte,  wo 
sie  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  auf  sich  ziehen". 

227)  Vgl.  §  27  und  28,  welche  „die  Sicherheit  des  Staats« 
hervorheben.  Hierher  gehört  ferner  die  „Deportation  in  ferne  Lande« 
(§39)  „wozu«  —  wie  etwas  naiv  bemerkt  wird  —  „zwar  dermalen  keine 
Gelegenheit  ist«,  sich  aber  künftig  ergeben  könnte. 

228)  Vgl.  hierfllr  §  62  (S.  84) r  „Sollte  aber  Jemand  so  unver- 
besserlich sein  .  .  .«;  §  80  (S.  113):  „wenn  die  Minderung  der 
Strafe  ihrer  (d.  h.  der  jugendlichen  Diebe)  Besserung  verträglich 
erachtet  würden  etwa  auch  §  99  Ziff.  e  (S.  131):  „Reue  und  Herzens- 
änderung" als  Voraussetzung  der  Milderung  der  Strafe  im  Gnaden- 
wege. Besonders  aber  darf  der  §  27  hierher  gerechnet  werden, 
nach  welchem  —  im  Gegensatze  zu  der  Regel,  dafs  „die  Zeitdauer 
(einer  Freiheitsstrafe)  im  Urteile  genau  bestimmt  sein**  müsse  —  die 
Zuchthausstrafe  auf  unbestimmte  Zeit  verhängt  werden  kann,  „wenn 
Inländer  eines  Vergehens  sich  schuldig  gemacht  haben,  das  an  sich 
selbät  zu  einer  sehr  langen  Strafdauer  nicht  geeignet  ist,  an  ihnen 
aber  eine  gewisse  Unverbesserlichkeit  sich  zeigt,  welche  rathsam 
macht,  sie  durch  Ungewissheit  der  Zeitbestimmung  desto  mehr  zu 
bewegen  und  zugleich  die  Bestimmung  letzterer  Strafzeit  von 
ihrem  Betragen  in  den  Zuchthäusern  und  von  der  Hoffnung  zur 
Besserung,  die  es  gewähret,  abhängig  zu  machen.« 

Rhenanns,  a.  a.  0.  S.  3. 
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gen  200^  auch  im  Straf-Edikte  änfserlich  keine  besondere  Be- 
tonung erfahren  hat^^^\  finden  wir  im  Gegensatze  zur  gleich- 
zeitigen österreichischen  Gesetzgebung  in  ihm  die  Regel  der 
analogen  Talion  noch  einigermafsen  beobachtet,  wobei  je- 
doch meistens  der  Gesetzgeber  die  in  ihr  liegende  Härte  durch 
Hinzuftigung  besonderer  Voraussetzungen  selbst  wieder  etwas 
abzuschwächen  sucht.  So  verordnet  §  40  (S.  57)  zu  Art.  107 
CCC,  dafs  der  Meineid  ^bei  falschen  Zeugen  in  pein- 
lichen Sachen  nur  alsdann  mit  der  Strafe  der  Vergel- 
tung zu  belegen"  sei,  ^wenn  deren  falsche  Kundschaft  so- 
weit Ursache  an  der  Strafe  des  Beschuldigten  ist,  dafs 
ohne  sie  solche  Strafe  nicht  würde  haben  erkannt  werden 
können  und  die  Strafe  an  den  Unschuldigen  schon  in  Voll- 
ziehung gekommen  ist."  In  Ermangelung  dieser  beiden  Vor- 
aussetzungen dagegen  ^mag  der  Richter  bey  Zuerkennung  der 
Hälfte  der  dem  andern  bevorgestandenen  Strafe  stehenblei- 
ben", während  endlich  in  dem  speziellen  Falle,  dafs  „der 
Bestrafte  ohnedies  einige  Strafe  verdient  hätte,  mithin  nicht 
(ganz)  unschuldig  gelitten  hat",  die  nach  dem  Talionsprinzip 
verwirkte  Strafe  um  so  viel  gemindert  werden  soll,  „als 
der  verdiente  Teil  der  Strafe  des  andern  geschätzt  werden 
mag"  2^2).  Ähnliche  Modifikationen  des  Prinzips  begegnen  uns 


230)  Wachen feld,  Mord  und  Totschlag,  S. 99:  Das  Straf-Edikt 
(§  72,  S.  97  ff.)  ^begnügt  .  .  sich  anf  die  Artikel  130-200  der  CCC. 
zu  verweisen,  und  in  den  Zusätzen  einige  Erläuterungen  zum  Texte 
der  Carolina  zu  geben". 

231)  §72:  „  .  .  da  wir  hierüber  fUr  jene  Fälle,  welche  sich  nach 
dem  Gesetze  dazu  eignen,  die  Todesstrafe  als  die  ordentliche 
beibehalten  .  .**  Zu  beachten  ist  übrigens,  dafs  für  mehrere  an- 
dere Delikte,  welche  in  der  Carolina  schlechthin  mit  dem  Tode 
bedroht  sind  (wie  Notzucht,  Verrat  Raub),  der  Verlust  des  Lebens 
nach  dem  Edikt  nur  dann  eintreten  sol],  wenn  jemand  dadurch  ums 
Leben  gekommen.  Vgl.  Näheres  in  den  §§  59,  65,  67.  Bei  der 
Brandstiftung  („Mordbrennerei**;  §  68,  S.  88)  genügt  dagegen 
schon  die  Verursachung  eines  bleibenden  Schadens  an  der  Ge- 
sundheit. 

232)  Nach  §  48  (S.  72)  zu  CCC.  Art.  112  sollen  die  Vorschrif- 
ten   des  §  40  über   das  falsche  Zeugnis  auch  bei  „Verfälschung  der 


DieStrafgesetzgebung  seit  d.  Mitte  des  18.  Jahrb.  bis  zur  Gegenwart   103 

auch  bei  der  Bestrafung  der,  als  „eigentliche  Yerlenm- 
dung^  in  einen  Gegensatz  zn  den  übrigen  (mündlichen 
oder  schriftliehen,  auch  in  pasqailliseher  Form  verübten) 
„Schmähungen"  gestellten,  vorsätzlichen  falschen  An- 
schuldigung bei  der  Obrigkeit**^).  Während  jene 
„Schmähungen"  überhaupt  regelmäfsig  gar  nicht  mehr  pein- 
lich, sondern  blofs  bürgerlich  geahndet  werden  sollen ^'^),  ist 
nämlich  für  die  „wissentlich  und  vorsätzlich"  begangene*") 
„Verleumdung"  in  dem  angegebenen  engern  Sinne  prinzipiell 
zwar  die  analoge  Talion  vorgeschrieben,  jedoch  in  der  Weise  in 
ihrer  Anwendung  eingeschränkt,  dafs  diejenige  Strafe,  „in 
welche  der  Verleumder  den  Verleumdeten  hat  bringen  wollen", 
oder  diejenige,  „die  dem  Schaden  gleichkommt,  welchen  er 
ihm  zuziehen  wollte",  über  den  Thäter  „so  lange"  verhängt 
werden  soll,  „als  nicht  die  Strafe  über  eine  zweijährige 
Zuchthausstrafe  ansteigt".  Eine  Überschreitung  dieser  Ma- 
zimalgrenze  soll  nur  bei  Konkurrenz  mit  falschem  Zeugnisse 
eintreten,  wo  dann  die  oben  angeführten  Vorschriften  des 
§  40  zur  Anwendung  gelangen. 

Auch  fUr  die  Anpassung  der  Strafen  an  den  „Geist  der 
Verbrechen"  lassen  sich  einige  wenige  Belege  im  badischen 
Straf- Edikte  erbringen.  So  ist  unzweifelhaft  auf  Demüti- 
gung  des  Missethäters  wegen   seines   frevelhaften  Übermuts 


Urkunden"  zum  Zwecke  der  Benachteiligung  einer  Person  im  Prozesse 
analoge  Anwendung  finden. 

233)  §46  (S.67):  „Es  sind  übrigens  hiervon  eigentlichen  Ver- 
leumdungen wohl  zu  unterscheiden,  da  nebmlich  Jemand  durch 
Schmähungen,  die  er  unter  dem  Scheine  glaubhafter  Anzeigen 
bei  der  Obrigkeit  (oder  als  vertrauliche  Eröffnung  bei  Personen, 
von  deren  Wohlwollen  das  Wohl  des  Geschmäheten  abhängt)  vor- 
bringt". 

'234)  §  45  (S.  61,  62):  „  .  .  es  wäre  denn,  dafs  sie  wider  Obrig- 
keiten oder  von  Kindern  wider  Altem,  von  Pflegekindern  wider  Pfleger 
ausgestofsen  und  sehr  gröblich  wären,  d.h.  ihnen  peinliche  Ver- 
gebungen zur  Last  legten,  wo  alsdann  die  Sache  schärfer  genom- 
men und  nach  Ermessen  des  Falls  bis  zu  halbjähriger  Zuchtbaus- 
strafe hinangeschritten  werden  mufs''. 

235)  Vgl.  dazu  ausführlicher  Bhenanus,  a.  a.  0.  S.  68. 
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die  Vorschrift  berechnet,  dafs  er  in  gewissen  schweren  Fällen 
der  Gotteslästerung ^36)  (abgesehen von  den  andern  Haupt- 
strafen)  „vor  den  Kirchspielsvorstehern  und  einigen  derer, 
die  seine  Lästerung  mit  angehört  haben,  die  Gemeine  wegen 
des  ihr  gegebenen  schädlichen  Ärgernisses  (nach  einer  vor- 
zuschreibenden Formel)  knieend  um  Verzeihung  bitten" 
soll.  In  derselben  Weise  ist  auch  bei  gewissen  qualificier- 
ten  Injurien"')  dem  Beleidigten  „Abbitte"  zu  leisten.  Nur 
ganz  vereinzelt  findet  sich  die,  überhaupt  im  Gesetze  sehr 
lakonisch  gewürdigte  und  selten  angedrohte  Geldstrafe^  für 
Gewinnsuchtsdelikte  ^^^)  ^^^). 


236)  Nämlich:  „wo  (die)  Lästerung  auf  Gott  oder  Christum 
direkten  Bezug  hätte"  (§  39,  S.  57)  Die  Behandlung  der  Religions- 
delikte ist  sonst  im  fortschrittlichen  Sinne  erfolgt.  Die  im  §  43  zwar 
noch  näher  behandelte  Zauberei  wird  doch  schon  aus  dem  Gesichts- 
punkte der  Unwissenheit,  der  Sinnesverirrung  oder  des  Betrugs 
betrachtet. 

237)  Es  sind  dies  die  schon  in  Anm.  234  erwähnten  Beleidigungen 
von  Eltern  und  Pflegern  (§  45,  S.  62).  Vgl.  noch  Rhenanus,  S.  65 
Zusatz  D. 

238)  Vgl.  über  die  Geldstrafe  im  AI  lg.:  §  38.  —  Nach  §  55 
(S.  77)  soll  flir  „Geschenkannahme  für  Amtsverrichtungen,  die 
jemand  unentgeltlich  oder  für  niederen  Preis  zu  verrichten  schuldig 
ist"  (nicht  dagegen  flir  Bestechung  i.  e.  S.,  §  53),  Konfiskation  des 
doppelten  Wertes"  des  Erhaltenen  (bei  Wiederholung  aufserdem 
Dienstentlassung)  eintreten.  Abgesehen  hiervon  kann  höchstens  etwa  noch 
§44  (S.  61)  („Schatzgräberei**)  in  Betracht  kommen.  Bei  allen  andern 
Gewinnsuchtsdelikten  (wie  z  B.  bes.  auch  bei  den  verschiedenen  Fäl- 
schungen und  Betrügereien)  ist  die  Geldstrafe  unbekannt,  wogegen  sie 
andrerseits  (alternativ  neben  Freiheitsstrafe)  z.  B.  beim  Ehebruch  in 
§  61  (S.  82)  anzutreffen  ist. 

239)  Ein  im  Ganzen  noch  ziemlich  wenig  fortschrittliches  Gepräge 
trägt  der  vom  C.  U.  D.  Frhr.  v.  Eggers  ausgearbeitete  Entwurf 
eines  peinlichen  Gesetzbuchs  für  die  (damals  noch  kgl.  dänischen)  Her- 
zogtümer Schleswig  u.  Holstein  (Kiel  1808),  welcher  aber  nicht 
gesetzliche  Kraft  erlangte.  Vgl.  Gönners  Archiv  für  die  Gesetz- 
gebung und  Reformen  des  juristisch.  Studiums  Bd.  II  (1809)  S.  435 ff.; 
und  ausführlich :  S  t  e  1 1  z  e  r ,  Kritik  über  den  Eggers'schen  Entwurf  etc. 
Altena  1811.  S.  auch  Böhmer,  Handb.  Nr.  286,  S.98,  der  das  Werk 
ziemlich  hochschätzt,  undHepp,  Darstellung,  Einltg.  S.  XXV,  nach 
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Einige  Beispiele    ftlr  die  Aoerkennung  des  Vergeltungs- 
gedankens    enthält  auch   das    auf   nationaler  Grandlage  be- 


welchem  dem  Entwürfe  die  ^der  Präventionstheorie  sehr  nahe  stehen- 
den (Theorie)  der  jiiridischenBesserung'*  zu  Grunde  gelegt  sein 
soll.  Hepp  folgt  hierin  derAnsichtSteltzer  8(3.4-30),  der  aber  auch 
den  Nebenzweck  des  „öffentlichen  Beispiels"  und  die  Berück- 
sichtigung sichernder  Mafsnahmen  zugiebt.  Vgl.  Hepp,  a.a.O. 
II,  2  S.  601ff.^  auch  van  Swinderen,  Esquiese  I,  p.  11.  Zwar  sind 
Yon  y.  Eggers  sowohl  die  Leibes  strafen  (einschl.  der  Brandmarkung 
und  der  körperlichen  Züchtigung  als  selbständiger  Strafe),  als  auch  die 
qualificierten  Todesstrafen  im  e. S. als  unstatthaft  beseitigt  worden 
(vgl.  Erläuterungen  zum  Entwurf  Nr.  XIII  S.lOflF.;  Nr.  XVII  S.  13ff.), 
nicht  dagegen  mancherlei  äufserliche  Schär fungen  (s. Entw.  §§  85, 
2194,  2195),  über  welche  schon  oben  S.  36  Anm.  52  eine  genauere 
Übersicht  gegeben.  Sowohl  von  der  geschärften  als  von  der  ein- 
fachen Form  der  Todesstrafe  (Enthauptung  mit  dem  Beil  [§  84] 
—  eigentümlicher  Weise  vom  Verfasser  in  seinen  Erläuterungen,  Nr.  XIII 
S.  10  als  die  sicherste  Art  der  Hinrichtung  empfohlen  — )  ist  so- 
dann fUr  eine  sehr  erhebliche  Zahl  von  Delikten  Gebrauch  ge- 
machtworden, wie  denn  über  dieRechtmäfsigkeit  der  Todesstrafe 
nach  des  Verfassers  Ansicht  „an  sich  .  .  ,  wohl  kein  ernstlicher 
Streit  mehr"  ist.  (Erläuterungen  S.  10,  Nr.  XII).  Im  Einzelnen  zu  vgl. 
fUr  die  geschärfte  Todesstrafe:  §§  222  (Hoch-  und  Landesverrat), 
245,  246,  316,  324,  329  (verschiedene  schwere  Verbrechen  gegen  den 
Staat)  470,  548  (quäl.  Brandstiftung),  560,  564,  569,  596,  666  (einfacher 
Mord)  677,  679,  684,  685,  688,  693,  697—699,  701—703,  711  (sämtl.  = 
qualificierte  Fälle  des  Mordes)  739  (Duell  mit  tötlicher  Folge  bei 
vorsätzlicher  Übertretung  der  Kampfesregeln);  für  die  einfache 
Todesstrafe:  §§  315,  549,  5.54,  556,  579,  514,  599  (vorsätzl.  Tot- 
schlag) 643,  655,  656,  667  (Mord  mit  mildernden  Umständen)  668, 
680,  704,  734.744,783,1017,  1110.  Mafsgebend  dürfte  natürlich  für  die- 
sen weiten  Umfang  der  Todesstrafe  bes.  der  Zweck  der  Abschrekung 
und  Sicherung  gewesen  sein,  wie  dies  aus  den  Erläuterungen N.  VI, 
S.  6,  und  Nr.  XII  S.  10)  auch  deutlich  hervorgeht.  Über  die  Behand- 
lung der  Tötungen  und  die  Verhängung  der  Todesstrafe  dafür 
s.  Wachenfeld,  Mord  u.  Totschlag,  S.  172.  Eigentümlich  ist,  dafs 
nicht  nur  die  Vermögenskonfiskatjon  (Erläuterungen  Nr.  XXII,  S.  16  ff.), 
sondern  auch  die  Geldstrafe,  die  als  ^eine  Sitte  des  rohen  Zeit- 
alters der  europäischen  Völker**  und  folglich  „als  peinliche  Strafe 
höchst  verwerflich**  bezeichnet  wird  (s.  Erläuterungen  Nr.  XVIII, 
S,  14),  im  Entwürfe  gar  nicht  vorkommt.    Die  analoge  Talion 
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ruhende,  durchweg  deutsch- rechtlichen  Ansichten  huldigende 
und  im  Ganzen  von  einem  fdr  seine  Zeit  humanen  Geiste 
getragene  Strafgesetzbuch  für  das  (seit  1806  neu  errichtete) 
Königreich  Holland  vom  31.  Dezember  1808  (mit  Gesetzes- 
kraft vom  1.  Febr.  1809) 2*®).   Namentlich  ist— -abgesehen  von 

findet  sich  unter  ziemlich  beschränkten  Voraussetzungen  noch  in  zwei 
Fällen  anerkannt.  Nach  §  594  soll  „wer  durch  falsches  Zeugnis 
wissentlich  den  Tod  eines  Angeklagten  bewirkt,  der  sonst  nicht 
zum  Tode  verurteilt  worden  wäre",  als  Totschläger  angesehen  und 
mithin  nach  §  595  mit  dem  (einfachen)  Tode  bestraft  werden,  wäh- 
rend ^der  Richter,  welcher  jemanden  hat  hinrichten  lassen,  der 
nicht  zum  Tode  verurteilt  ist**,  nach  §  470  (wohl  als  Mörder)  so- 
gar mit  der  geschärften  Todesstrafe  belegt  werden  soll.  Für 
Meineid,  falsche  Anschuldigung  i.  e.  S.,  Yerleumdungdurch 
Pasquill  u.  vorsätzliche  Gefangenenbefreiung  sind  lediglich  von 
vornherein  fest  bestimmte  Freiheitsstrafen  angedroht  (s.  §§  1054  £f., 
1068,  1190,  1208  und  292);  bei  der  Strafe  des  Gefangenhaltens 
in  einem  „Privatgefängnisse**  soll  dagegen  u.  a.  auch  noch 
auf  „die  Dauer  der  Gefangenschaft"  Rücksicht  genommen  werden 
(§  1002);  ebenso  beim  Menschenraub  nach  §  1110.  —  Während 
die  Selb sthttlfe  im  Allgemeinen  als  unerlaubt  bestraft  wird 
(§  274ff.)i  i8t  <li©  Retorsion  (als  Erwiderung  auf  der  Stelle)  bei 
Injurien  fUr  den Retorquenten  nicht  nur  alsMilderungsgrund 
der  öffentlichen  Strafe  (§  1232;  nicht  aber  als  Strafauf- 
hebungsgrund, §  1231)  anerkannt  worden,  sondern  sie  bewirkt  auch 
den  Wegfall  des  Rechts  des  Beleidigten  auf  Abbitte  (§  1200), 
welches  ihm  bei  Realinjurien  und  symbolischen  Beleidigungen  (nach 
§1199  ff.,  1204  U.1207)  sonst  zusteht.  Über  Widerruf  sowie  öffentliche 
Bekanntmachung  der  Injurien,  bezw.  des  über  dieselben  ergangenen 
Urteils  auf  Kosten  des  Vei-urteilten  s.  §§  1190,  1194.  1196,  1204, 1216, 
1224,  1225  und  2242;  über  öffentliche  Verbrennung  der  Schmäh- 
schriften durch  den  Polizei -Gerichtsdiener  oder  den  Henker: 
§§  1213-1215. 

240)  £ine  deutsche  Übersetzung  desselben  ist  von  Brückneru.Zim- 
m ermann  1809  in  Aurich  erschienen  (Feuer  bach,  Lehrb.  14.  Aufl. 
S.26  Anm.7;  Brusa  in  Z.IS.307  Anm.l).  Aus  der  Litteratur  über  Ent- 
stehungsgeschichte, Inhalt  und  Bedeutung  des  Gesetzbuchs  vgl.  u.a.: 
I.  M.  Kemper,  Grimineel  Wetboek  voor  het  Koningrijk  Holland  met 
eene  inleiding  en  anmerkingen.  Amsterd.  1809;  A.  J.  van  Deinse, 
De  algemeene  beginselen  van  Strafregt  etc.,  §  57,  p.  58 ff.;  G.  A. 
van  Hamel,  Koning  Lodewik  en  het  crimineel  Wetboek  van  1809, 
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der  unbeschränkten  Androl^nng  der  Todesstrafe  für  den 
Mord  (bezw.  auch  fttr  den  Totschlag)"') —  hierfür  anzu- 
führen die  gleichfalls  ganz  unbedingte,  ev.  bis  zur  Todesstrafe 
ansteigende  Durchführung  des  Prinzips  der  analogenTalion 
bei  ^^lästerlichen  Anklagen  und  falschem  Zeugnisse^,  wodurch 
ein  Unschuldiger   zu  Strafe   verurteilt  worden'^').    Die  dem 


inTidskriftvoorStrafrechtlllp.l— 28;  yan  Swinderen,£BquiBseetc. 
I  p.  27  u.  Amn.  2;  y.  Holtzendorff  in  HH.  I  8  91,  S.  197  IT.  (mit 
altem Litteratnrangaben);  S.  Mayer  in  6A.  Bd. XXVII  (1879)  S.251; 
Brusa  inZ.  I  8.317  ff.;  van  Hamel  in  StGG.  I S.  189 ff;  H.  Meyer, 
Lehrbuch  5.  Aufl.  S.  86  Anm.  39.  In  dem  Lobe  des  Gesetzbuchs  als 
eines  „für  die  damalige  Zeit  musterhaften'^  (van  Hamel, 
a.  a.  0.  S.  189)  herrscht  durchgehende  Obereinstimmung.  -—  Als 
Strafzwecke  werden  in  einem  speziellen  Fall  gelegentlich  einmal 
Abschreckung  Anderer  und  Besserung  des  Thäters  erwähnt 
(s.  Art.  48:  „to  afschrik  van  anderen  en  hunne  eigen  ver- 
betering**;  ygl.  auch  Art.  236).  Dem  Strafensystem  sind  aufser 
der  Todesstrafe  durch  das  Schwert  oder  durch  den  ^.strop"  (d.  h. 
bei  Männern  durch  Aufhängen  an  einen  Galgen,  bei  Weibern 
durch  Erwürgen  an  einem  Pfahl;  Art.  26 — 27)  und  den  ver- 
schiedenen Freiheitsstrafen  noch  sog.  „Schavotstrafen**  (Art.  25,  32) 
bekannt,  darunter:  Geifselung,  Brandmarknng  auf  die  Schul- 
ter und  Pranger  („het  te  pronk  stan**);  (vgl.  Art.  33,  34  und  unten 
Anm.  244).  Auf  den  Genugthnngszweck  deuten  die  in  Art.  36 
und  37  als  Kebenfolgen  erwähnten  öffentlichen  Bekanntmachungen 
Yon  Verbrechen  und  Strafen  und  die  Verbrennung  von  „oproerige, 
valsche  of  andere  misdadige  geschriften"  durch  de n  Scharfrich- 
ter auf  dem  Schaffet. 

241)  Art.  98:  „De  straf  yan  moord  (charakterisiert  durch  ver- 
räterische oder  hinterlistige  Ausführung)  zal  sin  de  strop".  Fttr 
den  begrifflich  sehr  weit  ausgedehnten  Totschlag  (vgl.  Wachen- 
feld, Mord  und  Totschlag  S.  203  u.  Anm  2)  soll  nach  Art.  125 
Enthauptung  mit  dem  Schwert  eintreten.  Näheres  über  die 
systematische  Behandlung  der  Tötiingsdelikte  überhaupt  (Art  95  ff., 
121ff.) bei  Wachenfeld,  a.  a.0.  S.  203,  204 ff.  Als  qualificierte 
todeswürdige  Fälle  erscheinen  verabredeter  Mord  (Art.  100)  und 
vollendeter  Kindesmord  (Art.  108)  (Strafe:  „strop").  Mit  Ent- 
hauptung sind  auch  die  Körperverletzung  mit  tötlichem  Aus- 
gange (Art.  127;  vgl.  Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  203  Anm.  4)  und 
(alternativ  neben  Freiheitsstrafe)  der  Zweikampf  mit  Tod  oder 
schwerer  Körperverletzung  als  Folge  (Art  153)  bedroht.  Die  Provo- 
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Gesetzbuch  noch  bekannte,  entehrende  Strafe  des  Pran- 
gers findet  sich  als  Nebenfolge  n.  a.  zwar  anch  bei  dem 
meist  von  ehrloser  Gesinnung  zeugenden  Meineid  *'') :  sonst 
scheint  aber  der  Grundsatz  einer  Harmonie  der  Strafen  mit 
der  Natur  der  Verbrechen  nicht  besonders  beobachtet  wor- 
den zu  sein  ***).  Eine  Eigentümlichkeit  des  Gesetzbuchs  ist  es, 


kation  (als  Reizung  zam  Zorn  darch  Beleidigungen  etc.)  ist  bei 
Tötungen  als  spezieller  Strafinilderungsgrund  anerkannt  (Art.  130; 
Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  204);  ebenso  bei  Körperverletzungen  und 
Beleidigungen  (Art.  144)  sowie  bei  „vechterijen .  (Art.  149,  Abs.  2), 
wo  sie  überall  eventuell' selbst  Straflosigkeit  bewirken  kann.  Von 
der  Todesstrafe  ist  anch  sonst  noch  im  Gesetzbuche  ein  reich- 
licher Gebrauch  gemacht  worden,  so  z.  B.  für  Hochverrat  (Art.  63, 
70—74),  Meuterei  und  Aufruhr  (Art.  77— 79,  einen  qualificierten  Fall 
der  widerrechtl.  Gefangenhaltung  (Art.  158\  gewisse  Fälle  der  Brand- 
stiftung (Art.  171,  172,  174),  gewisse  schwere  Diebstähle  (Art.  207, 
208),  Kaub  (Art.  215,  216,  218,  219),  einen  qualificierten  Fall  des 
Kinderraubes  (Art.  240),  Bewirkung  von  Überschwemmung  (Art.  243, 
245),  ünzuchtsdelikte ,  (widernatürliche  Unzucht  und  Notzucht) 
(Art.  328,  345).  Über  die  Fälle  der  symbolischen  Todesstrafe 
8.  unten  Anm.  245. 

242)  Art  258:  „Die  door  lasterlijke  aanklagten  of  valscbe  ge- 
tuigenissen  oorzaak  mogten  zijn,  dat  en  onschuldige  ter  straffe  wierd 
veroordeeld,  zullen  ten  minsten  met  dezelfde  straf  gestraft 
worden,  al  wäre  dezelfde  ook  zwaarder  dan  de  gewone  straf  van 
valschheid.  —  Indien  de  onschuldige  ter  dood  mögt  zijn  veroordeeld, 
zol  de  valsche  aanklager  of  getiugemet  den  strop  gestraft  worden." 
Für  aufsergerichtliche  falsche  Beschuldigung.  Verleumdungen  (durch 
Pa  squill)  etc.  ist  das  Talionsp  rinzip  dagegen  aufgegeben.  S.  Artt.  164 
—166.  —  Ebenso  finden  sich  für  Yorsätzliches  Entweichenlassen 
Gefangener  (durch  Beamte)  (Art.  319),  sowie  für  widerrechtliches 
Gefangenhalten  (Art.  156—158)  nur  fest  bestimmte  Strafen. 

243)  Vgl.  Art.  277-280. 

244)  Die  sonstigen  Fälle,  in  welchen  die  Prangers  träfe  ver- 
hängt wird  (s.  Artt.  118,  178,  287,  288,  313),  können  nicht  ohne  wei- 
ters in  die  Klasse  der  Delikte  aus  ehrloser  Gesinnung  gestellt  werden. 
Auch  bei  der  Androhung  der  Brandmarkung  scheint  man  kein 
bestimmtes  leitendes  Prinzip,  abgesehen  etwa  von  dem  Zwecke  einer 
Wiedererkennung  des  Thäters,  beobachtet  zu  haben.  Vgl.  Artt  139, 
181,  185,  188,  206,  208,  232,  238,  243,  245,   248,  272,   295,   324.    Die 
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dafs  in  gewissen  Fällen,  welche  nach  strengerer  Anschaunng 
wohl  eigentlich  den  Tod  verdient  hätten,  dies  in  einer  sym- 
bolischen Ceremonie  dem  Thäter  wie  dem  Publikum  vor 
Augen  geführt  werden  solP^^). 

Das  holländische  Kriminalgesetzbuch  von  1809  teilte 
übrigens  das  Schicksal  auch  andi'er  Strafrechts-Kodifikatio- 
nen  der  damaligen  Zeit^**),  dafs  es  nach  sehr  kurzem  Be- 
stände dem  unter  Kapoleonischer  Ägide  den  Niederländern 
oktroyierten  französischen  Code  pcnal  von  18 10 weichen 
mufste  "'). 


Geldstrafen,  im  Ganzen  überhaupt  noch  selten  verwendet,  finden 
sich  nur  ganz  vereinzelt  für  Gewinnsuchtsdelikte.  Zu  vgl.  etwa  Art. 299 
(für  bestimmte  leichtere  Münzdelikte :  Freiheitsstrafe  oder  Geldbufse, 
„niet  hoogcr  dandetien  dubbele  waarde  der  echte  munten  voor 
welke  de  valsche  zijn  uitgegevet". 

245)  Diese  Strafe,  vom  Gesetzbuch  als  „het  zwaard  over  het 
hoofd"  (das  Schwert  über  den  Haupte)  bezeichnet  und  zu  den 
„Schavotstrafen"  (Art  32,  Ziff.  4;  vgl.  oben  Anm.  240)  gerechnet, 
soll  nach  Art.  35  mit  denselben  Zurüstungen  vor  sich  gehen,  welche 
bei  der  Enthauptung  beobachtet  zu  werden  pflegen.  Sie  findet  sich 
(meistens  in  Verbindung  mit  andern  Strafen)  in  Artt.  69,  75  (Hoch- 
verratsfälle) 93  ff.;  128,  129  (leichtere  Fälle  von  Tötungen ;  Wachen- 
feld 8.  203),  142  (gewisse  Körperverletzungen),  153  (Zweikampf  mit 
Tod  oder  schwerer  Körperverletzung,  hier  alternativ  neben  wirk- 
licher Todes-  oder  Freiheitsstrafe-,  vgl,  oben  Anm.  241,  301  (Münz- 
delikt), 317  (Amtsuntreue  etc.).  Über  das  Wesen  dieser  Strafe  s. 
noch:  Hittermaier,  Die  Straf gesetzgebung I  S.  116^  Wachenfeld, 
Mord  u.  Totschlag  S.  204. 

246)  Namentlich  ist  hier  an  den  Gang  der  italienischen 
Strafgesetzgebung  aus  den  ersten  Jahrzehnten  dieses  Jahrhunderts 
(Progetto  di  codice  penale  per  il  regno  italico  von  1807,  süditalien. 
StGB. V.  1808  u.a.m.)  zu  erinnern.  Näheres  darüber  u.a. bei:  Mitter- 
mai er  im  GS.  Bd.  XVI  (1866)  S.  169 ff.-,  Sclopis,  Storia  della  le- 
gislazione  italiano  £d.  Torino  1863,  Vol.  HI,  part.  I  pag.  162; 
V.  Holtzendorff  in  HH  I  S.  207-,  Brusa  in  Z.  I  S.  318;  van 
Swinderen,  Esquisse  I  p.  42,  43;  Alimena  in  StGG.  1  S.  581  ff. 

247)  Es  geschah  dies  nach  der  Einverleibung  des  Königreichs  Hol- 
land in  das  französische  Kaiserreich  (durch  Dekret  vom  19.  Juli  1810), 
durch  ein  Dekret  v.  25.  Nov.  desselb.  Jahres,  wonach  v.  I.Jan.  1811  der 
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Dieses  letztere  Gesetzwerk'^*)  ist  mach  für  Deutsch- 
Imnd  TOD  der  hdehsten  Wichtigkeit  geworden  ^*\  dm  es  be- 
kanntlich, falls  es  nicht  geradezu  seit  resp.  wihrend  der  Zeit 
der  franz(toisehen  Okkupation  gesetzliehe  Geltung  erhielt  ^^), 
doch  anf  die  Anlage  und  Systematik  des  Strafrechts  in  zahl- 
reichen  Territorien    nnse,^  Yaterla*^^^  ^"^  starke,  leider 


Code  p^nal  in  Kraft  trat,  der  sieh  daan  trotz  mehrfacher  An- 
sätze za  einer  aatioBaleB  Gesetzgebong  lange  in  gesetzlieher 
Geltimg  za  erhaltea  Tennochte.  Y^L  dazu:  M ictermaierf  Die 
Strafgesetzgebong  I  S.  116 ff.;  van  Deinse,  De  algemeene  begin- 
selen  ete.    §60,   p.  61ff.;    &   Mayer    in    GS.   XXVU    S.   249  ff.-, 

▼  an  Swinderen,  Esquisse  I  p.  27;  van  Hamel  ia  StGG.  I 
S.  190l  Übrigens  hat  das  Gesetzbach  von  1809  auch  spater  noch 
einen  erheblichen  Einflnfs  anf  die  Fortbildong  des  niederländi- 
schen Strafrechts  im  nationalen  Sinne  aosgefibt  Y^l.  Brnsa  in  Z.  I 
S.  318,  322  ff.,  über  die  weitere  Entwicklung  der  niederländischen 
Strafgesetzgebnng  s.    Holtzendorff    in  HH.  I  S.  198 ff.  Anm.  2. 

▼  an  Hamel  in  StGG.  I  S.  190ff:  und  bes.  Brnsa  in  Z.  I  S.  318 ff. 
323 ff.,  329ff. 

248)  Über  die  Entstehungsgeschichte  des  französischen  Code  p^- 
nal  von  1810  s.  n.  z.:  Nypels,  Le  droit  penal  fran^ais  progressif 
et  compar^.  Paris  1864  p.  1  ff.  Cantn,  Beccaria  p.  213  ff.;  Bern  er, 
Strafgesetzgebang  §  70ff.  S.59ff.;  y.  Holtzendorff  inHH.I  S.188', 
yan  Swinderen,  Esqoisse  I  p.  38.  Y^l.  anch  Mittermaier  zu 
Feuerbachs  Lehrb..  14.  Aufl.  S.  19  Anm.  8. 

249)  Ygl.  ▼.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  87;  y.  Bar,  Handb.  I 
f  60  S.  165. 

250)  So  in  der  prenssischen  Rheinprovinz  bis  1851,  in  Rhein- 
hessen  bis  1841,  in  der  bayerischen  Pfalz  bis  1861.  Ygl. 
T.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  97,  109,  110,  116;  v.  Wächter,  Bei- 
lagen S.  154,  172,  181;  H.  Meyer.  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  88-,  unrichtig 
betr.  Hessens  und  Preufsens :  M  a  r  e  z  o  11 ,  Das  gemeine  deutsche  Krimi- 
nalrecht 3.  Aufl.  Leipzig  1856,  S.  45.  Auch  im  MGrofsherzogtum 
Frankfurt"  galt  derCode pönal  von  März  1812  bis  L  Febr.  1814.  Mar- 
tin, Lehrbuch  S.  10  Anm.  11.  Über  das  im  Wesentlichen  mit  dem 
Code  pönal  identische  StGB,  des  Grofsherzogtums  Berg  (Ausg.  Düssel- 
dorf 1811)  s.  Abegg,  Yersuch  etc.  S.  193;  über  die  vorübergehende 
Geltung  des  C.  p.  im  „Königreich  Westphalen**,  in  Hamburg  und 
Bremen:  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  88  u.  Anm.  48. 
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keineswegs  immer  vorteilhafte  "*)  Einwirkfing  geObt  hat '"). 
Sein  Einiinrs  hat  sich  aber  nach  und  nach  sogar  noch  Ober 
den    europäischen    Kontinent ''')     hinaus    auf  die 


251)  S.  n.  a.  bes.  Krohne,  Lehrbach  der  GefiCngnisknnde,  S.75; 
vgl.  auch  schon  v.  Wächter  in  Rotteck  u^Welckers  Staats-Lexikon  XII 
S.467,  femer  Mittelstadt,  Gegen  die  Freiheitsstrafen  2.  Aufl.  Leipz. 
1879,  S.10;  Schntze,  Lehrb.  S.  32;  v.  Liszt,  Lehrb.  G.Aufl.  S.  32. 

252)  Von  den  deutschen  partikularen  Gesetzbüchern  und 
Entwürfen  gehören  hierher  besonders:  die  bayerischen  Strafgesetz- 
bücher v.  1813  (wornber  noch  l^äheres  unten)  und  v.  1861  (vgl.  Bin- 
ding,  Handb.  I,  S.46;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  83),  die  hessi- 
schen Entwürfe  v.  1824 und  (teilweise)  1831  (Berner,  Strafgesetz- 
gebung S.  181),  das  b ad i 8 che  StGB,  von  1845  (Fuhr,  Strafrechts- 
pflege, S.245),  namentlich  aber  das  preussische  StGB.  v.  14.  April 
1851  und  die  mit  ihm  nahe  verwandten  (vgl.  Bern  er,  Strafgesetzgbg. 
S.  257;  V.  Bar,  Handb.  I  S.  187;  Seuffert  in  StGG.  I  S.  7)  Kodi- 
Hkationen  von  Anhalt-Bernburg  1852,  Waldeck  u.  Pyrmont 
1855,  Oldenburg  1858,  Lübeck  1863.  Vgl.  darüber  Goltdammer, 
Materialien  I  S.80;  v.  Wächter  in  Schletters  Jahrb.  I  S.  111  und 
Beilagen  S.  179;  Bern  er,  Strafgesetzgebung  S.  244  ff.,  256  ff.; 
V.  Holtzendorff,  in  HH.  I  S.  89  u.  101;  Schütze,  Lehrb.  S.  32; 
V.  B  a  r ,  Handb.  I  S.  185  ff. ;  H  ä  1  s  c  h  n  e  r ,  Gem.  deutsch.  Strafr.  I  S.  587 ; 
Fuhr,  Strairechtspflege  S.  245;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  82; 
Seuffert  in  StGG.  I  S.  7  u.  namentlich  v.  Liszt,  ebendas.  „Zur 
Einführung**,  S.  XVI,  XXI  und  XXIII,  der  bes.  auch  auf  die  indi- 
rekte Anerkennung  des  Code  pönal  im  jetzigen  deutschen 
RStGB.  hinweist,  welches  er  schon  früher  einmal  (Z.  XIII  S.  353) 
geradezu  als  eine  „p reu fsisch- deutsche  Ausgabe  des  Code  pö- 
nal" bezeichnet  hatte.  S.  dagegen  aber  jetzt  H.  Meyer,  Lehrbuch 
5.  Aufl.  S.  44  Anm.  7. 

253)  Von  europäischen  Staaten,  auf  deren  Strafgesetzgebung 
das  französische  Recht  nachhaltig  eingewirkt  hat,  sind  in  erster 
Linie  das  benachbarte  Belgien  (s.  jedoch  über  das  StGB,  von 
1867  auch  Frins  in  StGG.  I  S.  462)  und  Luxemburg  sowie  das 
Fürstentum  Monaco,  femer  aber  auch  Rumänien  (sMissirin 
StGG.I  S.  343)  u.  die  Türkei  (s.  van  Swinderen,  Esquisse  I  p. 47 ; 
Schischmanov  in  StGG.  I  S.  332;  van  den  Berg  ebendas.  I 
S.  710,  726)  zu  nennen.  Weniger  stark  als  man  erwarten  sollte,  ist 
im  Ailgem.  dagegen  der  Einflufs  des  Code  p6nal  auf  die  gröfsem 
Süd  romanischen  Länder  und  die  Kantone  der  romanischen  Schweiz 
gewesen.  Vgl.  v.  Liszt  in  StGG.  I  S.  XVI.  In  Spanien  zeigen  sich 
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Gesetzgebung   weit  entlegener   Erdteile    zu  erstrecken  ver- 
mocht 23*), 


die  Anklänge  an  das  französische  Recht  zwar  noch  deutlich  in  dem 
GB.  von  1822  (s.  Rosenfeld  in  StGG.  I  S.  499)  treten  aber  seit 
1848  mehr  zurlick  (Rosenfeld,- a.  a.  0.  S.  500;  vgl.  jedoch  auch 
H.  Meyer.  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  90);  ebenso  z. Teil  in  Italien,  dessen 
ältere  Kodifikationen  allerdings  noch  viele  Verwandtschaft  mit  dem 
C.  p.  haben  (s.  Alimena  in  StGG.  I  S.  582;  vgl.  auch  Gantü,  Bec- 
caria  p.  218  ff.;  v.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  208 ff.  u.  Anm.  1). 
Auf  die  Gesetzgebung  von  Griechenland  (1834)  war  wohl  der 
Einflufs  des  bayerischen  Rechts  (StGB.v.  1813  u.  die  spätem  Ent- 
würfe von  1822  —  1831  ein  stärkerer  als  der  des  Code  pönal.  Vgl. 
jedoch  Mitteripaier  zu  Feuerbachs  Lehrbuch  14.  Aufl:  §  5d  S.  18. 
Über  die  französische  Schweiz  s.  im  Allgem. :  Gautier  in  StGG. 
I  S.  413,  419  ff.  Im  Einzelnen  vgl.  über  Tessin  (1816,  1873)  Genf 
(bes.1825  u.  1874),  Waadt  (1844),  Wallis  (1859),  Freiburg  (1874) 
und  Neuenburg  (18:)5  u.  1891):  Temme,  Lehrb.  S.  28,  32;  Pfen- 
ninger, Strafrecht  der  Schweiz,  S.  19ü  ff.,  198ff,  210  ff.*,  Gau- 
tier, a.  a.  0.  S.  403.  Auf  die  altern  schweizer  Gesetzbücher 
ist  im  Allgem.  der  Einflufs  des  Code  pönal  vom  Jahre  1791  gröfser 
gewesen.  Vgl.  Pfenninger,  a.  a.  0.  S.  151  und  Näheres  noch  unten. 
254)  So  auf  die  Strafgesetzbücher  von  Ägypten  (vgl.  van  den 
Ber§  in  StGG.  I  S.  737,  740).  von  Japan  (van  S  wind  er  en,  Ksquisse 
I  p.47)  und  Niederländisch-Indien,  des  Kongostaats  (durch 
Vermittelung des  G.  pen. beige),  der  spanischen  Kolonieen  u. meh- 
rerer südamerikanischer  Staaten  (Mexiko,  Brasilien,  Ar- 
gentina, Columbia,  Chile  u.  s.  w).  Vgl.  Genaueres  bei  van 
Swinderen,  Esquisse  I  p.  47.  Über  die  Gründe  des  weitverbreite- 
ten des  Einflusses  des  Code  p6nal  s.:  v.B  ar,  Handb.I  S.170.  Vgl. auch 
schon  oben  S  33.  —  In  der  folgenderi  Darstellung  ist  auf  die 
spätem  Modifikationen  der  Bestimmungen  xles  Code  p6nal  nur  aus- 
nahmsweise Rücksicht  genommen,  da  dieselben  derartig  zahlreich 
und  erheblich  sind,  dafs  das Gesets^buch  —  wie  Crnsen  in  StGG.I 
S.  476  sich  ausdrückt,  „in  seiner  heutigen  Gestalt  nur  noch  den 
an  allen  Ecken  und  Enden  in  Ergänzungs-  und  Abändernngsgesetzen 
aller  Art  bis  zur  Unkenntlichkeit  entstellten  Rumpf  eines  einstmals 
glänzenden  Gesetzgebungswerkes  bildef*.  Über  den  französ.  Entwurf  v. 
1893  s.  Näheres  bei  Gautier  in  Z.  für  Schweiz.  Strafr.  VII  (1894) 
S.  44  ff.  (und  Anm.  1  [Litteraturangaben]),  welcher  denselben  S.  46  als 
„en  röalit^  pas  beaucoup  plus  qu*une  nouvelle  edition  de  Toeuvre  de 
1810  am61ior6e**  bezeichnet. 
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In  manchen  Punkten  hatte  zwar  das  Napoleonische  Straf- 
gesetzbuch von  1810  den  historischen  Zusammenhang  mit  dem 
altern  französischen  fechte,  insbesondere  dem  während  der 
Kepublik  erlassenen,  in  vielen  Beziehungen  vortreflFlichen  Code 
pönal  vom  25.  September  1791  zu  wahren  gewufst*");  andrer- 
seits ist  es  aber  natürlich  leicht  begreiflich,    dafs    zahlreiche 

255)  Vgl.  V.  Bar,  Handb.  I  S.  169.  Über  die  Spezial-Litteratur 
über  den  Code  pönal  v.  1791  s.  schon  oben  S.  32  Anm.  40.  v.  Bar, 
a.  a.  0.  I  S.  167  charakterisiert  das  Gesetzbuch,  welches  übrigens 
nur  die  schweren  Verbrechen  behandelte  (s.  v.  Holtzendorff  in 
HH.  I  S.  187),  dahin,  dafs  es  „ungeachtet  einer  gewissen  antiken 
Strenge  .  .  .  gleichwohl  als  ein  epochemachendes  Werk  zu  betrachten** 
sei,  „  ausgezeichnet  durch  P  r  ä  c  i  s  i  o  n  und  Gerechtigkeitssinn  und 
beseelt  von  edler  und  echter,  wenngleich  nicht  immer  mit  Bücksicht 
auf  die  realen  Verhältnisse  richtig  durchgeführter  Humanität".  Vgl. 
Wachenfeld.  Mord  n.  Totschlag  S.226;  H.  Meyer,  Lehrb.  ö.Aufl. 
S.87.  —  Pfenninger,  Strafrecht  der  Schweiz  S.  151  u.  161  Anm.  2 
weist  auf  die  nahe  Verwandtschaft  dieses  Code  p^nal  mit  dem 
peinlichen  Gesetzbuch  der  helvetischen  Bepublik  vom  4. Mai  1799 
hin,  das  eigentlich  nur  als  eine  fast  wörtliche,  teilweise  freilich 
wenig  gelungene  Übersetzung  desselben  zu  bezeichnen  ist.  Vgl.  auch 
Stooss  im  GS.  Bd.  LX  (1888)  S.  121  u.  Derselbe,  Grundztige  I 
S.  2flF.;  V.  Bar,  Handb.  I  S.  166  flf.  Näheres  bei  Pfenninger  a.a.O. 
§.  35  flf.,  S.  142  flf.,  welcher  entgegen  der  Annahme  „einer  fast  sprich- 
wörtlichen Härte**  des  helvetischen  Strafgesetzbuchs  es  viel- 
mehr als  „thatsächlich  das  mildeste  seiner  Zeit**  bezeichnet,  das 
„weitaus  die  nachfolgenden  Gesetze  übertroflfen\  Vgl.  Stooss, 
Grundzügel  S.  5.  Auch  Teichmann  in  StGG.  I  S.  368flf.,  der 
unter  Bezugnahme  auf  Dr.  Joh.  Strickler's  „Amtliche  Sammlung 
der  Akten  aus  der  Zeit  der  helvetischen  Bepublik"  Bd.  IV  (1893) 
ausführlich  über  die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzbuchs 
von  1799  handelt  und  (S.  370)  noch  weitere  Litteratur  über  das- 
selbe anführt,  hebt  (S.  371)  seine  Milde  im  Allgem.  anerkennend 
hervor,  fügt  jedoch  hinzu,  dafs  sich  in  ihm  auch  Härten  zeigen  bei 
der  Behandlung  der  Ehren-  und  Freiheitsstrafen  und  dafs  „die  bald 
grofse Milde,  bald  Ubergrofse  Strenge  der  absoluten  Strafdrohimgen" 
ungerecht  erscheine.  Über  das  Strafensystem  im  Einzelnen  s. 
ebendas.  S.  371;  Pfenninger,  a.  a.  0.  §  36,  S.  144  und  Stooss, 
Gnindzilge  I  S.  2—6.  Über  die  Beseitigung  der  Härten  des 
Gesetzbuchs  durch  spätere  Gesetze  aus  dem  Anfange  des 
19.  Jahrhunderts:  Teich  mann,   a.  a.  0.  S.  371.    In  Geltung   blieb 

Günther,  Idco  der  WiodervorgeUung.  III,  1.  g 


Anw-hanünir*'n  der  nai-h  blr^eri:«-hrr  Freieit.  GIricLheit  nnd 
Brüd«er!irLkrrit  »n'^b^Lden  Erf cbllkan^rr  sehr  w..hl  entspra- 
frhrn^**  .  üLter  drrm  drsf-';i?^:h-^tivLÄn  Miliiär-Er^oiiem  des 
ersten  KaLMrmrirha^'   wieder  rer^-hwicdea  inL>teii  ^*  .  Aach 


da«  h  e  I T  e  i  i  5  c  h  c  peinli  r fce  G B.  sZ^rüir.r^  d3\.'b  XoTellea  nh^diäciert 
f>^#?r  zur  blofs  sabsidiäres  Betjhi5«^iielle  c«ra*iien  im  Lnzers 
bia  1"-^,  in  Thnrgaa  bis  1S4I.  in  der  Waadt  bii  1S43.  in  Solo- 
thnrn  bis  1*?GT,  in  Bern  bi«  1>>5  Teiehmann.  a.  a.  0.  S.  372  . 
nach  Gaatier  in  StGG.  I  S.  iK*i  auch  im  Kanton  Genf  bis  1S43. — 
Auf  die  wichtigsten  Yorachritten  de«  franz«;^.  O.^ie  pc'nal  t.  1791 
T>es.  in  ihren  Überein^timman^n  und  Abweichungen  vom  C.  p.  Ton 
1>?10^  sowie  auf  die  Parallel-SteUeo  bezw.  Abweichungen  des  hei  Te- 
tischen peinlichen  Gesetzbuchs  >.  Teihmann.  a.  a.  0.  S.  370  ff.^ 
ist  im  Folgenden  in  den  Anmerkiragen  fortlaufend  Pezag  genommen. 

—  Der  französische  Code  des  delits  et  des  peines  vom  2J>.  Okt.  1795 
f=  3.  Brumaire  des  Jahres  IV  der  Bepubl.  verfaistv. Merlin»  ist  vor- 
wiegendeine Strafprozessordnung  s.Berner.Strafgesetzgbg.S.öS; 
T.Holtzcndorff.  in  HH.  I  ?.  l>b:  v.  Bar,  Handbuch  I  S.  IBi»; 
▼.  Lisztf  Lehrb.  6.  Ana.  S.  32  und  hat  daher  für  unser  Thema  ge- 
ringere Bedentimg.  Von  dem  Strafensystem  handelt  in  demselben 
Livre  III  Art  599  ff.  (s.  Sagnier,  1.  c.  p.  111  ff.  . 

2i>i;  VgL  darüber  n.  a.:  v.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  189; 
▼.  Bar,  Handb.  I  S.  1*56.  ltJ8.  170:  Stooss.  Grundzüge  I  S.  5.  — 
Hchäffner,  Geschichte  der  Rechts  Verfassung  Frankreichs  IV  S.323. 

—  Über  denEinflnfs  der  philosophischen  Gedanken  des  18. Jahr- 
hunderts auf  den  C.  p.  von  1791:  Riviere  in  StGG.  I  S.  435. 

257;  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  189  nennt  den  Code  pen.  von 
1810  „das  Werk  einer  unter  dem  Vorwande  der  öffentlichen  Ordnung 
mit  an fsem  Machtmitteln  nnd  dem  Abschrecknngsapparate  eingreifen- 
denMilitärdiktatnr^  Vgl.Cantü,Beccariap.213;  Prins,  Crimi- 
nalit^  et  r^pression,  Brnz.  188^)  p.  84.  der  von  einer  «conception  d'nn 
ponvoir  despotique"  spricht  und  Pfenninger,  Strafrecht  der 
HehweizS.  151,  nach  welchem  „der  ausgeprägt  cäsarische  Despo- 
tismus (des  Code  penal  von  1810)  alles  Frühere  übertraf.  S.  auch 
noch  Hepp,  Darstellung,  Einltg.  S.  XXVI  (u.  die  dortigen  Citate)  n. 
Bern  er,  Strafgesetzgbg.  S.  68  (vgl.  unten  Anm.  259). 

258)  V.Bar,  Handb.  I  S.  170.— v.  Holtzendorff  in  HH.  l  S.189 
bezeichnet  daher  den  C.  p.  von  1810  als  einen  kulturgeschichtlichen 
Rückschritt  hinter  die  grofsen  menschheitlichen  und  sittlichen  Ge- 
danken der  Revolutionsepoche.    Vgl.  auch  Pfenninger,  Strafr.  der 
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glaubte  die  junge  Monarchie  wohl  die  Wiederkehr  der,  nament- 
lich in  den  letzten  Jahren  der  Kevolntionsepoche  verübten 
Greuel,  die  immer  noch  lebhaft  in  aller  Gemüter  nachwirk- 
ten, am  sicherBten  durch  möglichst  terroristische  Strafsatzungen 
verhindern  zu  können  '^").  So  erklärt  sich  das  fast  einstimmig, 
selbst  von  den  frflnzösischen  Juristen,  zugestandene  Über- 
wiegen des  Abschreckungszweckes  im  Napoleom'schen 
Code  p^naP«»).    Dabei  tritt  ferner  überhaupt  das  ütilitäts- 


Schweiz,  S.  151.  Andrerseits  ist  aber  doch  zuzugeben,  dafs  das  Ge- 
setzbuch auch  manche  Vorzüge  aufzuweisen  hat.  S.  darüber  bes. 
Mittermaier,  Die  Strafgcsetzgebung  I  8.  15,  welcher  als  solche 
u.  a.  hervorhebt:  „Einfachheit  und  Klarheit  seiner  allge- 
meinen Vorschriften,  manche  zweckmäfsige  Abstufungen,  manche 
treffliche  Ideen,  Beschränkung  des  Strafgebiets,  Einfachheit  des  Sy- 
stems der  Polizeistrafen".  Vgl.  auch  Bern  er,  Strafgesetzgebnng 
§  72,  Sl  62ff.;  S.  Mayer  in  GA.  XXVII  (1879)  S.  251^  v.  Liszt, 
Lehrb.  6.  Aufl.  S.  32. 

259)  Es  zeigt  sich  dies  besonders  deutlich  in  der  Behandlung 
der  Delikte  gegen  den  Staat  (Livre  III,  Titrel:  „Descrimes  et  döiits 
contrela  chose  publique").  Hierzu  bemerkt  Bern  er,  Strafgesetzgebg. 
S.  68:  „Überall  gewahrt  man  das  flammende  Schwert  einer  aus 
langen  bürgerlichen  Kämpfen  hervorgegangenen  militärischen 
Autorität,  welche  sich  zu  befestigen  und  die  Wiederkehr  der 
Anarchie  durch  Schreckensmafsregeln  unmöglich  zu  machen 
sucht".  Nach  v.  Bar,  Handb.  I  S.  170  ist  das  Gesetzbuch  in  den 
Abschnitten,  welche  von  den  Staatsverbrechen  handeln,  gleichsam 
mit  Blut  geschrieben".  Vgl.  noch  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  88 
und  S.  97,  wo  die  „Strenge  gegen  Staatsdelikte"  allerdings  auch  schon 
als  eine  Eigentümlichkeit  des  Code  pönal  v.  1791  bezeichnet  wird. 

260)  Aufser  den  soeben  in  Anm.  257  und  259  angeführten  Citaten 
s.  u.  a.  noch:  Möhl,  Über  den  Zweck  der  Strafe,  Heidelb.  n.  Leipz. 
1837  S.  43:  „Auf  Abschreckung  ist  .  .  .  der  code  pönal  gebaut"; 
Mittermaier,  Die  Strafgesetzgebung  etc.,  S.  15:  „Dieses  Gesetz- 
buch geht  mehr  als  jede  andere  neuere  Legislation  aus  dem  Ab- 
schreckungsprinzipe  hervor"-,  Derselbe  im  GS.  Bd.  XVI 
(1866)  S.  20;  Hepp,  Darstellung  etc.,  Einltg.  S.  XXVI  (u.  die  dort 
Citierten);  v.Bar,  Handb.I  S.  170: die  Gesetzgebung  „verfiel .  .einer 
ziemlich  krassen  Abschreckungtheorie";  ebendaselbst  S.  171: 
Der  Code  pönal  huldigte  „aus  praktischen  Gründen  der  Abschrek- 
kung";    Prins,  Criminalitö   et   repression,    p.  84;    Derselbe    in 

8* 
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StGG.  I  S.  462:  „Abschreckung  als  Hauptzweck  der  Strafe" 
empfohlen;  Krohne,  Lehrbuch  der  Gefänguiskunde ,  S.  76:  das 
Strafrecht  des  G.  p.  „ist  getragen  von  den  Gedanken  der  Beseitigung 
und  Abschreckung";  v.  Liszt  in  HJH.  I  S.  267:  der  C.  p^nal 
„mit  einem  auf  dem  Abschreckungsprinzipe  beruhenden  Strafen- 
..system";  Derselbe,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  32;  Pfenninger,  Strafrecht 
der  Schweiz  S.  151-,  Mouton,  Le  devoir  de  punir,  p.  133 ff.;  Fuhr, 
Strafrechtspflege  etc.  S.  242:  „Es  war  das  schroffste  Ab- 
Bchreckungsprinzip,  welchem  (der  C.  p.)  huldigte.".  —  Als 
Beispiele  aus  dem  Gesetzbuche  selbst  sind  etwa  bes.  zu  nennen: 
die  Artt.  2,  59,  62,  63,  80,  88,  132,  381  u.  a.  m.  —  Dafs  man  sich 
auch  bei  der  Revision  des  Code  pönal  im  Jahre  1832  noch  nicht 
von  den  Einflüssen  der  Abschreckungstheorie  befreien  konnte, 
zeigt  die  (von  Möhl,  Über  den  Zweck  der  Strafe  S.  44  Anm.  2  und 
danach  auch  von  Hepp,  Darstellung  etc.,  Einltg.  S.  XXVI  ange- 
führte) Äufscrung  des  Berichterstatters  in  der  Pairskammer,  Grafen 
Bastard  (nach  dem  Moniteur  vom  13.  März  1832):  „Les  peines  sont 
institnöes  bien  moins  pour  punir  le  coupable  quepourinspirer  anx  pervers 
un  salutaire  e  f  f  r  o  i  e t  pr öserver  1  a  80ci6t  6  contre  leur  f unestes  penchants** . 
Der  Sicherungszweck,  aufweichen  der  letzte  Passus  dieses  Satzes 
hindeutet,  hatte  ebenfalls  schon  im  Code  pönal  v.  1810  ziemlich  weit- 
gehende Berücksichtigung  gefunden.  Beispiele  liefern  bes.  die  Strafen 
des  „bannissement  (auf  bestimmte  Zeit)  und  der  „deportation** 
(auf  immer)  nach  Art.  8  Ziff.  2,  28,  32—33  34,  36,  bezw.  Art.  7  Ziff.  3 
und  17  ff.,  36.  S.  über  die  Deportation  auch  schon  C.  p.  von  1791 
P.  ITitie  I  Art.  1,  §  29  ff.  Vgl.  Chau ve  au-H61ie,  Theorie  T.  I p.63ff.; 
Boitard,  Le^ons  sur  le  code  p6nal,  Nr.  53—58;  v.  Holtzendorff, 
Die  Deportation  als  Strafmittel  etc.,  8.  397  ff.;  Cantü,  Beccaria, 
p.  201  Anm.*  (mit  Angaben  älterer  französischer  Litteratur);  Ber- 
theauy  De  la  transportation  des  r^cidivistes  incorrigibles.  Paris  1882; 
G.  Pierret,  Transportation  et  colouisation  pönale.  Paris  1892.  Über 
die  „r616gation"  des  sog.Recidivisten-Gesetzes  vom  27.Mai  1885  8. 
Z.  V  (1885)  S.  641  ff.,  Z.  VI  (1886)  S.  732  ff.  u.  Anm.  1,  735;  vgl. 
.auch  Z.  IV  165,  166,  383  (Litteraturangaben).  Über  die  „r61egation" 
und  den  „transfert  dans  une  colonie"  des  neuesten  französ.  Entwurfs 
V.  1893,  Titre  II,  Chap.I  §  6  Art.  25-31  u.  Chap.  VI  §  3  Art.  76—79  s. 
Mittlgn.d.  JKV.  IV,  2  (1893)  S.169  u.  179;  Gautier  in  Z.  f.  Schweiz. 
Strafr.  VII  S.  66  ff.,  91  ff.  —  Femer  gehört  hierher  das  Institut  der  Po  - 
lizeiaufsicht  (renvoi  sous  la  surveillance  de  la  haute  police)  nach 
C.  p.  Art.  11    (vbd.  mit  Artt.  47,  49,  50,  100,  107,  108,  138,  144,  213), 
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Ideen   des   Engländers  Jeremy  Bentham'**),    stark   her- 
vor ^•*). 

Man  würde  aber  doch  zu  weit  gehen,  ans  dem  Gesagten 
anf  eine  völlige  Äusseraehtlassung  des  absoluten  Moments 
im  Wesen  der  Strafe  zu  schliefoen  ^•*).  Vielmehr  läfst  sich 
auch  in  diesem  Gesetzbuche  trotz  seiner  fehlerhaften,  besonders 


deren  Charakter  als  Strafe  übrigens  auch  in  der  französischen  Juris- 
prudenz bestritten  ist.  Ausführlicher  handelt  über  dieses,  bekanntlich 
auch  in  deutschen  (xesetzbüchem  wiederkehrende  Institut,  namentlich 
auch  seine  geschichtliche  Entwicklung  und  spätere  Umbildung,  jetzt  bes. 
Fuhr,  Strafrechtspflege  etc.  §  10—20,  S.  3G— 7ä.  Über  den  Siche- 
rungszweck bei  der  Brandmarkung  s.  noch  unten  S.  124  Anm.278. 

261)  Brusa  in  Z.  I  S.  319:  „Das  französische  Gesetz,  ein  ge- 
treues Abbild  der  Utilitätsbestrebnngen  seiner  Zeit**.  Nach 
Mittermaier,  Die  Strafgesetzgebung  I  S.  3  Anm.  1  enthält  eine 
treffliche  Schilderung  des  Einflnfses  der  Nutzenstheorie  auf  das 
französische  Strafrecht:  de  Vaux,  Discours  des circonstances  attenu- 
antes.  Colmar  1840  p.  5. 

262)  Über  Bentham  und  seine  Ansicht  über  die  Strafe  vgl. 
i.Allg.  schon  unsere  Abtlg.  11  S.  211  Anm.  560.  Näheres  darüber  noch 
in  Abtlg.  III,  2. 

263)  Vgl.  Chauveau-H61ie,  Theorie,  T.  I  p.  19  ff.  und  35ff.; 
Köstlin,  System  I  S.  422  Anm.  4;  Heinze  in  HH  I  S.  317:  ^Der 
Code  p^nal  ist  in  der  Hauptsache  der  in  den  Berichten  des  Staats- 
rats wiederholt  citierten  Theorie  Bentham 's  gefolgt"-,  Mo  u  ton, 
Le  devoir  de  punir,  p.  73,  p.  132:  „Les  thöories  de  Bentham  eurent 
la  plus  grande  influence  sur  la  r6daction  ducode  de  1810";  vgl. 
noch  ebendas.  p.  303;  A.  Klvi6re  in  StGG.  I  S.  435 ff.:  „Der  c.  p. 
beruht  auf  der  Nützlichkeitstheorie,  deren  hervorragendster  Vertreter 
Bentham  war  und  deren  Grundsätze  sich  durch  die  Formel  aus- 
drücken lassen:  „Die  Strafe  wird  gerechtfertigt  durch  ihre  Zweck- 
mäfsigkeit  oder  richtiger  durch  ihre  Notwendigkeit"  j  Prins,  ebendas. 
I  S  462.  Über  die  hohe  Autorität  der  kriminalpolitischen  Ansichten 
Bentham 's  bei  den  französ.  Gelehrten  s.  Kiviöre,  a.  a.  0.  S.  435 
Anm.  1;  vgl.  auch  schon  Mittermaier  im  GS.XVI  (1866)  S.  5. 

264)  Nach  Bern  er,  Lehrbuch,  12.  Aufl.  S.  34  „schwankt"  der  Code 
pönal  „zwischen  dem  Gesichtspunkte  der  Nützlichkeit  und  dem 
..abstrakter  Gerechtigkeit".  Vgl.  auch  Ca  ntü,  Beccaria  p.  213 : 
„Napoleon  fit  le  code  p^nal  de  1810  . . .  non  sous  l'inspiration  d*une  idee 
möre,  mais  en  s'appnyant  tantöt  sur  Tidöe  de  justice   absoluei 
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gerade  im  Strafensystem *•*)  hervortretenden,  Härten ^^•) 
vielfach  das  anerkennenswerte  Streben  nach  einem  ge- 
wissen gerechten  Gleichmafs  zwischen  Verbrechen  und 


tantot  sur  rutilitfe."  A.  M.  aber  v.  Bar,  Handb.  I  S.  170  und 
Anm.  696,  nach  welchem  das  Gesetzbuch  „von  einer  abstrakten 
Gerechtigkeit  oder  Vergeltung  nichts  wissen  wollte." 

265)  Vgl.  über  das  Strafensystem  des  Code  pönal  im  Allgem. 
bes.:  Tafinger,  Idee  einer  Kriminal gesetzgebg.,  §  64  S.  123 ff.; 
Mittermaier  im  Archiv  des  CR.  XIII  S.  316  ff.;  v.  Holtzen- 
dorff,  Die  Deportation  etc.  S.  447;  Derselbe,  in  HH.  I  S.  188 ff.; 
V.  Bar,  Handb.  I  S.  169 ff.;  v.  Liszt  in  HJH.  I  S.  267  Anm.  3. 

266)  Schon  die  altem  französischen  Schriftsteller  (wie  B6renger 
1818,  Bavaux  1821,  Dupin  1821  u.  a  m.)  erhoben  deshalb  Angriffe 
auf  das  Gesetzbuch.  S.  Mittermaier  im  GS.  XVI  S.  2  ff.,  5  ff.  zu  vgl. 
femer  im  AUg. :  Mittermaier,  Strafgesetzgbg.  IS.  15  ff.;  Derselbe 
zu  Feuerbachs  Lehrb.  14.  Aufl.  §5  d,  S.  19  Anm.  8  (mit  weitem  Litteratur- 
angaben) ;  M  ö  h  1 ,  t!ber  d.  Zweck  d.  Strafe  S.  43 ;  B  e  rn  e  r ,  Strafgesetzgbg. 
S.  67ff.;  V.  Höltzendorff  iuHH.I  S.  188;  S.  May  er  in  GA.  XXVII 
(1879)  S.  251^  Mouton;  Le  devoir  de  punir  p.  133-,  Prins  in  StGG. 
I  S.  162;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.88  u.  Anm  49.  Über  die  häu- 
figen Freisprechungen  als  Konsequenz  der  Härten  des  Code 
p6nal  und  die  deshalb  später  vorgenommenen  Milderungen  s.  Lichten- 
berg, Die  Strafe,  S.186;  vgl.  auch  Mittermaier,  Strafgesetzgbg.  I 
S.  108  ff.  Im  Einzelnen  sind  bes.  zu  erwähnen:  die  Häufigkeit  der 
(übrigens  auch  schon  imC.p.  von  1791  nicht  gerade  seltenen) Todes- 
strafe, namentlich  bei  den  politischen  u.  Staats- Verbrechen;  (vgl. 
schon  oben  Anm.  259  und  unten  Anm.  271-,  dazu  noch:  Mitter- 
maier, Strafgesetzgebg. I  S.  15 ;  Ghauveau-Hölie,  Theorie,  T.III, 
p.  395;  Guizot,  De  la  peine  de  mort  en  matiöre  politique  Paris 
1828);  femer:  die  harten  Rtickfal Isstrafen  (s.  v.  Bar,  Handb. I, 
S.  171,  Anm.  699);  die  Drohung  absolut  bestimmter  Strafen  (s.  Mit- 
termaier. Strafgesetzgebung  I  S.  15  und  im  GS.  Bd.  XVI  S.  20, 
welcher  auch  die  Beschränkungen  des  Milderungsrechts  anführt;  s. 
dagegen  jedoch  v.Bar,  a.  a.  0.  S.  169;  vgl.  noch  Fuhr,  Strafrechts- 
pflege S.  242);  verschiedene  Barbareien  bei  den  Freiheitsstrafen  (vgl. 
V.  Höltzendorff,  Die  Deportation  S. 432 ff.),  so  z.  B.  nach  Art.  15 
bei  den  travaux  forc6s  Fesselung  der  Sträflinge  mit  Ketten,  bezw.  einer 
Kugel  am  Fufse  (ähnlich  zwar  auch  schon  die  „peine  de  fers"  des 
C.  p.  V.  1791,  P.  I  Titre  I,  Art.  1  §  6—8,  die  aber  niemals  lebens- 
länglich sein  durfte;  ebenso  peinl.  GB.  der  hei v et.  Rep.  §  6—8); 
endlich  die  nicht  seltene  Konfiskation   des  ganzen  Vermögens  imd 
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Strafen  verfolgen  ^•').  Dabei  ißt  selbst  mit  der  V  e  r  g  e  1 1  n  n  g  s- 
idee  im  engern  Sinne  bei  Weitem  nicht  in  so  schroffer 
Weise  gebrochen,  wie  z.  B.  in  der  österreichischen  Josephina 
des  vorigen  Jahrhunderts  ^•®). 

Zunächst  kann  in  dieser  Beziehung  die  Androhung  der  Todes- 
strafe für  den  Mo  rd(resp.  Tötungen)  *••)  allerdings  auch  hier 


der  bürgerliche  Tod,  eine  Juristische  Monstrosität,  die  man  „aus  der 
Rüstkammer  der  alten  französischen  Jurisprudenz''  (Ordonance  von 
1671,  Tit.  7)  wieder  hervorgeholt  hatte,  v.  Bar,  Handb.  I  S.  168  und 
Anm.  690,  691  mit  weitem  Citaten. 

267)  Heinze  in  HH.  I  S.  317.  Es  schliefst  sich  darin  das  Ge- 
setzbuch an  das  ältere  Kecht  der  Republik  an,  Welches  in  dieser 
Beziehung  die  bekannten  Forderungen  der  Aufklärungsschrift- 
steller zu  befriedigen  suchte.  So  hatten  bei  dem  Code  p^nal  von  1791 
—  wie  der  von  Lepelletier  de  Saint-Fargeau  erstattete  Bericht  über 
den  Entwurf  an  die  Nationalversammlung  (Sitzung  vom  22/23.  März 
1791)  hervorhob  —  „die  Ausschüsse  .  .  .  vor  Allem  darauf  gesehen, 
nur  Strafen  vorzuschlagen,  die  .  .  .  im  richtigen  Verhältnis  zu 
den  einzelnen  Verbrechen  ständen".  Hertz,  Voltaire  S.  522.  Ebenso 
hatte  schon  die  D^claration  du  droit  de  Thomme  v.  8.  Juni  1793,  Art.  16 
erklärt:  „.  .  .  Les  peines  doivent  6tre  propo,rtionn68  au  d61it 
(et  utile s  ä  la  soci6tös)",  worin  allerdings  —  wie  v.  Bar,  Handb. I 
S.  166  bemerkt  —  gegenüber  der  „alten  bigotten  Vergeltungstheorie " 
schon  ein  bedeutender  Fortschritt  lag.  Vgl.  Cantü,  Beccaria  p.  202 
und  Anm.  1-,  v.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  187  Anm.  Ij  Heinze, 
ebendas.  S.  317. 

268)  Auch  die  Strafgesetze  der  Republik  hatten  im  Allgem. 
schon  entschiedener  mit  der  Vergeltungstheorie  gebrochen  als 
der  Code  pönal  v.  1810.  Vgl.  v.  Bar,  Handbuch  I  S.  168;  Hertz, 
Voltaire,  S.  522:  „Besonders  hatte  man  (bei  dem  Entwürfe  des  C.  p. 
von  1791)  den  Gesichtspunkt  fallen  lassen,  als  ob  die  Strafe  Rache 
sei  und  war  vielmehr  davon  ausgegangen,  dafs  sie  nur  Verbrechen 
zu  verhindern  wie  auch  die  Wiedergeburt  des  Verbrechers 
herbeizuführen  habe". 

269)  Code  p6n.  Art.  302 :  „Tout  coupable  d'assassinat  (vgl. über 
diesen  Begriff:  Art.  296  und  dazu  Wachen feld,  Mord  u.  Totschlag 
S. 230 ff.-,  S.  Mayer,  Gesch.  der  Strafrecbte  S.530  Anm.  83)  de  par- 
ricide  (Art.  299)  dUnfanticide  (Art.  300)  et  d'empoisonnement  (Art.  301) 
sera  puni  de  mort,  sanspröjudicedela  dispositionparticuli6re,  con- 
tenue   en  Tarticle  13,    relativement   au  parricide"    (s.  darüber  unten 
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deshalb nnr  yerhältniBmärsig  wenig  ins  Gewicht  fallen,  weil  diese 
Strafart,  über  deren  Berechtigung  und  Notwendigkeit  man 
zur  Zeit  der  Bepublik  noch  lebhaft  diskutiert  hatte  *'®);  vom 


Anm.  275).  Der  Code  p6nal  von  1791  P.  11  Titre  II  Sect.  1  Art.  11 
(Sagniier,  p.lö7)  (=  p.  GB.  der  helvetisch.  Bepabl.  §  136)  haUe  be- 
stimmt :  „L'homicide  commis  avec  pröm^ditation  sera  qoalifiö  d'  a  s  - 
sasinat  (vgl.  Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  226)  et  puoi  de  mort". 
Als  äafsere Schärfäng war  dann  allgemein  im  Part.  I  Titre  I  Art. 4 
Abs.  1  vorgeschrieben,  dafs  der  wegen  assassinat  (incendie  od. 
emp o i s o  nneme nt)  Verurteilte  zur  Kichtstatt  in  einem  ro  te n  fle md e 
hinausgeführt  werden  solle.  Vgl.  dazu:  Klein  im  Arch.  des 
CB.  I  (1799)  St.  III  S.  91;  Chauveau-B61ie,  Theorie  T.  DI  p.96. 
Anm.  2;  v.  Bar,  Handb.  I  S.  167,  168;  Lenotre,  La  Guillotine  etc. 
p.  234,  24<).  Die  gleiche  Bestimmung  enthielt  das  peinl.  GB.  der  hei  v e  t. 
Bepublik,  §4  Abs.  1*,  s.  dazu  Pfenninger,  Strafrecht  der  Schweiz 
S.  144.  Danach  ging  die  Bestimmung  auch  in  einige  der  spätem 
Schweiz  Partikulargesetzbücher  über,  so  in  diejenigen  von  Tessin 
1816  undLuzern  1827.  Vgl.Temme,  Lehrbuch  des  Schweiz.  Strafr. 
§89,  S.242;  Pfenninger,  a. a. 0. S.  199,  209,  213.  Über  das  bayerische 
StGB.  V.  1813  8.  Näheres  noch  unten.  Im  Code  pönal  y.  1810  ist  zwar 
jene  Schärfung  weggefallen,  dagegen  ist  mit  einigen  Veränderungen 
der  Abs.  2  des  Art.  4  1.  c.  des  C.  p.  v.  1791  (bezw.  des  §  4  des 
helvet.  Gesetzbuchs),  wonach  dem  wegen  „parricide^  (Begriff: 
C.  p.  von  1791  P.  II  Titr.  II  Sect.  1  Art.  10;  helvet.  GB.  §  135) 
zum  Tode  Verurteilten  Kopf  und  Gesicht  mit  einem  schwarzen 
Tuche  zu  bedecken  ist,  das  ihm  erst  im  Momente  der  Hinrichtung  wie- 
der abgenommen  werden  soll,  in  den  C.  p.  von  1810  übergegangen, 
dessen  Art.  13  Abs.  1  denigemäfs  lautet:  „Le  coupable  condamnö  ä 
mort  pour  parricide  sera  conduit  sur  le  Heu  de  Texöcution  en  che- 
mise,  nus  pieds  et  la  t^te  couverte  d'un  volle  noir".  Überein- 
stimmend sind  noch  die  Gesetzbücher  von  Sardinien  1839  (Art. 577 
Abs.2)u.  Italien  1859  (Art.  53  Abs.  2);  vgl.  schon  oben  S. 38  Anm. 52. 
Vielleicht  ist  auch  für  diese  ceremonielle  Ausschmückung  der  Todesstrafe 
der  Einflufs  Benthamszu  vermuten,  da  derselbe  —  wie  in  Abt.  III,  2 
noch  des  Näheren  auszuführen  ist  —  ebenfalls  ein  Freund  sog.  „emble- 
matischer  Kleidungen''  der  Missethäter  war.  Über  die  weitere  Schär- 
fung der  Strafe  nach  Abs.  2  des  Art.  13  vgl.  unten  Anm.  275. 

270)  Lepelletier  de  Saint-Fargeau  hatte  in  der  Natio- 
nalversammlung bei  der  Beratung  des  Code  p^nal  von  1791  die 
Aufhebung  der  Todesstrafe  beantragt.  Nach  lebhaften  Debatten, 
—  an  welchen  sich  u.  a.  als  Verteidiger  der  Todesstrafe  Mongins, 
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Code  p^nal  in  einem  so  reichlichen  Mafiiie  auch  fUr  an- 
dere, namentlich  anch  für  politische  Delikte  ver- 
hängt  wird^^'),    dafs   man   sie    wohl    Oberhaupt   in  erster 


Le  Mercier  und  Prugnon,  als  unbedingte  Gegner  P6tbion,  Dupont, 
und  —  Robespierre  (!)  beteiligt  hatten,  wurde  dieser  Antrag  je- 
doch mit  überwiegender  Majorität  abgelehnt.  Vgl.  Chauveau-Hö- 
lie,  Theorie.  T.  I  p.  56;  Cantü,  Beccaria  p.  204;  Hertz,  Voltaire 
S.  524 ff.  Über  den  Umfang  der  Todesstrafe  im  Gesetzbuche  v.1791 
selbst  s.die  folgende  Anmerkg.  —  Auch  im  Konvent  wurde  sechsmal 
der  Antrag  auf  (teilweise  oder  völlige)  Aufhebung  der  Todesstrafe  ge- 
stellt, zuerst  von  Condorcet  am  23.  Jan.  1793.  (Vgl.  Ortolan,  Ele- 
ments du  droit  penal.  B.  6d.  18G3,  I  p.  149;  Anlage  2  über  die  Todes- 
strafe S.  61).  Das  Endresultat  war  jedoch  nur,  dafs  am  26.  Oktober 
1795  (=  4.  Brumaire  des  Jahres  IV  der  Republik)  zwar  die  Besei- 
tigung der  Todesstrafe  beschlossen,  die  Ausführung  dieser  Massregel 
aber  bis  zum  „Tage  des  allgemeinen  Friedens"  verschoben 
wurde,  bei  dessen  thatsächlichem  Ausbleiben  das  Dekret  seine  prak- 
tische Wirkung  einbüfte  und  daher  später  auch  gesetzlich  (29.  Dez. 
1801  =  8.  Niv.  des  Jahres  X  der  Rep.)  beseitigt  wurde.  Vgl.  An- 
lage 2  über  die  Todesstrafe  S. 4  und  61;  Chauveau-H61ie,  a.a.O. 
I  p.  56 ;  C  a  n  tri ,  Beccaria  p.  204  ff.  -,  B  e  r n  e  r ,  Strafgesetzgbg.  S.  59. 
Ähnliche  Meinungsverschiedenheiten  über  das  Für  jund  Wider  der 
Todesstrafe  zeigten  sich  in  den  Beratungen  des  peinl.  Gesetzbuchs  für 
die  helvet.  Republ.  v.  1799.  S.  darüber  Teichmann,  in  StGG.  I 
S.  369  ff. 

271)  Der  Code  penal  v.  1810  droht  die  Todesstrafe  in  nicht  weniger 
als  39  Fällen  an,  über  welche  u.  a.  die  Anlage  2  über  die  Todes- 
strafe S.61  u.  Anm.  39  eine  Gbersicht  giebt.  Vgl.  auch  Cantü,  Bec- 
caria p.  214;  V.  Bar,  Handbuch  I  S.  170;  Fuhr,  Strafrechtspflege 
S.  242.  Abgesehen  von  den  schon  in  Anm.  269  genannten  Fällen 
des  Mordes  und  der  qualificierten  Tötungen  gehören  dazu  noch  gewisse 
Arten  des  Totschlags  (s.  z.  B.  Art.  304)  u.der  Verletzungen  mit  tötlicher 
Folge  (b.  z.  B.  Art.  316:  Kastration):  femer  die  schwersten  Fälle  der 
Brandstiftung  (Art.  434— 437),  gewisse  Fälschungen  (Art.  132  u.  139), 
und  Diebstähle  (Art.  3H1)  sowie  zahlreiche  politische  Delikte,  bei 
welchen  leztern  ohne  Zweifel  die  Zwecke  der  Abschreckung  u.  Sicherung 
entscheidend  waren.  Vgl.  Cantü,  Beccaria  p. 204:  „..on  Ta  conserve 
(sc.  la  peine  demortpour  les  crimes  politiques)  non  commeexpia- 
tion,  mais  commemoyende  defense".  Der  Code  p6nal  v.1791  hatte 
dagegen  die  Zahl  der  todeswürdigen  Fälle  bereits  auf  32,  der  Code 
des  dölits  et  des  peines  v.  1795  sogar  auf  nur  80  reduciert,  was  um 
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Linie  als  eines  der  wirksamsten  Abschreckungsmittel 
betrachtet  zu  haben  scheint*'*).  Wenn  dagegen  der  x\rt.  13 
für  den  erschwerten  Fall  des  „parricide"  (d.  h.  im  All- 
gemeinen etwa:  Ascendententotung) * •  ^)  —  aufser  gewissen, 
auf*  Abschreckung  der  Menge  berechneten  äufserlichen  Feier- 
lichkeiten bei  der  Hinrichtung  *'*)  —  auch  noch  die  vorher- 
gehende Abhauung  der  rechten  Hand  durch  den  Scharf- 
richter  auf  dem  SchaflFote  androht*'^),  so   läfst   sich    darin 


so  anerkennenswerter  erscheint,  als  noch  bis  zur  Kevolution  in  Frank- 
reich nicht  weniger  als  llö  strafbare  Handlungen  mit  dem  Tode  bedroht 
waren.  S.Anlage  2  über  die  Todesstrafe  S.60  Anm.  37  a  n.  S.61.  Die 
qualifi eierten  Formen  waren  zudem  im  Code  penal  v.  1791  P.  I 
Titre  I  Art.  2  (u.  ebenso  im  helvetisch,  peinl.  GB.  §2)  ausdriicklich 
verboten  worden.  Vgl.  Chauveau-H61ie,  Theorie  T.  III  p.  96 
Anm.  2;  v.  Bar,  Handb.  I  S.  167;  Stooss,  GrundzUge  I  S.  2ff.  Die 
im  C.  p.  von  1791  P.  I  Titre  I  Art.  3  enthaltene  Formel  fllr  den 
Vollzug  der  Todesstrafe:  „Tout  comdamn^  k  mort  aura  la  t^te  tran- 
ch^e"  ist  auch  in  den  Code  p^nal  von  1810  Art.  12  übergegangen; 
sie  kehrt  auch  noch  in  dem  neuesten  Entwurf  v.  1 893,  Titre  II  Ghap.  I 
§  1  Art.  U  (Mitteilgn.  der  IKV.  IV  2,  S  167)  wieder.  Über  die 
Verhandlungen  betr.  Einführung  der  Enthauptung  durch  die  Guillo- 
tine (20.— 25.  März  1795)  s.  Hertz,  Voltaire  S.  526  Anm.  1  vbd. 
mit  S.  508  und  bes.  Lenotre,  La  Guillotine  etc.  p.  216  ff.  —  Die 
qualificierten  Todesstrafen  im  e.  S.  sind  auch  imC.  p.  von  1810  nicht 
wieder  aufgenommen  worden;  über  die  Fälle  der  Schär fnngen  b 
oben  Anm.  269  und  unten  Anm.  275. 

272)  Dafs  jedoch  daneben  auch  der  Vergeltungsgedanke 
entschieden  eingewirkt  hat,  zeigt  u.  a.  der  in  dem  Expos^  des 
motivs  zum  Code  p^nal  enthaltene  Satz:  „La  peine  de  l'assassinat 
est  lamort,  c'est  celle  du  talion'*.  Vgl.  Cantü,  Beccaria  p.214. 
Gleichlautend  hatte  sich  Fan re  im  Corps  legislativ  geäufsert.  Chan- 
veau-H61ie,  Theorie  T.  III  p.  97. 

273)  Näheres  über  diesen  Begriff  im  Code  p^nal  (Art.  299;  bei 
Chauveau-H61ie,  T.  I  p.  59  u.  Wachenfeld,  Mord  etc.  S.232  u. 
Anm.  7   u.  8. 

274)  S.  darüber  schon  oben  Anm.  269. 

275)  Code  p^nal  Art.  13,  Abs.  2  am  Ende:  „.  .  il  (sc.  le  parricide) 
aura  ensuite  (d.  h.  nach  öffentlicher  Ausstellung  auf  dem  Schaffet) 
le  poing  droit  coup6  et  sera  imm^diatement ex(;cute ä mort^  Vgl. 
auch  noch  C.  p.  Art.  86,  welcher  für  die  Bestrafung  des  „attentat  contre 
la  vie  on  contre  la  personne  d^   V  Empereur**  auf  diejenige  des  par- 
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ziemlich  deutlich  auch  jene  Richtung  des  Vergeltungsprinzipa 
erkennen,  wonach  man  das  schuldige  Glied  des  Thäters 
fttr  das  Verbrechen  bUfsen  lassen  will  *"•).  Weit  schwächer 
erscheint  der  vergeltende  Symbolismus  schon  in  der  wohl  eben- 
falls dafür  herangezogeneu '")  Bestimmung,  den  Fälscher 
(Faussaire)  mit  einem  F  als  den  Anfangsbachstuben  seines  Delikts 
zu  brandmarken,  zumal  sich  solche  Kennzeichnung  in  ähn- 
licher Weise  auch  sonst,  namentlich  bei  allen  Verurteilungen  zu 
lebenslänglicher  Zwangsarbeit  (Travaux  forc<^s)  vorgeschrieben 
findet»"»). 

Ziemlich  erhebliche  Koncessionen   sind  vom   Code  pönal 

—  im   teilweisen   Gegensatz  zu   dem  Gesetzbuche  v.  1791 

—  noch  dem  Prinzip  der  sog. analogen  Talion  i.e.  S.  ge- 
macht. So  finden  wir  zwar  nicht  mehr  bei  der  eigentlichen 
wissentlich  falschen  Anschuldigung  einer   bestimmten  Person 

ricide  zurückweist.  Es  ist  dies  die  einzige  Scbärfang  der  Todes- 
strafe hartem  Charakters  im  C.  p.  Vgl.  v.  Bar,  Handb.  I  S.  170 
Anm.  697.  und  Pertile,  Storia  V  p.  258  Anm.  59  am  Ende. 
Durch  kgl.  Ordonnance  vom  28.  April  1832  wurde  die  Bestimmung  ge- 
setzlich beseitigt.  S.  Chauveau-H61ie,  Theorie  I  p.  132.  Über  die 
Nichtaufnahme  derselben  in  den  Entw.  y.  1893  s.  Gantier  in  Z.  fttr 
Schweiz.  Strafr.  VII  (1894)  S.55.  Nach  Trip,  Disput  de  similitudine 
p.  47  und  Anm.  139  war  jene  Sehärfung  in  Frankreich  schon  zu 
Zeiten  Ludwigs  XIV.  in  Gebrauch.  Der  Code  p^nal  v.1791  kannte  sie 
dagegen  nicht.  Zwar  war  sie  bei  den  Beratungen  desselben  vom  älte- 
ren Garat  in  Vorschlag  gebracht,  jedoch,  wenngleich  mit  geringer 
Majorität,  verworfen  worden.  Hertz,  Voltaire  S.  525.  Der  Entwurf 
des  C.  p.  (vom  J.1804)  hatte  dagegen  das  Handabhauen  als  Nebenfolge 
auch  auf  „conjugicide,  fratricide,  empoisonnement  und  incendie  ex^cutöe 
avec  tortures**  ausgedehnt  wissen  wollen,  was  aber  besonders  von 
Berlier  bekämpft  worden  war.  S.  Chauveau-Helie,  Theorie  T.  I 
p.  132  ff. 

276)  S.  bes.  Tissot,  Le  droit  p6nal  etc.  T.  I  p.  260:  „C'est  en 
vertu  de  cette  analogie  (entre  le  d61it  et  la  peine)  que  le  parri- 
cide  avait  nagu6re  parmi  nous  la  main  coupöe.  Les  auteurs  du  Code 
de  1810  se  doutaient  peu  sans  doute,  qu'ils  suivaient  en  cela  le 
principe  du  talion".  Vgl.  Trip,  Disp.  de  similitudine  etc.  p.  47^ 
Wahlberg  in  HH.  II  S.  457. 

277)  S   Trip,  Disp.  de  similit.  p.  56. 

278)  Die  hierauf  bezüglichen  Vorschriften  sind  enthalten  in 
Art.  20.    Danach  soll  mit  der  Strafe   der  lebenslänglichen  Zwangs« 
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(„dönonciation  calomnieuse")^''*),  wohl  aber  bei  dem  falschen 
Zeugnisse  in  Eriminalsachen    („fanx  tömoignage  en  matiöre 

arbeit  allemal  die  Brandmarkung  auf  der  rechten  Schulter  mit  den 
Buchstaben  T.P.  (d.  h.  Travaux  perp^tuels)  obligatorisch  verbunden 
sein.  (Art.  20,  Abs.  1  und  3).  Bei  andern  Strafen  ist  die  Brand- 
markung in  den  gesetzlich  speziell  vorgeschriebenen  Fällen  (so  z.B. 
in  Art.  280  fUr  Bettler  und  Vagabunden)  zu  vollziehen ;  sie  besteht  in 
dem  Buchstaben  T  (d.  h.  Travanx  ä  temps)  bei  Verurteilung  zu  Zwangs- 
arbeit auf  bestimmte  Zeit  (Art.  20,  Abs.  2  u.  3).  Der  Fälscher  erhält 
dann  (falls  seine  Strafe  traveaux  forcös  ä  temps  oder  auch  nur  rö- 
clusion  ist),  aufserdem  noch  den  Buchstaben  F.  (Art.  20,  Abs.  4 
verbd.  mit  Art.  165).  Vgl.  hierzu  bes.  Lenotre,  La  Guillotine  p.  239, 
240.  Anm.  2;  s.  auch  Bern  er,  Strafgesetzgbg.  S.  63,  64;  Pertile, 
Storia  V  p.  348  u.  Anm.  34.  Allgemein  verordnet  sodann  C.  p.  Art.  56, 
Abs.  3  die  Brandmarkung  neben  trav.  forces  k  temps  auch  fUr  den 
(ersten)  Rückfall,  wenn  das  zweite  Verbrechen  die  Strafe  der  t6- 
clnsion  nach  sich  zieht.  Hier  dient  dann  die  Mafsregel  un- 
zweifelhaft lediglich  dem  Sicherungszwecke.  In  ähnlicher  Weise 
hatte  auch  schon  ein  Gesetz  vom  23.  Flor^al  des  Jahres  X  der  Re- 
publik behufs  Feststellung  der  Identität  bei  Rückfall  die  Brand- 
markung mit  dem  Buchstaben  R.  (röcidiviste)  auf  der  linken  Schul- 
ter angewendet.  Vgl.  Sack  er,  Der  Rückfall.  I.  Berl.  1892  S.  96.  Auch 
in  frühern  Jahrhunderten  waren  in  Frankreich  Brandmarkungen  mit 
bestimmten  Anfangsbuchstaben  üblich  gewesen,  so  für  die  Diebe  mit 
V  (=  voleurs),  für  die  Galeerensträflinge  mit  GAL  u.  s.  w.  S. 
Hertz,  Voltaire  S.  29  —  31;  Krohne,  Lehrbuch  der  Gefängniskunde 
S.  23.  —  Die  Vorschriften  des  Art.  20  des  Code  pönal  wurden  erst 
1832,  in  den  deutschen  Rheinlanden  dagegen  schon  1804  aufgehoben. 
S.  Bluhme,  System  des  in  Deutschland  geltenden  Strafrechts.  Bonn 
1854  S.  33.  Anm.  69.  Über  analoge  Bestimmungen  andrer  Gesetz- 
gebungen  vgl.  schon  oben    S.  39  Anm.  53. 

279)  Über  Begriflf  und  systematische  Stellung  dieses  Delikts 
im  Code  p^nal  (als  Form  der  Verleumdung)  s.  besonders 
Art.367flf.  U.Näheres  beiRubo,  Zur  Lehre  von  der  Verleumdung.  Berl. 
1861  S.  127;  Hess,  Falsche  Anschuldigung  S.  5  Anm.  2^  Ri- 
viöre  in  StGG.  I  S.  457.  Über  die  Strafe  bestimmt  Code  pönal 
Art.  373  lediglich:  „Quiconque  aura  fait  une  dönonciation  ca- 
lomnieuse  contre  nn  on  plusienrs  individus  aux  officiers  de  justice 
au  de  police  administrative  on  judiciaire  sera  puni  d'unempri- 
sonnement  d'un  mois  k  un  an  et  d*une  amende  de  cent  francs  k 
trois  mille  francs".  Vgl.  S.  Mayer,  Geschichte  der  Strafrechte 
S.  383  Anm.  1  u.  2.    Ein  schwacher  Anklang  an  die  Vergeltungs* 
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criminelle")^®®),  durch  welches  ein  Unschuldiger  verurteilt 
worden,  grundsätzlich  noch  „den  alten  Talionsgedanken"  ^®^) 
anerkannt,  wenngleich  freilich  „nur  insofern,  als  er  zu  einer 
Strafschärfung  im  Vergleich  zum  einfachen  Delikt  ftihrt"  **^). 
Der  Art.  361  ^®^)  bestimmt  nämlich  zunächst  als  die 
regelmäfsige  Strafe  eines  im  Strafprozesse  fälschlich  (sei  es 
event.  auch  zu  Gunsten  des  Angeklagten)  abgegebenen  Zeug- 
nisses die  Zwangsarbeit  auf  bestimmte  Zeit.  Wenn  aber  in  Folge 
desselben  eine  härtere  Strafe  als  jene  über  den  Angeschul- 
digten verhängt  worden,  so  soll  auch  der  falsche  Zeuge 
die     nämliche     härtere  Strafe    erdulden  ''**).    In   ganz   der- 

idee  zeigt  sich  dagegen  im  Art.  371  bei  der  Bestrafung  der  „calom- 
nie*"  d.  h.  (aufsergerichtliche)  Verleumdung  i.  w.  S. ,  umfassend 
nach  Art.  367  u.  a.  die  Imputation  von  Thatsachen,  welche  wenn 
sie  begründet  wären,  denjenigen,  gegen  den  sie  sich  richten, 
einer  kriminellen  oder  korrektioneile  Untersuchung  (oder aber 
auch  nur  der  Verachtung  oder  dem  Hasse  seiner  Mitbürger)  aussetzen 
würden.  Hier  soll  nämlich  der  Verleumder,  welcher  den  gesetzlichen 
Beweis  nicht  erbringt,  mit  gewisser  Rücksicht  auf  die  Schwere  der 
Strafe  des  „fait  imputö"  verschieden  bestraft  werden.  Vgl.  Abs.  2 
des  Art.  371  „Si  le  fait  impnt<^*  est  de  nature  k  meriter  lapeine  de  mort, 
les  travaux  forc6s  k  perpötuite  ou  la  d6portation,  le  coupable 
sera  puni  d'un  emprisonnement  de  2  ä  5  ans  et  d'nne  amende  de  200 
francs  k  5000 francs.''  (Abs. 3)  „Dans  tous  les  autres  cas  Tempri- 
sonnement  sera  d'nn  mois  k  six  et  l'amende  de  50  k  20C0  francs.*" 
Zu  der  ganzen  Materie  (Art.  367—374)  s.  noch  Ghauveau-Hölie, 
Theorie  T.  III  p.  302  flF. ;  van  S  wind  er  en,  Esquisse  II  p.  182  flf.; 
Ri  vifere  in  StGG.  I  S.  457. 

280)  S.  über  diesen  Begriff  Näheres  bei  Chauveau-Hfelie, 
a.  a.  0.  T.  III  p.  281  ff. 

281)  Über  die  Geltung  desselben  im  altern  französischen  Rechte 
8.  Ghauveau-Hfelie,  Theorie  T.  III  p.  295:  „G'est  la  peine  de 
talion  que  nous  avons  successivement  appliquö  au  faux  tfemoignage 
par  .  .  .  Tancienne  jurisprudence  et  le  Code  de  1791".  Über 
die  Vorschriften  des  letztern  s.  Näheres  unten  Anm.  281. 

282)  So:  Lauterburg,  Die  Eidesdelikte  etc.  S.  88. 

283)  Vgl.  zu  diesem  Artikel  u.  a.  auch:  Goltdammer,  Mate- 
rialien II  S.  240',  S.  Mayer,  Geschichte  der  Strafrechte  etc.  S.  377 
Anm.  4;  van  Swinderen,  Esquisse  II  p.  276 ff. 

284)  0.  p.  Art.  361:  „Quiconque  sera  coupable  de  faux  te- 
moignage  en  matiöre  criminelle,  soit  contre  Taccus^  seit  en  sa 
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selben  Weise  ist  ferner  das  Taliongprinzip  bei  der  Be- 
stechung eines  Strafrichters  oder  Geschworenen  be- 
hufs Benachteiligung  eines  Angeklagten  verwendet^**).  Auch 
hier  ist  (im  Art.  181)  zunächst  nur  von  der  ordentlichen  Strafe 
solcher  „corruption"  die  Eede,  welche  (aufser  der  fUr  die  Be- 
stechung überhaupt  u.  a.  angedrohten  Geldstrafe)  ^^^)  in  „re- 
clusion"  besteht  ^®^).  „Si  par  l'eflFet  de  la  corruption"  —  fügt 
dann  aber  Art.  182  hinzu   —    „il  y  a  eu  condamnation  k 


faveur,  serapunide  la  peine  des  travauz  forc^s  atemps**.  (Absatz  2). 
Si  neanmoius  Taccuso  a  6tü  condamnö  ä  une  peine  plus  forte 
que  Celle  des  travaux  forc<;8  k  temps  le  faux  t<^moin  qui  a 
d^^pose  contre  Ini,  subira  la  m^me  peine".  Der  Code  p^nal 
V.  1791  hatte  dem  Talionsprincip  schon  viel  engere  Grenzen  ge- 
zogen, indem  er  bestimmte  (Part.  II  Titre  II  Sect.  2  Art.  48  (Sag- 
nier,  p.  167):  „Quiconque  sera  convaincu  du  crime  de  faux  t^moi- 
gnage  dans  un  proc^is  criminel,  sera  puni  de  la  peine  de 
vingt  anneesdefer,  et  de  la  peine  de  mort,  s'il  est  intervenu  con- 
damnation k  mort  contre  raccus6  dans  le  proc^s  duquel  aura 
6te  entendu  le  faux  temoin***  Vgl.  dazu  sowie  über  ein  späteres  mo- 
dificierendes  Gesetz  vom  5.  Pluviose  des  Jahres  II  der  Republik: 
Chauvean-H61ie,  Thöorie,  T.  III  p.  294.  Dieselbe  Beschränkung 
auf  den  Fall  der  Verurteilung  zum  Tode  enthielt  auch  daspeinl.  GB. 
der  helvet.  Republik,  dessen  §  205  (im  Teil  II  Tit.  II  Abschn.  2) 
hier  wörtlich  übereinstimmt.  Vgl.  Lauterburg,  Die  £idesdelikte 
S.  83,  84;  Pfenninger.  Strafrecht  der  Schweiz  S.  144.  Ganz  all- 
gemein hatte  dagegen  (nach  Lauterburg,  a.  a.  0.  S.  85,  86)  ein 
StG.-Entwurf  für  Genf  vom  Jahre  1795,  Art.  275  das  falsche  Be- 
lastungszeugnis in  Eriminalsachen  nach  dem  Grundsatze  der  analogen 
Talion  bestraft  wissen  wollen. 

28."))  Vgl.  dazu  u.  a.  auch  J.T.  Werner,  Händbuch  u. Kommentar 
des  peinl.  Rechts.  Hadamar.  1820,  §  185  S.  114.  Auch  hier  entspricht 
der  Grundsatz  den  Anschauungen  des  altern  französischen  Rechts. 
Chauveau-Hölie,  Theorie,  T.  II  p.  182 ff. 

286)  Vgl.  über  die  Strafe  der  passiven  Bestechung  Beam- 
ter im  Allgemeinen:  Art.  177  (Pranger  und  Geldstrafe  im  doppelten 
Werte  des  Versprochenen  oder  Erhaltenen)  u.  Art.  178:  „Dans  le  cas 
oü  la  corruption  aurait  pour  objet  un  fait  criminel  emportant  une 
peine  plus  forte  que  celle  de  carcan  cette  peine  plus  forte 
sera  appliquee  aux  coupables''. 

287)  Dieselbe  Strafe  trifft  deuThäter  auch  bei  corruption  „en 
faveur  de  Taccusö. 
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une  peine  superieure  k  celle  de  la  röclusion,  cette 
peine,  quelle  qu'elle  soit,  gera  appliqu6e  au  juge  oujur6  cou- 
pable  de  corruption**. 

Wie  sehr  mnn  von  der  Gerechtigkeit  gerade  dieser  Vor- 
schrift tiberzeugt  war^  beweist  eine  dazu  gemachte  Bemer- 
kung des  ;,Expo6^  des  motifs^.  „La  loi  du  talion'' —  sokeirst 
es  dort  —  „ne  fut  jamais  plus  öquitable  ni  plus 
exemte  d'inconvfenients'*^®*). 

Für  das  vorsätzliche  Entweichenlassen  Gefange- 
ner ist  zwar  der  Grundsatz  des  Eintretens  des  Thfiters  in  die 
Strafe  des  Entflohenen  nicht  mehr  befolgt  worden,  doch  ist 
immerhin  noch  auf  die  Schwere  des  vop  demselben  begange- 
nen Verbrechens  bei  der  Bestimmung  der  Strafen  Rücksicht 
genommen  ^**)  "®). 


288)  Vgl.  Ghauvean-H^lie,  a.  a.  0.  T.  II  p.  282,  welcher 
selbst  dazu  bemerkt:  „En  th^se  generale  cctte  rögle  absolue  est 
conforme  k  la  raison".  Das  projet  des  C.  p.  von  1804  hatte  (ursprüg- 
lich) die  beschränktere  Fassung  gehabt:  „Si  par  Teffet  de  la  corrup- 
tion  il  y  a  eu  condamnation  a  mort,  le  juge  (on  le  jnr^  conpable) 
sera  puni  de  mort.''  Gegen  diese  Einengung  und  für  Ausdehnung 
des  Talionsprinzips  auch  auf  andere  Fälle  hatten  im  Staatsrate  De- 
fermon  und  namentlich  Berlier  gesprochen.  Vgl.  Proc^s-verbaux 
du  conseil  d'Etat,  s6ance  du  8aoüt  1809-,  Ghauveau-H61ie,  a.a.O. 
II  p.  182. 

289)  Überdas  EntweichenlassenGefangener  s.  Artt.237ff. 
— 244.  Hier  ist,  abgesehen  von  der  Scheidung  der  Fälle  der  conni- 
vence  und  der  blofsen  nögligence,  welche  letztere  ja  nicht  weiter  in 
Betracht  kommt,  weitgehende  Rücksicht  bei  den  Strafabstufnngen 
einmal  darauf  genommen,  ob  der  Thäter  ein  Beamter  („huissiers, 
commandants  en  chef  on  en  sous-ordre,  soit  de  les  gendarmerie,  soit 
de  la  force  armöe  servant  d'escorte  ou  gamissant  les  postes ;  concierges, 
gardiers,  g^öliers  et  tous  autres  pr^pos^s  k  la  conduite  ou  k  la  garde 
des  dötenus**,  s.  Art.  237)  oder  eine  (mit  der  Führung  und  Bewachung 
der  Gefangenen  nicht  beauftragte)  dritte  Privatperson  (s. 
Art.  238,  Abs.  3;  Art.  239,  Abs.  3;  240,  Abs.  2\  242)  gewesen;  so- 
dann darauf,  aus  welchem  Grunde  (arg.  „prisonnier  de  guerre**, 
Art.238),  insbesondere  aber  wegen  welchen  Deliktes  („delits  de 
police  on  crimes  simplement  infamants''  (Art.238  Abs.  2)  \  „crime  de  na- 
ture  k  entrainer  une  peine  afQictiveä  temps"  (Art.  239  Abs.  1)  od.  „la  peine 
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Anch  im  Code  penal  findet  sieh  die  Ebrenstrafe  des 
Prangers  zwar  bei  einzelnen  Delikten,  welcbe  sieb  meist 
auf  eine  ehrlose  Gesinnung  zurttckrtibren  lassen,  doeb  ist 
disselbe  ttberbanpt  hier noeh  in  einem  so  weiten  Umfange 


de  mort  DU  des  peines  perpetaelles**  (Art  240  Abs.  1)  sich  der 
Entwichene  in  (Straf-  od.  ünter8achung8-)Haft  befunden  hatte.—  Quali- 
fizierte Fälle  (mit  Gewalt  etc. I  in  Art.  *241flF.  Näheres  bei  Chanyean- 
H^lie,  a.  a.  0.  T.  II  p.  259 ff.  Lediglich  eine  ein  fiir  allemal  fest 
bestimmte  Strafe  hatte  der  Code  p^nal  Ton  1791  (P.  II  Titre  I 
Sect5  Art  13;  Sagnier  p.  154;  ebenso  peinl.  GB.  der  helvet  Repu- 
blik §116)  für  das  Delikt  (sofern  es  von  Beamten  begangen)  gehabt. 
Vgl.  auch  Loi  du4yend^m.  de  Tan  VL  relative  aux  preposes  k  la  garde 
des  detenus  (Sagnier,  p.  218 flF.)  bes.  Art.  8  (1.  c.  p.  220.  Invjdi- 
rekten  Anschlnfs  an  die  Befreiung  Gefangener  ist  vom  Code  penal 
(v.  1810)  in  Art.248flf.  die  Verhehlung  und  V  erber  gung  von  Ver- 
brechern („rec61ement  des  criminels'')  behandelt.  Im  übrigen  beschäfti- 
gen sich  mit  d.  Begünstigung  u.  der  (persönLu.  sachlich.)  Hehlerei 
die  Art  61  ff.  des  allgemeinen  Teils,  wobei  als  Regel  (Ausn.i.  Art.6d) 
die  Belegung  des  Begünstigers  mit  der  Strafe  des  Hauptthä- 
ters  aufgestellt  ist  (Art.  61,  62).  Näheres  darüber  (bezw.  dagegen) 
bei  Gretener,  Begünstigung  etc.  S.  57— 59  u.  Anm.  116;  Boitard, 
Le^ons  de  droit  criminel  10.  ^d.  Paris  1872  p.  178 ff.;  vg*.  auch 
Stooss,  Grundzüge  I  S.  245 ff.,  248.  Nach  der  neuen  Fassung  des 
Art.  63  durch  Gesetz  v.  28.  April  1832  wurde  u.  a.  die  Anwendung 
der  Tode  SS  träfe  für  den  receleur  schlechterdings  ausgeschlossen. 
Gretener,  a.  a.  0.  S.  59;  Stooss,  a.  a.  0.  S.  246. 

290)  Über  die  widerrechtl. Freiheitsberaubung  s.  Art.  341  ff. 
Die  Strafe  ist  danach  regelrnnfsig  travaux  forcOs  ä  temps;  bei 
Dauer  über  einen  Monat  nach  Art.342:  Erhöhung  der  Strafe  auf 
travaux  forc6s  k  perp^tuit^.  Herabsetzung  der  Strafe  auf  emprison- 
nement  von  2—5  Jahren  „si  les  coupables,  .  .  non  encore  poursuivis 
de  fait  ont  rendu  la  libertä  k  la  personne  arrctce,  söqueströ  ou  dc- 
tenue,  avant  le  dixi6mejour  accompli  depuis  celui  de  Tarresta- 
tion,  dötention,  ou  Sequestration".  Art.  344  droht  Todesstrafe  fUr 
bes.  qualificiertü  Fälle.  —  Vgl.  van  Swinderen,  Esquisse  II  p. 196; 
Chauveau-H^lie,  Theorie T.  III  p.  245 ff.,  u.  bes.  p.  248.:  „Ainsi 
jusqu'  au  dixi6me  jour. .  la  peine  peut  etre  purement  correctionelle, 
du  onzi^me  jour  au  trentiöme  le  coupable  est  paisible  de 
travaux  k  temps,  apres  lemois  (^coul^)  la  peine  devient  per- 
petuelle."  Über  „attentats  st  la  liberte**  V.S.Beamter  s.  Art.  114ff., 
insbes.  Art.  120,  und  dazuGhauveau-Helie,  a.  a.  0.  T.  II  p.  22ff. 
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zugelassen,  dafs  darauf  kaum  ein  besonderes  Gewicht  gelegt 
werden  darf^'*).  Auch  die  demütigende  und  Genug- 
thuung bezweckende Xebenstrafe  der  Ehrenerklärung  oder 
Abbitte  (rc^paration)  findet  sich  nur  in  zwei  speziellen 
Fällen  von  Beleidigungen  anerkannt  '^^'^).  Ziemlich  stark  zeigt 
sich  dagegen  die  Bezugnahme  der  Strafe  auf  die  Triebfeder  der 
Verbrechen  in  den  zahlreichen  l*aragraphen,  in  welchen  die,  über- 
haupt im  Gesetzbuche  sehr  reichlich  verwendete,  G  e  1  d  s  t  r  a  f  e''®^) 


291)  S.  über  den  Pranger  im  Allgem. :  Code  penal  Art.  8,  Ziflf.  1 
U.Art.  22:  „Quiconque  aura  et6  condamnö  ä  Tune  des  peines  des  tra- 
vaux  forcc's  ä  perpetuit^  des  travaiix  forees  h  temps  ou  de  la  reolu- 
sion,  avant  de  subir  sa  peine,  sera  attache  au  carean  sur  la  place 
publique:  il  y  demeurera  exposo  aux  regards  du  peuple  durant  une 
heure;  aux  dessus  de  sa  tete  sera  place  un  oc  rite  au  portant  en 
caractores  gros  et  lisibles  scs  noms,  sa  profcssion,  son  domicile,  sa 
pelne  et  la  cause  de  sa  condamnation".  Aufserdem  vgl.:  Artt.  23,  24, 
iMy,  5(5  Abs.  1,  G7  Abs.  5  und  (j8  (Verbot  des  Prangers  bei  Jugend- 
lichen unter  IG.  Jahren),  198,  und  fiir  einzelne  Delikte  ausdrück- 
lich noch  Artt.  14- J  (Betrügereien),  177  (passive  Bestechung), 
228  Abs.  2,  und  2<;3.  Vgl.  Chauveau-Helie,  a.  a.  0.  I  p.  87 ff.^ 
Böitard,  Le9ons  Nr.  71,  72;  Trip,  Disput,  de  similit.  p.  oi;-,  Ber- 
ner, Strafgesetzgebg.  S.  04.—  Auch  den  Ötrafgesetzbücheni  der  Re- 
publik war  die  öffentliche  Ausstellung  und  der  Pranger  schon  in  ähnlich 
weitem  Umfange  bekannt  gewesen.  S.  Code  pönal  von  171^1,  P.  I 
Titre  I  Art.  1,  28,  31  Abs.  ;i  32,  :r.]  (=  peinl.  (iB.  der  helvet.  Re- 
publik §§  1,  28,  30-32)^  Code  des  dolits  et  des  peines  von  1795, 
Livre  III  Art.  G02.  Vgl.  Chauveau-H61ie,  Theorie  T.  I  p.  90-, 
Teichmann  in  StCJG.  I  S.  371  (über  das  helvet.  GB.).  —  Über 
die  im  Code  pcnal  sehr  häufig  verwendete  Strafe  der  Veröffent- 
lichung des  Urteils  s.  Rivere  in  StGCJ.  I  S.  452. 

292 1  S.  Code  penal  Art. 220,  227  vbd.  mit  Artt.  222  bis  225,  welche 
von  bestimmten  Amtsbeleidigungen  handeln.  Vgl.  Ri viere  in  StGU. 
I  S.  452. 

293)  Die  Geldstrafe,  die  im  C.  p.  von  1791  noch  selten  auftritt, 
findet  sich  in  Code  penal  von  isio  sowohl  als  alleinige  Straffolge 
wie  bes.  auch  in  kumulativer  Verbindung  mit  Freiheitsstrafen  an 
erster  oder  (häufiger)  an  zweiter  Stelle,  öfter  auch  nach  Bruchteilen 
oder  Mehrfachen  eines  bestimmten  l^etrags  (wie  des  unrechtmä fsigen 
Gewinns  etc.)  bemessen.  Vgl.  im  Allg.  Rosenfeld  in  den  Mittlgn. 
der  JKV.  III  S.  14G  Anm.  7.  Zu  vermuten  ist  wohl  auch  hierbei  der 
Piinflufs  der  Ansichten  Bentha ms,  welcher  die  (ioldbufse  als  „Strafe 
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fUr  strafbare  Handlungen  ans  Gewinnsucht  verhängt  wor- 
den»*). 

Schliefslich  ist  noch  zu  erwähnen,  dafs  auch  das  Gebiet  der 
auf  Privatvergeltung(bezw.  R  a  e  h  e  des  Verletzten)  zuröck- 


par  excellence"  bezeichnete.  S.  Rivi6re  in  StGG.  I  S-  451,  der 
selbst  übrigens  eine  noch  gröfsere  Verwendnong  der  Geldstrafen 
(gegenüber  den  Freiheitsstrafen)  für  angemessen  erachtet. 

294)  So  finden  sich:  a)  Geldstrafen  allein  (d.h.  nicht  neben 
Freiheit  sstrafen),  und  zwar  in  mehrfachem  Betrage  des  beabsich- 
tigten oder  erlangten  Gewinns  oder  des  zugefügten  Schadens  in  den 
Artt.  113,  Abs.  2  (Wahlbestechung;  „amende  double  de  la  valenr 
des  choses  re^ues  ou  promises").  135,  Abs.  2  (Münzdelikt;  „amende 
triple  au  moins  et  sextuple  au  plus  de  la  sonune  repr^sent^e  par 
les  pieces  qu'il  aura  rendnes  en  circulation*,  aber  nie  unter  16  Frcs^T 
177,  Abs.  1  (passive Bestechung;  aufser  dem  Pranger  [s. oben  Anm. 291] 
„amende  d  oubl  e  de  la  valeur  des  promesses,  agr^^es  ou  des  choses  re- 
ines", mindestens  aber  200  Frcs.) ;  vgl.  auch  Art.  179  Abs.  1  (gleiche  Strafe 
wie  nach  Art.  177  für  aktive  Bestechung),  b)  Geldstrafen  allein,  in  Ziffer- 
mäfsig  nach  Minimum  und  Maximum  fest  bestimmten  Beträgen,  in 
Artt.  176  (unerlaubte  Handelsuntemehmungen  v.  S.  Beamter  etc. ;  Strafe 
i.Max.:  10000 Frcs.),  427  (unerlaubter  Nachdruck;  Max.:  2000 Frcs), 
428  (unerlaubte  Theateraufführungen;  Max.:  cOOFrcs.).  c)  Geldstrafen 
kumulativ  uebenFreiheitsstrafen,  bemessen  nach  Bruchteilen  des 
Gewinnes,  bezw.  Schadens  in  Artt.  164  (für  alle  Fälle  der  Fälschun- 
gen, deren  Strafe  die  Yermögenskonfiskation  nicht  nach  sich  zieht: 
„une  amende  dont  lemaximum  pourraetre  port^e  jus'quau  quart  du 
b6n6fice  illegitime  que  le  faux  aura  procura  ou  6tait  destinä  k  pro- 
cureraux  auteurs  du  crime  etc.",  mindestens  aber  100 Frcs.),  Art.  172 
(Amtsunterschlag ungen^  in  allen  Fällen  [aufser  Freiheitsstrafe] 
„une  amende,  dont  le  maximimi  sera  1  e  quart  des  restitutions  et  indem- 
nit^s  et  le  minimumle  douziöme").  Ebenso  nach  Art.  174  Abs. 2  für 
Amtserpressungen  und  Art.  175,  Abs.  1  für  unerlaubte  Geschäfte 
u.  Unternehmungen  von  Beamten  aus  Gewinnsucht.  Ähnlich:  Art  406 
(abus  de  confiance,  gewinnsüchtige  Ausbeutung  Minderjähriger  etc.) 
Art.  423  u. 424  (Betrügereien,  bes.  durch  falsches  od.  unerlaubtes 
Mafs  und  Gewicht);  allenfalls  auch  noch  Art.  430.  d)  Geldstrafen 
in  festen  Beträgen,  kumulativ  neben  Freiheitsstrafen  in  Art.  287 
(Verbreitung  unzüchtiger  Schriften  und  Abbildungen),  Art.  318,  334 
(Verkuppelung;  Maximum  in  den  schwersten  Fällen:  1000  Francs), 
Art. 405  (escroquerie;  Max:  3000  Francs),  Art.  410  (unerlaubte  Spiele 
und  Lotterieen),  Artt.  411,  414,    419—421    (gewinnsüchtige  Machina- 
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zuftlbrenden  Fälle  entschuldbarer  Selbsthttlfe  im  franzö- 
sischen Rechte  noch  ein  ziemlich  weites  ist  ^•*).  So  findet  sich  so- 
wohl bei  Körperverletzungen  gewisser  Art  („blessures  et  coups"), 
als  auch  beim  „meurtre^  die  Provokation  als  ein  die  or- 
dentliche Strafe  mildernder  Eutschuldigungsgrund  anerkannt, 
vorausgesetzt,  dafs  sie  durch  „Schläge  oder  schwere  Gewalt- 
thätigkeiten  gegen  die  Person"  hervorgerufen  worden  ^••). 

tionen  im  Handelsverkehr ;  ev.  Max. :  20000  Frcs.  e)  Geldstrafe  in  me  h r- 
fächern  Betrage  des  Gewinns  etc.,  kumulativ  neben  Freiheits- 
strafe nach  Art  181  (qualificierter  Fall  der  passiven  Bestechung; 
vgl.  oben  S.  126). 

295)  Erwähnt  zu  werden  verdient  in  dieser  Beziehung  auch  eine 
Stelle  aus  dem  Erbrecht  des  franz.  Code  civil  (Art.  727),  welche 
bestimmt:  „Sont  indignes  de  succ^der  et  comme  tels  exclus  de  suc- 
cessions  ...  3)  Thöritier  majeur  qui  instruit  dnmeurtre  du  d6funt 
ne  Taura  pas  dönoncä  k  la  justice **,  worin  eine  ganze  Reihe  von 
Schriftstellern  geradezu  einen  Nachklang  an  die  alte  Blutrache- 
p  f  1 1  c  h  t  der  Verwandten  erblickt.  So  früher  schon :  Servin-Gruner, 
Über  die  peinliche  Gesetzgebung  S.  17  und  von  Neuem:  Miklosich» 
Die  Blutrache  bei  den  Slaven  1887,  S.  47-,  Kohler,  Shakespeare  vor 
dem  Forum  der  Jurisprudenz  S.  180;  R.  Löning,  Die  Hamlet-Tragö- 
die Shakespeares,  Leipz.  1893  S.  85  u.  Anm.  6.  —  Auffällig  ist  ferner 
das  Übergehen  des  Zweikampfs  mit  Stillschweigen  im  Code 
p6nal  (vgl.  dazu  Mittermaier  zu  Feuerbachs  Lehrbuch  14.  Aufl. 
§  11^0  S.  324  Note  IV  u.  325  Note  V;  S.  Mayer,  Geschichte  der 
Strafrechte  S.510  u.Anm.  12  u.  13;  Grusen  in  StGG.  I  S.  478)  sowie 
überhaupt  das  Fehlen  einer  Pönalisierung  der  Selbsthülfe  (Mitter- 
maier zu  Feuerbachs  Lehrb.  14.  Aufl.  S.  321  Note  II). 

296)  €.  p.  Art.321:  „Le  meurtre  ainsi  que  les  blessures  et  les 
CO  ups  sont  excusables,  s'ils  ont  öt^  provoquös  par  des  coups 
ou  violences  graves  envers  les  personnes".  Gleichgestellt  ist 
nach  Art.  325  noch  ausdrücklich  auch  die  Kastration,  wenn  sie 
durch  eine  gewaltsame  Beleidigung  der  Schamhaft igkeit  provo- 
ciert  wurde  („Le  crime  de  castration,  s'il  a  et6  immödiatöment 
provoqu6  par  un  outrage  violent  k  la  pudeur  sera  considörö 
comme  meurtre  ou  blessures  excusables**).  Vgl. zu  beiden  Artikeln: 
Chauveau-H61ie,  Theorie  T.  III  p.  153  flf.  u.  IGOff.;  v.  Holtzen- 
dorff  in  HH.  III  S.439  n.  Anm.  8  u.  9  (mit  Angaben  älterer  französ. 
Litteratur)^  Garraud,  Precis  2.  6d.  p.  342ff.',  van  Swinderen, 
Esquisse  I  p.  150  u.  Anm.  2;  Riviöre  in  StGG.  I  S.  442.  Über  bezw. 
gegen  die  Beschränkung  der  Provokation  auf  die  genannten  Fälle 
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Aufldrtlcklich  sind  ferner  noch  als  „entschuldigungsfähige'* 
strafbare  Handlungen  („erimes  et  d61its  exeusables")  ange- 
gefUhrt  die  Tötung  (meurtre)  der  in  flagranti  in  der  eigenen 
Wohnung^*')  ertappten  Ehebrecherin  und  ihres  Mit- 
schuldigen  durch  den   erzürnten  Ehegatten*®^)    sowie  die 


B.  u.  a.:  V.  Holtzendorff  a.  a.  0.  S.  439  Anm.  8-,  Feroci,  DelF 
omicidio  scusato  etc.,  p.  11.  Dafs  die  Provokation  durch  blofse  Ver- 
balinjurien nicht  genügend  sei  (vgl.  Bern  er  im  GS.  XVIII  S.  297), 
hatte  der  sonst  übereinstimmende  Code  p6nal  von  1791  sogar  noch 
durch  einen  ausdrücklichen  Zusatz  hervorgehoben.  S. P. IITitre2 
Sect.  1,  Art.  9  Abs.  2:  „La  provocation  par  injures  verbales  ne 
pourra  en  aucnn  cas  ^treadmise  comme  excuse  de  meurtre **.  Ebenso 
peinl.  GB.  der  helvet.  Repulik  §  134  Abs.  2.  Vgl.  Feroci,  DelP 
omicidio  p.  11-,  v.  Holtzendorff,  a.  a.  0.  III  S.  439  Anm.  8; 
Wachenfeld,  Mord  u.  Totschlag  S.  226  u.  Anm.  5;  Pfenninger, 
Strafrecht  der  Schweiz  S.  153.  Ober  die  Gründe  der  besondern  Her- 
vorhebung des  eigentlich  schon  im  Art.  321  mit  enthaltenen  Falls 
des  Art.325  s.  Chauveau-Helie,  a.a.  0.  III  p.  161.  Über  Art  471 
Ziff.  11  8.  noch  Näheres  unten  in  Anm.  300. 

297)  S.  über  die  Notwendigkeit  dieser  Beschränkung:  Chau- 
veau-Helie, Theorie  T.  III  p.  167. 

298)  C.  p.  Art.  324  Abs.  2:  «...  dans  le  cas  d'adultöre, 
prövn  par  l'article  336  le  meurtre  commis  par  T^poux  sur  son 
^pouse  ainsi  que  sur  le  complice,  ä  Tinstant  oü  il  les  surprend  en 
flagrant  d^lit  dans  la  maison  conjugale  est  exe u säblet  Es 
ist  dies  eine  Ausnahme  von  der  im  Abs.  1  des  Art.  324  statuierten 
Regel,  dafs  die  Tötung  von  Ehegatten  untereinander  ebenso 
wenig  entschuldbar  sein  soll,  wie  das  „parricide"  (Art.  323).  Vgl. 
Wachenfeld,  Mord  u.  Totschlag  S.  229,  u.  im  Allg.  über  den  Fall, 
welcher  dem  GB.  v.  1791  noch  unbekannt  war  (Wachenfeld,  a.a.O. 
S.  232;  Riviöre  in  StGG.  I  S.  442}:  Chauveau-H61ie,  Theo- 
rie T.  lU  p.  165  ff. ;  Rauter,  Traite  th^or^thique  et  pratique  du 
droit  criminel.  Paris  1836  Vol.  II  p  51  ff. ;  Mi  ttermaier  zu  Feuerbachs 
Lehrb.  14.  Aufl.  §  383  S.  609  Note  IV.  Für  ungerecht  erklärt  Fe- 
roci, Deiromicidio  scusato  etc.  p.  44  ff.,  45  Anm.  1  die  Beschrän- 
kung der  Entschuldbarkeit  auf  den  tötenden  Ehemann,  während 
die  Ehefrau  im  analogen  Falle  mit  der  gewöhnlichen  Strafe  be- 
legtwird. Übereinstimmend  imWesentl.  auch:  Carrara,  Progi-amma, 
Pars spec.§  1327;  Ortolan,  Elements,  LivTeIChap.4  Nr. 459-,  Haus, 
Droit  pönal,  Livre3,  Titre2  Chap.2  Sect  1  §  7  Nr.  654;  Garraud, 
Pröcis,  2  fed.  p.  348:  „Cette  difference  de  Situation  entre  les  deux 
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Tötung  oder  Verletzung  von  (am  hellen  Tage)  in  be- 
wohnte Gebäude  u.  s.  w.  unerlaubter  Weise  eindringenden  Per- 
sonen ^••),  Vorschriften,  welche  —  wie  die  weitere  Darstellung 
noch  zeigen  wird—  sich  überhaupt,  besonders  aber  in  den  Ge- 
setzgebungen der  romanischen  Länder,  mit  grofser  Zähigkeit 
bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  behauptet  haben. 

Auf  eine  Anerkennung  derPro  vokation,  bezw.  Retor- 
sion und  Kompensation  bei  leichtem  Arten  von  Beleidigun- 
gen läfst  sich  endlich  aus  Art.  471  Ziff.  11  ein  indirekter 
Schlufs  ziehen  »«<>). 


6poux  est  inezplicable''.  Über  die  abweichende  und  gerech- 
tere Regelung  des  Falls  in  mehreren  neueni  Gesetzbüchern  0.  Nähe- 
res unten. 

299)  C.  p.  Art.  322:  „Les  crimes  et  d^lits  mentionn^s  an  präc6- 
dent  article,  (d.  h.  also  meurtref  blessares  et  coaps)  sont  ^galement 
excusables,  s'ils  ont  ötä  commis  en  repoussant  pendant  le  joar 
l'escalade  ou  Teffraction  des  clötures,  murs  ou  entr^e  d'une  maison 
ou  d'an  appai*tement  habit6  ou  de  leurs  d^pendances''.  (Abs.  2). 
„Si  le  fait  est  arrivö  pendant  la  nnit,  ce  cas  est  röglö  par  Tar- 
ticle  329.''  Da  dieser  Art.  329  (Ziff.  1  u.  2)  von  besondem  Fällen  der 
Notwehr  (cas  de  n^cess'it^  actuelle  de  defense,  s.  Art.  328) 
handelt,  so  ergibt  sich  auch  hieraus  fUr  den  Fall  des  Art 322,  da fs  bei 
ihm  nicht  der  Gesichtspunkt  der  Notwehr,  sondern  der  (durch  Pro- 
vokation entschuldigten)  Selbsthülfe  (Privatrache)  ausschlag- 
gebendgewesen ist.  Vgl.  Cha Uvea u-H61ie,  Theorie  T.  III  p.  161  ff.: 
„Ces  actes  d'agression  sont  consid^r^s  comme  une  sorte  de  provo- 
cation**.  Ebenso  auch  Levita,  Notwehr  S.  168  Anm.  9;  Feroci, 
Deiromicidio8CUsatop.27;  Garraud,  Pr6cis,  p.225ff.;  v.Holtzen- 
dorff,  in  HH.  III  S.  439  vbd.  mit  S.  425.  —  Über  die  im  Einzelnen 
für  die  Art.  321,  322,  324,  325  platzgreifenden  Strafmilderungen  ent- 
hält Art.  326  die  nähern  Bestimmungen. 

300)  C.  p.  Art.  471:  „Seront  puni  d'amende  depuis  un  franc  jus- 
qvC'X  cinq  francs  inclusivement  ...  11)  ceux  qui  sans  avoir  etö 
provoqu^s  auront  prof^rö  contre  quelqn'un  des  injnres  autres 
que  Celles  pr6vues  par  Tarticle  367  jusque  et  compris  Tart.  379**.  Vgl. 
dazu  GhauveauH^lie,  Theorie  T.  III  p.  298:  „La  compensa- 
tion  est  donc  admise  en  matiere  d'injures  suivant  lemaxime:  „Paria 
delicta  mutua  compensatione  tolluntur."  Mittermaier  in 
Weiske's  RL.  Bd.V  (1844)  s.  v.  „Injurien"  S.  904  und  zu  Feuerbachs 
Lehrbuch,  14.  Aufl.  §  296  a,  S.  479  Anm.  8:  „Der  Code  p^nal  Art.  471 
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An  die  französische  Strafgesetzgebung  schlierst  sich  in 
manchen  Punkten '®^)  das  unter  König  Maximilian  L  ergangene 
allgemeine  Strafgesetzbuch  für  das  Königreich  Bayern  vom 
16.  Mai  1813  an,  jene  epochemachende*'**)  Schöpfung  An se Im 
V.  Feuerbachs,  welche  ihrerseits  wiederum  auf  die  Mehrzahl 
der  neuern  deutschen  Partikulargesetzbücher  —  sowie  auch 
auf  einige  ausländische  Kodifikationen  —  einen  so  entschei- 
denden Einflufs  geübt  hat****),   dafs  man  sie   wohl  geradezu 

Nr.  11  scheint  zn  erkennen,  dafs  einfache  inj  nies,  die  nicht  zu 
den  d^lits  gehören,  wenn  sie  durch  Beleidigungen  des  Andern 
veranlafst  worden,  straflos  sind  .  .  .;  bei  den  korrektionell  zn 
ahndenden  Injurien  erkennt  aber  das  arr^t  des  Eassationshofes  vom 
25.  März  1847  (Journal  de  droit  criminel  1847,  p.l34}  diese  Entschul- 
digung nicht  an. **  Steinitz,  Die  sogenannte  Kompensation  etc.  S. 7 
Anm.  3  betont  richtig  die  Hervorhebung  des  durch  Provokation 
hervorgerufenen  Affekts  im  Art.  471  Ziflf.  11. 

301)  S.  darüber  u.  a.:  Köstlin,  System  I  S.  422;  Hepp,  Dar- 
stellung, Einltg.  S.  XXIX;  Wahlberg  in  HH.  II  S.  457;  ÜUmann, 
Fortschritte  S.  10;  Hälschner,  Gem.  deutsches  Strafrecht  I  §234 
S.  583.  Über  gewisse  prinzipielle  Gegensätze  der  beiden  Gesetz- 
bücher s.  andrerseits  Fuhr,  Strafrechtspflege  S.  243. 

302)  S.  u.  a.:  V.  Wächter  in  Schletters  Jahrbüchern  der 
deutschen  Rechtswiss.  I  S.  107;  Derselbe,  Das  kgl.  sächs.  Strafr. 
S.4u.  Beilagen  S.152;  Hepp,  Darstellung,  Einltg.  S. XXVIII ;  Warn- 
könig, Juristisch.  Encyklopädie  1853,  S.  336,  349,  521;  d'Elvert, 
Beiträge  S.  170;  Seuffert  in  StGG.  I  S.  5,  6.  Vgl.  auch  v.  Liszt 
bei  0.  Fischer,  Recht sforschung  und  Rechtsunterricht  auf  den  deut- 
schen Universitäten.  Berl.  1893  S.  74. 

303)  S.  darüber  im  Aug.:  Feuerbach,  Lehrb.  14.  Aufl.  S.  26 
Anm.  7^  Mittermaier,  Über  den  neuesten  Zustand  etc.  S.  9 ff.; 
Derselbe  im  N.Arch.d.CR.  IV  (1822)  S.  173 ff.  u.  VI  (1824)  S.378 
u.  638;  V.Wächter,  Gem.  Recht  S.  235,  in  Rottecks  u.Welckers 
Staats-Lex.  XII  S.467  u.  Beilagen  S.152-,  Hepp,  Darstellg.,  Einleitg. 
S.  XXXI;  Hälschner,  Gem.  deutsch. "strafrecht  I  §  234  S.  583; 
V.  Bar,  Handb.  I  §  63  S.  178 ff.;  Krohne,  Lehrbuch  der  Gefäng- 
niskunde  S.  139*,  v.  Liszt  bei  0.  Fischer,  Rechtsforschung  etc. 
S.  74,  75.  —  Im  Herzogtum  Oldenburg  wurde  bekanntlich  das 
bayerische  Gesetzbuch  durch  Patent  vom  10.  Sept.  1814  mit  einigen 
unwesentlichen  Änderungen  eingeführt,  so  dafs  man  wohl  von  einem 
„Zwillingsbruder''  des  bayerisch.  StGBs.  gesprochen.  Bekker,  The- 
orie des  heut  deutschen  Strafrechta  I  S.  67.    Vj^l.  femer:  Böhmer, 
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als  „mater  constitationum  criminalium  recentiorum^  bezeichnen 
konnte  »<»*). 


Handb.  §  32  S.  125,  126;  Hittermaier  im  N.  Arch.  des  CR.  lY, 
St.  2,  S.  162  flf.,  (wo  bes.  Näheres  Über  die  Abweichungen  von  Bayern) 
und  VI  S.  174;  Jarcke,  Handb.  I  S.  79  Anm.  7;  v.  Wächter, 
Gem.  Recht  S.  284  n.  Beilagen  S.  149;  Hepp,  Darstellung,  Einleitg. 
S.  XXXflF.;  Berner,  Lehrb.  12.  Aufl.  S.  85;  Binding,  Handb.  I 
S.  42  Anm.  13;  Seuffert  in  StGG.  I  S.  6.  Unrichtig  ist  die 
früher  (so  von  Jarcke,  Handb.  I  S.  79  Anm.  8  [unter  Berufung  auf 
N.  Arch.  des  CR.  II,  1  S.  54  u.  VI  (1824)  S.  378  AT]  und.  Abegg, 
Strafrechtstheorieen  S.  165  u.  Anm.  189)  aufgestellte  Behauptung  einer 
Reception  des  bayer.  Gesetzbuchs  in  Sachsen -Weimar.  S.  da- 
gegen: y.  Wächter,  Gem.  Recht  S.  234  u.  Anm.  258.  Jedoch 
diente  das  Gesetzbuch  den  meisten  deutschen  Strafgesetzbüchern 
und  Entwürfen  aus  den  zwanziger  und  drei  fsiger  Jahren  dieses  Jahr- 
hunderts zum  Vorbilde,  so  namentlich  den  Entwürfen  vonJBach- 
sen-Weimar  1822  und  von  Hessen-Darmstadt  (1824  u.  1831; 
vgl.  Mittermaier  im  N.  Arch.  d.  CR.  IV  S.  378 ff.  u.  VI  S.  173, 
Berner,  Strafgesetzgbg.  S.  181),  terner  den  Gesetzbüchern  v. Würt- 
temberg v.  3.  März  1 839  (s.v.  S  e  e  g  e  r ,  Strafrechtstheorieen  Kants  S.  5 ; 
Fuhr,  Strafrechtspflege  S.  245-,  Seuffert  in  StGG.  I  S.  7)  u.  Han- 
nover V.  8.  Aug.  1840  (s.  Berner  Strafgesetzgebg.  S.  161;  Lehrb. 
S.  35  Anm.  1:  v.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  103;  v.  Bar,  Handb.  I 
S.  178;  V.Wächter,  Beilagen  S.  182)  sowie  den  ihnen  vorausge- 
gangenen Entwürfen,  zum  Teil  wohl  auch  den  GBB.  von  Sachsen 
1838  (vgl.  Schaff rath,  Grundwissensch.  d.  Rechts,  insbes.  d.  Straf- 
rechts. Leipz.  1841,  Heft  I  S.  177;  v.  Seeger,  Die  Strafrechtstheo- 
rieen Kants,  S.  5;  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  32-,  A.  M.:  Hepp, 
Darstellung,  Einleitg.  S.  XXXI  ff.)  und  Braunschweig  1840  (vgl. 
V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.32;  Fuhr,  Strafrechtspflege  S.245;  A,  M. 
Hepp,  a.a.O.  S.  XXXI  ff.).  —  Ziemlich  erheblich  war  weiter  der  Ein- 
flufs  des  bayerischen  Musters  auf  die  Gesetzgebung  mehrerer  seh  wei- 
zer  Kantone  (s.bes.Tes  sin  1816,  St.  Gallen  1819  [worüber  Näheres 
noch  unten],  Basel  1821  und  1835,  Schaffhausen  1834,  Zürich 
1835).  Vgl.  Mittermaier  i.  K  Arch.  d.CR.VI  (1824)  S. 21,  31, 174 •, 
Feuer b ach,  Lehrb.  §  6  S.26  Anm.  7 5  Hepp,  a.  a.  0,  Einleitung 
S.  XXXI;  V.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  150-,  Temme,  Lehrbuch 
S.  28,  32 ff.;  Pfenninger,  Strafrecht  der  Schweiz  S.  204,  206,  248; 
Teichmann  in  StGG.  I  S.  363.  Endlich  hat  das  StGB.  v.  1813  neben 
dem  Code  p6nal  und  den  spätem  bayerisch.  Entwürfen  auch  auf  das 
StGB.  V.  Griechenland  v,  1834  (Verfasser  i.  Wes. G.  v,  M  a ur  e r)  und 
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Schon  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  hatte  man 
in  Bayern  die  völhg  veralteten  Bestimmungen  des  Codex  juris 
Bavarioi  criminalis  von  1751  als  reformbedürftig  erkannt 
und  sie  daher  durch  eine  zeitgemälsere  Strafgesetzgebung 
zu  ersetzen  gesucht  ^^^).  Allein  der  zu  diesem  Zwecke  zu- 
nächst von  dem  Würzburger  Professor  Hofrat  Gallus  Aloys 
Klein  sc  hrod  (11824)30«)  ausgearbeitete,  sehr  umfangreiche 
Entwurf,  welcher  im  Jahre  18(»2  im  Drucke  erschienen 3®"), 


auf  mehrere  südamerikanische  Staaten  (s.noch  neuerdings  Argen- 
tinisch. Entw.  v.  1891)  Einflufs  geübt.  Vgl.  Mitter  maier  zu  Feuer- 
bachs Lehrb.  §5d  S.  18-  van  Sw  in  deren,  Esqnisse  I  p.  35;  Kypri- 
ades,  in  StGG.  I  S.  337;  v.  Liszt,  Icbendaselbst  „Zur  Einführung" 
S.  XXI;  Derselbe  bei  Fischer,  Rechtsforsehung  S.  75.  —  Über 
eine  Übersetzung  des  Bayer.  StGBs.  ins  Schwedische  s.  Feuerbach, 
Lehrbr  14.  Aufl.  S.  26  Anm.  7. 

304)  So:  Geib  im  N.  Arch.  des  CR.  Jahrg.  183i)  S.  224.  Weitere 
Litter  atur  an  gaben  (aufser  den  bereits  in  Anm.  303  angeführten)  über 
das  Gesetzbuch  stellt  Geib,  Lehrb.  I  §  57,  S.  325  zusammen.  Über 
die  im  Texte  nur  ganz  kurz  skizzierte  Entstehungsgeschichte 
des  bayer.  GBs.  s.  u.  a.:  Böhmer,  Handb.  §  30  S.  119  if.;  Ab  egg, 
Strafrechtstheorieen  §  38S.  IGG;  Bern  er,  Strafgesetzgebung  §  84flf, 
S.  78flf.;  V.  Holtzendorff  in  HH.  I  §  5G  S.  115;  v.  Bar,  Handb. 
I  §  62  S.  174 flf.;  V.  Wächter,  Beilagen  S.  151  ff. 

305)  Vgl.  im  Allgem.:  Berner,  Strafgesetzgebg.  §  84  S.  78 ff.; 
V.  Wächter,  Beilagen  S.  151  ;  insbes.  über  das  Bestreben,  das  (ie- 
biet  der  Todesstrafe  einzuschränken:  Ans.  v.  Feuerbachs 
Leben  und  Wirken  I,  S.  134  ff. 

306)  Betr.  der  biographischen  Litteratur  etc.  über  denselben 
s.  schon  unsere  Abtlg.  II  S.  282  Anm.  642. 

307)  Entwurf  eines  peinlichen  Gesetzbuchs  für  die  kurpfalz-baye- 
rischen  Staaten,  verfafst  von  G.  A.  Kleinschrod.  München  1802. 
Derselbe  behandelte  das  materielle  Strafrecht  in  nicht  weniger  als 
1563  Paragraphen.  Als  relative  Strafzwecke  sind  ihm  die  Prävention 
i.  e.  S.,  die  Abschreckung  Andrer  und  besonders  die  Besse- 
rung (Züchtigung)  der  Missethäter  berücksichtigt  worden.  Da- 
neben tritt  auch  der  Gesichtspunkt  (moralischer)  Vergeltung  noch 
deutlich  hervor.  Vgl.  noch  unten  Anm.  323;  s.  auchHepp,  Darstel- 
lung, Einleitung  S.  XXV.  Über  die  Strafrechtstheorie  Kleinschrods 
ausführlich  bes.:  Hepp,  Darstellung  II,  2  §  75-85,  S.  486-590 
(passim). 
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huldigte  in  yerhältnirsmärsig  noch  so  geringem  Mafse  den 
Anforderungen  der  inzwischen  fortgeschrittenen  Wissen- 
schaft ^^^),  dafn  er  die  ebenso  scharfe  wie  geistreiche  Kritik 
wohl  verdiente,  welcher  ihn  Feuerbacb  unterzog^®*).  Letz- 
terer wurde  dann  in  Folge  jener  Kritik  selbst,  mit  der  Ausar- 
beitung eines  neuen  Entwurfs  beauftragt,  der,  im  Jahre  1810 
der  (Wcntlichkeit  übergeben^*®),  als  die  wesentliche  Grundlage 
des  drei  Jahre  später  vollendeten  Strafgesetzbuchs  zu  be- 
zeichnen ist.***). 

Daffi  dieses  Gesetzbuch,  welches  mit  dem  Rechte  des  Codex 
Bavaricus  gar  keine  Berührungspunkte  mehr  aufweist***),  ftlr 
die  damalige  Zeit  thatsKchlich  einen  hervorragenden  legislati- 
ven Fortschritt  bedeutet,  wird  heute  wohl  ebenso  einstimmig 
zugestanden**^),  wie  man  andrerseits  zur  Erkenntnis  gelangt  ist. 


308)  Vgl.  Böhmer,  Handb.  §  30  S.  120;  Köstlin,  System  I 
S.  422  Anm.  1,  nach  welchem  der  Entwurf  Klein  seh  rods  der  Sache 
nach  sich  nicht  von  den  gesetzgeberischen  Arbeiten  des  vorigen 
Jahrhunderts  unterscheidet.  Hepp,  Darstellung  II,  2  S.  670  ff.  ver- 
teidigt ihn  in  gewisser  Weise;  s.  dagegen  aber  wieder  Köstlin  in 
Arndts  „Germania'*,  II  S.  576  flf. 

309)  Kritik  des  Kleinschrodischen  Entwurfs  zu  einem  peinlichen 
(;B.  für  die  kurpfalz  -  bayer.  Staaten.  3  Teile.  Giessen  1804.  Vgl. 
Böhmer,  Handb.  S.  125  Nr.  340.  Daselbst  S.  124,  125  Nr.  339, 
342,  343  Zusammenstellung  noch  anderer  Beurteilungen  des  Entwurfs 
Kleinschrod  selbst  veröflfentlichte  1805  eine  Revision  der  Kritiken 
über  seinen  Entwurf  in  den  „Abhandlungen  über  das  peinliche  Recht 
und  den  peinlichen  Prozels",  Teil  III  Abtlg.  I.  Böhmer,  a.  a.  0. 
Nr.  341. 

310)  Entwurf  des  Gesetzbuchs  über  Verbrechen  und  Vergehen 
für  das  Königreich  Bayern.    MUnchen  1810. 

311)  Im  Folgenden  ist  auf  die  wichtigsten  Bestimmungen  des 
Kl  ein  sehr  od  sehen  Entwurfs,  der  Kritik  Feuerbachs  und  dessen 
Entwurfes  von  1810  in  den  Anmerkungen  Bezug  genommen;  ebenso 
auf  die  dem  bayerisch.  StGB.  v.  1813  korrespondierenden  Artikel  des 
oldenburgischen  GBs.  von  1814. 

312)  S.  Bindig,  Handbuch  I  S.  16  Anm.  1:  der  Codex  Bavari- 
cus wird  „einfach  verleugnet**. 

313)  Vgl.  hierüber  (besonders  auch  über  die  Fortschritte  in  der 
Behandlung  des  Strafensystems)  u.a.:  Mittermaier,  Die  Straf- 
gesetzgebung   I    S.  18—24;    V.  Wächter     in   Schletters    Jahr- 
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dafs  die  in  ihm  zn  Tage  tretende  Darchftthrang  der  Ansich- 
ten eines  einzelnen  Kriminalisten  zu  manchen  Einseitigkeiten 
und  Fehlem  geführt  hat  5**). 

Höchst  beachtenswert  ist  das  Gesetzbuch  jedenfalls  schon 
deshalb,  weil  in  ihm  zum  ersten  Male  der  Versuch  gemacht 
worden,  in  konsequenter  Weise  die  philosophischen  Prinzipien 
einer  bestimmten  Strafrechtstheorie  als  Grundlage  einer  positiven 
Gesetzgebung  zu  verwerten***).  Es  handelt  sich  hier,  wie  be- 
kannt, um  die  von  Feuerbach  verfochtene  sog.'*®)  Theorie 


bücheml  S.  106  ff;  Das  kgl.  sächsische  etc.  Strafrecht  S.4;  Bern  er, 
Strafgesetzgbg.  §  90 ff.  S.  84ff.  u.  bes.  §  96 ff.  S.89  ff.;  v.  Holtzen- 
dorff  in  HH.  I  S.  116;  v.  Bar,  Handbuch  I  S.  176;  Streng,  Stu- 
dien S.  197-,  Hä Ischner,  Gemeines  deutsches  Strafrecht  S.  583: 
„Das  bayerische  StGB,  von  1813  war  das  erste,  das  sich  nicht  da- 
mit begnügte,  die  Strafen  mit  den  herkömmlichen  Namen  zu  bezeich- 
nen, sondern  das  Strafensystem  planmässig  zu  ordnen,  die 
verschiedenen  Strafarten,  das  zuläfsige  Mafs  derselben  und  ihr  Ver- 
hältnis zu  einander  gesetzlich  festzustellen  unterzog". 

314)  S.  bes.  Bern  er,  Strafgesetzgebg.  S.  91;  v.  Bar,  Handb. 
I  S.  176  ff.  Vgl.  auch  V.Wächter  inSchletters  Jahrb.  I  S.106;  Das 
kgl.  Sachs.  Strafr.  S.  4  und  Beilagen  S.  152;  Köstlin,  System  I 
S.  422-,  Ros Shirt,  Geschichte  und  System  des  deutschen  Strafrechts 
I  §  198,  S.  335  ff.;  Hepp,  Darstellung,  Einleitung  S.  XX IX  ff.); 
Fuhr,  Strafrechtspflege  S.242;  Seuffert  inStGG.I  S.6-,  H.Meyer, 
Lehrb.  5.  Aufl.  S.  80.  Die  ältere  kritische  Litteratur  über  das  bayr. 
StGB,  von  1813  ist  zusammengestellt  bei  Mittermaier  im  Areh. 
des  CR.  VI  (1824)  Stück  2,  S.  173  ff.  In  satiri  scher  Form  wandte 
sich  gegen  das  GB.  die  Schrift :  „Birmanisches  Strafgesetzbuch,  über- 
setzt sowie  mit  den  nötigen  und  einigen  unnötigen  Anmerkungen 
versehen  von  M.  Tobias  Zaunschliefe r  (v.  Lang),  Ex  -  Rechts- 
praktikanten des  Land-  und  Kriminalgerichts  Scherzburg**.  2  Teile. 
Nürnberg  1822.  Eine  Kritik  dieser  Kritik  bei  Mittermaier,  a.a.O. 
S.  175,  s.  auch  S.3  u.  Anm.  1.  Zu  vgl.  auch:  Derselbe  zu  Feuer- 
bachs Lehrb.  14.  Aufl.  §  öd,  S.19  Anm. 7;    Geib,  Lehrb.  I  §57S.325 

315)  Vgl.  Mittermaier  i.  N.  Arch.  d.  CR.  VI,  2  (1824)  S.  173-, 
Köstlin,  System  I  S.  422;  Berner,  Strafgesetzgebg.  S.  91;  Mat- 
tiauda,  Teorie  penale.  Firenze  1879  p  59-,  Glaser,  Ges. Schriften I 
S.  19;  V.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  139. 

316)  Gegen  diese  herkömmliche  Bezeichnung,  deren  sich  auch 
schon  Feaerbach  selbst  (Lehrb.  11.  Aufl.  §  12  S.  15)  bediente,  er- 
klärt sich  GollinapiA,  Die  Lehre  vom  Strafr^cht^  Leipz.  1834,  S.  55, 
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des  „psychologischen  Zwangs"*''),  welche  Abschreck- 
ung (Andrer)  vom  Verbrechen,  aber  nicht  sowohl  durch  die 
Verhängung  als  vielmehr  schon  durch  die  Androhung  der 
Strafe  (und  insofern  gleichzeitig  —  durch  Verhütung  künftiger 


317)  S.  tt.  a.:  Berner,  Strafgesetzgebung  S. 91:  „Feuerbachs 
Werk  ist  der  legislative  Abdruck  der  Wissenschaft  jener  Zeit,  eine 
folgerechte  Durchführung  der  Theorie  des  psychologi- 
schen Zwanges*";  Derselbe,  Lehrbuch  12.  Aufl.  S.d4.  Ebenso 
übereinstimmend:  Mittermaier  im  N.  Arch.  d.  CR.  Vf,  2  S.  173; 
Ab  egg,  Strafrechtsthcorieen  §  38  S.  166;  Lichtenberg,  Die 
Strafe  etc.  S.  183;  v.  Wächter,  Gem  Recht  S.  234  und  Beilagen 
S.  152;  Köstlin,  System  I  S.  422  und  in  Arndts  „Germania"  II, 
S.577,  583,  590;  Hepp,  Darstellg. Einltg.  S.XXVIII;  v.  Schwarze, 
Die  Freiheitsstrafe  etc.,  Vorwort  S.  IV  u.  S.  2;  Mattiauda,  Teorie 
penale  p.  69;  Schütze,  Lehrb.  S.  31;  v.  Holtzendorff  in  HH.  I 
S,.116;  Heinze,  ebendas.  I  S.  319;  v.  Bar,  Handb.  I  S.  175,  177; 
Laas  in  d.  Z.  für  wiss.  Philos.  V  S.  449  Anm.  1;  Krohne,  Lehrb. 
der  Gefangnisk.  S.  139 ;  v.  S e  e ge r ,  Die  Strafrechtsthcorieen  Kants  etc. 
S.  4;  van  Swinderen,  Esquisse  I  p.  34;  Seuffert  in  StGG. 
I  S.  6  („die  bedeutendste  gesetzgeberische  Ausgestaltung  der  psy- 
chologischen Zwani^stheorie**).  —  über  diese  Theorie  Feuerbachs 
(niedergelegt  zum  Teil  schon  in  seinem  „Antihobbes",  1798  S.  2l0ff., 
sodann  in  der  [gemeinschaftlich  mit  v.  Almendingen  u.  Grol- 
mann  redigierten]  Bibliothek  der  peinl.  Becbtswiss.  und  Gesetzes- 
kunde, I  Stück  2.  1798,  Abhandig.  I  S.3— 43,  femer  in  der  „Bevision 
der  Grundsätze  und  Grundbegriffe  des  peinlichen  Rechts",  2  Teile 
1.  Aufl.  Giessen  und  Wetzlar  1799,  2.  Aufl.  1808  (bes.  I  S.  39  ff.), 
in  der  Schrift  „Über  die  Strafe  als  Sicherungsmittel  Tor  künftigen  Be- 
leidigungen der  Verbrecher  etc."  Chemnitz  1800,  S.  92  ff.  und  in  den 
verschiedenen  Auflagen  seines  Lehrbuchs  des  peinl.  Rechts  [1.  Aufl. 
1801,  14.  Aufl.  von  Mittermaier,  Giessen  1847]  §8ff.)  s.  die  Beurtei- 
lungen, Kritiken  und  Litteraturangaben  über  solche  bei:  Köstlin, 
System  I  S.407,  408  Anm.2;  Derselbe,  Neue  Revision  etc.S.809ff.; 
Berner  im  N.  Arch.  des  CR.  1845  S.  152;  Derselbe,  Lehrbuch 
12.  Aufl.  §  12  S.  10  ff.  v.  Mittermaier  zu  Feuerbachs  Lehrbuch, 
14.  Aufl.  §  20a  S.  41  ff.;  Hepp,  Darstellung  11,  1  §  44—64,  S.  221 
— 392;  Freytag,  Die  Concessionalgerechtigkeitstheorie  S.  159—172; 
Bö  der,  Der  Strafvollzug  im  Geiste  des  Rechts  §  11  S.  24  ff.;  Der- 
selbe, Die  herrschenden  Grundlehren  etc.  §  10 — 12,  S. 46  — 59;  Zie- 
gler, DieSicherungstheorieen,  imGS.Bd.XIV  (1862)  S.  8 ff,  12, 13  und 
Amn.16  bis  24;    Heinze  in  HH.  1  S. 257 ff.;    v.  Wächter,  Beilagen 
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Delikte —  auch  die  Sicherung  des  Staats) bezweckt"®).  Auch 
der   theoretisch  von  Feuerbach    bekämpfte  Besserungs- 

S.~l7ff.;  V.  Bar,  Handb.  I  §  61,  S.  171  flf.  u.  §  88  S.  248  flF.;  Geyer, 
Grundrifs  I  S.  12  ff  ;  Binding,  Grundrifs  4.  Aufl.  §  85  S.  144ff.; 
van  Swinderen,  Esqiüsse  I  p.  6  ff.  Über  die  zeitgenössischen 
Gegner  Feuerbachs  (T  h  i  b  a  u  t ,  Beiträge  zur  Kritik  der  Feuerbach- 
sehen Revision  der  Grundbegriffe  des  peinlich.  Bechts.  Hambiurg  1802; 
Gerstäcker  im  N.  Arch.  des  CR.  YII  S.  419  u.  insbes.  v. Gönner 
in  s.  Archiv  fUr  d.  Gesetzgebung  u.  die  Reformen  des  Jurist.  Studiums, 
Bd.  II.  Landshut  1809  S.  58 ff.,  216  ff.)  s.:  Ziegler  im  GS.  XIV  S.  9 
Anm.  19.  Vgl.  über  Gegner  und  Anhänger,  bezw.  Vorläufer  F.'s auch: 
A.  Bauer,  Die  Wamunggtheorie  S.  328,  334;  Hepp,  Darstellung  II 
1,  S.  163 ff.;  Heinze  in  HH.  I  S.  259  Anm.  2,  und  imsere  Abteilung 
II  S.  211  Anm.  560,  S.  229,  Anm.  591  und  sonst  passim. 

318)  Vgl.  u.  a.:  Heinze  in  HH.  I  S.  257,  258.  Die  Konsequen- 
zen dieser  Theorie  lassen  sich  im  Gesetzbuche  v.  1813  unschwer  ver- 
folgen. Die  Ansicht  Feuerbach  s,  dafs  der  Zweck  der  Androhung 
der  Strafe  im  Gesetze  die  Abschreckung  Aller  (als  möglicher  Be- 
leidiger von  Rechtsverletzungen),  der  Zweck  ihrer  Zufiigung  die 
Begründung  der  Wirksamkeit  der  gesetzlichen  Drohung,  d.  h. 
mittelbar  ebenfalls  die  Abschreckung  sei  (Lehrbuch  11.  Aufl. 
§  16  S.  17  ;  14.  Aufl.  S.  39;  F.'s  Leben  und  Wirken  I  S.  213),  war 
ursprünglich  sogar  im  Entwürfe  von  1810,  Artikel  6  ausdrücklich 
hervorgehoben  in  der  Wendung:  „Wer  eine  unerlaubte  Handlung 
oder  Unterlassung  begeht,  ittr  welche  ein  Gesetz  dem  Übertreter 
zur  Abschreckung  ein  gewisses  Übel  gedrohet  hat,  ist  diesem 
gesetzlichen  Übel  als  seiner  Strafe  unterworfen".  Die  Worte  „dem 
Übertreter  zur  Abschreckung"  wurden  aus  diesem  Passus  dann  aller- 
dings später  im  Gesetzbuche  selbst  (Art.  1)  fortgelassen,  was  die 
offiziellen  Anmerkungen  Bd.  I  S.  65  ff.  damit  motivieren,  dafs  „das 
Strafrecht  des  Staates  . .  sich . .  so  tief  in  die  Vernunft"  gründe,  „dafs 
man  es  für  ebenso  überflüssig  als  zweckwidrig  erachtete,  darüber 
im  Gesetzbuche  etwas  zu  sagen".  Es  sei  daher  jede  Andeutung  einer 
Strafrechtstheorie  vermieden  worden,  „damit  sich  der  Gesetzgeber 
nicht  in  doktrinelle  Streitigkeiten  einmische,  den  wissenschaftlichen 
Fortschritt  nicht  hemme  und  seine  Bestimmungen  von  irgend  einer 
Theorie  nicht  abhängig  mache".  Vgl.  Tafinge  r,  Idee  einer  Kr  iminal- 
gesetzgebg.  S.  278ff.;  Ab  egg,  Strafrechtstheorieen  S.  167  Anm.  193; 
Luden,  Handb.  S.  26  Anm.  2.  Trotz  dieses  Bestrebens,  die  Ein- 
seitigkeit zu  vermeiden,  ist  jedoch  thatsächlich  das  Abschreckungs- 
prinzip keineswegs  aufgegeben  worden.  Vgl.  Abegg,  a.  a.  0.  S.  167  u. 
Anm.  193;  Hepp,  Darstellg.  Einltg  S.  XXIX;  v.  Seeger,  Die  Straf- 
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zweck '^*)    ist    thatsächlich  im  Gesetzbuche  daneben  nicht 


rechtstbeorieen  Kants  S.4.  Als  einzelne  Beispiele  für  die  Aner- 
kennung des  Abschrecknngszwecks  im  Gesetzbnche  können  angeführt 
werden  die  Art  5  und  6  (=  Entwui-f  Art.  10  u.  11;  Oldenburg. 
StGB.  Art.  8  und  9)  betr.  Schärfungen  der  Todesstrafe  durch 
ausgezeichnete  Kleidung  u.  durch  vorherige  Ausstellg.  am  Pranger  etc. ; 
Art.  7  u.  8  (=  Entw.  Art.  13  u.  14;  Oldenb.  Art.  10  u.  11):  lebens- 
längliche Kettens  träfe  (Fesselung  durch  e.  lange  Kette  mit  schwerer 
eiserner  Kugel  etc.,  be8eitigtl849) ;  Art.  10-14  (==  Entw.  Art.  20-,  Ol- 
denb. Artt.  13,  17):  gesetzliche  Schärfungen  der  Zuchthausstrafe 
(Fesselung  u.  ausgezeichnete  Kleidung,  öffentliche  Ausstellung,  kör- 
perliche Züchtigung  etc.);  Art.  17  Ziff.  1—5  (=  Entw.  Art.  23;  01- 
denbg.  Art.  20):  Schärfungen  des  Arbeitshauses-,  Art.  21  (= 
Oldbg.  Art.  24):  Schärfnngen  der  Festungsstrafe;  Art  29  (= 
Entw.Art.27,  Oldbg.  Art. 32):  Schärfnngen  der  Gefängnisstrafe; 
Artt.  4,  Ziff.  7,  25,  26,  31  (=  Entw.  Art. 29  u.  30;  Oldenbg.  Artt.  7, 
Ziff.  7,  28,  29,  34):  körperliche  Züchtigung  (auch)  als  selbstständige 
Strafe  (aufgehoben  durch  Ges.  v.  12.  Mai  1848,  Art.  6  Abs.  1—2); 
Art.  301  (Oldbg.  Art.  306):  öffentliche  Ausstellg.  des  Hochverrä- 
ters und  Errichtung  einer  nSchandsäule**  auf  seinem  Grabe,  wozu 
die  Motive  ausdrücklich  bemerken,  dieselbe  solle  „die  Schande  des 
Thäters  den  Nachkommen  zur  Abschreckung''  verkünden  (s.  Zu- 
sammenstellung II  S.  29).  Vgl.  im  Allg.  noch  v.  Wick,  Ehren- 
strafen  S.  107;  v.  Bar,  Handb.  I  S.  177,  178.—  Dem  Sicherungs- 
zweck huldigte  das  Gesetzbuch  von  1813  nur  in  dem  weitem,  im 
Texte  genannten  Sinne,  wogegen  die  sog.  Specialprävention 
(Zuvorkommen  der  „künftigen Übertretungen  eines  einzelnen  Belei- 
digers**) von  Feuerbach  wiederholt  bekämpft  wurde.  S.  u.  a. 
dessen  Kritik  des  Kleinschrodischen  Entwurfs  I  S.  60,  67  u.  Lehr- 
buch 11.  Aufl.  §  18  S.  18  (14.  Aufl.  S.  40);  vgl.  auch  Bibl.  für  die 
peinl.  Rechtswissensch.  u.  Gesetzeskunde  I,  2.  Stück  1798  Abhdlg.  1, 
S.  3 ff.:  „Ist  Sicherung  von  den  Verbrechen  Zweck  der  Strafe  und 
ist  Strafrecht  Präventionsrecht  ?**  u.  die  Schrift  „Über  Strafe  als 
Sicherungsmittel  etc."  (1800).  Über  die  Polizeiaufsicht,  bes.  für 
Eückfällige,  im  Bayer.  StGB.  Artt.  59,  117  u.  253  (=  Oldbg.  Artt.  47, 
122  u.  2.58)  s.  Fuhr,  Strafrechtspflege  S.  26.  —  Die  Härten  des 
bayerisch.  StGB,  von  1813  führten  bald  teils  zu  zahlreichen  Begna- 
digungen (vgl.  Lichtenberg,  Die  Strafe  S.  183;  Mittermaier, 
Die  Strafgesetzgebung  I  S.  19),  teils  zu  einer  umfangreichen  Novel- 
1  e  n  gesetzgebung.  Vgl.  M  i  1 1 e  r  m  a  i  e  r  i.  N.  Arch.  d.  CR.  IV,  2  (1822) 
S.  161  u.  Anm.  8;  v.  Wächter  in  Rotteck  u.   Welckers  Staats- 
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völlig  unberücksichtigt  geblieben"®).  Von  besonderer  Bedeatong 
erscheint  aber  für  unser  Thema   die  bisher  u.  E.  noch    nicht 


LexikonXII  S.466  n.  in  Schiet ters  Jahrbüchern  I  S.107;  Binding, 
Handbuch  l  S.  42  Anm.  14;  s.  auch  y.  Bar,  Handb.  I  S.  177  Anm.726. 
Schon  nenn  Jahre  nach  seinem  Bestände  (1822)  schritt  man  daher 
znr  Ausarbeitung  eines  neaen  Strafgesetzentworfes,  an  der  besonders 
Feuerbachs  Gegner,  der  Staatsrat  v.  Gönner  herrorragend  betei- 
ligt war,  und  ihm  folgten  zwei  weitere  revidierte  Entwürfe  in  den 
Jahren  1827  (von  Schmidtlein)  u.  1831  (Stürz er)  von  denen  je- 
doch keiner  Gesetzeskraft  erlangte.  Über  diese  drei  Entwürfe,  deren 
wichtigste  Yorschriftenvonnns  in  den  Anmerkungen  berücksichtigt  sind, 
s.  imAllgem.  (sowie  bes.  auch  über  ihren  nicht  unbedentenden  £in- 
flufs  auf  die  übrigen  deutschen  Partikulargesetze  [Sachsen  1838,  Hessen, 
Hannover  etc.]  n.  einige  ausländ.  Gesetzbücher  [wie  z.B.  Griechenland]): 
Mittermaier  zu  Feuerbachs  Lehrb.  14.  Aufl.  §5  d,  S.18u.S.20Anm.  10; 
v.  Wächter,  Gem.  Recht  S.  235,  236  u.Anm.259,  260;  Derselbe, 
Das  kgl. Sachs. Strafr.  S.8u.  Anm.7;  Derselbe,  Beilagen  S.  149,  ir>2, 
153,  171,  182;  Bern  er,  Die  Strafgesetzgbg.,  §  249—252,  S.  324—327 
(mit  weitern  Li  tteraturangaben) ;  vgl.  auch  Wachenfeld,  Mord  u«  Tot- 
schlag S.  lh'3.  Ausführliche  Kritik  des  Entwurfs  von  1822  bei  0 er- 
st edt,  Abhandlungen  aus  dem  Gebiete  der  Moral-  u.  Gesetzgebungs- 
philosophie, Bd.  II  u.  III  Kopenhagen  1823—26;  vgl.  auch  Mitter- 
maier im  N.  Arch.  des  CR.  VI  (1824)  Stück  2,  S.  173  flF.  u.  Stück  3 
S.  351  ff.  (bes.  über  das  Strafensystem) ;  D  e  r  s  e  1  b  e ,  die  Strafgesetzgbg. 
I  S.  26;  Hepp,  Darstellung,  Einleitung  S.  XXXI;  A.  v.  Feuer- 
bachs Leben  und  Wirken  II  S.  346-378,  sowie  auch  die  Litteratur- 
angaben  bei  Jarcke,  Handbuch  I  S.  79  Anm.  9.  Spezielleres 
über  den  Entwurf  von  1827  bei  Ph.  v.  Schmidtlein,  Prüfung 
und  Erörterung,  die  neue  bayerische  Strafgesetzgebung  betreffend. 
München  1828;  s.  auch  Mittermaier,  Strafgesetzgebung  I  S.  27. 
Über  den  Entwurf  von  1831:  v.  Hinsberg,  Über  den  Entwurf  von 
1831.  München  1832.  Mehrfache  Abänderungen  des  bayerisch.  StGBs. 
von  1813  brachten  die  Gesetze  vom  12.  Mai  u.  29.  Aug.  1848  und 
vom  18.  Nov.  1849.  Eine  neue  Epoche  der  bayerischen  Strafgesetz- 
gebung beginnt  mit  dem  Entwürfe  von  1853,  aus  welchem  nach  mehr- 
facher Umarbeitung  (1855,  1860)  das  Strafgesetzbuch  von  1861  her- 
vorging. 

319)  Vgl.  in  dieser  Beziehung:  Feuerbachs  Kritik  des  Klein- 
schrodischen  Entwurfs  I  S.  67  (Besserung  ist  nicht  Sache  der  Justiz, 
sondern  der  Polizei)    und  Lehrbuch    11.  Aufl.   §  18  S.  18   (14.  Aufl. 
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genügend  beachtete  Thatsacbe  ''^  *),  dafs  sich  trotz  des  zuza- 
gebenden  Überwiegens  der  „materialistischen  Utilitätsbestre- 
bangen"  *^^)  doch  auch  von  dem  der  absoluten  Theorie  angehöri- 


S.  40),  wo  er    sagt,  die  (moralische)  Besserung  sei   „Zweck  der 
Züchtigung,  aber  nicht  der  Strafe". 

320)  Besonders  in  Betracht  kommen  hierfür  die  Artt  11  und  22 
(=  Entw.  Artt.  17  u.  18;  Oldenburg  Artt.  14  u.  15)  über  die  Zucht- 
hausstrafe auf  unbestimmte  Zeit,  bei  welcher  —  wie  es  wörtlich 
im  Art.  12  heifst  —  dem  Verurteilten  die  Hoffnung  bleibt,  „durch 
thätlich  bewiesene  Besserung  sich  seine  Freiheit  wieder  zu  ver- 
dienen". „Wenn  nämlich  derselbe  während  seiner  Strafzeit  wenigstens 
10  Jahre  hindurch  ununterbrochen  ausgezeichnete  Arbeitsamkeit  be- 
wiesen .  .  und  sonst  unverwerfliche  Proben  gebesserter  Gemüts- 
art abgelegt  hat,  so  darf  derselbe  nach  Verlauf  von  16  Strafjahren 
seine  Begnadigung  erwarten."  Hierzu  bemerken  die  offiziellen 
Anmerkungen  Bd.  I  S.  93:  „Der  Verbrecher  soll  dadurch  den  Antrieb 
erhalten,  sich  ernstlich  zu  bessern,  wodurch  dann  die  Strafe  in 
ihrer  ganzen  Schwere  nur  den  unverbesserlichen  Verbrecher 
trifft".  Ein  solcher  kann  denn  ausnahmsweise  auch  mit  lebensläng- 
licher Zuchthausstrafe  belegt  werden,  was  der  Entwurf  v.  1810  noch 
besonders  hervorhob.  S.  Häberlin,  Grundsätze  I  S.  120.  Die  ein- 
zelnen Delikte,  für  welche  die  Zuchtsausstrafe  auf  unbestimmte  Zeit 
Anwendung  findet,  sind  enthalten  in  Art.  151  (Entw.  Art.  155;  Oldbg. 
Art.  156) :  Totschlag ;  Art.  157  (Entw.  Art.  162 ;  0 1  d b  g.  Art.  162) :  Kinder- 
mord-, Art.  199  (Entw.  Art.  207 ;  0 1  d  b  g.  Art.  204) :  Menschenraub  in  schwe- 
reren Fällen;  Art.  238  (Oldbg. Art. 243):  Raub  im  3.  Grade;  Art. 243 
(Oldbg.  Art.  248):  Erpressung  durch  Brandbriefe ;  Art.  253  (Oldbg. 
Art.  258,  Abs.  3,  etwas  abweichend):  Brandstiftg.  des  2.Grades  mit  thätiger 
Reue ',  Art. 291,  Ziff.  III  (Oldbg.  Art.  269  Ziff.  III) :  gerichtliche  Verleum- 
dung etc.  Art.  260  d.  Oldbg.  StGBs  (Anlegung  von  Pulverminen)  fehlt 
in  Bayern  1813.—  Zu  der  ganzen  Materie  vgl.  noch  Streng,  Studien 
S.  197,  Hälschner,  Gem.  deutsch.  Strafrecht  I  S.  583  (der  hierin 
einen  Überrest  der  Strafen  des  vorigen  Jahrhunderts  erblickt)  und 
Fuhr,  Strafrechtspflege  S.  243. 

320 a)  Neuerdings  hat  aber  Rieh.  Schmidt  in  seiner  (erst  wäh- 
rend des  Druckes  dieses  Bogens  erschienenen)  Abhandlung:  „Die 
Aufgaben  der  Strafrechtspflege",  Leipzig  1895,  S.  28-30,  31 ,  44,  49 
Anm.  1.  55,  56  u.  60  sich  ebenfalls  ausführlicher  mit  dem  im  Texte 
nachgewiesenen  Zusammenhang  der  Feuerbachschen  Lehren  mit  der 
Vergeltungsidee  beschäftigt. 

321)  So:  Uli  mann,  Fortschritte  S.  10. 
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gen  Gedanken  der  Vergeltung  nicht  gerade  unerhebliche 
Spuren  sowohl  indem  EntwurfeFeue  rbachs  von  1810  als 
auch  noch  im  Gesetzbuche  von  1813  verfolgen  lassen,  obwohl 
freilich  das  letztere  hierin  nicht  mehr  ganz  so  weit  geht 
als    der  erstere'"). 

Es  mufs  dies  zunächst  um  so  auffillliger  erscheinen, 
als  Feuerbach  selbst,  wenigstens  theoretisch,  sich  zur 
Vergeltungsidee  im  Allgemeinen  entschieden  in  Opposition 
befunden  ^'^^).      Zur   Erklärung     des     anscheinenden    Wider- 


322)  Tafinger,  Idee  einer  Kriminalgesetzgebung  S.  284  glaubt 
deshalb  sogar  „nicht  ohne  Grund*"  behaupten  zu  dUrfen,  dafs  Feuer- 
bach in  seinem  Entwürfe  „stillschweigend  der  Wiederver- 
geltungs-  od.  Ausgleichungstheorie  gehuldigt  habe",  inso- 
fern er  nämlich  „dieGröfse  der  Cbelthat  in  die  Proportion  mit  der 
Strafe"  setzte,  zugleich  aber  „mit  der  so  ausgeglichenen  Strafe"  ab- 
schrecl&en  wollte.  Für  die  Anerkennung  der  Forderung  einer  richtigen 
Proportion  zwischen  Delikt  und  Strafe  lassen  sich  auch  aus 
Feuerbachs  Schriften  und  Reden  Belege  erbringen.  So  sagt  er  z.  li. 
in  der  Kritik  des  Kleinschrod'schen  Entwurfs  I  S.  68 :  „Die  W  i  r  k- 
samkeit  der  Strafgesetze"  beruhe  (aulser  auf  ihrer  strengen  und 
unabänderlichen  Exekution)  besonders  darauf,  „dafs  die  Gröfse  der 
Strafe  proportioniert  sei  der  Gröfse  des  Verbrechens",  und  in  einem 
von  ihm  im  Plenum  des  kgl.  Geh.  Rats  gehaltenen  Vortrage  (Feuer- 
bachs Leben  u.  Wirken  I  S.  213 ff.)  heifst  es:    „Richtiges  Eben- 

mafs    der  Verbrechen  und  Strafe  ist   eine Hauptforderung 

der  Strafgerechtigkeit,  nämlich  dafs  die  Schwere  der  gesetzlich  ge- 
drohten Strafe  mit  der  Gröl'se  des  Verschuldens  im  Verhältnis 
stehe  und  weder  strenger  noch  gelinder  sei  als  dieThat  verdient .  .  . 
Diese  Regel  des  Ebenmafses  mit  der  strengsten  Pünktlichkeit  zu 
befolgen,  war  eine  der  vorzüglichsten .  .  Bestrebungen  bei  Abfassung 
dieses  Gesetzbuchs  (v.  1813)".  Über  die  thatsächlich  in  vortrefflicher 
Weise  gegliederte  Abstufung  des  Strafensystems  des  StGBs.  von 
1813  selbst  (im  Verhältnis  zur  Schwere  der  Delikte  vgl.  jetzt  bes. 
auch  R.  Schmidt,  a.  a.  0.  S.  '2b2  u.  Aum.  1,  2:u  u.  Anm.  1  und 
S.  oOO.    S.  auch  schon  oben  Anm.  313. 

323)  Vor  Allem  wendet  sich  Feuerbach  gegen  die  Theorie  der 
sog.  moralischen  Verp:eltung,  welche  den  Verbrecher  nicht  sowohl 
als  Übertreter  bürgerlicher  Gesetze  denn  als  vor  Ciott  verant- 
wortlichen Sünder  behandelt,  eine  Anschauung,  welche  er  in  dem 
Kleinschrod 'sehen   Entwürfe    nicht    mit  Unrecht    im   Einzelnen 
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Bpruchs  kann  man  wohl  namentlich  auf  eine  bewnfste  oder  unbe- 
wafBte  Nachwirkung  der  Lehren  der  Kan fachen  Philosophie 
hinweisen"*»),  welche  auf  F  euerbachs  Anschauungen  bekannt- 
glaubte nachweisen  zu  können  (s.  Kritik  des  Kl.  Entwurfs  I  S.  55—59) 
und  welche  er  in  der  dagegen  gerichteten  Kritik  energisch  be- 
kämpfte. S.  bes.  Kritik  I  S.67:  „Nicht  um  das  moralische  Böse 
mit  sinnlichen  Übeln  zu  vergelten,  wird  ein  Griminal- 
Godex  entworfen;  denn  das  gebührt  nur  Gott**.  Vgl.  auch  Lehrbuch. 
11.  Aufl.  §  18  Ziff.  II  S.  18  (14.  Aufl.  S.  40):  ,.Die  bürgerliche 
Strafe  als  solche  hat  .  .  .  nicht  zum  Zweck  und  Rechtsgrund  .  .  . 
II)  moralische  Vergeltung,  denn  diese  gehört  einer  sittlichen,  nicht 
einer  rechtlichen  Ordnung  an  und  ist  physisch  unmöglich**.  Ebendas. 
I  18  S.  18  Anm.  b  (14.  Aufl.  S.  40  Anm.  2)  verwirft  Feuerbach 
allerdings  aber  auch  die  sog.  „rechtliche  Wiedervergeltung*",  welche 
sich  nach  seiner  Ansicht  zuletzt  doch  wieder  auf  die  „moralische 
Vergeltimg**  reduciere,  als  praktisch  unbrauchbar. 

323a)  Dies  hat  namentlich  R.  Schmidt  in  der  oben  (Anm.  320a) 
angeführten  Schrift  (S.  28  ff.)  in  eingehenderer  Weise  gethan.  „Feuer- 
bach unternahm'*  danach  „die  Amalgamierung  der  Kantischen  Lehre 
mitder  IdeederG  en  e  ralp  r  ä  v  en  ti  on**.  „. . .  Selbstverständlich  war  zu- 
nächst seine  Konstruktion  des  allgemeinen  Rechtsverhältnisses  zwischen 
Staat  und  Bürger  dem  Lehrer  angelehnt  ....  Aber  Kantischem 
Geiste  war  auch  die  Erklärung  des  staatlichen  Strafzwanges  ent- 
sprungen .  .  Weiter  war  auch  seine  Auffassung  von  der  Wirkung 
der  Strafe  nach  seinem  bewährten  Muster  gebildet**.  Über  die  Einzel- 
heiten s.  Näheres  a.  a.  0.  S.  28,  29.  „Bedeutsam  war  .  .  (be- 
sonders), dafs  auch  Feuerbach  das  wirksame  Moment  der  Strafe  in 
die  Bethätigung  und  Bewähnmg  eines  Vergeltungsprinzips: 
,Übel  auf  Übel*  verlegte,  wie  Kant«  (S.  28,  29).  Den  Unterschied 
zwischen  der  Auffassung  des  Vergeltungsprinzips  bei  Kant  u.  bei  Feuer- 
bach präcisiert  aber  Schmidt  (S.  29,  30)  dahin,  dafs  „das  Ver- 
geltuDgsprinzip  Kants  ein  auf  der  Moral  beruhendes  Axiom**  war, 
während  sich  Feuerbach  „mit  einem  von  Staate  für  die  Zwecke  der 
Ordnungserhaltung,  also  ad  hoc  geschaffenen  Rechtsprinzip  der  Ver- 
geltung« begnügte,  dafs  femer  „nach  Kant  die  gerechte  Vergeltung 
im  sittlichen  Empfinden  des  Menschen  die  befriedigte  Zuversicht 
auf  die  Herrschaft  der  Gerechtigkeit  und  so  mittelbar  die  freie  Neigung 
zum  sittlichen  Handeln  befördern  sollte«,  während  „nach  Feuerb ach 
die  Vorstellung  der  gerechten  Vergeltung  auf  die  Sinnestriebe«  hin- 
„und  gegen  die  schon  vorhandene  oder  im  Entstehen  begriffene  Neigung« 
arbeitete,   „diese  Triebe  im  Widerspruch  mit  der  Rechtsordnung  zu 

OUnthor,   Idee  der  Wiodervergcltung.  III,  1.  \Q 
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lieh  in  mehr  alB  einer  Beziehung  nicht  ohne  Einflufs  geblieben 
sind"*).  Allein  dieZuhtilfenahme  eines  solchenHinweises  ist  u.  E. 
nicht  einmal  absolut  erforderlich,  da  sich  ein  unmittelbarer 
Zusammenhang  mit  der  Yergeltungsidee  auch  schon  aus  den 
logischen  Konsequenzen  der  Theorie  des  psychologischen 
Zwanges  selbst  ergiebt.  Der  dieser  Theorie  zu  Grunde  lie- 
gende Kern  nämlich,  dafs  der  aus  der  menschlichen  Sinn- 
lichkeit entsprungene  Antrieb  zur  Begehung  von  Verbrechen 
aufgehoben  werden  könne  durch  das  Bewufgtsein  eines  auf 
die  That  folgenden  unabweislichen  Übels,  „welches  gröfser 
ist  als  die  Unlust,  die  aus  dem  nicht  befriedigten  Antrieb  zur 
That  entspringt  "^^*),  führt  naturgemäfs  zu  der  weitern  For- 
derung, dafs  die  jeweils  zu  verhängende  Strafe  für  die  regel- 
mäfsig  zu  den  einzelnen  Verbrechen  antreibenden  Leiden- 
schaften (Neigungen,  lYiebfedern,  Beweggründen,  Motiven)  ein 
möglichst  entgegengesetztes  Übel  bilde '^*),  d.h.  mit  an- 


befriedigen**.  A.  a.  0.  S.  30  Anm.  1  führt  Schmidt  noch  besonders 
eine  Stelle  aus  Feuerbachs  Bevision  (I  S.  54)  als  Beispiel  dafür  an, 
dafs  auch  Feuerbach  selbst  sich  der  (in  seiner  Lehre  innerlich 
begründeten)  Annäherung  des  Abscbrecknngsgedankens  an  den  (recht- 
lich gefassten)  Vergeltungsgedanken  bewufst  gewesen  sei.  Vgl. 
das.  auch  noch  S.  31  u.  S.  49  Anm.  1. 

324)  Zu  vgl.  hierüber  aufser  den  in  voriger  Anmerkung  an- 
geführten Citaten  u.  a.  auch:  Köstlin,  Neue  Revision  S.  2  und 
S.  809flF.;  Derselbe,  System  I  §  120,  S.  407;  Geyer,  Kleinere 
Schriften  S.  6  (=  Zeitschr.  für  exakt.  Philos.  I  [1861]  S.  106) ;  Ziegler 
in  GS.  XIV  (1862)  S.  8,  11,  19  und  sonst  passim-,  Seeger,  Abhand- 
lungen, Vorbemkg.  S.  XVIT,  Anm.  1  n.  Derselbe,  Die  Strafrechts- 
theorieen  Kants  etc.  S.  28 ff.,  32,  34,  35. 

325)  Feuerbach,  Lehrbuch  11.  Aufl.  §  13 ff.  S.  15  ff.;  14.  Aufl. 
S.  38 ff..  Ähnlich  Bevision  S.  45:  „Die  Übertretungen  werden  .  .  . 
verhindert,  wenn  jeder  Bürger  weifs,  dafs  auf  die  Übertretungen  ein 
gröfseres  Übel  folgen  werde,  als  dasjenige  ist,  welches  aus  der 
Nichtbefriedigung  des  Bedürfnisses  nach  der  Handlung  als  einem 
Objekt  der  Lust  entspringt.^  Über  die  Beziehungen  dieses  Satzes 
zu  den  Lehren  Kants  s.  Schmidt,  Die  Aufgaben  der  Strafrechtspflege 
S.  28  ff. 

326)  Feuerbach,  Bevision  S.44:  „Es  bleibt  daher  kein  anderes 
Mittel  übrig,  als  .  .  .  die  Neigung  durch  entgegengesetzte  Nei- 
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dern  Worten,  dafs  die  Strafe  in  der  Natur  oder  im  Geiste 
des  Verbrechens  liege  **').  In  der  That  ist  denn  auch  diesem 
schon  oft  citierten  und  nachgewiesenermassen  auch  den  Ver- 
geh nngsgedanken  in  sich  einschliefsenden  Grundsatze  von 
Feuerbach  mehrfach  mit  ganz  unzweideutigen  Worten 
gehuldigt  worden'"). 

„So  zweckmäfsig  und  abschreckend  ...  im  Allgemeinen 
die  Strafe  der  Freiheit  an  sich  ist  ..."  —  führt  er  z.  B.  in 
der  Kritik  des  Kleinschrod'schen  Entwurfs  *2*)  aus  —  „so  ist 
sie  doch  so  viel  als  nur  irgend  möglich  nach  dem  Geiste 
des  Verbrechens  zu  modificieren  oder  mit Nebenttbeln,  die 
ihr  diesen  Charakter  verleihen,  zu  verbinden."  Daher  müsse 
sie  „bei  Verbrechen  aus  Ehrtriebe  (wie  z.  B.  Kindestötung 
und  Duell)  mit  ausgezeichneter  Ehrenkränkung  ''^),  bei  Ver- 


gung,    die   sinnliche  Triebfeder   durch   eine    andere    sinnliche 
Triebfeder  aufzuheben". 

327)  Vgl.  dazu  etwa  noch  Ziegler  im  GS.  XIV  S.  10. 

328)  S.  Kritik  des  Kleinschrod.  Entwurfs  Bd.  III  S.  128  ff.: 
„Strafen  wider  dieNatur  und  den  Geist  der  Verbrechen",  bes. 
S.  128:  „Eine  Strafe  ist  wider  die  Natur  des  Verbrechens,  wenn 
sie  ihrer  Art  nach  in  der  Regel  kein  Bewegungsgrund  zur 
Unterlassung  der  Handlung  sein  kann",  n.  S.  130:  „Eine  Strafe  ist 
nicht  im  Geiste  des  Verbrechens,  wenn  sie  nicht  derjenigen  Trieb- 
feder widerspricht,  aus  der  das  Verbrechen  gewöhnlich  begangen 
wird." 

329)  Bd.  III  S.  132  ff. 

330)  Bei  den  Delikten  des  Kindesmords  und  des  Duells  ist  nach 
Feuerbachs  Ansicht  im  Kleinschrod'schen  Entwurf  (§§  884—999) 
auf  die  Ehre  als  Triebfeder  zu  wenig  Rücksicht  genommen.  Statt 
nun  aber  selbst  etwa  deshalb  verbal tnismäfsig  milde  Strafen  anzu- 
empfehlen, kommt  er  in  konsequenter  Verfolgung  des  im  Texte  ge- 
nannten Prinzips  (auf  dessen  hier  verkehrte  Richtung  bereits  in  unserer 
Abtlg. II  S.222Anm.  601  hingewiesen)  zu  einer  sonst  schwerverständ- 
lichen Strenge  gerade  bei  diesen  Delikten.  So  will  er  (Kritik  III S.  13ö) 
z.  B.  das  Duell  bei  tötlicher  Folge  nicht  nur  als  Mord  bestrafen, 
sondern  auch,  ganz  ähnlich  wie  das  preufs.  ALR.,  den  Namen  des 
Thäters  wie  des  Getöteten  auf  den  Richtplatz  heften,  letztem  au  fser- 
dem  auch  in  der  Stille  begraben  lassen.  Auch  in  den  leichtern  Fällen 
sollen  mit  der  Freiheitsstrafe  (Festungsarrest)  stets  Ehrenstrafen  (wie 

10* 
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brechen  ans  Hoehmnt  und  Geringschätzung  anderer,  zum 
Exempel  den  Injnrien  mit  Demütigung,  bei  Verbrechen 
aus  Trägheit  und  Begierde  nach  Lebensgenufs  ohne  die 
Mühe  der  Erwerbung  mit  Arbeit  verbunden  werden.^  Fttr 
strafbare  Handlungen  aus  Wollust  (wie  die  delieta  camis) 
sei  körperliche  Züchtigung  (allein  oder  in  Verbindung  mit 
Freiheitsstrafen)  die  zweckmäfsigste  Strafe.  Bei  der  Verwer- 
tung des  Grundsatzes  endlich  für  Delikte  religiösen  Cha- 
rakters (wie  Gotteslästerung,  Kirchendiebstahl  [Entwendung 
der  Monstranz],  Meineid)^  nähert  sich  Feuerbach  sehr  dem 
schon  von  Montesquieu  in  seinem  „Esprit  des  lois"  vorge- 
schlagenen Strafensysteme  '^^).  Es  scheint  nämlich  auch  ihm 
nichts  „passender  und  abschreckender,  als  wenn  auch  in  der 
Bestrafung  die  religiöse  Beziehung  dieser  Verbrechen  heraus- 
gehoben, und  der  Verbrecher  in  demselben  Geiste  bestraft 
wird,  in  welchem  er  die  Übertretung  begangen  hat". 
Daher  wird  för  die  betreffenden  Delikte  besonders  eine  feier- 
liche Kirchenbnfse,  ev.  in  Verbindung  mit  Freiheitsstrafe 
als  Hauptfolge,  als  geeignet  empfohlen,  wobei  noch  bemerkt 
wird,  dafs  diese  Strafe  bei  der  Gotteslästerung  denselben 
Zweck  verfolge,  wie  die  Abbitte  bei  den  Injurien,  näm- 
lich eine  „Demütigung  vor  demjenigen,  der  herabgewür- 
digt wurde'',  und  dadurch  indirekt  auch  eine  Abschreckung 
des  Thäters  ^^^). 

!Nur  zu  einem  Teile  allerdings  haben  diese  theoretischen 
Erörterungen  Feuerbachs  im  Gesetzbuche  von  1813  selbst 
praktische  Durchführung  gefunden.  So  ist  von  den  in  der 
obigen  Stelle  ausdrücklich  als  Beispiele  der  „Verbrechen 
aus  Ehrtriebe"  angeführten  Delikten  der  Kindestötung 
und  des  Z  w  e  i  k  a  m  p  f  e  s  das  letztere  überhaupt  mit 
Stillschweigen    übergangen  ^^'),     das   erstere    aber 

Unfähigkeit  zu  Ehrenämtern,  Entsetzang  von  allen  Ehrenstellen  und 
Verlust  des  Adels)  verbanden  werden. 

331)  Vgl.  unsere  Abtlg.  II  S.  170  flf. 

332)  A.  a.  0.  III  S.  135. 

333)  Das  StGB.  v.  1813  stimmt  also  hierin  mit  dem  französ.  Code 
p^nal  (s.  oben  Anm.  295)  Uberein.  Vgl.  S.  Mayer,  Geschichte  der 
Strafr.  S.  510  u.  Anm.  13;  Bern  er,  Lehrb.  12.  Aufl.  S.  470  Anm.  1 ; 
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nar  mit  Freiheitsstrafe  (Zuchtblas  anf  an  bestimmte  Zeit), 
—  bezw.  im  Ktiekfalle  mit  der  Todesstrafe  — ,  ohne  eine 
ehrenkränkende  Nebenfolge  bedroht  worden  "*).  Ähnlich  ist 
es  mit  der  Behandlang  der  drei  speziell  genannten  Delikte 
religiöser  Natur,  von  welchen  die  eigentliche  Gottesläste- 
rung als  solche  (gleich  dem  Duell)  im  Gesetzbuche  gar  nicht 
erwähnfs),  der  Kirchendiebstahl  mit  bestimmter  zei- 
tiger Freiheitsstrafe  allein  belegt  ist"*)  und  nur  der  (übrigens 

17.  Aufl.  S.  490;  R.  Schmidt,  Die  Aufgaben  der  Strafrechta- 
pflege  S.  252.  Übrigens  liegt  der  Grund  fUr  die  Nichterwähnung 
des  Zweikampfes  im  bayer.  GB.  wohl  hauptsächlich  darin,  dafs  zur 
Zeit  der  Abfassung  desselben  bereits  ein  besonderes  Duell -Mandat 
vom  28.  Febr.  1779  existierte,  „ausgezeichnet  durch  die  darin  be- 
stimmten wahrhaft  harten  Strafen,  die  aber  gerade  ihrer  Härte  wegen 
niemals  vollkommen  in  Anwendung  gebracht  worden  sind**.  Zusammen- 
stellung II  S.  423«  Vgl.  Levi,  Die  Lehre  vom  Zweikampf  verbrechen 
S.  37  u.  59  Anm.  4.  Da  aufserdem  aber  dieses  Mandat  nicht  überall 
im  Lande  zur  Publikation  gelangt  war  und  es  auch  wohl  nicht  zu 
den  nach  Art.  1  des  EG.  zum  StGB,  von  1813  aufrecht  erhaltenen 
Gesetzen  über  im  GB.  nicht  behandelte  Gegenstände  zählt  (vgl. 
Mittermaierzu  Feuerbachs  Lehrb.  14.  Aufl.  §  190,  Nr.V  S.  326  u.. 
jetzt  bes.  Levi,  a.  a.  0.  S.  59  Anm.  4,  woselbst  Näheres  über  diese 
kontroverse  Frage),  herrschte  in  der  Behandlung  des  Zweikampfes 
ziemliche  Willkür  (vgl.  Levi,  a.a.O.  S.  59),  so  dafs  die  Entwürfe 
eines  StGBs.  von  1822 — 1831  zur  neuen  gesetzlichen  Begelung 
der  Materie  schritten.  Vgl.  Entwurf  von  1822,  Art.  181  ff.,  von  1827 
Art.  156  ff.,  von  1831  Art.  186  ff.  -,  Zusammenstellung  II  S.  422  ff.  An 
Bayern  hatte  sich  auch  in  dieser  Beziehung  das  oldenburger  StGB, 
von  1814  angeschlossen  (Levi,  a. a.  0.  S. 57). 

334)  Art.  157,  158  (Oldenbg.  Art.  162,  163).  Die  Todesstrafe 
nach  Art.  158,  Abs.  2  wurde  durch  Art.  8  des  Gesetzes  vom  29.  Aug. 
1848  beseitigt. 

335)  Über  die  Regelung  dieser  Materie  in  den  Entwürfen  v.  1822. 
1827  u.  1831,  die  verhältnismäfsig  leichte  Strafen  haben,  S.Zusammen- 
stellung II  S.  271  ff.  Über  Mifsbrauch  der  Religion,  Störung  des 
Religionsfriedens,  des  Gottesdienstes  etc.  s.  StGB,  von  1813 
Artt.264  (=01dbg.  269),  325  ff.  (Ol dbg.  330  ff.),  336  (Ol dbg.  341) 
und  424  (Oldbg.  453,  Abs.  2).  Vgl.  auch  unten  Anm.  342. 

336)  Art.  217  Ziff.  1  (Oldbg.  Art.  222  Ziff.  1):  Entwendung  von 
Sachen,  welche  dem  Gottesdienste  gewidmet  sind;  Strafenach  Art.  220 
(Oldbg.  Art.  225);  ein-  bis  dreijähriges  Arbeitshaus, 
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als»  qnalifiderter  Betrug  anfgefaf-te"  Meineid  eine  dem 
aufgestellten  Prinzip  einigermafaen  ent*|»reehende  Be>traftmg 
erfahren  hat,  indem  der  I>elini|nent  n.  a  Tor  seiner  ^btohnuig 
zjom  Straforte-  öffentlich  .am  Pranger  ausgestellt  wer- 
den «oU**^».  Die  Ansieht,  dafs  die  Prügelstrafe  allein 
oder  neben  Freiheitsstrafe  das  pa>send>te  Gegengewicht  für 
die  Si ttliehkeitSTerbreehen  bilde,  hat  nur  bei  einem  der 
schwersten  Fälle,  der  Notzucht,  thatsächlich  gesetzliche 
Verwendung  gefunden  "*;. 

Am  folgerichtigsten  erscheinen  die  Beleidigungen  be- 
handelt, da  wenigstens  för  alle  Fälle  von  Verleumdung 
TKalumnie;***;  dieauf  Dem  ntigung  desThäters  lundGenug- 
thnong  de«  Beleidigten »  abzielende  **•  •  Xebenstrafe  des  ge- 
richtlichen Widerrufs    nebst    öffentlicher   Bekanntmachung 


337)  Anfserdem  soll  auch  noch  danernde  Unfähigkeit  znrAblegnng 
eines  ZengniMes  oder  Eides  «iowie  zor  Bekleidung  aller  Wfirden,  Staats- 
und  Ehrenämter  eintreten.  S.  Art.  269  (=  Entwurf  Art. 2^;  Ol  dbg. 
Art.  274).  y.  Liszt,  Die  falsche  Aussage  8.2*27.  Vgl.  auch  Art.  290 
(Ol dbg.  Art. 295)  betr.  gerichtlicher  Yerlenmdong  dnrch  falsches  eid- 
liches Zeugnis  u.  Art  293,  294  ^01  dbg.  Art.  298.  299)  übergerichtl. 
Yerleomdnng  durch  Urkundenfälschung,  welche  auf  die  Heineidstrafen 
verweisen.  Die  Strafe  der  öffentlichen  Ausstellung  ffir  Meineid  wurde 
in  der  oldbg.  YO.  vom  24.  Jani;'5.  Juli  1845,  welche  sonst  die  Ma- 
terie des  Meineids  veränderte,  (im  §2)  noch  beibehalten;  in  Bayern 
wurde  sie  dagegen  durch  Gesetz  vom  18.  November  1819  völlig  auf- 
gehoben. —  Übrigens  findet  sich  die  Prang  er  strafe  im  StGB,  von 
1813  n.  a.  auch  fttr  den,  ev.  wohl  mit  ehrenhafter  Gesinnung  zu  ver- 
einbarenden Hochverrat   (Art.  301;  Oldbg.  Art.  306). 

aSH)  Art  187  (Oldenburg  Art.  192);  „Die  Strafe  dieser  That 
ist  das  Arbeitshans  auf  4  bis  8  Jahre,  verbunden  mit  jährlicherkör- 
perlicher  Züchtigung  u. einsamer  Einsperrung  (nach  Art.  14  Nr  3)**. 
Erhiffate  Strafen  fttr  qnalif.  Fälle  nach  Art.  188,  189  (Oldbg.  Art.  193, 
194).  Durch  Gesetz  vom  12.  Mai  1848,  Art.  6  wurde  die  Schärfung 
der   körperlichen  Züchtigung  beseitigt. 

339)  D.  h.  nach  Art.  284  (Oldbg  Art.  289)  wissentlich  falsch- 
liche Andichtnng  einer  Handlung,  welche  im  Gesetzbuche  fttr  ein 
Verbrechen  oder  Yergehen  erklärt  wird,  systematisch  als  „Betrug  an 
dem  guten  Namen«'  behandelt.   Vgl.  Gabler,  Üble  Nachrede  S.  8,  10. 

340)  Ausdrücklich  bemerken  dazu  die  offiziellen  Anmerkungen 
Bd.  II  S.309:  „Der  Widerruf  ist  zugleich  eine  Demütigung  und 
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„der  erwiesenen  Unwahrheit  der  Aasstreaung  auf  Verlangen 
des  Beleidigten"  vorgeschrieben  ist  •*'),  während  für  gewisse 
Amts-  sowie  für  Majestätsbeleidigungen  sogar  (anfser  der 
Hanptstrafe)  eine  mehr  oder  weniger  feierliehe  öffentliche  Ab- 
bitte stattfinden  soll '*^).  Ziemlich  häufig  finden  sich  end- 
lich Geldstrafen  (namentlich  anch  in  kumulativer  Verbin- 
dung mit  Freiheitsstrafen  sowie  im  mehrfachen  Betrage  des 
gezogenen  oder  beabsichtigten  Vorteils)  für  Verbrechen,  die  auf 
das  Motiv  der  Gewinnsucht  hinweisen,  wie  z.  B.  verschie- 


Ehrenerklänmg  des  Beleidigten,   folglich  eine  im  Geiste   dieser 
Übertretung  liegende  Strafe**.   Vgl.  Zusammenstollg.  II  S.  405. 

341)  Art.285(Entw.  Art.308;01dbg.  Art.290)  vbd.mitArt22 Ab8.2 
Nr. II  (Entw.  Art. 33  Ziff.  2;  Oldenb.  Art  25  Abg. 2  Nr.  II),. wo  auch 
„Verweis"  und  „Abbitte"  als  „demütigende  Strafen**  erwähnt 
sind.  Vgl.  Häberlin,  Grundsätze  I  S.  136,  III  S.  378;  Köstlin, 
Abhandlgn.  S.  78;  Wegele,  Falsche  Anschuldigung  S.  49.  Der 
Kleinschro  d'sche  Entw.  hatte  nach  §  1 342  fiir  alle  vorsätzl.  Verleum- 
dungen den  Widerruf,  für  alle  andern  vorsätzlichen  Injurien 
nach  §  1343  die  Abbitte  angeordnet  Vgl.  ebenda«,  auch  noch 
§§  1347,  1351,  u.  über  Ehrenerklärung  §  1368  ff.  Über  den  Ver- 
weis 8.  Anm.  342  a.  E. 

342)  Für  Beleidigung  der  Amteehre  an  Staatsdienern  der  I. 
und  II.  Klasse  oder  an  einem  kgl.  Kollegium  oder  dessen  Kommissarien 
nach  Art.  406  (=  0 1  d  b  g.  Art.  434)  sowie  auch  für  „Ehrenbeleidignngen, 
welche  an  anderen  Staatsbeamten  verübt  werden**  nach  Art.  407 
(Oldbg.  Art.435)  soll  aufser  d.  verwirkten  Freiheitsstrafe  „zugleich 
nach  Umständen  (eine)  fei  erliche  Abbitte**  zu  leisten  sein. 
Nach  Art.  424  (Oldbg.  Art.  453,  Abs.  2)  soll  „wenn  an  einem  Reli- 
gion sdiener  während  seiner  Amts  Verrichtung  oder  in  der  ver- 
sammelten Gemeinde  selbst  mit  Störung  des  Gottesdienstes  wörtliche 
od. andere,  nicht  thätliche  Ehrenbeleidigungen  begangen  worden**, 
derThäter  (neben  Gefängnis  v  l^-e  Monaten)  „einer  gerichtl.  öffent- 
lichen Abbitte,  welche  der  Gemeinde  in  der  Person  eines  ihrer  Geist- 
lichen zu  leisten, unterworfen"  werden.  Bei  Majestätsbeleidignn- 
gen  (im  2.  Grade)  drohte  Art.  311  eine  „öffentliche  Abbitte  vor  dem 
Bildnisse  des  Souveräns**  an,  n.  ebenso  Art.404  für  geringere 
Verletzungen  der  dem  Monarchen  schuldigen  Ehrfurcht  (=  „Vergehen**). 
In  den  korrespondierenden  Artikeln  316  und  431  des  oldenbg.  Ge- 
setzbuches ist  nur  von  öffentlicher  Abbitte  vor  Gericht  die  Rede. 
Hittermaier  im  N.  Arch.  des  CR.  IV,  2  S.  166.  —    Oldenburg 


<Ä»  .aiirj:::«:  ti»r  Ali:*'*  i»?3-»  s&'i  i»^'''it*mr*  mH.  iiir 
£tr*i*rc  iT^i.r  iai*a  tt  in*  *iifiti*i  ji-nr^si  a^*  I*-«jb 
l!*aii^^icia«' »•.nrr»nai  Zii*r_:i.  rmiffe-i-se  ZZ  '^-  ;'^£;  iifs- 
.  .X,  A\nsOx3L  *  *•'.  Aom.  ;  -L  -5  .  irilir^ait  £.***  I*e:Vfc^  t-iid.  laj^Äi 
tn  /i^  ja.  *!ri«*r»a«c3miiae  mr  im  i .  lera  i-»^.är  r-i^L  zn:  2i*T.i  rm.  I 
f.«5^  v;;r  ^  >.  Ir  o»* mr  ti*  ZI ir^fct  »tt  i  ?*  ♦  «rviliaE  ch  '^fDriaiSL» 
?*i.  I»  <«»T^»  ^**r  1  Irr-i^r.i'i^x  5#!sc-xriinr  ih«fra  je  '*.  C-«!  Äii. 
Jnr-Ji  ^tTT,  rr.  :T  I  :*.  Aith»  mrf  '■"3i»Knr".  Ki*Tl:i-  X^bsMatLs^ 
^T-i  Ajou  7  TL  ^^  ri  kim  1  ir:«tnaa3C  or  iitii  kriiLisell  >*- 
tiOiit^ji  fLii^  *^  #»:«_-za.  rj^jin^br  Kam.  ?  .cxfiÄ«ciäia:i  IV^IJmmk 
Vj^Vm.  w^^jtim  ii;«?r  saitä.  iD'.is  iz  ^<3a>f»»  ksai^  Tr^*  KifT'is. 
Jw  a.  O    *.  T*  1.  Axai*  4  iw  4 :  »'»'i  >r.  C:«>  y^tir?»**  S.  I.  ^    !•» 

'#*K.er.  J^a.  «>.  5  ?.  L-^  Exiwxrf  t.  InS.  w*»-:*;j»!t  «ö» £«öf^sL 
ITi^i^rrxf  fix  tZy:  Ver>xa-dxxr*m  x»d  ö?  A^?:ixe  fix 
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Aw^i-na^  #i*T  V:-tj»«  Ix!*'^^::»  wv^  *i»fi  ö?r  Exrexerklirxs^ 
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#>^^  lf'/t;ri*rr=s;r  fiz,z.ith  b-w-^itirt.  S-  Z^«a2i»fvr«^Z^ac  n  S.  3T«x 
^1,  O^t^-tZM-rk  b.:«:V««ie  a^^ria  dfaa=r'?^l!*»emb«;9ekräskvrn 
raerfaajr^  IrU  :^l^  b««v^]>!^.  vo  rie  dxrtfc  das  Ges^tx  to«  li  Mai 
'Ajt.<>,  atfir»:V/>^*ra  vc.^^m.  V3r'..Ko*tiia.  a.a.O.  S,  TS  Aait  4  a.  E. : 
Ff^»»iaf«rr«  .rtrafr.  «i«^  s-^bwe-ix  S.^XV—  Über  dea  gwkbil.  Ver- 
w-irj«  al«,d«rnStii^<>rad#;  Strafe*  Kleiafekrod.  Eatvarf §  1S4^ C : 
Ba/era  1^15.  Art  22  Abf.  2  ZiflL  III:  Oldeabar^  Art.  ±3  Ab«,  i 
ZtC  in,  IL  lU^erlin,  Onmdsätze  I  5.13^:  Eoseafeld.  Saateittel 

r^;^,  Art.  344  Oldeabj^.  Art.  349  :  iweitc  Klasse  der  Munx- 
0)«^bunir:  I>*fib^t«<!trafe  UDd  Beiahlun^  des  rierfaebea  Werte» 
dM  enr^«)if:b  ^«rxoj^aen  Gewinnef :  Häberlia,  Grandsatxe  IT  S.273  : 
Art, 428  f Entwurf  Art.  4^i7:  Oldbg.  Art.  4o7  :  MünxTergebea :  Frei- 
ht^iMutmiti  DDd  Kmatx  de«  dopppeltea,  bezw.  Tierfachea  Zahl- 
wert« der  erweiuHch  anfgeweehselten  oder  auj^gebenea  Mfiaxea: 
Iläberlln,  a.  a,  O.  IV  8.  280^;  Art.  431  rEntwnrf  Art.  416;  Oldbg. 
ArLifi^)j:  ^KiDfÜbrong  Teirofeiier  Mfinzen  in  gewinnsfiehtiger  Ab- 
•idit;  Geldstrafe  im  Betrage  des  Tierfacben  Nennwerts  der  frag- 
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nutzbarer  Regalien '^^),  Verkürzung  der  Staatseinnahmen  be- 
züglich öffentlicher  Gefälle '*^),  Mifsbrauch  amtlich  anver- 
trauter  Gelder"*)  u.  a.  m. **'). 

Hiermit  ist  aber  der  vom  Gesetzbuche  der  Yergeltungs- 
idee  gezollte  Tribut  noch  lange  nicht  erschöpft,  vielmehr  lassen 
sich  auch  für  die  reale  Wiedervergeltung  i.  e.  Sinne,  sowie 
für  die  analoge  Talion  in  ihm  mehrere  Fälle   anführen. 

Dafs  an  dem  Mörder  die  Todesstrafe  vollzogen  wer- 
den soll^  dürfte  zwar  wohl  auch  hier,  namentlich  in  Berück- 
sichtigung der  ganzen  Grundlagen  des  Gesetzbuchs,  zunächst 
hauptsächlich    auf  den  Gesichtspunkt    der  Abschreckung  zu- 


lichen Münzen;  Häb erlin,  a.  a.  0.  IV   S.  280).  Zu  vgl.  auch  schon 
Kleinschrod'scher  Entwurf  §§  670,  674-590. 

344)  Art.4d2(01dbg.  Art.461);  Strafe:  „vierfacher  Ersatz  des 
dem  Staate  entfremdeten  Nutzens''. 

345)  Art. 483  (Oldbg.  Art.  462);  Strafe:  „vierfacher  Betrag 
des  beabsichtigten  Gewinnes**.  Vgl.  auch  Entw.  von  1810:  Art4öl. 

346)  Art  456 (Oldbg.  Art. 485);  Strafe :  Amtsentlassung  a.  drei- 
facher Ersatz  des  aus  der  Benutzung  des  Geldes  gezogenen  Ge- 
winns. Der  Kleinschro d'sche  Entwurf  hatte  auch  für  Überschrei- 
tung der  Taxen  und  Sportein  v.  S.  Beamter  Geldstrafen  im  mehr- 
fachen Betrage  d.  Erhobenen  gedroht  (§  678  ff.),  ebenso  für  Amts- 
unterschlagungen (§  720 ff.)  und  sonstige  Delikte  von  Finanz- 
beamten (S  734  ff.).  Vgl.  auch  noch  Entwurf  v.  1810,    Art.  439,  440. 

347)  Übrigens  ist  andrerseits  bei  mehreren  Delikten,  bei  wel- 
chen Gewinnsucht  als  Thatbestandsmerkmal  ausdrücklich  genannt 
oder  doch  stillschweigend  anzunehmen  ist,  keine  Geldstrafe  angedroht 
worden,  so  — um  nur  ein  recht  auffälliges  Beispiel  zu  nennen  —  bei  der 
passiv.  Bestechung  in  Art.  446,  während  sich  für  aktiveBestechnng 
(obwohl  ja  deren  Motiv  gar  nicht  immer  Gewinnsucht  zu  sein  braucht) 
nach  Art.  444  Geldstrafe  (im  Betrage  des  zweifachen  Wertes  des 
gegebenen  oder  angebotenen  Vorteils  oder  [bei  Unmöglichkeit  einer 
Berechnung  desselben]  von  50—300  Gulden,  eventuell  in  Verbindung 
mit  Freiheitsstrafe)  findet.  Konsequenter  war  hier  der  Kl  eins  ehr  od'- 
sche Entwurf,  indem  er  z.  B.  für  unrechtmä fsige  Geschenkannahme 
V.  S.  Beamter  aufser  anderm  Geldstrafe  im  vierfachen  Betrage  des 
Empfangenen  festgesetzt  hatte  (§652);  desgl.  für  passive  Be- 
stechung von  Richtern  (§  667 ff.).  Ebenso  übrigens  auch  nach 
dem  Feuerbach'schen  Entwurf  v.  1810,  Art  435. 
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rttckzuftlhren  sein  ^'^),  zumal  einerseits  anch  sonst  mit  dieser 
Strafe  durchaus  nicht  gespart  ist^^*),  andrerseits  ihre  An- 
drohung für  den  „mit  Vorbedacht  beschlossenen  oder  mit  Über- 
legung ausgeführten  Totschlag"  ****)  in  der  Wortfassung  denGe- 


348)  Nicht  dagegen  auf  den  der  Sicherung  (vor  künftigen 
Verbrechen),  welcher  in  dem  Kleinschro d'schen  Entwurf,  der  prin- 
zipiell überhaupt  die  Todesstrafe  verwarf,  bei  den  einzelnen 
ausnahmsweise  doch  zugelassenen  Fällen  (Hochverrat,  §  425;  Mord 
§  853;  Totschlag,  §  819;  Aufruhr  und  Brandstiftung,  §  788)  allein 
ausschlaggebend  gewesen  war.  Vgl.  Kleinschro d.  Entwurf  §  129, 
130  („wenn  Verbrecher  dieser  Art  in  den  Zuchthäusern  nicht  so  be- 
wahrt werden  können,  dafs  dadurch  die  nahe  Gefahr  entfernt 
wird,  sie  möchten  sich  in  Freiheit  setzen,  „um  solche  Ver- 
brechen noch  ferner  zu  begehen").  S.  dagegen  Feuerbachs 
Kritik,  II  S.  165  ff.,  wo  er  unter  anderm  sagt,  es  sei  danach  die 
Todesstrafe  „als  Akt  der  Gerechtigkeit  aufgehoben  und  als  Akt  der 
Willkür  konstituiert."  Über  die  Ansichten  Feuerbachs  hinsichtlich  der 
Todesstrafe  s.  u.  a.  noch  dessen  Abhandlung:  „Der  Tod  ist  das 
grö fste  Übel  und  die  abschreckendste  Strafe " ,  in  der  Bibliothek 
filr  die  peinlich.  Bechtswiss.  u.  Gesetzeskunde ,  Bd.  II,  Stilck  1,  Nr.  VI 
S.  244 ff.  u.  Kritik  des  Kl.'schen  Entwurfs  11  S.  164  ff.  Vgl.  dazu  auch 
Pfotenhauer-Moddermann,  Todesstrafe  S.  20,  21.  Aus  einem 
eifrigen  Verteidiger  scheint  Feuerbach  übrigens  später  zu 
einem  Gegner  der  Todesstrafe  geworden  zu  sein.  Wenigstens  findet 
sich  in  A.  v.  Feuerbachs  Leben  und  Wirken  I  S.  231  Anm  *  fol- 
gende dahin  gehende  Bemerkung:  „G rohmann  .  .  macht  in  seiner 
Schrift  , Christentum  und  Vernunft  für  die  Abschaffung  der  Todes- 
strafe* 1835  S.  237  die  (wahrscheinliöh  aus  einem  Briefe  Feuerbachs 
geschöpfte)  Mitteilung,  dafs  Feuerbach  am  Ende  sich  überzeugt  habe, 
jdafs  die  Todesstrafe  als  unrechtmäfsiges  Strafmittel  abzuschaffen 
sei*.**  —  Über  die  Streitfrage,  ob  die  Todesstrafe  ev.  im  Geiste  der 
Verbrechen  liege  resp.  notwendig  liegen  müsse  (vgl.  Abtlg.  II, 
bes.  8.  245.  246)  s.  Feuerbach,  Kritik  etc.  III  S.  130:  „Eine Strafe 
die  nach  ihrer  Qualität  allen  Zwecken  der  Menschen  entgegen  ist 
und  wegen  ihrer  Schwere,  alle  auch  nur  denkbare  Vorteile,  die  durch 
Verbrechen  erlangt  werden  können,  überwiegt,  ist  an  und  für  sich 
schon  durch  ihre  Intensität  selbst  bei  denjenigen  Verbrechen  voll- 
kommen wirksam,  in  deren  besonderem  Geiste  sie  nicht  gerade 
begründet  ist**. 

349)  Aufser  für  den  gemeinen  Mord  (vgl.  unten  Anm.  351,352), 
und     die    qualifi eierten   Fälle  desselben  (s.    Art.  147  =  Entw. 
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danken  der  Wiedervergeltungnicbt  speziell  bervortreten  läfst"*). 
Dars  jedoch  dem  geistigen  Urheber  des  Gesetzbuchs  die  Vorstel- 


Art.  151;  Oldbg.  Art.  152)  ist  die  Todesstrafe  noch  angedroht  ftir: 
„wiederholten  Kindermord«  (Art.  158,  Abs.  2;  Oldenbg.  Art.  163 
Abs. 2;  8.  oben S.  149),  Notzucht  mit  tötlich.  Folge  (Art.  189;  Oldbg. 
Art.  194)^  den  schwersten  Grad  des  Raubes  (Art.  239;  Oldenbg. 
Art.  244),  die  schwersten  Fälle  der  Brandstiftung  (Art.  248;  Oldbg. 
Art.  253,  jedoch  beschränkter,  nämlich  nur  bei  Bewirkung  von  Tod 
oder  lebensgefährlicher  Beschädigung  eines  Menschen;  vgl.  Mitter- 
mai er  im  N.  Arch.  des  CR.  IV,  S.  165),  Anlegung  von  Pulverminen 
unter  gewissen  Voraussetzungen  (Art.  255;  fehlt  in  Oldbg.  Art.  260, 
das  hier  nur  Ketten  strafe  hat),  Hochverrat  und  Staatsverrat  (Art.  301, 
303;  Oldbg.  Art.  306,  308),  den  ersten  Grad  der  Majestätsbeleidi- 
gung (Art.  311,  Oldbg.  Art.  315),  den  höchsten  Grad  des  Tumults 
(Rädelsführer  etc.)  (Art.  321,  ZiflF.  I,  322  Ziff.  I;  Oldbg.  Art.  326, 
Ziff.  I,  327  Ziff.  I).  —  Über  die  Formalitäten  bei  der  Exekution  der 
Todesstrafe  bestimmte  Art.  5  des  Gesetzbuchs  (=  Entw.  Art.  10; 
Oldbg.  Art.  8,  Abs.  1):  „Wer  das  Leben  verwirkt  hat,  soll  mit 
(Entw.:  abgeschorenem  Haar  und)  entblöfstem  Kopfe,  gekleidet  in 
einem  grauen  Kittel  mit  einer  Tafel  auf  Brust  und  Rücken,  worauf 
sein  Verbrechen  genannt  ist,  zum  Richtplatz  geführt  und  daselbst 
enthauptet  werden".  Über  das  Hinrichtungsinstrument  s.  unten 
S.  156.  —  Bei  der  „geschärften  Todesstrafe"  hatte  der  Ent- 
wurf von  1810,  Art.  11  u.  a.  auch  noch  die  Bekleidung  mit  einem 
„blutrotem  Hemde"  angeordnet.  Dieser  Zusatz  wurde  aber  von 
der  Geheimrats-Sektion  verworfen,  und  zwar  hauptsächlich  deshalb, 
weil  einmal  dieses  Hemd  an  die  französische  Revulution  erinnere 
(vgl.  oben  S.  120  Anm.  269),  ferner  aber  auch  die  Bekleidung  keines- 
wegs denjenigen  Eindruck  machen  werde,  den  man  sich  davon  ver- 
spreche. S.  „Gutachtliche  Erinnerungen  an  die  von  Dir.  v.  Gönner 
u.  E.  V.  Kobell  verfafsten  Motive  zum  Allgem.  StGB."  in  A.  v. 
Feuerbachs  Leben  und  Wirken  I  S.  251.  Die  „geschärfte  Todes- 
strafe" des  StGBs.  von  1813,  (welche  nach  Art.  147  [Entw.  Art.  151 ; 
Oldenbg.  Art.  152]  für  eine  ganze  Reihe  [dem  Kleinschrod'schen 
Entwürfe  u.  selbst  dem  Codex  jur.  Bav.  crim.  z.  T.  noch  unbekannter] 
qualiiicierter  Mordthaten  eintreten  soll;  s.  Wachen  feld,  Mord  und 
Totschlag  8.  70  u.  Anm.  3)  besteht  daher  nach  Art.  6  (=  Oldbg. 
Art  9)  nur  noch  darin,  dafs  der  Verbrecher  (in  dem  in  Art.  5  be- 
stimmten Aufzuge)  unmittelbar  vor  der  Hinrichtung  noch  eine  halben 
Stunde  lang  von  dem  Scharfrichtersknechte   an  dem  Pranger  ausge- 
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lung  der  materiellen  Talion  hier  keineswegs  gleichgültig  gewesen, 
das  lehrt  eine  höchst  beachtenswerte  Äufserong  in  einem  von 
ihm  im  Jahre  1810  in  den  vereinigten  Sektionen  der  Jnstiz 
nnd  des  Innern  gehaltenen  Vortrage  über  die  Art  der  künftig 
in  Bayern  einzuführenden  Todesstrafe.  Indem  hier  Feuerbach 
die  Hinrichtung  durch  das  Fallbeil  gegen  die  Freunde  des 
Stranges  verteidigt,  beruft  ersieh  u.  a.  auch  ^auf die  gemeine 
Volksmeinung,  welche  bei  der  Kriminalgesetzgebung  immer 
möglichst  geschont  werden''  müsse.  Bei  dem  Morde  sei  die- 
selbe nun  aber  überall  durch  den  bekannten  Spruch  des  alten 
Testaments:  ^Wer  Menschenblut  vergiefst,  des  Blut  soll 
wieder  vergossen  werden"  bestimmt,  und  da  „die buch- 
stäbliche Auslegung  der  mosaischen  Gesetzgebung  tief  in 
die  Gemüter  des  Volkes  einge\vurzelt  und  allgemein  unter 
den  christlichen  Keligionsparteien  verbreitet"  sei,  so  beleidige 
die  Strafe  des  Stranges  ^das  moralische  Gefühl  und  die  re- 
ligiöse Überzeugung  des  Volkes"  und  müsse  folglich  „schon  des- 
wegen von  einem  weisen  Gesetzgeber  verworfen  werden"  ***). 


stellt  werden  soll.  Za  Art.  6  vgl.  noch  Habe rl in,  Grundsätze  I 
S.  112-,  Köstlin,  System  I  S.  447  Anm.  5,  and  über  die  Verwandt- 
schaft mit  dem  französ.  Recht  (C.  p.  v.  1791  n.  1810):  Wahlberg 
in  HH.  III  S.  457.  Erst  darch  das  Gesetz  vom  18.  Nov.  1849  (Art.  4) 
wurden  diese  Vorschriften  zugleich  mit  den  Strafen  der  Brandmarkung 
und  der  öffentlichen  Ausstellung  abgeschafft.  Wahlberg,  a.  a.  0. 
S.  457. 

350)  Über  diese  Definition  des  Mordes  (Art.  146,  =  Entw.  Art.  150; 
Ol  dbg.  Art  151)  und  seine  Unterschiede  vom  Totschlag  (Art.  157; 
Entw.  Art.  155 ;  0 1  d  e  n  b  g.  Art.  156)  s.  Näheres  bei  W  a  c  h e  n  f e  1  d , 
Mord  u.  Totschlags.  64— 73,  der  auf  den  Einflufs  hinweist,  welchen  das 
bayer.  StGB,  gerade  auch  in  der  Lehre  von  den  Tötungen  auf  die 
übrigen  deutschen  PartiknlargesetzbUcher  geübt  hat.  Über  die  Behand- 
lung der  Materie  im  Eleinschrod'schen  Entwurf  s.  ebendas.  S.  61  ff.: 
über  den  Einflufs  des  französischen  Rechts  (Code  pönal  von  1791 
P.  II  T.  I  Sect.  I  Art.  XI  und  Projet  de  code  crim.  Art.  267)  auf 
Feuerbachs  Entwurf  s.  ebdas.:  S.  69.  Über  die  bayer.  Entw.  von 
1822,  1827  u.  1831  ebdas.  8.  73  ff.  u.  76  ff. 

351)  Art.  146  (u.  ebenso  schon  Entw.  Art.  150;  Oldbg.  Art.  151): 
DerThäter  soll  «als  Mörder  mit  dem  Tode  bestraft  werden**.  Vgl. 
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Einen  andern  Fall  äufserlich  gleicher  Vergeltung  hatte 
noch  der  Fe u er bach'ßche Entwurf  von  1810  enthalten^  in- 
dem nach  deßsen  Art.  202  (S.  83)  derjenige,  welcher  einen 
MenBchen  widerrechtlich  und  gegen  geinen  Willen  feBtgehalten 
und  „an  dem  Gebrauche  seiner  persönlichen  Freiheit  durch 
Einsperrung  oder  sonst  auf  irgend  eine  Art"  gehindert, 
auch  selbst  wiederum  grade  „auf  so  lange  als  der  Be- 
leidigte sich  in  rechtswidriger  Gewalt  befunden  .  .,  an  seiner 
eigenen  Freiheit  bestraft  werden"  sollte,  vorausgesetzt  aller- 
dings noch,  dafs  es  sich  um  eine  Dauer  von  mindestens  einem 
Monate  handele^").  Das  Gesetzbuch  selbst  hat  diese  Vor- 
schrift zwar  nicht  recipiert,  nimmt  aber  doch  bei  Bestimmung 
der  Strafe  eine  sehr  weitgehende,  noch  ziemlich  an  das  Ta- 
lionsprinzip   erinnernde,     Rücksicht    auf    die    längere    oder 


Wachenfeld.  a.  a.  0.  S.  64  Anm.  4.  —  Die  Strafe  des  Totschlags 
ist  dagegen  (nach  Art.  151,  =  Entwurf  Art.  154;  Oldbg.  Art.  156) 
Zuchthaus  auf  unbestimmte  Zeit.  Über  die  beschränktere  Verwen- 
dung der  Todesstrafe  für  Tötungen  im  Kleinschrod'schen  Entwarf 
(§  129  ff.)  mit  Rücksicht  auf  die  einseitig  betonte  Präventionsmaxime 
8.  W  a c  h  e n  f  e  ]  d ,  a.  a.  0.  S.  63.  Auch  noch  die  Entwürfe  v.  1 827  (Art.  205) 
u.  1831  (Art  239)  drohten  die  Todestrafe  in  derselben  Wortfassung 
wie  das  GB.  v.  1813  an.  S.  Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  76  u.  Anm.  4. 

352)  A.  V.  Feuerbachs  Leben  und  Wirken  I  S.  233,  234.  Über 
die  sonstigen  Argumente  Fenerbachs  ilir  das  Fallbeil  s.  ebendas. 
S.  235  ff.  In  der  Kritik  des  El.'schen  Entwurfs  II  S.  184  ff.  hatte  er 
sich  gegen  Kleinschrod,  welcher  das  Schwert  beilirwoitet 
hatte,  für  Hinrichtung  mit  dem  Beil  ausgesprochen.  Vgl.  auchGeib, 
Lehrb.  II  §.  117  S.  413. 

353)  Vgl.  auch  Zusammenstellung  III  S.  310.  Eine  Art  Ver- 
doppelung des  Talionsprinzips  hatte  für  dieses  Delikt  der 
Kleinschrod'sche  Entwurf  in  §1221  („Anlegung  von  Privatgefäng- 
nissen" ;  §  1219  ff.)  ganz  allgemein  in  Vorschlag  gebracht.  Wer  näm- 
lich „Jemanden  in  einem  solchen  Gefängnisse  gefangen'' gehalten  oder 
dahin  abgeliefert,  der  sollte  „mit  einfachem  Gefangnisse  auf  doppelt 
so  lange  Zeit  belegt  werden,  als  dieGefangenschaft  desBe- 
schädigten dauerte.**  Ganz  ähnlich  nach  §  1222  ff.  für  „Menschen- 
raub**,  wo  jedoch  in  leichtern  Fällen  nach  §1225  nur  die  einfache 
Talion  Platz  greifen  sollte.  Gegen  die  Vorschriften  des  §  1222  ff.  (und 
zwar  als  zu  milde!):  Feuerbach  Kritik  III  S.  161  ff. 


158  Die  Strafgesetzgebung  seit  d.  Mitte  des  18.  Jahrb. bis  zur  Gegenwart 

kürzere  Dauer  des  „widerrechtlichen  Qefungenhaltens"  ***). 
In  ähnlicher  Weise  findet  sich  bei  der  Yorsätzlichen  Befreiung 
Gefangener  *5*)  die  dafür  zu  verhängende  Freiheitsstrafe  nach 
der  Schwere  des  von  dem  Eintflohenen  begangenen  oder 
ihm  zur  Last  gelegten  Delikts,  bezw.  der  Art  der  von 
ihm   zu  verbüfsen   gewesenen   Strafe,    bemessen'**).    End- 


354)  Nach  Art.  193  (Ol dbg.  Art.  198  Abs.  1)  soll  nämlich  za- 
nächst  zwar  Arbeitshaus  auf  1  Jahr  als  Strafe  eintreten.  Falls  sich 
aber  „der  Beleidigte  länger  als  24  Stunden  (eine  Zeitdauer,  die 
nach  Art.  192  zum  Thatbestande  des  Delikts  als  „Yerbrechen**  ge- 
hört) in  der  Gewalt  des  Verbrechers  befunden  hat",  so  soll  —  was 
noch  einigermassen  an  den  Kleinschrod Vhen  Entwurf  (s.  oben 
Anm.  354)  erinnert  —  nach  Abs.  2  des  Art.  193  „die  vorbestimmte 
Hauptstrafe  um  das  Doppelte  der  Zeit  als  die  Freiheitsbe- 
raubung gedauert  hat",  verlängert  werden.  Wenn  jedoch  die 
danach  ausgemessene  Dauer  der  Freiheitsstrafe  das  in  dem  Art.  IG 
bestimmte  höchste  Mafs  des  Arbeitshauses  (d.  h.  8  Jabre)  überschreitet, 
so  ist  auf  Zuchthaus  zu  erkennen.  Vgl.  noch  Art.  371  (0 1  d  b  g.  Art  377) 
(„Vergehen"  des  widerrechtlichen  Gefangenhaltens  [unter  24  Stunden]) 
und  Art.  451,  452  (Ol  dbg.  Art.  480,  481):  widerrechtliche  Freiheits- 
beraubung durch  Beamte.  Über  Menschenraub  s.  bes.:  Art.  200 
(Entw.  Art.  208;  Oldbg.  Art  205):  „Wenn  die  Zeit,  welche  der  Be- 
leidigte (in  den  Fällen  der  Art.  198  u.  199  Nr.  I)  seiner  Freiheit  beraubt 
gewesen,  erweislich  mehr  beträgt,  als  die  Dauer  der  daselbst  ver- 
ordneten Strafe,  so  ist  die  Strafzeit  um  den  Mehrbetrag  zu  ver- 
längern". —  Die  Rücksicht  der  Strafe  auf  die  verschiedene  Daner 
bei  der  Freiheitsentziehung,  welche  sich  auch  im  Entw.  v.  1822 
(Art  260 flF.;  3(>ß)  noch  fand,  war  vom  Entwürfe  v.  1827  (Art.  233) 
aufgegeben  werden;  der  Entw.  v.  1831  (Art  266 ff.)  kehrte  aber 
wieder  zu  dem  altern  Systeme  zurück.  Vgl.  Zusammenstellung  III 
S.  313. 

355)  Sei  es,  dafs  diese  „zur  Strafe  oder  (auch  nur)  zur  Sicherung" 
detiniert  sind.    S.  Art  328  (Oldbg.  Art  333). 

356)  Art.  328  (Oldbg.  Art  333);  Strafe:  „wenn  nicht  Art  and 
Umstände  der  Befreiung  ein  schwereres  Verbrechen  begründen .... 
I)  wenn  der  Befreite  wegen  eines  Kapitalverbrechens  gefangen 
war":  4— 6jährige8  Arbeitshaus.  II)  „wenn  ein  Sträfling  aus  dem 
Zuchthause  oder  ein  Angeschuldigter  wegen  eines  mit  Zuchthaus 
bedrohtem  Verbrechens  aus  dem  Gefangnisse  befreit  worden" :  1— 
4jähr.  Arbeitshaus.  Nach  Art.  418  (Oldbg.  Art.  446)  soll  flir  Befreiung 
eines  Verbrechers  aus  dem  Arbeitshanse  oder  eines  Angeschuldigten, 
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lieh  ist  auch  bei  den  Strafen  für  die  verschiedenen  Fälle 
„gerichtlicher  Verleumdung""'),  sei  es  durch  „falsche Denun- 
ciation"  oder  „falsches  (unbeeidigtes  oder  selbst  eidlich  be- 
schworenes) Zeugnis"  "*)  regeluiäfsig  nur  noch  ein  solcher, 
die  Schwere  des  dem  Verleumdeten  zugeschriebenen  Ver- 
brechens allgemein  berücksichtigender  Anklang  an  die  Talion  zu 
bemerken"").  Nur  für  einen  ganz  speziellen,  bes.  schweren 


welcher  eines  mit  Arbeitshaus  bedrohten  Verbrechens  verdächtig 
ist,  als  Strafe  ein-  bis  sechsmonatl.  Gefängnis,  resp.  wenn  der  Befreite 
wegen  eines  Vergehens  gefangen  gehalten  war,  Gefängnis  von 
4  Tagen  bis  zu  1  Monat  (und  nach  Umständen  körperliche  Züchtigung) 
eintreten.  Vgl.  auch  den  im  Wesentl.  schon  mit  Art.  328  u.  418  Über- 
einstimmenden Art.  385  des  Entws.  v.  1810.  Nach  Art.  329  (Ol dbg. 
Art.  334)  u.  419  (Oldbg.  Art  447)  tritt  bei  Beamten  (Gefangen- 
wärtern, Aufsehern  etc.)  als  Tbätern  noch  Dienstentsetzung  zu 
den  obengenannten  Freiheitsstrafen  hinzu.  Vgl.  H aber  1  in,  Grund- 
sätze II  S.  204.  Ziemlich  weitgehende  Berücksichtigung  der  Art  und 
Dauer  der  verhängten  oder  zu  erwartenden  Strafe  des  Entflohenen 
enthielt  auch  noch  der  Entw.  v.  1^22  (Art.  146),  während  die  folgenden 
Entwürfe  von  1827  u.  1831  diesen  Gesichtspunkt  bereits  zurücktreten 
lassen.  Vgl.  Zusammenstellung  II  S  171.  —  Über  die  Behandlung 
der  Begünstigung  (=  nachfolgende  Teilnahme)  im  bayer.  StGB. 
Art.  84—86  (Oldbg.  Art.  90-93),  zu  deren  erstem  Grad  auch  aus- 
drücklieh das  Aufnehmen  von  Übelthätern  und  die  Beförderung 
ihrer  Flucht  gerechnet  wird,  s.  Näheres  bei  Gre teuer,  Begünstigung 
S.  46,  46. 

357)  Über  die  systematische  Behandlung  der  hierher  gehörigen 
Delikte  (als  „Beeinträchtigung  fremder  Rechte  durch  Betrug")  s. 
Wegele,  Gesch.  d.  falschen  Anschuldigung  S.  48.  Alle  im  Gesetz- 
buch V.  1813  genannten  Fälle  von  Verleumdungen  stehen  in  einem 
Gegensatz  zu  den  Ehrenbeleidgungen  oder  einfachen  Injurien 
i.  e.  S.  (vgl.  auch  Feuerb  ac  h,  Lehrb.  §283 ff.),  welchen,  wie  schon  oben 
(S.  152  Anm.  342)  bemerkt,  keine  strafrechtliche  Behandlung  zu 
Teil  geworden. 

358)  Die  verschiedenen  Fälle  der  au  fser  gerichtlichen  Ver- 
leumdung mit  durchgehend  von  vornherein  fest  bestimmten  Strafen 
sind  im  Art. 286,  287  (Entw.  Art.  309,  310;  Oldbg.  Art. 291,  292)  be- 
handelt. Vgl.  auch  Art.  393  (Oldbg.  Art.  404):  (Vergehensform  des 
Delikts). 

359)  Über  den  Fall  der  „gerichtlichen  Verleumdung  durch 
falsche  Denunciation"  bestimmt  Art.  288  (Entw.  Art.  311 ;  Oldbg. 
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Art.  293):  ff  Wer,  um  über  einen  Unschuldigen  Untersuchung  und 
Strafe  zubringen,  denselben  beider  Obrigkeit  eines  Verbrechens 
(£ntw.:  „oder  Vergehens**)  beschuldigt  oder  unwahre  Verdachtsgrtinde, 
welche  eine  Untersuchung  wider  denselben  veranlassen  können,  f  äl  s  c  h- 
lich  vorbringt,  solcher  falsche  Denunciant  soll  I)  wenn 
auf  das  angeschuldigte  Verbrechen  Zuchthaus  oder  noch 
schwerere  Strafe  gesetzt  ist,  zu  3— 6 jährigem  Arbeitshaus  II)  wenn 
auf  dem  angeschuldigten  Verbrechen  Arbeitshaus  (Entw.: 
ff  oder  sechs-  und  mehrmonatliches  Xiefangnis)  steht,  zu  l-3jährigem 
Arbeitshause  (Entw.:  III)  wenn  das  denuncierte  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen geringere  Strafe  als  die  vorgenannten  mit  sich  führt,  zu  sechs- 
monatlichem bis  einjährigem  Arbeitshause ")  verurteilt  werden".  Der 
Ziff.  III  des  Entwurfs  v.  1810  entspricht  im  GB.  v.  1813  der  Art.  394 
(Oldbg.  Art.405)  (=  Andichtung  eines  ffV ergehe ns",  womit  jedoch, 
zugleich  die  gerichtl.  Verleumdung  durch  falsches  (niqhteidliches)  Zeugnis 
zusammengestellt  ist.  S.  Wegele,  a.a.O.  S. 49.  Vgl.  etwa  auch  noch 
Art.  359  (Oldbg.  Art.  364),  der  auf  Art.  288,  bezw.  394  hinweist.  —  In 
Bez.  auf  Verbrechen  handelt  vom  falschen  unbeeidigten  Zeug- 
nisse in  Strafsachen  zum  Nachteil  eines  Angeschuldigten  der 
Art.  289  (=  Entw.  Art. 312  Ziff.  I;  Oldbg.  Art,  294).  Der  Thäter  soll 
danach  „nach  Verschiedenheit  des  Verbrechens,  worauf  sich 
das  Zeugnis  bezogen,  gleich  dem  falschen  Denuncianten  (gemSfs 
Art.  288)  bestrafe  werden.  Daran  schliefst  sich  endlich  der  Fall  der 
gerichtl.  Verleumdung  durch  falsche  eidliche  Denunciation, 
bezw.  Zeugnis  od.  Gutachten  nach  Art  290  ff.  (=  Entw.  Art.  313 ff. ; 
Oldbg.  Art.  295 ff.).  Es  wird  dafür  zunächst  i.  Art  290  im  Allgem. 
auf  die  Strafe  des  Meineides  (Art  269;  s.  oben  Anm.  337)  verwiesen, 
ffSofeme  nicht  (in  den  qualificierten  Fällen  der  Art  291  ff.)  eine 
härtere  Strafe  zur  Anwendung  kommt".  Wer  nämlich  „um  einen  Un- 
schuldigen in  Strafe  zu  bringen,  in  einer  Kriminalsache  mein- 
eidig geschworen",  der  soll  nach  Art.  291  (=  Entw.  Art.  314;  0  Idbg. 
Art.  296):  „I)  wenn  auf  dem  angeschuldigten  Verbrechen  die  Strafe  des 
Arbeitshauses  steht,  mit  8— 12jähriger  Zuchthausstrafe;  II) 
wenn  auf  das  angeschuldigte  Verbrechen  die  Zuchthausstrafe 
gesetzt  ist  mit  12-20  (Entw.:  16)  jährigem Zuchth aus e*,  111)  wenn 
das  angeschuldigte  Verbrechen  die  Ketten-  oder  Todesstrafe 
nach  sich  ziehen  konnte,  mit  Zuchthaus  auf  unbestimmte  Zeit 
(Entw.:  16— 20 jähr.  Zuchthausstrafe),  und  wenn  der  Angeschuldigte 
den  Tod  erlitten,  mit  der  Kettenstrafe  belegt  werden".  Vgl.  im 
Allg.  noch  Habe rl in,   Grundsätze  III  S.  345.  IV  S.  301;   v.  Liszt 
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Bachen  ist  die  analoge  Talion  noch  in  reiner  Gestalt  beibe- 
halten worden'^).  Wenn  nämlich  in  Folge  einer  meineidigen 
Zeugen-AuBsage  mehrerer  Personen  ein  Unschuldiger  mit 
dem  Tode  bestraft  worden  ist,  so  sollen  nach  Art.  292 
(=Entw.  V.  1810  Art. 315;  Oldenburg  Art.  297)  „die  Mein- 
eidigen, welche  zu  solchem  Zeugnisse  mit  einander  sich  ver- 
standen haben",  —  ebenso  wie  „der  Dritte,  von  welchem  diese 
falschen  Zeugen  (etwa)  aufgestellt  worden"  —  ebenfalls  „mit 
dem  Tode  gestraft  werden""^).    Dieser  Fall,   der  in  der 

Die  falsche  Aussage  S.  222  u.  Anm.  1.  Über  den  zweiten  qualific. 
Fall  nach  Art  292  (Ol dbg.  Art.  247)  s.  den  Text  u.  die  Anm.  361. 
Über  die  Entwürfe  v.  1822—1831  s.  Zusammenstellung  II  S.  405  ff. 
u.  415  ff. 

360)  Viel  weiter  ging  in  dieser  Beziehung  derKleinsehrod'sche 
Entwurf,  welcher  fttr  Meineid  in  peinlichen  Sachen  (systematisch  als 
„Verfälschung''  behandelt)  nach  §  1176  Abs.  2  ganz  allgemein  ein 
verschärftes  Talionsprinzip  (Talionsstrafe  des  Doppelten, 
eigentlich  eine  contradictio  in  adjecto)  eintreten  lassen  wollte. 
Wenn  nämlich  der  Thäter  „durch  einen  falschen  Eyd  . . .  einem  Andern 
einen  unverdienten  Nachteil  am  Körper  oder  der  Freiheit  zugefügt,  so 
sollte  „dem Verletzten  dasjenigeübel  doppelt  als  Strafe  auferlegt 
werden,  welches  er  dem  Andern  wissentlich  zufügte".  Da  nun  bei 
der  Todesstrafe  diese  Regel  natürlich  versagen  mufs,  so  fügte  i  1178 
hinzu:  „Hat  ein  Mensch  durch  den  falschen  Eyd  sein  Leben  verloren, 
so  treten  die  Gesetze  von  Totschlägen  ein/  Dafs  aber  das  Prinzip 
ebenso  auch  bei  den  lebenslänglichen  Freiheitsstrafen  nicht  an- 
wendbar ist,  war  vom  Verfasser  des  Entwurfs  übersehen  worden.  S.  da* 
rüber  bes.Feuerbach,KritikI  S.44ff.;  vgl.  auch  ebendas.  III  S.  110; 
V.  Liszt,  Meineid  S.  133. 

361)  Über  die  Gründe  der  im  Texte  genannten  beschränkenden 
Voraussetzungen  des  Falls  geben  die  offiziellen  Anmerkungen  Bd.  II 
S.316  folgenden  Aufschlufs:  „Die  Todesstrafe  des  Art.  292  folgt  not- 
wendig daraus,  dafs  die  Aussage  zweier  Zeugen  vollen  Beweis 
macht,  also  zwei  im  Einverständnisse  falsch  aussagende  Zeugen  als 
Mörder  des  Hingerichteten  zu  betrachten  sind.  Darin  ruht 
auch  der  Grund,  weshalb  im  Art.  291  nur  Kettenstrafe  bestimmt  ist, 
denn  auf  das  Zeugnis  eines  einzigen  Zeugen  konnte  kein  Todesurteil 
gebaut  werden,  der  falsche  Zeuge  ist  also  der  einzige  Urheber  des 
Todes  nicht".  Vgl.  auch  Zusammenstellung  II  S.  305.  Im  Wesentl. 
übereinstimmend  mit  Art.  292  des  StGBs.  sind  auch  noch  die  spätem 
bayerischen  Entwürfe  v.  1822  (Art.  220  Ziff.  4),  von  1827  (Art  185 

(Ittiither,    Mo«  der  Wie«ler\-crgeltun|p.  III,  1.  |  j 
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Folgezeit  im  Anschlnis  an  das  bayerische  Vorbild  auch  von 
einer  Beibe  andrer  Gesetzbücher  herrorgehoben,  ist  zugleich 
einer  der  wenigen,  f&r  welchen  anch  die  kriminalistische 
Litteratnr  noch  ziendich  lange  die  Anwendong  des  Prinzips 
der  analogen  Talion  als  berechtigt  anerkanntet^). 

Das  bayerische  Gesetzbach  enthSit  dafür  aber  noch  ein 
weiteres,  ebenfalls  in  bestimmter  Weise  modificiertes  Beispiel. 
Dies  ist  das  im  Art.  360  erwähnte,  gleichfalls  anf  das 
Prozefsrecht  bezügliche  Delikt  eines  „Unter-Richters^,  welcher 
„wider  ergangenes  Urteil  einer  höheren  Instanz  an  einem 
Unschuldigen  eine  Strafe  vollzogen  oder  durch 
falsche  Protokolle  und  andere  dergleichen  Fälschungen 
das  Straferkenntnis  wider  einen  Unschuldigen  veranlafst 
hat^.  Dafttr  soll  in  der  Regel  zwar  die  Strafe  schlechthin  vier- 
bis  achtjähriges  geschärftes  Arbeitshaus  in  Verbindung  mit 
Dienstentsetzung  sein.  Wenn  jedoch  „die  dem  Unschuldigen 
zuerkannte  Strafe  achtjähriges  Arbeitshaus  tibersteigt",  so 
ist  auch  der  Richter  mit  eben  jener  höhern  „zuerkannten 
oder  vollzogenen  Strafe  selbst   zu  belegen"***).    Die  Ver- 


Ziff.  II  a.  £.)  und  von  1831  (Art.  218).  In  Oldenburg  wurde  der 
dem  bayer.  Art  292  entsprechende  Art  297  dnrch  eine  Verordnung  yom 
28.  Jnni/5.  Joli  1845  (§;3) beseitigt  (vgl.  Stenglein,  Sammlg.Bd.IHeftll 
S.  116  AnuL  69  n.  S.  124  Anm.  74)  nnd  durch  folgende  (im  Wesentl. 
ttbrigens  gleichartige)  Bestimmung  ersetzt:  („Ist  das  Verbrechen  des 
Meineids  begangen,  umeinenUnschuldigen  in  Strafe  oder  einen 
Minderschuldigen  in  härtere  Strafe  zu  bringen,  so  kann  die  in  §  2 
gedrohte  (regelmäfsige)  Strafe  des  Meineids  [d.  h.  Arbeitshans  bis  zu 
6  Jahren,  Entsetzung  von  den  bekleideten  Ämtern  und  Ehrenstellen  und 
öffentliche  Ausstellung]  mit  Rücksicht  auf  die  Strafbarkeit 
der  fälschlich  angeschuldigten  That  ...  bis  zu  Zuchthaus 
auf  unbestimmte  Zeit  erhöht  werden).  Hat  aber  auch  der  fälschlich 
Angeschuldigte  in  Folge  der  meineidigen  Aussage  die  Todesstrafe 
erlitten,  so  soll  der  Meineidige  zur  Eettenstrafe ,  und  wenn  er 
sich  mit  andernMeineidigen verstanden  hätte,  zumTode 
verurteilt  werden.".  —  Eine  ähnliche  Bestinmiung  enthielt  auch 
schon  das  preuss.  ALR.;  s.  oben  S.  70. 

362)  S.  z.B.  Mitt  er  maier  zu  Feuerbachs  Lehrb.  14.  Aufl.  §  422, 
Note  VI,  S.  692. 

368)  Fast  wörtlich  ebenso  schon  der  Entw.  y.  1810,  Art.  443;  vgl. 
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mntang  einer  Anlehnung  dieser  Vorschrift  an  den  Art.  182 
des  französischen  Code  p^nal  ••*)  dttrfte  nahe  liegen. 

Nur  ziemlich  enge  Grenzen  sind  im  bayerischen  Strafge- 
setzbuche endlich  der  Ausübung  einer  Privatvergeltung 
V.  S.  des  Verletzten  gezogen***).  Während  der  Provokation, 
als  „Reizung  zum  Zorn  durch  unerlaubte  Beleidigungen 
und  Beschimpfungen"  bei  Tötungen  (rcsp.  Körperverletzungen) 
im  Ganzen  nur  eine  ziemlich  schwache  mildernde  Wirkung  zu- 
geschrieben***),  ist  die   Retorsion    und  Kompensation  bei 


Oldenburg,  Art.  365;  Häberlin,  Grundsätze  IV  S.  445.  —  Ganz 
allgemein  hatte  hier  noch  derKleinschrodscheEntwurf  §689das 
Talionsprinzip  statuiert.  „Hat  der  Richter  einen  Unschuldigen  wissent- 
lich und  eigenmächtig  gestraft,  so  ist  er  nicht  nur  als  unfähig  zu 
allen  Staatsdiensten  zu  kassieren,  sondern  auch  mit  der  Strafe 
jenes  Verbrechens  zu  belegen,  das  er  an  dem  Unschuldigen  begangen 
haf.  Mit  dem  bayerischen  StGB.  Art.  360  stimmte  auch  noch  der 
Entwurf  v.  1822,  Art.  335  im  Wesentliohen  Uberein,  derjenige  v.  1827 
(Art.  335  vbd.  mit  333  Nr.  3)  beschränkte  das  Talionsprinzip  auf  den 
wirklichen  Vollzug  des  härtern  Strafurteils,  der  Entw.  v.  1831 
(Art.  385  Nr.  4  vbd.  mit  382  Nr.  4)  gab  dagegen  das  ganze  Prinzip 
auf,  weil  dasselbe  — wie  die  Motive  S.  263  bemerken  —  „hier  nicht 
wohl  in  Anwendung  kommen  könne.  "^ 

364)  Vgl.  oben  S.  126. 

365)  Vgl.  u.  a.  über  die  Abneigung  des  Gesetzes  gegen  die  Selbst- 
hülfe: die  Art.  133  (Oldbg.  Art.  138)  („unerlaubte  Bache"), 
Art  234  (Oldbg.  Art.  239)  (Verwerfung  der  Einrede  des  Zorns  oder 
der  Rache  bei  Gewaltthätigkeiten  gegen  Personen  etc.),  Art.  315 
(Oldbg.  Art.  320),  Art.  332  (Oldbg.  Art.  337)  (Rache  u.  Selbsthtilfe  uner- 
laubt), bes.  aber  das  ausdrückliche  Verbot  der  Selbsthülfe  und 
Rache  (namentl.  auch  mit  Gewalt  gegen  Personen)  nach  Art.  420— 
422  (Entw.  Art. 389-391 ;  Oldbg.  Art. 449— 451),  und  dazu:  Mitter- 
meier zu  Feuerbachs  Lehrbuch  14.  Aufl.  §  186,  S.  320  Note  II; 
Bück  in  g.  Selbsthülfe  S.  3  Über  die,  jedoch  nur  als  Notwehr 
gestattete,  Tötung  von  Dieben  und  Einbrechern  s.  Art  129, 
Ziflf.  2-4  (Oldbg.  Art.  134,  Ziff.  2-4). 

366)  Art.  152  (ebenso  schon  Entw.  Art.  156;  Oldbg.  Art.  157): 
„Wenn  der  Getötete  selbst  durch  unerlaubte  Beleidigimg  oder  Be- 
schimpfungen den  Totschläger  zum  Zorne  .. .  gereizt .  . .  hat,  dann 
soll  jene  Strafe  (d.  h.  diejenige  des  Totschlags  nach  Art.  151)  auf 
8— 12jähriges Zuchthans  gemildert  werden«.  Vgl.  dazu  Wachen- 
il* 
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Beleidigimgen,  welcher  sieh  auch  Feaerbach  persönlich 
abgeneigt  zeigte  ^^),  yom  Gesetzgeber  gar  nicht  ge- 
regelt  worden  •").    Es  ist  dies  eine  der  wenigen  Materien, 


feld,  Mord  n.  Totschlag  S.  67;  auch  Oerstedt,  Abhandlimgeii  etc. 
Bd.  I  Kopenhagen  1818,  S.  458  Anm.  *.  Über  den  vermutlichen 
Anschlnfs  des  Artikels  152  an  das  ältere  österreichische  Becht 
8.  Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  67.  Ähnlich  auch  noch  die  Entwürfe 
von  1822  (Art  239,  240,  nnd  dazu  Wachenfeld,  S.  76),  von  1827 
(Art  220,  II  u.  III),  von  1831  (Art.  244,  II  u.  III).  Durch  Gesetz  t. 
29.  Aug.  1848  Art.  8  Abs.  2  wurde  später  der  Art  152  des  GBs.  von 
1813  aufgehoben  (vgl.  Stenglein,  Sammlung  Bd.  I  Nr.  I S.  24  Anm«  1  u. 
S.  72  Anm.  35.  —  In  dem  Kleinschrod sehen  Entwürfe  hatte 
die  Tötung  im  Zorn  u.  Jähzorn  keine  besondere  Berücksichtigung 
gefunden,  dagegen  war  aber  die  „Leidenschaft*  (in  den  §§  265 
—271)  als  ein  allgemeiner  Strafmilderungsgrund,  ja  unter  Um- 
ständen sogar  als  Straf  a  ufhebnngs  grund  anerkannt  gewesen.  Vgl.  da- 
zu Feuerbach,  Kritik  IIS. 286 ff..  Speziell  war  femer  im  Abschn. III 
Kap.  2)  §  1468  des  Falles  der  „Privatrache"  gedacht,  dafs  „ein 
Ehegatte  den  andern  oder  ein  Vater  seine  Tochter  imEhebruche 
antrifft  und  entweder  der  Tochter  oder  dem  andern  Ehebrecher  ein 
Übel  anthuf,  wofür  zwar  die  Grundsätze  des  Totschlags  (oder  der 
körperlichen  Beschädigungen)  Anwendung  finden  sollten,  jedoch  unter 
Beobachtung  der  allgemeinen  Vorschriften  über  leidenschaftliche 
Handlungen  nach  §§  265—271.  Danach  konnte  auch  hierfür  die 
Strafe  ganz  wegfallen.  —  Im  bayer.  StGB.  y.  1813  ist  auch  bei  be- 
stimmten Körperv  er  letzungen  und  Mifshandlungen  (s.  Art  1 70^182) 
nach.Art.  185  (=  Entw.  Art.  195)  die  „Hitze  des  Zorns"  u.  a.  als 
Hilderungsgrund  anerkannt  Deutlicher  läfst  den  speziellen  Gesichts- 
punkt der  Provokation  hier  Oldenburg  Art.  190  hervortreten 
(„wenn  eine  der  vorerwähnten  Vergewaltigungen  und  Verletzungen 
[Art.  184— 187]  .  .  .  auf  den  Reiz  einer  zuerst  empfangenen  Be- 
leidigung oder  sonst  in  der  Hitze  des  Zorns  geschehen"). 
Über  den  Entwurf  von  1822  Art.  301  (Provokation  bei  Mifshandlungen 
n.  Realinjurien)  s.  Zusammenstellung  II  S.  367  ff. 

367)  Vgl.z.  B.:  A.v.  Feuerbachs  Leben  und  Wirken  I  S.  133,  134; 
Pfenninger,  Strafrecht  der  Schweiz  S.  124  Anm.  2\  v.  Liszt. 
Lehrbuch  6.  Aufl.  S.  252  Anm.  2. 

368)  Es  folgt  dies  übrigens  schon  von  selbst  aus  dem  Still- 
schweigen des  Gesetzbuchs  über  die  einfachen  Injurien  überhaupt 
(Tgl.  oben  S.  152  Anm.  342).  Wie  bereits  oben  (S.  50  Anm.  73  a.  £.)  er- 
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wähnt,  war  die  Lehre  von  der  Injurien-Retorsion  u.  •Kompen- 
sation schon  im  altern  bayerischen  Recht  nur  imCivilgesetzbuch 
bebandelt  worden.  S.  Cod.  jur.  Bav.  civilis  von  1766,  Teil  IV, 
Kap.  17  §  15 ff.,  n.  dazu  K reit tmayr,  Anmerkungen  über  denCodic. 
Maxim.  Bav.  civ.  Teil  IV,  München  1765,  p.  1804ff.;  Köstlin, 
Abhandlungen  S.  83  u.  Anm.4  u.  7,  S.  84  Anm.  2,  S.  86  Anm.  5,  u.  jetzt 
bes.  Beling,  Die  geschichtl.  Entwicklung  der  Retorsion  u.  Kompen- 
sation etc.  S.  178,  179  Anm.  2  u.  3 u.  S.  183.  Nach  Beling  schlielst  sich 
der  Codex  Maxim.  Bav.  civ.  in  der  Behandlung  der  Retorsion  noch 
ganz  „an  die  in  der  damaligen  Zeit  in  der  gemeinrechtlichen  Juris- 
prudenz herrschende  Meinung *"  an,  d.  h.  zunächst  er  sanktionierte  noch 
(abweichend  z.  B.  vom  preuss.  ALR.;  vgl.  oben  S.  77  Anm.  162)  die 
Berechtigung  des  Injuriierten  zur  Retorsion,  ein  jus  retorquendi, 
was  u.a.  daraus  hervorgehe,  dafs  die  retorsio  retorsionis  für  nicht 
erlaubt  erklärt  wird  (vgl.  Beling,  a.  a.  0.  S.  178  u.  Anm.  2  u.  8). 
Über  den  Ausspruch  Köstlins,  Abhandlungen  S.  83  Anm.  7, 
dafs  der  Cod.  Maxim«  ng^i^z  eigentümlich'*  die  Retorsion  lediglich 
„als  Retourchaise''  behandle,  bemerkt  Beling,  a.  a.  0.  S.  179 
Anm.  3  mit  Recht,  dafs  sich  diese  Eigentümlichkeit  historisch  sehr 
einfach  erkläre,  da  sie  eben  ganz  der  typischen  Ausprägung 
des  gemeinen  Rechts  entspreche,  wonach  der  Retorquent  „mit 
kleinlichster  Genauigkeit**  den  erlittenen  Vorwurf  wiederholen  mufste, 
unter  der  Beteuerung ,  dafs  er  denselben  nur  zurückschiebe. 
(Beling,  a.a.O.  S.  95  u.  sonst  passim.).  Doch  verlor  sich  diese  Auf- 
fassung in  Bayern  allmählig  bei  Handhabung  des  Gesetzes  (a.a.O. 
S.  178, 179  Anm.  3).  Mit  der  gemeinrechtl.  Lehre  stimmt  es  femer  über- 
ein, dafs  die  Retorsion  nach  d.  Cod.  Max.  IV.  17  §  17  „nur  in  blofsen 
Verbal- Injurien,  nicht inReal-Schmachen"  statthaben  sollte  (vgl. 
Beling,  a.  a.  0.  S.  179  Anm.  3  a.  £.,  S  192  Anm.l,  193  u.  Anm.  7) 
und  dass  ev.  („in  Schmachen,  welche  nur  in  Abwesenheit  oder  schriftlich 
zugefügt  worden  sind**)  die  Erwiderung  erst  nach  Ablauf  längerer 
Zeit  (1  Monat)  schriftlich,  ja  „durch  ein  föimlich  errichtetes  und  dem 
Schmäher  zugefertigfes Notariats-Instrument"  geschehen  konnte, 
welche  letztere  Form  sogar  als  „am  ratsamsten"  bezeichnet  wird.  Vgl. 
dazu  Beling,  S.  98— 105 ff.,  125.  Die  Wirkung  der  Retorsion 
bestand  im  Wegfall  sowohl  der  „Ästimations-  als  Widerrufungs- 
kl  a  g  e",  während  der  Obrigkeit  „dem  ungeachtet  die  gebührende  (öffent- 
liche) Strafe  gegen  den  Schmäher'*  vorbehalten  blieb.  Beling, 
a.  a.  0.  S.  179  Anm.  3  a.  E..  Vgl.  auch  noch  über  die  Kompen- 
sation der  Privatgenugthuung  (aestimatio,  Widerruf,  Abbitte, 
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von  1814  von  Beinern  Vorbilde  nicht  anerheblich  abweicht***).  Nach 
Art.  411  desselben  soll  nämlich  —  ganz  ähnlich  wie  im  preussi- 
sehen  ALR.'"*),  —  wenn  der  Beleidigte  die  Injurie  erwidert,  „für 
keinen  Teil  auf  Widerruf,  Abbitte  oder  Ehrener- 
klärung, wohl  aber  gegen  jeden  auf  die  im  Art.  408  u.  409 
bestimmten  (andern)  Strafen  (der  Beleidigungen,  d.  h.  Geld-  u. 
Freiheitsstrafen  sowie  ev.  Verweis),   doch  gegen  denjenigen. 


Ehrenerklärung;  Privatstrafenkompensation)  sowie  die  Ablebnong 
der  Kompensation  der  Kriminal  strafen  (Cod.  Max.  IV.  17,  §  5, 
§  18):  Beling,  a.  a.  0.  S.  184,  186  u.  Anm.  11  n.  12.  Über  die 
Bedeutung  der  Vorschriften  des  Cod.  Max.  von  1756  fUr  das  spätere 
Recht  s.  Beling,  a.  a.  0.  S.  183,  nach  welchem  das  den  Gegenstand  nicht 
berührende  bayerische  StGB,  von  1813  jene  altem  Bestimmungen  schon 
ans  dem  äufserlichen  Grunde  nicht  derogiert  hat,  „weil  dasselbe 
die  Beleidigungen  dem  Polizeistrafrechtsgebiet  zuwies"  (vgl.  oben 
S  152  Anm.  342),  eine  Abschaffung  der  Injurien-Kompensation  aber 
auch  im  Polizeistrafrecht  nicht  erfolgte,  da  ja  überhaupt  die 
Kodifikation  desselben  (bis  1861)  nicht  zustande  kam.  —  Der  Klein- 
s  ehr  od' sehe  Entwurf,  welcher  in  seinen  §§  309—311  allgemeine 
Vorschriften  über  Kompensation  von  Delikten  bei  wechselseitigen 
Beschädigungen  enthielt,  hatte  zudem  für  Injurien  speziell  an- 
geordnet, dafs  bei  wechselseitigen  Beschimpfungen  und  eben- 
so bei  Erwiderung  der  voraufgegangenen  Beschimpfung  „die 
Klage  auf  Widerruf  oder  Abbitte  gegen  einander  aufgehoben* 
würde  (§§  1377,  1378),  wogegen  die  andern  Strafen  der  Injurien  da- 
durch zwar  nicht  wegfielen  (§  1379),  der  Beschimpfte  aber  doch 
(nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  den  Einflufs  der  Leidenschaft 
[g§  265—271])  gelinder  bestraft  werden  sollte,  „wenn  er  auf  der 
Stelle  die  Injurien  erwidert**  (§§  1380,  1381).  —  Der  Entwurf  von 
1822  Art.  324 regelte  die  Materie  dahin,  dafs  „bei  Erwiderung  einer 
Beleidigjung  auf  der  Stelle  und  ohne  Überschreitung  des  Mafses", 
weder  Untersuchung  noch  Strafe  stattfinden  sollte.  Beschränkter 
waren  dagegen  wieder  die  Entwürfe  von  1827  (Art.  245)  und  1831 
(Art  279),  indem  sie  den  Retorquenten  „nach  Verhältnis  des  in  der 
Ermderung  liegenden  Angriffs  auf  die  Ehre  des  Beleidigers" 
zwar  ebenfalls  strafen,  ihm  dabei  jedoch  „die  vorausgegangene 
Anreizung  als  besondem  Strafmilderungsgrund"  zu  gute 
halten  wollten.     Vgl.  Zusammenstellung  II  S.  387  ff. 

369)  Vgl.  Mittermaier  i.  N.  Arch.  d.  CR.  IV,  (1822),  S.  168 ff. 

370)  Vgl.  oben  S.  78. 
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welcher  gereizt,  die  Beleidigung  auf  der  Stelle"*)  und 
in  gleichemMafse*'*)  erwidert  hat,  in  minderem  Grade  er- 
kannt werden"*'*).  — 

Der  Umstand,  dafs  schon  bald  nach  dem  Inkrafttreten  des 
bayerischen  Strafgesetzbuchs  von  1813  eine  recht  erhebliche 
Zahl  von  Novellen  zu  demselben  erging*-*)  und  nach  wenigen 
Jahren  seines  Bestehens  neue  Entwürfe  in  Angriff  genommen 
wurden*'*),  dafs  sodann  eine  der  strafrechtlichen  Kodifi- 
kation abgeneigte  Strömung  diese  Erscheinungen  für  sich  aus- 
beutete*'*) und  dadurch  wieder  lähmend  auf  die  Initiative  der 
Regierungen  einwirkte,  erklärt  es  wohl  zum  gröfsten  Teile, 
dafs  während  des  nächsten  Yierteljahrhunderts  nach  1813 
keiner  der  deutschen  Einzelstaaten  *'^)  über  —  allerdings  recht 


371)  Das  Erfordernis  der  Erwiderung  „auf  der  Stelle**  braucht,  ganz 
wie  in  ALR.,  nur  hier,  nicht  auch  fUr  die  Kompensation  derPrivat- 
genngthumig  vorhanden  zu  sein.    Beling,  a.  a.  0.  S.  203. 

372)  Dieser  Zusatz  war  dem  preuss.  ALB.  noch  unbekannt. 
Beling,  a.  a.  0.  S.  186. 

373)  Es  handelt  sich  also  auch  hier,  ähnlich  wie  im  preuss.  ALR. 
und  imKleinschrod'  sehen  Entwurf  (s.  oben  Anm.  368),  zunächst  nur  um 
Kompensation  der  Privatgenugthuung  (Beling,  Gesch.  Ent- 
wicklung der  Retorsion  etc.  S.  184,  186),  während  die  (öffentlichen) 
Kriminal  strafen  noch  nicht  gegen  einander  aufgehoben  werden, 
vielmehr  nur  der  Retorquent  mit  Rücksicht  auf  die  Anreiznng  mit  ge- 
ringerer Strafe  belegt  werden  soll.  B  e  1  i  n g ,  a.  a.  0.  S.  186.  Vgl.  auch  noch 
H aber! in,  Grundsätze  III  S.  586;  Köstlin,  Abhandlungen  S.  83 
Anm.  8;  Mittermaier  zu Fenerbachs  Lehrb.  U.Aufl.  §  296a,  S.480 
Anm.  12;  Heffter,  Lehrb.  6.  Aufl.  §  311  S.  256  Anm.  14  a.  E. 

374)  Vgl.  oben  S.  141  Anm.318;  Bin  ding,  Handb.  I  S.  42  Anm.  14. 
„Nicht  ohne  eine  Art  Triumph  berichtete  S  avi  gny  (Vom  Berufe  unserer 
Zeit  etc.,  S.  170),  dafs  bis  zu  Anfang  1816  schon  111  abändernde 
Novellen  (zum  ätGB.  v.  1813)  ergangen  seien**. 

375)  Vgl.  oben  S.  142  Anm.  318. 

376)  Vgl.  V.  S  avi  gny  in  d.  Z.  für  geschichtl.  Rechtswiss.  III 
S.  14;  Mittermaier  i.  N.  Arch.  d.  CR.  VI  (1824),  S.  175. 

377)  In  Württemberg  erschien  allerdings  im  Jahre  1824  (17.  Juli) 
ein  „Edikt  über  die  Strafgattungen  und  Strafanstalten**,  welches  aber 
—  wie  schon  derTitel  andeutet  — nur  eine  Art  Straf  Vollstreckungs- 
reglement darstellt  und  im  Ganzen  fUr  unser  Thema  keine  besondere 
Bedeutung  hat.   Erwähnt  wurde  bereits  oben  (S.  38  Anm.  52  a.  E.)  die 


p«\L»*i*>r»  ^«nir'^t*«!^«!»  i  fir  «Ll*  £."n  .jt^jA  S**!**»*^» 
ikrcm  Ständern  i*»rT=:rKnxr^!K  1»^-^s-i-t»  F^>£xc**  .  jüivr» 


Ah^.hs£jas  €•»   r**f  iirfT-»»  T.«Lh§«r»5?   zu  Art.  ^ 

Zäexsrsai^  An.  ^.  ^  ia£<^^xit<«n.  o*  xjtÄ  Ar^  44£.  a^«r  abe^ 
ü  »elbfiaidire  Senf«  aai^rkaans  i<c.  T^L  in  AII^^hil  Mek 
Xittermmier  im  5-  Ar^i-  ces  CIL  IZ    Ivi    S.  -^"4:  G*ib.  L*kr- 

37*  Tgi.  IM  Allr-  T.  Wijiter  ix  S;ilett*r*  Ja&rV.  I  S-1  7; 
Dertelbe,  Di*  k:airL  si^-32&.  e».  Saacr«ks  S.  «sL  ATcwäxae 
Chankstrisok  d<«  ijt:vii^kl^xa.r*caafs  6»^  6eixr<^3i»  Scrafp^ecifetex^ 
ymm  1*:$  Vi*  i*S*  b«i  Mirtermaier.  !•»  S<zm£r?:!«ci«eteK  «c  I 
S.  24C:  dj^elbst  >.  5> — SS  aa^k  5ii««»  ir^cr  ci*  Jjmwäi»  ti» 
WirtteBber^  l^^Ä  lfo±  iSLr-.  Sack*e»  lf:^4.  Hamm<>Ter  lÄ»-. 
Heftern  I^S^.  Premf sem  cad  i!»«ierreiek:  lb«r  Badern  e^cs^asL 
S-ö— A4,  T^  fener  t.  Ho:tiead.>rff  iaHH.1  S  ST:  t.  Wa^ktei; 
Beilac^ete.  BeiL  5r.^  S.  14.^11:  t.  Bar.  HasdV.  I  &17Sf:«.kea. 
saek  B  e  ra  e  r .  l>ie  Stnfs^setzcebTar  «^e.  aa  d«a  m^kied^asteaSteflea. 

37^.  Za  Tgi  Mb«  dieaes  Geaetib-tk.  vel^^kea  ^arteklbar  eia  Jje- 
deaftead«r  Scfarin  ia  der  Gesetz^bcB^^k^nsr^  var  Hiiteraiaier. 
fftrali^«cetzfebaa^  I  S.  3o  aad  ^eiaea  Weadepcakt  ia  der  A»>rdaii^ 
6f  StrafeasTf  teaif*  beiei^ksec  ITaklber^  ia  HH.  II  &  45S\ 
aL  a.  aasf^krli^ker:  Mitteraiaier,  a^  a.  O.  IS.  S^C;  Der- 
selbe ia  y.  Arck.  d.  CK-  S.  F.  1^39  S.  S-SSC:  t.  Wiekter,  Das 
kgL  tätb«is«ke  and  da«  tkäria^i<«ke  Strafre^-kt  L  Stutt^.  l^^^^T.  S.  6—37 
aad  .S.  54 C:  Derselbe.  Beüarea  S.  l^fl:  Hepp.  Dar<telIaB^. 
Eaaleimag  S.  XXXY :  Beraer,  Die  Strafre^etz^baar  §  K>:^ffl.  S.  ^C, 
bea.  I  H^  ^.  TOIC  'nüt  altera  Lineranxraacabea  :  Aala^  ±  aber  die 
Todef«trafeS.12,  10;  HeiazeiaHH  I$.106a.31S:  Waklber^  ebdsL 
II  S.  4^yi;  T.  Bar.  Haadb.  I  S.  179.  ]$•>  a.  Aam.  «:>>;  Seaffert  ia 
StGO,  1 7(.6,  der  anf  dea  «erkebiiebea  Einänfs*  kiaveist,  welcbea  das 
GB.  ^auf  die  Strafgesetz^bim^  einer  grofsea  Aht^M  der  deatsckea 
Bandeastaalen  aoü^eobt*  kat. 

380)  YgL  T.  Waekter  ia  Sckletters  Jakibficben  I  S.  107: 
Derselbe,  Das  kgL  aaeks.  Strafrackt  S.  6. 
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dann  die  eigentliche  neuere,  bereits  oben  als  Uberans  produktiv 
gekennzeichnete  Epoche  der  deutschen  Strafgesetzgebung  ein  ^^\ 


881)  V.  Wächter,  a.  a.  0.  I  S.  107.  Köstlin,  System  I  S.  422 
betont,  dars,  während  sich  die  Entwürfe  ans  der  Zeit  von  1813—1838 
zum  gröfsten  Teil  noch  an  das  bayerische  StGB,  anschlössen  (s. 
auch  V.Wächter  in  Schletters  Jahrb.  I  S.  107),  der  Gesetzgebungs- 
Epoche  nach  1838  die  Reaktion  gegen  die  Einseitigkeit  des 
bayer.  StGBs.  charakteristisch  sei  (ygl.  auch  y.  Bar,  Handb.  I  S.  179), 
eine  Behauptung,  die  immerhin  nur  mit  gewissen  Modifikationen  als 
richtig  gelten  dürfte.  Vgl.  auch  Köstlin  selbst  in  Arndts  „Ger- 
mania*"  II  S.  589;  v.  Wächter  a.a.O.  I  S.  107.  Über  die  Wechsel- 
wirkung der  neuem  deutschen  StGBücher  auf  einander  s.  i.  Allg. 
noch  V.  Wächter,  Gem.  Recht  S.  24öff.  Eine  hervorragende  Stellung  unter 
den  deutschen  Partikulargesetzbüchem  nehmen  noch  bes.  ein:  a)  das 
durch  OriginalitätausgezeichnetebraunschweigischeKrim.GB. 
V.  10.  Juli  1840,  welches  «für  seine  Zeit  ebenso  sehr  ein  Kulmina  tions- 
punk  t  der  Strafrechtswissenschaft**  gewesen,  „wie  es  das  bayer.  StGB, 
von  1813  zu  seiner  Zeit"  war  (v.  Holtz  endorff  in  HH.  I  S.  104),  fast 
unverändert  in  Lippe-Detmold  (18.  Juli  1843)  eingeführt  wurde  (vgl. 
Berner,  Strafgesetzgebung  S.  151 ;  v.Bar,  Handb.IS  180Anm.741; 
v.  Wäichter,  Beilagen  S.  172)  und  unverkennbaren  Einflufs  namentlich 
auf  Hamburg  1869  übte-,  b)  das  preussische  StGB,  vom  14.  April 
1851,  welches  (wie  bereits  oben  Anm.  252  erwähnt)  nicht  nur  aut  eine  Reihe 
anderer  deutscher  Partikulargesetzbücher,  sondern  auch  auf  einzelne 
ausländische  Gesetzgebgn.  Einflufs  geübt  hat  (s.  Anm.  382)  u.  das  be 
kanntlich  die  hauptsächlichste  Quelle  unseres  RStGBs.  wurde.  Zu  vgl.  über 
Braun  schweig  insb.  noch:  Mittermaier,  Die  Strafgesetzgebung 
IIS. 86— 92;  Berner,  Die Strafgeaetzgebung  §  128-141  S.  135-167; 
V.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  89  u.  §  50,  S.  104ff.;  v.  Wächter, 
Beilagen  S.  170flf.;  v.  Bar,  Handb.  I  S.  180;  Binding,  Handbuch  I 
S.  45  Anm.  17;  Seuffert  in  StGG.  I  S.  6;  über  Preussen: 
Berner,  Strafgesetzgebung  §§  183—211,  S.  213—273;  v.  Holtzen- 
dorff in  HH.  S.89  u.  §46  S.97ff.;  v.  Wächter,  Beilagen  S.175ff.; 
V.  Bar,  Handb.  I  S.  185 ff.;  Binding,  Handb.  I  S.  46;  Seuffert 
in  StGG.  I  S.  17.  Über  die  Vorzüge  und  Mängel  des  revidierten  sächs. 
StGBs.  von  1855  (bezw.  1868)  s.  Binding,  Handb.  I  S.  45  Anm.  17. 
Vgl.  auch  V.  Wächter,  Das  kgl.  sächsische  etc.  Strafrecht  S.  38 ff.; 
Berner,  Strafgesetzgebung  §  234 ff.  S.  304 ff.;  v.  Holtzendorff  in 
HH  I  S.106;  V.  Wächter,  Beilagen  Nr. 33  S.  163 ff.;  v.  Bar,  Hand- 
buch I  S.  182.  Für  Entstehungsgeschichte  und  Charakteristik  der 
übrigen  deutschen  Partikular- Strafgesetzbücher  ist  im  Allgemeinen 
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während  gleichzeitig  aneh  das  Ausland  eine  erhöhte  Fmeht- 
barkeit  auf  diesem  Keehtsgebiete  aufweist  *^- 

Beror  wir  uns  jed«x-h  der  Betrachtung  der  neuem  und 
neuesten  Gesetzeswerke  zuwenden,  ist  n«:»eh  zu  erwähnen,  dafs 
im  Gegensatze  zu  Deutschland  die  benachbarte  Schweiz  schon 
im  zweiten  Jahrzehnte  dieses  Jahrhunderts  in  mehreren  ihrer 
Kantone  wirklich  in  Gesetzeskraft  getretene  Krlniinalgesetzbacher 
yerkündete,  welche  freilich  im  Allgemeinen  entschieden  noch 
zu  der  altem  Klasse  gesetzgeberischer  Produkte  zu  rechnen 
sind,  da  sich  in  ihnen  nicht  nur  der  Einflufs  des  baTerisehen 
.Strafgesetzbuches  und  des  franzr^ischen  Code  penal,  sondern  teil- 
weise   auch   noch   derjenige  des  österreichischen  Rechts  Ton 


auf  die  ansfühiiiehem  Mitteilimgen bei  Beraer ,  Die  Strafgesetxgbg.  ▼. 
1751  bisrarGegemrart,  sowie  bei  T.Holtieadorff  in  HH.  IS.  87^1^; 
T.  Wächter,  BeUagen  Nr.  33  S-  U9-190  n.  v.  Bar,  Haiidb.  I  S.178 
— 188  zu  venreifleii.  Betr.  Österreichs  sind  anfserdem  die  Tome  in 
der  Litteratnr-Cbersieht  S.  3  angegebenen  Schriften  zu  Tergleiclien. 
Über  die  den  neuem  deutschen  Gesetzbochem  zu  Gründe  liegenden 
Strafrechtttheorieen  s.  Näheres  weiter  unten. 

382;  Vgl.  IL  a.  fiber  die  Schweiz:  Pfenninger,  Strafr.  der 
Schweiz  S.  167:  ^(Es)  ist  da«  Jahr  1838  ....  aneh  fnr  die  folgende 
schweizerische  Strafgesetzgebnng  durch  die  Antoritat  der  in  Dentsch* 
land  geltenden  Gesetze  Ton  Bedeatung*.  Von  £inda(s  auf  mehrere 
Gesetzbücher  der  deotschen  Schweiz  waren  von  den  neaem  deutschen 
Partik alargesetzbnchein  namen tl ich  diejenigen  von  HannoTer.  Baden 
und  Prenssen;  in  jüngster  Zeit  auch  das  RStGB.  S.  Teichmann 
in  StGO.  I  S.  3^.  Der  deutsche  Einflufs  hat  sich  aber  auch  auf 
einige  Gebiete  der  französischen  Schweiz  erstreckt,  so  bes.  auf 
den  Code  p^nal  du  canton  de  Vau  d  ron  1841;  s.  Gautier,  StGG.  I 
8.  403.  —  Eine  wichtige  Grundlage  fÄr  die  schwedische  und 
norwegische  Strafgesetzgebnng  (schwedischer  Entw.  y.  1832;  nor- 
wegisches StGB.  Yon  1842)  wurde  bes.  der  hannoversche  Entwurf 
▼.  1825  26;  s.üppström  in  StGG.  I  S.  246u.Getz,  ebendas.  S  227 ; 
H. Meyer,  Lehrb.  5. Aufl.  S.87.  Für  Bumänien  (StGB.  ▼.  186474) 
ist  (neben  dem  französ.  Code  p^nal)  auch  das  preussische  StGB. 
Ton  1851  Yorbildlich  gewesen  (s.  Missir  in  StGG.  I  S.343),  wie  das- 
selbe neben  dem  badischen  StGB,  auch  als  Hauptqnelle  des 
serbischen  StGBs.Yom 22.  Hürz  1860  zu  bezeichnen  ist  Wesnitsch 
u.  Josefowitseh  in  StGG.  I  S.  353;  van  Swinderen,  Esquisse  I 
p.  35;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  91. 
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1803  dentlich  bemerkbar  macht  *^*).  Es  geboren  hierher  nament- 
lich die^vielfach  auch  unter  einander  verwandten*®*),  Strafgesetz- 
bücher der  Kantone  Tessin  (v.  1816)»"),  St. Gallen  (v.  1819) 


383)  Vgl.  im  AUg.  v.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  150;  Temme, 
Lehrbuch  des  schweizer.  Strafr.  S.  28,  32ff.,  34ff.,  40ff.;  Teichmann 
im  StGG.  I  S.  393  fr.  —  Auch  Italien  ist  schon  in  dieser  Zeit 
Deutschland  mit  einigen,  und  zwar  zum  Teil  vortrefflichen  Strafgesetzen 
vorangegangen  (s.  z.  B.  Codice  penale  für  Beider-Sicilien  (Neapel) 
von  1819  und  für  Parma  v.  1820),  auf  die  aber  näher  einzugehen  hier 
verzichtet  werden  mufs.  Vgl.  im  Allg.  Mittermaier  zu  Fener- 
bachs  Lehrb.  U.  Aufl.  §  öd  S.  18  u.  20,  Anm.  18 u.  19;  Alimena  in 
StGG.  I S.  582,  sowie  die  schon  oben  S.  109  Anm.  246  citierte  Litteratur. 

384)  Vgl.  z.B.Mittermaieri.N.Arch.d.  CR.  VI  (1824)8.31,39. 

385)  Dieses  Gesetzbuch,  publiciert  am  17.  Juli  1816,  mit  Gesetzes- 
kraft vom  1.  Januar  1817,  welches  sich  durch  grofse  Strenge  aus- 
zeichnet (vgl.  Gabuzzi  in  StGG.  I  S.  421),  zeigt  in  seiner  Anordnung 
zwar  öfter  eine  gewisse  Selbständigkeit,  ohne  dafs  jedoch  deshalb 
der  Anschlufs  an  den  französischen  Code  pönal,  das  österreichische  u. 
namentlich  das  bayerische  StGB,  yon  1813  (bezw.  Feuerbach)  zu 
verkennen  wäre.  Vgl.  Temme,  Lehrbuch  S.  28,  32  ff.,  woselbst 
Näheres  bes.  über  das  Verhältnis  zum  bayer.  StGB.  v.  1813.  Dem 
Abschreckungsprinzipe  entspricht  die  ziemlich  häufige  Ver- 
wendung der  Todesstrafe  (in  13  Artikeln  angedroht,  darunter  auch  fOr 
Verbrechen  „gegen  die  Sicherheit  des  Staats",  Art.  101  ff.;  vgl.  Temme, 
a.  a.  0.  S.  33;  Gabuzzi,  a.  a.  0.  S.  421),  eventuel  sogar  noch  mit 
verschiedenen  Schärfungen  (vgl.  Art.  8  §  1,  Art.  250  §  1;  Temme, 
a.  a.  0.  S.  242;  vgl.  oben  Anm.  52  litt,  b  u.  f.).  Über  die  Todes- 
strafe für  Mord  (Art.  250)  s.  Temme,  S.  520.  Über  Milderung 
der  Strafe  für  Tötungen  (Mord  u.  Totschlsg)  bei  Provokation  (leb- 
hafter Zorn)  B.  Art.  253,  254;  Temme,  S.520,  528.  Aus  dem  sonstigen 
Strafensystem  (Art  5ff.)  ist  etwa  zu  erwähnen  die  Unbekanntschaft  der 
körperlichen  Züchtigung  (Staupenschlag)  u.  der  Brandmarkung,  während 
der  Pranger  (la  berlina),  d.  h.  zwei  Stunden  lange  öffentliche  Aus- 
stellung am  Schandpfahl,  noch  in  ziemlich  weitem  Umfange  anerkannt  ist. 
(Art.  6  Ziff.  5,  Art.  11,  Art.39).  Vgl.  Temme,  a.  a.  0.  §  88,  S.237, 
§  92  S.  261,  §  93  S.256.  —  Das  Prinzip  der  analogen  Talion  ist 
bes.  in  Art.  121  zur  Durchführung  gelangt  für  „prevaricazione^ 
d.  h.  durch  Bestechung  erwirkte  Rechtsbeugung  eines  Bichters, 
Staatsanwalt«  oder  sonstigen  Justizbeamten  im  Eriminalprozesse  zum 
Nachteil  eines  Unschuldigen.  Den  schuldigen  Beamten  soll  danach 
die  Todesstrafe  treffen  bei  wirklichem  Vollzug  eines  Todesur- 
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teils  an  dem  unschuldigen,  (bei  blofser  Verurteilung  zum  Tode 
ohne  Exekution  des  Urteils:  Zwangsarbeit  des  2.  Grades).  Bei  Ver- 
urteilungen zu  andern  Strafen  soll  der  Tbäter  (1.  c.  §  1)  bestraft 
werden  ^con  quelle  pene,  a  cui  fu  condannato  Tinnocente,  quando 
la  sentenza  abbia  avuto  un  principio  (Anfang)  di  eseeuzione: 
in  caso  di  diverse  .  .  .  colla  pena  immediatemente  inferiore  a 
quella  pronunciato  contro  IMnnocente  e  colla  stessa  pena,  se  trattasi 
deirinfima  specie".  Vgl.  auch  noch  Art.  122;  Temme,  Lehrb.  §  214, 
S.  671.  Bei  der  falschen  Anschuldigung  („calunnia";  s.  über 
den  Begriff:  Temme,  a.  a.  0.  §  154,  S.  498, 494)  ist  dagegen  der  Grund- 
satz der  analogen  Talion  nur  noch  in  abgeschwächter  Weise 
anerkannt  worden  (um  einen  oder  mehrere  Grade  niedrigere  Strafe 
als  diejenige  des  angeschuldigten  Verbrechens  etc.,  s.  bes.  Art.  151— 
153»  u.  dazu  Temme,  S.494).  Ebenso  auch  bei  „falsa  deposizione 
(Zeugnis)  in  causa  criminale"  zum  Nachteil  eines  Unschuldigen  nach 
Art  168.  Vgl.  Temme,  §  152,  S.  487.  Beim  Pasquill  fehlt 
selbst  solche  Rücksicht;  s.  Art.  327;  Temme,  §  181,  S.  569.  Beim 
Entweichenlassen  Gefangener  (Art.  145ff.)  dagegen  ist  nach 
der  Dauer  der  vom  Befreiten  verwirkten  Strafe,  bei  der  Freiheits- 
beraubung (Art.  293  §  1—3)  nach  derjenigen  der  widerrecht- 
lichen Einsperrung  die  Strafe  verschieden  abgestuft.  Vgl.  über  die 
Einzelheiten:  Temme,  a.  a.  0.  §  129  S.401,  672;  §  186  S.  577.  Für 
alle  Fälle  von  Verbalinjurien  ist  als  demütigende  Nebenstrafe  „la 
pubblica  ritrattazione  solenne"  (Widerruf) sowie  öffentlicher 
Verweis  vorgeschrieben.  S.  Art.  328ff.,  333ff.;  vgl.  auch  Art.  154, 
Art.  7  Ziff.  IV  u.  VII,  Art.  18,  19,  37,  39;  Temme,  Lehrb.  §  179 
S.  567,  §  182  8.  570,  §  93  S.  262.  Über  Verweis  bei  der  Gottes- 
lästerung s.  Temme,  §  134  S.425.  Geldstrafen  finden  sich  öfter 
für  Gewinnsuchtsdelikte  angedroht,  s.  z.  B.  (allein)  für  Wucher 
nach  Art.  358  (Temme,  S.  640)  und  (neben  andern  Strafen)  in 
Art.  126  ff.,  133  (passive  Bestechung  und  Geschenkannahme  von  Be- 
amten; Temme,  S.  671),  Art.  161  (falsches  Zeugnis  um  Gewinns 
willen;  Temme,  S.  487),  Art.  207 ff.  (Münzdelikte;  Temme,  S.504). 
—  Ober  die  spätem  Abänderungen  des  Gesetzbuchs  von  1816  s. 
Gabuzzi,  a.  a.  0.  S.  422. 

386)  Vgl.  über  dieses  Gesetzbuch,  publ.  am  3.  April,  mit  Gesetzeskraft 
vom  1.  August  1821  im  Allg.:  Mitjermaier  im  N.  Arch.  des  CR. 
VI  (1824)  S.  31  ff. ;  insbes.  über  sein  Verhältnis  zu  den  drei  er- 
wähnten Quellen,  unt«r  denen  der  Code  pönal  hier  zurücktritt t  Temme, 
Lehrb.  S.  28.    Derselbe  zählt  auch  die  Revisionen  des  Baseler 
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Gesetzbuchs  von  1885  und  1846  und  das  damit  nahe  verwandte  (vgl. 
Teichmann  in  StGG.  I  S.  395)  StGB,  für  Schaffhausen  vom 
22.  Febr.  1834  im  Wesentlichen  noch  zu  der  Klasse  der  altem,  unter 
dem  Einflüsse  Feuerbachs  u.  s.  w.  stehenden  Kodifikationen.  S 
Temme,  a.  a.  0.  28  n.  S.  40fr;  42,  43 ff.;  vgl.  auch  v.  Holtzen- 
dorff  in  HH.  I  S.  150;  Teichmann  in  StGG.  f  S.  394,  395.  —  In 
allen  diesen  Gesetzbüchern  ist  (im  Gegensatze  zu  Tessin)  die  ge- 
schärfte Todesstrafe  ausdrücklich  völlig  beseitigt  (vgl.  oben 
S.  38  Anm.  52  a.  Ende),  von.  der  einfachen  Form  derselben  (Ent- 
hauptung durchs  Schwert)  aber  noch  ein  reichlicher  Gebrauch  gemacht 
worden;  so  nicht  nur  für  jede  Art  des  „vorbedachten  Mordes" 
(s.BaBel  1821:  §101;  1835:  §  104 ff.;  1846:  §  100 ff.;  Schaffhausen 
1834:  §  103  Abs.  2;  Mittermaier  a.  a.  0.  S.  32;  Temme,  §  160 
S  520)  und  mehrere  andere  schwere  Delikte  gegen  Privatpersonen, 
(wie  Raub,  Brandstiftung,  Kindesaussetznng),  sondern  auch  für  po- 
litische Verbrechen  (wie  bes.  Hoch-  und  Landesverrat,  Auf- 
ruhr; Basel  1821:  §§  39,  42,  46;  1835:  §§  43,  46,  49;  1846:  §§  41, 
44,  47;  Schaffhausen:  §§  45,  48,  53,  Ziff.  I,  54  Ziff.  I).  Vgl. 
Mittermaier,  a.  a.  0.  S.  32;  Temme,  Lehrb.  §  89  S.  240.  In  der 
gesetzlichen  Anerkennung  des  Staupbesens  (durch  den  Scharf- 
richter) und  der  Brandmarkung  (auf  die  linke  Schulter;  s.  Basel 
1821:  §§  19,  24,  25;  1835  und  1846:  §§  17,  23,  22;  korrekt  Ges.  von 
1846,  §  6  Ziff.  d;  Schaff  hausen:  §§  19,  25,  26,  29,  und  dazu  Sto- 
kar  in  Z.  für  Schweiz.  Strafr.  Y  [1892]  S.  327)  stehen  diese  Gesetz- 
bücher sogar  hinter  dem  T  es  sine  r  Codex  zurück.  Dagegegen  ist 
die  einfache  Prügelstrafe  unbekannt  (vgl.  Mittermaier,  a.a.O.  S.32; 
Temme,  a.  a.  0.  §  92  S.  256,  §  93  S.  262).  Über  den  Pranger  s. 
Basel  1821:  §§  19,  23,  26;  1835  u.  1846:  §§  17,  24;  korrekt^Ges.  v. 
1846,  §  6  Ziff.  c;  Schaffh.  §§  19,  27,  29;  Temme,  a.  a.  0.  §  93 
S.  263;  Stokar,  a.  a.  0.  S.  326.  Über  die  Freiheits-,  insbes.  die 
Kettenstrafe:  Basel  1821:  §  21;  1835  u.  1846:  §  19;  Schaffh.: 
§§21,22.  — Für  die  Berücksichtigung  des  Vergeltungsgedankens 
kommt  namentlich  ein  Fall  analoger  Talion  nach  Basel  1821  u« 
1835,  §84  Abs.  3  (=  1846:  §  80  Abs.  2,  und  fast  völlig  übereinstim- 
mend auch  Schaffh.  §83)  in  Betracht.  Danach  soll,  ^wenn  in  pein- 
lichen Fällen  in  Folge  eines  falschen  eidlichen  Zeugnisses  eine 
Strafe  über  einen  Unschuldigen  ausgesprochen  worden,  ...  die  von 
(demselben)  erlittene  Strafe,  wenn  solche  nicht  gelinder  ist, 
als  die  hier  oben  bestimmte  (ordentliche)  Strafe  des  Meineids  (d.h. 
nach  §  84,  Abs.    1—2:   2— 4jährige  Kettenstrafe  2.  Grades;    nach 
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Schaffhausen  §  82:  1— Sjähriges  Arbeitshaus)  an  dem  falschen 
Zeugen  vollzogen''  werden.  Vgl.  Temme,  a.  a.  0.  §  152  S.  489 
Während  also  hier  das  System  des  französ.  Code  p^nal  (Art. 361;  vgl. 
oben  S.  125  ff.)  beobachtet  worden,  ist  die  Strafe  der  „falschen  An- 
klage" bei  der  Obrigkeit  wegen  eines  Verbrechens  nach  allen  diesen 
Gesetzbüchern  eine  vonvornherein  fest  (wenngleich  relativ)  bestimmte. 
S.  Basel  1821  §  132;  1835:  §  140;  1846:  §  136;  Schaffhausen: 
§  135;  Temme  S.  495.  Das  Gleiche  gilt  im  Wesentl.  bezüglich  der 
Baseler  Gesetzbücher  (v.  1821:  §135;  1835:  §138;  1846:  §  134 u. kor- 
rekt. Ges.  §61)  auch  für  das  „widerrechtliche  Gefangenhalten", 
während  Schaff  hausen  §134  hier  eine  grössere  Zahl  bestimmter, 
nach  der  verschiedenen  Dauer  der  Freiheitsberaubung  bemessener 
Strafstufen  hat  und  aufserdem  (i.  Abs.  2)  noch  ausdrücklich  bemerkt, 
dafs  „die  Dauer  (der)  Strafen  eine  mit  vorzüglicher  Rücksicht  aut 
die  Zeit  .  .  der  Freiheitsberaubung  zu  bestimmen "*  sei.  Vgl. Temme, 
S.  576.  Ähnlich  auch  bei  Menschenraub  nach  §  131.  Sämtliche 
Gesetzbücher  wollen  die  Strafe  für  „Hülfe  zur  Entweichung  eines 
Gefangenen**  mit  einer  aufser  anderm  auch  „nach  Mafsgabe...  des 
von  dem  Entwichenen  begangenen  Verbrechens"  ausznmessen- 
der  Freiheitsstrafe  ahnden.  Vgl.  Basel  1821:  §§  67,  68  (Beamter  als 
Thäter);  1835:  §§  69,  70;  1846:  §§  65,  66;  Schaffhausen:  §§  70, 
71.  Als  Beispiele  für  Geldstrafe  bei  Gewinn  such  tsdelikten  s. 
Basel  1821:  §  71;  1835:  §  74;  1846:  §  70;  Schaffhausen:  §  73 
(für  Veruntreuung  durch  Beamte:  Freiheitsstrafe  und  doppelter 
Ersatz  des  Veruntreuten);  Basel  1821:  §§  74-76;  1835:  §§  76-78; 
1816:  §§  72—74;  Schaffh.:  §§  75—76  (für  passive  Bestechung  v. 
Beamten:  Freiheitsstrafe  und  Bezahlung  des  doppelten  Betrages 
des  angenommenen  oder  versprochenen  Geschenks).  Eine  gröfsere 
Zahl  von  Beispielen  enthält  noch  d.  Baseler  korrekt.  GB.  v.  1846.  S.  das. 
z.  B.:  §§  65—67,  68—70,  (Fälschung,  Betrug,  Untreue  u.  Unterschlagung, 
72  (Wucher),  74  (Betrügereien).  Vgl.  Temme,  a.  a.  0.  S.  641,  674. 

387)  Über  die  altern  St.  Gallen  er  Gesetzbücher  (StGB,  über 
„Verbrechen"  vom  14,  Mai  1807  und  [=  zweiter  Teil  desselben]  über 
„Vergehen**  vom  10/12.  Dez  1803,  mit  Gesetzeskraft  vom  5.  Homung 
1809),  ihre  Quellen  und  ihr  Verhältnis  zum  StGB.  v.  25.  Juni  1819 
(mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Weinmonat  1819)  s.  Temme,  Lehrb.  S. 34 
u.  37  und  bes.  Pfenninger,  S.  181flF.,  185,  188.  Beide  Verfasser 
rühmen  die  Originalität  und  Einfachheit  des  Gesetzbuchs  v.  1807 
(1808),  ja  stellen  es  z  B.  über  das  bayerische  StGB,  von  1813.  S. 
Temme,  S.  37;  Pfenninger  S.  188.  Es  ist  dasselbe  aber  in  allem 
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gerade  fttr  unser  Thema  eine  ganz  besondere  Bedeutung 
hat  und  daher  etwas  eingehender  betrachtet  zn  werden  ver- 
dient"«). 


Wesentlichen  sowohl  fUr  Anordnung  als  Inhalt  auch  für 
das  spStere  Gesetz  von  1819,  (verfafst  von  Conr.  Mayer  ans  Ölten; 
s.  Pfenninger  S.  159  u.Anm.  15)>- nach  Temme,  S.36  geradezu  nur 
eine  „Kopie*'  desStGBs.  v.  1807  —  mafsgebend  gewesen.  Nach  Pf  e n- 
ninger,  a.  a.  0.  S.  185  besteht  der  Hauptunterschied  des  GBs.  y. 
1819  von  dem  von  1807  darin,  „dafs  die  Delikte  mit  andern 
Strafdrohungen  versehen  wurden,  nach  den  zwei  leitenden  Ge- 
sichtspunkten der  Herabsetzung  der  langdauernden  Freiheitsstrafen 
und  der  Ersetzung  der  kurzdauernden  .  .  durch  Züchtigung  und 
Pranger'',  femer  in  der  häufigem  Anwendung  der  Geldstrafe. 
Vgl.  noch  ebdas.  S.  214;  Teichmann  in  StGG.  I  S.  893. 

388)  Vgl.  im  Allg.  über  das  St.  Gallener  StGB.  v.  1819:  Mit- 
termaier  im  N.  Arch.  des  CR.  VI  (1824),  S.  Uff.  u.  N.  F.,  Jahrg. 
1839,  S.  186 ff.;  Köstlin,  System  I  S.  422  u.  Anm.  ö;  Hepp.  Dar- 
stellung, Einleitung S. XXIII ff.;  Temme,  Lehrb.§12  S.34ff.;  Pfen- 
ninger, Strafr.  der  Schweiz  §44  S.  180— 189;  Teichmann  inStGG. 
I  S.  393.  Nach  Pfenning  er,  S.  189  hat  das  Gesetzbuch  „nicht 
immer  die  entsprechende  Würdigung  gefunden **  und  ist  sowohl  in  Be- 
zug auf  das  Verhältnis  zu  seiuen  Quellen  als  auch  nach  Inhalt 
und  Wert  anders  beurteilt  worden  als  von  den  in  Anm.  387  genann- 
ten Schriftstellern.  Vgl.  Temme,  S.34ff.;  Pfenninger,  S.  180.  So 
bezeichnet  es  z.  B.  Mittermai  er  im  N.  Arch  des  CR.  N.  F.  1839, 
S.  186  als  hart  und  als  einen  Rückschritt  gegen  früher  (s.  da- 
gegen: Pfenninger,  S.185ff.),  u. Osenbrüggen  (in  d. Allg. deutsch. 
Strafrechts-Ztg.  1865,  S.108),  als  ob  es  von  Theologen  komponiert 
wäre.  Vgl.  noch  Schnell  in  Z.  fttr  Schweiz.  RechtV.  S.  42.  Ebenso 
schwankend  waren  die  Ansichten  über  die  Grundlagen  des  Gesetz- 
buchs, indem  man  bald  das  bayerische  StGB.  v.  1813  als  haupt- 
sächliches Vorbild  bezeichnete,  bald  auch  das  preuss.  ALR.,  das 
Gesetzbuch  der  helvet.  Republik  von  1799,  die  Gesetzbücher  von 
Österreich  1803,  Aargau  1805,  die  bayerischen  Novellen  v. 
25.  März  1816  u.  den  Eleinschrod'schen  Entwurf  (von  1802),  bezw. 
die  Kritik  desselben  durch  Feuer bach,  als  einflufsreich  betrachtete. 
Vgl.  Mittermaier  im  Arch.  des  CR.1839,  S.  186;  Temme,  Lehrb. 
S.  34 ff.;  Pfenninger  S.  180  ff.  Nach  des  letztem  Ansicht  (a.  a.  0. 
S.  181— 184)  ist  nun  der  vermeintliche  Einfiufs  des  preufs.  ALR.,  des 
Eleinschrod'schen  Entwurfs  und  der  Feuerbach'schen  Kritik 
desselben  jedenfalls  zu  verneinen.    Dagegen  seien  allerdings  that- 


17l>  Irie  äcnfmetzgeboB^  seit  d.Xicoe  des  15.  Ja&iiL  lii§  larCc^wuL 

In  den  aU  .Emleinm^  diesem  Gesetzbache  Tonnage- 
gehiekten  ^Gxundliiuen  des  ScrääiseIiL§  im  Allgemeinen'^, 
welfbe  in  maiif^hen  Punkten  eine  anrerkennbare  Ahnliek- 
keit  mit  den  Anwehten  Feaerbaehs  anfwei»»!  ^*\  kt 


saeklieh  ia  köherm  «>!er  ^rincemi  Grad«  T^^rbildüek  gewesen;  Feaer- 
baehä  Lekrbaeh,  die  Stral^^^aeabaekerT.O«terreiek  lSi>3  a.  Aar- 
g^aa  I?t6  a.  ia  eiai^ea  Pimktea  aaeh  d.  kelTeci»eIie  p.  GRr.  1799. 
Da«  baveriäekSc«rB.T.  1^13 könne  da^i^^a sehoa  deshalb  aickt  di- 
rekt aU  MiL§ter  gedient  kabea.  weQ  da«  ^rw^eifell«3«  origiaal«  Tor- 
bild*  rda«  ScGalleaer  ??tGB.  t.  l^I^T  ^h*»  Tor  1513^  ja  Tor  de» 
er^tea  gedniektea  Eatwnrfe  des  bajer.  GB;».  •  roa  IS  10  eatstaadea 
sei.  Ffeaninger.  3.  1>L  ISrJ  iL  —  Das  GB.  toh  ISld  abte  ieiner- 
seitfl  wieder  eine  ma  f«^bende  Böc  kwirkmg  aas  bes.  aaf  die  Gesetzboeher 
Toa  Basel  1^21)  und  Lazera  IS^.  sowie  aaek  auf  die  Beekt- 
flpreehung  einzelner  Kantone  ohae  kodüieienes  Scrafreekt.  Mitter- 
maier  im  X.Areh.  des  CB.  VI  >.31;  Pfenniager,  S.  l^X—  Über 
die  B  e  T  i  s  i  o  n  d.  St.  Gallener  Strafgesetzbaehs  L  Jakre  ISoS  :  24  Xor.) 
a  M ittermaier  im  5.  Arek.  d.  CB.  N.F.  1S>J.  S.  186 IL:  Temme 
Lckrb.  5.  37. 

3?»9.  Diese  •Gnindlinien*  S.  1—43,  99  §^)  siad  aack  Temme, 
Lehrbn<^b  S.  35  «beinahe  wörtlicb  Ton  dem  StGB  t.  1<S>7  abgesekrie- 
bea.**  Wahrend  anek  Pfenninger  den  Eindats  der  Fenerbaek- 
aebea  Lehren  aaf  das  GB.Ton  1619  im  Allgemeiaea  zngiebt  lYgL 
Torige  Anmkg,},  bestreitet  er  (a.  a.  0.  S.  1^2)  deaselbea  aaffiUliger 
Weise  bezfigiick  der  einleitenden  Gmadlinien.  in  denen  die,  za- 
weilen  fast  wörtlicke  Cbereinstimm ong  mit  den  Sätzen  des  Fener- 
baekVken  LekrhachstuE.  gerade  bes.  deatlich  herrortritt,  ma^ 
aneh  Temme,  Lehrb.  S.  3ö  wohl  etwns  za  weit  gehea  mit  der  Be- 
haoptung,  dafs  die  hier  ansgesproehenen  Gedanken  »fast  gaai*  aaf 
der  in  Feuerbachs  Lehrbach  Tertretenen  Strafrechtstheorie  berakea. 
Zu  vgl.  ia  dieser  Beziehung  z.  B.  bes.  Grundlinien  §  7  ^S.  11) 
(:  «Sc'lbstsacht  und  Sinnlichkeit  sind  die  Quellen  der  VerletzBagea 
(d.  h.  Verbrechen;.  Diese  werden  demnach  am  zuverläfsigstea  Ter* 
tU>pfty  wenn  jeder  weifs:  ^anf  seine  That  werde  sicher  imaMr  on- 
aosbeiblich  ein  Übel  folgen,  das  gröl'ser  sei  als  der  Vorteil  imd  die 
Liut,  die  das  Vergehen  yersprechc*)  mit  Feuer  back,  Lekrb.  14.Anfl. 
§.  13  S.  38.  S.  auch  Grundlinien  §  30:  „Das  StrafgeseU  sucht  Ver- 
letzoogen  zu  verhüten,  indem  es  mit  der  Begehung  derselben 
sinnliche  Übel  verknlipft,  welche  die  Antriebe  zum  Unrecht  zu 
fiberwiegen  Termögen."  Daher  sei  eine  vorausgehende  bestimmte 
Drohung  erforderlieh ^§31);  femer  §  32flf.  und  §  44»:  .Die  Strafe 
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lioh  aasdrücklich  die  ^wohlverstandene  Talion"  oder 
das  „Vergeltungsrecht" '•^)  zum  Fundament  eines  gerech- 
ten Strafensystems  erhoben  worden,  indem  „das  Verfahren 
des  Schuldigen  zur  Kegel  genommen  und  gegen  ihn  nur 
angewandt  wird,  was  er  selbst  gegen  Andere  übte"'"). 
Dieser  Grundsatz  verbinde,  indem  er  für  die  einer  jeden  Ver- 
letzung entsprechende  Strafart  eine  feste  Regel  abgebe,  die 
wichtigen  Vorteile,  „dafs  der  Schuldige,  gegen  welchen  nach 
seinem  Geist  verfahren  wird,  sich  über  die  zugefügte  Strafe  um 
so  weniger  beklagen  kann,  als  durch  dieselbe  seine  eigene 
Übelthat  nur  auf  ihn  selbst  zurttckgewälzt  wird'', 
dafs  er  ferner  „die  ewige  Wahrheit,  dafs  das  Böse  gegen 
seinen  eigenen  Erzeuger  sich  kehre",  auch  auf  dem 
Rechtsgebiete  anschaulich  macht"  und  endlich  über- 
haupt „der  Einfachheit  und  leichtern  Fafslichkeit  der  Straf- 
gesetze vorzüglich  zu  statten  kommt"  ^^^). 


soll  zur  Abhaltung  der  Verbrecher  zureichen^  aber  keiner  darf  ein 
„gröfseres  Übel  leiden  als  notwendig  ist**,  und  §  86  (S.  39):  Die 
Strafe  soll  „durch  strenge  Zurück  wälzung  des  andern  zugedachten 
Übels  auf  den  Verbrecher  selbst  den  hinlänglichen  Gegendruck 
gegen  die  rechtlosen  Triebfedern  desselben  .  .  bewirken**.  —  In 
§  15  der  Grundlinien  wird  übrigens  als  „i^i^  dz  weck  der  Strafgesetz- 
gebung": „Sicherheit  der  Rechte"  bezeichnet  (vgl.  auch  §1:  „mög- 
lichste Sicherstellung  der  Rechte"),  wozu  nach  §  86  (S.  38  ff.) 
als  Neben  zweck,  jedoch  nur  bei  den  leichtem  „korrektionellen" 
Strafen,  auch  die  Besserung  tritt. 

390)  Nach  Eöstlin,  System  I  S.  422  u.  Anm.  5  ist  damit  hier 
bes.  die  sog.  analoge  und  symbolische  Talion  gemeint,  welche 
letztere  in  ihrem  weitern  Sinne  (als  Strafen  im  Geiste  der  Ver- 
Verbrechen etc.),  wie  oben  (S.  147  ff.)  nachgewiesen,  auch  von  Feuer - 
bach  anerkannt  worden  und  sich  auch  für  das  8t.  Gallener  Ge- 
setzbuch konsequenter  Weise  (ebenso  wie  nach  Feuerbachs  The- 
orie; vgl.  oben  S.  146)  schon  aus  den  in  der  vorigen  Anmerkung  an- 
.gefUhrten  Sätzen  ergeben  mufs. 

391)  Grundlinien,  VI.  Hauptstück  („Von  der  Art  [Qualität]  der 
Strafe«),  §  73  S.  31;  Mittermaier  im  N.  Arch.  d.  CR.  VI  (1824) 
§  72 ff.  S.  17.  18,  Hepp,  a.  a.  0.  S.  XXIV. 

392)  Grundlinien  §  74  (S.  34);  Mittermaier,  a.a.O.  (VI)  S.IS; 
Hepp,  a.  a.  0.  S.  XXIV.  Den  im  Texte  citierten  Ausführungen  ent- 

Gttntber,  lUeo  der  Wiedcrvcrgoltung.    III,  1.  12 
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Hinzugefügt  wird  sodann,  dafs  ein  solches  „vom  Staate 
im  Namen  der  Gerechtigkeit  nnd  Vernunft"  auszuübendes  Ver- 
geltungsrecht sich  freilich  in  seiner  Anwendung  gewisse  Ein- 
schränkungen gefallen  lassen  müsse.  So  könne  namentlich  die 
Talion  da  nicht  „buchstäblich  genommen  werden,  wo 
eine  dem  Vergehen  gleiche  Strafe  unmöglich  und  als  Drohung 
ohne  Wirkung  wäre",  wie  z.  B.  bei  „unvermöglichen  Dieben, 
bei  Fleischesverbrechen  u.  s.  w.",  oder  auch  „wo  das  Ver- 
brechen aus  einer  Niederträchtigkeit  und  ßohheit  hervorgeht, 
die  der  strafende  Staat  nicht  nachahmen  kann'',  falls  er  sich 
nicht  selbst  „der  Denkart  des  Ungerechten"  gleichstellen  will, 
wie  z.  B.  bei  Meuchelmord,  Verstümmelungen  u.  s.  w.  (a.a.O. 
§  75,  S.  34,  35).  In  allen  solchen  Fällen  müsse  vielmehr 
„eine  angemessene  Strafe  .  .  festgesetzt  werden ...  im  Sinne 
und  Geist  der  Widervergel tung,  die  weniger  in  Erwide- 
rung derselben  Verletzung  als  in  der  Erregung  ähn- 
licher unangenehmer  Gefühle  besteht"  (a.  a.  0.  §  76, 
S.  35)«»»). 

In  Anbetracht  dieser  Schlufssätze  der  prinzipiellen  Er- 
wägungen der  „Grundlinien"  kann  es  kaum  befremden,  dafs 
das  Gesetzbuch  selbst  die  eigentliche  materielle  Talion 
nur  in  vereinzelten  Fällen  zur  Durchflihrung  gebracht  hat,  bei 
welchen  sich  zudem  die  äufserliche  Gleichartigkeit  zwischen 
Verbrechen  und  Strafe  auch  —  ja  sogar  wohl  vorwiegend  — 
aus  einer  andern  Vorstellung  als  derjenigen  der  Vergeltung 
erklären  läfst.  So  ist  zwar  für  den  vollendeten  Mord«»*) 
die    (ohne  Schärfungen,    nur  durch    das  Schwert   zu   voll- 


spricht auch  die  Bezeichnung  der  Strafe  als  „öffentliche  Genug- 
tbuung«*  in  §  90  (S.  40)  der  Grundlinien. 

393)  Die  §§  11  ff.  ziehen  aus  dieser  allgemeinen  Eegel  die  Eon- 
sequenzen für  die  einzelnen  Strafarten. 

394)  Vgl.  Art.  147  des  Gesetzbuchs.  Über  die  Definition 
des  Begriffs  (Art.  144)  im  AnBchlufs  an  die  Gesetzbücher  von 
Österreich  1803  u.  Aargau  1805  vgl.  Temme,  Lehrb.  §  160 
S.öl9ff.  Über  Strafmilderung  bei  Provokation  (Reizung  durch 
unmittelbar  vorhergebende  thätliche  Beleidigungen)  s.  Grundlinien 
§  67  Ziff.  1;  Gesetzb.  Art.  45—47  (1807:  §  44-46);  Temme,  a.a.O. 
S.  520. 
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ziehende)  *•*)  Todesstrafe  festgesetzt  worden ;  dieselbe  findet 
sich  aber  aufserdem  auch  noch  für  eine  recht  erhebliche  An- 
zahl andrer^  insbesondere  auch  politischer  Delikte,  bei 
welchen  sie  sich  kaum  anders  als  durch  die  Kticksicht  auf  die 
Zwecke  der  Abschreckung  und  Sicherung  („Notwehr 
des  Staats")  rechtfertigen  und  erklären  läfst »»«).  In  der  That 
sprechen  es  denn  die  ,. Grundlinien"  gelegentlich  auch  ziemlich 


395)  S.GB.  Art.58,  59  (1807:  §  56  u.57);  Mittermaier,  a.a.O. 
S.  20;  Temme,  a.  a.  0.  S.  37.    Vgl.  auch  Gnindlinien  §  79  (S.  36). 

396)  Übersichten  über  die  mit  dem  Tode  bedrohten  Delikte  des 
GBs.  von  1819  finden  sich  bei  Mittermaier  im  N.  Arch.  d.  CR.  VI 
S.20ff.u.  Jahrg.  1839,  S.  186  flf.  sowie  bei  Temme,  Lehrb.  §  89  S.239, 
240,  die  aber  beide  durchaas  nicht  vollständig  sind.  Die  Fälle 
der  Artt.  155  (Abtreibung  der  Leibesfrucht  durch  einen  Dritten 
wider  Willen  der  Mutter  mit  Tod  derselben),  156  (E indesaas- 
Setzung,  mit  beabsichtigtem  und  erfolgtem  Tode  des  Kindes),  167 
(Notzucht,  „wenn  die  Misshandelte  in  Folge  der  That  das  Leben 
eingebUfst**)  u.  1 69  litt,  c  (Menschenraub  mit  voraussehbarer  t  ö  1 1  i  c  h  e  r 
Folge)  könnten  zwar  allenfalls  noch  aus  dem  Gesichtspunkte  der 
T  a  l  i  0  n  betrachtet  werden ;  dagegen  versagt  derselbe  bereits  für  die 
Fälle  der  Artikel  148  (versuchte  Vergiftung),  149  (Vergiftung  der 
Brunnen,  „wenngleich  Niemand  dadurch  beschädigt  worden  wäre**), 
162  (Körperverletzung  mit  beabsichtigten  bestimmten  schweren 
Folgen),  169 litt,  a u. b  (qualificierte  Arten  des  Menschenraubs,  ab- 
ges.  von  dem  bereits  erwähnten  Fall),  193  litt,  a— c  (qualificierte  Fälle 
des  Raubes),  212—213  (Brandstiftung  [u.  ev.  schon  Versuch 
dazu]  i.  Rückfall),  217  (Überschwemmung)  und  220  litt.a-i  (ver- 
schiedene Delikte  der  „Jauner  u.  Landstreicher",  darunter  sublitt.  g 
einfacher  Diebstahl  über  100  Frcs.  im  Rückfall)  •,  vollends  endlich  für 
die  Delikte  gegen  den  Staat  nach  Artt.  87  (Hochverrat),  92  (Aufruhr), 
99  (qualificierter  Fal  1  ^ gewaltsamen  Widerstandes  an  verfassungs- 
mäfsigen  ünterbehörden")  und  101  a.  Ende  (qualific.  Fall  des 
„Widerstands  gegen  die  Obrigkeit**).  Au  fser  den  in  den  Artt.  15.5. 
(Abtreibung),  162  (qualific.  Körperverletzung),  169  Itit.  a— c  (qualific. 
Menschenraub)  und  193  litt,  a— c  (qualific.  Raub)  waren  sämtliche 
todeswürdige  Delikte  auch  bereits  dem  StGB,  von  1807  bekannt  ge- 
wesen. S.  Pfenninger  Strafrecht  p.  185.— Nach  Art.  2  des  Gesetzes 
V.24  Nov.  1838  betr.  d.  Strafarten  würde  später  das  Gebiet  der  Todes- 
strafe lediglich  auf  die  Fälle  des  vollendeten  Mordes  beschränkt. 
Mittermaier  im  N.  Arch.  des  CR.  N.F.  1839  S.  187,  188  u.  Anm.  1; 
Temme,  a.  a.  0.  §  89  S.  240  u.  Anm.  1. 

12* 
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deat lieh  ans,  dafsjene  Momente  fnr  die  Aiidn:*baiig  der  Todes- 
strafe überhaupt  alg  entseheideDde  zu  betrachten  seien**). 
Auch  bei  der  Verwendung  der  Strafen  «im  Geiste  der 
Wiedervergeltung^  ist  aber  nicht  immer  mit  der  gleichen 
Konsequenz  rorgegangea,  wie  dies  namentlich  das  sehr 
ausgedehnte***)     Gebiet     der     körperlichen    Züchtigung**) 


397)  Gnmdlinien  §  73  (S.  35 •:  ^Die  Lebensstrafe  ist  inr  Yer- 
hfitang  solcher  Yerletzniigeii,  die  durch  das  zureichende  Gegen- 
gewicht behindert  werden  müssen,  eine  notwendige  Strafe.  — 
Sie  ist  gerecht,  wo  sie  als  gesetzliche  Rnckwirknng  gegen  An- 
griffe auf  den  Bestand  oder  die  Verfassung  des  Vaterlandes 
oder  gegen  das  Leben  der  Einzelnen  erscheint  oder  anch  wo  sie 
als  Notwehr  des  Staats  gegen  unverbesserliche  Verbrecher 
angewandt  wird*.  Vgl.  auch  §  79  Abs.  2  ebendas. :  «Wen  die  Todes- 
strafe nicht  zu  schrecken  Termag  ...  * 

398)  Vgl.  MitterniaierLN.Arch.d,CR.  VI,  S.19  u.N.F.JahTg. 
1839  S.  187;  Temme,  Lehrb.  §  92  S.  257:  Pfenninger,  Strafrecht 
S.  185  o.  S.214,  welcher  hervorhebt,  dafs  die  Häufigkeit  der  kör- 
perlichen Züchtigung  im  Gesetzbnche  von  1819,  gegen  welche  sich 
namentlich  Mittermaiers  Angriffe  richteten,  darauf  abziele,  in 
konsequenter  Weise  den  Übelstand  häufiger  kurzzeitiger  Freiheits- 
strafen zu  beseitigen. 

399)  Während  dem  Gesetzbnche  von  1807  (Art  63,  64)  als  Form 
der  körperlichen  Züchtigung  nur  der  sog.  „Staupbeseu*  bekannt  ge- 
wesen war,  unterscheidet  das  GB.  von  1819  genauer  in  Art  64  ff. 
zwischen  dem  (vom  Scharfrichter  mit  Buten  erteilten)  «Staup- 
besen"  (Art.  65;  Maximum:  160  Hiebe)  und  der  „Prügelstrafe" 
i.  e.  S.,  (Art.  67 ;  20 — 50  Streiche  mit  der  „Rinderzähe*,  öffentlich  oder 
in  der  Strafanstalt;.  Übrigens  findet  sich  die  körperliche  Züchtigung 
in  beiden  Formen  selten  allein,  meistens  vielmehr  in  alternativer 
oder  kumulativer  Verbindung  mit  andern  Strafarten.  Dem  korrekt 
GB.  über  Vergehen  v.  1808  (§  13)  war  auch  noch  „Züchtigung  mit  Stock- 
Streichen"  bekannt  gewesen.  Als  dritte  Art  der  „Leibesstrafe*  nennt 
Art,  64  des  GBs.  von  1819  auch  noch  die,  gleichfalls  schon  dem  GB. 
von  1807  (s.  §65)  bekannte,  Brandmarkung  (zu  vollziehen  mittels 
Aufbrennung  der  Buchstaben  S.G.  auf  die  linke  Schulter),  die  jedoch 
verhältnismäfsig  selten  und  grundsätzlich  nicht  gegen  Eantonsbürger 
zur  Anwendung  gelangt  S.Art  66  und  aus  dem  bes.  Teil  z.  B.  Art  192. 
Vgl.  noch  Mitter  maier,  a.  a.  0.  S.  19.  Das  Gesetz  vom  24.  Nov. 
1838  (Art.  8—10)  hob  später  Staupbesen,  Brandmarkung  Pranger  und 
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beweist.  Wenn  diese,  ein  physisches  Leiden  des  Körpers 
bezweckende  Strafe  nach  Art.  160  u.  162  des  Gesetzbuchs  ftlr 
gewisse  körperliche  Beschädigungen  eines  andern  zur  Anwen- 
dung gelangen  soll,  so  ist  das  allerdings  dem  aufgestellten 
Prinzipe  einer  thunlichst  dem  Charakter  der  Misse that  ange- 
messenen Vergeltungsstrafe  ganz  entsprechend*^);  wenn  aber 
die  gleiche  Folge  unter  andern  z.  B.  auch  ftlr  Notzucht 
(Art.  166,  167),  für  gewisse  Fälle  des  Meineids  und  fal- 
schen Zeugnisses  (Art.205,  206),  für  gewaltsame  Wider- 
setz ung  gegen  die  Obrigkeit  (Art.  101),  ja  selbst  schon  für 
die  Eückkehr  eines  des  Landes  Verwiesenen  in  den  Kanton 
vor  Ablauf  der  Strafzeit  (Art.  117)  eintreten  soll*«*),  so  dürfte 
es  doch  schwer  halten,  alle  diese  Fälle  gleichfalls  mit  jener 
Vorstellung  von  eine^  gerechten  Vergeltung  in  Einklang  zu 
bringen*«*). 


Schandsäule  auf.    Vgl.  Mittermaier  im   N.  Arch.   des   CR.  N.  F. 
1839,  S.  187  und  S.  190  ff. 

400)  Schon  im  Art.  160  tritt  übrigens  dieser  Gesichtspunkt  nicht  in 
voller  Klarheit  hervor,  da  die  ^Prügelstrafe"  nur  alternativ  neben 
der  (an  erster  Stelle  genannten)  Geldstrafe  augedroht  ist;  er  ver- 
schwindet dann  völlig  bei  den  schweren  Körperverletzungen  des 
Art  161,  welche  nur  mit  Geldstrafen  oder  Freiheitsstrafen  oder  le- 
diglich mit  letztem  allein  zu  büfsen  sind,  um  dann  bei  den  Fällen 
des  Art.  162  insofern  wieder  aufzutauchen,  als  bei  ihnen  die  „Ketten- 
strafe** durch  Prügel  verschärft  werden  soll. 

401)  Übrigens  handelt  es  sich  genauerbei  den  Delikten  der  Art  167 
und  206  um  den  (als  Verschärfung  der  Kettenstrafe  fungierenden) 
Stau  penschlag,  in  denjenigen  der  Artt  101,  117,  166  (Notzucht 
mit  Mädchen  unter  14  Jahren),  u.  205  um  die  „P  rüge  1  s  t  r  af  e**  im  e.  S., 
welche  in  den  beiden  erstem  Fällen  ebenfalls  nur  als  Verschärfung 
der  Freiheitsstrafe  (Zuchthaus-,  bezw.  Kettenstrafe),  in  dem  drit- 
ten dagegen  als  alleinige  Strafe,  im  vierten  in  Verbindung  mit 
Pranger  angedroht  ist  Im  Fall  der  Wiederholung  soll  auch  für 
das  Delikt  des  Art  117  der  Staupenschlag  eintreten. 

402)  Vgl.  Mittermaier  im  N.  Arch,  des  CR.  VI  S.  19,  20,  wel- 
chem auch  die  im  Texte  angeführten  Beispiele  entnommen  sind,  die 
übrigens  keinen  Anspruch  auf  Vollständigkeit  erheben  können.  Es 
lassen  sich  denselben  vielmehr  noch  eine  ziemliche  Reihe  andrer  Fälle 
zur  Seite  stellen.  So  findet  sich:  1)  der  Staupen  sc  hla  g  (regelmäfsig 
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Privaten"  bezeichnet,  denn  es  sei  „das  lleeht,  denjenigen 
durch  Ketten  zu  bändigen,  der  zuerst  durch  seine  Thaten  das 
Reich  der  Gewalt  und  zügelloser  tierischer  Selbstsucht  eröflF- 
nete"*®*).  Wir  begegnen  dieser  Strafart  daher  im  Gesetzbuch  z.B. 
namentlich  für  schwerere  Körperverletzungen  (Art.  161  litt.eu. 
162)  und  Sittlichkeitsdelikte  (wie  Notzucht;  Art.  166),  des- 
gleichen für  qualificierte  Fälle  des  Diebstahls  (Artt.  185  a.  E., 
188),  für  den  Raub  (Artt.  191,  192)  u.  a.  m.  Dafs  die  Strafe 
des  Zuchthauses,  verbunden  mit  Arbeit*®*)  als  „Aus- 
gleichung gegen  gröfsere  Verletzungen"*®*)  besonders  aber  für 
Fälle  zur  Verwendung  gelangen  soll  „wo  der  Verbrecher,  un- 
fähig am  Vermögen  zu  bUfsen,  nur  durch  Eingabe  der  Er- 
werbskräfte  abbttssen  kann",  wird  damit  motiviert,  dafs,  „mühe- 
volle Arbeit  ohne  Nutzen  für  den  Verbrecher  und  verbun- 
den mit  lästigen  Entbehrungen  .  .  .  das  triftigste  Gegengewicht 
gegen  die  Triebfedern  der  Habsucht  und  des  Mttssig- 
gangs"  sei*®^).  Doch  wird  die  gleiche  Strafe  aus  einem 
andern  Gesichtspunkte  auch  „gegen  gröfsere  Fleischesver- 
brechen" als  „anpassend  erachtet*®^).  Seinem  Prinzipe  getreu 
erblickt   der    Gesetzgeber   ferner  in   der  beschimpfenden 


404)  Grundlinien  §  81  (S.  36);  Mittermaier,  a.  a.  0.  S»  18; 
Hepp,  a.  a.  0.  S.  XXIV. 

405)  Im  GB.  von  1807  ist  an  der  betr.  Stelle  der  Grundlinie  statt 
dessen  von  „öffentlicher  Arbeit  ohne  schwere  Kette  die  Rede** 
(vgl.  §  59  d.  GB.  von  1807),  die  der  Sache  nach  übrigens  mit  der  in 
Art.  61  näher  beschriebenen  Zuchthausstrafe  (Dauer:  3  Monate  bis 
10  Jahre)  des  GBs.  von  1819  doch  ziemlich  übereinstimmt.  Auch 
die  Zuchthäusler  sollten  ausgezeichnete,  aber  einfarbige  Kleidung 
(„ganz  von  rotem  Zwilch")  tragen. 

406)  Hier  hatten  die  Grundlinien  für  das  GB.  von  1807  den  be- 
schränkenden Zusatz:  „des  Eigentums". 

407)  Grundlinien  §82  Abs.  1  u.  2  (S.  37);  Mittermaier,  a.a.  0. 
S.  18;  Hepp,  a.  a.  0.  S.  XXIV. 

408)  Weil  nämlich „  der  Staat  zum  Behuf  der  öffentlichen  Scham- 
haftigkeit  den  Züchtung  gern  hinter  die  Mauern  des  Strafhauses 
beschränkt".  (Grundlinien  §  82  Abs.  3).  In  dem  korrespondierenden 
§  83  des  G.Bs.  von  1807  ist  hier  auch  von  der  „Strafe  des  Zucht- 
hauses** die  Rede. 
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recht  drastische  Illustrierung  Tür  den  Orundsatz,  die  Delikte 
aas  Hochmut  oder  Übermut  durch  demtttigende  Strafe  zu 
treffen,  enthielt  bereits  das  Gesetzbuch  von  1808  über  „Vergehen", 
nach  dessen  §  71  für  alle  schwereren  Fälle  von  Verleumdungen 
neben  Geldstrafen  nicht  nur  die  Erklärung  der  Unwahrheit  der 
Behauptung^^^) ,  sondern  auch  noch  die  eigenartige;  an  die 
Gebräuche  des  Mittelalters  erinnernde,  symbolische  Cere- 
monie  der  „Ausstellung  (des  Thäters)  mit  einem  Prtigel  im 
Maul"  vorgeschrieben  war***).  Dafs  die  Geldstrafen  im 
Gesetzbuch  von  1819  nicht  eine  stärkere  Verwertung  für 
strafbare  Handlungen  aus  Habsucht  oder  Geiz  erfahren 
haben*'*),  erklärt  sich  gröfstenteils***)  wohl  daraus,  dafs  sie 
prinzipiell  nur  für  die  leichtern  Vergehen  als  angemessen 
erachtet  wurden**'). 

in  den  Artt.  88  (Teilnahme  am  Hochverrat),  118,  Abs.  2  (Mifsbrauch 
der  Amtsgewalt),  137  (verletzte  Ehrerbietung  gegen  die  Obrigkeit  durch 
Verleumdung),  181  (pflichtwidriges  Verlassen  eines  Kindes);  b)  a  1 1  e  r n  a- 
tiy  od.  kumulativ  neben  Freiheitsstrafen  in  d.  Artt.  143  (Sittlich- 
keitsdelikte), 173, 175  (Entführung),  179, 180  (Bigamie),  188  (qualific.  Dieb- 
stahl); c)  subsidiär  nebenGeldstrafe  i.  Artt. 97,  98  (Versuch  des 
Aufruhrs)  n.  184  (Diebstahl).  Es  erhellt  leicht,  dafs  mit  dieser  Liste  das 
in  den  Grundlinien  aufgestellte  Programm  erheblich  tiberschritten  ist. 

413)  Vgl.  auch  Gesetzb.  §  75;  das.  auch  tlber  Abbitte  bei  In- 
jurien überhaupt;  über  Widerruf  u.£hrenerklärnngime  S.:§§14, 
litt,  b  u.  76flF.  Vgl.  Temme,  Lehrb.  S.  264,  668,  570  j  Pfenning  er, 
Strafr.  S.  229. 

414)  Vgl.  im  Allg.  darüber  auch  §  14  litt,  a  des  Gesetzbuchs  v.  1807 
(„öflFentliche Beschämimgen");  Temme,  Lehrb.  §  88  S.  237  Nr.  6,  §93 
S.260,  261  u.  Anm.4,  264;  Pfenninger,  a.  a.  0.  S.  229.  Die  Strafe 
kommt  n.  a.  auch  noch  im  §  51  des  Gesetzbuches  für  Vergehen  wider 
die  Ehre  des  Staats  im  Bückfalle  vor. 

415)  Beispiele  bieten:  Artt.  122  (Geschenkannahme  in  Amts- 
sachen), 185  Abs.  1  (Diebstahl  [nicht  üb.  300 Frcs.]:  „Geldstrafe,  die  dem 
Doppelbetrage  des  Entwendeten  gleich  ist"),  199  (Betrug;  Strafe 
wie  bei  Diebstahl).  —  Dagegen  fehlt  die  Geldstrafe  bei  Münzfälschungen 
(Art.  126 flf.),  während  sie  sich  andrerseits  z.  B.  bei  Injurien  (Art,  70flF.), 
und  in  ähnlicher  Weise  auch  bei  wiederholtem  Ehebruche 
(Art.  170)  findet.    Vgl.  Mittermaier,  a.  a.  0.  S.  20flF. 

416)  Andrerseits  auch  aus  der  bereits  im  Texte  angeführten  Auf- 
fassung der  Zuchthansstrafe  mit  Arbeit  als  passendste  Beaktion 
gegen  die  „Triebfedern  der  Habsucht  und  des  Müfsiggangs". 
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47a  Im  auc^rrn  Fall  trin  rere*i:-S-Vir  nur  ^Pracrers  träfe 
tJt  koTjPff/i'h'fT  Zü'.htig'jDff  doTch  Prüsrel  verschärft*  ein,  bei  Ver- 
urUrj.'-xijK^  zuzh'l  ode  aber:  Pranger,  Stanpens  ehlaff  undKetten- 
ntrafe,    Art.  2">;.    Vgl.  Temme.  a.  a.  0.  S.  4^:l,  4>^. 

4:^,  D.  h.  na^-h  Temme,  Letrb.  S.  4>S  Anm.  ?  immer  nur  der 
t^nrit»  wirklich  vollzogene  Teil  der  Strafe. 

4\*%  Dag  GeMrtzbnch  von  l^Mi  war  hier  einerseits  noch  strenger 
und  ging  andrer«^ it«  ncKrh  mehr  ins  Detail.  Zunächst  bestimmte 
nämlich  |  212:  ,Wenn  .  .  in  Folge  des  Meineids  oder  falschen  Zcug- 
jihnHB  eine  Strafe  an  der  Freiheit  oder  eine  Leibe bs träfe  aus- 
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werden  kann".  Sodann  will  Art.  207  die  gleiche  Vorgchrift 
auch  für  „falsche  Anklage*^  wegen  eines  Verbrechens  bei 
der  Obrigkeit"®)  Platz  greifen  lassen"*). 

Anderswo,  wie  z.  B.  bei  der  vorsätzlichen  Befreiung  Ge- 
fangener („Beihtilfe  zur  Entweichung")  finden  sich  nur  noch 
ziemlich  schattenhafte  Anklänge  an  die  Idee  der  Gleichheit 
von  Verbrechen  und  Strafen*"). 

gesprochen  (wenn  auch  noch  nicht  vollzogen)  worden,  so  wird 
nebst  dem  Pranger  auch  diese  tlber  den  Unschuldigen  ausge- 
fällte Strafe  an  dem  Betrüger  vollzogen.  Ist  das  durch  Betrug  er- 
wirkte Urteil  auf  den  Tod  eines  Unschuldigen  ergangen,  so  wird 
Todesstrafe  ohne  Zusatz  gegen  den  Verbrecher  erkannt".  Diese 
Grundsätze  wurden  dann  in  den  nächsten  Paragraphen  (die  dem  Gesetz- 
buche von  1819  fehlen)  folgendermafsen  modificiert:  „Wäre  die 
Falschheit  des  abgelegten  Eides  noch  vor  AusfälUing  des  richterlicher- 
licben  Urteils  entdeckt  worden,  so  hat  der  Betrüger  zwei  Dritt- 
teile derjenigen  Strafe  verwirkt,  die  ihm  zukäme,  wenn  die  Ver- 
urteilung des  Unschuldigen  in  Kraft  und  in  Gemäfsheit  seines  falschen 
Eides  oder  Zeugnisses  wirklich  stattgefunden  hätte.  Wenn  aber 
durch  ein  solches  Urteil  die  Todesstrafe  hätte  erfolgen  sollen,  so 
ist  der  Betrüger  .  .  mit  24 jähriger  Kettenstrafe  zu  belegen**  (§  218). 
„Dafem  aber  in  betrügerischer  Absicht  nur  erst  um  ein  falsches  Zeug- 
nis oder  einen  falschen  Eid  geworben  oder  zu  einem  solchen  be- 
reits vor  Gericht  die  Anerbietung  gemacht  wurde,  obgleich  es  nicht 
zu  wirklicher  Leistung  desselben  gekommen  wäre,  so  ist,  nebst  dem 
Pranger,  diejenige  Strafe  gegen  den  Verbrecher  zu  verhängen,  die  zu 
der  im  Falle  der  Vollbringung  erwirkten  Strafe,  das  in  §  22  fest- 
gesetzte Verhältnis  (d.  h.  dasjenige  des  milder  zu  bestrafenden  ver- 
suchten Delikts)  hat"  (§  214). 

420)  Auch  dieses  Delikt  ist  wie  der  Meineid  vom  Gesetzbuch 
(wohl  im  Anschlufs  an  Österreich  1803)  systematisch  als  „Betrug" 
behandelt.  Näheres  bei  Temme,  a.  a.  0.  §  154  S.  492,  494.  —  Über 
das  mit  ganz  fester  Strafe  belegte  Pasquill  s.  Art.  72;  Temme, 
§  181  S.  569. 

421)  Ebenso  schon  Gesetzbuch  von  1807,  §  215.  Vgl.  Temme, 
a.  a.  0.  S.  495. 

422)  Insofern  nämlich  flir  die  Höhe  der  Strafe  wenigstens  noch 
der  Umstand  berücksichtigt  wird,  ob  die  Entwichenen  bereits  zu  Strafe 
verurteilte  Verbrecher  oder  sonstige  Gefangene  gewesen,  und  unter 
der  erstem  Gruppe  die  zum  Tode  Verurteilten  wiederum  besonders 
hervorgehoben  werden.    Aufserdem  werden  die    „zur  Bewachung 


*^  Z'j*^fndr"^*«t':i-r*'^<iiiir -^^ir  LlrtB  ii?*   f-^narT.  ii:*  xar'r^rarw^rL. 


•ö*r  ■  j»*'iia:r»ni»a.  *:r-»i*  T-s-:!£fär:^n*ii*  i^  T'ia-^  iLr>*r  ^^«crxfi  ü 
La*  •-■***«^ciJ:*ii!ti   T.a    Ir»  T   la:— *    i»«:«.    fir    ii»i^   E«;ij.L5*    xar   Exs- 

aA»i  4  : :  *±i  fi'.M'.iifr riirir  »-»zi I  r: Tt  * .  t ^ r;  f  a: r  ■^ x  S^ira»  t^hwIiLi* 
lA^!««.  ,^:*  -i»»!!!  T-*r'^r*;i*r  ri^ji-xrli«!!!  n»±riLaa3£  wir*':  fir  Rfi- 

f^i-'Wi'ZLzi   lr\ilir:x»    £*Tr«t#c^5»    <arr»»^*!i^    E-*:i*  •J-*«*«s**?in' 

IS.T:  f  11>^  I  "r.    Ir.?:  JL:^  I--^'-  ^-        2«f*rziiaw!i.    eaj§  fxr  das 

£•»^.1.«  'f»*r  ^*riif  ::rxix  -fcit»*  V^r^r*  :'i*r**    V<«rä»*i*^ctff,  Be- 

".«^^iraiair«!»  Sin:*  «i-^i  i.  a.  ^  .  .  .  .  >»  xa.ri  c»*r  Sirxr'^arkei;  d<* 
^•*-ri3*-ir»*  V*r!>re^i'i-r**rt .'i^n  <«•.-*  Vrl  -frwa  ai»fi  ^.vi •. i<^«etx- 
•.>*XT.  :S  >  f  o  —  ll*ir:a;i*  Ab*:xfiir*x  -ftfr  Scra:>.  v  aaeh 

•  r^taz^oialT^tr"  iAa-i-^:::  :-ta  Atl  IT  .-IT:*  =  ••5.  t.  ii^j'^i  ff  175 
—  17^.  All  eiiirta  A'ty^ifi^^r^x  . 

4iö  Vrl  Miii^raaier.  a.  Jl  0.  S-  I'f.  :?>-  Ix  c:*s»r  B^ri*b=B?^ 
'^^T2^7X.fn  t'irir^^s  «ei»  a  ci«?  «^nx-ilixi-ea  f-;".^*?  iai  f  *T  S^ä»*  dai's 
,wi<  . .  <i:*  V^r>trür^a  ax  «»r:  .***  s^-i  W:»htir^*:*  abs^ji^aea.  -  .  «iie 
itrei^e  Aawexc^-ff  c*r  Tal:>a  «t^r:*  N^b^arxeksi^htea 
%*:WL\\*i^f\  wenfra*  k:ir*.  E*  tr?Te  cx*-?r  m^  K  a---i  ^cie M. "^ lieh- 
keh  T'  a  '^  tr  a  f  X  SB  w  a  X  d  I  -  -  rea  efx.  ci-e  l-ei  s  r  ö .' j  e  r«  Ver>ti:L::*ea 
^•r*h  ^.i^.  Yjrmxriz^  nsz:ila««iff  werö-ea.  ca.*  ca*  wiridr*»  Minel 
zzi  V^rii  l-niix  der  VerT.re<^i«a  die  0  e  r  e  e  h : :  r  k  e  i  t  E.r*i  Be^nrnrnrlieh 
d^  i?n^fe  f«i  .  .  .  H.  s.  w.  *.  V^'.  §  v-    S  ?V  I  ,.  .  «i-:<i  wxnie  die» 

•  treajre  Gieickheit  ttx  Sciafe  el>ea  5»>  bald  sich  ia  ra^^Ieichheit 
Cft#i  da«  strenfi?  ße^ht  ia  rar^r^bt  Terkehr^a.  veaa  aichi  b*i  Aa- 
weisdaair  körperlicher Strarubel  aai*Leibe*r^bnexrh'ichkeit  aad  S^hwaciie 
Bedacht  g«^iK>mmea  wönie*.  Daher  aueh  Usivaadlaa^  der  Ketten- 
»träfe  ia  Zochtbaa«§trafe  bei  Weil:»era.  Hoohbejahrtea,  Minder- 
jabri^^ea  nad  Sebwächliehen.    Vgl.  GB  An.  «6 — ^T?,  M. 
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praktischen  DnrchftihruQg  eines  in  der  Theorie  noch  so 
wohl  begründeten,  jedoch  nach  einem  ganz  absoluten  Mafs- 
Stabe  aufgebauten  Prinzips  liegt*"). 


Eine  zusammenfassende,  allgemeingttltige  Charakterisierung 
der  sämmtlichen,  seit  den  dreifsiger  Jahren  dieses  Jahrhunderts 
bis  zur  Gegenwart  in  Europa,  ja  auch  nur  innerhalb  Deutsch- 
lands enstandenen  neuern  Strafgesetzbücher  ist  wegen 
der  grofsen  Mannigfaltigkeit  der  in  ihnen  vertretenen,  unter 
einander  sieh  häufig  durchkreuzenden  Gesichtspunkte,  begreif- 
licher Weise  nur  mit  grofser  Reserve  zu  geben  möglich***). 
Insbesondere  ist  auch  eine  generalisierende  Beantwortung 
der  Frage,  welche  Strafrechtstheorie  der  gesammten 
Kriminalgesetzgebung  dieser  jüngsten  Epoche  zu  Grunde  liegt  *'•), 


424)  Mittermaier,  a.  a.  0.  S.  18:  „Es  ist  immer  etwas  Mifs- 
liches  mit  einem  solchen  angenommenen  Mafsstab,  er  pafst  immer  nnr 
auf  einige  Verbrechen  und  nötigt  den  Gesetzgeber,  der  ein  solches 
Prinzip  als  allgemein  angenommen  hat,  der  Konsequenz  zu  Gefallen 
auf  jede  mögliche  Art  sich  zu  d  r  e  h  e  n ,  um  das  Prinzip  auch  den 
übrigen  Verbrechen  anzupassen**. 

425)  Beti*.  Deutschlands  s.  etwa:  Köstlin,  System  I  S.  422, 
423;  Derselbe  in  Arndts  „Germania"  I  S.  699,  II  S.  583ff.; 
V.  Holtzendorff  in  HH.  I  8.88—90.  Vgl.  auch  Geib,  Lehrbuch  I 
§  59  S.  347 flF.;  v.  Bar,  Handbuch  I  §  63 ff.  S.  178 ff.;  Seuffert  in 
StGG.  I  S.  6ff. 

426)  Zn  weit  geht  unzweifelhaft  Temme,  Lehrb.  des  schweizer. 
Strafrechts  S.  29  Anm.  1  a.  £.,  wenn  er  meint,  ,.die  gesammte 
neuere  Strafgesetzgebung  (bis  1855)  .  .  beruhe  auf  der  Theorie 
der  Abschreckung,  bei  politischen  Verbrechen  manchmal  sogar 
auf  einer  Theorie  der  absoluten  Vernichtung'',  und  der  Unter- 
schied zwischen  den  Gesetzbüchern  bestehe  vielfach  nur  darin,  dafs 
einige  derselben  erklärten,  „sie  beruhten  auf  dem  Prinzip  der 
Gerechtigkeit",  was  ihnen  nachzusprechen  die  Doktrin  häufig  un- 
aufrichtig genug  sei.  Ebenso  wenig  dürfte  aber  der  von  Garofalo 
in  den  Mitteilungen  der  JKV.  IV  2  (1993)  S.  144  ausgesproche  Satz: 
nDie  Quelle  der  modernsten  Gesetzbücher'*  sei  „die  Bessernngs- 
theorie  gewesen**  in  seiner  abstrakten  Allgemeinheit  Anerkennung 
beanspruchen.    Eher  wird  man  schon  Souffert,  Einige  Grundfragen 


1;0  Vi^  ^rrat>*-*«*tzj^':  i3^  *t>:zz  i.  Mirr^  »i^Ir  wai-'i.  ti*  rar Cr^tfiiwart. 
um  *<i  mrCT  ni.t  SLwi'rn^r.^ca  T-e-ri-czii'-a.  a!*  d*^r  iii«:>d«rnie 

Prinz  :^  T-rrSf^i-'i-'C  -.z.i*-',  r>  rr-r'mu'- ^*-'*  Trnii:ni<rn  hat, 
si*-h  ü'>=:r  »^iLr  ArL-i^-h^trii  T.  31  «^nL»i  ünd  Zwrrk  der  Sirafe 
im  Gt:a*rtzir^Uri:#f  selb-^t  drü^Li-her  ai>zTL>rr>^-hrc*^  :  rielinehr 


ete.  S.  2K  iTL^ricini«?!  k;a:ira.  «i^L '*  .eine  snverkeanbare  Tefltieni  in 
*ier  mo«ieraea  SG^rzr-**rtz^h xi;?  wairziz-izi^a*  *ei.  ^tÜ*  Ver- 
g<tlt«inz**:rafc  so  eini^iri-^iirea.  t!a  *  *;«?  a^.-h  i!*-!!!  ^ieherall^s- 
iiiwi  aa«lrr»?tt  .  -  .  Zwe^^tea  »if-n^tbar  *«ia  kazn*.  Am  zatre^en^Uten 
liiirfre  w  hl  die  o.  a.  t..»ii  WIa<*ic*  in  S:«.H'.  I  S.  ITI  aa:*5e:»te'ilte 
BraacprsEz   sein.   ^.'«  dxs  ,Tereiai^te  Prlufp  tier  Gereehtisr- 

keit  und  Nutiliehkeit «iir Gr:zi»iia^  aller  ei vili vierten Siraf- 

ire*€tzc*  biMe.  t\*^T  die  Tbe»>riei»n  «ier  einzelnen  Straige^setibücher 
LN:aü<rh!an<L»  nn«i  de*  Aii5laa«ie*  *-  it*^h  weiter  unten. 

4'/l  VzL  darüber  H  ä  b  e  r  I  i  n .  Grandiäue  1  -S.  14 :  S  •?  h  u  1 1  e .  E>ie 
n  twendi^Teilnahiae  am  Verbrechen- Leip  2.1  ^  t»  >.:?,V»:  Nicola  doni. 
Die  m*>deraen.Stralfre«rht*th»H>rieen  S  :>^:  da^^en  teilweise  abweichend 
.S  i  <-  h  a  r  t  in  Z.  XI S,  479  Die  im  Text  erwähnte  Erkenntnis  der  nenem  Zeit 
stellt  «ich  dar  als  eine  Keaktion  sr^^en  die  An^cbaaonä^^n  der  Tor- 
hergehendenEp^x-he,  in  welcher  man.  be«'>nder»  in  L>eat<cliland-  , allmäh- 
lich die  ^trafrecht9the*>rieen  nicht  nur  zu  dem  Ran^  einer  snbsi- 
diüren  Kecbt.*i:iueIIe  des  gemeinen  .Strafrechts  erh«>ben*.  sondern 
sie  !K><rar  teilweise  über  das  positive  Recht  gestellt  bane.  S.  Hepp, 
Darstellung.  Einleitg.  S.  LIff.  in  Verbindung  mit  Fenerbaek.  Lehrb. 
§  o  Ziff.  I  n-§  Vr2f[,  Vgl.  auch  Mittermaier.  Die  Sirafgesetzgebg, 
II  S.  4,  5. 

42*?;  Eine  bemerkenswerte  Ausnahme  aus  der  «llemeuesten  Zeit 
enthalt  allerdings  der  Code  p»'nal  des  Kantons  Neuenbürg  (N eu- 
ch atel;  vom  12.  Febr.  1>?91,  welcher  in  LiTre  I.  (Disposions  gi^n^rale?\ 
Titre  I,  Introd.  Art.  I  Abs.  2  ausdrücklich  bemerkt:  ,La  peine  est 
infligc  an  coupable  dans  le  but  d*assnrer  1*  autoritc  de  la  loi,  de 
pr^servcr  la  socirte  par  r  intimidation  quelle  produit  et 
de  prt'venir  une  rechute  par  la  reforme  des  condamnös".  Vgl. 
dazu  die  ßemerkun«:en  von  Thnrneysen  in  d.  Z.  für  Schweiz.  Strafr. 
V I  M  H1^3;  .S.  .';r>9  und  G  a  n  t  i  e  r  in  StGG.  I  S.  412.  —  Etwas  häutiger,  wenn- 
gleich ebenfalls  im  Ganzen  selten,  begegnet  in  den  modernen  Gesetz- 
büchern die  spezielle  Erwähnung  einzelner  Strafzweeke  bei 
bestimmten  einzelnen  Instituten.  S.  z.  B.  Ungarn  187S  §  42: 
Einzelhaft  für  Jugendliche  „zum  Zwecke  der  Besserung^ 

429)  Y.  Wächter  inRotteck  u.  We Ick ers Staats-Lexik.  Bd. XII 
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geben  uns  darüber  höchstenB  vereinzelte  Bemerkungen  in  den 
„Motiven"  oder  den  Protokollen  über  die  ständischen  Be- 
ratungen*^®) der  Gesetzbücher  einigen,  und  zwar  durchauR 
nicht  immer  genügenden  *^^\  Aufschlufs,  während  man  im  übrigen 
lediglich  darauf  angewiesen  ist,  mühsam  zwischen  den  Zeilen 
der  einzelnen  konkreten  Strafvorschriften  das  ihnen  gemeinsame 
höhere  Gnindprinzip  herauszulesen.  Daraus  erklärt  es  sich 
wohly  dafs  in  diesem  Punkte  nicht  nur  die  Gesamtheit  der 
modernen  Strafrechts-Kodifikationen*^^)^  sondern  auch  allein 
schon  die  kleinere  —  im  Folgenden  etwas  näher  zu  be- 
trachtende —  Gruppe  der  deutschen  Partikular-Strafge- 
setzbücher  eine  höchst  schwankende,   ja    geradezu  wider- 


S.468;  Luden.  Handb.  I  §  10  S.  26  Anm.  2  a.  E.  Vgl.  auchAbegg, 
Lehrb.  §  64  S.  78;  v.  Holtzendorff  in  HJH.  I  S.  384;  Schutze. 
Die  notwendige  Teilnahme  am  Verbrechen  Leipz.  1869  S.  2  u,  9; 
Derselbe,  Lehrbuch  2.  Aufl.  S.  41:  „Mit  vollem  Recht  enthält 
sich  die  neuere  Gesetzgebung  eines  Programms  über  den  Rechtsgrund 
der  Strafe".  Th  at säe h  lieh  ist  dagegen  der  Einflufs  der  verschiedenen 
Strafrechtstheorieen  wie  der  deutschen  Philosophie  überhaupt  auf 
die  neuem  deutschen  Strafgesetzbücher  ein  ziemlich  erheblicher  ge- 
wesen. S.  Seuffert  in  StGG.  I  S.  8,  welcher  besonders  auf  die 
Rückwirkung  der  Hegeischen  Lehren  hinweist.  Für  die  ä  1 1  e  r  e  Peroide 
s.  auch  schon  Mittermaier  im  N.  Arch.  d.  CR.  IV,  S.  159. 

430)  Über  die  Bedeutung  derselben  für  die  Fortentwicklung  der 
strafrechtlichen  Grundsätze  im  AUg.  s.  n.  a.  bes.:  v.  Wächter  in 
Rotteck  u.  Welckers  Staats-Lexikon  XII  S.469ff.;  Derselbe  in 
Sohletters  Jahrbüchern  I  (1855)  S.  107 ;  Das  kgl.  sächs.  Strafrecht 
S.  5  u.  Anm.  2  und  Beilagen  S.  150,  151. 

431)  S.  darüber  u.  a.:  Luden,  Handb.  I  §  10  S.  26  Anm.  2  a.E.; 
Mittermaier,  Die  Strafgesetzgebung  II  S.  4  Anm. 5  u.  bes.  Anm. 6; 
etwa  auch  Fuhr,  Strafrechtspflege  S.  244  Anm.  4.  Ähnlich  im 
Auslande;  vgl.  z.  B.  betr.  Schwedens:  üppström  in  StGG.  I 
S.  248.  Häufig  erklären  die  Motive  ausdrücklich  selbst,  kein  be- 
stimmtes oberstes  Prinzip  befolgt  zu  haben.  S.  darüber  v.  Wächter 
in Ro tte c k  u.  Welckers  Staats-Lexikon XII S. 468  u.  in  den  andern 
Anm.  430  citierten  Schriften.  Zu  vgl.  im  Allg.  über  die  M  o  t  i  v  e  u.  p  a  r  1  a- 
mentarischen  Verhandinngen  als  A  uslegnngsmittel  des  Gesetzes  auch 
noch  die  bei  V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  70  Anm.  7  citierte  Litteratur. 

432)  Vgl.  oben  Anm.  426. 


iLa^^n  a:is^LL*r V.--ä  •••ifrr «i-ri  r:Li-z  t. rw:ex*zii  il^  ^>>*>I«te 
Trjryyrx  Arr  Trrrrliirü-i-rn  «^rr^^iiTi-Äe.^  T^rtrrr^rt  sehen 
w»  Il^rn***  •  zia*l;ca  ^r^dere  ie  rerM^i -riir::»»  Zwrt^ke  d^ 
relacires  TL^>r:r*r=.  al*  ILr?  Grxr^»iIiÄ  t-^ex-irieii  zu 
ölrfen **2  :  ei-^  dritte  ü-t-l^z^  e-'il  r*  r-i^  a -«rr  daiia. d^i  nur 
tmü  eünem  5#>r.  reai»?«?'i»'rn  >u^ir^Lis^'«^?;c^e  il^  Eede  sein 


4S:^    I>Ä§  Gtixrie   ^i    rm   ^t*Ä   Teil    »r:«   »>ei    ftr   das 

4M  S«>  E.  B.:  Breideaba-f b,  K>aL3feea*ar  i::a  sr:-.!«^  keüä^^rk. 
iri<jh.  I  :>4±  S-  14^:  ,I»-r»  Priaxfp  cer  Gere^kiif  keit  hiLci^« 
■lebr  o-ier  wesirer  as^aaijn«'.*:«  «üe  ae^erm  Sirafr«etibäehier  -  .  .*: 
E.  J.  Bekker.  Tlr«>rie  d*«  he-iipea  d«3:s^h^s  Scaävekts,  Bd.  I 
Leipzig  IS'd  S.  T^C:  ,Iek  Kell*  dra  San  a;if.  de»  kemti^ea 
dentsrkea Sirafre^fht  ü^^  eioe  ab«ol£te  Theorie  .  .  .  laGmede*. 
V^.etira  ao<:h  ao^b  Fuhr.  Stra&ecbt*p:!e^e  eie.  S.  ±-U.  :?15,  welcher 
zvar  im  A!!^.  da^  von  dea  aecera  de^u^bea  «le^etzbüebera  befo!^e 
Strafrecbt*<T*teni  alj  ^^Tnkret istisches*  bezeichnet,  jedoch  hia- 
znfo^,  da.s  das  ^Gerechtigkeitspriaiip*  irad  die  ,Ver- 
^eltaagstheorie^  ia  ihm  die  Torherrschaft  hane,  voaeben 
,die  nbn^n  The«jrieea  nur  als  Schattiernng^ea  des  Systems  er- 
scheinen*. 

435;  S.  z.  B^  L.  A.  Warnköni?.  Rechtsphilosophie  als  Xatnr- 
lehre  dea  Rechts.  Freibnr?  L  B.  IS:^  §  1^  S.  4«  »7:  .Die  onter  dea 
Namen  der  rclatiren  Stratrechtstheorie  bekannte  AaiYassnn^9weise 
der  ^^trafe  ist  in  cnserm  Jahrhundert  so  sehr  verbreitet,  dafs  sie, 
und  zvar  oft  aosschlierslich,  die  Grnndlage  der  nenern  Straf- 
l^etetzbucher  bildet*.  Hepp,  Darstellong,  Einleitung  S.  XXXI ff. 
behauptet,  dafs  dem  .relativen  Prinzip  .  .  .  ohne  Unterschied  alle 
neoem  Gesetzgebungen  and  Entwürfe  bislt^.V  huldigen*,  und  avar 
insl>e0,  dem  der  Abschreckangstheorie  . . .  ^  von  weichem  sieh  aar 
die StGBr.  T.Sachsen  18;A  Brannschweig  nnd Baden  etwas Ireier 
gehalten  hätten«  Anch  nach  Eöstlin,  System  1  S.422.  4:^  schleppt 
die  nenere  dent.<»che  Strafgesetzgebnng  seit  163S)  im  Allg.  «noch  ganz 
den  Grnndcharakter  der  relativen  Theorieen  .  .  .  nach*.  Vgl. 
etwa  anch  noch  Böhlau,  Nove  constitntii-nes  domini  Alberti,  d.  i. 
der  Landfriede  vom  J.  1235  mit  der  Glosse  des  Nicolaos  Wann. 
Weimar  lüCA.  Beilage  VI  S.  67. 
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könne,  in  welcher  mit  einem  gewissen  Eklekticismus  das 
Passende  bald  ans  dieser,  bald  aus  jener  Theorie  zusammen- 
gestellt sei"*).  Eine  nähere  Prüfung  der  einzelnen  Gesetz- 
bücher bestätigt  uns  im  Ganzen  die  Richtigkeit  dieser  letzten 
Ansicht,  indem  wir  durchgehends  neben  den  mehr  oder  minder 
berücksichtigten  verschiedenen  äufsern  Zweckmäfsigkeits- 
momenten  doch  auch  noch  den  der  absoluten  Theorie  in- 
härenten Vergeltungsgedanken  aus  zahlreichen  —  sogleich 
noch  näher  in  Augenschein  zu  nehmenden  —  Bestimmungen 
hervorblicken  sehen**'). 


436)  Nach  Köstlin,  System  I  S.422  und  in  Arndts  ^^Germania" 
II  S.  578,  583  ff.,  589,  594  huldigen  die  neuem  deutschen  Strafgesetz- 
bücher seit  1838  „grundsätzlich  (und  zum  Teil  mit  Koketterie)  dem 
Eklekticismus".  Vgl. auch  A b e g g ,  Die  Strafrechtstheorieen  S.  1 69, 
170;  Häberlin,  Grundsätze  I  S.  14,  15;  Berner,  Lehrbuch  12.  Aufl., 
S.  34,  85  u.  Anm.  1:  „Überall  strebt  die  Gesetzgebung  nach  einer 
Vereinigungstheorie**.  y.  Bar,  Handbuch  I  §  95  S.  270:  Die 
Kombination  der  Yergeltungstheorie  mit  den  relativen 
Theorieen  ist  „in  Wahrheit  regelmäfsig  die  herrschende  gewesen 
in  den  Gesetzgebungskommissionen  und  den  gesetzgebenden  Versamm- 
luBgen**,  wofür  der  Grund  darin  zu  erblicken,  dafs  eine  solche 
Koalition,  obwohl  „theoretisch  unhaltbar,  in  der  Form,  in  welcher 
sie  auftritt,  ...  doch  praktisch  die  wichtigsten  Ergebnisse  liefert**. 
Fuhr,  Strafrechtspflege  S.  244:  „Sämmtliche  (neuere  deutsche)  Ge- 
setzbücher sind  .  .  einem  synkretistischen  Systeme  gefolgt**  (s. 
jedoch  auch  oben  Anm.  434).  Vgl.  das.  noch  Näheres  in  Anm.  4  auf 
S.  244  einerseits  über  die  Berechtigung  der  Vereinigungstheorie, 
andrerseits  über  das  Phraseologische  bei  dem  Begriffe  der  „Gerechtig- 
keit". Seuffert  im  StGG.  I  S.  8:  „Mehr  oder  weniger  bewufst  wirkten 
in  den  Seelen  der  Verfasser  der  deutschen  Strafgesetzbücher  .  .  . 
neben  einander  die  absoluten  und  die  relativen  Theorieen, 
bei  der  einen  Bestimmung  vorwiegend  der  eine  Zweck,  bei  der  andern 
Vorschrift  eine  andere  Erwägung". 

437)  Auch  die  neuere  ausländische  Strafgesetzgebung  steht 
im  Allgemeinen  auf  diesem  Standpunkt  (vgl.  oben  Anm.  426),  obwohl 
natürlich  —  ebenso  wie  in  Deutschland  -  in  den  einzelnen  Ländern  bald 
dieser,  bald  jener  Gesichtspunkt  mehr  in  den  Vordergrund  gestellt 
ist,  so  dafs  man  auch  hier  vor  einer  ziemlich  bunten  Musterkarte  steht.  — 
So  ist  z.  B.  nach  Domela-Nieuwenhuis  in  den  Mitteilungen  d. 
JKV.  m   (1891)   S.  96    als    die  Grundlage    des    neuen    nieder- 

GUnther,  Idee  der  WiedcrvcrgcUung.    111,1.  I3 
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[i%^iit\tn  .'rti'B«,  T.  a  IS^l  c-?t  Y*r5*!:iar«ffedamke  xa  be- 
tia*^it*m-  L1-*^r  <!:*  ia  ^rs  M :  tiTri  rx  e.  ».'«-iiea-Eatwxr:«  t.  1  V^-l^tr.  Aaf- 
h^.hzs^  Oft  T^-f**«rTa:>  ii-rrr.>rr*i«:'t«5ra-ta  S:Tafr»rek*  i.  Heiaxe  ia 
HH.  I  ii. Z'3}  I>a*  dezi  dr-n*^i-ra  ES:»-t S.  ai^* T?rwar-:te  aarariscke 
>*Sy%.  To«  l'*!*  ist  aarh  WIa««i^«  ia  S:«-'0.  I  S.  171  T-illig^  dcrth- 
drcäjrea  to«  eiaer VcTeia:raÄff«:keorie.  welraeGereehii^keit 
HT/l  NS'zIf'^i.k^::  r^leirk  sruti^rbi,  w«>-«ri  es  sei  ,Ä>w»kl  to«  der 
Ih^jTie  der  abfolctea  i^ere^htixkrit  aT«  T.?a  cer  Cc«  rohea  U ti- 
li tari  «Mas  ferae*  Lilt  «sd  *i-fh  l^:«tr<^bt.  ^cie  Aaspröcbe  der 
HaBaaitäf  mit  deaea  drii^erechti^keit  sad  der  aödsea Strease 
ia  Eiaklan^  zu  brisren"  a.  jl  0.  S.  1«!.  ITf  .  Dasselbe  Strebea 
kfraiu^i'-haet  nach  £.  Olrik  ia  SnltG.  I  S.  212  a.  2lo  aack  das 
^t<>B.  für  Daa^cark.  iie>Les  ta::pt<5ehlirrk  die  Snafe  als  eine 
A'or«i«:TZi^  der  Gerechtigkeit*  lietra^rfctet.  ^t»ei  derea  Erfüllung  auui 
V^er  zugleich  eiLenSehntz  :cr  die  Gesellschaft  herstellt*  Eia- 
l9crs  der  Aaj^ichtea  tobF. C.Borne ma na.  f  ISol  ,  ohne  damit  veder 
der  reia  absolntea  B-»rh  einer  einseitigen  reiatirea  Theorie 
ZD  huWA^en  a.  a.  O.  S.  215.  wr»selt»*t  Nähere«  .  L1»er  dea  teüweise 
wech^elEden  Stacdpankt  der  schwedischen  Straf^esetzgebnag  giebt 
aoi^füfariicbea  Anfs^hJafs  Uppstrüm  ia  Sti30.  I  S.  f-Kff.  Während 
die  Entwürfe  Ton  l^o2  und  1S44  «o.  e.  VO-  v.  21.  Dez.  lSr»7  betr.  die 
Vollstreckung  der  Freiheit«*iTafe  in  Einzelhaft  relatire  Zwecke, 
in.*t>e».  die  Verhütung  von  Verbrechen  und  Besserung  der  Delin- 
quenten entschieden  in  den  Vor<?ergnind  gestellt  hattea  S.  246,  M7  , 
ist  im  geltenden  StGB.  v.  1^^  nach  Uppstrüm  ät»erfaanpt  keine 
bestimmte  Strafrechtstheorie  be«»baehtet.  sondern  dem  Eklektizismus  ge- 
huldigt worden.  A.  M.:  H  a  g  s  t  r  ö  m  e  r ,  Om  Frihetsstraffen.  üpsal.  UniT.- 
Ar«krift  1875.  p.  1":^  und  Annerstedt,  Om  strafmättning,  Upsala 
l>VJ^f.  p.  fÄ  Tür  die  Präventionstheorie  nach  Grolmann,  beiw. 
Boström  'f  1^>3]  in  erster  Linie,  wobei  aber  auch  die 
Vergeltungsidee  und  die  Zwecke  der  Abschreckung  imd 
Besserung  berücksichtigt  worden).  Freilich  seien  .die  Ansichten  der 
»<:hwedischen  Denker  und  Rechtslehrer  aus  dem  Anfange  dieses  Jahr- 
hunderts, die  der  Vergelt ungstheorie  entweder  rein  (wieBiberg), 
Oiler  mit  Annahme  von  Nebenzwecken  —  Besserung,  Abschreckong 
—  ^wieGrubbe)  hnldigten%  nicht  ganz  ohne  Eindufs  gewesen,  und 
das  Gleiche  gelte  von  der  von  Boström  und  seinen  Schülern 
^Nyblaeus,  Sahlin  u.a.)  an  den  schwedischen  Universitäten  vorgetragenen 
absolnt-idealisti  sehen  Theorie" ;  aber  „zu  einer  organischen  Ver- 
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mentarischenVerhandlnngen  in  den  Kammern,  indem  wir  auch 

Wertung  dieser  oder  irgend  einer  andern  Theorie  (sei)  der  Gesetzgeber 
nicht  gelangt"  (a.a.O.  S.248).—WährendFoinitzki  i.StGG.IS.278dem 
ra88i8ch.StGB.y.  1845  trotz  seiner  Annähening  an  die  westeuropäische 
Gesetzgebung  „ein  einheitliches,  das  ganze  Werk  durchdringendes 
Prinzip,  eine  grundlegende  und  einheitliche  Idee"  abspricht,  betont 
Thuemmel  im  GS.  XLV  (1891)  S.  323 ff.  u.  S.333  für  das  noch  sehr 
ähnliche  spätere  Gesetzbuch  von  18GG  das  starke  Hervortreten  der 
Gesichtspunkte  der  Prävention  und  das  Aufserachtlassen  des 
Besserungszwecks.  —  Über  die  Strafgesetzbtlcher  für  S p a n i e n  von 
1822,  1848/50 u.  1870  (30.  A«g)  s.  Rosen  fei d  in  StGG.  I  S.  499-504, 
der  fllr  das  geltende  GB.  y.  1870/71  aufmerksam  macht  auf  „die 
feine  Abstufung,  wonach  die  schweren  Verbrechen  durch  affliktive 
Strafen  , geahndet*  die  weniger  schweren  durch  korrektione  11  e 
jZurtlckgedrängt'  werden,  während  für  die  Übertretungen  das  GB. 
leichtere  Strafen  »anzeigt*"  (S.  504),  worin  nach  Pacheco  (vgl. 
dessen  Estudios  deDerecho  penal  etc.  Madrid  1.  ed.  1812,  5.  ed  1887  u. 
El  Gödigo  penal  concordado  y  comentado.  Madrid  1.  ed  1848 ,  6.  ed 
1888)  „ein  Hinweis  auf  die  Strafzwecke  der  Vergeltung,  —  der 
Besserung  —  der  M  a  h  nu  n  g  liegen**  soll.  —  Im  G  egensatze  zu  dem  stark 
die  Abschreckung  betonenden  Code  pönal  v.  1810  (s.  schon  ob.  S.  115 
Anm.  260)  beruhen  d.  seit  1832  in  Frankreich  vorgenommenen  Reformen 
des  Strafrechts  auf  dem  dort  „hauptsächlich  durch  Rossi  entwickelten 
Eklekticismus,  wonach  die  Gerechtigkeit  den  Grund  des 
Rechts  zu  strafen,  die  Zweckmäfsigkeit  das  Mafs  seiner  An- 
wendung bestimmt".  S.  Ri  viere  in  StGG.  I  S.436.  Das  Gleiche  gilt 
im  Alllg.  auch  für  den  Code  penal  b  e  I  g  e  v.  15.  Okt.  1807,  nach  welchem 
„die  Wiederherstellung  der  öffentlichen  Ordnung  der  Hauptzweck  der 
Strafe"  ist,  und  dessen  „Grundprinzip"  man  kurz  bezeichnen  kann 
als  „Reaktion  gegen  das  Verbrechen  in  den  Grenzen  der  Notwendig- 
keit und  Gerechtigkeit  in  der  Hoffnung  auf  Besserung  des 
Verurteilten".  Prins  in  StGG.  I  S.  462.  463-,  vgl.  clas.  S.  463,  465, 
466  noch  Näheres,  bes.  über  das  Hervortreten  des  B  e  sser  ungs zwecks , 
während  das  Abschreckungsprinzip  in  den  Strafmitteln  keinen 
Ausdruck  mehr  gefunden  hat  (S.  466).  „Denselben  Geist  der  Milde 
und  Gerechtigkeit  wie  das  Werk  des  belgischen  Gesetzgebers" 
atmen  (nach  Berg  in  StGG.  I  S. 473)  auch  die  Vorschriften  des  Code 
p^nal  fUr  Luxemburg.  —  Über  das  neue  italienische  StGB,  von 
1889  s.  Alimena  in  StGG.  I  S.  588,  nach  welchem  der  v.  S.  der 
Kriminalanthropologen  dem  GB.  zum  Vorwurf  gemachte  „Eklekticis- 
mus" durch  die  Umstände  geboten  war.—  Übereinstimmung  herrscht 
darüber, dafs  das  englische  und  nordamerikanische,  nur  prak- 

lo 


iiTiL  ir-zrr    :ia   •  rr 


•'-^  ' /-.-  •   ■•■-<:        "    -.1  ♦-•r  -•%  '3-  TT  l*.-rjrrrrzi-r«^.-TTar*  ■•■■ 

/'      ^./    ^''4.**    rr"  ---.in-    ZI  :.-::  I^-  i.*!i  l-^  3 --mr 

>t,  . •'!'»'!  ..r   ;.-:j'  ?  -  i  '  - 1 '    .1  rr-::r  ui'i  t.--^:r  n  irra "«"  •  •  i  *  :*- 

/  '  I  «  *   /'>*•'■  "  »  -■   --1.     *•!    I.   r-tl  -•!■  «1   n   L-3.  Z-imns  ^»m  Z^*"^ 

•/■     /  *    *  •.  *■    a  ,1  t    J  ♦   ;j:      mit    ••*ii  »-^^-i   "  »n.   l^'-a     !•-*    ii»«fr 

ti  <*.-a  •  m  « *..  »  ^'••;i   it^rf^^s^»"  »^a^-  .    t»-"  ia-ü  y    *  •    i  1 1  xf  * 

i-i**   <--^  A  i./^*'  »r    ♦.*-'    1  .  •  1    i'*  1    "M-ir: — 'ir:*ii»*-  ri*      i»Tr    ifr-r  T*r- 

r  «#'1  r  ■  ^  *;•»  ^  ,*♦»»  /.--XU  ii;»'i:i'r  *-n#*-wi^-:*  ♦>  5  ^  i  :  i  i  •  ai.  x.  ^  -I. 
/•'i*»i^^^^tt  'i'»i  » *r#«*  1.*  :•*!!*  A  i.*xi j_ii**!i  ix»!rt!>^rr*i  *ö«f»- 
#/. .  .*•/  ,*t    t    • -,   4".  M,.   a.  X.  •:-    .•.-4  n  -i-toi  «i-a  ■:  :.^   fr:i»*rw« 

,  >*•-    <"4'.'*>^;.*#'.v^/,?,4j  ,  .  •,;..';  <.->-, i-r-  w^  -ii*^  fxr  Lt-^a  t  •  c«em 


Die  Strafgesetzgebung  seit  d.  Mitte  des  1 8.  Jahrh.  bis  zur  G  egenwart.   197 

geredet,  vielmehr  durchweg  eine  Kombination  an  sich  heterogener 
Elemente  angestrebt  finden,  wobei  die  uns  speziell  interessierende 
Stellung  zur  Vergeltungsidee  bald  als  eine  äufserst  ent- 
gegenkommende, bald  als  eine  mehr  oder  minder  zurückhaltende 
erscheint. 

So  fixieren  z.  B.  die  Motive  zum  kgl  sächsischen 
Strafgesetzbuch  von  1838  in  ziemlich  allgemeiner  Weise 
ihren  Standpunkt  dahin  dafs  „weder  die  Wiederver- 
geltungs-  noch  die  Abschreckungs-  noch  die  Besserungs- 
theorie ....  für  sich  allein  eine  rationelle  Grundlage  der 
Kriminalgesetzgebung  darbieten^  könne"«),  und  ebenso "•)  be- 
vorzugen die  Motive  zum  wUrttembergischen  Strafgesetzbuch 
prinzipiell  weder  einen  der  relativen  Zwecke  ausschliefslich, 


hat.**  Im  Ganzen  gilt  dies  wohl  erst  recht  auch  noch  fttr  die  Ausschufs- 
antrage  d.  Entwurfs  von  1893. 

428)  Vielmehr  könne  die  Kriminalgesetzgebung  nur  darauf  ge- 
richtet sein,  „aus  jeder  der  benannten  Theorieen  das  Richtige 
und  praktisch  Anwendbare  ...  ins  Leben  treten  zu  lassen".  Vgl. 
V.  Wächter,  Das  kgl.  sächs.  u.  thüring.  Strafrecht  §  13  S.  63 ff.; 
Hepp,  Darstellung,  Einleitung  S.  XXXII;  Heinze  in  HH.  I  S.318; 
Berner,  Lehrbuch  S.  35  Anm.  1.  Gegenüber  einer  Äufserung  der 
Deputierten  der  ersten  Rammer,  dafs  dem  Gesetzgeber  „für  Begründung 
des  Rechts  auf  Strafe  die  unabweisbare  Überzeagong**  genüge,  „dafs 
dieses  Recht  ein  Postulat  jeder  geordneten  bürgerlichen  Gesellschaft 
sei",  die  ohne  dasselbe  offenbar  nicht  bestehen  könne,  wurde  bei  den 
Beratungen  später  eingewandt,  dafs  der  Gesetzgeber  bei  jedem  Ge- 
setze ein  bestimmtes  Prinzip  —  wenn  auch  nur  unwillkürlich 
befolge  und  befolgen  müsse.  Daraufhin  erklärte  die  Regierung, 
„dafs  sie  im  Hauptwerke  das  Prinzip  der  , Gerechtigkeit'  vor 
Augen  gehabt  habe**,  und  zwar  dasjenige  System,  welches  darauf  be- 
ruht, „das  Recht  durch  Strafe  wiederherzustellen,  welches  durch  das 
Verbrechen  gestört  sei,  wohl  zu  unterscheiden  von  strenger 
Wiedervergeltung".  Hepp,  Darstellung,  Einleitung  S.  XXXIII; 
Sahaffrath,  Grundwissenschaften  des  Rechts  etc.  Leipz.  1841,  HeftI 
S.  174  ff.  Vgl.  auch  v.  Wächter,  a.  a.  0.  S.  64  ff.  Über  die  Frage 
nach  dem  Einflüsse  der  Feuerbach'  sehen  Theorie  auf  das  sächs.  StGB. 
von  1838  s.  schon  oben  S.  135  Anm.  303. 

439)  Über  die  Ähnlichkeiten  und  Unterschiede  zwischen 
den  Motiven  des  württemb.  Strafgesetzbuches  und  denjenigen  des 
sächsischen  von  1838  s.  Heinze  i.  HII.  I  S.  318. 
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legen  die  Motive  zu  dem  vortrefflichen  brannschweigigchen 
Kriminalgegetzbuch  (vom  10.  Juli  1840)**')  auf  die  Vorstellung 
der  Vergeltung  ein  sehr  entscheidendes  Gewicht,  ohne  frei- 
lich damit  die  praktischen  Tendenzen  der  Besserung,  der 
Sicherung  und  namentlich  der  Abschreckung  (bezw. 
Warnung)  beeinträchtigen  zu  wollen*").    „Der  Staat"  selbst 


Gesetzbache  selbst  durchaus  prävaliert.  Vgl.  Hepp,  a.  a.  0.  II, 
1,  S.  364 ff.  und  Einleitung  S.  XXXV— XXXTX-,  Berner,  Lehrbuch 
S.  35  Anm.  ];  v.  Bar,  Handb.  I  S.  180;  v.  Seeger,  Abhandlungen 
S.  19;  Derselbe,  Die  Strafrechtstheorieen  Kants  etc.  S.  5;  Fuhr, 
Strafrechtspilege  S.  245.  —  Im  Allg.  zu  vgl.  noch  y.  Kapff,  Bemerkgn. 
zu  dem  Entwurf  eines  StGBs.  für  das  Königr.  Württemberg,  Stuttg. 
1836,  S.  Iff.;  Mittermaier,  Strafgesetzgebung  II  S.  14;  Derselbe, 
im  N.  Arch.  der  CR.  1836  S,  403,  1838  S.  319  ff.;  Ab  egg,  Kritik  d. 
wttrtemb.  Entwurfes  S.  15ff.;  y.  Preuschen,  Die  Gerechtigkeits- 
theorie  I  S.  9 ff.,  II  S.  95 ff.;  Derselbe,  Beiträge  zur  Kritik  S.  5 ff.; 
Hepp,  Kommentar  über  das  neue  württemb.  StGB.  I  Tübingen  1839 
S.  17ff.;  Berner,  Strafgesetzgebung  §  118  S.  117ff.;  Heinze  in  HH. 
I  S.  317,  318. 

441)  Ober  das  braus chweigi sehe  Krlm.GB. im  Allg.  ygl.  schon 
oben  S.  169  Anm.  381.  Die  yon  Geh.  Rat  y.  Schleinitz  yerfassten 
(s.  Mittermaier,  Strafgesetzgbg.  I  S.  86;  y.  Wächter,  Beilagen 
S.  170}  Motiye  desselben,  welche  zwar  ebenfalls  keine  der  gangbaren 
Theorieen  als  alleinige  Grundlage  einer  Strafgesetzgebung  für 
passend  erachten,  aber  doch  die  Notwendigkeit  eines  obersten 
Prinzips  betonen  (Mittermaier,  Strafgesetzgebimg  I  S.  85,  11^.  4 
Anm. 5;  Berner,  Strafgesetzgebung  S.  145),  kommen  nachKöstlin, 
System  I  S.  423  Anm.  1  unter  allen  Erörterungen  der  deutschen  Parti- 
kulargesetzbücher „der  richtigen  Einsicht  yom  Wesen  der  Strafe  am 
nächsten".  Seuffert  in  StGG.  I  S.  8  bemerkt,  dafs  die  Ausführungen 
der  braunschweigischen  Motive  an  Kants  Ansichten  gemahnen. 
Die  Motiye  selbst  freilich  (Breymar,  Das  Krim.GB.  für  das 
Herzogtum  Braunschweig  nebst  den  Motiven  etc.  S.  147,  148)  waren 
der  Ansicht,  dafs  die  von  ihnen  vertretene  Theorie  im  Wesentlichen 
übereinstimme,  mit  dem,  „was  der  unsterbliche  Bentham,  (freilich) 
von  einem  andern  Gesichtspunkte  aasgehend,  als  das  Resultat  der 
....  Forschungen  seines  langen  Lebens  durch  die  Maxime  bezeichnet : 
,le  plus  grand  bien  du  plus  grand  nombre*".  Vgl.  Berner,  Strafge- 
setzgbg. S.  146;  Hepp,  Darstellung,  Einleitung  S.  XLII  u.  (zweifelnd) 
Heinze  in  HH.  I  S.  319. 

442)  In  dieser  Beziehung  bemerken  die  Motive  selbst  (Brey- 
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—  80  ftkhrt  der  hierauf  bezügliche  Passus  ans,  ebenso 
wie  tlberhanpt  „alle  bürgerliche  Ordnnng,  die  ganze  Rechts- 
geseizgebnng  ist . . .  oder  sollte  (doch)  sein  der  Wiederschein, 
das  Gleichnis  der  sittlichen  Weltordnnng,  angewendet 
auf  die  ihm  besonders  überwiesenen  Kreise^.  Es  müsse  also 
„die  Anfgabe  der  ßechtsgesetzgebong  .  .  .  darin  bestehen, 
die  änfsem  Bedingungen  der  Möglichkeit  einer  sittlichen 
Existenz  zu  sichern  oder  m.  a.  W.  den  Rechtsfrieden  zu 
erhalten^.  Der  Staat  sei  demnach  „ebenso  berechtigt  als  ver- 
pflichtet, denjenigen,  welcher  wissentlich  durch  äufsere  Hand- 
lungen die  äufsern  Bedingungen  der  sittlichen  Existenz  Andrer 
aufhebt  und  stört,  als  Verbrecher  zu  behandeln".  Bei  Be- 
strafung desselben  bringe  er  daher  „das  göttliche  Gesetz 
der  ewigen  Gerechtigkeit  und  Wiedervergeltung  zur  An- 
wendung, nach  welchem  im  Gebiet  der  Sittlichkeit  überhaupt 
der  Schuld  ein  Übel  folgt".  Die  bürgerliche  Strafe  sei 
„nichts  andres  als  das  notwendige  Cbel,  welches  die  not- 
wendige Folge  der  rechtlichen  Schuld  sein  mufs,  so  dafs 
sich  in  ihr  nur  ein  ewiger  moralischer  Grundsatz  in  der 
Rechtsphäre  offenbart".  „Der  Grund  und  Zweck  der  Rechts- 
gesetzgebnng  überhaupt  and  der  Strafgesetzgebung  insbe- 
sondere" könne  daher  lediglich  in  der  „Erhaltung  und 
Förderung  der  sittlichen  Ordnung  gefunden  werden""*). 


mar,  Das  Erim.GB.  S.  150):  „Man  darf  zwar  .  .  .  den  Grund  und 
Zweck  der  Strafe  nicht  allein  in  der  Abschreckung  suchen; 
allein  dafs  sie  neben  der  .  .  .  Idee  des  Rechts  ein  Hauptelement 
zur  Erhaltung  des  Rechtsfriedens  bildet,  läfst  sich  nicht  verkennen*'. 
Vgl.  auch  Bern  er,  Strafgesetzgebung  §  134  S.  145— 148;  Derselbe, 
Lehrbuch  12.  Aufl.  S.  35  Anm.  1.  Über  die  Frage  nach  dem  Einflüsse 
der  Fe uerb ach' sehen  Theorie,  bezw.  des  bayer.  StGBs.  von  1813 
auf  das  braunschweig.  Krim.GB.  s.  schon  oben  S.  135  Anm.  303. 

443)  Breymar,  Das  Krim.GB.  ftir  das  Herzogtum  Braun* 
schweig  etc.  S.  147.  Vgl.  Mittermaier,  Die  Strafgesetzgebung  I 
S.85,  IIS.4Anm.5;  Derselbe  im  Arch.  des  CR.  1840  S.  325;  Hepp, 
Darstellung,  Einleitung  S.  XLII;  Bern  er.  Die  Strafgesetzgbg.  §  134 
S.  145,  146;  Heinze  in  HH.  S.  318,  319;  H.  Meyer,  Lehrb.  4.  Aufl. 
S.  28;  5.  Aufl.  S.  20.  S.  auch  über  den  „Mafsstab,  nach  welchem 
das  Strafmafs  bei  den  verschiedenen  (einzelnen)  Verbrechen  unter 
einander  sich  bestimmen  mufs":   Breymar,   Das  Erim.GB.  S.  149- 
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Den  Gesichtspunkt  der  Gerechtigkeit  in  den  Strafen 
betonte  man  hauptsächlich  auch  bei  den  Erörterungen  und 
Beratungen  über  das  Kriminalgesetzbuch  fUr  das  Königreich 
Hannover  vom  8.  Aug.  1840***),  —  welches  übrigens  auch  in 
der  thatsächlichen  Hervorkebrung  des  Abschreckungs- 
zwecks*^^)  mit  der  Gesetzgebung  des  benachbarten  Braun- 
schweigs  llbereinstimmt  **')  —  sowie  bei  denjenigen  über  das 


444)  Vgl.  Bern  er,  Strafgesetzgebung  §  145  S.  160,  161:  „Nach 
der  in  der  ständischen  Kommission  ,Yon  dem  mit  den  Absichten  der 
Regierung  am  meisten  vertrauten  Mitgliede  der  Ständeversammlung* 
gemachten  Mitteilungen,  soll  es  bei  der  Abfassung  des  Entwurfs  nicht 
beabsichtigt  worden  sein»  ein  bestimmtes  System  des  Kriminalrechts 
oder  eine  künstliche  Theorie,  aus  welcher  die  Strafgesetze  ge- 
folgert oder  gerechtfertigt  würden,  zu  Grunde  zu  legen ;  nurAu  fr  echt- 
erhalt ung  der  Gere  chtigkeitundG  er  echt  igkeit  in  den  Strafen 
selbst  sei  die  Basis  des  vorliegenden  Entwurfs  Die  Kommission 
pflichtete  dieser  Auffassung  bei;  sie  lobte,  dafs  keiner  vereinzelten 
Theorie  vom  Strafzwecke  gehuldigt  worden,  sondern  so  wie  das  Be- 
dürfnis des  bürgerlichen  und  sittlichen  Lebens  .  .  es  fordere,  nicht 
allein  die  Bestrafung  des  begangenen  Verbrechens,  sondern  auch 
dieVerhütung  künftiger  Verbrechen  sowohl  durch  Abschreckung 
als  durch  Besserung  bezweckt  und  jede  Rücksicht  da  hervorge- 
hoben sei,  wo  solche  den  besten  Einüufs  zu  üben  geeignet  sei**.  Vgl.  auch 
Leonhardt,  Kommentar  über  dasKrim.GB.  für  das Königr. Hannover 
Bd.I  (1846)  §  6  fr.,  S.24,  2b-  „Wie  man  über  diese  Äufsenmgen  auch 
im  Übrigen  denken  mag,  es  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dafs  der- 
selben die  Ansicht  zu  Grunde  liegt,  der  Gesetzgeber  huldige 
dem  Prinzip  der  Gerechtigkeit,  welche  man  in  neuester  Zeit 
als  die  bfirgerliche  Gerechtigkeit  bezeichnet  hat**;  Heinze  in  HH. 
I  S.  319. 

445)  Vgl.  z.  B.Mittermaier,  Strafgesetzgebung  II  S.94,  lUff.y 
Hepp,  Darstellung,  Einltg.  S.  XXV ;  Bern  er,  Strafgesetzgbg.  S.  166. 
Auch  Leonhardt,  Kommentar  S.  26  bemerkt,  dafs  das  Gesetzbuch 
mehrfach  „der  Abschreckung  Konzessionen  gemacht**  habe. 
Über  die  Verschärfung  der  Todesstrafe  s.  schon  oben  S.  37  Anm.  52 
litt.  d. 

446)  Zu  weit  ging  aber  allerdings  wohl  An t.  Bauer  (Entw.  eines 
StGBs.  für  das  Königreich  Hannover  mit  Anmerkungen.  Gott.  1826 
Bd.  I  S.  291— 295,  wenn  er  in  dem  (im  Wesentlichen  mit  dem  spätem 
GB.  identischen)  hannoverschen  Entwürfe  lediglich  die  Feuer- 
b ach' sehe  Theorie  des  psychologischen  Zwangs  (bezw.  seine  eigene 
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Strafgesetzbuch   für   das  Grofsherzogtum  Baden  vom  Jahre 
1845**'').    Ebenso  ist  endlich  als  das  ^jGrundprinzip"  des 


„Wamungstheorie'*)  durchgeführt  zu  sehen  meinte.  S.  dagegen  bes. 
Leonhardt,  Kommentar  S.  26  und  zum  Teil  auch  Berner,  a.  a.  0 
S.  161,  welcher  Jedoch  einräumt,  „dafs  sich  die  Nachwirkungen  der 
Feuerbach' sehen  Lehren  allerdings  nicht  yerkennen  lassen,"  ob- 
wohl sie  sich  bereits  „an  den  neuem  Zeitideen,  bes.  an  der  Theorie 
der  sog.  blirgerlichenGerechtigkeit  abgestumpft*"  hätten,  sowie 
dafs  iemer  das  bayerische  StGB,  yon  1813  „unbestritten  .  .  bei 
der  Entwerfung  des  hannoverschen  Gesetzbuchs  als  Grundlage  gedient" 
habe  und  ihm  „zahlreiche  Bestimmungen  wörtlich  entnommen 
worden"  seien.  Vgl.  Lehrbuch  12.  Aufl.  S.  35  Anm.  1.  Ähnlich  auch 
V.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  103:  „Unter  den  Materialien,  aus 
denen  das  (hannov.)  StGB  hervorging,  nimmt  das  bayerische  StGB, 
unzweifelhaft  die  erste  Stelle  ein,  wenngleich  der  Feuer- 
bach sehen  Abschreckimgstheorie  .  .  .  ihre  Schärfe  benommen  ist  und 
derEinflufs  der  Gerechtigkeitstheorie  wahrnehmbar  hervortritt". 
S.  über  den  Einflnfs  des  ba3er.  StGBs.  auf  Hannover  auch  noch  v.  Bar, 
Handb.  1  S.  178;  v.  Wächter,  Beilagen  S.182;  oben  S.  135  Anm. 303. 
447)  Die  dem  badischen  StGB,  zu  Grunde  liegenden  obersten 
Prinzipien  sind  übrigens  verschieden  beurteilt  worden.  Während  B  e  r  n  e  r, 
Strafgesetzgbg.  §  173  S.  201,  Lehrbuch  12.  Aufl.  8.  35  Anm.  1  und 
Heinze  in  HH.  I  S.319ihm  eine  „bestimmt  „formulierte  einzelne 
Strafrechtstheorie"  als  Grundlage  überhaupt  absprechen  und 
höchstens  eine  Vereinigungstheorie  gelten  lassen  wollen,  und 
V.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  111  es  wohl  aus  demselben  Grunde 
dem  württembergischen  StGB,  gleichstellt,  war  es  nach  Hepp, 
Darstellung,  Einleitung  S.  XLVIlIff.  (in  Gemäfsheit  der  Motive  zum 
Entw.  V.  1836,  S.  30  ff.)  „ein  vorzügliches  Streben  (des  Gesetzgebers) 
bei  allen  Strafandrohungen  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  zu 
genügen  und  in  diesem  Streben  dem  Ermessen  des  Richters  soviel 
Raum  zu  geben,  als  notwendig  ist,  um  ihm  möglich  zu  machen,  im 
einzelnen  Falle  die  ,der  Verschuldung  anpassende'  Strafe  zu 
erkennen";  daneben  seien  auch  die  Zwecke  der  Abschreckung  und 
Besserung  betont.  Vgl.  auch  Thilo,  Das  Srafgesetzbnch  für  das 
Grofsherzogtum  Baden  S.  132;  Fuhr,  Strafrechtspflege  S.  244,  245: 
Bestreben,  das  „Gerechtigkeitsprinzip"  mehr  und  mehr  auszu- 
bilden. Am  weitesten  geht  wohl  Breidenbach,  Kommentar  zum 
grofsherzogl.  hess.  StGB.  I,  1,  S.  149,  nach  welchem  das  b ad i sehe  GB. 
„ganz  entschieden  der  (absoluten)  Theorie  der  Gerechtigkeit" 
huldigt.    Zu  vgl.  noch   die  Angaben  älterer  Litteratur  bei   Hepp, 
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grofsherzoglich  hessischen  StGBs.*")  nach  Ansicht  eines  ge- 
nauen Kenners  nnd  kompetenten  Beurteilers  desselben  „das 
Gerechtigkeitsprinzip^  zu  betrachten,  wonach  das  Unrecht 
zu  bestrafen  ist,  „weil  es  das  Unrecht  ist"*"),  womit  man 
dann  freilich  trotzdem  auch  die  Verfolgung  relativer  Zwecke 
für  wohl  vereinbar  hielt**^).  Konsequenter,  aber  allerdings  auch 
einseitiger,  erscheint  dem  gegenüber  die  in  einem  Bericht  der 
mit  Entwerfung  eines  Strafgesetzbuchs  ftlr  die  Hansestadt 
Bremen  (1861)**')  beauftragten  Deputation  vertretene  Auf- 

a.  a.  0.  S.  LXIX.  Der  Einflufs  des  bayerischen  StGBs.  von  1813 
auf  die  badi sehe  Strafgesetzgebung  wird  dnrchgehends  als  unerheb- 
lich bezeichnet.  S.  Hepp,  a.  a.  0.  S.  XXXI ff.;  Fuhr,  Strafrechts- 
pflege S.  245. 

448)  Über  die  Verwandtschaft  des  hessischen  mit  dem  badi- 
schen StGB.  bezw.  mit  dessen  Entwürfen  s.  u.  a.:  Berner,  Straf- 
gesetzgebung  S.  181;  v.  Bar,  Handb.  I  S.  181. 

449)  Breidenbach,  Kommentor  I,  1,  S.  146  u.  150.  Vgl.  auch 
Heinze  in  HH.  I  S.  319:  „Das  hessische  StGB,  sucht  die  Ge- 
rechtigkeitstheorie zu  verkörpern'^.  Über  das  erst  allmähliche 
Hervortreten  dieser  Theorie  in  den  verschiedenen  Entwtlrfen  des  hess. 
GBs.  macht  ausführlichere  Mitteilungen  Bern  er,  Strafgesetzgebnng 
§  162  S.  181  ff.  Danach  trat  zwar  eine  Hinneigung  zur  Gerechtig- 
keitstheorie schon  in  dem  sonst  noch  ziemlich  stark  vom  französischen 
Code  pönal  nnd  dem  bayerischen  StGB.  v.  1813  beeinflussten  Ent- 
würfe von  1824  hervor;  in  selbständigerer  Form  begegnet  sie  aber  erst 
im  Entw.  v.  1831,  in  welchem  die  Anklänge  an  das  französische  und 
bayerische  Recht  zurücktreten ;  „ganz  entschieden  ist  sie  (end- 
lich) zur  Herrschaft  gelangt**  in  dem  Entwürfe  von  1837,  welcher  die 
Theorie  und  das  System  des  bayer.  GBs.  bekämpfte  und  sich  bes.  dem 
wüi-ttembergischen  und  badischen  Entwürfe  näherte.  Nach  Beitritt 
der  Regierung  zu  den  ständischen  Beschlüssen  „wurde  dann  das  Prinzip 
der  Gerechtigkeit  mehr  und  mehr  ausgebildet".  S.  auch  noch  Berner, 
Lehrbuch    12.  Aufl.  S.  35  Anm.  1  u.  Fuhr,   Strafrechtspflege  S.  245. 

450)  S-  Heinze,  a.  a.  0.  1  S. 319.  Doch  suchte  nach  Breiden- 
bach, a.  a.  0.  S.  150  „der  Gesetzgeber  soviel  nur  thunlich  den  An- 
forderungen der  Gerechtigkeit  die  politischen  Rücksichten  unter- 
zuordnen, welche  sich  an  den  Gedanken  der  Prävention,  der 
Abschreckung  u.  s.  w.  knüpfen**. 

451)  S.  über  diesen  Bremer  Entw.  v.  1861  u.  a.:  v.  Holtzen- 
dorff  in  HH.  I  §  48  S.  102  und  die  das.  Anm.  4  citierte  Litteratur; 
V.  Wächter,  Beilagen  S.  188. 
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fas&nng,  dafs  die  Strafe  ihren  Charakter  als  eine  ^das 
Geschehene  durch  ein  Leiden  des  Thäters  sühnende 
Vergeltung"  einbüfsen  würde,  wenn  man  sie  gleichzeitig 
auch  auf  Abschreckung  oder  Besserung  des  Thäters  be- 
rechnen wollte*"). 

Besonderes  Interesse  bieten  die  Meinungsverschiedenheiten, 
welche  gelegentlich  der  Beratungen  der  Entwürfe  des  preussi- 
schen  Strafgesetzbuchs  (1843)  zwischen  den  verschiedenen  legis- 
lativen Körperschaften  über  das  Wesen  der  staatlichen  Strafe  auf- 
tauchten. Im  Staatsrate*")  war  nämlich  von  der  Regierung 


452)  Entwarf  eines  StGBs.  fUr  die  Hansestadt  Bremen.  (Bremen). 
1861.  I.  Teil.  Anhang,  gemeinschaftlicher  Bericht  der  mit  £nt- 
werfung  eines  StGBs.  und  der  für  die  Verwaltung  der  Strafanstalten 
bestehenden  Deputation,  eine  Reform  des  Gefängniswesens  betreffend. 
In  demselben  heifst  es  S.  445 ff.  (über  den  „Begriff  der  Strafe  und  die 
bei  ihrer  Vollziehung  zu  verfolgenden  Zwecke**):  „Die  Strafe  an 
si  ch  ist  lediglich  die  naturgemäfse  Reaktion,  durch  welche  die  Rechts- 
ordnung die  heilig  und  unverbrüchlich  zu  erhaltende  Grundlage  alles 
staatlichen  Zusammenlebens  als  eines  lebendigen  Organismus  nach 
jeder  Verletzung  ihrer  Integrität  herstellt,  ein  Leiden,  mit  welchem 
die  Verletzung  dem  Thäter  vergolten  wird.  Der  allein  ge- 
rechte Mafsstab  für  Art  und  Mafs  dieses  Leidens  ist  in  dem 
Grade  geregelt,  in  welchem  die  Rechtsordnung  durch  die  verübte 
Handlung  nach  der  objektiven  und  subjektiven  Beschaffenheit  der- 
selben verletzt  ist;  das  Straf  leiden  darf  nach  Art  und  Mafs  kein 
andres  sein  als  ein  solches,  das  die  verübte  Verletzung  zu  sühnen 
vor  dem  öffentlichen  Gewissen  eines  gesitteten  Staat«  für  notwendig, 
aber  auch  für  genügend  erkannt  wird.  Als  solches  Leiden  wird  die 
Strafe  zwar  immer  auf  den  Thäter  wie  auf  andere  auch  für  die  Zu- 
kunft abschreckend  wirken,  wollte  man  sie  aber  auf  Ab- 
schreckung berechnen,  so  würde  sie  ihren  Charakter  als 
eine  das  Geschehene  sühnende  Vergeltung  verlieren  .  .  . 
Auch  die  Besserung  des  Verbrechers  darf  nicht  als  Zweck  der 
Strafe  betrachtet  werden",  denn  alsdann  würde  „von  einer  objektiven 
Strafwürdigkeit  der  That,  von  der  in  ihr  begründeten  absoluten 
Straf  pflicht  des  Staats ...  nicht  mehr  die  Rede  sein".  Doch  wird 
(S.  447)  hinzugefügt,  dafs  es  trotzdem  im  Interesse  des  Staats  liege, 
die  Besserung  der  Sträflinge  auch  positiv  zu  erstreben. 

453)  Staatsratsakten  Vol.  I  fol.30,  33,  45;  Goltdammer,  Mate- 
rialien I  S.  79;  Heinze  in  HH.  I  S.  319 ff.    Vgl.  Schmölder,  Die 
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der  Standpunkt  vertreten  worden,  dafs  „die  Berechtigung  zu 
strafen .  .  .  nicht  auf  einer  durch  die  menschliche  Gesellschaft 
verliehenen  Befugnis^  beruhe,  „sondern  auf  der  im  göttlichen 
Recht  begründeten  Pflicht  der  Obrigkeit,  die  Übung  des 
Rechts  zu  erhalten".  „Man  verfolge  (daher)  nur  Trugbilder, 
wenn  man  Abschreckung,  Prävention  und  Besserung  als  das 
Ziel  der  Strafe  aufstelle",  da  doch  keiner  dieser  Zwecke  durch 
die  Strafe  vollkommen  erreicht  werde,  während  man  durch 
das  Streben  nach  ihrer  Erreichung  dem  Staate  die  Mittel  ent- 
ziehe, „eine  vergeltende  Gerechtigkeit  zu  üben  und  zum 
lebendigen  Bewufstsein  des  Volkes  zu  bringen".  Denn,  um 
dies  zu  bewirken,  müsse  „der  Gang  des  Rechts  unmittelbar 
vor  die  Augen  des  Volkes  treten  und  ihm  die  Strafe  in 
solchen  Abstufungen  darstellen,  dafs  es  sieais  wahreVer- 
geltung  des  Verbrechens  erkenne""*).  Im  Gegensatze 
dazu  hatte  sich  die  Immediat-Kommission  dahin  geäufsert, 
dafs  die  Vergeltung  nicht  als  leitendes  Prinzip  für  zu- 
lässig erachtet  worden  sei,  „weil  sie  der  Strafe  einen  vindika- 
tiven  Charakter  gebe,  welcher  in  folgerechter  Entwicklung 
zu  unangemessenen  und  inhumanen  Strafarten  führe"*"). 
Andrerseits  war  man  aber  doch  bestrebt ,  nicht  nur  die  be- 
kannten relativen  Strafzwecke  zur  Durchführung  zu  bringen"*), 

Strafen  der  deutschen  BStGBs.  S.  41;  H.  Meyer,  Lehrbuch  4.  Aufl. 
S.  28;  5.  Aufl.  S.  20. 

454)  Nach  G  oltd  ammer,  a.  a.  0.  S.  79  liegt  in  diesen  Äufserungen 
„die  zwar  nicht  von  vornherein  als  leitend  befolgte,  aber  durch  das 
Bewufstsein  innerer  Notwendigkeit  nach  und  nach  stillschweigend 
befolgte  Theorie  des  Gesetzbnchs  ....  Es  ist  die  Gerechtig- 
keit, welche  vergilt  und  straft,  damit  Recht  geschehe,  welche  aber 
nicht  weiter  straft  als  die  Schuld  reicht**. 

4öö)  Goltdammer,  a.  a.  0.  I  S.  78;    Heinze  in  HH.  I  S.  320. 

456)  In  Bezug  auf  die  hauptsächlichsten  relativen  Strafzwecke 
hatte  sich  die  Kommission  dahin  geäufsert,  „sie  habe  dieBesserung  der 
Verbrecher  zwar  nicht  als  den  eigentlichen  Zweck  der  Strafe  aner- 
kannt, jedoch  erwogen,  dafs  dieselbe  eine  Folge  der  Strafe  sein  könne 
und  daher  auch  ins  Auge  gefafst  werden  müsse.  Sie  habe  femer 
die  Abschreckung  und  die  Prävention  nicht  als  Zweck  der 
Strafe  betrachtet,  jedoch  erwogen,  dafs  bei  rohen  und  ungebildeten 
Menschen   häufig  nur   die  Furcht  vor  Strafe   vom  Verbrechen  ab- 


2J>5  Int  ^tnffK^etz^hung  •eh  d.  Mine  des  1^  Jakik  bi*  i!:r  Ge^eamt. 

ir^Ddern  anch  die  •Gerechtigkeit-  in  der  Weke  als  Prinzip 
der  ^trafen  walten  zn  laa^^en,  dafs  ihre  Verbängnn^  als  ein 
•notwendiger  Akt  derseUjen-  erscheine **' ■,  womit  dann  still- 
9Krhweigend  doeh  auch  die  Vergelincgsidee  wieder  eiDigermafsen 
zn  ihrem  Keehte  gelangt"-.. 

Die  Motire  zum  Entwürfe  eines  Strafgesetzbuchs  für  den 
Norddeutschen  Bund  ibezw.  für  das  Deutsche  Reich»  endlieh 
hatten  sich  zwar  nicht  mehr  naher  ober  ihre  Stellung  zn  den 
rerjW'hiedenen   .StraCrechtstheorieen    ausgesprochen  **•»,    indem 


jiehrecke  .  .  ^  daher  auch  diese  Boeksicht  zu  beaehten  sei'.  Golt- 
dammer,  a.  a.  0.  .S.  78;  Heinze  in  HH.  I  S.  319,  320.  Über  das 
thatsachlicfae  Herrortreteii  des  Besseroogszwecks  (Beseltigong 
der  Terschärften  Freiheitsstrafen  etc.)  im  prenss.  StGB,  s-  noch 
Schmölder,  Die  Strafen  des  dentscfaen  BStGBs.  etc.  S.  14,  16. 

457;  Im  Ganzen  wird  man  nach  den  an^fohrten  Erörterungen  ein 
Überwiegen  des  «G ere cht igkeitsprinzips*  anch  im  prenss. StGB, 
zugestehen  dfirfen.  Vgl.  Goltdammer,  a.a.O.  S.  70  (oben  Anm. 454); 
Berner,  Lehrb.  12.  Anfl.  S.  35;  Heinze  in  BiH.  I  S.  319;  Fnhr, 
Strafrecbtspflege  etc.  S.  244,  245. 

458;  Cber  die  dem  Österreich.  StGB.  Ton  1852  zn  Grande 
liegende  Strafrechtstheorie  vgl.  u.  a.:  Eye  y.  Ginneck,  Des  öster- 
reichischen Strafgesetzes  etc.  Allg.  Teil,  Wien  1855.  S.  43,  44;  Kost- 
lin,  System  I  S.423  Anm.2;  Berner,  Lehrb.  12.  Aufl.  S.  3r>^Anm  1; 
Nicoladoni,  Die  modernen  Stra^chtstheorieen  S.  14.  Über ^ die 
österreichischen  Entwürfe  s.  schon  oben  S.  1%  Anm.  427.  Über 
Sachsen  1855,  bezw.  18*i8(Vereinigungstheorie)s.  v.  Wächter. 
Das  kgl.  sächsische  etc.  Strafrecht  S.  63—66;  Bern  er,  Lehrb.  12.  Anfl 
S.  35  Anm.  1. 

459  j  Vgl.  Appell  US,  Die  bedingte  Verorteilung  S.  C:  »Weder 
im  deutschen  Strafgesetzbuch  noch  anch  in  den  Motiven  dazn 
findet  sich  ein  Ausspruch  über  den  Zweck  der  Strafen*.  —  Über  die 
Bedeutung  des  Stillschweigens  des  Gesetzgebers  in  dieser  Beziehung 
sind  die  Ansichten  geteilt.  Vgl.  dazu  Sichart,  Bückfalligkeit  S.  32: 
„Was  (in  den  Schriften  von  Mittelstadt  u.  Kräpelin)  unserm Ge- 
setze zum  Vorwurfe  gemacht  wird,  dafs  sein  Aufbau  nicht  anf 
dem  Boden  einer  der  bisher  gelehrten  Strafrechtstheorieen  erfolgt 
ist,  zählt  meines  Erachtens  gerade  zu  seinen  bedeutendsten  Vor- 
zügen". Auf  die  Obereinstimmung  des  RStGBs  mit  seinem  Vor- 
bilde, dem  preuss.  StGB.  ▼.  1851,  auch  in  diesem  Punkte  weisen  hin: 
8 on tag.  Für  die  Freiheitsstrafen  S.  17ff.u.Seuffert  in  StGG.lS.28. 
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sie  sich  bekanntlich  vielmehr  ausdrücklich  gegen  derartige 
blofse  Prinzipienfragen  „als  erfahrangsmärsig  weniger  er- 
spriefslich,  oft  sogar  gefährlich"  erklärten*«®).  Thatsächlich 
lassen  sich  jedoch  auch  im  ßeichsstrafgesetzbnche  die  Nach- 
wirkungen der  manigfachsten  rechtsphilosophischen  Systeme 
verfolgen,  so  dafs  man  die  von  ihm  —  wenn  auch  zum  Teil 
nur  nnbewnfst  —  befolgte  Theorie  am  richtigsten  wohl  als  eine 
Vereinigungstheorie  bezeichnen  kann,  in  welcher  neben 
den  praktischen  Tendenzen  der  Prävention,  Abschreckung 
und  Besserung  auch  die  Gesichtspunkte  einer  gerechten  Ver- 
geltung derMissethat  sowie  einer  den  Schmerz  des  Verletzten 
lindernden  Genugthuung  keineswegs  zu  kurz  gekommen *•'), 


460)  Motive  zum  Entwurf  eines  StGBs  fUr  den  nordd.  Bund  (1869) 
I  S.  3.  Vgl  Heinze  in  HH.  I  S.  320;  Berner,  Lehrbuch  12.  Aufl. 
S.  35,  H.  Meyer,  Lehrb.  4.  Aufl.  S.  28-,  5.  Aufl.  S.  20. 

461)  S.  z.  B.:  H.  Meyer,  Lehrb.  4.  Aufl.  S.  28,  5.  Aufl.  S,20,  21: 
„Der  Inhalt  des  BStGBs.  .  .  .  entspricht  im  Ganzen  .  .  .  der 
.  .  .Verbindung  des  V  ergeltnngszweckes  mit  den  prak- 
tischen Zwecken  der  Strafe'*  •,  S.Mayer,  Geschichte  der  Strafrechte 
§  6  S.  26:  „Das  StGB,  befolgt  das  Prinzip  der  Gerechtigkeit, 
selbst  der  Wiedervergeltung,  der  Privatgenngthnung  und 
der  Besserung;  Kobner,  Lehrb.  2.  Aufl.  S.  6ff.  zählt  als  Grund- 
sätze und  Zwecke  desRSlGBs.  auf:  „Vergeltung  (Talion),  Genug- 
thuung, Abschreckung  (Andrer  u.  des  Verbrechers),  Warnung, 
Spezialprävention  u.  Besserung".  FUr  Anerkennung  einer  V  e  r- 
einigungstheorie  v.  S.  des  RStGBs.  haben  sich  u  a.  femer  im 
Wesentl.  erklärt:  Heinze  in  HH.  I  S.  320;  Bern  er,  Lehrb.  12.  Aufl. 
S.  35;  Sorof  in  GA.  Bd.  XXXV  (1887)  S.  287;  Appelius,  Die  be- 
dingte Verurteilung  S.  6  u.  in  Z.  XII  8.  16 ff.;  Fuhr,  Strafrechtspflege 
etc.  S.  245-,  Seuffert  in  StGG.  I  S.  28.  Doch  betont  der  zuletzt 
genannte  Schriftsteller  das  Überwiegen  des  absoluten  Moments  im 
Wesen  der  Strafe.  Vgl.  die  folgende  Anmerkung.  —  Über  die 
Anerkennung  der  relativen  Strafzwecke  im  RStGB.  s.  im  Allg. 
V.  Holtzendorffin  HJH.  I  S. 390:  „Der  deutsche  Gesetzgeber  hat 
die  Berechtigung  der  sog.  Zweckmäfsigkeitstheorieen  zwar 
nicht  in  abstrakter  Formulierung,  wohl  aber  in  Behandlung 
einzelner  Thatbestände  . . .  anerkannt** .  Was  sodann  im  Besondern 
1)  der  Zweck  der  Abschreckung  anbelangt,  so  kann  man  zweifellos 
mit  Appelius  (Die  bed.  Venu-teilung  S.  6)  zugeben,  dafs  derselbe 
—  wie  in  jedem  andeni  Strafkodex  —  insofern  auch  im  RStGB.  an- 


t;^^^iaj^«tnif^^ar^Haa<Ixi^^«a!; kaltem  vilL  Ecvas  vräer  i«( fck» 
«l>r  FuttcEsi?  b^  fl-Merer.  Onacz^^  ^C9  Sm&»^t9  e».  S.  4,  sa^ 
««y:e««  «ii«  ?^aczza^»m  <i«s  ES<:t-*B4.  ,«i^k  tbervie^ead  aas  den 
htp^nhfM  erkli^ri^a.  d^(«i  g»-f«txr»c-bTi*#rii«Te7*-:<e-  grvisfer  HawLza^ca 
«ka  kiarei^rkeadeB  5a«k^rK'?k  za  Terlitib»''.  MitteUcidt, 
Ofrjr^ft  41«  Freib^iui^traf»  S.51  «cellt  ab«r  gera^ifezm  die  Behasptsa^ 
a«f.  da'j  ^t\*:  ftaatlkhe  Scrafr^««raLS«b3a^  »:<h  keate  vie  Tor 
kaadert  Jakren  aaTerrcekt  aotf  dea  Staaidp:akt  der  Ah- 
%t:^itt)Lnmi^  sad  aar  der  Abfchreekaa^  scebe.  S.  dag^^^a 
ai^fct  »itCBTei^ht:  Soata^.  Fir  die  Freüicit^^aafea  S- 17-  VgL  aaeh 
Darelkfaolz  im  GA,  Bd.  XXiV  IS^T  S.  Äi:  ,Hine  das  KStGB. 
'ionri«rgfrii<i)  die  Abiebreekaa^  ror  Aczea  gehabt,  so  hine  e» 
diej«fDii?ea  Delikte,  welche,  wie  der  Die'«tahl  nazer  dea  Tenao^as- 
reefatiiehea  Eioirriffea.  dieMi.shaadiim^  aiicer  dea  Perioa^Aagrilea. 
beffoaders  käafi;r  TorznkoauDea  päezea,  aaeh  be^oaders  hart 
Wdrobea  müj^ea*.  Kobaer,  Lehrb.  2.Aod.  3.  &  i  ZiCa,  lin.a,  b 
onter^beidet  ^naaer  zwi«ehea  a,  Absebreckimg'  de«  Verbrecher» 
«elbüt  land  b,  Ab!K:bre<rkiiiig  Aadrer  nnd  föbrt  als  Beispiel  f&r 
litt,  a;  die  im  Ge«etzbacfa  §  -22  sanktioaierte  Eiazelhaftaa.  welche  aber 
ebeiuKi  gut,  wenn  nicht  gar  richtiger,  als  dem  Besserangszwecke 
dienend  aufgefafst  werden  kann.  So  aachthaL«ächIich:  Folda,DaaTer- 
brecbertom  2f.  12  and  Sehmölder,  Die  Strafen  des  dentsehea BStGB«. 
etc,  S.  1.0;  TgL  aoch  noch  Kräpelin,  Abscbaffong  des  Strateafses 
o.  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Anfl.  S.  362.  För  litt,  bj  weist  Kobaer, 
a.  a.  0.  auf  die  Todesstrafe  nach  §  80  d.  BSt<jB«.  nnd  %  5  der  Spreag- 
»t/iffgesetze»  tob  1884  hin.  Sorof  in  GA.  Bd. XXXT  S. 228  aeaat  aaeh 
noch  die  §§  ^da.  130  a.  219  (im  Vgl.  zu  218  als  Belege  för  das 
Abschreck  ungsprinzip.  Von  der  Abschreckang  L  e.  S.  oater- 
scheidet  endlich  Kobner,  a.  a.  0.  ^.  7  Ziff.  6  noch  den  Zweck  der 
^yWarnang",  welchen  er  in  den  Instituten  des  Verlnstsder  bürger- 
lichen Ehrenrechte  /^§  31  ff.)  und  des  Verweises  für  Jngendliche 
^1  .07  Ziff.  A)  verkörpert  za  finden  glaubt,  während  der  Verweis 
von  Andern  nicht  mit  Unrecht  als  wesentlich  auf  die  Besserang 
berechnet  angesehen  wird.  Vgl.  Kräpelin,  Abschaffimg  S.  53,  57; 
Appelias,  Die  bed.  Vernrtlg.  S.  7.  Nach  H.  Meyer,  Lehrbach 
5,  Aafl,  S.  15  tritt  der  Z we  c  k  anmittelbarer  Abschreckang  a.  a.  in  der 
öffentlichen  Bek  an  ntmac  hang  gewisser  Urteile  hervor.  Über  die 
thatsächlich  abschrekende  Wirkung  der  sog.  korrek tionellen 
Kachhaft  s.  gleich  weiter  unten.  2)  Auch  über  die  Bedeutung  des 
Bessernngszwecks  im  RStG  B.  gehen  die  Ansichten  nicht  anerheb- 
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lieh  auseinander.  Während  z.  B.  nach  Fulda,  Das  Verbrechertum 
S.  12  fr.  u.  Die  Gefangnisverbesserung  etc.  (Marburg  1880)  S.  8,  9  sowie 
Schmölder,  Die  Strafen  des  RStGBs.  etc.  S.  15,  17  auf  die  mora- 
lische Besserung  der  Delinquenten  von  dem  RStGB.  geradezu  das 
entscheidende  Gewicht  gelegt  wird,  bestreiten  dies  u.  a.  Appe- 
lius,  Die  bed.  Verurteilung  S.  7  u.  in  Z.  XII  S.  17  u.  Durchholz 
in  GA.  Bd.  XXXV  S.  262,  welcher  ausführt,  dafs,  wenn  das  StGB,  „die 
Besserung  des  Thäters  als  mafsgebend  erachtet  hätte,  es  „die 
Strafgrenzen  und  -Arten  nach  dem  Erziehungs-  und  dem  Bildungs- 
stande des  Delinquenten"  hätte  „abstufen  und  die  Todesstrafe  ganz, 
die  Zuchthausstrafe  .  .  wenigstens  für  gewisse  Persönlichkeiten  (nicht 
blofs  für  Jugendliche)  ausschliefsen''  müssen.  Bei  folgenden  einzelnen 
Bestimmungen  wird  jedoch  mehr  oder  weniger  allgemein  ein  Einflufs  des 
Besserungszwecks  zugegeben:  a)  bei  dem  Institut  der  vorläufigen 
oder  bedingten  Entlassung  (RStGB.  §  23flf.),  worüber  wohl  die 
gröfste  Übereinstimmung  herrscht.  Vgl.  z.  B.:  Kobner,  Lehrbuch 
S.  7  Ziff.  6-,  Heinze  in  HH.  I  S.  320;  Fulda,  Das  Verbrechertum 
S.  12;  L aas  in  der  VJSchr.  für  wissensch.  Philos.  V  (1881)  S.  170; 
Sontag,  Für  die  Freiheitsstrafen  S.  17;  H.  Meyer,  Grundztige  etc. 
S.  4;  Derselbe,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  15;  Schmölder,  Die  Strafen  etc. 
S.  15,  17;  Kräpelin,  Abschaffung  etc.  S.  22,  32 ff.;  Medem  in  Z. 
VII  S.  166;  Sorof  in  GA.  XXXV.  S.  288  Anm.  2;  Appelius,  Die 
bed.  Verurteilung  S.  7.  Gegen  die  zu  enge  Auffassung  Mittels  tädts, 
Gegen  die  Freiheitsstrafen  S.  54  und  in  den  Preiiss.  Jahrbüchern  Bd.  XL 
(1877)  S.  493,  wonach  die  von  der  vorläufigen  Entlassung  handelnden 
§§  23,  24  als  „die  einzigen  den  Besserungszweck  (der  Freiheits- 
strafe) unmittelbar  berührenden  Bestimmungen  des  StGBs."  bezeichnet 
werden,  s.  bes.  Sontag,  Für  die  Freiheitsstrafen  S.  17.  Im  Gegen- 
satz z.  B.  zu  Klippel  in  Z.  X.  S.  573  Anm.  82,  nach  welchem  „in 
der  bedingten  Entlassung  unsere  Gesetzgebung  das  eigentliche 
Strafprinzip  (überhaupt)  bereits  durchbrochen**  hat,  ist  nach 
Wahlberg  (Das  Prinzip  der  Individualisierung  S.  163)  das  Institut 
„nichts  weniger  als  ein  Akt  der  Begnadigung**,  vielmehr  nur 
eine  Folge  der  gerechten  (individualisierenden)  Vergeltung**. 
—  Über  die  Unterordnung  des  Besserungszwecks  gegenüber  dem 
Vergeltungsgedanken  bei  der  vorläufigen  Entlassung  nach  der  Meinung 
von  Appelius  (Die  bed.  Verurteilung  S  8)  s.  Weiteres  in  der  folgenden 
Anmerkung  am  Ende.  Eine  nähere  Prüfung  des  Verhältnisses  der 
bed.  Entlassung  zur  Vergeltungsidee  bleibt  unserer  Abtlg.  III,  2 
vorbehalten;    b)  bei  der  mildern  Bestrafung  der  Jugendlichen 

Günther,  Idoe  der  Wicdcrvcrgeltung.  III,  1.  J^ 


gfrrade  in  die*f:n.  der  ab>olaten  The^-rie  entlehnten,  Momenten 
feein  eharakteristi'^.h^tes  Merkmal  ha>x-n  erblicken  wollen**^  . 


naeh  ff  .'A  :>7  KSt^B.  V;?l.  Kobner.  Lehrb.  S.  T  Zifll  :>:  Medem 
in  Z.  Vir  S.  l»>i:  Sorof  in  GA.  XXXV.  S.  :^S  Anm.  2:  Appelius, 
Die  tedingie  Venmeilung  S.  7:  t.  Holtzendorff  in  HJIL  I  S.  ;*«); 
H.  Meyer,  Lebrb.  5.  Auri.  S.  1'».  A.  M.  aler  Darcbbolz  in  GA. 
XXXV,  S.  2»>2,  iD«<ifeni  e«  «icb  hier  til>erbacpt  gar  .nicht  am  eine 
.Strafe,  sondern  nar  cm  eine  Art  polizeilicher  Thätigkeit* 
bände 'e,  «welche  gerade  nar  dann  Anwendung  findet,  wenn  mangels 
der  Zurecbnang&faLigkeit  auf  Strafe  nicht  erkannt  werden  kann*. 
Zuzugeben  i»t  tw>dann  zwar:  c»  da.s  sowohl  die  durch  Arbeit  qaali- 
fi eierte  Haft  als  auch  die  sog.  korrektionelleXachhaft  im  Ar- 
beitHhause  ^RStGB. §§  ->il  Ziflf. 3— 6.:>j2  vom  Gesetzgeber  th e ore  ti sc h 
als  Besserungss trafen  gedacht  sind  vgl.  bes.  Appe lins,  Diebed. 
Verurteilung  .S.  7 ;  Fulda.  Das  Verbrechertum  S.  12;  Kobner,  Lehrb. 
8.  7  Ziff.  5^.  während  ihnen  dagegen  praktisch  durchaus  die  Wirkung 
einer  A  bn  c  h  re  c  k  an  gss  träfe  beiwohnt.  S.  darüber  bes.  Ben  necke 
In  Z.  X  S.  yAb,  nach  welchem  das  Arbeitshaas  die  einzig  wirklich  ge- 
fiirchtete  .Strafe  ist.  Vgl.  auch  Heinze  in  HH.  I  S.  320.  d)  Von 
mehreren  Schriftstellern  wird  auch  die  fz.  B.  gegenüber  dem  prenss. 
.StGB,  hervortretende,  Herabsetzung  der  Dauer  der  zeitigen 
ZuchthauHstrafe  auf  den  Einflufs  der  Besserungstheorie  zurückge- 
führt. S.  Heinze  in  HH.  I  .S.  320;  Sontag,  Für  die  Freiheits- 
strafen 8.17-,  Appelius,  Die  bed.  Vemrtlg  S. 6,  7.  Femer  ist  wohl 
auch:  e,  die  /'gegen  früher)  ebenfalls  beschränkte  Dauer  der  Ehren- 
strafen in  dieser  Beziehung  genannt  worden;  so  von  Heinze  inHH.  I 
8.  320  u.  Sichart,  Rückfälligkeit  S.  32.  Gegen  die  weitere  Be- 
hauptung Sontags  (Für  die  Freiheitsstrafen  S.  17  =  Z.  I  S.  494), 
dafs  durch  den  Einflufs  der  Besserungstheorie  auch  die  Abschaffung 
der  le  benslänglichen  Ehrenfolgen  bewirkt  sei  s.  aber  Appelius» 
Die  bed.  Verurteilung  .S.  7  Anm.  **  unter  Hinweis  auf  die  lebens- 
länglichen Ehrenfolgen  der  Zuchthausstrafe  und  die  dauernde  Un- 
fähigkeit des  wegen  Meineids  Verurteilten  zur  Vernehmung  als  Zeuge 
oder  .Sachverständiger.  Dafs  auch  die  Institute  f)  der  Einzelhaft 
und  g)  des  Verweises  teilweise  ans  dem  Gesichtspunkte  des 
Besserungszwecks  betrachtet  werden  können,  ist  bereits  oben 
(sub  Ziff.  1)  bemerkt  worden.  Vereinzelt  ist  auch  noch:  h)  die  Vor- 
herrschaft und  nähere  Ausgestaltung  der  Freiheitsstrafen  im 
modernen  Strafensystem  überhaupt  (vgl.Schmölder,  Die  Strafen 
des  RStGBs.  etc.  8.15;  H.  Meyer,  Grundzüge  S.4;  Lehrbuch  5. Aufl. 
8.  15)   sowie:  i)   „die  heutige   Gestaltung   der  Polizeiaufsicht" 
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Inwiefern  die  zuletzt  erwähnte  Ansieht  thatBächlich  durch  das 
positive  Gesetz  Unterstützung  findet,  wird  die  folgende  Dar- 


(Sontag,  Für  die  Freiheitsstrafen  S.  17)  für  den  Bessernngszweck 
ins  Gefecht  geführt  worden,  obwohl  das  letztere  Institut  jedenfalls  über- 
wiegend auf  Sicherung  (Pi-ävention)  abzielt  (S.  Näheres  gleich  weiter 
unten).  Abgesehen  vom  Strafensystem  i.  e.  8.  selbst  dürfen  end- 
lich als  besonders  wichtige,  für  die  Beachtung  des  Besserungs- 
gedankens sprechende  Bestimmungen  des  RStGBs.  noch  angeführt 
werden:  k)  diejenigen  über  die  sogenannte  „thätige  Reue**  im 
weitern  Sinne  (§§  46  u.  310  RStOB.;  vgl.  Thomsen,  Kriminal- 
politische Bekämpfungsmethoden  S.  2-,  Sorof  i.  GA.  XXXV  S.  287) 
und  über  die  Verjährung  (Eräpelin,  Abschaffg.  S.  33;  Klippel 
in  Z.  X  S.  573  Anm.  82).  3)  Für  die  Zwecke  der  Sicherung  oder 
Prävention  (bes.  Spezialprävention)  ist  namentlich:  a)  auf  die 
Poli  ze  i  auf  sich  t  (§§38,44Ziff.  2)  [bezw.  die  Überweisung  an  die  Landes- 
polizeibehörde] hinzuweisen  (Kobner,  Lehrb.  S.  7  Ziflf.  4-,  H.  Meyer; 
Lebrb.  5.  Aufl  S.  15),  über  deren  rechtliche  Natur  (ob  Strafe  i.  e.S. 
oder  blofs  auf  Unschädlichmachung  des  Thäters  gerichtete  präventiv- 
polizeiliche Mafsregel?)  freilich  die  Ansichten  auseinandergehen,  in 
welcher  aber  die  herrschende  Meinung  jedenfalls  eine  Durch- 
brechung des  sonst  auf  dem  objektiven  Vergeltungsprinzip 
aufgebauten  Strafensystems  des  RStGBs.  erblickt.  Für  das  Nähere 
sei  einstweilen  bes.  auf  Fuhr,  Strafrechtspflege  S.  242 ff,  247 ff., 
273  ff.  verwiesen.  Weiter  kann  hierher  auch  gerechnet  werden :  b)  die 
(übrigens  auch  mit  dem  Abschreckungs-  und  Bessernngszweck  zu- 
sammenhängende) Strafverschärfung  bei  Rückfall  (bezw.  Gewohn- 
heit s  mässigkeit  der  Begehung)  [s.  v.  H  o  1 1  z  e  n  d  o  r  f  f  in  H JH.  I S. 390 ; 
H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  16],  in  welcher  nach  der  herrschenden 
Meinung  ebenfalls  —  wenngleich  u.  £.  mit  keineswegs  unbestreitbarem 
Recht  —  ein  Bruch  mit  der  absoluten  Vergeltungstheorie 
liegen  soll.  Vgl.  Kräpelin,  Abschaffung  S.  22  u.  33;  Fuhr,  Straf- 
rechtspflege S.  246.  Näher  ist  am  Schlufs  unserer  Abtlg.  III,  2  auch 
auf  diesen  Punkt  zurückzukommen.  —  Kobner,  Lehrb.  S.  7  Ziff.  4 
führt  ferner  als  der  (Spezial) Prävention  dienende  Vorschriften 
noch  an:  c)  die  §§  358  (Verlust  der  Fähigkeit  zur  Bekleidung  öffent- 
licher Ämter  bei  Verurteilung  wegen  gewisser  Amtsdelikte),  319, 
320  (Entfernung  aus  dem  Eisenbahn-  und  Telegraphendienst)  und  161 
(Eidesunfahigkeit  beim  Meineide);  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  15 
weist  noch  hin  auf  die  Einziehung  einzelner  Gegenstände  und  aufser- 
dem  auf  die  Natur  der  zeitigen  Freiheitsstrafe  im  Allg. 
4)  Als  auf  Genugthuung  (des  Verletzten)  berechnet  werden  nament- 
lich genannt:  a)  die  öffentliche  Bekanntmachung  der  Verur- 
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teilnng nach §§  165. 200RStGB.  und denBeichsnebeastrafgesetxen). 
Kobner,  Lehrb.  S.  6  Ziff.  2;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  7,  der  aber 
(S.  15 IL  397)  aach  auf  den  darin  liegenden  Abscfareeknngsz weck 
hinweist  Näheres  darüber  noch  weiter  unten  im  Texte,  b)  dieBnfse 
nach  §§180,  231  (Heinze  in  HH.  IS.  320;  Kobner,  a.  a.  0.  S.6ZÜL  2) 
nnd:  c)  da«  Antragserfordernis  bei  den  Antragsdelikten. 
Vgl.  Kobner,  a.  a.  0.  S.6  Z\fL  2;  Heinze  in  HH.  I  S.  320  o.  330: 
,Man  wird  behaupten  dürfen,  dafs  bei  al  len  AntragsTerbrechen  (nicht 
blofs  bei  den  iDjurien)  durch  die  Abhängigkeit  der  Strafverfolgung 
von  einem  Antrag  die  Beteiligung  des  Verletzten  bei  der  Bestralinig, 
also  die  Eigenschaft  der  letztem  als  einer  rechtlichen  Genng- 
thunng  fBr  den  Verletzten  anerkannt  ist*.  Laas  in  Z.  für  wiflsensch. 
Philos.  V  (1881?  S.  156  n.  467:  ,1m  Ganzen  präYaliert  (bei  den  An- 
klagedelikten) der  Genugthnnngspunkt*;  Binding,  Die  Normen 
etc.  I.  2.  Aufl.  S.  30:  ,£s  soll  .  .  .  die  Strafe  mit  in  den  Dienst  der 
Privat  genügt  huung  gestellt  werden*;  vgl-  ebendaa.  I  S.  417  und 
Handb.  I  S.  603,  611  Nr.  L  S.  auch  noch:  Wahlberg,  Prinzip  der 
Individualisierung  S.  134;  Seuffert  in  den  Mittlgn.  der  JKV.  HI 
S.279;  S  t  er  na  u,  Eine  Strafrechtstheorie  (1813  S.  39  Ziff.  83;  andrer- 
seits: H.  Meyer,  Lehrbuch  5.  Aufl.  S.  300  (u.  Anm.  4).  Den  (in  d. 
Zulassung  des  Antragsrechts  liegendeni  Gegensatz  zur  Idee  (ge- 
rechter) Vergeltung  betonen  bes.  H.Meyer  imGS.  Bd. XXXIII  (1889) 
S.  134 ff.  und  Rfimelin,  Reden  und  Aufsätze  N.  F.  II  Freibuig 
1881,  Nr.  7  S.  195 ff.:  „Wenn  bei  den  Antragsdelikten  der  Zufall,  ob 
ein  Antrag  gestellt  wird  oder  nicht',  über  die  Strafbarkeit  entscheidet, 
so  tritt  hier  dem  Prinzip  dergleichen  Vergeltung  bei  gleicher 
Schuld  das  Recht  des  Verletzten  gegenüber,  Verzeihung  zu  üben  und 
die  mit  der  gerichtlichen  Verfolgung  leicht  verbundene  weitere  Ver- 
letzung von  sich  oder  den  Seinigen  abzuwenden.*  In  Anbetracht 
dieser  Erwägungen  kann  man  dann  andrerseita  allerdings  das  sog. 
Legalitätsprinzip  bei  der  Strafverfolgung  als  die  „strafprozessuale 
Verwirklichung  des  Vergeltungsgedankens*  bezeichnen. 
So:  Seuffert,  Gutachten  für  den  XXI.  deutschen  Jur.-Tag  I  (1890) 
S.  254.  Vgl.  auch  H.  Ortloff,  Das  Strafverfahren  in  seinen  leitenden 
Grundsätzen.  Jena  1858,  §  15  ff.,  S.  45  ff.  u.  bes.  S.  48-,  Derselbe 
im  „Juristisch.  Litteraturblatt-,  Jahrg.  1892  (IV)  Nr.  6  S.  116.  — 
Die  in  der  vorstehenden  Übersicht  genannten  Strafzwecke  lassen 
sich  mehr  oder  weniger  deutlich  auch  in  der  aufs  erdeutschen 
modernen  Kriminalgesetzgebung  verfolgen,  insofern  ihr  die  wichtigsten 
der  als  Beweise  für  die  einzelnen  Strafzwecke  angeführten  Vorschriften 
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und  Einrichtangen  ebenfalls  bekannt  sind.  So  namentlich:  die  Einzel- 
haft (oben  Ziff.  1  litt,  a;  vgl.  darüber  besonders  die  Übersicht  u.  die 
Litteratnrangaben  bei  Wahl berg  in  HJH.  I  S.  106 ff.  u.  S.  127 ff.  und 
Erohne,  Lehrbuch  der  Geföngnisknnde,  Register  s.  v.  „Einzelhaft'') 
und  die  bedingte  oder  vorläufige  Entlassung  (oben  Ziff.  2 
litt,  a;  vgl.  darüber  Wahlberg  i.  HJH.  I  S.  ia3ff.;  y.  Holtzen- 
dorff  ebendas.  I  S.  440 ff.;  y.  Jagemann  ebendas.  H  S.  112 ff.; 
Berner,  Lehrbuch  17.  Aufl.  §  104  S.  208 ff.,  211  und  Anm.  1; 
Kr  ohne,  Lehrbuch  §  51  S.  258  ff.  u.  Register  s.  y.  MYorlänfige  Ent- 
lassung"; H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  368  u.  Anm.  14,  15;  yan 
Duyl,  De  yoorwaardelijke  Jnyrijheedstelling.  Leiden  1881;  yan  S win- 
der en,  Esquisse  I  p.  30)  u.  Anm.  2  (Litteratnrangaben);  Riyierö 
in  StGG.  I  S.  452  ff.  (über  Frankreich).  Die  Unbekanntschaft  der  Mafs- 
regel  (so  inSchweden  [Uppström  in  StGG.  I  S.254],  in  Spanien 
[Rosenfeld,  ebendas.  I  S.  514]  und  im  Wesentlichen  auch  in  Rufs- 
land  [Foinitzki,  ebendas.  S.  292]) erscheint  z. Zt.  bereits  als  seltene 
Ausnahme.  Gegner  des  Instituts  als  eines  „yerwerflichen  Auswuchses  der 
englischen  Deportation"  ist  bes.  Pfenning  er,  Entw.  nirllri,  Motive 
S.  42,  90.  Nicht  weniger  weit  verbreitet  ist  die  Rücksichtnahme 
auf  den  Besserungszweck  bei  den  Strafen  und  dem  Strafvollzuge 
gegen  Jugendliche  (oben  Ziff.  2  litt.  b).  Zu  vgl.  darüber  etwa: 
Föhring  in  HJH.  H  S.  279ff.  n.  320ff.  und  Erohne,  Lehrbuch  s.v. 
„Jugendliche  Gefangene  und  Rechtsverbrecher. "  Auf  die  Ausbreitung 
der  „korrektionellen  Nachhaft"  (oben  Ziff.  2  litt,  c)  in  den 
aufserdeutschen  Staaten  ist  ebenso  wie  auf  die  Todesstrafe 
für  politische  Delikte  (Ziff.  1  litt  b),  den  Verweis  (oben  Ziff.  1 
a.  E.  u.  Ziff.  2  litt,  g),  die  Eidesunfähigkeit  beim  Mein- 
eide (Ziff.  3  litt,  c)  und  die  öffentliche  Bekanntmachung  von 
Verurteilungen  (Ziff.  4  litt.^a)  noch  weiter  unten  im  Texte  im 
andernZusammenhange  ausfuhrlicher  einzugehen.  Über  die  Ver- 
breitung der  Polizei -Auf  sieht  (Ziff.  2  litt,  i  u.  Ziff.  3  litt,  a)  im  Aus- 
lande (unbekannt  in  Holland,  Dänemark,  Schweden,  Ungarn)  s. HJH. 
I S.  424,  II S.  126 ;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  383  u.  Anm.  13,  namentl. 
aber  das  schon  öfter  citierte  Werk  von  Fuhr,  Strafrechtspflege  u.  Sociai- 
politik  etc.  Berl.  1892.  Über  die  Strafverschärfung  beim  Rückfall  (Ziff.  3 
litt,  b)  im  Auslande  s.  u.  a.:vanSwinderen,  Esquisse  I  p.  325  ff.  Über 
dieAbgrenzung  der  Antrags  delikte(Ziff.4  litte):  van  S  wind  er  en, 
Esquisse  I  p.  116 ff.,  119ff.  u.  II  p.  174-212,  214  (betr.  Beleidigungen), 
u.  jetzt  bes.  StGG.IS.143(Ö8terreich),  174  (Ungarn),  197  (Nieder- 
lande), 219  u.Anm.2  (Dänemark),  231  (Norwegen),  323  u.  Anm.I 
(Finnland),  573  (Portugal);  über  die  Schweiz :§toOBS, Grundzüge 
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ll 2^.  S.  275  iL:  S jstemat.  ZasaniBienstelluBr  5.&1  iT;  t a»  S  w  in derem. 
a.a.O.  I  p.  119:  ober  den  eehweiz.  VoreBiwarf:  t.  Liüenthal  is 
Z.  XV  S.  2!>x»:  ober  Italien:  van  Swinderen.  p.  119-  Im  Wes^t- 
Hebea  nnbekaitot  ut  der  rnter«ehied  mischen  Antrafsdelikten  nd 
giirmeioeB  Verbrcehen  in  England  Sehnster  in  SUjG.  I  S.  6:X» . — 
Mebreren  Staaten  Eoiopa«,  benr.  Amerikas,  bekannte,  in  Deotscb- 
Und  aber  zur  Zeit  noch  nicht  gesetzlich  ^re^Ite  kriminelle  Insti- 
tute Ton  herrorra^ender  Wichtigkeit  sind  endlich:  a  die  haopt- 
sachlich  dem  Sicherangszwecke  dienende  Deportation  oder 
Transportation  sowie  die  in  erster  Lii.ie  sich  auf  die  Besserung 
der  Delinquenten  beziehenden  Strafformen  b.  der  sog.  bedingten 
Yernrteilang  condamnation  eonditionelle;  nnd  c  der  sog.  nnbe- 
•timmtenYemrteilnng  indeterminate  sentenees).  Übersichten  ober 
die  Litteratnr  and  den  Stand  der  nenem  Gesetzgebung  finden  sich 
IL  a.  betr.  litt,  a)  bei  ▼.  Holtzendorff  in  HJH.  I  S.  427flF.:  rgL 
auch  Krohne,  Lehrbnch  der  Gefängniskonde  §  Ö2  S.  267  ff.  rbd.  mit 
g,  66 ff.,  76 ff.;  T.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  ^  Anm.  7:  H.  Meyer, 
Lehrb.  6.  Aufl.  8.3.02,  3.>3  il  Anm.  G^IO:  ran  Svinderen,  Esqnisse 
I  p.3^Ä;  F.  Brück,  Fort  mit  den  Zuchthäusern,  Breslau  ISW,  S.  12 ff.; 
speziell  über  Frankreich  s.  aach  die  schon  oben  S.  116  Anm.  260 
eitierte  Litteratur;  über  Rufsland:  Foinitzki  in  StGG.  I  S.293— 
296  n«  8.  296  Anm.  1  TLitteraturangaben} ;  über  England  (Be- 
seitigung der  Deportation  seit  1^07  :  Aschrott,  Strafensystem 
ete.  in  England  §  3  S.  39—60;  Schuster  in  StGG.  I  S.  615.  Betr. 
b)  s.  A«  Gautier  in  Z.  für  Schweiz.  Strafrecht  III  S.  3<:i6ff.  n.  YII 
(1894)  S.  100;  vgl.  Grub  er  in  den  MitteUungen  d.  JKY.  III  (1891  92) 
8.  366;  V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.59  u.Anm.3;  H.  Meyer,  5.  Aufl. 
8.399—402;  van  Swin  deren,  Esquisse  I  p.  306;  R.  Schmidt,  Die 
Aufgaben  der  Strafrechtspfl  egc  1895  S.  278  ff.,  285  ff.;  sodann  speziell 
äberBclgien:Prin8inStGG.IS.466;  über  Frankre ich:  Rivi^re 
ebendas.  I  8.462;  über  England:  Schuster,  ebendas.  S.636;  über 
England  und  Frankreich:  Grub  er  im  GS.  XLIX(18f*4)  S.  133 ff.; 
über  Portugal  (Ges.  v.  6.  Juli  1893):  Daguin  in  der  Revue  p^ni- 
tentiaire  1894  p.  406;  über  Österreich  (Entwurf):  Lammasch  in 
der  österreichischen  Gerichtszeitung  Jahrg.  XLIV  Nr.  18  S.  147 ;  über 
Norwegen  (Ges.  v.  2.  Mai  1894):  ürbye  in  Z.  XV  (1894)  S.248ff.;  über 
dieSch  weiz  (Genf,  Ges.  v. 29.  Okt.  1892  u.  Schweiz.  Vor entwurf): 
Gautier  in  den  Mittlgn.  d.  JKV.  V  (1895)  S.27ff.;  über  Italien  (Ent- 
wurf): ebendas.  und  L.  Gr.  im  GS.  XLIV  (1893)  S.  52.  Ans  der,  bezw, 
über  die  fast  unabsehbare S p e z i a  1  litteratnr  der  letzten  5— 6  Jahre 
sei  an  dieser  Stelle  nur  hingewiesen  auf  die  mehr  zusammenfassendeu 
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Schriften von:  V.  Hippel  im  GS.  XLIII  (1800)  S.  99 ff.,  125—131; 
Kosenfeld,  Strafmittel  S.  210-279;  Wach,  Die  Reform  der  Frei- 
heitsstrafe. Leipz.  1890,  S.  21ff. ;  die  Gutachten  von  H.  Meyer  und 
H.  Seuffert  in  den  Verhandlungen  des  XXI.  deutschen  Jnristentages 
(Berlin  1890)  Bd.  I  (Gutachten)  S.  20G  ff.  u.  227  ff.  Betr.  litt,  c)  s. 
Gautier,  Pour  et  contre  les  peines  indöterminös,  in  Z.  für  Schweiz. 
Strafr.  VII  (1893)  S.  Iff.,  30ff.;  Sternau  in  Z.  XIII  (1803)  S.  17 ff.; 
V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  61  Anm.  9;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl. 
S.  42  u.  Anm.  36,  37,  S.  402,  403;  Wach,  Reform  etc.  S.  38 ff.; 
R.  Schmidt,  Aufgaben  der  Strafrechtspflege  S.  272 ff,  290 ff.  Auf 
die  sämmtlichen  drei  Institute,  welche  bekanntlich  in  den  letzten  Jahren 
auch  auf  verschiedenen  juristischen  Versammlungen  de  lege  ferenda 
für  Deutschland  in  Vorschlag  gebracht  worden  sind,  ist  ausführ- 
licher am  Schlufse  der  Abtlg.  III.  2  unseres  Buches  zurückzukommen, 
wobei  namentl.  das  (bestrittene) Verhältnis  derselben  zurVergeltungs- 
theorie  n.  Vergeltungsidee  näher  in  Betracht  zu  ziehen  sein  wird. 
462)  S.  schon  oben  S.  42  Anm.  59,  deren  Citate  sich  zum  Teil  mit  auf 
d.  RStGB.  beziehen.  Zu  vgl.  aufserdem  u.  a.:  Sorof  i.  GA.  XXXV 
(1887)  8.287,  welcher  meint,  dafs  „in  den  Bestimmungen  desRStGBs., 
wenn  man  überhaupt  von  einer  bestimmten  Theorie  sprechen  will", 
hauptsächlich  diejenige  befolgt  erscheine,  „welche  als  Grundbe- 
deutung der  Strafe  eine  gere|chte  Vergeltung  des  Unrechts 
ansieht**.  Appelius,  Die  bedingte  Verurteilung  S.  8:  „Der  Straf- 
zweck der  als  Grundlagje  der  Strafrechtspflege  (vom RStGB.)  hin- 
gestellt worden,  ist  Vergeltung  für  die  That**;  Derselbe  in  Z. 
XII  S.  16,  17:  Das  Festhalten  der  Gerechtigkeits- und  Vergeltungs- 
idee „ist  das  Grundprinzip  des  (R) Strafgesetzbuchs**,  woneben 
„andere  Ideen  in  nebensächlicher  und  untergeordneter  Be- 
deutung erscheinen "•,  Nicoladoni,  Die  modernen Strafrechtstheorieen 
S.  26:  Die  Grundsätze,  auf  welchen  das  deutsche  RStGB.  aufge- 
baut ist,  „wurzeln  in  der  Vergeltungs-  und  Gerechtigkeits- 
theorie**.  v.  Liszt  in  Z.  HI  (1883)  S.  22  bezeichnet  die  absolute 
Theorie  als  die  gegenwärtig  „noch  unzweifelhaft  (auch)  in  (der) 
.  .  .  Gesetzgebung  .  .  .  herrschende  Ansicht";  zu  vgl.  Derselbe 
im  Deutschen  Wochenblatt  1890,  S.519;  Fuhr,  Strafrechtspflege  S.23 
u.  S.242:  „dafs  unsere  Strafgesetzgebung  bis  zum  heutigen  Tage 
...  im  Grunde  auf  (dem)  Prinzip  der  Vergeltung  des  begangenen 
Unrechts  beruht,  bedarf  kaum  der  Darlegung**.  Vgl.  auch  noch 
Merkel,  Vergeltungsidee  und  Zweckgedanke  im  Strafrecht.  Strafsb. 
1892,  S.  34;  Schmidt,  Die  Aufgaben  der  Strafrechtspflege  S.  259, 
311  u.  Seuffert  in  StGG.  I  S.  28,  welcher  einräumt,  „dafs  die  aus- 
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gleichendeGerechtigkeit  mehr  als  diepraktischenTendenzen 
(im  BStGB.)  zu  Wort  gekommen  ist."  —  Dafs  ancfa  die  moderne 
Praxis  nnd  Rechtsprechung  der  Gerichte  „mit  dem  Gesetze 
im  Wesentlichen  anf  dem  Standpunkt  der  Vergeltung  steht",  be- 
tonen bes.:  Appelius,  Die  bedingte  Verurteilung  S.  9  u.  S.  13; 
V.  Liszt  in  Z.  III  S.  22;  Durchholz  in  GA.  XXXV  (1887)  S.  262; 
Sichart  in  Z.  XI  S.  488.  Gegen  die  bisher  betrachtete  Ansicht  s. 
aber  u.  a.:  v.Holtzendorff  in  HJH.  I  S.  388  u.  (insbes.  gegen  die 
vorherrschende  Beobachtung  der  Vergeltungsidee  in  der  Praxis): 
Peterson-in  GA.  Bd.  XXXII  (18^)  S.  209;  Simonson,  Für  die 
bedingte  Verurteilung  Berlin  1890,  S.  5  u.  Anm.  3,  S.  6  u.  Anm.  3 
(besonders  gegen  die  Ansicht  v.  Appelius);  vgl.  auch  Seuffert, 
Gutachten  fUr  den  XXI.  deutschen  Juristentag  (über  die  Einfuhrung 
der  bedingten  Verurteilung)  Berlin  1890,  S.  247  ff.  (und  dazu  Z.  XI 
S. 749).  —  Über  den  Strafvollzug  (insbes.  auch  den  Strafvollzugs- 
gesetz-Entwurf V.  1878)  einerseits:  Sichart,  Rückfälligkeit  etc. 
8. 54  und  Entwurf  eines  Gesetzes  ete.  (1892)  S.  XV.,  welcher  auch  hier 
den  mafsgebenden  Einflufs  der  Vergeltungsidee  behauptet,  andrer- 
seits Appelius,  Die  bedingte  Verurteilung  S.  12,  der  insofern  einen 
Dualismus  der  modernen  Strafrechtspflege  annimmt  als  der  „Ri  chter- 
spruch  .  .  .  vergelten,  der  Strafvollzug  bessern  wolle;  bei 
den  gerichtlichen  Urteilen  trete  daher  „der  Besserungszweck  .  . 
gegenüber  der  Vergeltung  ganz  in  den  Hintergrund"  (a.  a.  0.  S.  13). 
Gerade  umgekehrt  behauptet  dagegen  Peter  son  in  GA.  Bd.  XXXII 
S.  209,  dafs  der  „Besserungszweck  der  Strafe"  bei  den  gericht- 
lichen Urteilen  und  ihren  Begründungen  „allzu  sehr  in  den  Vorder^ 
grund"  trete,  während  die  Bedeutung  der  Strafe  als  „Sühne  des 
beleidigten  Rechtsbewufstseins  nnd  Abschreckungsmittel  gegen  ähn- 
liche verbrecherische  Neigungen  andrer  wie  des  Verbrechers  selbst 
nicht  genügend  festgehalten**  sei.  Eine  eigenartig  formulierte  These 
befindet  sich  in  der  Inaug.-Dissert.  von  J.  Hundhausen  über  „Das 
Motiv  im  Strafrecht",  Zürich  1877  nämlich:  „Die Besserung  im  Straf- 
vollzuge ist  Vergeltung  und  hat  nur  als  solche  verpflichtende 
Berechtigung"  (a.  a.  0.,  These  Nr. 8).  —  Die beweisendeuBei spiele 
für  die  Behauptung  der  Anerkennung  des  Vergeltungs  gedankens  in 
den  Vorschriften  des  RStGBs.  sind  sogleich  in  ihren  Einzelheiten 
näher  im  Texte  zu  erörtern.  Eine  ganz  allgemeine  Begründung 
findet  sich  bei  Berner,  Lehrbuch  12.  Aufl.  S.  35:  „Dafs  das  RStGB. 
. .  den  durch  die  absolute  Theorie  gegebenen,  unumstöfslich  einfachen 
Satz  der  Proportionalität:  „schwere  Verbrechen,  schwere 
Strafen,  leichte  Verbrechen  leichte  Strafen"  nicht  aufgiebt,  zeigt 


DieStrafgeBetzgebang  seit  d. Mitte  des  18.  Jahrb. bis  zarGegenwart.   217 

der  Staaten  Europas,  diejenigen  YorBchriften  znsammenzn- 
Btellen,  in  denen  sich  n.  E.  die  Vergeltnngsidee,  sei  es  in 
nnyerhttllter,  sei  es  in  mehr  verdeckter  Form  noch  erkennen  läfst. 
I.  Da  es  uns  modernen  Staatsbürgern  bereits  längst  ge- 
länfig  geworden  ist,  dafs  die  Gesetzgebung  civilisierter  Länder 
jegliche   Form  einer  eigenmächtigen   Selbsthülfe*")   ver- 


seine  ganze  Fassung  .  .**  Vgl.  etwa  auch:  R.  Schmidt,  Die  Auf- 
gaben der  Strafrecbtspflege  S.  257  u.  Appelius,  Die  bedingte  Ver- 
urteilung S.  8,  nach  welchem  der  Satz,  dafs  Vergeltung  Haupt- 
zweck des  Reichstrafrechts  sei,  „seinen  Beweis  (schon)  .in  der 
Thatsache**  findet,  „dafs  regelmäfsig  für  jede  Handlung,  welche 
als  verboten*'  in  dem  Strafkodex  aufgenommen  ist,  auch  ein  Straf- 
ttbel,  dessen  Grenzen  nach  der  Gefährlichkeit  der  That  für  die 
Rechtsordnung  bestimmt  sind,  als  notwendige  Folge  festgeszt  wurde ..." 
Derselbe  Verfasser  beruft  sich  (a.  a.  0.  S.  8)  aufserdem  für  seine 
Behauptung  noch  auf  folgende  mehr  indirekte  Beweise  ebenfalls  all- 
gemeiner Natur:  1)  „Unter  der  Herrschaft  des  Abschreckungsge- 
dankens würde  man  nicht  bei  fast  allen  Vergehen  und  bei  allen 
Übertretungen  ein  Mindestmafs  der  Freiheitsstrafe  von  einem 
Tage  und -nicht  bei  der  gröfsten  Zahl  der  Verbrechen  durch  die 
Zulassung  der  mildernden  Umstände  ein  Herabgehen  auf  Gefängnis- 
strafe (bis  auf  3  Monate)  zugelassen  haben."  2)  „Die  Durchfahrung  der 
Besserungstheorie  hätte  (andrerseits)  n  i  c  h  t  an  der  Herrschaft  des 
richterlichen  Strafmafses  festhalten  müssen;  sie  durfte  es  nicht  zum 
Gesetze  machen,  dafs  der  Verbrecher  nach  Verbüfsung  seiner 
Strafe  unter  allen  Umständen  in  Freiheit  zu  setzen,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  er  auch  nur  im  geringsten  gebessert  .  .  .;  sie  durfte  nicht 
die  vorläufige  Entlassung  des  Gebesserten  noch  von  der  zeit- 
lichen Schranke  abhängig  machen,  dafs  derselbe  mindestens  'j^ 
seiner  Strafzeit  verbUfst  habe."  Gerade  diese  letztere  Bestimmung 
zeige  besonders,  „dafs  man  die  Rücksicht  auf  die  Besserung  des 
Thäters  dem  Gedanken,  dafs  jeder  Thäter  zunächst  und  allererst 
die  verdiente  Strafe  verbUsuen  müsse,  untergeordnet"  habe. 
Vgl.  etwa  auch  noch  Appelius  in  Z.  XII  S.  17.  Über  die  Berück- 
sichtigung des  objektiven  Erfolges  im  Verhältnis  zu  der  sub- 
jektiven Seite  der  That  (Schuld)  im  RStGB.  vgl.  Fuhr.  Straf- 
rechtspflege S.  246  vbd.  m.  S.  276;  Laas  in  der  VJSchr.  für  wiss. 
Philos.  V.  (1881)  S.450ff.  und  bes.  H.  Meyer,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  39, 
40  u.  Anm.  26-28,  u.  S.  406. 

463)  Über  die  Selb  st  hülfe  im  Allgem.  vgl.   aus   älterer  Zeit: 
Welcker  in  Rotteck  u.  Welckers  Staats-Lexikon XII S.  lOSflf.s.  v. 
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pSelbBtbilfe*;  Fenerbacfa,Lehrb.  14.Anfl.  v.Mittermaier,  §.  186ff. 
8.  320ff.;  Schwarze  in  Weis ke's  Rechtslexikon  Bd.  X  il^^^öö)  S.  125 ff. 
(m.  weitem  Litteratnrangaben; :  G  o  1 1  d  am  m  e  r ,  Materialien  II  S.  148  ff.; 
ans  neuerer  Zeit:  Wahlberg,  Der  Rechtscharakter  der  Selbsthilfe  nnd 
der  Notwehr,  in  dessen  Ges.  Schriften  III  S.71ff.;  Merkel  inHRL.  III 
S.  664 ff.  s.  Y.  „Selbsthtilfe" ;  Lanterbnrg,  Die  unerlaubte  Selbst- 
hülfe in  besonderer  Beziehung  auf  das  Strafrecht  der  Schweiz,  in  Z. 
für  Schweiz.  Strafrecht  I  S.  79 ff.,  II  S.  153 ff,;  Kulemann,  Selbst- 
hülfe in  Z.  XI  S.  3*29  ff.;  H.  Bücking,  Über  die  strafrechtliche  Be- 
deutung der  Selbsthttlfe.  Gott.  Inaug.-Diss.  1892.  Vgl.  auch  Bind  in  g, 
Handb.  I  §  153  S.  788 ff.  Trotz  vereinzelten  Widerspruchs  «s.  Wahl- 
berg, a.  a.  0.  III  S.  88ff.)  sondert  die  zur  Zeit  wohl  noch  herrschende 
Meinung  die  Fälle  der  Selbsthülfe  zunächst  in  die  beiden  gröfsem 
Gruppen  1 )  der  verteigenden  od.  d  e  f  en  s  i  ve n  n.  2)  der  angreifenden  od. 
aggressiven  Selbsthülfe  (vgl.Goltdammer,  Materialien  II  S.  150; 
Merkel  inHRL.  III  8.664;  Lauterburg,  a.  a.O.  S.lOlff.;  Büeking, 
a.  a.  0.  S.  13 ff.;  H.  Meyer.  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  275)  und  bezeichnet 
als  Hauptfall  der  ersten  Gruppe  die  N  o  t  w  e  h  r  (G  o  1 1  d  a  m  m  e  r ,  a.  a.  0. 
II  S.  ir.O;  Seeger,  Abhandlungen  S.  172;  Merkel,  a.a.O.  S.664; 
Bttcking,  a.  a.  0.  S.  13),  während  sie  innerhalb  der  aggressiven 
Selbsthttlfe  wiederum  zwei  Hauptformen  unterscheidet,  nämlich 
a)  die  „auf  Geltendmachung  von  Ansprüchen  civilrechtlicher  oder 
öffentlich-rechtlicher  Natur"  gerichtete  (Merkel,  a.  a.  0.  S.664),  die 
sich  etwa  als  ,die  Befriedigung  eines  dem  Thäter  wirklich  oder  ver- 
meintlich zustehenden  Anspruchs  durch  einseitigen,  eigenmächtigen 
Eingriff  in  die  Rechtssphäre  eines  Andern  ohne  Inanspruchnahme  der 
Obrigkeit"  definieren  läfst  (Büeking,  a.  a.  0.  S.  13),  und  b)  die  „auf 
Erlangung  einer  Genugthuung  für  erlittene  Kränkung  gerichtete" 
(Merkel, a. a.  0.  S.664),  ein  „nachträglicher  Gegenangriff"  (Büeking, 
a.  a.  0.  S.  13),  umfassend  alle  Fälle  der  „Privat-  oder  Selbst- 
rache" (Goltdammer.  a.  a.  0.  S.  ir)0;  Bttcking,  a.  a.  0.  S.  13), 
welche  im  Texte  näher  bezeichnet  sind.  —  Auf  die  sub.  Ziff.  2 
litt,  a  genannte  Form  der  Selbsthttlfe,  welche  bekanntlich  nach 
deutschem  RStG.  (u.  ebenso  schon  nach  dem  p  r  e  u  s  s.  Recht)  nicht  mehr 
ausdrücklich  als  solche,  wohl  aber  in  einzelnen  besonders  schweren 
Formen  (wie  z.  B.  §  240)  mit  Strafe  belegt  ist,  ist  hier  nicht  weiter 
einzugehen.  Zu  vgl.  darüber  im  Allg.  (sowie  bes.  auch  ttber  die  Kontro- 
verse, ob  diese  Art  der  Selbsthttlfe  an  sich  überhaupt  nicht  ftir  straf- 
bar erachtet  worden  [so  die  herrschende  Ansicht],  oder  ob  sie  etwa 
nur  der  landesrecbtlichen  Regelung  ttberlassen  bleiben  sollte): 
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Merkel  i.  HRL.  III  S.  664,  665;  Eulemann  in  Z.  XI  S.  845 ff.; 
B  i n  d  i n  g ,  Handb.  I  S. 31 8 u.  Anm. 4—6  (gegen  die  herrschende  Meinung); 
Op  penhoff,  Kommentar  zu  §  2  EG.  Anm.  20  (ebenso);  Mandry,  Der 
ci vilrechtiiche  Inhalt  der  Reichsgesetze.  3.  Aufl.  1885,  S.  231 ;  S  c  h  ü  t  z  e , 
Lehrbuch  S.  409  Anm.  4;  Schwarze,  Kommentar  5.  Aufl.  S.  659  n. 
Anm.  5;  Olshansen,  Kommentar  3.  Aufl.  S.  12  Nr.  6,  b;  Bücking, 
a.  a.  0.  S.  15—18  mit  noch  weitem  Citaten.  Über  die  andern  Ge- 
setzgebungen s.  i.  Allgem.  noch  nnten  Anm.  468.  —  Auch  über  die 
heute  wohl  so  ziemlich  in  allen  civilisierten  Ländern  als  Akt  b  e- 
rechtigter  defensiver  Selbsthülfe  anerkannte  Notwehr  ist 
zwar  im  Allgemeinen  hier  nicht  zu  handeln.  Beachtenswert  sind 
aber  immerhin  auch  für  unser  Thema  jene  Vorschriften,  welche 
Excesse  der  Notwehr  für  straflos  oder  doch  weniger  strafbar 
erklären  nicht  nur  mit  Hinweis  auf  die  sog.  negativen  Affekte  der 
„Bestürzung, Furcht  od.  (de8)Schreckens'*  (worüber in  psycho- 
logischer Hinsicht  zu  vgl.  Krafft-Ebing,  Lehrb.  der  Psychopatho- 
logie 3.  Aufl.  1892,  S.  372)  des  sich  Verteidigenden,  sondern  unter  An- 
fUhrung  derartig  allgemeiner  Ausdrücke,  dafs  man  ev.  auch  die  durch 
den  Angriff  hervorgerufenen  positiven  oder  sthenischen  Affekte,  insbe- 
sondere den  durch  Reizung  provocierten  Zorn  des  Angegriffenen,  ohne 
Skrupel  darunter  subsumieren  kann.  Vgl.  über  den  Zusammenhang 
zwischenProvokationu.  Notwehrexcefs  überhaupt:  v. Holt ze n- 
dorf  f  in  HH.  III  S.  435.  Von  den  deutschen  Partiknlargesetzbüchem 
erwähnten  z.  B.  (neben  Überraschung  [Bestürzung],  [übermäfsiger] 
Furcht  oder  Schrecken)  Braunschweig  §  167  Abs.2  U.Thüringen 
Art. 67  Abs  3  den  „Zustand'geminderter  Besonnenheit",  Baden 
§  91  den  „Zustand  gestörter  Besonnenheit**  (vgl.  Levita,  Notwehr 
S.  249  u.  Anm.  87).  Letzterer  Ausdruck  flndet  sich  auch  schon  im 
bayer.  StGB.  v.l813Art.  130,  (=01dbg.  1814  Art.  135).  wo  er  allerdings 
in  direkte  Verbindung  mit  „übermächtiger  Furcht**  gesetzt  ist.  Er  kehrt 
auch  wieder  in  mehreren  schweizerischen  Gesetzbüchern,  und  zwar 
a)  allein:  in  Thurgan  §  27  und  Schaffhausen  §  43-,  b)  neben 
den  andern  oben  genannten  negativen  Affekten:  in  Aargau  §  48; 
Luzern  §  59;  Obwalden  Art. 36;  Appenzell  A.  Bh.  §  40  Abs.  l. 
Vgl.  Stooss,  Grundzüge  I  S.  257 ff.  Ebenso  auch  in  Griechen- 
land Art.  104  („[Überraschung,  übermäfsige  Furcht  oder]  gestörte 
Besonnenheit").  Von  einem  „Mangel  anBesonnenheit"  sprechen 
die  Schaffhausner  Novelle  v.  9.  Nov.  1891,  Art.  35  Abs.2  (neben 
Bestürzung,  Furcht,  Schrecken)  und  der  Österreich.  Entwurf  1891 
(Begierongsvorlage)  §  60  Abs.  3  (allein)  und  1893  (Ausschufsanträge) 
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§  59  Abs.  3  (ebenso).  Desgleichen  im  Wesentl.  ancb  schon  die  frfihern  Ent* 
wfirfe.  S.  H.  Meyer,  Lehrb.  4.  Anfl.  S.  336  Anm.  51.  Ahnlich  der 
Sache  nach  anch  Schweden,  Chap.  V.  §  10  Abs.  2  (nnd  dazu 
üppstrdm  in StGG. I S. 258),  Dänemark  §40  (neben Schreck n. Be- 
stflrzang)  o.  der  kroatische  Entwurf  §20  Abs.  3  («Beraubung  der 
nötigen  Besonnenheit,  das  notwendige  Mafs  der  Notwehr  so  er- 
kennen"; vgl.  Tan  ff  er.  Gesammelte  Wohlmeinnngen  etc.  S.  50). 
Mexiko  Art  201  Ziff.  IV  Abs.  2  nennt  »Erregung  and  Be- 
stflrznng*,  Nenenbnrg  1891,  Art  73  Abs.  4  .(one  crainte  ou)  one 
Emotion  caas6e  par  Tattaque*;  vgl.  Stooss,  Gnmdsfige  I 
S.  257 ff.) ,  der  schweizer  Vorentwarf  Art.  17  Abs.  2  (=  neaere 
Fassang  Art  15  Abs.  2)  „entschuldbare  Aufregung  oder  Be- 
stflrzung*.  Vgl.  Stooss,  Motive  S.  31;  H.  Meyer,  Lehrbuch  5.  Aufl. 
8.  282  Anm.  34.  Am  deutlichsten  tritt  wohl  die  Beziehung  auf 
den- Affekt  des  Zorns  hervor  im  neuen  niederländischen  StGB, 
von  18S1  Art.  41  Abs.  2:  „Nicht  strafbar  ist  die  Oberschreitung  der 
Grenzen  der  notwendigen  Verteidigang,  wenn  sie  die  unmittelbare  Folge 
einer  durch  den  Angriff  verursachten  heftigen  Gemütsbewegung 
war*.  Vgl  dazu  van  Swinderen,  Esquisse  I  p.  139  n.  173 u.  Anm. 4. 
Diese  Fassang,  welche  u.  a.  von  Tauffer,  Gesammelte  Wohl- 
meinangen  S.  50  als  die  passendste  empfohlen  worden,  scheint  auch 
für  den  neuen  norwegischen  Entwurf  vorbildlich  gewesen  zu  sein. 
Vgl.  norweg.  Entw.  §  43  Abs.  1  („Bestürzung  oder  heftige  Ge- 
mütsbewegung*) n.  dazu  Lammasch  in  Z.  XIV.  S.  509  Anm.  10. 
—  Die  übrigen  Gesetzgebungen  (vgl.  Rosenfeld,  Tötungen  S.  19) 
beschränken  sich  dagegen,  falls  sie  nicht  überhaupt  etwa  über  den 
entschuldbaren  Excefs  der  Notwehr  oder  doch  über  die  einzelnen 
denselben  rechtfertigenden  Zustände  schweigen  (so  z.B.  Hamburg 
1869  Art.  139),  durchweg  auf  die  ausdrückliche  Anführung  der  sog. 
negativen  Affekte  „Bestürzung,  Furcht  od.  Schrecken"  od.  der 
ihnen  gleichzuachtenden  Synonyma.  So:  Österreich  1852  §  2g; 
Bosnien  u.  Hercegovina  §2g^  Ungarn  §79  Abs. 3,  Rumänien 
Art.  58,  (vgl.  Missir  in  StGG.  I  S.  347);  femer:  Preussen  Art  41 
und  (im  wesentlichen  Anschlufs  daran):  Oldenburg  1858  Art.  37-, 
Lübeck  1863  §  39;  Bayern  1861  Anm.  72;  Bremen  Entw.  1868 
Art.  25  §  100;  deutsches  RStGB.  §  53  Abs.  3;  ebenso  endlich 
eine  Anzahl  schweizerischer  Gesetzbücher,  von  denen  die  neuem 
das  deutsche  RStGB.  zum  Muster  nahmen.  Vgl.  Glarus  §  31  Abs.  1; 
Zürich  §  48  Abs.  2;  Basel  §  35  Abs.  3;  Tessin  Art  293  §  3 
(u.  dazu  Gabuzzi  in  StGG.  I  S.427);  Zug  §  31  Abs. 3;  Solothurn 
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§  39  Abs.  3;  St.  Gallen  Art  26  Abs.  1.  (Stooss,  Grundlage  I 
S.  257;  van  Swinderen,  Esqnisse  I  p'.  152 ff.).  S.  anch  noch  Uri, 
Entw.  Art  20  Abs.  3  („Furcht  oder  Schrecken");  A  arg  au,  Entw. 
1892  §  126,  wo  sich  jedoch  in  §  127  eine  indirekte  Anerkennung 
auch  der  sthenischen  Affekte  als  fakultativer  Milderungsgründe 
der  Strafe  findet  Vgl.  Gretener  in  Z.  f.  Schweiz.  Strafr.  VI  S.243. 
Über  Italien  s.  Alimena  in  StGG.  I  S.  591;  ttber  England: 
Schuster  ebendas.  S. 623.  ~  Die  Fassung  des  BStGBs.  §  53  Abs.  3 
hat  Veranlassung  zur  erneuten  Erörterung,  der  anch  von  altem  Schrift- 
stellern schon  aufgeworfenen  Frage  (vgl.  Levita,  Notwehr  S.  249 
Anm.  87  n.  die  dort  Gitierten)  gegeben,  ob  den  Gemütsbewegungen,  der 
„Bestürzung,  der  Furcht  und  des  Schreckens  die  possitiven  Affekte, 
wie  insbes.  der  Zorn  (Rache,  Hafs,  femer  Kampfeshitze  u.  s«  w.)  nicht 
gleichgestellt  werden  dürften.  S.  über  die  verschied. Meinungen  insbes. 
Binding,  Handb.  I  §  753  Anm. 72;  femer:  Geyer  inHRL.  H  S.965s.  v. 
Notwehr;  Merkel  in  HH.  IV.  S.85;  Hä  Ischner,  Gem.  deutsch.  Straf- 
recht I  S.  i83  Anm.  2;  H.  Meyer,  Lehrb.  4.  Aufl.  S.  336 ff.;  5.  Aufl. 
S.282  Anm.  35;  Bern  er,  Lehrbuch  12.  Aufl.  S.  155;  v.  Lisit,  Lehr- 
buch 6.  Aufl.  S.  121 ;  die  Kommentare  von  R üb 0,  Oppenhoff  u.  01s- 
hausen  zu  §  53.  Während  sich  die  herrschende  Ansicht  mit  Recht 
gegen  eine  solche  Ansdehnung  des  Gesetzes  (de  lege  lata)  ausge- 
sprochen, dürfte  dieselbe  de  lege  ferenda  nicht  ohne  weiteres  abzu- 
lehnen sein,  damit  besonders  Fälle,  in  welchen  der  „gerechtfertigte 
Zorn**  zu  Excessen  Veranlassung  gab,  nicht  der  Wohlthat  des  Gesetzes 
entbehren.  Vgl.  in  dieser  Beziehung  bes.  Tauf  f  er,  Ges.  Wohlmeinungen 
S.  50  und  Kulemann  in  Z.  XI  S.  336 ff.  —  Über  den  teils  zur 
Notwehr,  teils  zur  agressiven  Selbst^ülfe  (Privatrache)  zu 
rechnenden  Fall  der  Tötung  (oder  Verletzung)  von  auf  der  That  er- 
tappten Dieben  (gewisser  Art)  s.  noch  Näheres  unten  S.  245 ff. 

464)  Vgl.  u.  a.:  A.  H.  Post,  Gmndrifs  der  ethnologischen 
Jurisprudenz.  Bd.  II  Oldenburg  u.  Leipzig  1895,  S.  235:  „In  unserm 
heutigen  Staatsleben  ist  es  dem  Menschen  durchgängig  untersagt, 
sich  s  e  1  b s  t  zu  rächen''.  Über  die  Bedeutung  der  Rac  h  e  im  modemen 
Bechtstaate  s.  im  Allg.  auch  Stern  au,  Eine  Strafrechtstheorie 
S.  1.  *—  In  einigen  Gesetzbüchem  finden  sich  wohl  neben  dem  Verbot 
der  Selbsthülfe  im  Allg.  auch  noch  einzelne  bestimmte  Racheakte 
speziell  mit  Strafe  bedroht.  So  in  Braunschweig  §  107  Ziff.  1 
und  Hamburg  Art.  79  („thät  liehe  Rache  an  öffentlichen  Beamten 
und  Behörden  wegen  Amts-  (Dienst-)  handlungen** -,  vgl.  Österreich 
1852  §  83   (öffentliche  Gewaltthätigkeit    durch   gewaltsamen  Einfall 
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in  fremdes  unbewegliches  Gut,  ,,um  sich  gegen  ein  vermeintliches  Un- 
recht Bache  zu  verschaffen'*).  Vgl.  auch  die  Fassung  des  Verbots 
der  Selbsthülfe  in  HessenArt.  1 67  (Nassau  Ali;.  165),  worüber  Näheres 
in  Anm.  468.  Besonders  beachtenswert  ist  ferner  SanMarinoArt.  4o0 
Ziff.  4,  wonach  als  ein  Fall  qualifi eierten  Totschlags  bestraft  wird 
„Pomicidio  commessoper  Vendetta  trasversale,  ossia uccidendo 
nnattinente  di  quello,  che  si  odia,  per  vendicarsidi  quesf  ultimo **; 
vgl.  ebendas.  Art  461  Ziff.  3  (erhöhte  Strafen  für  percosse  e  ferite 
comesse  „per  ispirito  di  Vendetta  trasversale,  offendendo  una 
persona  attinente  a  colui,  contro  il  quäle  si  miri  a  vendicarsi").  Da- 
gegen zählt  es  umgekehrt  Spanien  (1848  u.)  1870  Art.  9  Nr. 5  noch 
ganz  allgemein  zu  den  mildernden  Umständen,  wenn  jemand 
(auch  ohne  direkte  Provokation)  zu  strafbaren  Handlungen  geschritten, 
um  Rache  zu  nehmen  für  eine  ihm  selbst  oder  einem  seiner  (speziell, 
u.  zwar  in  sehr  weitem  Umfange,  aufgeführten)  Angehörigen  zugefügte 
schwere  Kränkung.  Vgl.  Wachenfeld,  Mord  u.  Totschlag  S.  243 ; 
Rosenfeld  in  StGG.  I  S.  509. 

465)  Die  Blutrache  wird  in  der  Gegenwart  thatsächlich 
in  Europa  in  gröfserm  Umfang  wohl  hauptsächlich  nur  noch  auf 
Korsika  sowie  in  einigen  osteuropäischen  Ländern  mit  über- 
wiegend slavischer  Bevölkerung  (Dalmatien,  Hercegevina, 
[Alt-]  Serbien,  Albanien  u.  Montenegro)  geübt.  Vgl.  darüber 
schon  Abtlg.I  S.  7Anm.  10,  u.  dazu  noch:  Miklosich,  Die  Blutrache 
bei  den  Slaven  1887;  Mil.  R.  Wesnitsch,  Die  Blutrache  bei  den 
Südslaven,  in  der  Z.  für  vergl.  Rechtswiss.  VIII.  S.433ff..  463ff,.u.IX, 
S.  46  ff.;  Derselbe,  Die  Schuldlehre  im  Lichte  der  modernen  Wissen- 
schaft. Belgrad.  1800(serbisch)  vbd.  mit  Jo  s  e  fowit  s  ch  inZ.  XIL  S.891 ; 
PertilCy  Storia  V.  p.  19  Anm.  7;  Alimena,  I  limiti  e  i  modifi- 
catori  deir  imputabilitA  I.  Torino  1894  p.  43  Anm.  11;  Dickel  in 
StGG.  I  S.  339  (bes.  über  Montenegro,  mit  Angabe  noch  weiterer 
Speziallitteratur).  Von  besonderm  Interesse  sind  die  Verhältnisse  in 
Montenegro,  da  sich  hier  die  Blutrache  nicht  nur  „im  Volksbewufst- 
sein  erhalten  hat  und  noch  heute  geübt  wird*"  (Dickel,  a  a.  0.  I 
S.  339),  sondern  auch  (im  Gesetzbuche  Danilos  I  von  1855)  eine  ge- 
setzliche Regelung  bezw.  beschränkte  Anerkennung  gefunden  hat. 
Vgl.  dazu  auch  Wahlberg,  Ges.  Schriften  III  S.  344 ff.  u.  Wachen- 
feld, Mord  u.  Totschlag  S.  266  ff.  Der  §  39  des  Gesetzbuchs  verbietet 
nämlich  allerdings  zunächst  bei  Todesstrafe  die  früher  wohl  vielfach 
geübte  „Sitte,  nicht  nur  am  Schuldigen  und  Mörder,  sondern  auch 
an  seinem  unschuldigen  Bruder  (Anverwandten,  Verschwägerten) 
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Blutrache  zu  üben**,  „da  blofs  derjenige  mit  dem  Leben  zu  bttssen 
hat,  der  die  böse  That  vollführte."  Einen  solchen  „vom  Gericht  ver- 
folgten Mörder"  selbst  aber  darf  jedermann  erschiefsen.  S. 
auch  noch  §  30  (wo  speziell  noch  von  der  Befugnis  zur  Tötung  des 
Mörders  v.  S.  des  „Bruders  des  Getöteten"  die  Rede  ist  mit  Hin- 
zufügung der  Schlufssentenz :  „Auf  diese  Weise  werde  der  eine  durch 
den  andern  kompensiert,  aber  ein  Schuldloser  bUfse  nicht  für 
den  Schuldigen"),  und  §  94  (Bestrafung  des  Aufrufs  zur  Fehde). 
An  die  ehemalige ,  mit  der  Blutrache  zusammenhängende ,  Sitte 
der  Zahlung  eines  Blut-  oder  Lösegeldes  erinnert  der  §  27, 
welcher  vorschreibt,  dafs  „damit  Friede,  Ruhe  und  Eintracht  in  der 
Nation  bestehe  und  kein  gegenseitiges  Blutvergiefsen  stattfinde,"  . . . 
derjenige  Übelthäter . . .  .,  welcher  ohne  erlittenes  Unrecht  und  aufser 
dem  Falle  einer  Notwehr  gewaltthätig  und  böfswillig  seinen  Bruder 
Montenegriner  oder  Berdaner  tötet,  sich  durch  kein  Geld  los- 
kaufen" kann,  „sondei-n,  sobald  er  aufgegriffen  ist,  zu  erschiefsen" 
ist.  Vgl.  dazu  Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  267.  Anders  in  der 
Türkei  und  in  Ägypten,  wo  thatsächlich  auch  noch  zur  Zeit  die 
Abwendung  der  Todesstrafe  durch  ein  Blutgeld  (dieth;  vgl.  unsere 
Abtlg.  I  S.  72)  an  die  Erben  des  Erschlagenen  häufig  vorkommt. 
Vgl.  Türkei  Art.  172,  182;  Ägypten  Art.  230,  und  dazu  S.Mayer 
im  GS.  XL  (1888)  S.70-,  Rosenfeld,  Tötungen  S.  14;  van  den  Berg 
in  StGG.  1  S.  729  (betr.  die  Türkei):  „Die  gegen  eine  Tötung  ange- 
drohte Todesstrafe  kann  in  allen  Fällen  durch  Annahme  des  Wer- 
geides seitens  der  Erben  des  Getöteten  abgewendet  werden.  Der 
'Staat  darf  alsdann  nur  die  Strafe  der  Zwangsarbeit  nicht  unter 
15  Jahren  zur  Anwendung  bringen.  Nur  gewohnheitsmäfsige 
Verbrecher,  welche  die  That  unter  Anwendung  von  Mart  ern  oder  Grau- 
samkeit begangen  haben,  werden  ohne  Rücksicht  auf  die  etwaige  Ver- 
zeihung der  Angehörigen  mit  dem  Tode  bestraft."  Ganz  ähnlich  in 
Ägypten.  Vgl.  van  den  Berg,  a.  a.  0.  S.  741:  „Die  Erben 
haben  das  Recht,  dem  Thäter  die  Strafe  der  Talion  zu  erlassen, 
die  dann  in  Zwangsarbeit  auf  Lebenszeit  oder  auf  bestimmte  Zeit 
(jedoch  nicht  unter  15  Jahren)  umgewandelt  wird."  —  Über  Zahlung 
von  Alimenten  an  die  Hinterbliebenen  des  Getöteten  nach  dem 
bulgarischen  Entwurf  §  245  (sowie  den  GBB.  von  Chile  und 
Peru)  s.  Rosenfeld,  a.  a.  0.  S.  14.  —  An  die  Blutrache  er- 
innern wohl  auch  die  in  der  vorigen  Anmkg.  citierten  Artikel  450  Ziff.  4 
u.  461  Ziff.  3  des  Codice  penale  von  San  Marino.  Über  Anklänge  an 
die  frühere  Blutrache  p  fl  ic  b  t  der  Verwandten  im  französ.  Code 


224  Die  Strafgesetzgebimg  seit  d.  Mitte  des  18.  Jahrb.  bis  znr Gegenwart 
gewisse,    auch    noch    in    den    neuern   Strafgesetzbüchern 


civil  Art.  727  s.  schon  oben  S.  131  Anm.  295.  Über  die  Blutrache 
in  China  (und  An  am)  s.  Abtlg.  I  S.  7  Anm.  10  u.  S.  20  Anm.  37; 
Wachenfeld,  Mord  und  Totschlag  S.  268.  Über  die  Naturvölker 
der  Gegenwart  s.  Abtlg.  1  S.  7  Anm.  10  und  zu  den  dort  citierten 
Schriften  jetzt  bes.  noch:  A.  H.  Post,  Über  die  Aufgaben  einer  all- 
gemeinen Rechtswissenschaft,  Oldbg.  u.  Leipz.  1891,  §  9  S.  58  ff.  und 
sonst  passim;  Derselbe,  Grundrifs  der  ethnologischen  Jurisprudenz 
2  Bde.  Oldbg.  u.  Leipzig  1894/95,  bes.  Bd.  I,  S.  226  ff.  Bd.  II  S.  246  ff.; 
S.  B.  Steinmetz,  Ethnologische  Studien  zur  ersten  Entwicklung  der 
Strafe.  2  Bde.  Leipzig  u.  Leiden.  1894,  (durchlaufend). 

466)  Dafs  auch  der  Zweikampf  eine  Art  der  aggressiven  Selbst- 
hülfe  ist,  wird  ziemlich  allgemein  u.  unbestritten  zugegeben,  so  schon 
von  den  altern  Schriftstellern,  die  ihn  zum  Teil  als  sog.  qualifi- 
zierten Fall  derselben  betrachten ;s.  z.B.  Feuerbach,  Lehrb.  14.  Aufl. 
§  189 ff.  S.  322ff.  und  dazu,  bezw.  dagegen  Mittermaier,  Note  I 
zu  §  190  S.  323;  Heffter,  Lehrb.  5.  Auif.  §  369  S.  294;  Welcker 
in  Rotteck  u.  Welckers  Staats-Lexikon  2. Aufl.  XII  (1848)  S.  109, 
110 ff.  u.  Anm.  *  (dagegen).  Vgl.  ferner:  Goltdammer,  Materialien 
11  S.  150;  Merkel  in  HBL.  III  S.  664;  Bücking,  a.  a.  0.  S.  13. 
Viele  Schriftsteller  bezeichnen  aber  weitergehend  das  Duell  geradezu 
als  modernen  Rache.  S.  aufser  den  bereits  in  Abtlg.  I  S.  4  Anm.  6 
Citierten  noch :  K.  Fr.  G  ö  s  c  h  e  1 ,  Zerstreute  Blätter  aus  den 
Hand-  und  Htilfsakten  eines  Juristen  Bd.  I,  Erfurt  1832,  S.  422; 
Laas  in  der  VJSchr.  für  wiss.  Philos.  V.  S.  325;  Eulemann  in  Z. 
XI  S.  344;  Pertile,  Storia  del  dirittö  ital.  V.  p.  507  u.  Anm.  115 
(„un  caso  di  Vendetta  privata**);  Stemau,  Eine  Strafrechtstheorie 
S.  1;  R.  Löning,  Die  Hamlet-Tragödie  Shakespeares  Stuttg.  1893, 
S.  83  (Duell  =  „Rache  wegen  Ehrenverletzung").  Vgl.  auch  Post, 
Grundrifs  II  S.  236  u.  Merkel,  Lehrbuch  S.  180:  „Die  für  Offiziere 
bestehende  Nötigung,  Beschimpfungen  zu  rächen,  hat  in  ihrer  Be- 
ziehung auf  die  Standesehre  eine  innereVerwandtschaft  mit  der 
primitiven  Rachepflicht  in  ihrer  Beziehung  auf  die  Ehre  der 
Genossenschatt".  Erscheint  die  Auffassung  des  Zweikampfes  ledig- 
lich als  Akt  der  Rache  mit  Rücksicht  auf  die  positive  Gesetzgebung 
schon  nicht  ganz  unbedenklich  (vgl.  bes.  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl. 
S.  304),  so  kann  die  Bezeichnung  derselben  als  „moderne  Blut  räche", 
(s.  darüber  Abtlg.  I  S.  4  Anm.  6  a.  Ende)  jedenfalls  nur  für  einen 
ziemlich  kleinen  Kreis  von  Fällen  passend  genannt  werden.  Vgl. 
dagegen  z.  B.  auch  Vollgraff,  System  der  Moral-  U.Rechtsphilo- 
sophie, herausgegeben  von  J.  Held,  Frankf.a./M.  1864,  Teil  II  S.  447 
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Anm.  g.  —  S.  auch  noch  im  Allg.  über  das  Verhältnis  der  Rache  und 
Fehde  früherer  Zeiten  zum  modernen  Zweikampf :  Steinmetz,  Ethno- 
logische Studien  etc.  II,  Abschn.  1,  2,  S. 3— 88(pa88im);  Post,  a.a.O. 
II  S.  236,  351  ff. 

467)  Die  moderne  Strafgesetzgebnng  stellt  den  Zweikampf  (u. 
die  Herausforderung  dazu)  so  allgemein  ausdrücklich  unter  Strafe, 
dafs  es  genügen  dürfte,  hier  nur  auf  die  ganz  vereinzelten  Aus- 
nahmen von  dieser  Regel  hinzuweisen.  Namentlich  gehört  hierher 
das  GB.  von  Montenegro  v.  1855  (vgl.  unten  Anm.  475),  welches  im  §40 
den  Zweikampf,  sofern  er  „weder  in  Gegenwart  gewöhnlicher  Kampf- 
zeugen  (Sekundanten)  noch  vor  versammelten  streitbaren  Leuten" 
stattfindet,  ausdrücklich  für  „erlaubt"  erklärt.  Vgl.  Popovic, 
Recht  und  Gericht  in  Montenegro.  1877  §  192;  Post,  Grnndrifs  der 
ethnologischen  Jurispr.  II  S.  352  Anm.  1.  Thatsächlich  ist  jedoch 
gegenwärtig  diese  Bestimmung  nicht  mehr  in  Geltung,  vielmehr  wird 
das  Duell  mit  arbiträrer  Strafe  geahndet.  Dickel  in  StGG.  I  S.341. 
Dem  Vorbilde  des  Code  penal  von  1810,  welcher  das  Delikt  mit  Still- 
schweigen überging  (vgl.  oben  S.  131  Anm.  295),  sind  nur  wenige 
neuere  Gesetzgebungen  gefolgt,  so  z.  B.  unter  den  der  schweizer  Kan- 
tone nur  Neuenburg  1856  u.  Genf  1874.  Vgl.Stooss,  Zusammen- 
stellung S.  653  Anm.  1  u.  Grundzüge  II  S.  29;  Gantier  in  StGG. 
I  S.  419;  van  Swinderen,  Esquisse  II  p.  122.  Weiter  enthält 
nachGetz  in  StGG.  I  S.  235  auch  das  norwegische  Recht  (nach  der 
neuen  Gesetzesfassung  von  1889/90)  z.  Zt.  über  das  Duell  keine 
besondem  Vorschriften.  —  Zu  eigentümlichen  Konsequenzen  führte 
unter  den  deutschen  Partiknlargesetzbüchem  Hannover  Art.  174, 
175.  Es  erklärte  nämlich  „diejenigen,  welche  unter  gegenseitiger 
Einwilligung  einen  Kampf  mit  tötlichen  Waffen  eingingen,  für 
des  Duells  schuldig,  warf  aber  keine  Strafe  aus,  im  Fall  keine  oder 
leichte  Körperverletzung  im  Dnell  erfolgte.  Danach  erschien  hier  das 
ohne  schädlichen  Erfolg  gebliebene  oder  nur  mit  geringem  schädlichen 
Erfolg  verbundene  Duell  als  straflos".  Levi,  Zweikampfverbrechen 
S.  69  u.  Anm.  35.  —  Über  die  vereinzelt  in  neuern  Gesetzbüchern 
vorkommende  weitgehende,  ev.  selbst  bis  zur  Straflosigkeit  ansteigende, 
Berücksichtigung  der  Provokation  beim  Duell  (bezw.  Herausforderung 
dazu)  s.  noch  weiter  unten.  —  Die  Auffassung  des  Zweikampfes  als 
unerlaubte  Selbsthülfe  zeigt  sich  in  den  G esetzbüchera  vielfach 
auch  schon  äufserlich  in  der  ihm  zugewiesenen  Stellung  im  System. 
So  behandelten  ihn  z.B.  von  den  deutschen  Partikulargesetzgebungen 
Sachsen  1838,  Kap.X  Art.  204 ff.,  Württemberg  Kap.  V  §  200 ff., 

Qüntber,  Idee  der  Wlcdervergeltung.    III,  1.  !•) 
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Thüringen  Kap.X  Art.l95flF.  u.Sachsen  1855  u.  1868  Kap.  X  Art.  247flF. 
in  einem  Abschnitte  mit  der  strafbaren  „ Selbsthülfe'';  auch  Braun- 
schweig §  119ff.  und  Hamburg  Art.  99  liefsen  ihn  unmittelbar  auf 
die  Selb  st  hülfe  folgen.  Vgl.  Mittermaie  r  zu  Feuerbachs  Lehr- 
buch 14.  Aufl.  §  190  Note  V  S.  326-,  Schwarze  in  Weiske's  RL. 
Bd.  X  (1856)  S.  138  n.  Anm.  76;  Leyi,  a.a.O.  S.61.  Ebenso  zuweilen 
im  Auslande,  wie  z.  B.  in  altem  schweizerischen  Gesetzbüchern 
(vgl.  Mittermaier  zu  Feuerbachs  Lehrbuch  14.  Aufl.  §  190  Note  V 
S.  328)  und  jetzt  in  Italien  (s.  Buch  II  Tit.  IV  Kap.  VIII  §  235 flf. 
[„Unerlaubte  Selbsthülfe"]  vbd.  mit  Kap. IX  §  237 ff.  [„Zweikampf-]). 
468)  S.  Post,  Gnmdrifs  II  S.235.  Vgl.  auch  Seeger,  Abhandlgn. 
S.  172,  welcher  von  dem  „uns  heutzutage  geläufigen  Verbot  aller  Selbst- 
bülfe"  spricht.  Über  ältere  Gesetzgebungen  (prenss.  ALR., Bayern  1813) 
8.  schon  oben  S.  76 ff.  u.  163  Anm.  365.  Die  neuere  Gesetzgebung  kann 
in  Bezug  auf  die  Pönalisierung  der  Selbsthülfe  im  Allg.  freilich 
durchaus  nicht  als  eine  gleichmäfsige  und  konstante  bezeichnet  werden 
(vgl.  oben  Anm.  463).  Ziemlich  verschieden  sind  z.  B.  in  dieser  Be- 
ziehung zunächst  schon  die  deutschen  Partikulargesetzbücher. 
S.  im  Allgem.  Häberlin,  Grundsätze  II  §  73  S.  214;  Golt- 
dammer,  Materialien  IIS.  150-,  Kulemann  inZ.  XIS.345;  Bücking, 
a.  a.  0.  S.  3ff.;  vgl.  auch  Wahlberg,  Ges.  Schriften  III  S.  75ff.. 
79 ff.,  85 ff.  So  enthielten  die  Gesetzbücher  von  Sachsen  1838 
Art.  204u.  1855  (bezw.  1868)  Art. 247,  Württemberg  Art,  200,  Baden 
§  279  und  Thüringen  Art.  195  ff.  in  wesentlicher  Übereinstimmung 
ausdrückliche  Strafvorschriften  gegen  die  Selb sthUlfe  als  solche, 
„insofern  als  der  Handelnde  durch  die  Rechtsverfolgung  mittels  ge- 
setzlicher Hülfe  dasjenige  hätte  erlangen  können,  was  er  eigen- 
mächtig zu  erlangen  suchte**,  wodurch  also  immerhin  noch  gewisse 
Fälle  für  straflos  anerkannt  waren;  s.  auch  ausdrücklich  Baden 
§  93.  Vgl.  Siebdrat,  Kommentar  zum  sächs.  StGB.  v.  1855,  Leipzig 
1862,  S.  206;  Mittermaier  zu  Feuerbachs  Lehrbuch  14.  Aufl.  §  186 
S.  320 ff.  Note  II;  Bücking,  a.  a.  0.  S.  4.  Einen  gröfsem  Spielraum 
gewährten  der  erlaubten  Selbsthülfe  schon  die  wortlautlich  überein- 
stimmenden Gesetzbücher  von  Braunschweig  §  118  u.  Hamburg 
1869  Art.  98,  indem  sie  prinzipiell  nur  die  mit  „Gewalt  an  Per- 
sonen oder  Sachen"  begangene  Eigenmacht  unter  Strafe  stellten. 
S.  Bücking,  a.  a.  0.  S.  5 ff.  Hierher  gehört  femer  auch  Hessen 
Art.  167  (r=  Nassau  Art.  165)  mit  der  besonders  charakteristischen 
Fassung:  „Wer,  um  eine  Beleidigung  zu  rächen  .  .,  gegen  die 
Person  des  Andern  eine  Gewaltthätigkeit  sich  erlaubt,   wird 
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die  in  die  Gegenwart  hineinragenden  Nachklänge  und  Spuren 
einer  ehemals  allgemeiner  erlaubten  Rache  und  Privat- Ver- 
geltung des  beleidigten  Einzelnen. 


....  bestraft.**  Mehrere  deutsche  Partikalargesetzbücher  endlich 
strichen  (nach  Vorgang  von  Österreich  1803  und  des  Code  p^nal  v. 
1810  [oben  Anm.  295  a.  £.])  die  Strafbestimmnngen  gegen  die  Selbsthttlfe 
als  solche  gänzlich  aus  ihren  Gesetzbüchern.  So:  Hannover, 
Preussen,  Bayern  1861  (Bücking,  a.  a.  0.  S.  7),  und  im  An- 
schlufs  daran  sodann  auch  das  RStGB.  (vgl  oben  Anm.  463).  Auch  die 
neuere  aufs  erdeutsche  Gesetzgebung  zeigt  in  der  Behandlung 
der  Materie  ein  ziemlich  bantes  Bild.  Während  viele  der  altem 
Legislationen  mehr  oder  weniger  allgemein  gehaltene  ausdrückliche 
Strafbestimmnngen  gegen  die  SelbsthUlfe  enthalten  (wie  z.  B.  die 
meisten  schweizerischen  Gesetze  [anter  welchen  Granbttnden, 
Luzern,  Obwalden,  Freiburg  Gewaltthätigkeit  der  Begehung 
erforderten;  vgl. Stooss,  Grundzüge  IL  S.461ff.;  Lauterbnrg  in  Z. 
für  Schweiz.  Recht  1  S.  97ff.,  H  S.  153 ff.,  u.  dazu  F  r  ank  in  Z.  XI  S.619ff.], 
ferner:  Griechenland  Art.  1205;  Norwegen  Eap.X  §  22  [vgl. GS. 
XLVII S.  1G2]),  thun  mehrere  andere  Kodifikationen  der  Selbsthülfe  als 
solcher  nicht  mehr  Erwähnung  (so  z.  B.  in  der  Schweiz :  Bundes straf- 
recht,  Waadt, Neuenbürg  1856,  Aargau,  Zürich,  Tessin, Genf, 
Schwyz).  In  der  neuesten  Zeit  dagegen  sind  in  bedeutsamen  aus- 
ländischen Gesetzgebuugswerken  wiederum  spezielle  Verbote  der 
Selbsthülfe  überhaupt  aufgenommen  worden.  So  namentlich  in: 
Ungarn,  Entwurf  von  1892  §  368a  (vgl.  Grub  er  im  GS.  XLVII 
[1892]  S.  368;  Bücking,  a.  a.  0.  S.  12);  ferner  (ebenfalls  noch 
sehr  weit  gefafst)  inFinnland,  Kap. 16  §14,  be8.Abs.2  u.  Italien, 
1889  Art.  235—236  (jedoch  hier  mit  Beschränkung  auf  Gewalt; 
Bücking,  a.  a.  0.  S.  10—12).  S.  auch  noch  Englisch-Jndien 
Chapt.  IV,  Sect.  97-106,  bes.  aber  98,  und  dazu  Bücking,  a.  a.  0. 
S.  13;  Aargau,  Entwurf  von  1892  §  287  und  dagegen  Zürcher 
in  Z.  für  Schweiz.  Strafrecht  VI  (1893)  S.  72.  —  Ober  England  s. 
Schuster  in  StGG.  I  S.  625 ff.;  über  China  vgl.  Kohler,  Chines. 
Strafrecht  S.  4A  u.  Anm.  2.  Über  das  Für  und  Wider  der  Pönali- 
sierung der  Selbsthülfe  in  der  Litteratur  s.  aus  der  altem  Zeit 
bes.  Welcker  in  Rotteck  u.  Welckers  Staats-Lexikon  2.  Aufl. 
Bd.  XII  (1848)  S.llO;  Schwarze  in  Weiske's  RL.  Bd. XS.  125 ff.; 
Mittermaier  zu  Feuerbachs  Lehrbuch  14.  Aufl.  §  186  S.321  Note  V 
(mit  weitern  Angaben);  dazu  jetzt  Bücking,  a.  a.  0.  S.  9 ff.;  auch 
Zürcher  in  Z.  für  Schweiz.  Strafr.  VI  S.  72. 

15* 
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Es  Bind  dies  einmal  (1)  die  Vorschriften  über  die  Berück- 
sichtigung der  sogenannten  Provokation  (Herausforderung, 


469)  Dafs  die  verschiedenen,  im  Texte  angeführten  Fälle  straf- 
baren Handelns  bei  Provokation  des  Thäters  zur  aggressiven 
Selbsthtilfe  zu  zählen  sind,  dürfte  kaum  bestritten  sein.  Vgl.  bes. 
Bück  in g,  Selbsthülfe  S.  13 ff.  Im  weitem  Sinne  kann  man  aber 
auch  wohl  geradezu  von  einer  durch  die  provocierte  That  geübten 
„Vergeltung"  sprechen  (so:  Berner,  Lehrb.  17.  Aufl.  S.  508  betr. 
des  provocierten  Totschlags),  insofern  nämlich  der  zur  That  treibende 
Affekt  des  Zornes  mit  der  (Leidenschaft  der)  Rache  mindestens  in 
sehr  naher  Berührung  steht,  Rache  und  Vergeltung  aber,  wenn- 
gleich u.  E.  durchaus  nicht  identische  Begriffe,  doch  jedenfalls  in 
ihrer  letzten  Wurzel  auf  dieselbe  menschliche  Gefühlsregung  zurück- 
zuführen sind.  S.  bes.  Ideler,  Handbuch  der  gerichtlichen  Psycho- 
logie Berlin  1857,  S.89:  „Dem  Zorne  liegt  jedesmal  das  Rache- 
gefühl zu  Grunde**;  Hälschner,  Das  gemeine  deutsche  Strafrecht 
I  S.  518  ff.,  527:  «(Es)  liegt  der  Grund  (für  die  Ermäfsigung  der  Strafe 
bei  der  Provokation  [bei  Tötungen])  nicht  in  dem  Affekte  des 
Zorns  allein,  sondeni  zugleich  in  der  unter  den  obwaltenden  Um- 
ständen anzuerkennenden  relativen  Berechtigung  desselben  und  des 
Motives  der  Rachsuchf*;  s.  auch  ebenda s.  II  1.  S.  40.  Vgl.  auch 
Levita,  Notwehr  S.  183,  184  („Selbsthülfe  zum  Zweck  der  Be- 
friedigung der  Rache**)*,  Hhrehorowicz,  Grundfragen  etc.  S.  71. 
Burdach,  Blicke  ins  Leben.  Leipzig  1842  ff.,  II  S.  127  betont,  dafs 
„dem  Zorne,  der  auf  jede  erlittene  Unbill  eintritt  .  .,  immer  ein 
Gefühl  von  Gerechtigkeit,  sei  es  auch  ein  irriges",  zu  Grunde 
liegt;  vgl.  Kohler,  Das  Wesen  der  Strafe.  1888.  S.  15Anm.  1.  Mehrere 
Schriftsteller  wollen  dagegen  den  Affekt  des  Zorns  schärfer  von 
der  Leidenschaft  der  Rache  trennen.  S.  z.  B.:  Mittermaier 
im  N.  Arch.  des  CR.  Vf .  1  (1822)  S.28  unddieCitate  bei  v.Holtzen- 
dorff  in  HH.  III  S. 439  Anm.  9  (Unterscheidung  zwischen  Zorn  und 
Rache  nach  der  Länge  des  Zwischenraums  zwischen  der  Provo- 
kation u.  der  darauf  folgenden  Reaktion);  ferner  in  mehr  all  gem. 
Weise:  Kant,  Anthropologie  in  prakmatischer  Hinsicht  1798  §  70; 
G.E^  Schulze,  Leitfaden  der  Entwicklung  der  philosoph.  Prinzipien 
des  bürgerlichen  und  peinlichen  Rechts  Gott.  1813  §  286  S.  402 ff.; 
Lichtenberg,  Die  Strafe  etc.  S.  111  u.  Anm.  ***  u.  S.  180ff.;  Hund- 
hausen, Das  Motiv  im  Strafrecht  1877  S.  25;  S.  Mayer,  Geschichte 
der  Strafrechte  S.  179 ff.  —  Über  das  Wesen  des  Zorns  in  psycho- 
logischer Hinsicht  vgl.  auch  noch:  v.  Jagemann  u.  Brauer, 
Kriminallexikon  s.  v.  „Zorn"  S.  705 ff.;  Krafft-Ebing,   Grundzlige 
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Reizung , zum  Zorn)  desThäters*")  bei  dessen  Bestrafung,  die 
sich  meistens  bei  bestimmten  Arten  von  Delikten,  wie  zu- 
weilen bei  Beleidigungen  und  beim  Zweikampf,  namentlich 
aber     bei    Körperverletzungen     und    Tötungen     finden  *'**) , 


der  Kriminalpsychologie  für  Juristen  2.  Aufl.  Stuttg.  1882,  S.  183  ff., 
bes.  aber  dessen  Lehrbuch  der  gerichtlichen  Psychopathologie  3.  Aufl. 
Stuttg.  1892,  S.  371  ff.  (mit  Angaben  weiterer  Speziallitteratur).  Über 
den  Affekt  bei  Provokation  durch  flagranten  Ehebruch  etc.  s.  Weiteres 
noch  untep.  —  Über  die  Berücksichtigung  des  Zorns  im  Allg. 
überhaupt  in  Theorie  und  Gesetzgebung  des  Strafrechts  s.  noch: 
Bern  er,  Grundlinien  der  kriminalistischen  Imputationslehre  Berl.  1843, 
S.  121  ff.;   Laas  in  d.  krit.  VJSchr.  für  wiss.  Philos.  V.  S.  477. 

470)  Die  systematische  Behandlung  der  Provokation  im  Allg. 
ist  in  den  einzelnen  Gesetzgebungen  sehr  verschieden.  Während 
sie:  1)  am  häufigsten  nur  als  spezieller  Strafmilderuogsgrund  bei 
einzelnen  Delikten,  und  zwar  namentlich  bei  den  vorsätzlichen 
Tötungen  (vgl.  Rosenfeld,  Tötungen  S.  18)  im  „be  sondern  Teile" 
des  Systems  (Ausnahme:  Genf,  Art.  57,  das  die  Provokation  zwar 
auch  nur  bei  Tötungen  und  Körperverletzungen  als  Milderungsgrund 
kennt,  aber  doch  im  allg.  Teil  darüber  handelt)  genannt  wird  (wo- 
rüber das  Nähere  unten  im  Text),  erwähnt  sie:  2)  eine  andere  Gruppe 
von  Gesetzbüchern  daneben  auch  noch  als  allgemeinen  Straf- 
milderungsgrund, und  zwar  meistens  im^allgemeinenTeile."  Soz.B. 
schon  mehrere  deutsche  Partikulargesetzbücher  —  wie  Braun- 
schweig§66Ziff.5,  Hannover  Art.  94  Ziff.5,  Hessen  Art.  121  Ziff.  5, 
Nassau  Art.  120  Ziff.  5  und  Ham  b  u  r  g  Art.  57  Ziff.  4  — ,  die  (in  wesent- 
licher Übereinstimmung)  die  Strafe  allgemein  herabsetzen,  wenn  der 
Tfaäter  „in  einer  (grofsen,  zufallig  entstandenen)  an  sich  zu  ent- 
schuldigenden Gemütsbewegung  (in  bes.  aufgeregtem  Zustande 
u.s.w.)gehandelt  haf.aberaufserdem  auch  noch  im  bes.  Teile  auf 
die  Provokation  bei  Tötung  (bezw.  Körperverletzung)  speziell 
zurückkommen.  Ebenso  die  Gesetzbücher  der  Schweiz.  Kantone 
Graubünden  §  50  Ziff.  3  (wenn  der  Thäter  „die  That  in  einer  aus 
gerechter  Ursache  entstandenen  heftigen  Gemütsbewegung 
begangen  hat"  [Stooss,  GrundzUge  I  S.  319])  vbd.  mit  §§  90,  91  des 
bes.  Teils;  Rufsland  1866  Art.  134  Ziff.  5  (Begehung  des  Verbrechens 
„in  Folge  einer  heftigen  Aufregung,  die  durch  Beeinträchtigungen, 
Beleidigungen  oder  andere  Handlungen  der  Person  erzeugt  war, 
welcher  [der  Thäter]  eiu  Übel  zufügte  oder  zuzufügen  versuchte" 
[Foinitzki  in  StGG.  I  S.  294])  vbd.  mit  Art.  1455  Abs.  2  des  bes. 
Teils  nach  der  Fassung  der  Novelle  vom  23.  März  1871  (vgl.  Wachen- 
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feld,  Mord  und  Totschlag  S.  264  Anm.  1  und  Näheres  noch  unten); 
Portugal  Art.  39  Ziff.  4  („Säo  circumstancias  attenuantes  da  respon- 
sabüidade  criminal  do  agente:  .  .  .  ser  provocado,  seo  crime  tiver 
sido  praticado  em  acto  seguido  äprovocacao  etc.'';  s. auch  Ziff.  13, 
14)  ybd.  mit  Art 370,  372  (Tay ar es  de  Medeiros  inStGG.  IS.Ö42).  S. 
auch  Italien  1889,  welches  in  Abweichung  von  den  altem  Gesetzbüchern 
(Sardinien  1839,  Italien  1859)  und  den  verschiedenen  Entwürfen 
die  Provokation  zunächst  im  allgem.  Teile  behandelt  (s.  Art.  51: 
Begehung  der  „Handlung  in  der  Aufregung  des  Zornes  oder 
übermächtigen  Schmerzes,  durch  unverschuldete  Beleidigung  dazu 
bestimmt**;  van  Swinderen,  Esquisse  I  p.  159),  daneben  aber 
im  bes. Teile  zwar  nicht  mehr  die  Provokation  bei  Tötungen  und 
Körperverletzungen  in  Folge  von  Beleidigungen,  wohl  aber  die- 
jenige in  Folge  von  Ertappung  in  flagrantem  Ehebruche  etc.  und  aufser- 
dem  noch  die  Provokation  bei  Zweikampf  u.  Beleidigungen  erwähnt.  Vgl. 
S.  Mayer  in  GA.  Bd.  XXXV  (1887)  S.  356;  Lammasch  im  GS. 
XLIV  S.  199;  Alimena  in  StGG.  I  S.  591  u.  Näheres  noch  unten. 
Ähnlich  Spanien  1848  u.  1870,  das  aufser  der  allgemeinen,  auch  die 
Provokation  bei  Tötungen  umfassenden,  Vorschrift  in  Art.  9  Ziff.  4 
(nSon  circunstancias  atenuantes:  .  .  la  de  haber  precedido  inmedi- 
atament«  provocaciön ...  de  parte  del  ofendido")  im  bes.  Teile  aller- 
dings nur  noch  den  Fall  des  flagranten  Ehebruchs  etc.  hervorhebt 
Vgl.  auch  Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  243;  über  die  noch  weitergehende 
Bestimmung  der  Ziff.  5  des  Art.  9  s.  schon  oben  Anm.  463  a.  E.  Ebenso: 
Bosnien  u.  Hercegovina  §831itt.d  (=  Österreich  1852  §46, d) 
vbd.  mit  §  218  (Tötung  im  Ehebruch);  Mexico  Art.  34  Ziff.  8  I,  Art. 39 
Ziff.  2,  40  Ziff.  2,  42  Ziff.  8,  9  vbd.  mit  Art.  554 ff.  S.  noch:  Aar- 
gau,  Entw.  v.  1892  §§  82,  165  (Affekt,  d.  h.  heftige  Aufwallung  des 
Gemüts,  z.  B.  im  Zorn  etc.,  als  M i  1  d  c  r  un g sgrund),  u.  §  171  Ziff.  5 (Provo- 
kation i.  e.S.  als  Straf  m  in  d  er  ung  sgrund)  vbd.  mit§187.  Der  Entwurf 
eines  StGBs.  für  den  Kanton  Uri  (1894)  endlich  zählt  zunächst  in  Art.  15 
„ Anreiz **  und  „Zommut''  als  allgemeine  „erleichternde  Umstände^ 
auf,  nennt  sodann  in  Art. 20  Ziff. b  als  allg.  Strafausschliefsungs- 
grund  (neben  Notwehr  [Art.  20  Ziff.  a])  „die  (Erwiderung  [s.  unten] 
oder)  Abweisung  einer  starken  Provokation  (oder  eines  rechts- 
widrigen Angriffs)  mit  Wort  oder  That  (ausgenommen  schwere 
Körperverletzung)''  und  führt  aufserdem  im  besondern  Teil  bei  den 
Tötungen  (Art. 22  am  Ende)  und  den  Ehrverletzungen  (Art. 35)  die 
Provokation  abermals  als  Strafzumessungsgrund  auf.  Vgl. 
Pfenninger,  Motive  S*  108.    3)  Eine  kleinere  Gruppe  beschränkt 
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sich  um  ErtappuDg  auf  flagranter  That  (Ehebruch  oder 
andere  Unsittlichkeit ,  Diebstahl ,  Hausfriedensbruch  etc.) 
handelt  ^^'),  mit  Rücksicht  auf  seine  ganze  geschichtliche  Ent- 


sich lediglich  auf  Erwähnung  der  Provokation  (Reizung  etc.)  als 
einen  im  allgemeinen  Teile  genannten  allgemeinen  Strafmilderungs- 
grnnd;  soiÖsterreich  1852§46  Ziff.  d  (wenn  der  Thäter  „in  einer  aus 
dem  gewöhnlichen MenschengefUhl  entstandenen  heftigen  Gemüts- 
bewegung sich  zu  dem  Verbrechen  hat  hinreissen  lassen *");  vgl.  etwa 
auch  St.  Gallen  Art.  40  litt  b  (^wenn  der  Schuldige  den  Vorsatz 
zu  der  strafbaren  Handlung,  durch  eine  vorhergegangene  schwere 
Beiz  ung  veranlafst,  in  plötzlicher  Gemüts  auf  regung  gefafst  und 
ausgeführt  hat";  s.  Stooss',  Grundzüge  II  S.393);  Schwyz  Art. 46c 
(und  dazu  Wachen feld,  Mord  und  Totschlag  S.  194);  schweizer 
Vorentwurf  (Fassung  v.  1894)  Art.  36  Abs.  2  („wenn  der  Schuldige 
durch  schwere  Reizung  oder  Kränkung,  zu  der  er  nicht  Anlafs 
gegeben  hat,  augenblicklich  zu  der  That  hingerissen  worden 
ist**),  wogegen  Art.  50  im  bes.  Teil  die  Begehung  der  That  „in  leiden- 
schaftlicher Aufwallung''  zum  wesentl.  Thatbestandsmerkmal  des  Tor- 
schlags  erhebt.  Vgl.  Stooss,  Motive  (v.  1894)  S.  136  u.  147;  v.  Lilien- 
thal in  Z.  XV  S.  316.  Über  den  norweg.  Entwurf  §  51  (Ver- 
übung in  „berechtigtem  Zorn"  als  Milderungsgrund  überhaupt  an- 
erkannt) s.  Lammasch  in  Z.  XIV  S.  518.  —  Ganz  vereinzelt  findet  sich 
endlich:  4)  auch  ein  völliges  Stillschweigen  über  die  Provokation 
überhaupt  oder  doch  derjenigen  bei  Tötungen.  Bosenfeld, 
Tötungen  S.  18  zählt  zwar  eine  gröfsere  Reihe  solcher  Gesetz- 
gebungen auf,  allein  da  das  dort  genannte  Österreich  (1852)  doch 
im  allgemeinen  Teil  eine  hierauf  bezügliche  Vorschrift  enthält  (s. 
Ziff. 3),  und  aufserdem  von  den  Kantonen  der  französischen  Schweiz 
nicht  nur  Wallis  und  Neuenburg  1891,  sondern  auch  Waadt 
(vgl.  Pfenninger,  Strafrecht  S.285)  u.  Genf  (s.  oben  Ziff.  1)  wieder 
auszunehmen  sind,  so  dürften  im  Wesentlichen  blos  Freiburg,  die 
Niederlande  1881  (vgl.  Wachenfeld,  Mord  und  Totschlag  S.208 
u.  Anm.  2;  anders  noch  Entwurf  vou  1875  Art.  318;  Wachen feld, 
a.  a.  0.  S.  206),  Ägypten  und  der  Kongostaat  (vgl.  Wachen- 
feld, S.  237)  übrig  bleiben. 

471)  Dafs  es  sich  auch  in  diesem  —  nur  durch  das  Mittel  der 
Erregung  des  Zorns  des  Thäters  ausgezeichneten  —  Falle  eines  provo- 
cierten  strafbaren  Handelns  um  einen  Akt  entschuldbarer  agressiver 
Selbsthülfe  handelt,  wird  (wenigstens  in  Bezug  auf  die  Ertapp  nng 
im  Ehebruch)  durchgehends  anerkannt.  Vgl.  u.  a.:  We  Ick  er  in 
Botteck  u.  Welckers  Staats-Lexikon  2.  Aufl.  Bd. XII  (1848)  S.  269; 
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Wicklung  noch  einer  besondern  Hervorhebung  verdient ;  sodann 
(2)  die  wichtigen  Regeln  über  die  Anerkennung  der  sog. 
Retorsion  (Erwiderung)  resp.  Kompensation  bei  Be- 
leidigungen und  Körperverletzungen*'^). 

1.  a)  Am  deutlichsten  ist  wohl  unzweifelhaft  noch  heute 
der  Zusammenhang  mit  den  altern  Rechtszuständen  er- 
kennbar in  denjenigen  Fällen  der  Provokation,  welche 
durch  eine  Überraschung  von  Missethätem  in  flagranti,  d.h. 
auf  frischer  That*'»)  —  auf  „handhafter  That",  wie  die 
Rechtssprache  des  Mittelalters  sich  ausdrücken  würde  —  hervor- 
gei-ufen  werden.  Dafs  die  neuem  Strafrechts -Kodifikationen, 
sofern  sie  überhaupt  noch  dieser  Materie  Erwähnung  thun. 


Schwarze  in  Weiske'sBL.  Bd. X (1856)  S.  135;  Bücking,  a.a.O. 
S.  13  ff.  Die  Auffassung  des  Falls  als  einer  lediglich  besonders  quali- 
fioierten  Art  von  Provokation  dürfte  unter  den  Gesetzbüchern 
besonders  deutlich  dasjenige  von  San  Marino,  Art.  467  zeigen, 
welches  die  durch  Provokation  hervorgerufenen  Verletzungen  und 
Tötungen  (percosse,  ferite  ed  omicidii)  nach  drei  verschiedenen  Graden 
bestraft,  je  nachdem  die  provocazione  „gravissima**,  „grave**  oder 
„semplice''  gewesen,  und  sodann  (im  Abs.  2  a.  a  .0.)  ansdiücklich 
als  proY.  gravissima  bezeichnet  „la  sorpresa  in  flagranti  di 
un  azione  disonesta,  che  lede  l'onore  della  famiglia.'*  —  Über 
die  Unterscheidung  der  Italiener  zwischen  „provocazione"  i.  e.  S.  und 
„giusto  dolore"  (worunter  die  Tötungen  in  flagranti  fallen  würden) 
vgl.  Geyer  in  HH.  III  S.  548  Anm.  5  (mit  weitern  Litteraturangaben). 
Geteilt  sind  die  Ansichten  über  den  Fall  der  Tötung  (oder  Ver- 
letzung) in  flagrantem  Diebstahle,  welchen  Manche  dem  Gebiete  der 
Notwehr  zuweisen.  (Vgl.  zum  Teil  schon  unsere  Abtlg.  I  S.  115 
Anm.  9d  a.  E.  und  Näheres  noch  unten  S.  245 ff.).  S.  Mayer,  Ge- 
schichte der  Strafrechte  S.  225  und  Anm.  33  u.  S.  229  will  sowohl 
die  Tötung  (oder  Verletzung)  von  Dieben  als  auch  von  Ehebrechern 
in  flagranti  unter  einen  besondern  Zwitterbegriff  der  „Präventiv - 
oder  Quasi -Notwehr"  stellen. 

472)  Über  das  Wesen  der  Retorsion  als  Selbsthülfe  bezw.  Privat- 
rache s.  das  Nähere  weiter  unten. 

473)  Des  Ausdrucks  (Betreffen  bezw.  Verfolgung)  „auf 
frischer  That"  bedient  sich  bekanntlich  unsere  deutsche  Reichs- 
strafprozefsordnung  in  den  §§  104  Abs.  1 ,  127  Abs.  1.  Vgl.  dazu 
Löwe,  Kommentar,  8. Aufl.  v.  He  11  weg  (Berlin,  1893)  S.  371  (Nr. 2 
zu  §  104)  u.  S.  404  (Nr.  3  zu  §  127). 
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sich  dnrchgehends  nur  aaf  die  Privilegierung  der  beiden  typischen 
Fälle  der  Tötung  (bezw.  Verl  et  zung)  bei  Ertappung  ira  Ehe- 
bruch e  (oder  sonstiger  Unsittlichkeit)  und  im  Diebs  table  (Ein- 
bruch,  Raub,  Plünderung)  beschränken,  steht  in  Übereinstimmung 
mit  der  Gesetzgebung  auch  der  frühern  Jahrhunderte. 
Dagegen  liegt  ein  wesentlicher  Unterschied  gegenüber  den 
Vorschriften  der  altem  Zeiten  darin,  dafs  die  neuere 
Legislation  den  berechtigten  Affekt  des  Thäters  in  den  ge- 
nannten Fällen  regelmäfig  nur  noch  eine  Milderung, 
und  nur  ganz  vereinzelt  auch  noch  den  ehemals  allge* 
mein  eintretenden  völligen  Ausschlufs  der  Strafe  be- 
wirken läfst. 

In  voller  Konsequenz   begegnet  uns  übrigens  diese  letz- 
tere   Begelung    der   Materie    innerhalb    des    Rechtskreises 


474)  Von  an  fs  e  r  europäischen  Gesetzgebungen  gehört  hierher  bes. 
China,  bezw.  Anam.  S.  Ta-tsing-leu-lee ,  Sect.  285;  Staunton 
p.  307;  Code  Anamite.  I  p.  167,  186;  Kohler,  Chines.  Strafrecht 
S.14,  15;  Post,  Grundrifs  II  S.362  Anm.2u.427  Anm.  2.  Vgl.  auch 
schon  unsere  Abtlg.  I  S.  20  Anm.  37  u.  dazu  noch  Wache nfeld,  Mord 
u.  Totschlag  S.  269.  Weiteres  noch  unten  i.  Anm.  485  u.  488.  Nach  Rosen- 
feld, Tötungen  S.  19  läfst  auch  das  südamerikan.  GB.  für  Cundina- 
marca  (offizielle  Ausgabe  1886)  bei  Tötung  der  im  Ehebruch 
(oder  Unsittlichkeit)  ertappten  Frau  (Tochter  oder  Enkelin)  Straf- 
losigkeit eintreten.  Über  uncivilisierte  Völker  s.  Post,  Grundrifs 
II  S.  361  ff.  —  In  den  Fällen  der  völligen  Straflosigkeit  für 
Tötung  (oder  Verletzung)  nächtlicher  Einbrecher  und  Diebe 
nach  den  neuern  Gesetzbüchern  handelt  es  sich,  wie  unten  S.  245 ff. 
näher  ausgeführt  ist,  meistens  nicht  um  Privatrache  (Provokation), 
sondern  um  Notwehr  oder  doch  wenigstens  damit  sehr  nahe  ver- 
wandteFälle.  Über  Straflosigkeit  provocierter  Beleidigungen 
etc.  s.  ebenfalls  weiter  unten. 

475)  S.imAUg.  über  dieses  Gesetzbuch :  Wahlberg,  Ges.  Schrif- 
ten III  S.  341  ff. ;  Popovic',  Recht  und  Gericht  in  Montenegro. 
Agram  1877.;  Dickel  in  StGG.  I  S.  339 ff.  mit  weitern  Litteratur- 
angaben.  Daselbst  auch  über  die  Geltung  des  Gewohnheitsrechts 
neben  den  gesetzlichen  Vorschriften.  Zu  vgl.  auch  Dickel,  Über 
das  neue  bürgerliche  Gesetzbuch  fUr  Montenegro,  Marburg  1889;  ins 
Französische  übersetzt  von  J.  Brissaud,  Paris  1891,  mit  Anmer- 
kungen des  Übersetzers  über  Litteratur  und  Blutrache, 
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der  europäischen  Gesetzgeboiigeii  *'*)  eigentlich  nnr  noch  in 
dem,  auch  8onst  durch  seine  originellen  und  teilweise  alter- 
tümlichen Vorschriften  aufTallenden,  Gesetzbuche  für  Mon- 
tenegro, publiciert  unter  Fürst  Danilo  I  im  Jahre  1855*"). 
Dasselbe  erklärt  es  nicht  nur  ftlr  erlaubt,  einen  Dieb 
„im  Diebstahle'^  zu  erschiefsen,  sondern  setzt  sogar 
dafür  noch  eine  Belohnung  von  20  Thalern  ans  *'•);  es 
gestattet  femer  schlechthin  jedem  Montenegriner,  welcher 
sein  untreues  Weib  ^^anf  dem  Ehebruch^  betriflft,  sowohl 
dieses     als   auch    ihren    Hitschuldigen     straflos    zu 


476)  Montenegro  §  79.  Nnr  —  heifst  es  am  Ende  dieses  Para- 
graphen —  „soll  sich  jeder  vorsehen  und  keinen  Unschuldigen 
töten,  denn  in  diesem  Falle  ist  er  .  .  .  gleich  einem  Mörder  dem 
Gericht  verantwortlich".  Vgl.  auch  §  34  a.  £.  und  §  84,  wo  es  heifst, 
dafs  über  Tötung  oder  Yerwundnog  eines  Diebes  bei  Verttbung 
(VersQch)  des  Diebstahls  «weiter  nichts  zu  verhandeln*  ist,  „denn  es 
besteht  zu  Recht  der  Grandsatz,  das  ganze  Land  verfolge  und  züch- 
tige einen  Dieb  gleich  einem  Handanleger ".  Wahlberg,  a.  a.  0. 
IIIS.34G;  Dickel,  s.  a.  0.  S.341.  Vgl.  auch  Popovic,  Recht  und 
Gericht  in  Montenegro  §  105;  Post,  Anfänge  etc.  S.  220  u.  Gmnd- 
rifs  der  ethnol.  Jurisprud.  II  S.  428  Anm.  2  a.  £. 

477)  Montenegro  §  73.  Am  Schlüsse  heist  es  noch:  „Entflieht 
aber  das  Weib,  so  soll  sie  keine  Stätte  mehr  in  unserm  Lande  haben'. 
Vgl.  Wahlberg,  a.  a.  0.  III  S.  345;  Popovic,  Recht  und  Gericht 
in  Montenegro  §45,  110-,  Post,  Grundrifs  IIS. 363  Anm. 2.  —  Aufser 
den  beiden  im  Texte  erwähnten  Fällen  strafloser  Tötungen  ent- 
hält sodann  das  montenegrinische  Gesetzbuch  noch  folgende: 
a)  Nach  §  17  kann  Jeder  Montenegriner  und  Berdaner  ohne  Unter- 
schied'' einen  „Vaterlnndsverräter**  (vgl.  §  16)  töten,  „sobald  er 
vernimmt,  dafs  derselbe  ein  Verräter  sei  und  ihn  unsere  Landes- 
behörde verfolge'';  b)  nach  §  41  a.  E.  „steht  es"  dem  durch  Brand- 
stiftung „Beschädigten  frei**,  den  Brandstifter  zu  töten. 
Vgl.  Post,  Bausteine  I  S.  303  und  Grundrifs  der  ethnol.  Jurispr.  II 
S.415  Anm.  2.  Dazu  treten  noch :  c)  die  bereits  oben  Anm.  465  erwähnten 
Vorschriften  über  die  begrenzt  gestattete  Blutrache,  d)  über 
die  eventuell  bis  zur  Straflosigkeit  ansteigende  Berücksichtigung 
der  Provokation  (durch  Realinjurien)  bei  Tötung  (§  34 ff.;  und 
Näheres  darüber  unten),  endlich  e)  die  in  §  21  normierte  Befug- 
nis der  „von  dem  Gerichte  und  von  der  Behörde  abgeordneten  Per- 
sonen",   sich    ihren  Anordnungen    (insbesondere  bezüglich  Unter- 
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töten*").  DiCBen,  in  ihrer  weiten  Fassung  vollständig  iso- 
liert dastehenden,  Bestimmungen  *^^)  lassen  sich  höchstens  noch 
die  Gesetzbücher  für  Spanien  (1848  u.  1870),  Portugal 
und  die  Insel  Malta  insofern  zur  Seite  setzen,  als  sie  bei 
der  Ertappung  im  Ehebruche  (bezw.  in  sonstiger  Unzucht)  *"•) 
neben  der  Tötung  auch  Verletzungen  hervorheben  und 
letztere  dann  ohne  Strafe  ausgehen  lassen  wollen,  wenn 
sie  nur  von  leichterer  Art  gewesen  sind"^). 


Stützung  behufs  Ergreifung  von  Missethätern)  widersetzende  Per- 
sonen als  „Störer  des  Landfriedens  und  der  Ordnung  . . .  auf  der  Stelle 
zu  erschiefsen*.    Vgl.  Wahlberg,  a.  a.  0.  III  S.  345flf. 

478)  In  keinem  andern  Gesetzbnche  findet  sich  auch  nnr  eine  an- 
nähernd ähnliche  Regelung  der  erlaubten  Tötungen,  vielmehr 
sind  diese  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  noch  in  ausgedehnterm 
Mafse  begegnenden  Fälle  (vgl.  z.B.  Dochow  inHH.III  S.424,Anm.  13 
über  Neapel  1819)  in  der  neuern  Gesetzgebung  Europos  und  na- 
mentlich Deutschlands  nach  und  nach  (abgesehen  von  der  Notwehr, 
der  Vollstreckung  eines  Todesurteils  und  dem  administrativen  Waffen- 
gebrauche des  Militärs)  so  gut  wie  vollständig  verschwunden. 
S.  noch  ausdrücklich  betr.  des  deutschen  RStGBs.:  Dochow  in 
HH.  III  S.  422;  vgl.  auch  Berner,  Lehrb.  17.  Aufl.  S.  498  und 
Anm.  2\  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  268 ff.,  und  über  die  ausser- 
deutschen  Gesetzgebungen:  Bosenfeld,  Die  Tötungen  S.  9 ff. 

479)  Über  die  einzelnen  Vorausssetzungen  des  Falles  in 
diesen  Gesetzbüchern  s.  das  Nähere  noch  unten  S.  239  ff. 

480)  Spanien  (1848  Art.  339  und)  1870  Art.  438  Abs.  2:  „Si 
les  causare  lesiones  de  otra  clase  (sc.  als  die  der  im  Vorhergehen- 
den genannten  „lesiones  grave  s"),  quedarä  exento  de  pena",  und  dazu 
Bosenfeld  in  StGG.  I  S.  521;  van  Swinderen  Esquisse  II  p.  43. 
Portugal  Art. 372  §1:  „Seasoffensas  forem menores,  uÄo  soffrera 
pena  algnma".  Malta  Art.  226  Abs.  1  a.  £.:  „se  (l'offesa  fosse)  lieve, 
non  vi  sara  luogo  a  procedimento''.—  Zu  diesen  Bestimmungen  treten 
nunmehr  auch  noch  diejenigen  des  von  Prof.  Pfenninger  in  Zürich 
ausgearbeiteten,  höchst  eigenartigen  und  vielfach  an  das  alte 
Recht  (Friedensrecht)  anknüpfenden  Entwurfs  eines  StGBs.  für  den  Kan- 
ton üri  (vgl.  im  Allg.  Pfenninger,  Motive  S.  46,  47 ff.,  50)  hinzu. 
Danach  soll  nämlich  einmal  geringere  Strafe  eintreten  fUr  die 
(gleichzeitig  mit  der  provocierten  Tötung  erwähnte)  Tötung 
„bei  Betretung  auf  Schand  und  Laster  im  eigenen  Haus"* 
(Art. 22  Schlufsatz  und  Motive  S.  114),  während  der  vom  Ehebruch 
handelnde  Art. 63  Abs.  3  (mit  den  Worten:  „Wer  im  Ehebruch  er- 
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Alle  übrigen  Gesetze  stimmen  dagegen  zwar  in  der  Ver- 
neinung der  ProYokation  als  StrafausschlieBsungsgrund 
fttr  die  gedachten  Fälle  überein,  enthalten  aber  in  der 
Kegelung  der  sonstigen  Einzelheiten  derselben  derartige  Ver- 
schiedenheiten, dafs  es  unmöglich  ist,  ihren  Inhalt  in  einem  ganz 
allgemein  passenden  Satze  zu  fixieren.  Vor  allem  empfiehlt  es 
sich  vielmehr,  zunächst  die  Überraschung  in  flagrantem Ehe- 
b  r  u  c  h  (od.  Unsittlichkeit)  von  derjenigen  im  D  i  e  b  s  t  a  h  1  e  u.  s.  w. 
zu  sondern,  und  zwar  insbesondere  auch  deshalb,  weil  bei 
letzterm  Fall  ein  Hinüberspielen  des  BegriflFs  der  aggres- 
siven Selbsthülfe  (Privatrache)  in  das  Gebiet  der  defen- 
siven (Notwehr)  sich  offenbar  nicht  völlig  verkennen 
läfst"^) 

a)  Der  genauem  Betrachtung  der  verschiedenen  Regelung 
des  durch  den  Affekt  "2)  entschuldbaren  deliktischen 
Handelns  bei  flagrantem  Ehebruch  (und  den  ihm  gleich- 


tappt und  verletzt  wird,  hat  es  an  sich  zu  tragen**)  für  Körper- 
verletzungen schlechthin  Straflosigkeit  sanktioniert  In  seinen 
„Motiv en**  S.  144  bemerkt  dazu  der  Verfasser  ausdrücklich,  dafs 
hierdurch  „dem Manne  das  alte  natürliche  Recht**  zugewiesen  sei, 
„welches  gleicherweise  das  römische  Recht  wie  unsere  alten  Quellen 
anerkennen''.  „Erfolgt  Tötung,  so  kann  nach  Art.  22  die  geringste 
Strafe  (kurzzeitiges  Gefängnis)  zur  Anwendung  kommen.  Erfolgt 
»Verletzung*,  so  ist  der  Ehebrecher  »gebüfst*,  d.  h.  es  tritt 
keine  Strafe  ein,  selbst  nicht  bei  schwerer  Körperverletzung, 
welche  nach  Art.  20  (über  die  Provokation  u.  Retorsion  i.  Allg.)  sonst 
ausgenommen  ist**.  Für  jeden  Fall  Straflosigkeit  der  Tötung 
auszusprechen,  erschien  dagegen  auch  Pfenninger  nicht  empfehlens- 
wert. 

481)  Vgl.  schon  oben  Anm.  471  a.  E.  und  Näheres  noch  unten 
Anm.  499. 

482)  Über  die  psychologische  Seite  des  Affekts  (des  gerech- 
ten Zorns)  in  diesem  speziellen  Falle  der  Provokation  s.  n.  a.: 
V. Hye-Gluneck,  Des  österreichischen  Strafgesetzes  . . allgem. Teil 
S.  194,  195;  H.B.Oppenheim,  Philosophie  des  Rechts  und  der  Ge- 
sellschaft. Stuttg.  1850,  S.  103,  welcher  der  Ansicht  ist,  dafs  dem 
Affekt  in  solchen  Fällen  ev.  „selbst  bis  zur  St  raflosigkeif*  Rech- 
nung zu  tragen  sei*,  Krafft-Eblng,  Lehrbuch  der  Psychopatho- 
logie 3.  Aufl.  1893,  S.  372, 
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gestellten  Fällen)  dürfte  die  allgemeine  Bemerkung  voraus- 
zuschicken sein,  dafs  die  besondere  Hervorhebung  des- 
selben sich  mit  geringen  Ausnahmen*")  überhaupt  nur  noch 
in  solchen  ausländischen  Gesetzbüchern  findet,  auf  welche 
der  französische  Code  penal  *")  einen  mehr  oder  weniger 
nachhaltigen    Einflufs    geübt    hat  *") ,     dafs    sie    dagegen 


483)  Abgesehen  von  dem  bereits  erwähnten  Gesetzbuche  Mon- 
tenegros dürfte  hierher  noch  dasjenige  fUr  Bosnien  u.  die  Her  ce- 
govina  za  rechnen  sein,  (das  sich  sonst  im  Wesentlichen  als  eine  Re- 
produktion des  österreichischen  Gesetzbuchs  von  1852  darstellt;  vgl. 
im  Allg.:  van  Swinderen,  Esquisse  I  p.  35;  Wachenfeld, 
Mord  und  Totschlag  S.  187  u.  Anm.  2-,  Hill  er  in  StGG.  I  S.  152), 
insoiem  auch  in  ihm  die  Vorschriften  über  Tötung  im  Ehebruch  wohl 
auf  althergebrachte  nationale  Anschauungen  zurückzuführen 
sind.  ~  Auch  ein  sonst  wesentlich  an  deutsches  Recht  an- 
knüpfender niederländischer  Entwurf  von  1875  (Art.  318)  hatte 
ausdrücklich  für  Tötung  der  Frau  im  Ehebruche  eine  bedeutende 
Herabsetzung  der  Strafe  angeordnet.  Im  geltenden  niederländ. 
GB.  von  1881  ist  aber  weder  dieser  Fall  noch  die  Provokation  bei 
Tötungen  überhaupt  berücksichtigt  worden.  Vgl.  Wachenfeld,  S.  206 
u.  208.  Hierher  gehören  endlich  auch  noch  die  schon  oben  erwähnten  Vor- 
schriften des  Entwurfs  eines  StGBs.  für  den  Kanton  Uri  in  dessen 
Art.  22  a.  Ende  u.  Art  63  Abs.  3.  Über  das  engliche  Recht  (com- 
mon law)  s.  van  Swin  deren,  Esquisse  II  p.  52.  Über  die  deutsche 
Gesetzgebung  s.  den  Text  u.  unten  Anm.  487. 

484)  S.  über  dessen  hier  einschlagenden  Art.  324  schon  oben  S.  132 
Anm.  298. 

485)  Es  gehören  deshalb  hierher  besonders  die  Gesetzbücher 
der  südromanischen  Länder  (Spanien,  Portugal,  Italien,  Monaco, 
Malta)  u.  der  Kantone  der  französisch-italienischen  Schweiz 
(Wallis,  Freiburg,  Tessin),  femer  diejenigen  von  Belgien  und 
Luxemburg,  Rumänien  und  der  Türkei,  endlich  auch  die  meh- 
rerer aufsereuropäischer  Länder,  wie  z.  B.  (unter  den  von  uns 
berücksichtigten)  Ägypten,  Japan,  Niederländisch-Indien, 
u.Mexiko;  aufserdem  noch  die  südam er ik.  Staaten  Peru  (1862), 
Venezuela (1873),  Columbia  (1873)  Cuba  u.Puerto-Rica  (1879), 
Argentina  (1886)  und  die  Philipp.  Inseln  (1884).  Für  China 
(s.  oben  Anm.  474)  ist  dagegen  wieder  einheimische  Rechtssitte  zu  be- 
haupten. Vgl.  im  Allg.  die  Übersicht  bei  Rosenfeld,  Die  Tötungen 
S.  19,  welcher  aber  u.  a.  Montenegro  u.  Bosnien-Hercegovina 
mit  Stillschweigen  tibergeht  und  daher  zu  der  nicht  richtigen  Behaup- 


7!V2i^  k'.iiTi^.  ^  A  ^cf-t  EracTiiLx  ä.  Ui*rrLl?ü*rt  öe  mxr  c-e«  r^ 

-irr  Ax'-r«  Tw^r  ^■.<\  in.  G:-:-*t  Barari-f  t*  xi-i  «f«-  Tkere- 
f  xa&a  i-  ch-^Ti  S-  1>  Aa^B  IS  -  ar^r  «ci«:a.  ai?is  «»flr  xai  pr«Kr& 
ALB.    irL  o>.^  S-  77  A«  K^  . 

4-^7  Tr'-  ».  a-:M£tter»aier  n F* *-rr^a.rb* LeirK  14.  Asi |  3-^3 
.S-'/Xr>:r^IV:  Hiberlii.  Ori^^isÄni?  III  S-i4t  iKCenEatvcrf« 
efi*^  .St*>B*- fo  d  Könizr-rirk  W^ri:ex.bi?-rr  t  J.  ::S3:?  war  xwarebi 
L ;era:*f  bez :  ^! :  ^L^r  Pa.**:a  T.>rr»r<e i-?x  W ür^s«!  rgyr'xÄ  '*ir  &  M  o  r d 
«iie Todfrii-rrafe,  f^Tots-rtlar  ZwirLdiass  ai^hi  tarer  1  •  Jahn?»  a»- 
jredn/ht  war  'Art.  2l±  ±17  «•>i::e  EürL.ifh  iiarh  An.  ?1?  der  Ehe- 
ttann,  wei^rber  die  ehebreeherifche  Oattia  cati  ikn» Mit^bal- 
di^eii  totec  tar  Kit  der  e*«t.>iia  b-»nea:a  der  Festaassstraf«  be- 
le;^  werden.  Aber  bereitj  der  Enrworf  T»:»n  I^"i^»  tfcax  de*  Falls  sieht 
ibefar  »pezie^j  EnfihD;iii^.  and  er  fand  daher  aceb  im  Geserzboeb  tob 
Ki>  keine  Anfeahme.  Vgl.  Waebenfeld.  Mord  und  Tot^hlag 
.S.^:^.  &:>.  Mittermaier  za  Feaerbaeh«  Lebrb.  14.  Aitd.§  5^3.  S.f5»J9. 
5o(e  IV  wei*t  daraaf  hin.  daf«  dai^  badisehe  Stt.^B  in  Art.  ^10  «ab- 
BiThtHcb  wegen  soleher  Fälle  die  Müdenmg  der  Strafe  bei  Tot- 
fK:li!ag  in  Folge  von  Provokation  dnreh  Beifägnng  der  Worte :  .wenn  der 
Getötete  den  Affekt  doreb  »Kränkung-  herbeigeführt  hatte',  aosige- 
gproeben*  habe,  eine  Ergänzung,  die  «ich  übrigen«  später  aneh  in  Ham- 
borg  1>?*;9  Art-  119  wiederfindet  T-nnverdiente  Kränkungen»'». 
Vgl.  auch  Württemberg  Art.  243  Abs.  2:  Braunsehweig  §  146 
Abg.  1  und  Hanno  Ter  Art.  231  Satz  2,  die  neben  der  schweren 
Beleidigung  und  Mifshandlung  auch  noch  schwere  öffentliche)  Be- 
schimpfungen* nennen.  Darut»er,  dafs  unter  die  Beschimpf  na- 
gen, ja  event.  selbs^t  unter  die  schweren  Beleidigungen,  auch 
der  Fall  des  flagranten  Ehebruchs  etc.  gezählt  werden  könnte,  waren 
schon  die  mei.sten  der  altem  Schriftsteller  und  Kommentatoren  einig. 
Vgl.  z.  B.  Uäberlin,  Grundsätze  III  S.  25;  Breymar,  KrimGB. 
ftir  das  Herzogtum  Braunschweig,  S.  271;  Weis,  StGBs.  fSr  das  Kö- 
nigreich Bayern  tou  1861,  erläutert  Bd.  II  S.  54.  Aus  demselben 
Grunde  hatte  auch  noch  der  Entw.  des  preufs.  StGBs.  t.  J.  1829  in 
dem  von  der  Provokation  handelnden  Paragraphen  ausdrficklich  die 
„groben  Rechtsverletzungen*  erwähnt,  die  aber  später  im  GB. 
selbst  fortgelassen  wurden,  weil  der  Fall  des  flagranten  Ehebruchs  be- 
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Unter  den  in  Betracht  kommenden  Gesetzbüchern  zeigt 
sich  sodann  eine  wesentliche  Verschiedenheit  zunächst  schon  da- 
rin, dafs  eine  Gruppe  derselben  die  strafmildernde  Wirkung 
des  durch  die  Missethat  provocierten  AflFekts  lediglich  dem 
beleidigten  Ehemanne  •—  nicht  dagegen  im  analogen  Fall 
auch    der  Frau    —    zu  gute    kommen    läfst "®),   während 


bereits  durch  denAusdnick  ^schwere  Beleidigungen*'  vorgesehen  sei. 
Vgl.  Goltdammer  Material. II  S.  375 ;  Olshansen,  Eomm.z.RStGB. 
zu  §213  Nr.  3,  S.  831  u.  die  dortCitierten.  Nach  dem  deutsch.  RStGB.  kann 
der  Fall  jedenfalls  unter  die  im  §  213  noch  neben  der  Provokation 
i.  e.  S.  („Reizung  zum  Zorn  durch  schwere  Beleidigung  od.  Mifshand- 
lung**)  genannten  „andern  mildernden  Umstände^  subsumiert 
werden  (so:  Schütze,  Lehrb.  2.  Aufl.  §  81  S.  384  Anm.5),  falls  man 
ihn  nicht  mit  der  herrschenden  Ansicht  (wie  auch  früher  in  Preufsen) 
schon  mit  unter  die  „schweren  Beleidigungen  (od.  Mifshandlungen)''  — 
Begriffe,  die  anerkanntermafsen  nicht  im  technischen  Sinne  auf- 
zufassen sind  (vgl. u.  a.:  Olshausen,  Komm,  zu  §  213  Nr. 3,  S  832) 
—  stellen  will.  So  z.  B.  v.  Holtzendorff  in  HH.  III  S.  438; 
Olshausen,  a.a.O.S.832;  v.Liszt,  Lehrbuch  6.  Aufl.  S.  277.  A.  M. 
jedoch  Rubo,  Komm.  Nr.  4  zu  §  213  S.  749.  —  Für  die  Beurtei- 
lung des  Falls  in  der  altern  deutschen  Litteratur  auf  Grund  der  ge- 
meinr  echt  I.Doktrin  vgl.  (z.  Tl.  unter  einander  abweichend):  Feuer- 
bach, Lehrb.  14.  Aufl.  §  383  S.  607  ff.  Anm.  1—4,  u.dazu  Mittermaier, 
ebendas.  Note  I— III-,  Heffter,  Lehrb.  §  230  S.  183  Anm.  7-,  Köst- 
lin,  System  §  15  S.  9. 

488)  Über  den  französischen  Codep^nal  Art.  324  s.  schon  oben  S.132 
Anm.  298.  Es  gehören  hierher  aufserdem  von  enropäischenG  esetz- 
büchern,  abgesehen  von  Montenegro  (§72;  vgl.  S. 234),  noch  Spanien 
1848Art.339  u.  1870 Art. 438,  Abs.l  („el  marido,  que  sorprendiendo 
en  adulterio  &  su  mujer...");  Monaco  Art. 319  Abs. 2  (=Cocle  p6n. 
Art.  324  Abs.  2) ;  Malta  Art.22G  (in  der  Fassung  wie  Spanien);  Bos- 
nien und  Hercegovina  §  218  („Ein  Ehegatte  welcher  seine 
Frau  bei  der  Begehung  im  Ehebruche  betritt")  und  die  Türkei 
Art  188  („a  person  .  .  who  on  catching  .  .  bis  wife  or  one  of  the 
women  of  his  house  [Konkubinen]...)",  und  dazu  bes.  Wachenfeld, 
Mord  und  Totschlag  S.  239;  Rosenfeld,  Tötungen  S.  19  und  van 
den  Berg  in  StGG.  I  S.  730  und  Anm.  1  welcher  es  als  „eine 
notwendige  Folge  der  Polygamie"  bezeichnet,  dafs  dieser 
Strafmilderungsgrnnd  „nicht  auch  fUr  die  von  einer  Frau  bei  glei- 
cher Veranlassung  verübte  Tötung  gilt."  Vgl.  auch  ebendas  S.  730 
Anm.  2  betr.  der  Geltung  auch  für  die  (monogam  lebenden)  Christen 
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eine  andere,  danmter  namentlieh  die  meisten  Kodifika- 
tionen de*  we?itlichen  Ean>pa,  die  nns  gerechter  erscheinende 
GleichstellnDg  beider  Ge*«;hlei-hter  in  diesem  Punkte*^) 
anädrGeklieh  oder  d«xh  stillschweigend  zur  Dorehfahrong 
gebracht  hat  **^  t.  Als  Handlang  des  gereizten  Thäters  wird 
sodann  zwar  regelmäfsig  nur  die  Tötung  t Totschlag)  ge- 
nannnt,  doch  finden  sich  rereinzelt  daneben  wohl  aucb  nocb 
»chwerere  oder  leichtere  Verletzungen  t Mifhandlnngen, 
Gewaltthätigkeiten  I  henrorgohoben  **^).    Diese   sonst  an   sieh 


IL  Israeliten  in  derTürkeL  Daza  treten  noeh  einige  aufs  er  europäisebe 
Gesetzbücher,  wie Niederländ.-Indicn,  Wetb. voor  de  Enropeaiien, 
Art.  240  Abs. 2  (Wetb.  voor  Inlanders  Art. 242  Abs. 2):  (,  ..  .begaaa 
door  den  man  tegen  zijne  Tronw):  Ägypten  Art.227  (^.riadiTidn 
qni  avant  snrpris  son  eponse  .  .");  Japan  Art.  317  (^eommitted 
by  an  hnsband  on  bis  lawfal  wife'y;  endlich  aach  China  (vgl. 
oben  Anm.  474).  wo  sich  diese  Regelang  der  Sache  schon  von  selbst 
ans  ^er  gSLUz  untergeordneten  Stellung  der  Frauen  ergiebt.  Vgl.  da- 
rüber Martin   in  Z,  V    (188öj    S.  7M. 

489;  Vgl.  darüber  die  schon  oben  S.  l:^  Anm.  29^  angeführte  Lit- 
teratnr. 

490)  So  insbesondere  (in  Übereinstimmung  schon  mit  derMehrsahl 
der  altem  italienischen  Partikulargesetzbücher  [Beider-Siei- 
lien  1><19  Art.  aS8;  Parma  1820  Art  351;  Este  Art  366  ff.-, 
Toskana  Art.  310;  Pertile,  Storia  V.  p.  117  Anm.  40]):  Sar- 
dinien (18.39)  Art.  604  Abs.  1  („par  Tun  des  ^poux  sur  Fantre"), 
Italien  (1859)  Art.  561  Ziff  1  (.del  conjuge  sulla  persona  dell'altro 
conjuge");  und  Italien  1889  Art.  377  („seitens  der  Ehegatten  .  .  . 
an  der  Person  des  Ehegatten");  femer  Wallis  Art.225(„par  Fundes 
6poux  sur  Fautre")^  Freiburg  Art.  129  (ebenso);  Tessin  Art.  294 
§  1  ]itt.a  („dal  conjuge  sulla  persona  del  proprio  conjuge");  [und  zu 
diesen  Schweiz.  GBB.:  Stooss,  Grundzüge  II  S.  13];  Bumanien 
Art.  253;  Belgien  und  Lnxemberg  Art.  413  („par  Fun  des  ^poux 
sur  Fautre  ^poux**);  Mexiko  Art.  554  («der  Ehegatte,  der  seinen 
Ehegatten.,  überrascht");  bes.  deutlich  endlich  Portugal  Art.372, 
§  2,  und  dazu:  Tavares  de  Medeiros  in  StGG.  I  S.  570. 

491)  Hierhergehören  (abweichend  vom  franz. C. pönal)  Belgien 
n.Luxemburg  Art.  413  („Uhomieide  [Luxemburg:  le  meurtre],  les 
blesßures  et  les  co  ups")-,  Spanien(1848  Art.339u.)  1870  Art.  438 
^matare..o..causarealgunadelas  lesiones..");  Portugal  Art.372 
(„matar  ou..fizer  algumas  das  offensas  corporaes  .  :");  Malta 
Art.  220  („uccidesse  od.  offendesse  [sulla  persona]");  Italien  1889 
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strafbaren  Handlungen  werden  nun  entschuldigt  bei  Begehung 
im  Momente  der  (Überraschung  der  Schuldigen  auf  der 
That,  bei  Vornahme  „auf  der  Stelle"  *^^\  d.  h.  so  lange  die, 
zuweilen  wohl  ausdrücklich  erwähnte,  „heftige  Gemütsbewe- 
gung" "^)  des  beleidigten  Ehegatten  noch  als  vorhanden 
anzunehmen  ist. 

Art.  377  („bei  den  in  den  vorangehenden  Kapiteln  vorgesehenen 
Verbrechen",  d.h. Tütung u.„Körperve riet znng");  Japan  Art.  311 
(„murderand  violence").  S.  auch  noch  Uri,  Entw.  1894  Art. 22  a.E.u. 
Art. G3  Abs.  3.  Über  die  weitere  Sonderung  der  Verletzungen  in  schwere 
und  leichte  und  die  für  letztere  verordnete  Straflosigkeit  nach 
den  Gesetzbüchern  von  Spanien,  Portugal  und  Malta  s.  schon 
oben  Anm.  480.  S.  ebendas.  über  dieS  traflosigkeit  für  Körperver- 
letzungen schlechthin  nachd.  Entw.  fUr  Uri. 

492)  Der  Ausdruck  „auf  der  Stelle"  findet  sich  in  Bosnien  u. 
Hercegovina  §  218.  Ebenso  oder  ähnlich  (der  Sache  nach)  z.B.: 
Ägypten  Art.  227:  „ä  l'instant  meme";  Spanien  (1848  Art.  339 
und)  1870  Art. 438  Abs.  1:  „en  el  acto";  Portugal  Art. 372:  „n'esse 
acto";  Türkei  Art.  188:  „in  theact  of  fomication"  ^  Mal  ta  Art.  22G: 
„neiratto  della  fiagranza  del  delito".  Belgien  und  Luxemburg 
Art.  413  reproducieren  die  Fassung  des  französ.  Code  pcnal  Art.  224 
Abs  2:  „ä  Tinstant  oü  il  les  surprend  en  flagrant  dclit  (d'adul- 
t6re)";  im  Wesentlichen  ebenso  auch:  Sardinien  1839  Art.  C04; 
Italien  1859  Art.  561  Ziff.  1;  Italien  1889  Art.  377;  Monaco 
Art.  319  Abs.  2;  Rumänien  §  253;  Wallis  Art  225;  Freiburg 
Art.  129;  Tessin  Art.  294  §  1^  Mexiko  Art.  554;  Japan  Art. 311. 
Über  Montenegro  §  72  („auf  dem  Ehebruch")  s.  oben  S.  234;  über 
China:  Kohler,  Chines.  Strafr.  S.  14,  15  u.  Anm.  1  u.  2.  Tessin 
Art.  294  §  1  fügt  der  Ertappung  in  „flagrante  adulterio"  noch  speziell 
diejenige  in  „quasi  flagrante  adulterio"  hinzu,  und  Mexiko  Art. 554 
der  Begehung  des  Ehebruchs  „eine  Handlung,  welche  der  Vollendung 
dieses  Aktes  nahe  kommt".  Einige  wenige  Gesetzbücher  betonen 
noch  mit  dem  Code  p6nal  (vgl.  oben  S.  132  Anm.  297),  dafs  die  T  ö  - 
tung  (bezw.  Verletzung)  in  der  ehelichen  Wohnung  vor  sich  ge- 
gangen sein  müsse.  So :  M  o  n  a  c  o  Art.  319  Abs.  2 ',  Rumänien  Art.  253 
Satz  2  („tn  casa  conjugala") ;  Niederla'ndisch-Indien,  Wetb.  voor 
deEuropeanen  Art.  240  Abs.  2  (Wetb.  voor  Inlanders  Art.  242,  Abs.  2): 
(„in  de  echtelijke  woning")  Vgl.  auch  den  Entwurf  für  Uri,  1894 
Art.  22  a.  E.  (Strafzumessung) :  ([„Betretung  auf  Schand  und  Laster"] 
„im  eigenen  Hau3"),  während  allerdings  der  s p e z i e 1 1  von  Ertappung 
im  Ehebruch  handelnde  Art.  G3  darüber  schweigt. 

493)  So:  Bosnien  u.  Hercegovina  §  218. 

Oiinthor,  Idoe  dor  WltMlorvorKoltunK.  III,  1.  1^> 


der  T'~niur  bezw.  VerlrizTz^  dr^  s*"*:-.'!  ^n  Eir^:;en  die- 
j^Li^e  dö*  mitschcld:  rea  Tt!!*^  ^:  «ft^  aiis;^;:  d^r^  erstem 
Mer  **»gar  im  Vereio  m : t  drn>*:I'.«r2,  r'rSLnÄrb.en  sei **•  . 
Elüe  K<>nij  !.ka::-»n  erialtra  dir-^e  V..rM-Lrf;rn  al^r  w^h  dd- 
dor^-h,  da '5  iLan-Le  G«r5e:t-:^b;:r^a  dem  sew"Liil:*-h  erwähn- 
ten Ehelirnche  der  G a u : n  ac'-h  denjenigen  r^n Ti.Vhtem, 
Sehwe&tern,  Enkelinnen  n.  Sw  w.,  ja  w«>bl  clierhaüpt  die 
Unznebt  T«»n  5«>I«:hen  acrh  nit-ht  Terheirateten  Verwand- 
ten  zai  .Seite   setzen  *^  ,   dubei  dann  ferner   den  Kreis   der 


4M,  Die  Tözun^  <»<L  Terirtzcae  der  Ei:e«inia  oder  flire*  Mii- 
»^haldig^en  nennen:  Spanien  1>4>  Art.  3:>v  nnd  ISTO  Art.  -t-S:  .i 
e*ta  6  il  ad'ijtcrr>*;  Tcrkei  Art.  I^n^:  ^eiiher  the  woman  or  the 
adalterer*  :  Japan  An.  311:  ,oa  hi?  lawidl  wife  or  on  her  ac- 
cf-mpliee*;  5ieder!änd. -Indien.  Wesb.  Ttx»r  de  Eai»>p-  Art.  ä4<l 
Ah«.  2  T«jor  Inland.  An.  242  Al»s.2  :  .te^en  zi'ne  ttodw  of  te«ren 
harc  medepliehtige*.  Bosnien  n.  HerreffOTina  §  21  >  spricht  Ton 
Tötanj^  ^(ier  EliebreeLer  oder  einer  ders*^*.l:»en*:  ebenso:  Malta 
Art. 220  ^.entrambi  od  nno  di  essi*\  Über  Monteneg^ro  §  72  ',den 
einen  w  i  e  den  andern  Teil-  s.  oben  S.  234.  Ä  g  v  p  t  en  hat  die  dem  Code 
penal  fran^-ais  ähnliche  Fassong*:  .qni  ranrait  tnee  (se.  epoose)  ... 
ainsi  qne  son  compliee*:  Monaco,  Art.319  Abs.  2  ist  hier  wört- 
lich =  Code  penal  fran^ais  Art.  324  Abs.  2.  Die  noch  übrigen  (auch 
die  ProTokation  der  Ehefraa  berücksichti^nden^  Gesetxbücher 
stellen  meli^t  ebenfalls  die  Tötung  bezw.  Verletzung  des  ehebreche- 
rischen Gatten  oder  seines  Mitschuldigen  (so:  Bnmänien  Art  2Ö3 
und  Mexiko  Art  (xA  [Tötung  ^einer  der  beiden  Ehebrecher*]^, 
oder  daneben  gar  beider  zusammen  in  der Beurteilimg  gleich. 
.So:  Sardinien  1^39 Art. ♦X^;  Italien  1609  Art. 5«31  Ziff.  1;  Italien 
1889  Art  377;  Portugal  Art.  372  Satz  1  u.  §  2:  Wallis  Art  225; 
Freiburg  Art.  1-29  Ziff.  1;  Tessin  Art  -294  §  1  a.  Belgien  (und 
Luxemburg)  Art.413  endlich  hat  die  etwas  abweichende  Fassung: 
,par  Tun  des  ^poux  sur  Tautre  ^poux  et  son  compliee*.  —  Über 
China  s.  Kohler,   Chinesisches    Stra^cht  8.  Uff. 

495)  So:  Sardinien  1>^39  Art.  6(J4  Abs.  2  Uen  ^tat  de  forni- 
cation  ou  d*adult^re  flagrant');  Italien  1859  Art.  562  (.in  stupro 
o  adulterio  flagrante**;;  Wallis  Art 225  Abs.  2  („en  etat  de  forni- 
cation  ou  d'adultcre  flagrant*);  Freiburg  Art  129  Ziff.  2  (eben- 
so); Tessin  Art.  ^94  §  1  litt  b  („in  flagrante  o  quasi  flagrante 
illigitimo   eoncubito").    Italien  1889  Art. 377,    welches  die  Ent- 
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zur  Tötung  (oder  Verletzung)  der  Schuldigen  berechtigten 
Personen  in  verschiedener  Weise  abgrenzen  *•*)  und  endlich  wohl 
noch  durch  das  Erfordernis  einer  bestimmten  Altersgrenze  der 
auf  flagranter  That  betroffenen  Verwandten***»)  oder  durch 
sonstige  Voraussetzungen  die  Entschuldbarkeit  der  Tötung  (oder 
Verletzung)  einschränkend  verklausulieren"*^). 


schuldbarkeit  der  Tötung  in  Bezug  auf  den  Kreis  der  Personen 
ganz  besonders  weit  ausdehnt  (vgl.  unten  Anm.  49G),  zählt  als  in 
Betracht  kommende  Delikte  „Ehebruch  oder  aufserohelichen 
Beischlaf"  auf.  Von  „Verführung«*  reden  Spanien  (1848 
Art.  339  und)  1870  Art.  438  Abs.  3,  Portugal  Art.  372  §  3  und 
Mexiko  Art.  555,  wobei  letzteres  (ähnlich  wie  T  es  sin)  der  eigent- 
lichen Vollendung  der  That  („Geschlechtsvcrmischung")  auch  „einen 
derselben  nahekommenden  Akt"  gleichstellt.  Die  Türkei  Art.  188 
spricht,  obwohl  sie  als  Thäter  nur  des  Ehemannes  gedenkt,  eigen- 
tümlicherweise (nachd.  engl. Üb8tzg)8chlechthin von „fornication". 
Völlig  all  gemein  gehalten  ist  endlich  SanMarino  Art.  467  Abs  2:  Ja 
sorpresa  in  flagranti  di  un'  azione  disonesta,  che  lede  Ponore 
delJa  famiglia"  (vgl.  oben  S.  232  Anm. 471).  Ähnlich  auch  der  Entw. 
rUr  Uri  Art.  22  a.  E.  (Strafzumessung):  „Betretung  auf  Seh  and  vl 
Laster**,  während  allerdings  Art.  C3 nur  vom  Ehebruch  spricht.  Bei 
Begünstigung  (Erleichterung,  Verheimlichung  etc.)  des  Ehebruchs 
der  Frau  durch  den  eigenen  Mann  lassen  Spanien  1870  Art. 438 
Abs.  4.  (ebenso  auch  Entw.  v.  1884  Art.  492),  Malta,  Art. 226,  Abs.  2, 
Mexiko  Art.556  u.  Japan  Art. 311  a  E.  (s.  dazu  S.Mayer,  SA.  aus 
GA.  1882  S.24;  van  Swinderen,  Esquisse  II  p.  55)  die  Strafmilde- 
rung Wieder  in  Wegfall  kommen.  Portugal  Art  372  §3  a.E.  beschränkt 
dies  auf  die  Tötung  (oder  Verletzung)  in  Unzucht  ertappter 
Töchter  durch  die  Väter  (s.  unten  Anm.  496).  Vgl.  auch  Rosenfeld, 
Tötungen  S.19,  welcher  noch  die  Philipp.  Inseln  Art. 423  u.  Cuba 
Art.  437  als  übereinstimmend  anführt  und  bemerkt,  dafs  Venezuela 
Art.  358  die  Begünstigung  als  erschwerenden  Umstand  ansieht.  Mo- 
naco Art.  319  Abs  2  a.  Ende  bestimmt,  dafs  die  Entschuldbarkeit  des 
Ehemanns  entfalle  bei  Vorliegen  des  inArt.  338(C.  p.  fran^ais  Art.339) 
vorgesehenen  Falls,  d.  h.,  wenn  derselbe  „une  concnbine  dans 
la  maison  conjugale"  unterhalten  habe. 

496)  Nur  die  Entschuldbarkeit  des  Vaters  bei  Tötung  (oder 
Verletzung)  der  Tochter  (und  bezw.  oder  ihres  Mitschuldigen)  er- 
wähnen:   Spanien  (1848   Art.  339  u.)   1870  Art.  438  Abs.  3,  Por- 
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4'*: b,  *o  i'fiC*:rLit% r <i i n i *^ a  >. V.  I : al i em  : S'i».  Wallis  «. Frei- 

*T^jr*;ii*:»  Jfaa«^  'ifrr  £li*i:m  «r. -.  Spaaiea.  Puri;;?*!  ■-  Mexiko 
»«,V;f^.«riiBu  ^Ja.'ji  *!ie'Io-rLter  in  d#rr  räterlicheÄ  Ba;i«£«^iios$exi5ehaft 
'>/<rzir.  ^^  \zif:r\,ht',w%.x,  »t^bt.  Dieselben  Gesetibäclier  lassen  die 
M»,Ct:Tht$t;  d^  .Strafe  ferner  wieder  in  Wegfall  kommen,  wenn  der 
Vater  n*:.hH  etwa  die  Verfuhnmg^  der  Tochter  ,l»estin«tifft,  erleichtert 
hf\(^  rerheJmJi'rht^  hatte.  Vgl-  Spanien  1S4>  Art.  439  n.  lST-> 
Art.4:;H  Abii.4:  Portugal  Art. 372  §  3  am  Ende:  Mexiko  Art  :xÄ 
H.  arurbKo«enfeld  in  StGG.  I  S.  .rJO  vbd.  mit  S.495  ober  Spanien •; 
T^vMTf.n  de  Medeiro»  eliendas.  I  S.  ö«j9,  570  über  Portogal); 
Waehenfeld,   Mord  und  Totschlag  S.  243  u.  247. 
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für  die  genannten  Fälle  entschuldbarer  Privatrache,  wie  die 
Wortfasßung unschwer  erkennen  läfst *•"'),  in  obligatorischer 
Form  angeordnet  ist  *•*). 

ß)  In  ähnlicher  Weise  wie  die  Tötung  (oder  Verletzung) 
in  flagranti  ertappter  Ehebrecher  etc.  ist  in  mehreren  modernen 
Gesetzgebungen  diejenige  von  auf  der  That  selbst  ertappten 
Dieben ,  Einbrechern  u.  s.  w.  als  privilegiertes  Delikt  behandelt. 
Es  liegt  bei  diesem  Fülle  nun  allerdings  sehr  nahe,  auch  den 
Gesichtspunkt  der  Notwehr  neben  dem  der  Privatrache 
heranzuziehen;  und  in  der  That  dürfte  wohl  — mit  Ausnahme 
etwa  der  bereits  (oben  S.  234)  angeführten  Bestimmungen 
des  montenegrischen  Gesetzbuchs  —  tiberall  dort,  wo 
für  die  Handlung  völlige  Straflosigkeit  verordnet  ist, 
nur  ein  besonders  ausgezeichneter  Fall  der  Notwehr  anzu- 
nehmen sein,  selbst  wenn  derselbe  in  den  Gesetzbüchern 
nicht  ausdrücklich   als  solcher  gekennzeichnet  sein  sollte  *••). 

497)  Vgl.  Sardinien  1839  Art.  604  (Ja  peine  sera  diminuöe''); 
Italien  1859  Art.  561  („sera  punito**);  Italien  1889  („so  wird 
die  Strafe  auf  .  .  .  herabgesetzt");  Wallis  Art.  225  („sera  puni"); 
Tessin  Art.  294  §  1  („si  punisce«);  Spanien  (1848  Art.  339  u.) 
1870  Art.  438  („serä  castigado**);  Portugal  Art.  372  („serä 
desterrado  .  .  .");  Malta  Art.  227  („sarä  punito")j  Bosnien  und 
Hercegovina  §  218  („wird  bestraff);  Belgien  u.  Luxemburg 
Art.413(„sontexcusable");  Monaco  Art.319  Abs. 2  („est  excussable"); 
Rumänien  Art. 253  („este  scusabil");  Türkei  Art.  188  („is  partly 
excused");  Mexiko  Art  554  („Vier  (bezw.  5)  Jahre  Gefängnis  er- 
hält .  .  .  .")•,  Niederländisch-Indien,  Wetb.  voor  d.  Europ. 
Art.  240  Abs.  2  (voor  Inland.  Art.  242  Abs.  2):  („is  verschoonbar«); 
Ägypten  Art.  227  („est  .  .  excusable")*,  Japan  Art  311:  (»are 
excusable"). 

498)  Eine  Ausnahme  macht  (unter  den  von  uns  berücksichtigten  Ge- 
setzbüchern) blos  Frei  bürg  Art.  129,  indem  es  bestimmt:  „Les  dispo- 
sitions  ^crites  ä,  Tart  56,  3idme  alinea  (über  Provokation  über- 
haupt etc.)  ponrront  ^tre  appliqu^es  .  ."  Daselbst  beifst  es  dann 
aber  wieder:  „. .  la  peine  pourra  etre  commuee  selon  Tarbitraire 
du  juge". 

499)  Diejenigen  deutschen  Partikulargesetze,  welche  den  Fall 
Überhaupt  noch  besonders  hervorheben,  thnn  dies  regelmäfsig 
auch  in  dem  Abschnitte  von  der  Notwehr  („Selbstvertheidigung"),  ge- 
wöhnlich im  allgem.  Teile  des  Systems,   wobei  häufig  noch  der  Er- 
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wendete  Sache  demjenigen,  der  noch  imFortbringen  derselben  be- 
griffen ist,  wieder  abzanehmen**.  Durch  die  Hinzuflignng  jedoch,  dafs 
auch  diese  „erlaubte  Sei  bst hülfe*'  sich  „innerhalb  der  in  den  vorher- 
gehenden §§  (84,  87,  89)  bestimmten  Grenzen  der  Notwehr**  halten 
müsse,  wird  die  Beziehung  zu  derselben  auch  hier  in  gewisser  Weise 
wieder  anerkannt.  Vgl.  Levita,  Notwehr  S.  176  Anm.  14  a.  E.  — 
Ober  die  Frage,  ob  die  Anwendung  von  Gewalt  (Tötung,  Verwundung 
etc.)  gegen  den  bereits  fliehenden l!)ieb  noch  zur  Notwehr  oder 
schon  zur  Selbsthülfe  gezählt  werden  dürfe,  waren  auch  die  altem 
Schriftsteller  unter  einander  uneinig.  S.  bes.  Levita,  Notwehr  S.  174ff. 
u.  Anm.  14  u.  8. 1 77,  nach  welchem  der  Moment  der  juristischen  Kon- 
sumtion des  in  dem  Angriffe  liegenden  Verbrechens  ganz  irrelevant 
ist  und  nur  die  faktische  Beendigung  des  Angriffs  .  .  •  über  die  Zu- 
lässigkeit  der  Notwehr  entscheiden  und  ihre  Grenzen  gegen  die  Selbst- 
hülfe bestimmen  könne.  „Selbsthiilfe  wird  (die)  Handlung  erst  dann, 
wenn  zwischen  dem  Akt  der  widerrechtlichen  Entziehung  des  Be- 
sitzes und  derjenigen  (der)  gewaltsemen  Wiedererlangung  gar 
kein  Verhältnis  der  Kontinuität  besteht,  wenn  also  in  der  Zwischen- 
zeit ein  Zeitpunkt  des  ruhigen  Innehabens  fttr  den  ursprünglichen 
Angreifer  eingetreten  ist**.  Vgl.  ferner  (im  Wesentl.  übereinstimmend): 
Sander  im  Arch.  d.  CR.  N.  F.  Jahrg.  1841  S.  90flr.;  Zachariae 
ebendas.  S.  427;  Köstlin,  N.  Revision  S.  722;  Derselbe,  System 
I  S.  85;  Schwarze  in  Weiske's  RL.  Bd.  X  (1856)  S.138,  139  u.  die 
weiter  bei  Levita,  a.  a.  0.  S.  178  Anm.  17  Citierten.  A.  M.  zum 
Teil:  V.  Wächter,  Lehrbuch  I  §  53  Anm.  10  S.  92;  Breiden- 
bach,  Komm,  zum  grofsh.  hess.  StGB.  S. 605ff. ^  Leonhardt,  Komm, 
zum  hannov.  StGB.  I  S.  336  u.  bes.  v.  Hye-Gluneck,  Des  Österreich. 
Strafgesetzes  .  .  allg.  Teil  I  S.  205,  der  dabei  ausschliefslich  an  den 
Fall  denkt,  demThäter  die  verdiente  Strafe  „sogleich  nach  frischer 
That  auf  den  Rücken  zu  pelzen";  dagegen  wieder  Levita,  a.a.O. 
S.  175.  Aus  neuerer  Zeit  zu  vgl.  etwa  noch:  Binding,  Handbuch 
I  S.  790  u.  Anm.  8;  Bücking,  Selbsthülfe  S.  24flr.  —  Die  spätem 
deutschen  Partikulargesetzbticher  übergehen  den  Fall  der  Ertappung 
in  flagrantem  Diebstahl  überhaupt  mit  Stillschweigen.  So  bes. 
auch  Österreich  und  Preussen  (in  dessen  Entwurf  von  1847  §  58 
noch  die  Tötung  des  fliehenden  Diebes  hervorgehoben  war;  vgl. 
Goltdammer,  Materialien  I  S.425-,  Beseler,  Kommentar  S.  186flr.; 
Levita,  a.  a.  0.  S.  175  Anm.  14)  und  im  Anschlufs  daran  auch  das 
RStGB.,  nach  welchem  auch  dieser  Fall  (sofern  er  die  Grenzen  der 
Notwehr  tiberschreitet)  unter  die  Vorschrift  des  §  213  zu  ziehen  sein 
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St'hwankend  in  der  B^LandlTin^  «i*r*  Fall*  er»eheinen  die  Straüe^etz- 
?/i'^h^T  der  deutschen  S^^hweiz.  in**>feni  ihn  die  mei^tem  zwar  der 
Notwehr  zurechn-^n .  andere  da^ezen  al«  eine,  ron  der  Xonrehr 
'^fi:^fn  An*rriffe  anf  daj  Eigen  tarn  o-ier  den  Besitz  ^trennte 
Selb*t hülfe  liezei'rhnen.  Zar  er*t*^n  Gr appe  geboren:  Thar^aa 
f  'Jr,  A\ni.'liL  2:  Lazern  |57  Abs.  2  o.  Obwalden  Art.o5  Ab*.  2, 
welche  •ämtli-rh  ac*rh  der  Ertapp aa?  Ton  .Die^»en,  Raabera  .>der  andern 
Angreifern*  in  flagranti  ',aaf  der  Stelle*,  aaf  der  That  selbst) 
die  Verfolgung  der.*elben  »anf  der  Flacht*  (behnfs  Wi  e  der  er- 
lang ang  der  wiederrerhtiieh  enrz«>genen  Sachen  ao^drücklich 
gleir-h  stellen:  femer.  im  We*entl.  nnter  einander  übereinstimmend, 
anch:Olaras  §3»»Ab3. 1:  Zürich  f-t"?:  St.iVallen  Art.2»5  »recht- 
mäfflige  Notwehr',  umfassend  u.  a.  aneh  Widersetzung  gegen  wider- 
rechtliches Eindringen  in  eine  Wohnung  oder  ein  Besitztum  nnd  den 
Versuch,  die  dem  Be*itz  widerrechtlich  entzogenen  Sachen  dem 
Thäter  sofort  wieder  abzunehmen  und  Appenzell  A.-Rh. 
g  30  Abs.  1  ^.Notwehr*,  gestattet  auch  •gegen  den  auf  der 
That  ertappten  Dieb  sowie  gegen  diejenigen,  welche  in  eines 
Andern  unbewegliche«  Besitztum  gewaltthätig  einzufallen,  einzubrechen 
oder  sonst  auf  unerlaubte  Weise  einzudringen  suchen*  .  Zu  der 
zweiten  Gruppe  zählen:  Schaffhansen  §  4**  ZlfL  3  (.Notwehr* 
gegen  die  gewaltsam  in  eines  Anderen  Besitztum  einzudringen 
Suchenden  Tgl.  mit  §  44  Ziff.  1  erlaubte  ^Selbsthülfe*  [,anfser 
den  Fallen  der  Notwehr*]  v.  S.  des  reehtmä  fsigen  Besitzers  etc., 
um  [den,  der  in  sein  Besitztum  gewaltthätig  eingebrochen  oder  sonst 
auf  widerrechtliche  Weise  eingedrungen  ist,  daraus  zu  vertreiben 
oder  um]  eine  entwendete  Sache  demjenigen,  der  noch  im  Fort- 
bringen derselben  begriffen  ist,  wieder  abzunehmen'  und  'im  Wesentl. 
ebenso)  Bern  Art.  :t2  (Notwehr)  vgl.  mit  Art.  bS  iSelbstbulfe; 
hier  ganz  wie  in  Seh  äff  hausen).  Über  die  Gesetzbücher  der  Kan- 
tone Wallis  u.  G  e n  f  s.  unten  Anm.  fjOO— jOI  :  über  T e s s i n  Anm.  54 \'2. 
Die  librigen  ausländischen  Gesetzbücher,  in  denen  der  Fall  besondere 
Erwähnung  gefunden  hat,  zählen  —  abgesehen  von  der  gröfsem  Gruppe 
derjenigen,  welche  hier  dem  Einflufse  des  französ.  Code  penal 
v.  1810  unterstehen  (worüber  gleich  weiter  unten  in  Anm.  500),  —  den 
Fall  schlechthin  zur  Notwehr.  So:  Griechenland  Art.  99  Ziff.  3 
u.  4  rim  Wesentl.  übereinstimmend  mit  Bayern  1813),  ferner  Rafs- 
land  18C6  Art.  101  (wogegen  das  sonst  schon  ziemlich  ähnliche  GB. 
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GegenBatz  zu :  jüBtifiä,  ni  crime  ni  dälit.,  exempt  de  la  peine ; 
engl.:  juRtifiable;  exempt  from  pnniBhment. ;  ital.:  esente  da 
pena)  zwar  mit  S  träfe  belegen,  jedoch  mit  einer  solchen,  die  im 
Vergleich  zur  regelmäfsigen  Ahndung  der  Delikte  erheblich 
herabgesetzt  ist.  Hier  ist  durchweg  der  durch  Provo- 
kation hervorgerufene  Affekt  als  mafsgebender  Ent- 
schuldigungsgrund der  Handlung  und  folglich  diese  selbst 
als  ein  Akt  der  aggressiven  Selbsthülfe  (Privatrache) 
anzusehen.  Am  deutlichsten  zeigt  sich  die  Unterscheidung  der 
beiden  Fälle  in  derjenigen  Gruppe  von  Gesetzbüchern,  welche 
auch  hier,  wie  besonders  die  der  meisten  romanischen  Länder, 
dem  Systeme  des  französischen  Code  p6nal  gefolgt  sind. 
In  ihnen  finden  wir  nämlich  von  dem  ausdrücklich  (oder 
doch  stillschweigend)  als  s  t r  a  f  1  o  s  e  Notwehr  behandelten  Akte 
gewaltthätigen  Vorgehens  (Tötung  oder  Verletzung;  l'homicide 
[le  meutre],  les  blessures  et  les  coups;  ital.:  l'omicidio,  le  per- 
cosse  e  le  ferite;  oflFese  sulla  persona  etc.)  gegen  in  flagranti 
ertappte  nächtliche  Einbrecher  (Diebe,  Räuber,  Plünderer 
u.  8.  w.)'®®)  scharf  gesondert  das  unter  sonst  im  Wesent- 


vonl845  §  107  [wenigstens  in  der  deutschen  Übersetzung]  noch  allge- 
mein von  „Selbsthülfe'*  sprach)  u.  Finnland  Kap.  3  §  7,  welches 
auch  den  Versuch  der  Wiedererlangung  des  Eigentums  hervorhebt 
S.  auch  noch  Englisch -Indien  Sect.  103,  Nr.  1,  2,  4  u.  106, 
Nr.  2,  3,  5,  das  ein  „right  of  private  defence"  gewährt  gegen 
Räuber,  (nächtliche)  Hausfriedensbrecher  und  Diebe.  Ygl.BUcking, 
Selbsthülfe  S.  24.  Über  Schweden  u.  Italien  1889  s.  noch  unten 
Anm.  502. 

500)  Zu  vgl.  zunächst  Code  pönal  Art.  329  Ziff.  1,  2  (oben  S.  133 
Anm.  299),  der  es  als  einen  speziellen  Fall  der  straflosen  „n^sesitö 
actuelle  de  defense**  bezeichnet,  wenn  „rhomicide,  les  blessures  et  les 
coups**  zugefügt  wurden:  a)  „en  repoussant  pendant  la  nuit  l'esca- 
lade  ou  Peffration  des  clötures,  murs  ou  entree  d'  une  maison  ou  d*  un 
appartement  habit^  ou  de  leurs  dfependances"  oder;  b)  „en  se  dcfen- 
dant  contre  les  auteurs  du  vol  ou  de  pillage  ex^cutös  avec  vio- 
lence".  Damit  imWesentl.  gleichlautend:  Sardinien  1839,  Art. 615 
ZiflF.  1,  2;  Italien  1859  Art.  560-,  Malta  Art.  215  Ziff.  1,  2; 
Rumänien  Art.257 Ziff.  1,  2  (vgl.  Missir  inStClG.  IS.347);  Belgien 
und  Luxemburg  Art.  417;  Monaco  Art.  324^  Portugal  Art.  377 
(vgl.  Tavares  de  Medeiros  in  StGG.  I  8.570);  Wallis  Art.  229 


^^^  r^*riä*  I:ir.  "'r*!-  «i  't  -:  Tir*  -frr  \rsri  X'ZTine  auf  das 
E^s^rz.iz^'^'  .  Li  iJiCTri  •>r^i:r^:.izjrra  li'<  >xb  zwar  ebea- 
faL^  r?>^i  «L»? N^*i»:rkxijr  vz-^er  I i.vr?-! ji-r -iiz^  des  franz^ 
KrLra  L-ri-i"^  :r  •i'eier  XiTcr«^  T-tr:  -rrü.  vii,*?  di.*  es  je- 
d«:«-i    n    cLi»rr   i»-   ^^z^tt^    >'iTrTi^   iTr:i*-ira  X«>twfhr 

t>X=.r-    Wir-  ^-  . 


Zifl  I,  ±:  «V^af  AtlM  ZiiL  e    t^:  Si-  :**-  Grcs-ii^^  II  S.  U  : 

.\rL  ±47  :  Japai  An.  cl"  Zi  ^r.  I^*  Tirk^i  An  :>T  Satx  1  b. 
-^?^r?'*^-^^  rf*:  A':-*w  I  ^•r^rlrLik*!  5;:i  ür  Wi^I^rrabe  Toa  Code 
P-:ia1  An.-:LV  Zifl  L  V.*r*«ri::ri'f3»*  A:v-::i:i:Lr*a  <^:r.ilx  endlich 
Saa  Mariao  An.  4r^  Z  fl  ±  x.  .?.  C'r^r  Te*<:a.  Italien  1S^3 
Cid  Scivedra  ?.  rsTei  Ära-  .'t.± 

>.»:  S-  Cvde  pml  An.  c±?  :':«»a  S.  15o  A»-»^  ^?  .  wonach 
,>  »e^rte,  I^r*  b".e*>^z^?*  es  '^j^  c^xr**.  al*  ,exe»*able$*  gelten. 
**  il*  f-s:  tTe  e-:'==i5  es  r*rr- x<c*ari  peacast  iej'>^r  fe^ealade 
OE  r  e^ra-fti-a  d^^  elrzre*.  z::ir?*  er  f.  wie  i=i  An.  3i^  Ziff.  1.  Da- 
cit  13  We^^-tlirb^n  ^>: :l'a-:^--I :  Sardinien  ISi5»  An. *»7  Absw 2; 
Italien  IS'S»  An-.Vo:  Mi::a  An.e>Z:f  ?:  San  Marino  Art.li>^ 
Z:5.  e:  Türkei  An.  l-^T  Sati  2  t^:.  Wa^heafeld,  Mord  und  Tot- 
s-rhiar  S.  äoV  :  B::=iäsiea  An.  ±'lz  Belrien  cad  Laxemborg 
Art.4:2:  M<inaeo  An.oIT:  Portcral  An.cTl  vr!.  Waehenfeld, 
a.a.O.  S.247:  Tarare*  de  Medeiro<  in  SaiG.  I  S.o^  :  Wallis 
Art.  iö  AI»*-  4  n.  ö:  Gent  An.  ^>:  Xiederlandisch-Indien, 
Wetb.  Toor  Earvp.  Art.  i5>  v.»r  Inland.  Art.  54»'  ;  Ägypten  Art.  5Ä 
Ab«.  2:  Japan  Art.  312  tsL  S.  Maver,  SA-  aas  GA-  IS^i  S.  ±4  . 
S.  im  Allg:.  aach  n«>:h  Bo*enfeId.  Tötimgen  S.  19. 

Jß>I  So  behan«!e:t  Te*?in  .Art.  2i»:3  §  1  Ziff.  e  die  Fälle  des 
CV»de  p«:iial  Art.  32t*  Ziff.  2  u.  322  «remeinschaftlich  und  lafst 
auch  für  die  Tötung  der  Einbrecher  bei  Tage  mit  Hinznfagimg  einiger 
Klaa«eln  wühl  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Notwehr  Straf- 
losigkeit eintreten.  .L'omicidio  volontario  e  esente  da 
pena  ]a  im  Falle  der  gewöhnlichen  Xotw ehr:  b]  im  Falle  des  Art. 229 
Ziff.  2  d-  Co*le  penal  -.]  c  neu*  ano  di  respingere  gli  autori  di  sc:i]amento, 
gcas.*o  lA  in<-endio  alla  ca.«a,  abitazione  o  loro  dipendenze.  qnalora 
cio  avvenga  di  notte.  o  qnalora  avvenendo  di  giorno,  si  tratti  di 
casi.  abitazioni  o  loro  dipendenze  in  luoghi  isolati,  e  vi  sia  fondato 
timore  par  la  sicarezza  delle  persone  che  Ti  si  troTano*.  Vgl. 
auch  Gabazzi   in  StGG.  I  S.  427.   —    Za  Zweifeln  könnte  Italien 
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b)  Während  die  auBdrtiekliche  Bertteksichtigung  der  mehr 
indirekten  Provokation  in  Folge  von  Überraschung  auf  flag- 
ranten Missethaten  mit  KUcksicht  auf  die  Gesamtheit  der 
modernen  Strafrechtsquellen  gegenwärtig  doch  mehr  als  eine  aus 
den  altern  Zeiten  konservierte  Singularität  erscheint,  begegnet 
uns  die  Hervorhebung  des  durch  eine  direkte  persönliche 
Reizung  (Mifshandlung,  Beleidigung  u.  s.  w.)  erzeugten  Affekts 
(des  Zorns)  des  Thäters  fast  noch  in  sämtlichen  neuern 
Gesetzgebungen. 

1889  Art.  376  Veranlassung  geben.  Dasselbe  bestimmt  nämlich  (ganz 
ähnlich  wie  Tessin),  dafs  nicht  strafbar  sein  soll  Tötung  oder 
Körperverletzung  desjenigen,  der,  „durch  Not  gezwungen"  war, 
1)  das  eigene  Vermögen  gegen  die  Urheber  einer  der  in  den  Artt.  406, 
407,  408  u.  410  vorgesehenen  Handlungen  (Raub,  Erpressung)  oder 
gegen  Plünderung  zu  verteidigen'';  2)  „bei Einsteigen,  Einbrechen  od. 
Brandstiftung  an  dem  Haus  oder  an  eiiiem  anderen  Wobngebäude  und  zu- 
gehörigen Räumen  dieThäter  zu  vertreiben,  falls  dies  zur  Nachtzeit 
vorfällt,  oder  aber  das  Haus  oder  Wohngebäude  oder  die  zugehörigen 
Räume  an  isoliertem  Ort  sich  befinden  oder  aus  guten  Grunde  für 
die  persönliche  Sicherheit  der  darin  Befindlichen  zu  fUrchten  stehf.  S. 
auch  Abs.  2  ebendas.  Mit  Rücksicht  auf  die  ganze  Fassung  des  Ar- 
tikels wird  man  wohl  auch  hier  an  die  Beurteilung  der  Fälle  als  Not- 
wehr denken  müssen.  Vgl.  im  AUg.  van  Swinderen,  Esquisse  11 
p.  41,  42.  Da  jedoch  die  Materie  der  Notwehr  im  Allg.  bereits  auch 
im  Art.  49  (des.allgem.  Teils)  behandelt  ist,  so  kann  man  allenfalls 
auch  zu  anderer  Ansicht  gelangen.  So:  Alimena  in  StGG.  I  S.  591 
„Unter  den  Begriff  der  Notwehr  fällt  nicht  die  Verteidigung  des 
Eigentums,  die  in  dem  .  .  Art.  376  er\i'ähnt  wird**.  Danach  könnte 
dann  aber  nur  die  Provokation  der  Grund  des  Strafmilderung 
bilden.  —  Schweden,  welches  die  beiden  Fälle  (des  Vorgehens 
gegen  nächtliche  Eindringlinge  und  desjenigen  gegen  sich  wider 
setzende  Thäter  behufs  Verteidigung  oder  Wiedererlangung  des  Eigen- 
tiuns  (von  demjenigen,  „qui  est  pris  sur  le  fait")  bei  Tage  [oder  bei 
Nacht])  gemeinschaftlich  in  einem Paragiaphen  (Chap.  V. § 8)  be- 
handelt, läfst  dagegen  wieder  über  die  Natur  derselben  als  Notwehr 
keinen  Zweifel  bestehen.  Vgl.  auch  üppström  in  StGG.  I  S.  258. 
—  Über  Englisch-Indien  s.  oben  S.  249  Anm.  499  a.  E.  Selbst 
in  China  (Sect.  277,  Staunton  p.  297)  wird  unter  den  Fällen  der 
Notwehr  derjenige  hervorgehoben,  „wenn  jemand  zur  Nachtzeit 
in  ein  Wohnhaus  eindringt  und  der  Herr  des  Hauses  ihn  tötet". 
Kohler,  Chines.  Strafrecht  S.  15.  Hier  kann  aber  natürlich  vom  Ein- 
flufse  der  französischen  Rechts  wohl  kein  Rede  sein. 
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a)  Es  gilt  dies  namentlich  von  dem  Falle,  wo  die  auf  die 
Anreizung  erfolgte  Reaktion  des  Gekränkten  in  der  Tötung 
des  Provokanten  besteht '^®^),  der,  wie  schon  angeführt,  regel- 
mäfsig  zwar  in  dem  von  den  Tötungen  handelnden  Abschnitte 
des  sog.  besondern  Teiles  der  Gesetzbücher  genannt  zu 
werden  pflegt'^*),  ausnahmsweise  sich  aber  auch  wohl  unter 
den  Vorschriften  des  allgemeine  n  Teils  findet*®*).  Gleichsam 
schon  aus  der  Natur  der  Sache  folgt  es,  dafs  es  sich  bei 
solchen  Tötungen  niemals  um  ,,Mord^,  sondern  stets  nur  um 
„Totschlag"*««)   handeln   kann*®').    Wenn   trotzdem   z.  B. 


503)  Zu  vgl.  über  die  Provokation  (bei  Tötungen)  im  AI  lg. 
etwa:  Bern  er  im  GS.  XVIII  1866,  S.  294  ff.;  Feroci,  Deiromicidio 
scusato  per  giusto  dolore.  Pisa  1872  j  Haus,  Principes  gön^raux  du 
droit  pönal  beige  p.  486 ff.;  v.  Motzend orff  in  HH.  III  S.  435 ff.; 
Rosenfeld,  Die  Tötungen  etc.  S.  18;  van  Swinderen,  Esquisse 
11  p.  19 ff.  Bezüglich  der  deutschen  Partikulargesetzgebung 
s.  noch:  Hab  erlin,  Grundsätze  III  S.  24  ff.  Ober  die  verschiedenen 
Strafgesetz -Entwürfe  der  deutschen  Einzelstaaten  s.  besonders 
Wachenfeld,  Mord  und  Totschlag  S.  81ff.,  84  (Bayern),  89,  90 
(Hannover),  93,  95  (Württemberg),  lOOff.,  10.") ff.  (B a d e n),  108ff. 
(Hessen),  117ff.  (Braunschweig),  121  (Hamburg),  128,  129,  134 
(Sachsen),  152ff.,  155ff.,  161  u.Anm.l,  167ff.,  171  (Preussen  1827— 
1851).  Über  Kurhessen:  Kersting,  Strafrecht  I  S.  227,  323.  III 
489ff.  u.  Wachenfeld  S.  114.  Über  die  Schweiz:  Temme  Lehr- 
buch §  161  S.  529;  Pfenninger,  Strafrecht  S.  210,  219,  247  (ältere 
Zeit)  u.  267,  277,  376,  394;  Stooss,  Grundzüge  II  S.  12 ff.;  über  die 
französischen  Kantone  s.  auch:  Gautier  in  StGG.  I  S.  419. 

504)  Vgl.  darüber  schon  oben  S.  229  Anm.  470. 

505)  So :  G  en f  Art.  57  (das  sonst  beinahe  wörtlich  mit  d. Code  pönal 
Art.  321  übereinstimmt).  Stooss,  Gründztige  II  S.  13.  Vgl.  oben 
S.  229  Anm.  470,  wo  auch  über  diejenigen  Gesetzbücher  gehandelt 
wurde,  die  nur  allgemeine  (für  alle  Delikte  schlechthin  geltende) 
Vorschriften  über  Provokation  haben. 

506)  Die  französch  gefafsten Gesetzbücher  bedienen  sich  meistens 
noch  (mit  d.O.  p.  Art.  321)  des  Ausdrucks  „meutre  (excusable)",  auch 
für  den  provocierten  Totschlag;  einzelne  dagegen  —  so  bes.  Belgien 
(nicht  aber  Luxemburg)  Art.  411  sprechen  statt  dessen  von  „homi- 
cide**.  Die  Motive  (s.  Nypels,  Le  code  pönal  beige.  Brux.  1878  T.  II 
p.  365)  begründen  dies  damit,  dafs  der  Code  penal  Jede  willent- 
liche Tötung    (homicide)   als  meurtre   ansieht,    in    dem   belgischen 
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der  Entwurf  eines  Criminal  Code  für  England  vom  Jahre  1878 
es  für  nötig  hielt,  noch  ausdrücklich  zu  betonen,  dafs  eine 
Tötung,  welche  an  sich  den  Thatbestand  des  „murder"  er- 
füllt, dann  lediglich  als  „mauslaughter"  zu  erachten  sei, 
wenn  der  Thäter  in  der  durch  plötzliche  Provokation  hervor- 
gerufenen Hitze  der  Leidenschaft  die  Tötung  verübte  ^®*),  so  hängt 


Entwurf  (resp.  Gesetzbuch)  aber  der  homicide  volontaire  nur  dann 
ein  mentre  ist,  wenn  er  mit Tötungs willen  begangen  wird.  Es  schien 
also  notwendig,  um  die  Vorschriften  Über  entschuldbare  Tötungen 
mit  Yerletzungs  ab  sieht  anwenden  zu  können,  den  Ausdruck 
meurtre  durch  homicide  zu  ersetzen*'.  Wachenfeld,  Mord  und 
Totschlag  S.  236. 

Ö07)  Vgl. bezügl.  des  deutschen RStGBs.  ausdrücklich zOlshansen, 
Kommentar,  zu §213  Nr.  1,S. 831.  S.  jedoch  betr.  des  rnssischenEntws. 
(Teil  II  Art.  3  Abs.  2)  S.  Mayer  in  GA.  Bd.  XXXIV  (188ß)  S.  7: 
„Den  zweiten  Grad  der  gemilderten  vorsätzlichen  Tötung,  also  nach 
dem  System  des  Entwurfs  ohne  Beschränkung  auf  Totschlag 
im  e.  S.,  auch  anwendbar  auf  Fälle  dos  Mordes  —  soweit 
sich  solche  mit  der  Ausführung  des  Tötungsaktes  im  Zustande  einer 
heftigen  Gemtitsbewegung  vereinigen  liefsen  —  bildet  nach  Art.  3 
Abs. 2  der  Fall  .  .  (der  Provokation)**.  Vgl.  dazu  auch  Geyer  in 
Z.  VI  S.  564. 

508)  Griminal  Gode  (Indictable  offences)  Bill  1878,  GhaptXX 
Sect.  136:  („Effect  and  definition  of  provocation**).  — „Homicide,  which 
would  otherwise  be  murder,  is  not  murder,  but  manslaughter,  if 
the  person  who  causes  death,  does  so  in  tbe  heat  of  passion 
causedbysuddenprovocation".  Sodann  wird  folgende  Definition 
des  letztem  Begriffs  hinzugefügt:  „Provocation  means  any  wrongful 
act  or  Omission  of  such  a  nature  as  to  be  suMcient  to  deprive  an 
ordinary  person  (einen  Durchschnittsmenschen)  aggrieved  thereby 
of  the  power  of  self-control.  Whether  any  particular  act  or 
Omission  amounts  to  provocation,  shall  be  a  qnestion  of 
fact  .  .  ."  Vgl.  dazu  Winiwarter  im  GS.  XXX  (1878)  S.  332 ff.-, 
S.  Mayer  in  GA.  XXVII  (1879)  S.  31;  Stephen,  Digest  of  crim. 
law.  3.  ed.  London  1883,  Art.  224 ff. 5  Wachenfeld,  Mord  und  Tot- 
schlag S.  216  u.  Anm.  2,  3,  S.  217;  Rosenfeld,  Tötungen  S.  20; 
Schuster  in  StGG.  I  S.649ff.,  650  Anm. 2.  Über  die  Abweichungen 
des  Entwurfs  von  1878  in  der  Definition  der  Provokation  von 
dem  engem  common  law  (Beschränkung  auf  Reizung  durch 
Thätlichkeiten)    vgl.   v.  Holtzendorff,    Das   Verbrechen    des 
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da»  mit  der  ei^nartiVen,  S|>eziti*<^h  nationalen  AnffaSö^an«:  und 
l'nters^heidan^  derTütüngsd»:lfkte  in  England^**-  nnd  den  von 
fsfrinem  Ke^-ht  beherrschten  Landarm *••    zusammen. 

Her\'orzuheb*:n  i*t  düngen,  dafs  mehrere  Gesetze  den 
privile^erten  T«>tsc-hlag  in  Folge  Ton  ProvnkatiVin  nicht 
mehr  al>  g^iiehen  behandela.  wenn  anderweitig  Qualifikationen, 


Mordes  etc.  (?*.3*j1,  Anm.r*?  zu  S.  217:  Wi  ni  warter  im  GS.  ^^^  S.  333; 
WaeheDfeld,  a.  a.  0.  S.  215:  van  Swinderen,  E^juisse  II  p.52L 
Cf>er  .Sehott! and,  welches  prinzipiell  die  Provokation  bei  Tötungen 
nicht  anerkannt  s.  Schnster  in  StGG.  S.  t>S). 

509;  8-  darüber,  insbes.  über  die  keineswegs  schlechthin  mit  dem 
dentschen  ^Totschlag*  nnd  .Mord*  identischen  vgl.  Schuster,  a.  a.  0. 
S.fii'jO.  Begriffe  „manslangther%  »'von  welchem  der  pr  ovo  eierte 
Tot.«jchlag  [nach  Anm. .'O-*]  nur  einen  Hanptfall  bildet-  und  «murder*. 
(vom  manslaugther  durch  Hinzutritt  der  schwer  zu  deßolerenden  [s. 
Kosenfeld,  S.  11]  .malice  aforethongf  unterschieden,  n.  a.r 
Mittermaier,  Die  Strafgesetzgbg.  II  MK13  S.  279:  J.H.Stephen, 
Handbuch  des  engli.Hchen  Strafrechts  etc^  übers,  v.  Mühry,  Gott.  1843, 
8. ri3,  22f)ff.;  Kappeier,  Zum  Begriffe  Mord  im  engl. -amerikanischen 
Recht,  im  GS.  XXII  8. 312  ff.;  Blackstone,  Commentary  on  the  law 
of  England,  ed.  London  ISiM  p.  240;  Anlage  2  zu  den  Motiven  des 
Entwurfs  eines  StGBs.  f.  d.  Nordd.  Bund  über  die  Todesstrafe  S.52ff., 
Witt.;  V.  Holtzendorff  in  HH.  III  S.  431ff.;  J.F.Stephen, 
DigCHt  of  the  crim  law.  3  ed.Lond.  1883,  Art.  151  ff.,  222 ff.;  Gre teuer, 
Rufls.  Entwurf,  Allg.  Teil,  Erläuterungen  S.  7ff.;  Aschrott,  Strafen- 
system etc.  in  England  S.  28  ff.  (mit  Litteraturangaben),  S.  32,  34 ff.; 
Wachenfeld,  Mord  u.  Totschlag  S.  213 ff.;  Rosenfeld,  Tötungen 
8.11,  12  (mit  weitem  Litteraturangaben) -,  van  Swinderen,  Esquisse 
II  p.  50,  52  u.  55 ff.;  Schuster  in  StGG.  I  S.  619 ff. 

510)  Hierher  gehört  bes.  Engl. -Indien  Chapt.  XVI  Sect.  300 
Exe.  1,  welches  betr.  der  Bestimmung  über  die  Provokation  bei- 
nahe ganz  mit  dem  englischen  Entwurf  von  1878  übereinstimmt 
(„Culpable  homieide  is  not  murder,  if  the  offender,  whilst  deprived  of 
the  power  of  self-control  by  grave  and  sudden  provocation,  causes  the 
death  of  the  person,  who  gave  the  provocation".  Vgl.  Wachenfeld, 
a,  a.  0.  8.  218-,  van  Swinderen,  Esquisse  II  p.  54  S.  ferner  Neu- 
seeland (GB.  v.  1.  Jan.  1887)  Sect.  170  (fast  ebenso  wie  England  1878); 
Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  220  n.  Anm.  3.  —  Über  das  nordamerik. 
Recht  (New- York  1881  §189,  193;  Maine,  Revised  Statutes, 
Chapt.  118  Sect.  5  u.  a.  m.)  s.  Näheres  (bes.  auch  über  die  Unterscheidung 
zwischen  Tötung  bezw.  Mord  1.  u.  2.  Grades)  bei  Kap  pol  er  im  GS. 
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wie  namentlich  die  Begehung  an  Ascendenten'^^),  hinzu- 
treten. 

Ist  auch  daß  Mafs,  in  welchem  auf  die  Provokation  als 
Entschuldigunggsrnnd  der  Handlung  Kttcksicht  zu  nehmen, 
im  Einzelnen  sehr  verschieden  geregelt,  so  findet  sieh 
jedenfalls  die  völlige  Straflosigkeit  des  Thäters  nur  als 
eine  seltene  Ausnahme.  Sie  begegnet  uns  auch  hier 
wiederum  im  montenegrinischen  Gesetzbuch,  welches  die 
Tötung  auf  Provokation  in  Folge  gewisser  Realinjurien  (bezw. 
Verletzungen)  geradezu  als  einen  Akt  erlaubterRache  be- 


XXir  S.  305 ff.;  Geyer  in  GA.  XXX  (1862)  S.  93;  Wachenfeld, 
a.  a.  0.  S.  221—223;  Rosenfeld,  Tötungen  S.  12;  Bißbop, 
Gommentaries  on  tbe  Griminal  Law.  7.  ed.  Boston  1882,  §  G72,  676-, 
Wharton,  Treatise  on  Griminal  Law.  Philad.  9.  ed.  1885  §  303; 
van  Swin deren,  Esquisse  11  p.  54. 

511)  So  inObereinstimmungmit  dem  (überhaupt  d.  milde  rndenUm- 
stände  fUrparricide  ausdrücklich  ausschliefsenden) franz. Gode pönal 
Art.323:  Sardinien  1839Art. 612;  Italien  1859 Art  568;  Rumänien 
Art.  252-,  Belgien  u.  Luxemburg  Art.  415;  Portugal  Art.  375 
(vgl.  Tavares  de  Medeiros  in  StGG.  I  S.  570);  Argentina 
Art.  211,  2  (vgl.  Rosenfeld,  Tötungen  S.  20).  Hierher  gehört  nach 
der  herrschenden  Meinung  (anders:  Hälschner,  Gem.  deutsches 
Strafr.  II  S. 47)  auch  das  deutscheBStGB.  §  215  (ebenso  wie  schon 
Preussen  §196  Abs. 2),  obwohl  es  allerdings  keine  darauf  bezügliche 
positive  Bestimmung  enthält.  Vgl.  dazu  01s hausen,  Kommentar, 
zu  §  213  Nr.  2,  S.  831  und  zu  §  215  Nr.  3  S.  835;  Bern  er,  Lehrb. 
17.  Aufl.  S.  508 j  V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  278.  Dagegen  u.  ev. 
de  lege  ferenda  ftir  eine  Anerkennung  der  Provokation  [oder 
mildernder  Umstände]  auch  für  diesen  Fall)  u.  a.:  H.Meyer,  Lehr- 
buch 5.  Aufl.  S.  461  (unter  Hinweis  auf  Bayern  1861).  Vgl.  auch 
A.Schmid,  Die  Durchführung  des  Prinzips  der  Individualisierung  im 
deutschen  RStGB.  Diss.  Erlangen  1879  S  21.  —Anders  z.  B.  Däne- 
mark §  191  (u.  dazu  Wachen feld,  Mord  u.  Totschlag  S.  212  u. 
Anm.  4);  vgl.  auch  Rufsl and,  Entw.  II  Art 3  Abs.  2,  u.  dazu  Geyer 
in  Z.  VI  S.564.  Eine  spezielle  Vorschrift  über  den  Fall  findot  sich 
noch  in  San  Marino  Art. 469  („Allorchö  trattasi  di  omicidio,  ferita 
0  percossa,  commessi  da  un  discendente,  la  sola  provocazione 
gravissima  sarä  valutata  per  la  diminizione  di  un  grado  della  pena 
Btabilita*") ,  sowie  in  Finnland,  Enp.  21  §  2  Abs.  2  (Erhöhung  der 
Strafe  auf  Zuchthaus  von  6—12  Jahren  statt  von  4-8  Jahren). 
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handelt.  Wenn  nämlich  derjenige,  „welcher  einen  schuldlosen 
Montenegriner  oder  Berdaner  mit  dem  Fufse  stöfst  oder  mit 
dem  Pfeifenrohr  schlägt  und  ihn  verwundet",  von  dem  Ange- 
griffenen „im  Augenblicke  der  That  in  der  ersten  Aufwallung" 
gelötet  wird,  „so  ist  die  Sache  abgethan,  und  ist  um  der 
Tötung  willen  ebensowenig  einzuschreiten  als  im  Falle  ein 
Dieb  beim  Stehlen  um  sein  Leben  kommt"  (§  34).  Dabei 
wird  aber  ausdrücklich  ein  entscheidendes  Gewicht  auf  die 
sofortige  Ausführung  der  That  im  Affekte  gelegt,  so  dafs, 
wenn  „der  Geschlagene  seinen  Angreifer  (etwa)  erst  nach 
einer  Stunde  oder  (gar  erst)  am  Tage  nach  der  Mifshand- 
lung"  tötet,  ihm  jenes  Privilegium  nicht  mehr  zu  gute  kommt, 
er  vielmehr  „gleich  einem  vorsätzlichen  Mörder"  der  regel- 
mäfsigen  Strafe  verfällt.  (§  36)''^). 

Alle  übrigen  neuern  Gesetzbücher  lassen  für  den  provo- 
cierten  Totschlag  nicht  mehr  Straffreiheit,  wohl  aber  eine  bald 
stärkere,  bald  geringere  S  t  r  a  f  mi  1  d  e r  u  n  g  eintreten  5"),  wobei 
sie  in  der  Regelung  der  Voraussetzungen  des  Falls  eine 
ziemlich   weitgehende    Übereinstimmung  aufweisen  *^*). 


512)  Vgl.  hierzu  Wahlberg,  Ges.  Schriften  III  S.  345;  Wachen- 
feld, Mord  u.  Totschlag  S.  267,  268;  Post,  Bausteine  für  eine  allg. 
Rechtswissenschaft  etc.  I  (1886)  S.  332;  Di  ekel  in  StGG.  I  S.  341; 
s.  auch  We  sni  tsch  in  Z.  für  vgl.  Rechtswiss.  IX  (1891)  S.  54  u.  Anm.  13. 

513)  Über  die,  bes.  auch  bezügl.  §  213  des  BStGßs.  bestehende, 
hief  nicht  weiter  interessierende,  Kontroverse,  ob  es  sich  bei  der 
Provokation  a)  nur  um  einen  Spezialfall  der  „mildernden  Um- 
stände'' im  Allg.  oder  b)  um  einen  zu  den  mildernden  Umständen 
im  Gegensatz  stehenden  „gesetzlichen  Milderungsgrund"* 
oder  endlich  c)  um  einen  privilegierten  Fall  des  Todschlags 
handele,  s.  schon  H  ä  b  e  r  1  i  n,  Grundsätze  lll  S.  24fif.,  u.  bes.  betr.  d.  RStGBs : 
Olshausen,  Kommentar,  Nr.  2  a.  E.  zu  §  213,  S.  831  (ftir  a);  andrer- 
seits Berner,  Lehrb.  17.  Aufl.  S.  272  (für  b)  u.  Schütze,  Lehrb. 
2.  Aufl.  S.384  (für  c).  Vgl.  auch  noch  v.  Holtzendorff  in  HH.  III 
S.  435 ff.;  H.  Meyer,  Lehrb.  4.  Aufl.  S.  463  u.  519  (5.  Aufl.  S.  415  u. 
Anm.  33,  S.460);  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.248  u.  277  u.  besonders 
B.  Hü  ekel.  Der  Begriff  der  Strafänderung  und  das  StGB,  für  das 
Deutsche  Reich.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Entwicklung  der 
deutschen  Strafrechtslehre.    Stuttg.  1892,  S.  26  ff.  n.  Anm.  1. 

514)  Vereinzelt  erscheint  die  Anerkennung  der  Provokation 
bei  Tötungen  als  Milderungsgrund  ohne  nähere  Deflnition  derselben. 
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Es  wird  nftmlich  durchgehend»  verlangt,  dafs  der  Thäter 
durch  eine  ihm  selbst*^*)  oder  ihm  nahestehenden  an- 
dern Personen  („die  zu  schlitzen  IMlicht  und  Neigung  ihm 
gebieten")"*),  insbesondere  seineu  nahen  Familien-Ange- 
hörigen"') von  Seiten  des  Get  öteten**®)  zugefügte  Mi fs- 

So:  Wallis  Art.  225;  (vgl.  Stoss,  Grundztige  II  S.  13).  S.  auch 
Uri,  Entw.  1894  Art.  22  a.  £.  Ziemlich  allgemein  ist  auch  noch  die 
Fassung  von  San  Marino  Art.  47G. 

515)  Hierauf  beschränken  sich  ausdrücklich :  Sachsen  1838  (Sachs.- 
Altenburg  1841)  Art.  123,  Satz  2,  Württemberg  Art. 243  Abs.  2  u. 
Braunschweig  §  146  Abs.  2,  welche  sämtlich  nur  von  „dem Thäter'' 
sprechen;  ebenso  Hannover  Art.  231  Satz  2,  das  „den  Totschlä- 
ger** nennt,  ferner  wohl  auch  Baden  §210,  Thüringen  Art  123 
Abs.2  U.Sachsen  185.5  (u.  1868)  Art.  156  Satz  2,  die  wenigstens  über 
andre  Personen  schweigen;  desgl.  von  den  GÜB.  der  schweizer 
Kantone:  Graubünden  §  91;  Aargau  §  112a;  Schaffhausen 
§  147  Abs.  3;  Bern  Art.  126;  Glarus  §  88,  Abs.2;  Zürich  §  129; 
Appenzell  A./Rb.§  80  Abs.  3.  Ebenso:  Schweden  Chap.  XIV  §  3, 
2;  Finnland,  Kap. 21  §  2  Abs.2;  endlich  (wohl  im  Anschlufs  an  d. 
Code  pönal  Art.  321):  Monaco  Art.  316  u.  Malta  Art.  218  Abs.  1  Ziff.  1, 
sowie  Belgien  u.  Luxemburg  Art.  411  und  Rumänien  Art.  250, 
für  welche  letztere  sich  jedoch  nach  Rosenfeld,  Tötungen  S.  19 
„eine  weitergehende  Absicht  des  Gesetzgebers  wohl  behaupten 
läfst«. 

516)  So:  Rosenfeld,  Tötungen  S.  19  (mit  Bezugnahme  auf  Haus 
bezügl.  Belgiens). 

517)  In  einigen  ausländischen  Gesetzbüchern  werden  1)  die  be- 
treffenden einzelnen  Personen  detailliert  aufgezählt  (so  [nach 
Rosenfeld,  a.  a.  0.  S.  19]  in  Cundinamarca  Art.  436,  1)  od.  2) 
doch  nach  Verwandtschafts  g  r  a  d  e  n  genau  bezeichnet ;  (so  [nach  Rosen- 
feld  a.  a.O.]  in  Columbia  Art.  466  Ziff.8);  Regelmäfsig  findet  sich  da- 
gegen 3)  nur  der  Ausdruck :  „(ihm  selbst  oder)  seinen  (nahen  Familien-) 
Angehörigen'',  (woneben  zuweilen  noch  eine  Legaldefinition 
dieses  Begriffs  gestellt  oder  sonst  auf  eine  solche,  im  allgemeinen  Teile 
enthaltene,  hingewiesen  wird).  So  (in  wesentlicher  Übereinstimmung) : 
Preufsen  §  177  (Waldeck  §  166);  Oldenburg  1858  Art.  159; 
Bayern  1861  Art.  229  Abs.  2  (in  Vrb  dg.  mit  Art.  61);  Bremen,  Entw. 
1861  §  331;  1868  §  307;  Lübeck  §  147;  Hamburg  1869  Art.  119; 
deutsch.  RStGB.  §  213;  vgl.  auch  Hessen  Art.  254  (=  Nassau 
Art. 247  Abs.  1)  vbd.mit  Art. 39  (Nassau  Art. 37);  ferner  die  Schweiz. 
GBB.  von:    Thurgau  §  59    Abs.  2;   Luzcrn  §  155a;    Obwalden 

aiintber,  Idee  der  Wii'dorvcrgeltung.     III,  1.  jy 
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handlung(6ewaltthäligkeiteii,  Schläge,  Stöfse,  Kränkungen 
etc.) oder  (schwere) Beleidigung  (Beschimpfung,  Ehrenkrän- 
kung etc.)  *'*)    ohne   eigene  Schuld  "°)  zum  Zorne    ge- 


Art.  73  Ziff.  a;  Basel  §  101  Abs.  2;  Zug  §  69  Abs.  2;  Solothurn 
§110Ziff.l-,  Neuenburg  1891  Art.  296-,  Aargau,  Entw.  1892,  §  187; 
desgl.:  Serbien  §156,2;  Ungarn  §  281;  Kroatien,  £ntw.  §  255; 
Bulgarien,  Entw.  Art.  233,  2.  Endlich  bedienen  sich  4)  einige 
Gesetzbttcher  nur  des  weitern  Ausdrucks  „nahestehende  Person'' 
und  überlassen  dann  dem  Richter  das  Nähere.  So:  Dänemark, 
§187(„hansNsBrmeste);  Österreich,  Entw.  1891  §  227 Abs. 2  u.1893 
(Ausschufsanträge)  §  217  Abs.  2.  Am  weitesten  (A. M.  scheint  Rosen- 
feld S.19)  geht  wohl  5)  Rufsland,  Entw.,  Bes.  Teil  II  Art.3  Abs.2 
wonach  eventuell  „selbst  die  Beleidigung  eines  Fremden'' 
genfigt,  „sobald  die  Prüfung  des  Einzelfalls  ergiebt,  dafs  der  Getötete 
den  Affektzustand  des  Thäters  hervorrufen  konnte  oder  persönlich 
hervorgerufen  hat".  So  die  Motive  bei  Gretener,  S.  15.  S.  darüber 
bezw.  dagegen  (als  zu  weit  gefafst)  auch:  S.Mayer  in  GA.  XXXIV 
(1886)  S.  7  und  Schütze  im  GS.  XXXVIII  (1886)  S.  111.—  China 
endlich  gedenkt  nur  des  ganz  speziellen  Falles  der  Provokation, 
wo  ein  Ehemann  seine  Frau  tötet,  weil  sie  seine  Ascendenten 
(nicht  ihn  selbst)  beschimpft  oder  mifshandelt  hat.  Ta-tsing-leu-lee 
Sect.  293-,  Staunton  p.  315;  Kohler,  Chines.  Strafr.  S.  40; 
Post,  Grundrifs  der  ethnol.  Jurisprudenz  II  S.  342. 

518)  So  die  allgemeine  Regel.  Ganz  vereinzelt  steht  die  Vor- 
schrift des  Art.  220  des  h  e  s  s  e  n  -  darmstädtisch.  Entwurfs  v.  Jahre  1836, 
welcher  bei  dem  provocierten  Totschlag  „eine  aufserordentliche  Mil- 
derung'' schuf,  „indem  nicht  nur  der  Anreiz  durch  den  Getöteten, 
sondern  selbst  durch  irgend  einen  Dritten  berücksichtigt"  wer- 
den sollte.    Wachen feld,  Mord  und  Totschlag  S.  108. 

519)  Die  für  den  Akt  der  Reizung  gebrauchten  Ausdrücke 
sind  im  Einzelnen  überaus  verschieden.  Vgl.  4m  Allg.  Rosen  feld, 
Tötungen  S.  19.  Unter  den  altern  deutschen  Partikulargesetzen 
spricht  z.  B.  Hessen  Art.  554  Abs.  1  (=  Nassau  Art.  247  Abs.  1) 
von  „schweren",  Sachsen  1838  (u.  Sachsen- Altenburg  1841)  Art.  123 
Satz  2  von  „besonders  schweren  Beleidigungen  oder  thätlichen 
Mifshandlungen",  Baden  §  210,  das  sonst  in  der  Fassung  =  Hessen 
ist,  fügt  noch  den  Ausdruck  „Kränkungen"  hinzu  (s.  obenAnm.487) 
u.  Hannover  Art.  231  Satz  2  verlangt  „ganz  besonders  schwere  Be- 
leidigungen, öffentliche  Beschimpfungen  oder  thätliche  Mifs- 
handlungen".  Genauer  unterscheiden  aber  die  Gesetzbücher  von 
Württemberg  Art 243,  Abs.2  und  Braunschweig  §  146  Abs.  2 


Die  Strafgesetzgebung  seit  d.  Mitte  des  18.  Jahrh.  bis  zur  Gegenwart  259 
reizt"*)  und  dadurch  auf  der  Stelle  (sofort,  unmittelbar, 


zwischen  Reizung  durch  a)  schwere  Beleidigungen  (bezw.  über- 
hanptnureinbeleidigendes  Betragen)  u.  b)  durch  „besonders 
schwere  Beleidigungen,  (Beschimpfungen)  oder  (thätliche)  Mifs- 
handlungen**,  wo  dann  die  Strafe  noch  geringer  ist.  Vgl.  Häb erlin, 
Grundsätze  III  S.  25;  Hufnagel,  Komm.  II  S.  34^  Breymar,  Das 
Krim.-GB.  für  ...Braunschweig  S.  271.  Eine  ähnliche  Zweiteilung  ist 
auch  bekannt  den  schweizer  Kantonen  Obwalden  Art.  73  Abs.  1 
Ziflf.  a  und  Abs.  2  und  Tessin  Art.  295  §  2  u.  3  (wobei  dann  die 
Strafmilderung  im  ersten  Falle  zwar  obligatorisch,  aber  in  ge- 
ringerm  Mafse  angeordnet,  im  zweiten  nur  fakultativ,  aber  weit- 
gehender zugelassen  ist).  Vgl.  auch  Sardinien  1839  Art.  605  Abs.  1 
und  2  a.  E.,  Italien  1859  Art.  562  Abs.  1  u.  2  und  San  Marino 
Art.  467,  das  sogar  3  Abstufungen  der  Provokation  aufstellt.  Den 
übrigen  Gesetzbüchern  ist  solche  Unterscheidung  unbekannt.  Die 
spätei-n  deutschen  Partikulargesetzbücher  schliefsen  sich  meistens 
der  Terminologie  Preussens  (§  177:  „Misshandlung  od.  schwere 
Beleidigung";  vgl.  dazu  Goltdammer,  Materialien  II  S.  374; 
Beseler,  Komm.  S.  352)  an.  So  wörtlich:  Walde  ck  §  166;  Olden- 
burg 1858  Art.  159;  Bayern  1861  Art.  229  Abs  2:  Lübeck  1863 
§147;  auchdeutsch.RStGB.  §213  (u.  dazu,  insbes.  auch  darüber,  dafs 
die  beiden  Ausdrücke  hier  nicht  im  technischen  Sinne  zu  nehmen 
seien  :v.HoltzendorffinHH.I]IS.437flf.Nr.4;Schütze,Lehrb.S.384 
Anm  5 ;  v.  Lis z  t,  Lehrb.  6. Aufl.  S.277.  A. M.betr.  der  Mifshandlungen 
Olshausen,  Komm,  zu  §  213  Nr.  3a,  S  832;  Merkel  in  HRL.  IV 
S.  895;  H.  Meyer,  Lehrbuch  5.  Aufl.  S.  461  Anm.  11.  Betr.  der 
„schweren  Beleidigung"  s.  auch  schon  oben  S.  239  Anm.  487  a.  £.) 
Dieselbe  Ausdrucksweise  haben  ferner  die  Schweiz.  GBB.  von: 
Thurgau  §  29  Abs.2;  Luzern  §  155  Ziff.  a;  Basel  §  101  Abs.  2; 
Zug  §69  Abs.2;  Solothurn  §  110  Ziff.  1;  Neuenburg  1891 
Art.  296  („mauvais  traitements  ou  des  injures  graves");  Aar g au. 
Entw.  1892  §187;  vgl.  auch  noch  Obwalden  Art.  73  Abs.  1;  sodann: 
Serbien  Art.  156  Abs.2;  Österreich,  Entw.  1891  §  227  Abs.  2 
und  1893  §  217  Abs.  2.  Ähnlich  auch:  Sachsen  1855  (und  1868) 
Art.  156  Satz  2  („Misshandlungen  oder  besonders  schwere 
Beleidigungen«);  Bremen,  Entw.  1861  Art.  331  und  1868  §  307 
(„schwere  Beleidigung  oder  thätliche  Misshandlung");  Russland 
18G6  Art.  1455  Abs.  2,  nach  der  Fassung  der  Novelle  vom  23.  März 
1871  („Gewaltthätigkeiten  oder  schwere  Beleidigungen"  [vgl.  Wa- 
chenfold,  a.  a.  0.  S.  264  Anm.  1],  wogegen  der  Entwurf  II  Art.  3 
Abs.   2     nur    von    „Gewalt   oder    Ehr  Verletzung"      schlechthin 

17* 
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spricht  [vgl.  Gretener,  S.  5;  Schütze  im  GS.  XXXVIII  S.  111, 
119;  S.Mayer  in  GA.  XXXIV  S.  7;  Geyer  in  Z.  VI  S.  564; 
Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  2G6]);  Dänemark  §  187  („Mifshandling 
eller  grovFomsermelse'*)*,  Schweden  Chap.  XIV  §3  („des  offenses 
grossiöresoudes  actesde  violence  d'unemaniöre  grave")^  Finn- 
land Kap.2l  §  2  Abs.  2  („schwere  Beleidigung  oder  besondere 
Gewaltsamkeit").  Vgl.  auch  Kroatien,  Entw.  §  255  (Herausfor- 
derung, schwere  Beleidigung  oder  Mifshandlung;  s.  Wachen- 
feld S.  190)  und  Ungarn  §  281,  wo  jedoch  das  Adjektiv  „schwere" 
vor  „Misshandlung**,  nicht  vor  Beleidigung  steht.  Vgl.  bei  Wachen- 
feld, a.  a.  0.  S.  189«  Dem  französ.  Code  p^nal  Art.  321  („des 
coups  ou  violences  graves  envers  les  per  sonnes**)  sindgefolgt 
im  Wesentl.:  Genf,  Art.  57;  Monaco  Art.  316-,  Rumänien 
§  250;  Portugal  Art.  370  („pancados  ou  outras  violencias  graves 
para  com  as  pessoas**,  [vgl.  auch  Art.  374]);  und  dazu  Tavares  de 
Medeiros  in  StGG.  I  S.  561  u.  570);  Belgien  und  Luxemburg 
Art.  411  (jedoch  unter  Weglassung  der  „coups**);  Niederländisch- 
indien, Wetb.voor  d.Europeanen  Art.  237  (voor  Inlanders  Art.  239): 
(„Zware  slagen  of  gewelddadigheden  tegen  de  personen**);  Japan 
Art.  309  (mit  Weglassung  der  „coups**;  s.  dazu  S.  Mayer  S.A.  aus 
GS.  1882  S.23-,  Wachenfeld,  a.a.O.S.  242).  Malta  Art. 218  Abs.  1 
Ziff.  1  spricht  allgemeiner  von  „grave  offesa  sulla  persona  o 
qualsisia  delitto  contro  la  persona,  portante  a  pena  maggiore  di  un 
anno  di  lavori  forzati  di  prigionia**.  Vgl.  Wachen feld,  S.  260. 
Mehrere  Gesetzbücher  stellen  drei  Begriffe  neben  einander.  So  (wohl  im 
Anschlufs  an  Baden  und  Hannover  [s.  oben  S.  258]):  Hamburg 
1869Art.ll9  („schwere  Beleidigungen,  unverdiente  Kränkungen 
oder  thätliche Mifshandlung**);  ebenso  im  Wesentl.:  Aargau  §  112a 
(„schwere  Beleidigungen,  Kränkungen  oder  Mifshandlungen*")  und 
Schaff  hausen  §147  Abs.  3  („schwere  Beleidgn.,  Beschimpfungen 
oder  thätlich.Misshandlgn.**).  Vergl.auch  Obwalden  Art  73  Abs  lu. 
2.  Der  bulgarische  Entw. §  233  spricht  von  „Gewaltthätigkeit  (masi- 
lie),  Beleidigung  oder  Verleumdung**.  Selten  finden  sich  noch 
mehr  Ausdrücke;  so  z.  B.  nach  Rosenfeld,  Tötungen  S.  19  in 
Gundinamarca  Art  436,  1,  wo  nicht  weniger  als  sechs  verschie- 
dene Bezeichnungen  („ofensa  agresiön,  violencia,  nltraje,  injuria,  des- 
onra  grave**)  angeführt  sind.  —  Dagegen  beschränken  sich  lediglich 
aufdienSchwereBeleidigung**:  Graubflnden  §91;  Glarus§88 
Abs.  2  und  Appenzell  A./Kh.  §80  Abs.  3.  Ganz  allgemein  ge- 
halten  sind   endlich  nicht  nur    das  (überhaupt  den  Begriff  der  pro- 
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vocierten  Tütung  nicht  näher  definierende)  GB.  von  Wallis  Art. 225 
Abs.  3  („graves  provocations"),  sondern  auch:  Bern  Art.  126  Abs.  2 
(Reizung^auf  unbefugte  Weise";  vgl.  Wachenfeld,  Mord  u.  Tot- 
schlag S.  198),  Zürich  §  129  („rechtswidrige  Anreizung«;  vgl. 
Wachenfeld,  a.a.O. S.  198)  u.Uri,  Entw.  1894  Art.  22  a.  E  („vor- 
gängige schwere  Provokation").  Auch  T  es  sin  Art.  295  §  2  u.  3 
(s.oben  S.  259)  nennt  nur  „ingiusta  provocazione",  bezw.  „provo- 
cazione  grave".  Hierher  gehört  auch  San  Marino  Art.  467, 
welches  inAbs.l  „provocazione  gravissima",  „grave"  und  „sem- 
plice"  unterscheidet,  aber  nur  Über  den  erstem  dieser  Begriffe  in 
Abs.  2  eine  ziemlich  allgemein  gehaltene  Erläuterung  giebt  (s.  schon 
oben  S.  232  Anm.  471).  Die  sonst  vom  französischen  Recht  beein- 
flufste  Türkei  endlich  spricht  (in  der  engl. Übersetzung)  i.Art,189  all- 
gemein von  Provokation  „by  acts  of  similar  character"  (d.  h.  wie 
„murder,  wounding  and  battery"). 

520)  Der  Ausdruck  „ohne  eigene  Schuld"  oder  „Verschul- 
dung" („Sans  sa  faute")  kehrt  in  wörtlicher  Übereinstimmung  in  den 
meisten  neuern  Gesetzbüchern,  bes.  denjenigen  der  germanischen  Län- 
der, wieder.  Vgl.  Preussen  §177;  Waldeck  §166;  Oldenburg 
1858  Art.  159-,  Lübeck  §  147,  u.  (im  Anschlufs  an  diese GBB.)  deut- 
sches RStGB.  §213  (und  dazu  v.  Holtzendorff  in  HH.  III  S.  436 
Nr.  2-,  Olshausen,  Komm,  zu  §  213  Nr.  3b,  S.  832;  H.  Meyer, 
Lehrb.5.Aufl.S.461).  Ebenso  femer:  Thurgau  §59  Abs.2;  Luzern 
§  155  litt,  a;  Obwalden  Art. 73  litt,  a;  Zürich  §  129-,  Solothurn 
§  110  Ziff.  1;  Neuenburg  1891  Art.  196  („sans  sa  faute");  Aar- 
gau,  Entw.  1892  §  187;  desgleichen:  Serbien  Art.  156,  2;  Finn- 
land Kap.  21  §  2  Abs.  2-,  Österreich  Entw.  1891  §  227  Abs.  2 
u.  1893  §  217  Abs.  2;  der  Sache  nach  auch:  Bremen,  Entw.  1861 
Art.  331  und  1868  §  307  („die  er  durch  eigene  Schuld  nicht  verletzt 
hatte"),  Bayern  1861  Art.  229  Abs.  2  („ohne  schuldhafte  Veran- 
lassung"), Schweden,  Chap.XIV§3  („sansqu'il  y  ait  de  la  faute 
de  Tauteur"),  und  Japan  Art.  409  (das  die  Strafmilderung  versagt 
demjenigen,  „who  trough  bis  own  fault  shall  have  exposed  him- 
self  to  this  provocation").  Anderswo  finden  sich  ähnliche, 
und  zwar  meistens  umständlichere,  Formeln;  so  u.  a.  auch  in 
einigen  der  altem  deutschen  Parti kulargesetzbUcher  (vgl.  im  Allg. 
Häberlin,  Grundsätze  III  S.  25  Ziff. 4).  Hessen  Art.  254  (=  Nas- 
sau Art.  247)  spricht  z.  B.  von  Reizung  des  Thäters  „ohne  alle 
oder  doch  ohne  gerechte  Veranlassung  v.  S.  des  Getöteten",  Ba- 
den §210  von  Beleidigungen  etc.,  „zu  welchen  der Thäter  keine  hin- 
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reichendeVeranlassnnggab'O;  wörtlich  ebenso*.  Aargau§112 
litt,  a;  Obwalden  Art.  73  Abs.  2.  Die  GBB.  von  Basel  §  101 
Abs.  2  und  Zug  §  69  Abs.  2  haben:  ,,ohne  genügenden  Grund''. 
Bern  spricht  lediglich  von  Reizung  ,,auf  unbefugte  Weise''.  Vgl. 
auch  noch  England,  Griminal  Code  (Indict  off.)  Bill  1 878,  Sect.  137.  Die 
Nicht  erwähnung  des  Moments  der  Schuldlosigkeit  der  Reizung  des 
Thäters  (in  allen  übrigen  Gesetzbüchern)  befürwortet  z.  B.  (mit  Rück- 
sicht auf  den  russischen  Entw.  Teil  II  Art.  3  Abs.  2)  Schütze 
im  GS.  XXXYIII  S.  111,  ;,weil  die  Provokation  nur  ausnahmsweise 
ganz  unverschuldet  auftrete,  bei  strenger  Auslegung  daher  jener 
Zusatz  der  Bestimmung  selbst  den  Boden  entziehe". 

521)  So  wörtlich  (;,zum Zorne  gereizt")  namentlich  die  meisten 
deutschen  PartikulargesetzbUcher  (Häberlin,  Grundsätze  III  S.  25 
Ziff.  3),  und  das  d.RStGB.  Im  Einzelnen  zu  vgl.:  Sachsen  1838 
(Sachsen-Altenburg  1841)  Art.  123  Satz  2;  Württemberg  Art.  243 
Abs.  2;  Braunschweig  §  146  Abs.  2;  Hannover  Art.  231  Satz  2; 
Thüringen  Art.  123  Abs.  2;  Sachsen  1855  (und  1868)  Art.  156 
Satz  2;  Preussen  §  177;  Waldeck  §  166;  Oldenburg  1858 
Art.  159;  Bremen,  Entw.  1861  Art.  331  und  1868  §  307;  Lübeck 
§  147;  deutsches  RStGB.  §  213  (u.  dazu  v.  Holtzendorff  i.  HH. 
III  S.  435  ff.;  Olshausen,  Konmientar  zu  §  213  Nr.  3,  S.  831).; 
ebenso  femer  eine  gröfsere  Anzahl  schweizerischer  Gesetzbücher, 
nämlich:  Thurgau  §  59  Abs.  2;  Graubünden  §91;  Schaff- 
hausen §  147  Abs.  3;  Luzern  §  155  litt,  a;  Obwalden  Art.  73 
Abs.  1  litt,  a  verbd.  mit  Abs.2;  Glarns  §  88  Abs.2a.E.;  Appen- 
zell A.Rh.  §80  Abs.  3;  Solotburn  §  110  Ziff.  1;  Aargau,  Entw. 
1892  §187;  desgleichen:  Serbien  §156  Abs.  2;  Finnland  Kap.  21 
§  2  Abs.  2;  Österreich,  Entwurf  1891  §  227  Abs.  2  u.  1893  §  217 
Abs.  2.  Andre,  jedoch  der  Sache  nach  ziemlich  gleichbedeu- 
tende Ausdrücke  enthalten:  Wallis  Art. 225  Abs.  3  („dans  un  mou- 
vement  de  col6re"),  u.  im Wesentl.  ebenso:  Sardinien  1839  Art. 605; 
ähnlich:  Italien  1859  Art. 562  („nell  impeto  dell'ira  in  segnito  di 
provocazione");  Tessin  Art.  295 §2  („se  T impeto  dell'ira  fu  ec- 
citato  da  ingiusta  provocazione");  Aargau  §  112a  („wenn  der  Ge- 
tötete den  Zorn  des  Thäters  selbst  hervorgerufen")-,  Bulgarien, 
Entw.  §  233  (wenn  der  zornige  Zustand  von  dem  Getöteten  hervor- 
gerufen ist).  Etwas  allgemeiner  sind  schon:  Hessen:  Art. 254 Abs.  1 
(=Nassau  Art.  247  Abs.l):  („hat  der  Getötete  selbst  den  Affekt 
hervorgerufen"),  und  ebenso  Baden  §  210;  Hamburg  Art  119 
(„zum  Affekt  gereizt"");   Zürich  §  129    („in  eine  heftige  Ge- 
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mütsbewegung  gesetzt'O;  Neuenburg  1891  Art.296  („sous  Tem- 
pire  d'une  violente  irritation");  Schweden  Ghap.  XIV  §  3 
(„dans  les  transports  d*un  courroux  provoqn^");  Dänemark 
§187;  Ungarn  §  281  („in  einer  heftigen  Aufregung**);  Kroa- 
tien, Entw.  §  255  (wie  Ungarn);  Rufsland  1866  (nach  der  Fassung 
der  Nov.  vom  23.  März  1871)  Art.  1455  Abs.  1  („[im  Jähzorn  oder] 
in  heftiger  Aufwallung"^  vgl  Wachenfeld,  Mord  und  Tot- 
schlag S.  264  Anm  1);  Russland,  Entw.  Bes.  Teil  II  Art.  3  Abs.  2 
(„Zustand  einer  heftigen  Gemütsbewegung",  wörtlich:  „Leiden- 
schaft oder  Aufwallung";  vgl.  dazu  Gretener,  S.  5;  Schütze  im 
GS.  XXXVIII  S.  111;  S.Mayer  in  GA.  XXXIVS.7;  Wachenfeld, 
a.  a.  0.  S.  266);  Japan  Art.  309  („in  a  transport  of  passion"),  — 
Nur  von  „Reizung"  schlechthin  sprechen:  Bayern  1861  Art.  229 
Abs.  2;  Basel  §  101  Abs.  2;  Zug  §  69  Abs.  2.  Die  übrigen  Gesetz- 
bücher endlich  thun  lediglich  der  Thatsache  der  Provokation 
Erwähnung.  Vgl.  Bern  Art.  126  Abs.  2;  Uri,  Entw.  Art.  22  a.  E.; 
Monaco  Art.  316;  Malta  Art.  218  Abs.  1  Ziff.  1;  San  Marino 
Art.  467;  Türkei  Art.  189;  Belgien  u.  Luxemburg  Art.  411; 
Portugal  Art. 370;  auch  Columbia  Art.  466,  8;  (vgl.  Rosenfeld 
S.  19).  Argentina  (1878)  Art.  97  „stellt  (noch)  einen  nicht  bis  zur 
Zurechnungsunfähigkeit  gehenden  unverschuldeten  Wut  zustand 
selbständig  neben  die  Provokation"  (Rosenfeld,  a.  a.  0.  S.  19; 
vgl.  auch  Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  248),  und  Tessin  erwähnt  in 
Art.  296  neben  dem  (in  Art.  295  behandelten)  provocierten 
Totschlag  im  Allgem.  noch  besonders  den  Fall  eines  „omicidio  im- 
provviso ,  commesso  par  giusto  dolore"  Vgl.  dazu  Carrara, 
Programma,  P.  spec.  §  1281  ff.;  v.  Holtzendorff  in  HH.  III  S.  548 
Anm.  5.  Nach  Malta  Art.  218  Abs.  1  Ziff.  3  gilt  aufser  dem 
provocierten  Totschlag  i.  e.  S.  (s.  Art.  218  Abs.  1  Ziff.  1)  als 
entschuldbare  Tötung  auch  noch  diejenige,  welche  der  Thäter 
begangen „sotto  Pimmediata  Influenza  di  una  istantanea  passione 
ossia  agitazione  di  mente,  per  cuinell'atto  deldelitto  fosse  inca- 
pace  di  riflettere",  was  nach  W  a  c  h  e  n  f  e  1  d  ^  a.  a.  0.  S.  260  etwa  unserm 
Totschlag  entsprechen  würde.  S.auch  noch  ebds.  Art.  21 8  Abs.  2  u.  220. 
522)  Den  (weder  rein  örtlich  noch  zeitlich  zu  e  ng  aufzufassenden) 
Ausdruck,  „auf  der  Stelle'^  haben:  Sachsen  1838  (u. Sachsen- Alten- 
burg 1841)  Art.  123  Satz  2;  Württemberg  Art.243  Abs.  2;  Braun- 
schweig §  146,  Abs.  2;  Thüringen  Art  123  Abs.  2;  Sachsen 
ia55  (u.  1868)  Art.  156  Satz  2;  Preussen  §  177;  Waldeck  §  166; 
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Oldenburg  1858 Art.  159;  Bayern  1861  Art. 229; Bremen, Entw.  1861 
Art.  331;  18G8  §  307;  Lttbek  §  147;  deutsch.  BStGB.  §  213  (und 
dazu:  Y.  Holtzendorff  in  HH.  S.  436  Nr.  3;  Olshausen,  Komm, 
zu  §  213  ZiflF.  4  S.832;  v.  Liszt,  Lehrb.  6. Aufl.  S.  277;  H.  Meyer. 
Lehrb.  5.  Aufl.  S.461).  Ferner:  Thurgau  §59,  2;  Graubünden 
§  91;  Schaffhausen  §  147,  3;  Solothurn  §  110,  1;  Neuenburg 
1891  Art.  296  („sur  le  moment  m^me'');  Aargau,  Entw.  1892  §  187; 
desgl.:  Serbien  §156,  2;  Österreich,  Entw.  1891  §  227Ab8.2und 
1893  §  217  Abs.  2;  nach  Rosenfeld  S.  19  auch  Cnndinamarca 
Art.  437  („en  el  acto  mismo").  Der  Sache  nach  fordern  dasselbe  mit 
andern  Ausdrücken:  Hessen  Art.  254  Abs.  1  (=  Nassau  Art.  247 
Abs.l):  („unmittelbar  darauf'  [d.h.  auf  die  Reizung]) ;  Bern  Art.  126 
Abs.  2  („unmittelbar  vor  der  Begehung  der  That'^);  Appen- 
zell A./Rh.  §  80  Abs.  3  („plötzlich");  Ungarn  §281  Ab8.2  (,so- 
forf*);  Kroatien,  Entw.  §255  (ebenso);  s.auchBeIgien  u.  Luxem- 
burg Art.  411  („immödiatement  provoqu6")-,  Genf  Art.  57 
Abs.  1  (ebenso);  Japan  Art.  309  („directly  provoked**).  Die  übrigen 
Gesetzb.  schweigen  über  das  Erfordernis  der  Kontinuität  zwischen  der 
ProYokationn.  der  Handlung  des  Thäters  (Rosenfeld,  a.a.0.S.19). 
Dagegen  (mit  RUcks.  auf  den  russ.  Entw.  II  §  3  Abs.  2)  missbilli- 
gend: Schütze  in  GS.  XXXVIII  S.  111,  da  es  Menschen  gäbe, 
„welche  Hafs  und  nagendes  Rachegefühl  wegen  erlittener  Kränkung 
lange  Zeit  .  .  .  mit  sich  herumtragen  und  dadurch  zur  Tötung  etc. 
veranlasst,  aber  nicht  »hingerissen*  werden".  —  Über  die  Inter- 
pretation des  Begriffs  „auf  der  Stelle"  s.  im  Allg.  noch  Berner  im 
GS.  XVIII  S.  300  u.  Oppenhoff,  Kommentar  zu  §  196  des  preuss. 
StGBs. 

523)  So:  Württemberg  Art. 243  Abs. 2  („so  ist  .  .  auf  zu  er- 
kennen"); Braunschweig  §  146  Abs.  2  (ebenso);  Hannover 
Art.  231  Satz  2  (ebenso);  Hessen  Art.  254  Abs.  1  (=  Nassau  Art.  247 
Abs.  1)  („so  tritt  .  .  .  ein")-,  Preussen  §  177  (=Waldeck  §  166) 
(„so  soll  auf.  .  .  erkannt  werden");  Oldenburg  1858  Art.  159 
(ebenso);  Bayern  1861  Art.  229  Abs.  2  (ebenso);  Bremen,  Entw. 
1861  Art.  331  und  1868  §  307  (ebenso)^  Lübeck  §  147  (ebenso); 
deutsch.  RStGB.  §  213  (ebenso);  Österreich,  Entwurf  §  227 
Abs.  2  und  1893  §  217  Abs.  2  (ebenso);  Graubünden  §91  („so 
soll  der  Thäter  .  .  bestraft  werden");  Aargau  §  112  („dieses  Ver- 
brechen wird  bestraft");  Wallis  Art. 225  Abs.  3  („.  .  sera  puni"); 
Luzern  §  155  Ziff.  a  (gefafst  wie  Graubünden);  Obwalden  Art.  73 
Abs.l  litt,  a  (ebenso;  anders  dagegen  Abs.  2);  Basel  §  101  Abs.  2 
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(„so  ist  auf  ...  zu  erkennen'');  Tessin  Art.  295  §  2  („si  applice 
la  pena  .  ..";  anders  aber  §3)^  Appenzell  A./Rh.  S  80  Abs.  3 
«80  ist  .  .  zu  bestrafen*") ;  Solothurn  §  HO  Ziff.  1  (i,Auf  .  .  ist 
zu  erkennen");  Aargan,  Entw.  1892  §  187  («so  mufs  dieser  Um- 
stand als  Milderungsgrund  berücksichtigt  werden");  Uri,  Entw. 
1894  Art.  22  a.  E.^  femer:  Finnland  Kap.  21  §2  Abs.  2  («so 
ist  auf  ...  zu  erkennen")^  Russland,  Entw.  Bes.  Teil  II  Art.  3 
Abs.  2  («so  tritt  ..  .  ein").  Dem  Wortlaut  des  Code  p6nal  Art.  321 
(«sont  excusables")  schliefsen  sich  an:  Genf  Art.  57;  Monaco 
Art.  316;  Malta  Art.  218  («saranno  scusabili«);  Belgien  u.  Luxem- 
burg Art.  411;  Rumänien  §  250;  Türkei  Art.  189  («are  [partly] 
excused") ;  Niederländ.  -Indien,  Wetb.  voor  d.  Europeanen  Art. 237 
(W.  voor  Inland.  Art.  239);  Japan  Art.  309.  Etwas  andre  Fassungen 
haben  die,  sonst  ebenfalls  im  Wesentl.  dem  franz.  Recht  folgenden,  GBB. 
von  Sardinien  1839  Art. 605  Abs.  1  („on  appliquera  la  peine"; 
anders  Abs.  2  am  Ende),  Italien  18o9  Art.562  Abs.  1  («sarji  pu- 
nito" ;  anders  Abs. 3  a.  E.);  San  Marino  Art.  467  («sono puniti")  und 
Portugal  Art.  370  (s er 210  as  penas  attenuadas"). 

524)  So:  Sachsen  1838  (Sachsen- Altenburg  1841)  Art.  123 
Satz  2  („so  kann  der  Richter  bis  .  .  herabgehen");  Baden  §  210 
(«so  kann  die  [Arbeitshaus-]  Strafe  bis  auf...  herabsinken");  Thü- 
ringen Art.  123  Abs.  2  (wie  Sachsen  1838);  Sachsen  1855  (und 
1868)  Art.  156  Satz  2  («so  kann  bis  auf ...  herabgegangen  werden"); 
Hamburg  Art.  119  Abs.  2  (Fassang  wie  Baden) ;  desgleichen:  Thur- 
gau§59  Abs.  2  («so  kann  ..erkannt  werden");  Schaffhausen  §  147 
Abs.  3  («so  kann  die  Strafe  .  . .  herabsinken");  Obwalden  Art.  73 
Abs.  2  (ebenso,  jedoch  nur  bei  der  schweren  Provokation;  vgl.  oben 
S.  259  Anm.  519);  Bern  Art.  126  Abs.  2  («die  Strafe  kann  .  .  . 
herabgesetzt  werden");  Glarus  §  88  Abs.  2  a.  E.  («In  diesem  Fall 
kann  der  Richter  .  .  herabgehen");  Zürich  §  129  («[Es]  darf  auf 
eine  geringere  Strafe  .  .  .  erkannt  werden");  Tessin  Art.  295  §  3 
(«si  potra  discendere . , " ;  jedoch  nur  bei  «provocazione  grave",  vgl. 
oben  S.259  Anm.519);  Zug  §  69  Abs.2;  Neuenburg  1891  Art.266 
(«Vemprisonnement  pourra  remplacer  la  reclusion") ;  Sardinien 
1839  Art.605 Abs.2  a.  Ende  („ces  peines  pourront  etre  commue^s  etc") 
u.  Italien  1859  Art.  562  Abs.2  a.  E.  (aber  nur  bei  «provocazione 
grave",  vgl.  oben  S.  259  Anm.  519);  Schweden,  Chap.  XIV  §  3 
Abs.  2  („la  dur^e  de  la  peine  pourra  6tre  descendue  k  .  .");  Däne- 
mark §  187  (vgl.  Wachenfeld  a.  a.  0.  S.  212);  vgl.  auch  Russ- 
land 1866  Art.  1455,  in  der  Fassung  der  Novelle  vom  23.  März  1871 
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Körperverletzungen*^).  In  den  deutschen  Partiknlar- 
gesetzbtichern  pflegte  sie  noch  regelmäfsig  neben  der 
Provokation  bei  Tötungen  besonders  hervorgehoben  zu  wer- 
den ^^•),    wogegen   sie    das   deutsche   Reichsstrafgesetz- 


(,,80  unterliegt  der  Schuldige  nach  Ermessen  des  Gerichts''  der 
näher  angegebenen  milderen  Strafe).  —  Auf  die  im  Einzelnen  natür- 
lich sehr  verschiedenen  Strafrahmen  für  die  provocierte  Tötung 
braucht  hier  nicht  näher  eingegangen  zu  werden.  Doch  sei  erwähnt, 
dafs  bezüglich  des  §  213  des  BStGBs.  von  Manchen  (wie  v.  Liszt, 
Lehrb.  6.  Aufl.  S.  277)  das  Herabgehen  auf  6  Monate  Gefängnis  im 
Minimum,  bes.  in  Hinblick  auf  die  Mindestmafse  der  §§  216,  217,  wohl 
mitBecht  als  eine  übertriebene  Milde  bezeichnet  wird.  In  der 
unverhältnismäfsig  starken  Berücksichtigung  des  Affektes  des  Zornes 
im  §213—  verglichen  z.B.  mit  der  Tötung  aus  dem  doch  viel  edle- 
ren Gefühle]  des  Mi  tl  e  i  d  s ,  für  die  überhaupt  nur  unter  ganz  bestimm- 
ten Voraussetzungen  (Hinzutreten  der  Aufforderung  v.  S.  der  Ge- 
töteten) eine  relativ  ziemlich  geringe  Strafmilderung  eintreten 
kann  —  zeigt  sich  eben  auch  die  weitgehende  Bücksichtnahme  unse- 
res Bechts  auf  die  Vergeltnngsidee  (Bache)  noch  recht  deutlich. 
Ein  gerechteres  Verhältnis  zwischen  den  Strafinafsen  für  die  in  den 
§§  213  u.  216  des  BStGBs.  behandelten  Delikte  hatte  z.  B.  Ham- 
burg 1869  (Art.  119  Satz  2  [=  §  213  BStGB.],  Minimum:  1  Jahr 
Gefängnis,  u.  Art.  120  [=  §  216 BStGB.]:  Gef.  v.  1-3  Jahren;  falls  es 
sich  aber  um  einen  „T  o  t  k  r  a  n  k  e  n  oder  tötlich  Verwundeten"  handelte, 
nur  Gefängnis  von  3— 12  Monaten) ;  s.  ferner  Finnland  Kap.  21  §  2 
Abs.  2  vgl.  mit  §  3.  Vgl.  etwa  auch  noch  Schmid,  Das  Prinzip 
der  Individualisierung  S.  21. 

525)  Ausnahmsweise  findet  sich  in  einigen  Gesetzbüchern  eine 
besondere  Hervorhebung  der  provocierten  Körperverletzung, 
während  dieselben  über  den  provocierten  Totschlag  schweigen.  So 
z.B.  in:  Griechenland  Art.  309  u.  Norwegen  Kap.  XV  §6  (Faer- 
rtenimGS.XLVn  S.73).  Vgl.  Getz  in  StGG.  I  S.235;  van  Swinde- 
ren,  Esquisse  II  p.  84.  Auch  Schottland,  das  grundsätzlich  die 
Provokation  bei  Tötung  nicht  als  Milderungggrund  berücksichtigt, 
läfst  bei  dem,  die  Körperverletzung  mit  umfassenden,  sog.  „assault" 
zwar  nicht  dieBeizung  durch  Worte,  wohl  aber  durch  Schläge, 
als  mildernden  Umstand  wirken,  sofern  gewisse  Grenzen  eingehalten 
sind.  S.  Schuster  in  StGG  I  S.  683;  J.H.A.  Macdonald,  A  prac- 
tical  treatise  on  tbe  Griminal  Law  of  Scotland.  2.  ed.  1877  p.  154. 

526)  S.  die  Übersicht  bei  Bern  er,  Lehrbuch  17.  Aufl.  S.  508. 
Vgl.    auch  HäberliU;    Grundsätze   III   S.  121  ff.    Als  Ausnahmen 
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buch  —  in  Abweichung  von  seinem  preußsischen  Vorbilde  — 
bekanntlich  mit  Stillschweigen  tibergehf '),  so  dafs  auf  sie  wohl 
die  Vorschriften  über  die  allgemeinen  „mildernden  Umstände" 
des  §228  zur  Anwendung  zu  bringen  sind*").  In  einer  grofsen 


erscheinen  blos  Österreich  1852,  das  übrigens  anch  die  Provokation 
bei  Tötungen  nicht  spezieU  hervorhebt  (vgl.  oben  S.  231  Anm.470) 
und  Lübeck  1863  (abweichend  von  Prenfsen),  welches  allerdings 
die  provocierte T ö t u n g  (in  §147)  behandelt.  Vgl.  Geyer  in  HH.  III 
S.  548  Anm.  5.  Über  die  schweizererischen  Gesetzbücher  vgl. 
ßtooss,  Grundzüge  II  S.  47  u.  Gantier  in  StGG.  I  S.  419.  Über 
die  ausdrückliche  Berücksichtigung  des  Affekts  überhaupt  bei  den 
vorsätzlichen  Körperverletzungen  in  den  deutschen  Partikular- 
gesetzbüchern s.H  ab  erlin,  a.a.O.  III  S.  105ff.;  über  Kurhessen: 
Kersting,  a.  a.  0.  II  S.  507  ff.  Unter  den  ausländischen  Gesetz- 
büchern nimmt  bes.  Bussland  1866  (Art.  1480,  1483,  1484  [=  GB. 
von  1845,  Art.  1951,  1954—55])  durchgehends  Rücksicht  darauf,  ob 
die  vorsätzliche  Körperverletzung  m i t  Vorbedacht  oder  ohne  densel- 
ben, „im  Jähzorn  oder  in  heftiger  Aufwallung**  begangen  wurde, 
van  Swinderen,  Esquisse  II  p.  108.  Über  die  Schweiz  vgl. 
Stooss  a.a.O.   II  S.48. 

527)  Der  Entwurf  I  eines  StGBs.  für  den  Norddeutsch.  Bund 
hatte  noch  (im  §  201)  den  Affekt  des  durch  Mifshandlung  oder 
schwere  Beleidigung  auf  der  Stelle  zu  einer  schweren  Mifshand- 
lung oder  Körperverletzung  Hingerissenen  als  Strafmilderungs- 
grund behandelt  wissen  wollen.  B  el  ing,  Retorsion  U.Kompensation  etc. 
S.214.  Als  Ersatz  dafür  schuf  man  dann  später  die  Vorschriften  des 
§  233  über  die  „R  e  t  o  r  s  i  o  n"  von  Körperverletzungen,  worüber  Näheres 
noch  unten. 

528)  So  wohl  die  herrschende  Ansicht.  Vgl.  z.B.  Bern  er,  Lehrb. 
12.  Aufl.  S.  509  u.  17.  Aufl.  S.  523;  Geyer  in  HH.  III  S.  549 ff.; 
Olshausen,  Komm,  zu  §  228  Nr.  1,  S.  896.  Vgl.  auch  Hälschner, 
Gem.  deutsch.  Strafrecht  I  S.  520,  nach  welchem  der  Grund  des 
Fehlens  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  im  RStGB.  „selbstver- 
ständlich nicht  darin"  liegt,  „dafs  der  Gesetzgeber  jenen  unterschied 
der  Verschuldung  als  einen  nur  bei  der  vorsätzlichen  Tötung  zu  be- 
rücksichtigenden betrachtet  hätte,  sondern  nur  darin,  dafs  die 
Strafe  des  Mordes  eine  absolut  bestimmte  ist,  darum  für  den  Tot- 
schlag eine  besondere  Bestimmung  erforderlich  war,  während 
in  allen  andern  Fällen  es  dem  Ermessen  des  Richters  überlassen 
bleibt,  jenen  Schuldunterschied  insoweit  zu  berücksichtigen,  als  die 
relativ  bestimmte  Strafe  es  gestattet".  —   Über  die  sehr  weitgefafs- 
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Anzahl  ansländischer  Rechte  spielt  dagegen  dieser  Mildernngs- 
grund  auch  jetzt  noch  eine  selbständige  Rolle,  wobei  sich  jedoch 
eine  Verschiedenheit  darin  zeigt,  dafs  er  entweder  bei  allen 
Arten  von  Körperverletzungen  (Mifshandlungen  etc.)  schlecht- 
hin 5^*)  oder  nur  bei  bestimmten  speziell  genannten  Foi-men  der- 


ten  Vorschriften  des  deutschen  RMilitärStGBs.  §  98  s.  noch  unten 
S.  283  Anm.  558. 

529)  Hierher  gehören  auch  schon  die  meisten  der  deutschen  Partikn- 
largesetzbücher;  so:  Württemberg  Art.  264;  Braunschweig  §160 
Abs.2  vbd.  mit§  159,  Ziff.  1-5  und  Ges.  betr.  Abänderung  der  §§  159, 
160  desKrim.GBs.,  V.  28.  Jan.  1856  §  2  Abs.  2  (Stenglein,  Sammig. 
Bd.  V  S.  85  Anm.  63);  Hannover  Art.  242  Ziff.  I  litt.B.;  Hessen 
Art. 264  (=  Nassau  Art.  257);  Sachsen  1855  (und  1868)  Art.  172; 
Hamburg  Art.133  Abs.2  vbd.  mit  Abs. lu.  Art.  132,  Ziff. 2— 4;  auch 
Baden  §233,  welches  jedoch  die  Körperverletzungen  mit  tot  lieber 
Folge  noch  bes.,  und  zwar  im  Abschnitte  von  den  Tötungen  (§  214) 
(„fahrlässige,  durch  vorsätzliche  Körperverletzung  verursachte  Tötung") 
erwähnt.  Von  noch  geltenden  Gesetzbüchern  sind  zu  nennen  diejeni- 
gen der  schweizer  Kantone:  Thurgau  §87;  Graubünden  §  122 
Ziff.  1, 2  (jedoch  mit  besonderer  Hervorhebung  der  Körporverletzung  mit 
tötlicher  Folge  [im  §94]);  Schaffhausen  §  162  Abs.  2  u.  Novelle 
vom  9.  Nov.  1891  („Mifsshandlung  oder  Schädigung");  Lnzern  §  173 
litt,  a;  Glarus  §  103  Abs.  2;  Zug  §  77  Abs.  2;  Zürich  §  139 
(welches  jedoch  aufserdem  [§  129]  noch  die  Körperverletzungen  mit  töt- 
licher Folge  [§  127]  u.  im  Kaufhandel  [§  128]  besonders  berücksich- 
tigt); ebenso:  Appenzell  §91  Abs. 4  vbd.  mit  §  82  (Körperverltzg. 
mit  tötlicher  Folge) ;  N  e  u  e  n  b  u  r  g  1 891  Art.  320 ;  A  a  r  g  a  u ,  Entw.  1892 
§  219;  femer  im  Wesentl.  auch:  Norwegen  Kap.  XV  §6  (Fa er- 
den imGS.XXVnS.173);  Russland,  Entw.H  Art.  18  (schwere,  er- 
hebliche und  leichte  Körperverletzungen);  vgl.  auch  Art.  14,  15; 
Griechenland  Art. 309  vbd. mit  307  Ziff.  1—4  (mit  vier  Straf- Ab- 
stufungen nach  der  Schwere  der  Verletzungen) ;  Kroatien,  Entwurf 
§  270  (schwere,  bedeutende  und  leichte  Körperletzimgen) ;  Bulga- 
rien, Entw.  §  250  (mit  3  Abstufungen);  Engl. -Indien,  Ghapt.  XVI 
Sect.  334, 335  u.  358  („hurt",  ^grievou8hurt"u.  „assaults  or  criminal  force" ; 
vgl.  van  Swinderen,  Esquisse  II  p.  113,  114).  Hierher  darf  man 
endlich  wohl  auch  die  Klasse  der  vom  französischen  Code  pönal 
(Art.  321)  beeinflufsten  Gesetzbücher  zählen,  welche  sich  meistens 
des  allgemeinen  Ausdrucks  „les  blessures  et  les  coups"  bedienen: 
Vgl.  Sardinien  1839  Art.  610;  Italien  159  Art.  567;  San  Ma- 
rino Art.  467  („lepercossee  ele  ferite");  Monaco  Art.316;  Belgien 
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und  Luxemburg  Art.  411;  Rumänien  Art  250  (vgl.  Wachen- 
feld S.238)-,  Türkei  Art.  189  („wounding and  battery«*) ;  Portugal 
Art.  370  (^08  ferimentos,  ou  espancamentos,  on  outra  offensa  corporal'*); 
Niederländisch-Indien,  Wetb.  voor d. Europeanen Art. 237  (voor 
Inland.  Art.  239) :  („kwetsuren  en  slagen") ;  Japan  Art.  309  („voluntary 
blowB,  vounds  and  violence").  Malta  Art. 221  spricht  schlechthin 
nur  von  „(le)  offese  sulla  persona  volontarie" ,  Genf  Art  57 
Abs.l  u.  2  von  ^l^sion  corporelle**,  ^coups**  u.  „violence  legöre^ 
(vgLGautier  in  StGG.  I  S.419).  Obwalden,  Pol.-Strafges.  Art  60 
Abs.  3  beschränkt  sich  auf  die  vorsätzl.  Körperverletzungen,  die  nicht 
„in  die  Kategorie  der  Verbrechen  fallen**. 

530)  Nur  verschiedene  „schwere",  bezw.  „erhebliche^  (ev.  auch 
„tötliche")Körperverletzungen  überhaupt  finden  sich  hervorgehoben 
in:  Bayern  ISßl  Art234  Ziflf.  1  u.  2;  Bremen,  Entw.  1861  Art.  333 
U.357  U.1868  §309  u. 333  (vbd.mit  §  308  u.  332)*,  Basel  §  109  Abs.  2, 
Art.  110,  111;  Solothurn  §§  117  ZiflF.  1  u.  2,  118  vbd.  mit  §  HO; 
Dänemark  §  189  u.  205  vbd.  mit  §  204;  Österreich,  Entw.  1891, 
§  239  Abs.  2,  §  240  Abs.  2,  §  241  Abs.  2  unter  Hinweis  auf  §  227 
(vgl.  Finger,  Österr.  Strafr.  Bes.  Teil  I  S.  137  u.  Anm.  162  a), 
Entw.  V.  1893  §  231  Abs.  2,  §  232  Abs.  2  vbd.  mit  §217.  Auch  Bern 
Art  145  nennt  die  einzelnen  leichtern  Körperverletzungen  (Art  142) 
nicht  ausdrücklich.  Auf  bestimmte  Arten  der  schweren  Kör- 
perverletzungen beschränken  sich:  Sachsen  1838  (u.  S. -  Altbg.  1841) 
Art.  134  vbd.  mit  132  Ziflf.  3  u.  4;  Thüringen  Artl33  u.  131Ziflf.2 
und  3.  Einige  wenige  Gesetzbücher  heben  endlich  noch  im  direkten 
Anschlufs  an  den  Code  penal  Art.  325  (vgl.oben  S.  131  AT. Anm. 296) 
den  Fall  des  durch  „outrages  violents  ä  la  pudenr"  provocierten  und 
daher  entschuldbaren  Delikts  der  Kastration  aus  den  übrigen 
schweren  Körperverletzungen  besonders  hervor.  So:  Genf  Art  59, 
Monaco  Art  320,  Portugal  Art.  373  (und  dazu  Tavares  de 
Medeiros  in  StGG.  I  S.  570)  u.  Niederländ.-Indien,  Wetb. 
voor  d.  Europeanen  Art.  241  (Wetb.  voor  Inland.  Art.  243).  Dagegen 
fehlt  die  Auszeichnung  dieses  Falls  selbst  in  solchen  Gesetzgebungen, 
welche  (wie  Sardinien  1839  Art. 600,  Wallis  Art.  254,  Spanien 
1848  Art  332  und  1870  Art  429,  Englisch-Indien  Art  319  und 
Mexiko  Art  533)  die  Kastration  noch  als  besondere  Art  der 
schweren  Körperverletzungen  speziell  (in  einem  besondern  Pa- 
ragraphen) erwähnen.  Die  übrigen  Gesetzbücher  (und  zwar  auch 
sonst  von  französischem  Recht  beeinflufste,  wie  Belgien  [vgl. 
Wachenfeld,  Mord  und  Totschlag  S.  2.36])  heben  das  Delikt  über- 
haupt nicht  mehr  separat  hervor. 
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meistens  die  schweren®^®),  und  darunter  wieder  speziell  die 
tötlich  verlaufenden  "®a\  Verletzungen  erwähnt  zu  werden. 
Dabei  offenbart  sich  dann  die  Verwandtschaft  und  der  Zu- 
sammenhang mit  der  Provokation  beim  T  otschlag  nament- 
lich dort  deutlich,  wo  auch  diese  Materie  zugleich  im  Ab- 
schnitt von  den  Tötungen  oder  doch  in  unmittelbarem 
Anschlufse  an  dieselben  behandelt  worden  ist  ^^).  Auch 
die  Voraussetzungen  der  Provokation  bei  Körper- 
verletzungen sind  fast  tiberall  ganz  dieselben  wie  bei  der 
provocierten    Tötung  ^^^)^       und     ebenso     lassen     sich     be- 

530a)  So  z.B.:  Aargaa  §114  litte  („fahrlässige Tötung  durch 
vorsätzl.  Körperverletzung");  Ungarn  §306,  307  (vgl.  Wachen - 
feld,  Mord  u. Totschlag  S.189);  Schweden  Chap.XIV  §  5  vbd.  mit 
§  4  (wogegen  der  Affekt  im  Allg.  [„moment  d'emportement*]  über- 
haupt bei  schweren  Körperverletzungen  [,,grayes  blessures'']  als 
strafmildernd  betrachtet  wird-,  vgl.  Chap.  XIV  §  10,  11;  van  Swin- 
deren,  Esquisse  II  p.  83)*,  Finnland  Kap.  21  §  4  Abs.  2;  s.  auch 
Dänemark  §  189. 

531)  Vgl.  Aargau  §  114  litt,  c;  Schweden  Chap.  XIV  (mit 
der  gemeinsamen  Überschrift:  „De  Tassassinat,  dumeurtre  et 
des  actes  de  violence'*);  Finnland  Kap.  21  („Mord,  Totschlag 
und  sonstige  Mifshandlung^).  Vgl.  auch  Dänemark  Kap.  XVII 
(„Om  manddrab")  vbd.  mit  Kap.  XVIII  (Körperverletzung),  und 
Bremen.  Entwurf  1868  Tit.XIX  („Verbrechen  wider  das  Leben-) 
[Art.  ICO  §  309]  vbd.  mit  Tit  XX.  Über  Baden  s.  oben  S.268  Anm.529. 

532)  1)  Als  Akt  der  Provokation  bezeichnen  zwar  die  Gesetz- 
bücher im  grofsen  Ganzen  auch  hier  besonders  (schwere)  Be- 
leidigungen oder  (thätliche)  Mifshandlungen.  Im  Einzelnen 
sind  aber  die  Verschiedenheiten  fast  noch  gröfser  als  bei  dem 
provocierten  Totschlag.  So  nannten  von  den  deutschen  Partiknlar- 
getzbüchern  Sachsen  1838  (u.  Sachsen-Altenburg  1841)  Art.  134 
und  Thüringen  Art.  133  „besonders  schwere  Beleidigun- 
gen oder  thätliche  Mifshandlungen**;  Sachsen  1855  (u.  1868) 
Art.  172  stellte  die  „Mifshandlungen"  voran  und  setzte  ihnen  „beson- 
ders schwere  Beleidigungen  andrer  Art"*  zur  Seiten  Württemberg 
Art.  204  und  Baden  §  214  und  233  hatten  drei  Ausdrücke  neben 
einander,  indem  ersteres  noch  die  „B  e  s  c  h  i  m  p  f  u  n  g  e  n**,  letzteres  auch 
hier  (vgl.  oben  Anm.519)  die  „Kränkungen"  den  „besonders"  (fehlte  in 
Baden)  schweren  Beleidigungen  oder  thätlichen  (fehlte  in  Württem- 
berg) Mifshandlungen"  hinzufügte;  Preussen  §196,  Oldenburg 
Art.l79u.  Bayern  1861  Art.235  A  bs.  2  sprachen  auch  hier  von  „Mi  fs- 
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handlang  oder  schwerer  Beleidigung**;  Bremen,  Entw.  1861  Art.  333 
u.  357  und  1868  §  309  u.  333  setzte  die  schwere  Beleidigung  voran 
und  hatte  bei  der  Mifshandlung  den  Zusatz  „thätliche" ;  Hamburg 
Art.  133  erwähnte  „Thätlichkeiten  oder  andre  strafbare  An- 
griffe auf  Ehre  oder  Person"*,  Hessen  Art.  264  (=  Nassau 
Art.  257)  „grobe  Beleidigung  oder  anderes  pflichtwidriges 
Betragen**',  Braunschweig  §  UIO  Abs. 2  (bezw.  §  2  des  Gesetzes  v. 
28.  Januar  1856)  beschränkte  sich  lediglich  auf  „schwere  Be- 
leidigungen**, während  endlich  Hannover  hier  Überhaupt  nur  ganz 
allgemein  von  der  „Hitze  des  Affekts**  sprach.  —  Von  den  aus- 
ländischen Gesetzen  sind  wörtlich  der  prenssischen  Fassung 
gefolgt:  Bern  Art.  145;  Basel  §  109  Abs.  2;  Zug  §  77  Abs.  2; 
Solothurn  §  118  vbd.  mit  110;  Neuenburg  1891  Art.  320  („une 
voie  de  fait  on  une  injure  grave**);  Österreich,  Entwurf  1891 
§  239—241  Abs.  2  vbd.  mit  §  227  Abs.  1 ;  181)3  §§  231  Abs.  2,  232  Abs.  2 
vbd.  mit  §217.  Vgl.  auch  Däne  mark  §§  189  u.205;  Kroatien,  Entwurf 
§  270  (Widerrechtliche  Herausforderung,  schwere  Beleidigung  oder 
Mifshandlung);  Finnland  Kap.  21  §  4  Abs.  2  („schwere  Be- 
leidigung oder  besondere  Gewaltsamkeit**).  Nur  von  „Beleidigungen** 
(Ehrverletzungen)  schlechthin  neben  „Mi fshandlungen *"  oder  „Thät- 
lichkeiten**  etc.  sprechen:  Luzern  §  173a  und  Aargau,  Entw.  1892 
§  219;  Rufsland  Entwurf  II  Art.  18  („Gewalt  oder  Ehrverletzung); 
von  „Kränkungen**  oder  (thätlichen)  „Mi  fshandlungen**:  Thur- 
gau§87;  Graubünden  §  122  Ziff.  1  (anders  dagegen  § 94);  Schaff- 
hausen §  162  Abs.  2  (woftir  aber  die  Novelle  von  1892  nur 
„schweres  Verschulden  v.  S.  des  Verletzten**  substituiert;  vgl. 
auch  Stooss,  GrundzUge  II  S.  48).  Die  Fassung  des  französischen 
Code  pönal  (Art. 321)  reproducieren  wörtlich:  Monaco  Art.  316; 
Rumänien  Art.250;PortngalArt.370;  Niederländisch- Indien, 
Wetb.  V.  d.Europ.  Art.237(W.  v.Inl.  Art.239));  mit  Abweichungen: 
Belgien  u.  Luxemburg  Art.  411  und  Japan  Art.  309,  welche  die 
„coups"fortla88en;TUrkei  Art.189  (vgl,  oben  S.  261  Anm.519a.E.)-,Genf 
Art.  57,  das  zwar  im  Abs.  1  mit  dem  Code  pönal  übereinstimmt,  der 
in  Abs.  2  genannten  ZufUgung  von  „coups  et  violences  legöres**  (im 
Gegensatz  zu  „lösions  corporelies " ;  vgl.  Art.  258)  durch  den  Thäter 
aber  die  Vorübung  von  „injures  ou  diffamations  graves  envers 
les  personnes**  v.S.  des  Verletzten  gegenüberstellt.  Malta  stellt  auch 
hier  (vgl.  oben  S.  260  Anm.  519)  der  „grave  offesa  sulla  persona** 
die  Provokation  durch  „qualunque  siasi  delitto  contro  la  persona"  zur 
Seite.  S.  Art.  221  Ziff.  1  vbd.  mit  Art.  218  Ziff.  1  u.  Art.  221  Ziff.  3. 
Die  übrigen  ausländischen  Gesetzbücher  lassen  sich  schwer  klassifi- 
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eieren.  Während  z.B.  Aargau  §  114c  (ähnlich  wie  Baden)  „schwere 
Beleidigung,  Kränkung  oder  Mifshandlung«,  Bulgarien,  Entwurf 
§  250  ^.Gewaltthätigkeiten,  Beleidigungen  oder  Verleumdungen''  an- 
führen, beschränkt  sich  Ungarn  §  307  nur  auf  Hervorhebung 
der  „widerrechtlichen  schweren  Mifshandlung",  eine  Reihe  andrer 
Gesetzbücher  umgekehrt  auch  hier  lediglich  auf  die  der  Be- 
leidigung. GraubUndcn  §  94  nennt  (bei  der  Körperverletzung 
mit  tötlicher  Folge)  „beleidigendesBetragen"  und  Norwegen 
Kap.  XV  §  6  (Faerden,  a.  a.  0.  S.  173),  spricht  gar  nur  von  „un- 
gebührlichem Betragen''  des'  Verletzten.  Ganz  allgemein  blos 
von  einer  vorhergehenden  (rechtswidrigen  [gehässigen])  „Anreizung** 
oder  „Aufreizung**  reden  endlich:  Obwalden  Pol.-StG.  Art.  50 
Abs.  3-,  Glarus  §  103  Abs.  2;  Zürich  §  129  bezw.  139;  Appen- 
zell A./Rh.  §82Abs.3u.9IAb8.3  (vgl.  Stooss,  Grundzüge  II  S.48). 
Vgl.  auch  Englisch- Indien,  Chapt.  XVI  Sect.  334,  335,  358,  das 
nur  ,.grave  and  sudden  provocation**  nennt,  sowie  Sardinien  1839 
Art.  610  und  Italien  1859  Art.  567,  die  auch  hier  je  nach  Vor- 
liegen von  „provocazione**  schlechthin  oder  „provocazione  grave** 
die  Strafe  verschieden  bestimmen.  Zwei  Strafgrade  unterscheidet 
endlich  auch  Griechenland  Art.  309,  indem  es  zunächst  eine  «un- 
erlaubte Beschimpfung  oder  Beleidigung**  im  Allg.,  sodann  aber 
noch  besonders  „(Anreizung  durch)  schwere  Beschimpfung,  harte 
Beleidigung  oder  grobe  Mifshandlung*"  anführt.  Über  San  Marino 
Art. 467  mit  drei  Abstufungen  der  „provocazione"  auch  hier  s.  schon 
obenS.232  Anm.471.  2)  Der  Beleidigung  oderMifshandlung  etc. 
des  Thäters  selbst  stellen  diejenige  seiner  (zuweilen  näher  genannten) 
[nahen  Familien-]  Angehörigen  auch  hier  gleich:  Hessen  Art.  164 
(=  Nassau  Art. 257);  Preussen  §  196;  Oldenburg  1858  Art.  179; 
Bayern  1861  Art.  235  Abs.  2;  Bremen,  Entw.  1861  Art.  333,  357 
1868  §§  309,  333;  Hamburg  Art.  133  Abs.  2\  Basel  §  109  Abs.  2-, 
Zug  §  77  Abs.  2;  Solothurn  §  118  vbd.  mit  110-,  Neuenburg 
1891  Art.  320  (vgl.  Stooss,  Grundzüge  II  S.  48)-,  Dänemark 
§§  189  u.  205;  Ungarn  §  307-,  Kroatien,  Entw.  §270;  Bulgarien 
Entw.  §  250;  Österreich,  Entw.  1891,  §§  239—241  vbd.  mit  §  227 
Abs.  2;  1893  §§  231  Abs.  2,  232  Abs.  2.  Eigenartig  ist  hier  B  ern  Art.  145, 
welches  a  u  fs  e  r  den  „nahen  Auge  hör  igen**  des  gereizten  Thäters  auch 
noch  „seinen  an  Ort  und  Stelle  gegenwärtigen  Genossen**  nennt. 
3)  Das  Erfordernis  der  Schuldlosigkeit  der  Provokation  („ohne 
eigene  Schuld";  „ohne  alle  oder  doch  ohne  gerechte  oder  hin- 
reichende Veranlassung";  „ohne  genügenden  Grund,  Anlafs"  etc.) 
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heben  auch  hier  besonders  hervor:  He  s  sen  Art  264  (=  Na  s  sau  Art  257); 
Baden  §§  214,  233;  Preussen  §  196;  Oldenburg  1858  Art  179; 
Bayern  1861  Art  235  Abs.  2;  Bremen,  Entw.  1861  Art  333,  357; 
1868  §§.309,  333;  Thurgau  §  87;  Graubünden  §  122  Ziff.  1; 
Aargau  §  114  litte;  Schaffhansen  §  162  Abs.  2  (in  positiver 
Fassung  der  Sache  nach  auch  noch  in  der  Novelle  vom  3.  No- 
vember 1891);  Luzern  §  173a;  Zürich  §§  129,  139;  Basel  §  109 
Abs.  2;  Zug  §  77  Abs.  2;  Solothurn  §  118  bezw.  110;  Aargau, 
Entw.  §  229  (vgl.  Stooss,  Grundzüge  II  S.  48,  der  aber  hier  nicht 
ganz  vollständig  ist).  Schweden  Chap.  XIY  §  15;  Finnland 
Kap.  21  §  4  Abs.  2;  Österreich,  Entwurf  1891,  §§  239—241  Abs. 2 
vbd.  mit  §  227  Abs.  2;  1893  §§  231  u.  232  Abs.  2  vbd.  mit  217 
Abs.  2;  Japan  Art.  309.  —  4)  Die  „Reizung  zum  Zorn'' 
auf  S.  des  Thaters  betonen  auch  hier  ausdrücklich:  Sachsen 
1838  (Sachs.-Altbg.  1841)  Art  134;  Württemberg  Art.  264;  Braun- 
schweig §160  Abs.  2  (auch  nach  der  Fassung  des  Gesetzes  v.  28.  Jan. 
1856);  Thüringen  Art.  133;  Sachsen  1855  (und  1868)  Art  172; 
Preussen  §  196;  Oldenburg  Art.  179;  Bremen,  Entwurf  1861 
§§  333,  357;  1868  §§  309,  333;  Graubünden  §94;  Aargau  §  114 
litt  c;  Luzern  173a;  Solothurn  §  118  vbd.  mit  110;  Griechen- 
land Art.  309;  Finnland  Kap.  21  §4  Abs.2;  Österreich,  Entw. 
1891  §§  239—241  Abs.  2  vbd.  mit  §  227  Abs.  2;  1893  §§  231  Abs.2, 
232  Abs.  2  vbd.  mit  §  217  Abs.  2.  Ähnliche  Ausdrücke  finden  sich  in : 
HessenArt  264  (=Nassau  Art  257),  Baden  §§214,  233,  Hamburg 
Art.  133  Abs.2  u.  Graubttnden  §  122  Ziff.  1  (Affekt,  der  vom  Ver 
letzten  selbst  hervorgerufen);  Zürich  §§  129,  139  („in  eine 
heftige  Gemütsbewegung  gesetzt");  Neuenburg  1891  Art.  820  („dans  un 
^tat  d' Irritation  violente  etc.*");  Sardinien  1839  Art  610;  Italien 
1859  Art. 567  („dans  un  mouvement  de  colöre");  Schweden  Chap. XIY 
§  5  („dans  les  transports  d'un  courronx  provoquö'');  Dänemark 
§§189u  208;  Ungarn  §307  („in  [heftiger]  Aufregung");  Kroatien, 
Entw.  §  270  (ebenso);  Rufs  Und  Entw.  II  Art  18  („heftige  Gemüts- 
bewegung", hervorgerufen  durch  Reizung  v.  S.  des  Verletzten); 
Bulgarien,  Entwurf  §  250  (zorniger  und  aufgeregter  Zustand, 
hervorgerufen  von  dem  Verletzten);  Japan  Art  309  („in  a  transport 
of  passion").  Die  übrigen  Gesetzbücher  sprechen  nur  von  Reizung 
(so:  Bayern  1861  Art.  235  Abs.  2;  Basel  §  109  Abs.  2;  Zug  §  77 
Abs.2;  Aargau,  Entw.  1892  §  219)  oder  V.Provokation  schlechthin 
(so:  Norwegen  Kap.  XV  §  6;  Genf  Art  57;  Monaco  Art  316; 
San  Marino  Art  476;  Malta  Art  221  Zifif.  3;  Belgien  u.  Luxem- 
burg Art  411;   Türkei  Art  189;    Rumänien  §250;    Portugal 

Günther,  Idee  der  Wiedcrvergeltnng.  III,  1.  18 
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Art.  870).  5)  Endlich  kehrt  anch  hier  in  einer  gröfsem  Zahl  von 
GesetzbUchei-n  die  ausdrückliche  Voraussetzung  wieder,  dafs  der 
Thäter  ^^uf  der  Stelle"  zur  That  hingerissen  sein  müsse.  Vgl. 
Sachsen  1838  (=  Sachsen- Altenburg  1841)  Art.  134;  Württem- 
berg Art.  264;  Thüringen  Art.  133;  Sachsen  1855  (und  1868) 
Art.  172;  Preussen  §  196;  Oldenburg  Art.  179;  Bremen,  Entw. 
1861  §§  333,  357;  1868  §§  309,  333;  Solothurn  §§  108  u.  110; 
Neuenburg  1891  Art.320(„sur  lemomenf);  Österreich,  Entw.  1891 
§§  239-241  u.  227;  1893  §§  231  Abs.  2,  232  Abs.  2  u.  217.  Vgl.  Ungarn 
§  307  Abs. 2  („sofort");  Kroatien,  Entw.  §270  („allsogleich");  Bern 
Art.  145  („augenblicklich");  s.  auchLuzern  §  173a  („unmittelbar 
.  .  .  gereizt");  Genf  Art.  57  Abs.  2  und  Belgien  n.  Luxemburg 
Art. 411  („imm^diatement  proYoqu^");  ebenso  auch  Niederl and. 
Indien,  Wetb.  voor  d.  Europ.  Art.  237  (v.  Inl.  Art. 239)  und  Japan 
Art.  309  („directly  provoked").  —  Manche  Gesetzbücher  lassen  die 
Strafmilderung  für  provocierte  Körperververletzungen  wieder  ent- 
fallen, wenn  das  Delikt  von  Descendenten  an  Ascendenten  begangen 
war.  So  ausdrücklich:  Preussen  §  196  Abs.  2;  Oldenburg  1858 
Art.  179  Abs.  2;  Ungarn  §  307  Abs. 3  (van  Swinderen,  Esquisse 
II  p.  81).  Als  eine  Besonderheit  für  die  Strafmilderung  wegen  Provo- 
kation bei  Körperverletzungen  stellt  das  StGB,  für  D  änemark  (§§  189 
u.  205)  das  Requisit  des  Vorhandenseins  anch  noch  andrer  mildernder 
Umstände  („under  i0vrigt  formildende  Omstjendigheder")  auf.  Vgl. 
van  Swinderen,  Esquisse  II  p.  25  u.  84. 

534)  1)  In  die  erstere  Gruppe  gehören:  Württemberg 
Art.  264;  Braunschweig  §  160  (bezw.  §  2  Abs.  2  des  abändernden 
Gesetzes  v.  28.  Jan.  1856;  Stenglein,  Sammig.  Nr.V  S.  86  Anm.  63); 
Hessen  Art.  264  (=  Nassau  Art. 257);  Preussen  §  196;  Olden- 
burg 1858  Art.  179;  Bayern  Art.  235,  Abs.  2;  Bremen,  Entwurf 
1861  §§  333  u.  357;  v.  1868  §§309u.333;  Österreich,  Entw.  1891 
§  239—241  Abs.  2  u.  §  227;  1893  §§  231  Abs.  2,  232  Abs.  2  u.§217. 
Die  Schweiz.  Kantone:  Graubünden  §§94  u.  122;  Aargan  §  114 
litte;  Luzern  §  173a;  Basel  §  109—111;  Genf  Art.57;  Appen- 
zell A.;Rh.;  §  82  Abs.  3  u.  §91  Abs. 3;  Neuenburg  1891  Art.  320; 
Aarg au, Entw.  1892  §219;  auchGriechenl  and  Art.309;Rursland, 
Entw.  II  Art.  12 ;  Finnland  Kap.  21  §  4  Abs.  2 ;  sodann  die  im  Wesentl. 
dem  Code  p^nal  folgenden  (wenn  auch  in  der  Fassung  z.T.  abweichenden 
GBB.  von  Sardinien  1839  Art.  610;  Italien  1859  Art.  567;  San 
Marino  Art.  467;  Malta  Art.  221;  Monaco  Art.  316;  Belgien  u. 
Luxemburg  Art.411;  Rumänien  §250;  Türkei  Art.  189;  Portu- 
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provocierten  Verletzungen    auch    (fakultativ)  völlige   Straf- 
losigkeit verheifsen  "*). 

y)  Eine  ziemlich  seltene  Erscheinung  in  der  gegenwärtig 
geltenden  Strafgesetzgebung  ist  die  Berücksichtigung  der 
Provokation  beim  Zweikampfe,  bezw.  der  Herausforde- 
rung zu  demselben  ^^•).  Während  noch  eine  Anzahl  deutscher 
und  (älterer)  schweizer  Partikulargesetzbttcher  den  eigent- 
lichen Anlafsgeber  oder  Urheber  des  Duells  schlecht- 
hin mit  härterer  Strafe  belegt  wissen  wollten  als  den 
durch  „Beleidigung  oder  tadelnswertes  Benehmen"  gereizten 
Gegner  **'),  ist  in  der  Gesamtheit  der  modernen  europäischen  ***) 


gal  Art  370;  Niederländ.-Iudien,  Wetb.  voor  d.Europ.  Art  237 
(Wetb.  voor  Inland.  Art.  239);  Japan  Art.  309.  2)  Der  zweiten 
Gruppe  gehören  an:  Sachsen  1838  (Sachs.-Altenbg.  1841)  Art.  134; 
Hannover  Art.242  I.B;  Baden  §214 n. 233;  Thüringen  Art.133; 
Sachsen  1855  (n  1868)  Art.  172;  Thurgau  §  87;  Schaffhansen 
§  162  Abs.  2  (aach  nach  d  Novelle  v.  1892);  Obwalden,  PolStGB. 
Art  50  Abs.  2\  Bern  Art.  145  Abs.  1;  Zürich  §  129  u.139;  Solo- 
thurn  §  118;  Schweden  Ghap.  XIV  §  5  Abs.  2;  Dänemark 
§§  189  u.  205.  3)  Einige  Gesetzbücher  ordnen  zunächst  allgemein 
eine  Strafmilderung  in  obligatorischer  Form  an  und  fügen  dann 
in  fakultativer  Fassung  eine  bestimmte  mildere  Strafe  für  spe- 
ziell hervorgehobene  (schwerere)  Fälle  hinzu.  So:  Hamburg 
Art.  133  Abs.  2;  Glarus  Art.  103  Abs.  2;  Zug  §  77,  Abs.  2. 

535)  So:  Norwegen  Kap.  XV  §  6  (Faerden,  a,  a.  0.  S.  173), 
welches  zunächst  allgemeiner  eine  obligatorische  Strafmilde- 
rung (der  verwirkten  Strafe  um  einen  Grad)  vorschreibt,  dann  aber, 
„wenn  die  verwirkte  Strafe  blofse  Bufse  sein  würde**,  fakultativ 
Straflosigkeit  eintreten  läfst.  Vgl.  van  Swinderen,  Esquisse 
II  p.  84. 

536)  Vgl.  dazu  Levi,  Zur  Lehre  vom  Zweikampfverbrechen 
S.  67  flf. 

537)  So  (in  obligatorischer  Weise)  Sachsen  1838  (=  Sachs.- 
Altbg.  1841)  Art.  207:  „Innerhalb  der  Grenzen  dieser  Strafbestim- 
mungen (vgl.  Art.  206)  ist  der  Urheber  des  Zweikampfs,  d.  h. 
derjenige  Teil,  welcher  erweislich  durch  die  Beschaffenheit  der 
Beleidigung  (oder  durch  leichtsinnige  oder  boshafte  Herausforde- 
rung) den  Zweikampf  herbeigeführt  hat,  mit  höherer  Strafe  zu 
belegen  als  der  andre  Teil**.  Braunschweig  §  119  Abs. 2:  „Der- 
jenige,   welcher   durch   die    Beschaffenheit    der  Beleidigung 

IS^^ 
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(oder  durch  leichtsinnige  oder  boshafte  Ansforderung)  den  Zweikampf 
herbeigeführt  hat,  ist...  innerhalb  der  Grenze  dieser  Straf- 
bestimmnngen  härter  zu  bestrafen."  Im  Wesentlichen  ebenso  auch: 
Hamburg  Art.  99  Abs.  2.  Hannover  stellte  in  Art.  177  als  all- 
gemeine Regel  für  die  Strafzumessung  den  Satz  auf,  dafs  „(im  All- 
gemeinen) derjenige  Teil  der  strafbarste  sei,  welcher  durch  seine 
Schuld  das  Duell  herbeigeführt  hat**  und  dafs  er  „in  dem 
Grade  strafbarer**  sei  „als  seine  ganze  Handlungsweise  dabei  tadelns- 
wert gewesen  ist**.  Noch  genauer  drückte  sich  Sachsen  1855  (und 
1868)  Art.  2Ö8  aus:  „Bei  der  Abmessung  der  wegen  Herausforderung 
zum  Zweikampf,  Annahme  desselben  und  wegen  des  Zweikampfs 
selbst  zu  erkennenden  Strafe  ist  weniger  darauf  zu  sehen,  von 
wem  die  Aufforderung  ausgegangen  und  wer  in  dem  Kampfe 
denAndern  verletzt  hat  als  darauf,  wer  durch  sein  Benehmen 
die  hauptsächlichste  Veranlassung  zur  Herausforderung 
.  .  .  gegeben  hat".  Mit  Ausnahme  von  Braunschweig  u.  Ham- 
burg bezogen  sich  die  angeführten  Regeln  jedoch  nicht  auch  auf 
den  Fall  der  Tötung  im  Duell.  Im  StGB,  für  die  thüring.  Staaten, 
welches  sonst  den  Zweikampf  in  gleicher  Weise  wie  die  genannten 
GBB. behandelte,  fehlte  eine  solche  Vorschrift  überhaupt.  Vgl.  Levi, 
Zweikampf  S.  66,  67.  Zu  einseitig  war  die  Auffassung  Öster- 
reichs §  162,  wenn  es  „in  jedem  Falle**  lediglich  den  „Heraus- 
forderer" auf  längere  Zeit  verurteilen  wollte  als  den  Heraus- 
geforderten, insofern  ja  der  Herausforderer  durchaus  nicht 
immer  mit  dem  Urheber  oder  Anlafsgeber  des  Duells  identisch 
zu  sein  braucht.  Vgl.  auch  Levi,  a.  a.  S.  68.  Die  gleiche  Bestim- 
mung enthielt  zunächst  zwar  auch  Württemberg  Art. 202,  welches 
dann  aber  doch  eine  wesentliche  Einschränkimg  durch  den  Zusatz 
gab,  dafs,  wenn  es  „aus  der  Art  der  Beleidigung  oder  dem  sonstigen 
Benehmen  des  Geforderten"  hervorgehe,  „dafs  er  es  darauf  ange- 
legt hat,  dem  andern  eine  Herausforderung  abzunötigen,.,  jener 
als  Herausforderer  anzusehen  und  zu  bestrafen"  sein  solle.  — 
Eine  Hinneigung  zu  stärkerer  Betonung  der  Folgen  des  Zweikampfs 
(Verletzung,  Tötung  etc.)  zeigt  sich  besonders  in  Hessen  Art.  292 
(=  Nassau  Art. 285)  u.  Baden  §326.  Vgl.Levi,  a.a.O.S.68.  Über 
die  altem  schweizerischen  Gesetzbücher  (Tessinl816,  St.  Gallen 
1819,  Frei  bürg  1849),  in  dieser  Beziehung  s.  Temme,  Lehrbuch 
§  169  S.549flf.  Vgl.  etwa  auch  noch  Thurgau  §265,  welches  es  als 
Strafschärfungsgrund  behandelt,  wenn  der  Urheber  den  Zwei- 
kampf aus  nichtswürdigem  Grunde  gesucht  oder  angebotene  Versöh- 
nungsanträge zurückgewiesen  hat.  Stooss,  Grundzüge  II  S.  33. 


Die  Strafgesetzgebung  seit  d.  Mitte  desl8.  Jahrh.bis  zur  Gegenwart.  277 

leichtem  oder  schwerem  Formen  und  Fol  gen  des  Zweikampfs 
diejenige  der  Art  seiner  Veranlassung  —  wohl  nicht  mit 
Recht  —  ziemlich  zurückgetreten.  Doch  machen  hiervon  aller- 
dings sehr  weitgehende  und  bemerkenswerte  Ausnahmen  die 
Gesetzbücher  von  Kufsland  (1866)  und  Italien  (1889), 
welche  beide  in  dieser  Materie  die  vom  altern  Rechte 
überlieferten  Vorschriften  **•)  nicht  nur  konserviert,  sondern 
teilweise  sogar  noch  sehr  erheblich  erweitert  haben. 

Nach  dem  russischen  Sirafgesetzbuche  von  1866  soll 
nämlich  zunächst  die  blofse,  ohne  weitere  Folgen  gebliebene 
Herausforderung  zum  Zweikampfe  entweder  nur  mit  ganz 
leichter  Arreststrafe  belegt  oder  gar  völlig  straflos  ge- 
lassen werden,  wenn  der  Herausfordernde  dazu  „durch 
schwere  persönliche  Beleidigungen"  gegen  ihn  selbst 
oder  durch  (auch  einfache)"*^)  Injurien  gegen  gewisse  (im 
Einzelnen  genauer  bezeichnete)  naheFamilienangehörige 
veranlafst  wurde '*^);  essollen  aber  auch  bei  wirklich  stattge- 


538)  Von  aursereuropäisohen  Gesetzbüchern  nimmt  z.  B.  Me- 
xiko bei  der  Strafzumessung  noch  weitgehende  Rücksicht  auf  die 
Urheberschaft  und  Veranlassung  des  Duells.  Vgl.  Art.  696  —  598, 
wonach  zunächst  die  Strafe  des  Geforderten  nur  in  bestimmten  (in 
Art.  598  Ziflf.  I— III  genannten)  Fällen  dieselbe  wie  die  des  Heraus- 
forderers sein,  sonst  stets  nur  auf  '/,  herabgemindert  werden  soll. 
Art.  607  Zifif.  I,  u.  608  Ziff.  II  anerkennen  sodann  als  mildernde 
Umstände  sowohl  für  den  Herausforderer  als  auch  für  den  Ge- 
forderten die  Aufreizung,  Art. 607  Ziff. III  u.  IV  aufserdem  ins- 
besondere für  den  Herausforderer  noch  dieZufUgung  schwerer  oder 
öffentlich  begangener  Beleidigungen. 

539)  Mit  dem  Art.  1499  und  §  503,  Abs.  2  des  russischen 
StGBs.  von  1866  stimmten  schon  §§  1972  u.  1976  Satz  3  des  Gesetz- 
buchs von  1845  im  grofsen  Ganzen  überein,  und  auch  in  Italien 
nahmen  schon  die  Gesetzbücher  von  1839  (Sardinien)  Art.  633, 
634  u.  von  1859  Art.  592  ziemlich  erhebliche  Rücksicht  auf  die  Pro* 
vokation  beim  Duell. 

540)  Rufsland  1845  §  1972  hat  diese  Unterscheidung  noch 
nicht,  spricht  vielmehr  in  beiden  Fällen  nur  von  „einer  schweren 
Beleidigung**. 

541)  Rufsland  1866  Art.  1499  (im  Wesentl.  =  1845  §  1972): 
aWenn   die  Herausforderung  zum  Zweikampfe  in  Folge  einer   dem 
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habtem  und  selbst  mit  einer  schwerenYerwnndnng  oder  mit  Tö- 
tung verbunden  gewesenen  Duell  über  den  provocierten  Belei- 
digten doch  geringere  Strafen  verhängt  werden  als  über  den 
Beleidiger*").  Ganz  ähnlich  sind  die  Bestimmungen  in  dem 
neuen  Codice  penale  Italiens  von  1889.  Nach  Art.  237  Abs.  2 
desselben  soll  nämlich  schlechthin  (obligatorisch)  gänzlich 
straflos  bleiben  „wer  zur  Herausforderung  durch 
schwere  Kränkung  oder  schwere  Schmähung  be- 
stimmt wurde"  ***).  Unter  den  gleichen  Voraussetzungen 
sollen  aber  auch  weiter,  wenn  es  zum  Zweikampf  selbst 
gekommen  ist,  nach  Art.  240  die  sonst  (für  die  verschiede- 
nen Folgen  desselben)  die  Regel  bildenden  Strafrahmen  ***) 
„um  ein  Sechstel  bis  ein  Drittel"  herabgesetzt  werden". 
Auch  abgesehen  von  diesem  Spezialfälle  wird  endlich  über- 
haupt sowohl  bei  der  Herausforderung  zum  Duell  als  bei 
der  Beteiligung  an  demselben  allemal  derjenige  milder  be- 
straft,  der   nicht    „die  ungerechtfertigte    und   bestimmende 


Herausforderer  zugefügten  schweren  persönlichen  Beleidigung 
oder  aber  in  Folge  einer  Beleidigung  geschehen,  welche  seinem  Vater, 
seiner  Mutter  oder  seiner  Frau,  Braut,  leiblichen  Schwester, 
Tochter,  Schwiegertochter,  Schwägerin  oder  einer  unter 
seiner  Vormundschaft  stehenden  Person  zugefügt  worden,  und  diese 
Herausforderung  keine  Folgen  hatte,  so  wird  der  Herausforderer 
entweder  von  aller  Strafe  b e fr e i t  oder  aber  blos  verurteilt  zum  Ar- 
rest auf  eine  Zeit  von  einem  Tage  bis  zu  drei  Tagen". 

542)  Ruf  Bland  1866  Art.  1503  Abs.  2  (im  Wesentl.  =  1845 
§  1976):  „Wenn  (der  eine  Tötung  oder  Verletzung  verursacht  habende 
Duellant)  .  .  nicht  die  Ursache  zum  Zweikampf  gegeben  und  die 
Herausforderung  von  seinem  Gegner  ausgegangen  ist^  so  wird  er  im 
Falle  des  Todes  dieses  Gegners  verurteilt  zur  Festungshaft  von  2  bis 
zu  4  Jahren;  falls  er  ihn  aber  verstümmelt  oder  schwer,  jedoch 
nicht  tötlich,  verwundet  hat,  auf  eine  Zeit  von  8  Monaten  bis  zu 
2  Jahren ''.  Vgl.  imAllg.  zu  diesen  Bestimmungen  auch:  Thuemmel 
im  GS.  XLV.  (1891)  S.  358. 

543)  Vgl.  dazu  A lim e na  in  StGG.I  S.592  u.595.  Der  Entwurf 
Zanardelli  v.  1887  ging  hierin  noch  nicht  soweit,  sondern  verhängte 
immerhin  noch  eine,  wenn  auch  geringe  Strafe  (Geldstrafe  bis  500 
Lire).  Vgl.  S.  Mayer  in  GA.  Bd.  XXXV  (1887)  S.  426,  427. 

544)  S.  darüber  Art.  238,  Abs.  1  u.  239,  Ziff.  1—3. 
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Ursache  für  die  Handlung"  war,  „aus  welcher  die  Heraus- 
forderung (oder  der  Zweikampf  selbst)  sich  ergab"*"). 

d)  Endlich  findet  sich  die  ProYokation  des  Thäters  in 
verschiedenen  Gesetzgebungen  auch  bei  Beleidigungen  be- 
rücksichtigt. Den  Vorschriften  der  frühem  Strafgesetze  für 
Württemberg  und  Hessen,  welche  die  Reizung  bei  die- 
sem Delikt  als  fakultativen  bezw.  obligatorischen  Straf  milde - 
rungs-  oder  Minderungsgrund  anerkannten**'),  lassen  sich 
als  zur  Zeit  noch  geltende  Gesetzesbestimmungen  nament- 
lich diejenigen  der  schweizer  Kantone  Tessin  und  Basel 
zur  Seite  stellen,  von  denen  der  erstere  eine  obligato- 
rische Strafmilderung**'),  der  letztere  sogar  fakultativ 
nur  „eine  blofse  Verfällung  des  Beleidigers  in  die  Kosten"  anord- 
net**®), femer  aber  auch  das  norwegische  Recht,  nach  wel- 


545)  Vgl.  Art  237  Abs.  1  u.  3,  238  Abs.  2,  u.  239  Abs.  2,  welche 
übrigens  sämtlich  in  positiver  Fassung  dem  Anlafsgeber  härtere 
Strafe  drohen.  Bei  der  Annahme  der  Herausforderung  (§  237 
Abs.  3)  ist  nur  dieser  Fall  hervorgehoben. 

546)  Hessen  Art.  314  Abs.  1  (=  Nassau  Art.  307  Abs.  1): 
„Es  ist  (also  obligatorisch)  Minderungsgrund,  wenn  der  Be- 
leidiger durch  ein  unbefugtes,  unanständiges  oder  unschick- 
liches Benehmen  des  Andern  gereizt  wurde".  Württemberg 
Art.  284  Abs.  2:  „Doch  können  dergleichen  Ehrenkränkungen  (d.  h. 
die  inZiff.  1— 4  des  Art.  284 genannten  erschwerten  Fälle,  darunter 
z.  B.  auch  Realinjurien),  mit  Geldstrafe  bis  zu  100  Gulden  (statt 
mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre)  geahndet  werden,  wenn  der  Be- 
leidiger von  dem  Beleidigten  in  hohem  Grade  gereizt 
worden  war".  Worin  die  Reizung  zu  bestehen  habe,  ist  hier  nicht 
näher  angegeben.  Über  Braunschweig  u.  Thüringen  s.  noch  unten 
Anm.  558. 

547)  Tessin  Art.  349:  „Se  Tingiuria  e  stata  provocata  dalP 
inginriato,  la  pena  sara  diminuita  di  un  grado". 

548)  Basel  §  134  letzter  Satz:  „Eine  blofse  Yerfallnng  des  Be- 
leidigers in  die  Kosten  ist  auch  zulässig,  wenn  er  von  dem  Belei- 
digten gereizt  worden  ist".—  Auch  Bern  Art. 256  Ziff. 4  anerkennt 
indirekt  die  Provokation  bei  leichtem  Beleidigungen,  indem  es 
(ähnlich  wie  der  Code  pönal  Art. 471  Ziff.  11;  vgl. oben  S.  133  Anm.  300) 
bestimmt,  dafs  nur  mitGeldbufse  (von  1— 40Frcs.)  bestraft  werden  sollen 
„diejenigen,  die  ohne  dazu  gereizt  worden  zu  sein,  gegen  jemanden 
ehrenbeleidigende  Äusserungen  ausstofsen,  die  nicht  unter  die  Art.  177 
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cheiD  die  Provokation  bei Beleidignngen  einen  fakultativen 
Strafaufhebnngsgrond  bildet^*). 

Am  weitesten  geht  aber  auch  hier  das  nene  italieni- 
sche Strafgesetzbach,  welches  (in  Art.  397  Abs.  2)  in  ganz 
nnbeschränkter  nnd  obligatorischer  Weise  demjenigen 
Straflosigkeit  gewährt,  der  „dnrch  persönliche  Yergewal- 
tigong  zur  Beleidigung  hingerissen  wurde"  **•). 

Vielbesprochen  sind  femer  die  Bestimmungen  des  russi- 
sche nEntwurfs,  welcher  ftlr  denjenigen  Injurianten,  der  „durch 
Gewalt  oder  durch  eine  Ehrverletzung  von  Seiten  des  Ver- 
letzten" provociert  worden,  eine  erhebliche  Strafmilderung, 
ja  eventuell  nach  Ermessen  des  Gerichts  Straffreiheit  ein- 
treten lassen  will "').  Eine  damit  verwandte  Vorschrift  ent- 
hält endlich  auch  der  bulgarische  Entwurf  vonlSSS'^'). 


nnd  178  (über  die  schweren  Beleidigongen)  fallen".  Vgl.  Pfen- 
ninger,  Strairecht  S.  529.  —  Auch  nach  Art.  35  a.  £.  des  Entwurfs 
eines  StGBs.  fUr  den  Kanton  Uri  (1894)  wird  als  Regel  Hir  die  Straf- 
zumessung aufgestellt,  dafs  die  Strafe  ,,gering"  sein  solle,  y,wenn 
die  (Ehr-)  Verletzung  nach  Provokation  (oder)  im  Zorn  ..  ge- 
schah**. Pfenninger,  Motive  S.  133.  Der  schweizerische  Vor- 
entwurf (von  1894)  Art.  128  Abs.  2  endlich  bestimmt  sogar,  dafs, 
wenn  der  Verletzte  durch  sein  ungebührliches  oder  straf- 
bares Verhalten  zu  der  Beschimpfung  unmittelbar  Anlafs  ge- 
geben** hat,  „der  Thäter  von  Strafe  befreit  werden"  kann.  S. 
über  unter  diese  Bestimmung  fallende  Beispiele:  Stooss,  Motive 
S.  206,  207. 

549)  Norwegen  Kap.XVII§9  (Faerden  im  GS.  XLVH  S.  178) : 
„Hat  der  Beleidigte  selbst  durch  ungebürliches  Betragen  die 
Ehrverletzung  veranlalst,  ...  kann  Bestrafung  in  den  §  5  und  7 
vorgesehenen  Fällen  (d.  h.  Verleumdung  und  üble  Nachrede, 
Real-  und  Verbalinjurien)  wegfallen".  Vgl.  Getz  inStGG.  I 
S.  237;  van  Swinderen  Esquisse  II  p.  181. 

550)  Vgl.  Alimena  inStGG.  I  S.  593.  Aufserdem  wird  nach 
Abs.  1  des  Art.  397  flir  die  Fälle  der  Beleidigungen  der  Artt.  395,  396 
die  Strafe  um  1  bis  2  Drittel  herabgesetzt,  wenn  „der  Beleidigte 
die  bestimmende  und  ungerechtfertigte  Ursache  der  (beleidigenden) 
Handlung*  gewesen. 

551)  Russland,  Entw.,  Bes.  Teil  II Art,  75:  „DieBeleidigung 
(im  technischen  Sinne)  wird,  wenn  sie  durch  Gewalt  oder  durch  eine 
Ehrverletzung  v.  S.  des  Verletzten  hervorgerufen  worden,  (nur) 
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Offenbar  ist  nun  der  Übergang  von  derartigen  Anord- 
nungen zu  den  Bestimmungen  über  die  sogleich  näher  zu  be- 
trachtende sog.  Betorsion  (bei  Beleidigungen)  ein  äufserst 
fliefsender  "*).     Dafs  sie  jedoch   trotzdem  keineswegs  ohne 


mit  Geldstrafe  bis  zu  50  Rubel  gestraft  (Abs.  1).  Dem  Gerichte  steht 
das  Recht  zu,  den  Schuldigen  fUr  straffrei  zu  erklären**  (Abs. 2.) 
Vgl.  dazu:  Gretener,  Erläuterungen  S.  bS,  der  bemerkt,  dafs  die 
Redaktions  -  Kommission  das  Erfordernis  des  Affekts  hier  (abwei- 
chend von  II  Art.  18  betr.  Provokation  bei  Körperverletzungen 
(s.  oben  Anm.  533)  im  Hinblick  auf  die  geringere  Bedeutung  der 
Handlung  und  der  angedrohten  Strafe  nicht  hervorheben  zu  sollen 
glaubte.  Vgl.  vanSwinderen,  Esquisse  II  p.  208;  auch  Schütze  in 
GS.  XXXVIII  S.  119  u.  S.Mayer  in  GA.  XXXIV  S.  38flf.,  dem  ,.fUr 
(die)  Hervorhebung  der  provocierten  Beleidigung  vom  Ge- 
sichtspunkt der  blofsen  Strafmilderung  aus  .  .  mit  Rücksicht  auf 
den  ebenso  weiten  wie  milden  Strafrahmen  des  Art.  72  keine  Veran- 
lassung vorzuliegen"  scheint.  Gegenüber  der  Gewalt  wäre  ohnedies 
das  Notwehrrecht  (auch  nach  den  Bestimmungen  des  russ.  Entws.  I 
Art.  41)  anwendbar.  Im  Übrigen  liege  ein  Fall  wechselseitiger 
Beleidigung  vor,  der  nach  Analogie  des  §  199  RStGB.  die  Kompen- 
sation gestatte.  Über  die  Verwandtschaft  des  Art,  75  mit  Art.  76 
(betr.  die  Retorsion)  s.  noch  Näheres  unten. 

552)  Bulgarien,  Entw.  §  220:  Beleidigung  (obida;  nicht  Ver- 
leumdung [kleweta]),  die  hervorgerufen  durch  Gewalthätigkeit 
oder  Belästigung  (dokaöenie)  von  Seiten  des  Beleidigten  bewirkt 
Strafmilderung  oder  Straforlafs.  —  An  die  nur  indirekt 
die  Provokation  als  Milderungsgrund  anerkennende  Fassung  des 
Code  pönal  Art.  471  ZiflF.  11  (vgl.  oben  S.  133  u.  Anm.  300)  schliefsen  sich 
u.a.an Monaco  Art.472  Ziff.  11  U.Ägypten  Art. 346  Ziff.l  („Seront 
puni  de  la  peine  de  50  k  100  P.  T.  d'amende  et  d'un  k  cinq  jours  d'em- 
prisonnement  (1)  ceuxqui,  sans  avoir  6tö  provoquös,  aurantpro- 
f6rä  contre  quelqu'un  des  injures ,  non  publiques  et  ne  renfermant  pas 
rimputation  d'un  vice  ou  d'un  fait  döterminö").  Vgl.  auch  noch 
Malta,  Art.  308  Ziff.  5  a.  Ende  (Bestrafung  der  Überschreitung 
der  Grenzen  der  Provokation  bei  Beleidigungen). 

553)  Estritt  dies  namentlich  auch  bei  der  indirekten  Anerken- 
nung der  Provokation  in  den  dem  Code  pönal  Art.  471  Ziff.  1 1  folgen- 
den Gesetzbüchern  (s.  oben  Anm.  548  u.  unten  Anm.  552)  hervor,  wie  denn 
jene  Vorschrift  des  französ.  Rechts  auch  ziemlich  allgemein  schon 
als  ein  Fall  der  Retorsion  (bezw.  Kompensation)  betrachtet  wird. 
Vgl.  die  bereits  oben  in  Anm.  300  angeführt.  Citate  u.  Näheres  noch  unten. 
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Weiteres  damit  zu  identificieren  sind,  beweist  am  besten 
wohl  der  Umstand,  dafs  die  überwiegende  Mehrzahl  der  ange- 
führten Gesetzbücher  der  eigentlichen  Retorsion  i.e.S.  noch 
aufserdem  besondere  Erwähnung  thnt  "*). 

Den  Hauptunter  schied  "5)  zwischen  den  beiden  Be- 
griflfen  wird  man  aber  im  Allgemeinen  wohl  in  der  vom  mo- 
dernen Rechte  regelmäfsig  "®)  zwar  bei  der  Retorsion,  nicht 
aber  bei  der  gewöhnlichen  Provokation  bei  Beleidigungen  un- 
bedingt erfordeten  Kontinuität  (Erwiderung  auf  der  Stelle 
u.  s.  w.)  erblicken  dürfen"')  "®). 

Auch  der  Fall  des  §  314  Abs.  1  des  h  e  s  s.  StGBs.  (=  N  a  s  s  au  §  307)  wird 
gewöhnlich  zusammen  mit  dem  des  Abs.  2  ebds.  schlechthin  schon  als 
^Retorsion"  bezeichnet.  Vgl.  z.  B.  auch  Bei  in g,  Retorsion  und 
Kompensation  etc.  S.  183,  und  Näheres  darüber  noch  unten. 

554)  So:  Hessen  Art. 314  Abs.2(=  Nassau  Art.  307  Abs.  2); 
W^ürttemberg  Art.  293^  Basel  §  134,  erster  Satz;  Tessin  Art.350 
(compensazione);  Norwegen  Kap.  XVII  §  9;  Italien  1889  Art.  397 
Abs.  1  am  Ende;  Bussland,  Entw.  II  Art.  76  (und  über  dessen 
Verhältnis  zu  Art.  75  Näheres  bei  Gr  et  euer,  Erläuterungen  S.  53); 
Bulgarien,  Entw.  §  221. 

555)  Der  andre  Unterschied,  dafs  die  Retorsion  im  e.  S. 
als  Wirkung  auf  die  Strafe  Kompensation  (d.h. ganze  oder  teilweise 
Aufrechnung)  der  Strafe  für  beide  Teile,  die  Provokation  da- 
gegen nur  (obligatorische  oder  fakultative)  Straffreiheit  oder  Straf- 
milderung (bezw. -Minderung)  für  den  Angegriffenen  nach  sich 
zieht,  ist  gesetzlich  nicht  allgemein  anerkannt  S.  z.  B.  Hessen 
Art.  314  Abs.  2.    Näheres  darüber  noch  unten. 

556)  Über  die  Ausnahmen  s.  unten  bei  der  Retorsion. 

557)  Vgl.  bes.  Schütze,  Lehrb.  2.  Aufl.  S.  370:  „Fehlt  es  an 
der  .  .  Kontinuität  zwischen  Anlafs  und  Ei-widerung,  so  kann 
für  die  Bestrafung  des  erwidernden  Beleidigers  der  Umstand,  dafs 
er  durch  Beleidigung  vom  andern  Teile  gereizt  worden,  Straf- 
minderungsgrund  sein**.  In  Anm.  19  unterscheidet  Schütze 
daher  zwischen  eigentlicher  (in  continenti  geschehender)  und  nn- 
eigentlicher  (d.  h.  jeder  andern)  Retorsion.  —  Unter  den  Gesetz- 
büchern zeigt  sich  dieser  Unterschied  am  deutlichsten  wohl  in  demjeni- 
gen von  Hessen  Art. 314  Abs.l  vbd. mitAbs.2  (=  Nassau  Art. 307 
Abs.  1  u.  2).  Abweichungen  enthalten  die  Gesetzbücher  von  Braun- 
schweig §  200  und  Thüringen  Art.  192  Ziff.  6  Satz  2,  die  zwar 
beide  von  „Erwiderung"  von  Injurien  (Retorsion)  sprechen, 
dabei   aber  über   die  Kontinuität  derselben    schweigen.     Sie 
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2.  Dafs  die  Retorsion,  d.h.  eine  sofortige,  in  der  ersten 
Aufwallung  des    Affekts  erfolgte,  Erwiderung  gewisser 


lassen  dann  aber  auch  nicht  Aufrechnung  der  Strafen  beider 
Thäter,  sondern  nur  Strafminderung  des  Erwidernden  (zu- 
erst Beleidigten)  eintreten,  wobei  Braunschweig  noch  ausdrück- 
lich der  „vorangegangenen  Reizung**  gedenkt.  Vgl.  auch  Beling, 
Retorsion  etc.  S,  182,  u.  Näheres  noch  unten  bei  der  Betrachtung 
der  Retorsion.  Daselbst  auch  über  die  Bestimmungen  von  Bayern 
1861  und  Hamburg  1869. 

558)  Eine  abgesonderte  Betrachtung  verdient  endlich  noch  die 
sehr  weitgehende  Berücksichtigung  der  Provokation  nach  §  98  des 
deutschen R.Militär-StGB8.,  welches  sich  den  Grundsätzen  des  §129 
des  preufsischen  und  des  Art.  138  des  bayerischen  Mil.StGBs. 
angeschlossen.  Vgl.  Koppmann,  Komm,  zum  RMil.StGB.  2.  Aufl. 
S.  368,  Nr.  1.  Danach  ist  (obligatorisch)  zunächst,  gegen  einen 
„Untergebenen",  welcher  „dadurch,  dafs  der  Vorgesetzte  ihn  vor- 
schriftswidrig behandelt  oder  die  Grenzen  seiner  Dienstgewalt  über- 
schritten hat,  gereizt  und  auf  derStelle  zu  einer  der  in  den  in  §§89 
bis  97  bezeichneten  strafbarenHandlungen  (d.  h.  Achtungs Verletzung, 
Widersetzung,  Thätlichkeiten  gegen  Vorgesetzte  und  Wachen  [nicht  da- 
gegen der  in  §§  99  —  112  genannten  Delikte  gegen  die  Pflichten 
der  militärischen  Unterordnung  j  Kopp  mann,  a.  a.  0.  S.  370  Nr.  5]) 
hingerissen  worden,  .  .  wenn  die  Handlung  mit  dem  Tode  oder  mit 
lebenslänglicher  Freiheitsstrafe  bedroht  ist,  auf  Freiheits- 
strafe nicht  unter  drei  Jahren  zu  erkennen'*.  Ist  dagegen  nur  „z  ei  ti ge 
Freiheitsstrafe  angedroht,  so  kann  (also  nur  fakultativ)  die  Strafe 
bis  zur  Hälfte  des  Mindestbetrages  der  angedrohten  Freiheitsstrafe, 
und  wenn  diese  Hälfte  mehr  als  ein  Jahr  beträgt,  auf  die  Dauer 
eines  Jahres  ermäfsigt,  gegen  Offiziere  auch  von  der  Dienstentlassung 
abgesehen  werden".  „Stellt  sich"  endlich  „die  Handlungsweise  des 
Vorgesetzten  als  eine  Mifshandlung  oder  sonst  als  herab- 
würdigende Behandlung  des  Untergebenen  dar,  so  kann  die  Strafe, 
wo  die  Hälfte  des  Mindestbetrages  der  angedrohten  Strafe  mehr  als  sechs 
Monate  beträgt,  auf  die  Dauer  von  sechs  Monaten  ermäfsigt  werden" ; 
doch  darf  die  Strafe  „nicht  den  dritten  Teil  des  Höchstbetrages  der 
angedrohten  Strafe  übersteigen".  Vgl.  dazu  noch  Brauer,  Handb. 
des  deutschen  Militärstrafrechts,  Erlangen  1872,  §33  S.  134  ff.; 
Heck  er,  Lehrbuch  des  deutsch.  Militärstrafrechts,  §  14  S.  107  und 
§27  S.  192  ff.  Ähnliche  Bestimmungen  finden  sich  auch  in  verschiedenen 
Militärstrafgesetzbüchem  des  Aulandes -,  vgl.  z. B. Dänemark,  Mil.- 
StGB.  vom  7.  Mai  1881,  §  123. 
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strafbarer  Handlimgen  gegen  die  Person,  wie  ganz  Torwiegend 
der  Beleidigungen"*)  —  wegen  der  mit  ihr  yerbnndaien 
Wirkung  einer  rölligen  oder  teilweisen  Anfrechnang 
der  an  sieh  yon  den  beiden  Tbätem  verwirkten  Strafen  anch 


da9)  Wie  schon  in  der  altern  Zeit  hat  das  Institut  der  Betör- 
sion  auch  noch  in  der  neoern  nnd  neusten  Litteratnr  eineTseits  leb- 
hafte Anfechtong,  andrerseits  eifrige  Verteidigung  gefonden.  Die 
altem  Freonde  nnd  Gegner  der  Retorsion  bis  aom  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  sind  bei  Beling,  a.  a.  0.  §  25  S.  130-139,  bes. 
S.  133  ff.,  135  n.  Anni.51  und  S.  154  ff.,  158,  159  u.  Anm.  13—17  ans- 
fBhrlich  behandelt;  nur  hatte S.  159  Anm.  17  neben  M ittermaier  zu 
Fenerbachs  Lehrbuch  §  2%a  Anm.  11  wohl  auch  noch  Feuerbach 
s  e  1  b  s  t  als  Gegner  genannt  werden  dürfen  (ygl.  oben  S.  1 64  Anm.  367).  Ans 
der  neuernZeit  sind  femer  als  prinzipielle  Gegner  der  Retorsion  Aber- 
h  a  np  t  bes.  anzuführen :  G  e  y  e  r  im  GS.  XXVl  ( 1874)  S.  322ff.,  bes.  S.  328ff. 
und  in  HH.  III  S.  550,  551  Anm.  8,  Janka,  Österreich.  Strafrecht 
2.  Aufl.  1890  S.  198,  (welcher  die  Einführung  des  [dem  österreichischen 
StGB.  T.  1852  unbekannten]  Instituts  durch  den  Österreich.  Entwurf  als 
^durchaus  ungehörig*  bezeichnet),  und  Steinitz,  Die  sog.  Kompen- 
sation im  RStGB.,  Breslau  1894,  S.26ff.,  31  Anm.  1  (besonders  in  Be- 
zug auf  den  ersten  Angreifer),  n.  namentlich  S. 77ff.  (wo  er  de 
lege  ferenda  für  völlige  Beseitigung  der  Vorschriften  über  die 
Retorsion  aus  dem  materiellen  Straft-echt  ist).  Wenig  günstig  scheint 
dem  ganzen  Institut  auch  van  Swinderen  Esqnisse  II  p.  214  zu 
sein.  Andre  Schriftsteller  beschränken  sich  auf  eine  Bekämpfung 
der  Retorsion  bei  Körperverletzungen,  gegen  welche  sich  haupt- 
sächlich auch  Geyers  Angriffe  richten.  So  z.  B.  Hälschner, 
Gemeines  deutsches  Strafrecht  I,  2,  S.  114;  vgl.  auch  John,  En- 
wurf  etc.  mit  Motiven  S.  459 ff.  (und  dazu  Steinitz,  a.  a.  0. 
S.  28,  29)  n.  a.  m.  Jn  weitester  Ausdehnung  ist  dagegen  die 
Retorsion  unlängst  befürwortet  worden  n.  a.  von  Zucker  im  GS. 
XLV  (1891)  S.  459  ff.  (worüber  Näheres  noch  unten),  sowie  von 
Pfenninger,  Strafrecht  der  Schweiz  S.  821,  822,  welcher  de  lege 
feranda  bes.  für  Beseitigung  der  Beschränkung  der  sofort! gen  Vor- 
nahme der  Erwiderung  ist,  und  meint,  dafs  wenn  wir,  „wie  im  alten 
Recht,  dem  Einzelnen  die  Arme  gegen  den  widerrechtlichen  An- 
greifer" lösen  und  „damit  die  natürliche  Gefahr  des  Angriffs"  steigern, 
„sich  aus  der  Sache  selbst  eine  Korrektur  entwickeln"  würde,  „die 
nicht  die  Ordnung  zerstört,  sondern  fordert".  Zu  vgl.  (wenngleich 
hier  teilweise  abweichend):  Derselbe,  Entwurf  eines StGBs.  ftirUri, 
Motive  S.  107 ff.,  123. 
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wohl   hänfig  EompenBation  genannf^^)  —  als  ein   Akt 


560)  Die  Aasdrücke  „strafrechtliche  Kompensation'^  oder 
„Strafkompensation"  (statt  oder  doch  neben  „Retorsion**)  sind 
nicht  nur  bei  altern,  sondern  auch  noch  bei  nenem  Schriftstellern 
sehr  gebräuchlich.  Über  die  Periode  des  gemeinen  Bechts,  in  der 
bes.  gegen  ihr  Ende  hin  die  Ausdrücke  promiscue,  ja  oft  geradezu 
als  identisisch  gebraucht  wurden,  s.  Beling,  a.  a.  0.  S.  116  u.  bes. 
S.  U7flf.,  167 fiF.,  173, 174.  VonNeuern  vgl:  Goltdammer, Materialien 
II  S.  323 ff.;  Marcinowski  in  GA.  XIII  (1865)  S.  247 ff.',  H.Meyer, 
Grundzüge  S.  140;  Derselbe  im  GS.  XXXI  (1881)  S.  146;  Der- 
selbe,  Lehrbuch  4.  Aufl.  S.  376  u.  600,  5.  Aufl.  S.  318;  Geyer  in 
HH.  III  S.ÖÖOU.IV  S.379;  Derselbe  in  Z.  VI  S.275-,  Hälschner, 
Gem.  deutsches  Strafrecht  II  1.  S.  114  n.  Anm.  2;  S.  Mayer  in  GA. 
XXXIV  (1886)  S.  39;  Zucker  im  GS.  XLY  S.  459 ff.;  Lammasch 
in  der  Österreich.  Ger.-Ztg.  XIX  S.  153;  Nicoladoni,  Die  modernen 
Strafrechtstheorieen  etc  S.  49;  v.  Liszt,  6.  Aufl.  S.  252;  A.  Hess, 
Die  Ehre  und  die  Beleidigung  des  §  185  RStGB.  etc.  S.  59.  Die 
Bezeichnung,  die  wohl  für  das  ältere  gemeine  Recht  mit  seinem  Vor- 
herrschen der  Privatstrafen  bei  Injurien  sowie  auch  fttr  einen  Teil  der 
altern  Partikulargesetzbücher  passend  war,  sollte  im  modernen 
Recht  mit  seinem  System  ausschliefslich  öffentlicher  Strafen  wenigstens 
nicht  als  schlechthin  gleichbedeutend  mit  „Retorsion''  ge- 
braucht werden.  Vgl.  darüber  ausführlicher  Eronecker  im  GS.  XLI 
(1889)  S.  195ff.,  Beling,  a.  a.  0.  S.  2,  181,  184ff.  und  Steinitz, 
Die  sog.  Kompensation  etc.  S.  5  Anm.  2.  Unverfänglicher  erscheint 
es  schon,  wenn  ausdrücklich  gesagt  wird,  dafs  die  Retorsion 
zur  Kompensation  (der Strafen)  führe.  So:  y.  Schwarze,  Komm. 
5.  Aufl.  S.  580;  Dochow  in  HH.  III  S.  369;  auch  Merkel,  Lehrb. 
§  113  S.  296;  besonders  aber  Kronecker,  a.a.O.  S.  194  Anm.  1,  welcher 
(als  Entgegnung  auf  den  Vorschlag  Hälschners  [Gem.  deutsches 
Strafr.  II  1.  S.  113,  114  Anm.  2  u.  214],  wegen  des  Gebrauchs  des 
Wortes  Retorsion  im  Völkerrechte  überhaupt  im  Strafrecht  nicht 
von  Retorsion ,  sondern  von  Kompensation  zu  sprechen)  darauf  hin- 
weist, dafs  «die  beiden  vorliegenden  Worte  (nur)  ...zweiSeiten  des- 
selben Rechtsinstituts "  bedeuten,  nämlich  „, Retorsion'  dieThätig- 
keit  der  Erwidernden,  ,Kompen8ation'die  des  Richters".  „Der 
Richter  kompensiert,  d.  h.  er  wägt  die  eine  Strafthat  gegen  die 
andre  ab:  er  kann  die  eine  als  durch  die  andre  aufgewogen  er- 
klären. (Nur  darf  man  dabei  ni  ch  t  an  eine  Kompensation  im  Sinne  des 
Civilrechts  denken  und  nicht  Folgerungen  ziehen,  welche  nur  ftlr 
eine  civilrechtllche  Kompensation  richtig  sein  würden)".  Ähnlich  auch 
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aggressiver  (wenn  auch  nicht  schlechthin  erlaubter,  so  doch 
entschuldbarer)  Selbsthttlfe  zu  bezeichnen  ist,  darüber 
sind  die  Ansichten  zur  Zeit  ebensowenig  geteilt**^)  wie  darüber, 
dafs  gerade  in  dieser  Form  des  Vorgehens  einer  verletzten 
Privatperson  gegen  ihren  Gegner  nicht  nur  der  Gedanke  der 
Rache   im  Allgemeinen*"),    sondern*  auch    derjenige    einer 


Stein itz,  Die  sog.  Kompensation  S.  5  Anm.  2:  „Die  Wort«  sind  .  .. 
nicht  unterschiedslos  für  einander  einzusetzen.  Retorsion  = 
Erwiderung  bedeutet  einen  faktischen  Vorgang,  .  .  .-,  Kompen- 
sation bezeichnet  die  Rechtsfolgen  dieser  Handlung,  entweder  im 
objektivrechtlichen  Sinn  =  Kompensationsinstitut  .  .  .  oder 
die  Thätigkeit  des  straffrei  erklärenden  Richters.  Die  Retor- 
sion bildet  den  Thatbestand,  welcher  dem  Kompensationsinstitnt  zu 
Grunde  liegf*.  Vgl.  im  Allgemeinen  über  das  Verhältnis  der  beiden 
Begriffe  zu  einander  besonders  auch  noch  Beling,  Retorsion  und 
Kompensation  S.  2  und  Olshausen,  Kommentar  3.  Aufl.  S.  795.  — 
Unter  den  Gesetzbüchern  tritt  der  Gesichtspunkt  der  (an  das 
Civilrecht  angelehnten)  Kompensation  besonders  in  denjenigen 
von  Württemberg,  Hannover,  Baden,  Sachsen  1855  (und 
1868)  und  Hamburg  hervor  (vgl.  Köstlin,  Abhandlungen  S.  85 
Kronecker  im  GS.  XLl  S.  193),  ferner  aber  auch  in  Bayern  1861 
(Art.  263)  und  dem  Bremer  Entwurf  von  1868  (§  364),  wo  von 
„gegenseitiger  Aufhebung**,  bezw.  „Abwägung"  der  Beleidigungen 
„mit  einander**  die  Rede  ist;  desgl.  in  Tessin  (Art.  350),  welches 
geradezu  von  „compensazione"  spricht.  —  Kronecker,  a.  a.  0. 
S.  195  Anm.  1  bemerkt  nicht  mit  Unrecht,  dafs  der  Volkstum- 
lichee  Ausdruck  „heimzahlen"  ebenfalls  an  die  Kompensation 
erinnere. 

561)  S.  u.  a.:  Welcker  in  Rotteck  u.  Welckers  Staats- 
Lexikon  2.  Aufl.  Bd.  XII  (1848)  S.  108;  Goltdammer,  Materialien 
II  S.  150  u.  824;  Hufnagel,  Kommentar  zum  StGB,  für  Württem- 
berg II  S.  226;  Schwarze  in  Weiskes  RL.  Bd.  X  (1856)  S.  137 
u.  Derselbe  in  der  sächs.  Gerichts-Zeitung  VII  (Jahrg.  1863)  S  247 flF.; 
Dochow  in  HH.  III  S.  370;  Bücking,  Selbsthilfe  S.  13fiF.  Vgl.  im 
Allg.  auch  noch  Steinitz,  Die  sog.  Kompensation  S.  16 ff. 

562)  S.  Welcker,  a.  a.  0.  XII  S.  108  („Selbstrache")  u.  Golt- 
dammer, Materialien  II  S.  150  u.  324  (diejenige  Form  der  Selbst- 
hUlfe,  die  unter  den  Begriff  der  „Selbstrache"  fallt);  Häberlin, 
Grundsätze  III  S.  387 ff.;  Hufnagel,  Kommentar  II  S.  226;  Hre- 
horowicz,    Grundfragen   S.  71     („die    durch   Privatwillkür    geübte 
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speziellen ,  an  ein  gewisses  Mafs  gebundenen,  gleichartigen 
Wiedervergeltung  im  engem  Sinne  besonders  deutlich  zu 
Tage  tritt"*). 


Rache  .  .«);    Schütze  im  GS.  XXXVIII  (1886)  S.  19  („Der  Retor- 

quent,  der sich  gerächt  bat");   Eronecker  im  GS.  XLI 

(1889)  S.  198;  Binding,  Normen  I  2.  Aufl.  S.  32;  Max  Sternau, 
Eine  Strafrechtstheorie  1893  S.  1  („Es  ist  Rache,  wenn  [wegen 
einer  Beleidigung  der  Wilde  znr  Streitaxt  greift,]  der  Civilisierte  .  .  . 
Beleidigung  mit  Beleidigung  erwiderf");  Beling,  Retorsion  und 
Kompensation  etc.,  S.  1  („Die  Retorsion  im  Allg.  fällt  .  .  .  unter  den 
Begriff  der  Rache**).  Vgl.  auch  noch  Freudenstein,  System  des 
Rechts  der  Ehrenkränkungen  S. 95:  Unter  den  altern  Schritstellem 
betonten  besonders  die  Gegner  der  Retorsion  deren  Eigenschaft 
als  „vindicta  privata""  oder  (unerlaubte)  private  Selbstrache 
(vgl.  Beling,  a.  a.  0.  S.  iSOff),  während  die  Verteidiger  derselben 
mehr  den  Gesichtspunkt  der  Notwehr  hei  anzogen,  den  Gedanken 
der  Rache  dagegen  in  Abrede  stellten  (Beling,  S.  72).  Über  die  Her- 
vorhebung des  Moments  der  Rache  in  der  Wortfassung  einiger  neuerer 
Gesetzentwürfe  (Rufsland,  Bulgarien)  s. Näheres  noch  unten.  Über 
die  Aufstellung  des  eigentümlichen  Zwitterbegrififs  der  „defensiven 
Rache"  bei  altern  Schriftstellern  s.  Beling,  a.  a.  0.  S.  76 ff.,  154 ff. 
563)  Vgl.  Berner,  Lehrbuch  12.  Aufl.  S.  456;  17.  Aufl.  S.  482: 
„Retorsion  ist  .  .  .  Privat  Vergeltung**;  Schütze,  Lehrbuch 
2.  Aufl.  §  78  S.  370:  „Retorsion  (überhaupt)  d.  h.  eigenmächtige 
Vergeltung  eines  strafbaren  Unrechts  durch  ein  gleichartiges**; 
H.Meyer,  Grundzüge  etc.  (1877)  S.  140  (Vergeltung  des  Gleichen 
mit  Gleichen);  Derselbe  im  GS.  XXXVIII  (1886)  S.  119 
(„eigenmächtige  Vergeltung«);  S.  Mayer  in  GA.  XXXIV  (1886) 
S.  39  („Wiedervergeltung  [einer  Ehren  Verletzung]  seitens  des 
Verletzten");  Kronecker  im  GS.  XLI  (1889)  S.  198  („.  .  aus  dem 
Gerechtigkeitsgefühl  entspringende  Vergeltung«);  Zucker  im  GS. 
XLV  (1889)  S.  460  („eine  [allerdings  vom  richterlichen  Ermessen  ab- 
hängende] straflose  V  e  r  g  e  1 1  n  n  g"),  B  e  1  i  n  g,  Retorsion  u.  Kompensation, 
Vorrede  S  VII  („Die  Lehre  von  der  Retorsion  .  .  .  (ist)  ein  Teil  der 
Lehre  von  der  Wieder  vergeltung  überhaupt  und  berührt  sich  des- 
halb   mit   den  verschiedensten  Arten  der  Vergeltung  .  .«; 

ebds.  S.  1  („Was  unser  heutiges  Recht  als  „Retorsion"  bezeichnet, 
das  ist  die  private  Reaktion  gegen  eine  Widerrech tlichkeit,  die  Ver- 
geltung einer  solchen").  Vgl.  auch  noch  Steinitz,  Die  sog. 
Kompensation  S.  5,  10.    Vereinzelt  findet    sich   die  Bezeichnung 
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Aach  in  der  Beorteilang  der  Wirkungen  des  InstitntB 
auf  die  Strafansmessiug  f&r  die  Beteiligten  zeigt  sich  zunichst 
noch  eine  weitgehende  Cbereinstimninng  der  Meinnngen, 
insofern  es  sieh  um  die  Erklärung  der  Milderung  bezw. 
des  Wegfalls  der  Strafe  fdr  den  die  Erwiderung  Übenden 
(zuerst  Beleidigten)  oder  den  sog.  Retorquentcn  handelt. 
Ebenso  allgemein  wie  n.  E.  mit  Recht  erblickt  man  nämlich 
in  dem  durch  die  voraufgegangene  Reizung  (Provokation) 
hervorgerufenen  A f  fek  t  (gerechten  Zorn  etc. )  des  Elrwidemden 
den  Hauptgrund  fttr  die  ihm  zu  teil  werdende  Strafmilderung 
oder  Strafausschliefsang^®^).    Um  so  mehr  divergieren  dagegen 


«yergeltnng"  oder  «Wiedervergeltnng*  („talio")  f&r  die  Betoreion  auch 
schon  bei  altern  gemeinrechtlichen  Schriftstellern.  Ygl.  Beling, 
a.  a.  0.  S.  78  n.  Anm.  25  vbd.  mit  S.  15«,  158.  160,  174. 

564)  So  (im  WesentL  fibereinstimmend)  fast  alle  nenem 
Schriftsteller,  wie:  Häberlin,  Grundsätze  III  S. 387 ;  Goltdammer, 
Materialien  II  S.  324;  Hälschner,  System  des  preoss.  Strafrechts 
II  B.  282;  Derselbe,  Gem.  deutsches  Strafr.  II  1.  S.  113,  114,  214; 
Hnndhansen,  Das  Motiv  im  Strafrecht  S.  28;  Dochow  in  HH.  III 
S.  370;  Derselbe  in  HRL.  III  S.465;  Schütze,  Lehrb.  S.  370  und 
im  GS  XXXVm  S.  119;  Bern  er,  Lehrbuch  12.  Aufl.  S.  456, 
17.  Anfl.  S.  482;  Frendenstein,  Ehrenkränknngen  S.  94  Anm. 3, 
S.9S;  Schwarze  in  der  Sächsischen  Gerichts-Zeitnng  VII  S.  247 ff. 
und  Kommentar  5.  Aufl.  S.  580;  Olshansen,  Kommentar  S.  795; 
Kronecker  im  GS.  XLI  S.  193,  200;  Binding,  Normen  I  2.  Aufl. 
S.  32;  V.  Liszt,  Lehrbuch  5.  Aufl.  S.  287;  6.  Aufl.  S.  252;  Stooss, 
GrundzUge  I  S.  468.  S.  auch  Reichsgerichtsentscheidung  v.  16.  Juni 
1880.  Vgl.  noch  Steinitz,  a.a.O.  S.  1,  2,  4  u.  bes.  S.17  u.  Anm. 2, 
S.  19,  26,  27,  28,  29,  32  u.  33  Anm.  3  (über  die  Berttcksichtigung  des 
Affekts  in  der  Praxis),  S.  35,  46,  58  u.  Anm.  3  (gegen  die  zu 
weite  Ausdehnung  des  Begriffs  „Affekt"  im  Sinne  von  Rach- 
sucht [Kronecker,  a.  a.  0.  S.  224  ff.])  u.  S  77.  Über  die  bei  den 
altern  Schriftstellern  meistens  nur  neben  dem  Momente  der 
Verteidigung  sich  findende  Hervorhebung  des  Affekts  (Provo- 
kation) s.  Beling,  a.  a.  0.  S.  77—81,  (betr.  des  17.  Jahrhunderts) 
und  S.  163  Anm.  27  (über  ältere  Schriftsteller  dieses  Jahrhunderts). 
Darüber,  dafs,  wie  schon  von  jeher,  noch  heute  auch  die  Volks - 
anschauung  im  Affekt  den  Rechtfertigungsgrund  der  Retorsion 
erblickt  s.:  Kronecker,  a.  a.  0.  S.  193;  vgl.  auch  Steinitz,  S.17. 
A.  M.    sind   dagegen   z.  Teil  Geyer,    welcher   (in  HH.  III  S.  550) 
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allerdings  auf  den  Gesichtspunkt  des  Affekts  (bezw.  Provokation) 
hinweist,  denselben  aber  (im  GS.  XXYI  [1874]  S.  322 ff.)  doch  nicht 
flir  genügend  erachtet  zur  Erklärung  aller  ev.  an  die  Retorsion 
geknüpften  Wirkungen*,  ähnlich:  H.  Meyer,  Lehrb.  4. Aufl.  S. 376 ff., 
5.  Aufl.  S.318',  bes.  aber  Ant.  Hess,  Die  Ehre  und  die  Beleidigung 
des  §  185  StGB.  etc.  S.  61  Anm.  5,  nach  welchem  der  Affekt  nur  als 
Voraussetzung,  nicht  aber  alsGrnnd  der  Wirkungen  der  Retor- 
sion (bes.  der  Straffreiheit)  gelten  kann.  Sonst  wäre  „nicht  einzu- 
sehen, warum  dieser  Affekt  nur  bei  einer  voraufgegangenen  Beleidigung 
und  nicht  bei  einem  schwereren  Delikte,  warum  er  femer  nur  bei 
einer  voraufgegangenen  , strafbaren'  Beleidigung  Berücksichtigung 
gefunden  hat  .  .",  und  es  müfste  ferner  „auch  dann  Straffreiheit  ein- 
treten, wenn  der  Retorquent  sich  über  das  Vorliegen  einer  Beleidigung 
in  der  Person  des  Angreifers  im  Irrtum  befunden  hat,  da  der  Affekt 
nicht  mehr  oder  nicht  minder  vorhanden  war,  mag  er  durch  eine 
wahre  oder  falsche  Vorstellung  verursacht  sein",  eine  Ronsequenz,  die 
freilich  vom  Reichsgericht  (Entscheidungen  Bd.  VHS.  102)  ausdrücklich 
zurückgewiesen  sei.  Über  andre  Erklärungsversuche  der  Wirkungen 
der  Retorsion  für  den  Retorquenten  s.  Kronecker,  a.  a.  0. 
S.  193,  195 ff.;  Steinitz,  Die  sog.  Kompensation  S. Uff.  Die  früher 
auch  in  Deutschland  sehr  häufige  Vermischung  der  Retorsion  mit  dem 
Recht  der  Notwehr  (vgl.  Steinitz,  a.a.O.  S.  12;  Beling,  a.a.O. 
S.72— 76,  79—81,  98  ff.,  154—157,  sowie  auch  schon  oben  S.  287 
Anm.  562  am  Ende)  ist  in  der  neuem  junstischen  Litterat ur 
ziemlich  selten  geworden  (s.  jedoch  z.  6.  noch  Kettenacker, 
Das  Verbrechen  der  Ehrverletzung  S.  57,  und  dazu  auch  Steinitz, 
a.  a  0.  S.  16);  dagegen  findet  sie  sich  noch  vielfach  in  den  Ansichten 
der  Laien.  Vgl.  darüber  Kronecker,  a.  a.  0.  S.  197  Anm.  1  und 
Steinitz,  a.  a.  0.  S.  12,  13.  —  Beachtenswert  ist  u.  £.  der 
Hinweis  Krön  eckers,  a.  a.  0.  S.  200  darauf,  dafs  anfser  dem 
Affekt  des  Beleidigten  zur  Erklärung  der  Wirkungen  der  Retorsion  für 
den  Erwidernden  „auch  die  deutsche  Rechtsanschauung "  in  Betracht 
zu  ziehen  sei,  „der  zufolge  jeder  an  seiner  Ehre  Einbufse  leidet, 
welcher  die  ihm  zugefügte  Verletzung  nicht  sofort  im  Wege  der  Selbst- 
hülfe ahndet**,  sondern  erst  später  denW^eg  gerichtlicher  Klage 
einschlägt,  wobei  hinzugefügt  wird,  dafs  dies  „derselbe  Grund"  sei,  aus 
dem  „eine  mildere  Behandlung  des  Duells  in  der  heutigen  Gesell- 
schaft sich  rechtfertigt".  Ganz  ähnlich:  Freudenstein,  Ehren- 
kränkungen S.  95;  weniger  deutlich  v.  Schwarze,  Kommentar  S.580. 
Vgl.  ferner  R.  Schmidt,   Die  Aufgaben  der  Strafrechtspflege  S.  65, 

Qttnthcr,  Idco  der  Wiodcrvorgoltnng.  III,  1,  19 
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Wirkungen  auch  für  den  ersten  Thäter,  der  durch  sein  (be- 
leidigendes od.  verletzendes)  Handeln  die  Retorsion  des  Gegners 
provocierte*"). 

Während  diese  in  der  altern  Li tteratur  Überhaupt  noch  ziem- 
lich wenig  erörterte  Frage"®)  auch  von  einigen  bedeutenden  Krimi- 
nalisten der  Gegenwart  nicht  ihre  gebührende  Berücksichtigung 
erfahren"'),  hat  die  Mehrzahl  der  neuem  Schriftsteller  sich 


S.  auch  noch  Steinitz,  a.  a.  0.  S.  13,  welcher  meint,  dafs  ^nach 
der  Yolksanschauung  die  Retorsion,  welche  erfolgt,  um  den  Vor- 
wurf der  Feigheit  abzuwenden,  als  ein  Akt  der  Notwehr  anfge- 
fafst  werden"  könne,  obwohl  sie  freilich  dem  juristischen 
Begriffe  der  Notwehr  nicht  zu  unterstellen  sei. 

Ö6Ö)  Was  mit  Recht  Steinitz,  a.  a.  0.  S.  29  in  Bezug  auf  das 
RStGB.  bemerkt,  dafs  es  „bei  Aufzählung  der  Thatbestandsmerkmale 
den  ersten  Beleidiger  fast  völlig  übergangen  tmd  nur  die  Um- 
stände der  Handlung  des  Retorqnenten,  das  £rwidem  und  die  Un- 
mittelbarkeit zu  solchen  Thatbestandsmerkmalen  gestempelt*^  habe,  gilt 
auch  von  der  Mehrzahl  der  übrigen  Gesetzgebungen. 

566)  Ygl.Beling,  a.a.O.S.163:  „Gelindere Strafe  des  ersten 
Angreifers  wurde  regelmäfsig  (fi-üher)  nicht  postuliert.  Erst  Köstlin, 
(Abhandlungen  8.  86,  87)  verlangte  für  denselben  bei  der  Strafzu- 
messung ,einige  Rücksicht  auf  die  ihm  zugefügte  Erwiderung'  ". 

567)  So  z.  B.  noch  von  S  ch  n  t  z  e ,  der  in  s.  Lehrbnche  (2.  Aufl.)  über 
diesen  Punkt  schweigt,  (während  er  im  GS.  XXXYIII  [1886]  S.  119 
allerdings  ausfttlu-licher  auch  darauf  eingeht;  vgl.  unten  Annu  584); 
B.  Teil  auch  von  Berner,  12.  Aufl.  S.  457,  17.  Aufl.  S.  481,  der  zu- 
nächst mehr  nur  eine  Andeutung  über  diese  Seite  der  Sache 
giebt,  wenn  er  (ähnlich  wie  schon  Weber,  Injurien  und  Schmäh- 
schriften etc.  2.  Abtlg.  S.  53  ff.)  bemerkt,  dafs  »die  Straflosigkeit  des 
(ersten)  Beleidigers  ebenso  gut  dann  begründet  sei ,  wenn  ihm  die 
Gegenbeleidignng  mit  kaltblütiger  Berechnung  erst  später  zugefügt 
wäre**,  weshalb  sich  das  Erfordernis  der  Erwiderung  „auf  der  Stelle" 
auch  nur  „auf  die  Straflosigkeit  des  provocierten  Beleidigten 
interpretieren"  lasse.  S.  dagegen  (mit  ausführlicher  Motivierung) 
bes.  Freudenstein,  Ehrenkränkungen  S.  95  Anm.  1  Abs.  2  und  s. 
Teil  auch  Kronecker  im  GS.  XLI  S.  199  Anm.  2-,  z.  T.  dafür: 
Steinitz,  Die  sog.  Kompensation  S.  18  u.  Anm.  1.  Eine  weitere 
Erklärung  der  Ansicht  Berners  über  den  fraglichen  Punkt  ent- 
halten übrigens  wohl  auch  noch  die  Worte  (a,  a.  0.  12.  Aufl.  S.  456; 
17.  Aufl.  S.  481),  dafs  der  (erste)  Beleidiger  straffrei  bleibe,  wenn 
die  Gegenbeleidigung  »eine  Art  Äquivalent   für   die   Strafe* 
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bemüht,  auch  fttr  dieses  Problem  Lösungen  zu  liefern,  welche 
freilich  trotz  des  unverkennbar  darauf  verwendeten  Scharf- 
sinns bei  unbefangener  Betrachtung  zum  gröfsten  Teil  als 
nicht  genügend,  wenn  nicht  sogar  als  gekünstelt  und  das 
Wesen  der  Sache  verkennend  bezeichnet  werden  müssen. 

Wenn  z.  B.  v.  Schwarze  den  auch  der  gemeinrecht- 
lichen Doktrin  schon  geläufigen *••)  Gesichtspunkt  des  Ver- 
zichts der  Parteien  zur  Erklärung  heranzieht,  wonach 
„beide  Injurianten  sich  gegenseitig  das  Recht  auf  gerichtliche 
Bestrafung  vergeben  haben"    sollen  *••),   so  könnte  man  da- 


gewesen. Vgl.  unten  Anm.  586.  Die  Ansicht  v.  Bnri's  (Abhandlungen 
aus  dem  Strafrecht,  Giessen  1862,  S.  90 ff.)  ttber  die  Retorsion,  wo* 
nach  der  angreifende  Thäter  durch  die  Beleidigung  etc.  (jedenfalls) 
einen  Teil  seines  Innern  Wertes  eingebüfst  hat,  was  in  ge- 
eigneter Weise  zu  konstatieren  zunächst  und  hauptsächlich  dem  An- 
gegriffenen, der  also  bei  seiner  Erwiderung  rechtmäfsig  handelt,  im 
Allgemeinen  aber  jedermann  zustehe,  bietet  gleichfalls  keine  Erklärung 
ilirdie  ev.  Straflosigkeit  des  zuerst  Angreifenden.  S.  dagegen  U.A.: 
Dochow  in  HH.  Ifl  S.  370  Anm.  15;  Binding,  Grundrifs  4.  Aufl. 
S.  182  Nr.  2  litt,  b-,  Kronecker,  a.  a.  0.  S.  189  Ziff.  6,  welcher 
namentlich  die  Unzulänglichkeit  der  v.  Buri'schen  Ansicht  für  das 
gegenwärtig  geltende  deutsche  Recht  hervorhebt;  vgl.  auch 
Beling,  a.  a.  0.  S.  156,  157,  160,  172,  173  und  Steinitz, 
a.  a.  0.  S.  15. 

568)  S.  z.  B.  Weber,  Injurien  etc.  II  S.  52 ff.  und  im  Allgem. 
Kronecker,  a.  a.  0.  S.  193,  196  Ziff.  2  u.  Anm.  2.  Auch  Köstlin, 
Abhandlungen  S.  86  betont  den  Gesichtspunkt  des  Verzichts  auf 
die  Klage  auf  S.  des  Betorquenten.  Dagegen  schon  v.  Buri,  Ab- 
handlungen S.  91,  92.    Vgl.  Beling,   a.  a.  0.  S.  160  u.  Anm.  20. 

569)  y.  Schwarze,  Kommentar  S.  580  Nr.  1.  Ähnlich:  Erkennt- 
nis des  OAG.  Dresden  vom  20.  Sept.  1872  (Kronecker,  a.  a.  0. 
S.  198  Anm.  2).  Der  weitere  Erklärungsgrund  für  die  Wirkungen  der 
Retorsion  (nach  v.  Schwarze),  dafs  der  Erwidernde  sich  selbst  ge- 
holfen habe  da,  wo  gerichtliche  Hülfe  nicht  sofort  vorhanden  oder 
nicht  Abhülfe  gewähren  konnte  (Kommentar,  S.  580;  Sachs.  Ge- 
richts-Zeitung VII  S.  247 ff,  und  dazu  bezw.  dagegen  noch:  Dochow 
in  HH.  III  S.371  Anm.  14  u.  Geyer  im  GS.  XXVI  [1874]  S.323)  be- 
schränkt sich  auf  die  Person  des  zuerst  Angegriffenen.  Vgl.  Beling,  a.a.O. 
S.  157, 158;  Steinitz,  a.a.O.S.  16  u.  Anm.  1,S.20.  Auch  A.Hess,  Die 
Ehre  und  die  Beleidigung  des  §  18.')  StGB ,  S.  61  Anm.  5  nähert  sich 
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gegen  wohl  mit  Recht  einwendeii,  dafs  ja  dann  immer  die 
^^beiderseitige  Straflosigkeit  mit  Notwendigkeit  eintreten" 
mfil£«e,  während  dies  nach  den  Bestimmungen  des  positiven 
Keehts  keineswegs  als  allgemeine  Regel  gelten  kann*'*). 
Ebensowenig  steht  im  Einklang  mit  der  Gesetzgebung  wie 
mit  dem  Wesen  der  Sache  die  Ansicht  Frendensteins^'*), 
nach  welcher  „der  Richter  (gegenüber  den  Beteiligten)  eine 
ArtBegnadignngsrecht  fibt*^*'^);  und  auch  der  Erklämngs- 
yersnchH-Hevers,  dafs  in  solchen  Fällen  das  ^öffentliche 
Interesse  an  der  Bestrafung  der  Verletzung  erheblich,  wenn 


der  im  Texte  angefahrten  Seh  war  zergehen  Ansicht  in  dem  ge- 
legentlich aufgestellten  Satze,  dafs  das  Gesetz  iR^tGB.}  eben  die  ge- 
wöhnlichen Falle  von  Privatklagen  vor  Augen  gehabt  habe,  «in  denen 
der  Regel  nach  anzunehmen  ist,  dafs  vemfinftige  Parteien  auf  bei- 
derseitige Bestrafnng  im  eigenen  Interesse  Yerzichten*".  Im 
Übrigen  s.  nber  die  Ansichten  von  Hess  betr.  die  Retorsion  noch 
Näheres  unten  S.  297  Anm.  586  a.  £. 

570)  Vgl.  bes.:  Geyer  in  GS.  XXVI  (1874)  S.  324;  feiner:  Do- 
chow  in  HH.  III  S.  370  Anm.  14  u.  15;  Kronecker,  a.  a.  0.  S.19G 
u.  Anm.  3. 

571)  System  des  Rechts  der  Ehrenkränknngen  S.  95.  Steinitz, 
a.  a.  0.  S.  33  Anm«  7  bemerkt  zu  dieser  Ansicht,  dafs  sie  offenbar 
nicht  sowohl  „die  Begründung",  als  ^das  Wesen  der  Kompen- 
sation* berühre,  zwischen  welchen  zwei  Begriffen  seiner  Meinung  nach 
die  Litteratur  (wie  z.  B.  bes.  Kronecker,  a.  a.  0.  S.  195  ff.)  nicht 
scharf  genug  unterscheide. 

572)  S.dagegen  bes.Kronecker,  S.  197  ff.,  welcher  mit  Recht 
betont,  dafs  „die  Ausübung  einer  derartigen  Befugnis  aufserhalb  des 
Bereichs  einer  richterlichen  Thä'tigkeit  fallen  würde^  sowie  dafs 
diese  Theorie  bezüglich  des  positiven  Rechts  namentlich  mit  der  Zu- 
lassung von  Rechtsmitteln  nicht  im  Einklang  stände.  Vgl.  femer  auch 
Steinitz,  a.  a.  0.  S.  16  Anm.  1  u.  S.  36:  „Die  Bezeichnung  als 
Begnadigung  ist  schon  deshalb  falsch,  weil  letztere  nur  auf  dem  Ge- 
biet subjektiver  Rechte  wirksam  werden  kann,  hier  aber  im  ob- 
jektiven Rechte  die  Straflosigkeit  begründet  ist".  —  Weniger 
bedenklich  erscheint  es  mitLöning,  Grundrifs  zu  Vorlesongen  über 
deutsch.  Strafrecht.  Frankfiirt  1885  S.78,  von  einer  „gerichtlichen 
Dispositionsbefugnis  über  den  Bestand  des  Strafanspruchs"  zu 
reden. 
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nicht  gar  völlig  zurücktrete"^),  ist  von  andrer  Seite  mehr 
oder  weniger  lebhaft  angefochten  worden*'*). 

Weit  gröfsern  Beifall  hat  dagegen  die  von  Binding*'*) 
vertretene  Beurteilung  der  Einrichtung  gefunden,  wonach  die 
Strafmilderung  bezw.  Straflosigkeit  des  zuerst  Angreifenden 
darauf  basiert,  dafs  derselbe  „durch  den  Angegriffenen 
eine  genttgende  Strafe  erhalten"  habe,  so  dafs  wir  es 
hier  mit  einer  „Reminiscenz  aus  der  Zeit,  wo  der  Rächer 
strafte",  zu  thun  haben*'*).   Offenbar  entspricht  diese  Auf- 


573)  S.  H.  Meyer,  Grundzttge  der  Strafrechte  etc.  S.  139,  140; 
Derselbe,  Die  Gerechtigkeit  im  Strafrecht,  im  GS.  1881  S.  143; 
Lehrbuch  4  Aufl.  S.  377;  5.  Aufl.  S.  319.  Im  WeseDtllchen  überein* 
stimmend  übrigeuB  auch'schonMarcinowski  in  GA.XIII,  S. 247  („Da 
das  öffentliche  Interesse  hier  mehr  in  den  Hintergrund  tritt  •  .  ."). 
Vgl.  auch  RG.-Entsch.  vom  4.  Juli  1882  (Entscb.  VI  S.  437). 

574)  So  von  Geyer  in  HH.  IV  S.  379,  der  diese  Rechtfertigung 
der  Retorsion  für  „ungenügend"  erklärt,  und  (im  Anschlnfs  an 
denselben  [vgl.  6  in  ding,  Normen  I  S.  32  Anm.  39])  von  Hälsch* 
ner,  Gem.  deutsch.  Strafr.  II,  1  S.  113  Anm.  5  a.  £.,  sodann  bes. 
energisch  von  v.  Lis2t,  der  (in  den  altem  Auflagen  seines  Lehrbuchs) 
jene  Ansicht  als  „ganz  unrichtig''  bezeichnete.  Vgl.  v.  Liszt, 
Lehrb.  2.  Aufl.  S.  273;  3.  Aufl.  S.  274.  In  gewisser  Weise  zustim- 
mend  dagegen:  Kronecker  im  GS.  XLI  S. 200. 

575)  Binding,  Die  Normen  etc.  I  (1.  Aufl.)  S.21;  2.Aufl.(1890) 
S.  32;  zu  vgl.  Derselbe,  Grundrifs  des  gem.  deutsch.  Strafrechts  I 
(3.  Aufl.  S.  166  ff),  4.  Aufl.  (1890)  S.  181  ff. 

576)  Vgl.  Binding,  Normen  I  (2.  Aufl.)  S.  32:  „Die  straflose 
Retorsion  ist  dieses  also  (mit  Rücksicht  auf  den  ersten  Thäter)  .  •  ., 
weil  er  seine  Strafe  weg  ha  f.  B.  weist  weiter  darauf  hin,  dafs 
diese  „allerdings  kühne  Fiktion"  ein  Seitenstttck  in  der  Anrech- 
nung der  Untersuchungshaft  auf  die  Strafe  (RStGB.  §60)  habe, 
und  dafs  danach  die  fakultative  Straflosigkeit  der  Retorsion  gar 
nicht  als  Ausnahme  von  der  staatlichen  Strafpflicht  bei  Beleidigungen 
und  Körperverletzungen  erscheine.  „Die  Strafe  wird  nicht  aufgehoben, 
sondern  Nichtstrafübel  sollen  ausnahmsweise  als  Straf  Übel  be- 
trachtet werden.*"  Vgl.  Übrigens  auch  noch  Normen  I  2.  Aufl.  S.  231, 
232,  u.  dazu  v.  Liszt,  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  274,  4.  Aufl.  S.  275,  6.  Aufl. 
S.  287,  6.  Aufl.  252;  Olshausen,  Kommentar.  S.  795 ff..  Gegen  den 
Vergleich  mit  der  Anrechnung  der  Untersuchungshaft:  Geyer 
im  GS.XXVI  (1874,)  S.324ff.  u.  Kronecker,  a.  a.  0.  S.199  Anm.  1, 
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fassung  ^'''')  am  besten  dem  Wesen  der  Retorsion  als  „Selbst- 
rache" oder  „Privatvergeltung".  Sie  ist  daher  trotz  Widerspruchs 
von  verschiedenen  Seiten*'®)  nach  und  nach  nicht  nur  von 
solchen  Schriftstellern,  welche  sich  auch  sonst  den  Binding'- 
schen  Lehren  zuneigen,  wie  u.  a.  etwa*"')  Olshausen"®), 
sondern   auch   von  einer  ziemlichen  Anzahl  von  Kriminalisten 


„weil  die  Untersuchungshaft   ein  vom  Staat  dem  Verbrecher   zuge- 
fügtes Übel"  sei. 

577)  Darüber,  dafs  dieselbe  der  frühem  Zeit  (bes.  dem  17.  und 
18.  Jahrh.)  noch  völlig  unbekannt  gewesen,  s.  Näheres  bei  Beling, 
a.  a.  0.  S.  144. 

678)  S.bes.  Geyer  im  GS.  XXVI (1874)8.323  ff.,  (der  aber  inHH. 
III  S.  550  doch  in  gewissem  Umfange  [betr.  Erklärung  der  Strafmilde- 
rung nach  §  233  RStGB.]  „die  Berücksichtigung  des  Übels,  das  [den 
Angreifenden] durch  die  Gegenverletzung  traf*,  verwertet);  ablehnend 
auch  John,  Entwurf  zu  einem  StGB,  fttr  den  Norddeutschen  Bund 
S.  469,  H.  Meyer  im  GS.  1881  S.  143  u.  Lehrbuch  6.  Aufl.  S.  318  so- 
wie neuerdings  Steinitz,  Die  sog.  Kompensation  S.  17ff. ,  der 
in  wesentlicher  Übereinstimmung  mit  Geyer  u.  a.  die  Theorie  für 
unvereinbar  „mit  den  modernen  Anschauungen  von  der  Strafe**  hält 
(S.  18  u.  19).  Auch  passe  das  Erfordernis  des  „Auf- der- Stell e- 
Erwidems"  nicht  zu  dieser  Theorie  (S.  18).  Vgl.  noch  ebendas.  S.59 
Anm.  2.  Gegen  den  Einwand  Geyers  im  GS.  XXVI  S.  324,  „dafs 
man  nach  dem  (von  Binding  u.  a)  verfolgten  Prinzip  auch  z.  B. 
den  Dieb,  dem  das  gestohlene  Gut  abgenommen  und  eine  körper- 
liche Züchtigung  zu  Teil  geworden  ist,  straflos  lassen  und  in  Konse- 
quenz dieser  Auffassung  überhaupt  jedes  Übel,  das  sich  der 
Verbrecher  durch  seine  That  zuzieht  (auch  die  sog.  natürlichen 
Strafen),  als  Strafausschliefsungsgrund  ansehen  müsse,  s.  die  Wider- 
legung von  Kronecker  a.a.O.  S.  199,  gegen  die  aber  wieder  Stei- 
nitz a.  a.  0.  S.  18  polemisiert 

679)  Vgl.  über  Olshansen  als  Anhänger  der  Binding'schen 
„Norme ntheorie**  de  lege  ferenda:  H.  Meyer,  Lehrb.&.Aufl.  S.24 
Anm.  14  a.  E. 

680)  Kommentar  zum  RStGB.  (3.  Aufl.)  Nr.  1  zu  §  199,  S.  795: 
„Der  richtigem  Annahme  zufolge  ist  der  innere  Grund  für  die 
Straffreiheit  auf  der  .  .  .  Seite  ...  des  ersten  Beleidigers  .  .  die 
thatsächliche  Vollziehung  einer  Strafe  durch  die  Gegen- 
beleidignng**. 
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andrer    Richtungen,    wie    z.B.  von  Dochow  ^•^),  Hreho- 
rowicz"^),   V.  Lißzt"^),   Schütze '**),  Kronecker*®*»), 

581)  Nach  Dochow  in  HH.  III  S.  371  (dessen  Ansiebt  Bi n- 
ding,  Normen  I,  2.  Aufl.  S.  32  Anm.  39  selbst  ausdrüeklich  als 
mit  der  seinigen  identisch  bezeichnet)  „wird  fingirt,  dafs  die 
Strafe  des  ersten  Beleidigers  in  der  gegen  ihn  gerichteten  Belei- 
digung bestehe'',  doch  treffe  dieser  Grund  nicht  überall  zu,  so  bei 
erheblicher  Verschiedenheit  der  zuerst  zugefügten  und  der  erwi- 
derten Beleidigung  u.  s.  w.  Vgl.  das.  S.  372  u.  Anm.  22.  Weniger 
bestimmt  drückt  sich  Dochow  in  HRL.  III  (s.v.  „Retorsion'')  S.465 
dahin  aus,  dafs  „fUr  den  ersten  Beleidiger  .  .  wohl  nur  Billig- 
keitsrücksichten dahin  führen''  könnten  „unter  Umständen  auch 
gegen  ihn  eine  mildere  oder  gar  keine  Strafe  zu  verhängen".  Auch 
gegen  Dochow  richten  sich  die  Ausführungen  Geyers  im  GS.XXYI 
S.  324  ff. 

582)  Hrehorowicz,  der  in  seinen  „Grundfragen  tmd  Grund- 
begriffen des  Strafrechts "  auch  sonst  häufig  zwar  auf  Bindings 
Ansichten  zurückgreift,  öfter  aber  auch  von  denselben  erheblich  ab- 
weicht (s.  z.  B.  die  Anmerkgn.  auf  S.  74  ff.,  214  ff.) ,  bezeichnet 
(a.  a.  0.  S.  72)  die  Retorsion  als  eine  „durch  Privatwillkür  geübte 
Rache,  ein  Surrogat  der  Strafe". 

583)  V.  Liszt,  Lehrbuch,  im  Wesentlichen  schon  seit  der  2.  Aufl. 
(S.  273;  vgl.  3.  Aufl.  S.  274  j  4.  Aufl.  S.  291,  5.  Aufl.  8.  287,  6.  Aufl. 
S.252),  wobei  seit  der  4.  Auflage  anmerkungsweise  die  von  Bin  ding 
(Normen  I,  2.  Aufl.  S.  32)  vertretene  Auffassung  ausdrücklich  als 
die  richtige  bezeichnet  wird.  In  der  Wendung:  „Dem  Richter  solle 
die  Gelegenheit  geboten  werden  (einerseits  die  Aufregung  des  zuerst 
Angegriffenen,  anderseits)  die  Thatsache,  dafs  dieser  bereits 
selbst  sich  Sühne  genommen ,  in  umfassendster  Weise  in  Betracht 
zu  ziehen",  zeigt  sich  übrigens  wohl  auch  der  Gedanke  der  Ge- 
nugthuung  für  den  Retorquenten ,  welcher  auch  bei  Hälschner, 
Preufs.  Strafr.  S.  282  u.  Gem.  deutsch.  Strafr.  II,  1  S.  114 ff.,  Mer- 
kel, Lehrb.  §  113  S.  296,  Zucker  im  GS.  XLV  (1891)  S.  459 ff.  u. 
a.  m.  deutlicher  hervortritt.  Dagegen  (mit  Bezug  auf  Hälschner): 
Geyer  im  GS.  XXVf  S.  324  und  (in  allgemeinerer  Fassung)  H.  M  e  y  e  r , 
Lehrbuch  4.  Aufl.  S.  376,  5.  Aufl.  S.  318,  319.  —  Speziell  gegen 
V.  Liszt's  Auffassung  vom  Wesen  der  Retorsion  s.  jetzt  Stei- 
nitz,  Die  sog.  Kompensation  etc.  S.  34  Anm.  1  und  S.  35  u.Anm.l. 

584)  Schütze  im  GS.  XXVIII  (1886)  S.  119:  „Der  erste  Ver- 
letzer, welcher  seinen  selbstverschuldeten  Lohn  bereits  ganz  oder 
teilweise  durch  die  eigenmächtige  Vergeltung  empfangen 
hat  .  .«. 
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584a)  Im  GS.XLI.  S.  198:  „Betreffs  des  ersten  Tbäters  nimmt 
der  Gesetzgeber  an,  derselbe  sei  durch  die  Erwiderung  soweit 
gestraft,  dafs  eine  weitere  staatliche  Sühne  nur  in  geringerm  Mafse 
einzutreten  braucbt  oder  ganz  entbehrlich  ist.  Die  Erwiderung  ist 
Bethätigung  der  Strafidee  in  ihrer  ursprünglichen  Ge- 
stalt .  A 

585)  Grundzüge  des  schweizerisch.  Strafrechts  I  S.  468:  „(Es) 
kann  die  dem  Angreifer  nach  Umständen  zugestandene  Strafmil- 
derung oder  Straflosigkeit  nur  aus  der  Erwägung  erklärt  werden, 
dafs  die  Erwiderung  des  Angegriffenen  ähnlich  wie  die  Strafe 
wirke  und  daher  das  Bedürfnis  einer  Bestrafung  ganz  oder  teilweise 
wegfalle." 

586)  So  sagt  z.B.  auch  Berner,  Lehrb.  12.  Aufl.  S.  456,  17. Aufl. 
S. 481,  dafs  die  Erwiderung  ev. „eine  ArtÄquivalentfUr  die  Strafe" 
bilde,  und  Hälschner,  Gem.  deutsch.  Strafr.  II,  1  S.  214  erklärt 
geradezu,  das  Gesetz  ziehe  bei  der  Aufrechnung  der  Strafen  etc.  „auf 
Seiten  des  ersten  Beleidigers  den  Umstand"  in  Betracht,  „dafs  er 
durch  die  ihm  zugefügte  Beleidigung  bereits  gestraft  sei;**  vgl. 
auch  schon  Hälschner,  Preufs.  Strafrecht  II  S. 282.  YonDochow, 
in  HH.  III,  S.d71  Anm.  15  ist  deshalb  auch  Hälschner  mitBin- 
ding  zusammengestellt,  während  dieser  letztere  selbst  (Normen  I, 
2.  Aufl.  S.  32  Anm.  29)  ihn  als  Anhänger  Geyers  bezeichnet,  der 
aber  seinerseits  (im  GS.  Bd.  XXYI  S.  324)  doch  wieder  gegen 
Hälschner  polemisiert  (vgl. auch  oben  Anm. 574  u. 578).  Es  erklärt 
sich  dies  wohl  daraus,  dafs  Hälschner  (Preufs.  Strafr.  II  S.  282  u. 
Gem.  deutsch.  Strafr.  II,  1  S.  114)  die  Straflosigkeit  bezw.  Strafmilde- 
rung für  den  ersten  Beleidiger  auch  noch  zu  rechtfertigen  versucht 
durch  den  Hinweis  „auf  die  B i  1 1  i  g k  e i  t  s rücksicht,  dafs  er  eine  Belei- 
digung erlitt,  die  straflos  blieb  oder  (doch)  mit  gemildei-ter  Strafe 
belegt  wurde".  Gegen  diese  Ansicht  s.  Steinitz,  a.  a.  0.  S.  19.  Sie 
ist  im  Wesentlichen  auch  einem  (von  Kronecker,  a.  a.  0. 
S.  200  Anm.  2  mitgeteilten)  Erkenntnis  des  preufs.  Obei-tribunals  v. 
2.  Okt.  1878  (Oppenhoff,  Rechtsprechung  Bd. XIX  S.443;  vgl.  auch 
Steinitz,  a.  a.  0.  S. 32  u.  Anm.  2)  zu  Grunde  gelegt.  Danach  soll 
nämlich  „anstatt  der  ordnungsmäfsigen  Bestrafung  eines  jeden  Be- 
leidigers dessen  Strafe  darein  gesetzt  werden,  dafs  sein  Gegner 
unbestraft,  insofern  also  die  einem  jeden  von  beiden  zugefügte  Be- 
leidigung ohne  die  regelmäfsig  vom  Gesetze  gewollte  Sühne  bleibt.** 
In  derLitteratur  ist  diese  Auffassung  der  Sache  unlängst  wieder  vortre- 
ten worden  von  A.  Hess,  Die  Ehre  und  die  Beleidigung  des  §  185 
RStGB.  S.  58  ff.,   wonach  die  Bedeutung  der  Retorsion  darin  besteht, 
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worden  und  darf  daher  zur  Zeit  wohl  bereits  als  die  herr- 
schende bezeichnet  werden"'). 

Betrachten  wir  nach  dieser  kurzen  theoretischen  Erörte- 
rung über  das  Wesen  der  Ketorsion  ihre  Behandlung  im  po- 
sitiven Kechte"®)  der  neuern  Zeit,  so  finden  wir  zunächst 


dafs  zur  Strafe  die  in  der  Bestrafung  und  der  durch  dieselbe 
bewirkten  Demütigung  des  Gegners  liegende  Genngthuung  ver- 
sagt wird.  „Anstatt  beide  Beleidiger,  die  vor  seinem  Forum  er- 
scheinen, in  der  Weise  zu  bestrafen,  dafs  er  sie  beide  in  eine  gleiche 
(Geld-  Haft- oder  Gefängnis-) Strafe  nimmt,  läfst  der  Richter  in  der 
Weise  Bestrafung  eintreten,  dafs  er  beiden  Personen,  die  zugleich 
als  Beleidigte  vor  ihm  erscheinen,  die  Genug thuung  versag f 
(a.  a.  0.  S.  59).  Der  Verfasser  bezeichnet  diesen  Vorgang  unter 
vergleichendem  Hinweis  auf  civilrechtliche  Verhältnisse  als  „strafrecht- 
lichen Zwangsvergleich".  Vgl.  dazu  (bzw.  dagegen)  u.a.:  von  Lilien- 
thal inZ.XIIIS.89  u.  ausführlicher  bes.  (gegenH  es  s):  Steinitz,  Die 
sog.  Kompensation  S.  9,  10  n.  die  Anmkgn.,  der  namentlich  nicht  mit 
Unrecht  betont,  dafs  die  Hessische  Ansicht  .  .  die  Beleidigung  zu 
einem  blofsen  Prilvatdelikt"  stempele,  „das  sie  doch  nun  einmal 
nach  Lage  der  heutigen  Gesetzgebung  nicht  ist".  Vgl.  ebds.  S.  61 
Anm.  3,  62  Anm.  1. 

587)  Vgl.  auch  Steinitz,  Die  sog.  Kompensation  S.  17  und 
S.  53.  Steinitz  selbst  gelangt  in  seinen  Untersuchungen  über 
Wesen  und  Grund  der  Retorsion  zu  dem  rein  negativen  Resultat, 
dafs  „bei  der  Bestrafung  des  ersten  Beleidigers  .  .  eine  Berück- 
sichtigung der  Retorsion  (weder)  aus  materiellen  Gründen  .  .  ge- 
rechtfertigt" erscheine  (S.19),  noch  aus  Giilnden  form  eil -rechtlicher 
Natur,  da  auch  „das  Antrags  recht  für  die  Straflosigkeit  (des  ^e- 
torquenten  oder)  des  ersten  Beleidigers"  keine  Begründung  biete 
(S.  26).  Während  ffir  die  mildere  Strafe  (bezw.  Straffreiheit)  des 
Retorquenten  lediglich  der  Affekt  desselben  in  Betracht  komme 
(S.  26,  28,  77),  lasse  sich  iür  diejenige  des  ersten  Beleidigers 
überhaupt  kein  stichhaltiger  Grund  anführen  (S.  27,  29,  52) 
„Die  Nachwirkung  des  gemeinrechtlichen  Instituts  der  Kompensation 
scheine. .  der  Anlafs  zu  sein"  (S.  27 ff.,  31),  Der  Verfasser  stellt  da- 
her zum  Schlufs  de  lege  ferenda  (S.77  ff.)  die  Forderung  einer  völli- 
gen Beseitigung  des  Rechtsinstituts  auf.  Vgl.  oben  S.  284  Anm.  559. 
S.  über  bezw.  gegen  Steinitz:  Wachenfeld  im  Jur.  Litt. -Blatt 
Bd.  VI  (1894)  Nr.  8,  S.  181. 

588)  Über  die  Ansichten  der  Praxis  vomWe^sen  der  Retorsion 
(Entscheidungen  der  höheren  Gerichte,  einschliefsl.  des  Reichsgerichts) 
8.  Näheres  bei  Steinitz,  a.  a.  0.  §  9,  S.  31—33  u.  Anm.  3—6. 
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in  den  allermeisten  Gesetzgebungen  eine  Beschränkung  des 
Instituts  auf  das  Gebiet  der  Beleidigungen  (Verbal-  und 
Bealinjurien),  während  ihm  nur  einige  wenige  Staaten  auch 
noch  darüber  hinaus,  namentlich  bei  Körperverletzungen 
gewisser  Art,  Anerkennung  gewährt  haben  *®®). 

a)  Die  Betorsion  als  Erwiderung  von  Beleidigungen 
durch  Beleidigungen  war  bereits  der  tiberwiegenden 
Mehrzahl  der  deutschen  Partikular gesetzbticher  bekannt 
gewesen  *®%  in  Anschlufs  an  welche  sie  dann  auch  im  deut- 
schen Reichsstrafgesetzbuch  Aufnahme  gefunden  hat"^). 
Sie  begegnet  uns  in  der  Gegenwart  (in  Europa)  aufserdem 
namentlich  noch    in    den  Gesetzgebungen    der   deutschen 


589)  Das  Nähere  darüber  unten  sub  littb.  Dort  sind  des  Zusammen- 
hangs wegen  auch  die  Vorschriften  derjenigen  Gesetzgebungen 
mit  zur  Darstellung  gebracht,  welche  eine  Retorsion  (und  Kompen- 
sation) von  Beleidigungen  mit  Beleidigungen  oder  Körperver- 
letzungen oder  umgekehrt  anerkennen,  resp.  über  diese  Fälle 
der  Retorsion  nur  eine  gemeinschaftliche  Bestimmung  haben. 
Sehr  selten  findet  sich  eine  solche  gemeinschaftliche  Vorschrift  nur 
im  allgemeinen  Teile  des  Systems  (so:  Neuenburg  1891  Art.  87), 
regelmäfsig  dagegen  im  besondern  Teile,  u.  zwar  entweder  im  Ab- 
schnitte von  der  Körperverletzung  oder  in  dem  von  den  Belei- 
digungen oder  endlich  in  beiden.  Näheres  darüber  s.  noch  unten. 

590)  Ausnahmen  bildeten  nur:  1)  Sachsen  1838  (sowie  die  ihm 
sich  anschliefsenden  Gesetzbücher  von  Sachsen -Weimar-Eisenacfa 
1839,  Sachs.-Altenburg  1841,  Sachs.-Meiningenl844,  Schwarz- 
burg-Sondershausen 1844).  Ein  auf  Retorsion  von  Thätlich- 
keiten  Bezug  nehmender,  aber  noch  sehr  an  die  No tw  e  hr  anklingender 
Artikel  des  sächs.  Entwurfs  (Art.  192;  im  Abschnitte  von  den  Belei- 
digungen) wurde  später  —  als  durch  die  Vorschriften  über  Notwehr 
(Art.  70,  71) überflüssig  erscheinend  — weggelassen.  Vgl.  K. F. Günther, 
Die  neuen  Kriminalgesetze  für  das  Königr.  Sachsen  S.  115,  Anm. 
zu  Art.  202;  Weiss,  Kriminalgesetzb.  f.  d.  Königr.  Sachsen  etc.  II 
S.  49;  Mittermaier  zu  FenerbachsLehrb.  14.  Aufl.§296a,  Anm.  12 
S.480^  Häberlin,  Grundsätze  IIl  S.  386*,  Leonhardt.  Kommentar 
zum  Krim.-GB.  für  Hannover  II  S.  286  Anm.  10;  Köstlin,  Abhand- 
lung S.  83  Anm.  8;  Beling,  Retorsion  und  Kompensation  S.  182. 
2)  Österreich  1852.  Vgl.  Janka,  Österreich.  Strafrecht  2.  Aufl. 
S.  198.— Über  Bayern  1813  (bezw.  Oldenburg  1814)  sowie  die  baye- 
rischen Entwürfe  von  1822  u.  1827  s.  schon  oben  S.  163  ff.  Bezüglich 


DieStrafgesetzgebung  seit  d.  Mitte  des  18.  Jahrh.  bis  zur  Gegenwart.  299 

Schweiz  ^•^)  sowie   in   denjenigen  solcher  Gebiete,    welche 
dem    vorwiegenden    Einflüsse     deutsch- rechtlicher    Grund- 


der  übrigen  deutschen  PartikulargesetzbUcher,  welche  in  der  Rege- 
lung dieser  Materie  eine  grofse  nBuntscheckigkeit"  und  zum  Teil 
auch  Inkonsequenz  zeigen  (Steinitz,  Die  sog.  Kompensation  S.  6) 
s.  im  Allg.:  Häberlin,  Grundsätze  III  S.  386  ff.;  y.  Jagemanu  u. 
Brauer,  Kriminallexikon  S.  167  s.v.  „Kompensation**;  Goltdammer, 
Materialien  IIS.  326  ff.;  Köstlin,  Abhandlungen  S.  82  ff.;  y.Scliwarze 
in  der  sächs. Gerichts-Zeitung  Y II  S.  247 ff.;  v.  Buri,  Abhandign.  aus 
dem  Strafrecht,  Giessen  1 862, S.90ff.;  Marcinowskiin GA. Bd. XIII 
(1865)  S.  247ff.;  Kronecker  im  GS.  Bd.  XLI,  S.  192  Anm.  1,  193ff.; 
Binding,  Grundrirs  4.  Aufl.  S.  181  ff.;  Steinitz,  Die  sog. Kompen- 
sation S.  6ff. ;  bes.  aber  Beling,  Retorsion  und  Kompensation  etc. 
§  34  ff.  S.  177  ff.  —  Angaben  von  Spezial-Litteratur  enthalten  die 
folgenden  Anmerkungen. 

591)  Ober  das  System  des  RStGBs.  sind  aufser  den  Lehrbüchern 
u.  Kommentaren  (wie  v.  Schwarze,  5.  Aufl.  S.  580  ff.;  Olshausen 
3.  Aufl.  S.  795  [u.  904  ff.])  bes.  zu  vgl.:  Dochow  in  HH.III  S. 369 ff. 
und  in  HRL.  III  S.  464  s.  V.Retorsion;  Freudenstein,  System  des 
Rechts  der  Ehrenkränkungen  S.  94ff.;  Kronecker  im  GS.  XLI 
S.  192  ff  und  (reichhaltig  in  dieser  Beziehung)  Steinitz,  Die  sog. 
Kompensation  S.  8  ff.  u.  bes.  S.  26  ff.  Vgl.  auch  noch  Beling,  Re- 
torsion tmd  Kompensation  etc.  S.  213  ff. 

592)  Vgl.  Näheres  bei  Temme,  Lehrbuch  §  182  S.  570;  Pfen- 
ninger, Strafrecht  S.  124  u.  528  ff.;  Stooss,  GrundzUge  I  S.  468 
und  II  S.  305.  Eine  abgesonderte  Betrachtung  verdient  wegen  seiner 
altertümlichen  Vorschriften  das  „Gesetzbuch  des  Kantons  Unterwai- 
den nid  dem  Wald**,  welches  in  letzter  Linie  auf  das  alte  Nidwal- 
dener  Landbuch  (aus  dem  Anfange  des  16.  Jahrhunderts,  heraus- 
gegeben von  C.  Deschwanden  in  der  Z.  filr  Schweiz.  Recht  VI 
[1857])  zurückgehend,  später  wiederholt  (1623,  1731,  1782,  1806,  1857 
und  1867)  revidiert  und  abgeändert,  zuletzt  189091  in  zeitgemäfserer 
Weise  umredigiert  wurde  (Ausg.  S  t  a  n  s ,  1890 ff.).  Vgl.  Stooss,  Grund- 
züge I  S.  86  ff.  Der  auf  die  Injurien-Retorsion  bezügliche  Passus 
lautete  in  der  Ausgabe  von  1867  folgendermafsen:  „Von  Gegenschel- 
tung**.  —  „Wann  einer  geschulten  wurde  und  ihme  unrecht  geschähe, 
hingegen  zur  Rettung  seiner  Ehre  darummen  auch  wieder  mit  Für- 
worten eine  Gegenscheltung  setzte,  solle  er  derentwegen  geantwortet 
haben**.  Dagegen  hat  die  Ausgabe  von  1890/91  eine  modernere  und 
teilweise  abweichende  Fassung  („Von  der  Ehrverletzung**.  „.  .  .  Wer 
injurirt   (sie)  wird,  dem  Unrecht  geschieht  und  der  dann  mit  einer 
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»ätze  nnterstellt  gewesen  sind  ^,  ohne  dafs  sie  jedoch  den 
Gesetzen  der  romanischen  Lander  Europas  «nnd  sonstiger  mehr 
Tom  franzö>ischen  Recht  beherrschter  •  Staaten  völlig  unbekannt 
geblieben  wäre***). 

Dabei  zeigt  sich  auch  hier  —  ähnlich  wie  bei  der  Pro- 
Tokation  —  eine  auffallende  Gleichartigkeit  in  der  Regelung 
der  erforderlichen  Voraussetzungen.  Als  die  wesentlichste  der- 
selben erscheint  die  Kontinuität**^)  zwischen  der  ersten 
und  der  zurQckgegebenen  Injurie,  die  meistens  in  die  Worte 
gekleidet    ist,    dafs   die  Erwiderung  *••)    der  Beleidigung, 


Injurie  antwortet,  kann  nicht  weiter  Terfolgt  werden*.  Stooss, 
Gmndzfige  I  S.  90,  91.  —  Die  Bestimmnng  des  schweizerischen  Vor- 
entwurfs  (von  1894)  Art  123  Abs.  2  über  provocierte  Be- 
schimpfungen (Tgl.  oben  S  2S<~)  Anm.  548)  könnte  er.  wohl  aoch  auf  Re- 
torsionsfalle  Anwendung  6nden,  wobei  dann  aber  die  strafbefreiende 
Wirkung  nur  dem  zweiten  Beleidiger  zu  gute  konmien  wfirde.  Vgl. 
dazu  StoosB,  Motive  S.  206.  Über  den  Entwurf  für  üri  1894  8. 
noch  weiter  unten. 

593)  So  z.  B.  in  Griechenland,  Serbien,  Dänemark,  Un* 
garn,  in  den  Entwürfen  für  Kroatien  und  Österreich  t.  1891  n. 
1893.  Dagegen  fehlt  sie  z.  B.  im  neuen  niederländischen  StCvB. 
von  1881  (vgl.  Buch  II  Tit.  XVI  Art  261  ff.,  bezw.TitXX  Art.303ff., 
und  dazu  van  Swinderen,  E8quis8eIIp.214,  der  das  Übergehen  der 
Materie  ausdrücklich  gntheifst).  —  Über  die  hierher  gehörigen  aus- 
ländischen Gesetze  (und  Entwürfe),  welche  die  Retorsion  auch  auf 
Körperverletzungen  ausdehnen  s.  Näheres  noch  nnten  im  Text 
sub  litt.  b. 

594)  Ausdrückliche  positive  Vorschriften  über  die  Retorsion 
haben  z.  B.  T essin,  Italien  1889  und  von  den  (von  uns  berück- 
sichtigten) aufserenropäischen  Ländern :  Mexiko.  Andre  Gesetzbücher 
dieser  Gruppe  begnügen  sich  entweder  mit  der  negativen  (und  bes. 
die  Provokation  [den  Affekt]  betonenden)  Fassung  des  Code 
p6nal  Art  471  Ziff.  11  (vgl.oben  S.133  u.  Anm.  300)  —  so  z.  B.  Mo- 
naco Art.  472  Ziff.  11  u.  Ägypten  Art.  346  Ziff.  1;  s.anch  Malta 
Art.  308  Ziff.  5  —  oder  beobachten  völliges  Stillschweigen. 

595)  Vgl.  schon  oben  S.  282  Anm.  557. 

596)  Die  meisten  Gesetzbücher  sprechen  ausdrücklich  von  „Erwi- 
derung** oder  „Erwidern"  (über  welchen  Begriff  im  Allg.  zu  vgl. 
Beling,  Retorsion  etc.  S.  1  ff.  u.  203).  So:  Württemberg  Art  293 
(u.  dazu  Hufnagel,    Kommentar  II    S.  222 ff.;    Mittermaier   zu 
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FeuerbacbB  Lehrb.  14.  Aufl.  §.  296  S.  480  Anm.  12;  Marcinowski 
in  GA.  XIII  8.  324  Anm.  1);  Braunschweig  §  200  (u.  dazuBrey- 
mar,  Das  Krim.GB.  etc.  S.29o;  Goltdammer,  Materialien II  S.324 
Anm.  3);  Hannover  Art.  268  (u.  dazu  Leon  bar  dt,  Kommentar  II 
S.  286);  Thüringen  Art.  192  Ziff.  6;  Baden  §  312  (vgl.  Thilo, 
Komm.  S.  286;  Puchelt,  Komm.  S.  457;  Annaien  der  badischen  Ge- 
richte 1844  S.  137  ff.);  Sachsen  1855  (u.  1868)  Art  245  (vgl.  Krug, 
Komm,  zum  StGB,  von  1855,  II  S.  139);  Prenfsen  §  153  (und  dazu 
Goltdammer,  Materialien  II  S.  322ff.;  Beseler,  Komm.  S.  327; 
Marcinowski  in  GA.  XIII  S.  248 ff.;  Schütze,  Lehrbuch  §  78 
S.  371  Anm.  19);  Oldenburg  1858  Art.  146;  Bremen,  Entw.  1861 
Art.  127  §  389;  LUbek  §  123-,  Hamburg  Art.  168;  deutsches 
RStGB.  §  199  (und  dazu  bes.  Kronecker  im  GS.  XLI  S.  271  ff.). 
Ebenso  femer  die  Schweiz.  Gesetzbücher  von:  Thurgau  §  227; 
Schaffhausen  §201;  Zürich  §  154;  Basel  §134;  Zug  §  91; 
Solothurn  §  135;  desgl.:  Griechenland  Art.  342  u.  691;  Ser- 
bien §  215;  Ungarn  §  275;  Österreich,  Entw.  1891  §  225.  Da- 
gegen hat  Hessen  Art.  314  Abs.  2  (=  Nassau  Art.  307  Abs.  2) 
die  etwas  abweichende  Fassung:  „Wer  .  .  .  wieder  beleidigt"  (vgl. 
Köstlin,  Abhandlgn.  S.  84  Anm.  4).  Bayern  1861  Art  263  spricht 
nur  von  ,igegenseitigen  Ehrenkränknngen",  so  dafs  hier  „ein  Er- 
widerungskonnex nicht  zur  Bedingung  gesetzt  •  .,  ja  Konnexität  über- 
haupt nicht  erforderlich  ist\  So:  Beling,  a.  a.  0.  S.  203  u.  Anm. 2 
und  3,  welchem  daher  die  Ansicht  von  Weis,  Komm.  II  S.  107  und 
Bind  in  g,  Grundrifs  §  102  Nr.  2  (dafs  das  bayerische  StGB,  keine 
sofortige  Retorsion  erfordere)  noch  zu  eng  ist.  Ähnlich  auch:  Bremen, 
Entw.  von  1868  Art.  120  §  364  („wechselseitig  begangene  Ehren- 
verletzungen");  Tessin  Art.350  („vicendevolmente  ingiuriati") ; 
Italien  1889  Art. 397  Abs.  1  a.£.  („gegenseitige  Beleidigungen*"); 
ebenso:  Mexiko  Art.  662;  ähnlich  Kroatien,  Entw.  §  234  („Wenn 
sich  die  Parteien  ...gegenseitig  beschimpfen'*).  S.  auch  noch  D  ä  n  e- 
mark  §  219.  —  Steinitz,  Die  sog. Kompensation S. 8  Anm.  2  hebt 
hervor,  dafs  es  an  einem  geeigneten  Ausdrucke  fehle,  welcher  sowohl 
die  Angriffs-  als  auch  die  Erwiderungsbeleidigung  umfafst.  — 
Über  das  Verhältnis  der  auf  der  Stelle  erwiderten  Beleidigungen  zu 
den  „wechselseitigen**  des  §  198  des  RStGBs.  s.  Steinitz  S.  52  und 
Anm.  3. 

597)  In  der  Bezeichnung  desbeleidigenden  Aktes,  auf  wel- 
chen hin  die  Erwiderung  erfolgte,  gehen  die  einzelnen  Gesetzbücher 
erheblich  auseinander.  1)  Der  einfache  Ausdruck  „Beleidigun g(eu) " 
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fbezw.  bele  idigen)  findet  ncfa  in  Hessen  Art.314Abs.2  (mit  in- 
direkter Fassung;  ^=Xassaa  Art.  dffi  Abs.  2-,  Sachsen  1855  (n. 
l^y*)  Art.  243,  Prenfsen  §  153  (wogegen  die  preafsischen  Ent- 
würfe von  1821*  u.  1^43  die  Retorsion  in  weiterm  Umfange  gegen 
jede  ^rechtswidrige  Behandlung*  hatten  zolassen  wollen;  Tgl.  Golt- 
dammer,  Materialien  II  S.  323  .  Mit  Prenfsen  stimmen  hierin 
fiberein  auch:  Oldenburg  l'S6>  Art.  146,  Lfibeck  §  123  n  deut- 
sches RStGB.  §  199  (.Beleidigungen*,  imifassend  nach  der  herr- 
schenden Ansicht  nur  die.  aber  auch  alle  die  im  XIV.  Abschnitt 
des  Gesetzbuchs  genaimten  Delikte:  s.  dazu  im  Allgem.  namentlich 
Kronecker,  a.  a.  0.  S.  202flr.  u.  Steinitz,  a.  a.  0.  S.  37  ff.  [mit 
weitem  Litteraturangaben].  Die  Beschränkung  auf  nur  auf  Antrag 
▼erfolgbare  BeleidigaDgen  im  §  194  Abs.  2  des  Entwurfs  II  d.  StGBs. 
f&r  den  Norddeutschen  Bund  wurde  später  gestrichen,  eine  Ändenmg, 
deren  Gründe  bei  Beling  a.  a.  0.  S.  21.%  216  n.  Anm.  2  imd  Stei- 
nitz 8.37,  38  näher  erörtert  gind).  Ebenso  ferner:  Serbien  §215; 
Danemark  §219:  Ungarn  §275;  Osterreich,  Entw.  1891  §225; 
Tessin  Art,  350;  Italien  1889  Art.  397  Abs.!  a.  E.  Mexiko 
Art  662  erwähnt  nur  leichte  Beleidigungen,  Griechenland  im 
Art.  342  zwar  «eine  durch  Ehrenangriff  ^dem  Retorquenten)  zugefügte 
Beleidigung"  schlechthin,  im  Art.  691  dagegen  ebenfalls  nur 
„leichtere Beleidigung*.  2)  Von  „Ehrenbeleidigungen'' sprechen 
Württemberg  Art  293  und  Basel  §134.  3  .Ehrenverletzung'' 
hat:  Ttiringen  Art.  192  litt.  b.  4)  „Ehrenkränkungen"  nennen; 
Hannover  Art.  268;  Baden  §  312-,  Bayern  1861  Art 263;  Thur- 
gau  §  227^  Schaifhausen  §  201;  Zürich  §  154-,  Zug  §  91. 
5)  Den  Ausdruck  „Beschimpfung"  (oder  beschimpfen)  haben: 
Solothurn  §  135:  Aargau,  Entw  §  296  und  Kroatien,  Entwurf 
§  234-  6)  Der  Bremer  Entwurf  von  1861  §  389  liefs  gegen  eine 
Ehrverletzung  oder  eine  nicht  als  Körperverletzung  im  e.  S. 
rnach  §  395)  strafbare  körperliche  Mifshandlung  oder  Beschä- 
digung (d.  h.  also  Realinjurie)  Erwiderung  durch  eine  Ehr- 
verletzung (ausgenommen  gewisse  qualificierte  Injurien)  zu.  Auch 
der  Entwurf  von  1868  §  364  nannte  noch  in  ganz  ähnlicher  Weise 
Erwiderung  (bezw.  Kompensation)  von  „Ehrenverletzungen  irgend  wel- 
cher Art"  (mit  Ausnahme  jedoch  gewisser  näher  genannter  schwerer 
Fälle)  und  „strafbarer  körperlicher  Mifshandlungen  oder  Be- 
schädigungen, die  nicht  Körperverletzungen  (§  331)  sind",  mit 
einander  oder  mit  Ehrenverletzungen. —  Die  übrigen  Gesetzbücher  er- 
wähnen die  Realinjurien  zwar  nicht  ausdrücklich ;  doch  war  schon 
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zur  Zeit  der  Partikniargesetzgebung  in  Deutschland  die  (vom  ge- 
rn e  i  n  e  n  Recht  abweichende  [8.  Bei  in g,  a. a. 0.  S. 72  ff.,  «3  ff.,  121  ff.]) 
Ansicht  herrschend,  dafs  bezUgl.  der  Retorsion  der  Injurien  die 
neuem  Gesetze  „mit  Recht  keine  Beschnänkung"  machen,  und  „dafs 
daher  auch  symbolische  und  Realinjurien  durchaus  hierher  ge- 
hören". K  ö  s  1 1  i  n ,  Abhandlungen  S.  85.  Vgl  H  ä  b  e  r  1  i  n ,  Grundsätze 
III  S.  387;  Mittermaier  zu  Feuerbachs  Lehrbuch  14.  Aufl.  §  296a, 
S.  480  Anm.  12;  Hufnagel,  Präjudizien  der  Württemberg.  Gerichte 
S.  344;  Thilo,  Kommentar  zum  bnd.  StGB.  S.  286;  Puchelt,  Kom- 
mentar zu  demselben  GB.,  S.  457  ff.;  v.  Schwarze,  in  der  sächs. Ge- 
richts-Zeitung VII  S.  256;  Bei  in  g,  a.  a.  0.  S.  193  u.  Anm.  7  und 
S.  201  Anm.  47,  48.  Speziell  Über  Preufsen  und  das  RStGB.  s. 
noch  Näheres  unten  im  Text  sub  litt.  b.  Von  den  neuem  aufser- 
deutschen  Gesetzen  ist  noch  Neuenbürg  1891  Art.  87  hier  anzu- 
führen, welches  die  Erwiderung  einer  „injure  ou  des  voies  de  fait 
(Thätlichkeiten)  par  une  autre  injure  ou  par  d'autres  voies  de  fait" 
erwähnt.  Da  jedoch  das  Gesetzbuch  unter  den  Begriff  der  „voies  de 
fait"  auch  leichtere  Körperverletzungen  (im  Gegensatze  zu 
den  in  Art.  316  u.  317  aufgezählten  schweren  Fällen)  rechnet,  so  sind 
seine  Vorschriften  über  Retorsion  auch  unten  bei  der  Gruppe  der- 
jenigen Gesetzgebungen,  denen  die  Retorsion  auch  bei  Körperver- 
letzungen im  e.  S.  bekannt  ist  (s.  Text  litt,  b)  nochmals  anzuführen. 
Vgl.  im  Allgem.  noch  Stooss,  Grnndzüge  II  S.  468.  7)  Braun- 
schweig §  200  u.  Hamburg  Art.  168  stellen  neben  „Ehrenkrän- 
kung'' (bezw.  „Beleidigung")  noch  ausdrücklich  auch  die  „Verleum- 
dung". (S.  auch  Beling,  a.  a.  0.  S.  192  und  201,  der  aber  nur 
Hamburg  erwähnt,  weil  Braun  schweig  als  Wirkung  der  Retorsion 
nicht  Kompensation  in  e.  S.,  sondern  nur  Strafmilderung  für 
den  Retorquenten  zuläfst  [vgl.  darüber  Näheres  noch  unten]).  Auch 
sonst  ist  die  Fassung  der  beiden  Gesetzbücher  noch  verschieden,  in- 
dem Braunschweig  schlechthin  die  Erwiderung  einer  „Ehron- 
kränkung  oder  Verleumdung"  anführt  und  demnach  wohl  Gleichartig- 
keit der  erwiderten  Delikte  im  einzelnen  Fall  erfordert,  während 
Hamburg  umgekehrt  die  Erwiderung  einer  Verleumdung  mit  einer 
Verleumdung,  dem  Wortlaute  nach  zu  schliefsen,  unberücksichtigt 
läfst,  da  es  nur  von  einer  „Beleidigung"  spricht,  „welche  als  Er- 
widerung auf  eine  vorausgegangene  Beleidigung  oder  Verleum- 
dung ..  .  erfolgt".  Württemberg  erwähnt  in  seinem  Art.  293 
über  die  Retorsion  zwar  nur  die  „Ehrenbeleidigung",  reiht  die  Mate- 
rie aber  auffälliger  Weise  den  speziellen  Vorschriften  über  die  „Ver- 
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lenmdang*  u  die  ia  l-ej.TeiL  Kip.  IV  Abs^ta.!!  Art.^S*5C  ge- 
trennt Ton  ^kt  »ELrerkriiJrzz^  L  e.  S.  ^Alf<-I:n.  I  Art-  ±S3  ffl]  be- 
handelt bt  -  Kö«t!in.  AbiÄr«i!rn.  ?.  S4  ■-  Ania-  7  ertlinc  die  Er- 
n  alincng  der  Verlecmduafftur  riehti^  in  denjesiz'en  Gesetigebongen, 
,welebe  die  TcrÄT-gv^ar^ne  Keizzz^  tnr  c»der  vonarsweise  als 
StrafnJIdercn^'ignasd  t^  den£etorq;ienten  ansehen*-  wie  B  rann - 
Bchwei?  .  vährend  die  Xichi-Enrähnonr  jene?  Delikts  konsequent 
sei  in  denjenigen  Gesetzen,  ^welche  von  dem  Gedanken  einer  Kom- 
pensation im  weitem  Sinne  an^^eben.  &<>feni  es  sieh  um  die  Er- 
widerung' einer  Injurie  handelt,  während  konsei^nenterweise  Ycr- 
leomdnng  peg^n  TerleumdcEg  sieh  aach  hier  aafhel»en  sollte*.  Ffir 
diejenigen  Gesetze,  welche  die  Verlennidcng  nicht  ansdr ucklieh 
em ahnen,  eehloss  sie  die  herrschende  Meinung  früher  Ton  der 
Betorsion  aus.  TgL  t.  Jage  mann  o.  Brauer,  Kriminal  lexikon 
S.  2*}7:  Beling.  a,  a.  0.  S.  19:?  Anm.  2.  Bestrinen  war  die  Frage 
in  Preufsen,  S.  Goltdammer,  Materialien  11  S.  324Xr.  4;  Marci- 
nowski  in  GA.  XIII  S.  249  und  weitere  Citate  bei  Beiing.  S.  193 
Anm.  5.  Vgl.  auch  Steinitz,  a.  a,  0.  S.  3>.  —  Die  Bestimmungen 
des  deutschen  BStGBs.  werden  meistens  als  ev.  auch  Verleumdung 
mitumfassend  interpretiert.  Vgl.  tLa.:  Dochowin  HBL.  III  S.  465 
und  in  HH.  III  S.  671  Anm,  17  mit  weitem  Citaten;  v.  Schwarze, 
Komm.  S.  581  Xr.  5;  Berner,  Lehrb.  17.  Aufl,  S.  4'^2;  Kronecker, 
a.  a.  0.  S.  2(r2;  Steinitz  S.  a^:  Beling,  S.  214.  215.  —  Erwähnt 
seien  hier  endlich  noch  die  weitem  Kontroversen  im  geltenden  deut- 
schen Becht  über  die  Znläfsigkeit  der  Betorsion,  bezw.  Kompensation 
a)  bei  Beleidigungen  durch  die  Presse  (worüber  Näheres  bei 
v.Schwarze,  Komment.  S. 582, 583,  Nr. 8;  Olshansen,  Kommentar 
S.  796  Nr.  5;  Kronecker,  a.  a.  0.  S.  218ff.;  Steinitz,  a.  a.  0. 
S.  54  ff.)  und  b)  bei  Beleidigungen  r.  S.Abgeordneter  (geschehen 
in  Ausübung  ihres  Berafs).  Aus  der  Litteratur  über  diese  Streitfrage 
zu  vgi.  bes  :  Zimmermann  in  GA.  Bd.  XXXI  (1883)  S.  197  ff.  und 
XXXII  (18S4)  S.  313 ff.  und  Binding,  Handb.  I  S.  676  u-  Anm.  14, 
welche  beide  dieselbe  bejahend  beantworten.  Ebenso  auch:  Oppen- 
hoff,  Kommentar  zu  §  11  Nr.  6;  Kronecker,  a.  a.  0.  S.  212  ff.; 
IL  Meyer,  Lehrb.  4.  Aufl.  S.  170  n.  S.  377;  Steinitz,  a.a.O.  S.  49 
und  Anm  1  u.  2  und  S.  50;  A.  M.  dagegen iBeichsgerichts- Entschei- 
dung vom  5.  März  1881  (Entschdgn.  IV  S.  14)-,  Olshausen,  Komm. 
Nr.  5  zu  §  11  S.  87  und  Nr.  3  zu  §  199  S.  795;.  Hälschner,  Gem. 
deutsches  Strafr.  II  9i  214;  Merkel,  Lehrbuch  S.  283;  v.  Liszt, 
Lehrb.  6.  Aufl.  S.  252  Anm.  3;  Fuld  im  GS.  Bd.  XXXV  S.  529 ff.; 
II.  Meyer,  Lehrb.  5. Aufl.  S.319  u.  Anm.  17  (abweichend  von  S.  129 
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u.  Anm.  9  ebdas.).  S.  auch  noch  B  e  r  n  e  r ,  Lehrb.  17.  Aufl.  S.  482  Anm.  1 ; 
A.  Hess,  Die  Ehre  und  die  Beleidigung  etc.  S.  59  Anm.  4. 

598)  Die  Aufstellung  des  Erfordernisses  der  Erwiderung  in  con- 
tinenti  („auf  der  Stelle")  erklärt  sich  zum  guten  Teil  wohl  aus  der 
frühem  unklaren  Vermischung  der  Retorsion  mit  der  Notwehr. 
Vgl.  Köstlin,  Abhandlgn.  S.85;  Beling,  a. a. 0. S. 96 fif. ,  127,  166  u. 
Anm.  19  (gegen  Kronecker,  a.  a.  0  S.  199  Anm.  2).  Sie  findet 
sich  namentlich  fast  in  allen  deutschen  Partikulargesetzbüchem  mit 
Ausnahme  von  Braunschweig  (obwohl  es  [nach  Köstlin,  Ab- 
handlgn. S.  85  Anm  8]  gerade  dessen  Auffassung  von  der  Retorsion 
nahe  gelegen  hätte),  Thüringen  (vgl.  oben  S.  282  ff.  Anm.  557), 
Bayern  1861  und  Hamburg  1869.  Vgl.  Binding,  Grundrifs 
4.  Aufl.  S.  181;  Beling,  a.  a.O.  S.203.  Daselbst  auch  über  das  Feh- 
len des  Erwiderungskonnexes  überhaupt  in  Bayern  und  Hamburg. 
Aus  der  deutschen  Partikulargesetzgebung  ging  die  Voraussetzung 
der  Erwiderung  „auf  der  Stelle"  auch  ins  deutsche  RStOB.  über. 
Sie  ist  ferner  bekannt  den  schweizerischen  Strafgesetzen  von 
Thurgau  §227,  Schaffhausen  §201,  Zürich  §154,  Basel 
§  134,  Zug  §  91,  Solothurn  §  135,  sowie  den  Rechten  von  Grie- 
chenland (nach  Art.  691  bei  der  Retorsion  von  leichten  Injurien, 
während  Art. 342  betr.  der  Retorsion  von  schweren  Beleidigungen 
allerdings  darüber  schweigt)  u.  Ungarn  §  275.  Der  Österreichi- 
sche Entwurf  von  1891  §  225  hat  den  Ausdruck  „sofort",  und 
ebenso  spricht  der  aargauer  Entw.  von  1892  von  „sofortiger 
Erwiderung**.  Das  Strafgesetzbuch  von  Mexiko  Art.  662  endlich 
sagt  „Zug  um  Zug".  —  Ziemliche  Einstimmigkeit  herrscht  darüber, 
dafs  die  Worte  „auf  der  Stelle"  etc.  weder  rein  örtlich  noch  zeit- 
lich allzu  eng  aufzufassen  sind,  dafs  sie  vielmehr  nur  die  (unter 
billiger  Berücksichtigung  des  Einzelfalls  zu  ziehende)  Grenze  für  den 
durch  die  Beleidigung  hervorgerufenen  erregten  Gemütszustand  (Affekt) 
des  Retorquenten  bilden  sollen.  Vgl.  betr.  der  deutschen  Partikular- 
gesetzbücher V.  Schwarze  i.  d.sächs.Gerichts-Ztg.  VU  S.253,  259  u. 
die  Citate  bei  Beling,  a.  a.  0.  204  Anm.  8  u.  9;  betr.  des  deutsch. 
RStGBs.:  die  Kommentare  von  v.  Schwarze,  zu  §  199  Nr.  8  S.  588 
Oppenhoff,  zu  §  199  Nr.5  u.  Olshausen,  ebendazu  Nr.  2,  S.  796 
sowie  die  Lehrbücher  von  Hälschner  II,  1  S.  115,  Merkel  S. 206, 
V.  Liszt,  6.  Aufl.  S.  252  u.  Berner,  17.  Aufl.  S.  481 ;  ferner: 
Dochow  in  HH.  III  S.  371  u.  Anm.  19  und  in  HRL.  III  S.  465; 
Freudenstein,  Ehrenkränkungen  S.  95  u.  Anm.  3,  S.  96  und 
Anm.  1,    2;    Kronecker,  a.  a.  0.    S.  223  ff ;    Steinitz,   a.  a.  0. 

Gunthor,  Mee  der  WlP<lerv«rgelt«ng.  III,  1.  20 
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liair.  a-  a.  O.  ??.  C*-— Im».  ::s  f^  —  Für  die  Er^*e:r:r=ir  d**  Erfor- 
^*:rT,i*v:»  'i'rr  Emi'^^nLjr  ,a-f  Cer  virile*  is  Cl^reissnnaiss^  mit 
d'-r  «pai'^rtt  %/'iL*:iz.z*:»:LU.  Jüri.*pr::«!rr:2:  s*  Beliuff,  S.  K-^  de  lese 
f'rf'rr.^a:  Pfennin^er,  ^r^a:re•-Lt  drr  ScLweii.  S-  ^2±  —  I^er  je- 
wAMt-rhtl'v'hf:  .Satz  ^ret^^r*io  nft»'r«i'>a:«  n«>a  carur*  ist  namentlicli 
Us'ii  Iiii''k*i''bt  aaf  /irn  prakti^^rh  »i«:bti^*^ii  Fall  eine*  mumierbn-^ehe- 
fjf:n  Wort»*:/:h*^'%.  in  d*^r  necern  Z^rii  tod  d»rii  meisien  Schritt *tellei» 
aof<f*rjr''b^ni  w^rd^-n.  V:rl.  iLa:  Dochow  in  HH.  S.  3T1  Anm.  lt> 
(Ui'it  n'rit^rn  Citat^rn  u  in  URL.  III  S.  4*'ö:  Schütze,  Lehib.  S.371 
A nnj.  llf ;  F r e  u d  e n  9 1 c  i  n .  Flbrenkranknogen  S.  ^ö  Anm.  1  Abs.  ä 
■t;*'K*'n  V, .Schwarze,  Kommentar  0.  Aufl.  S.  ^•»l  Nr.  4,  der  inkon^e- 
qu#rritf!r  \V<ri-e  die  Anti-Ketorsion  im  Aügem.  nicht  anerkennt  wäh- 
r<?rid  er  datr^g^-n  bei  ununterbrochenem  Wortwechsel  die  Aufrechnimg 
ziilaftfien  nill  ;  «.  auch  .Steinitz,  a.  a.  O.  S.  1/9  n.  Anm.  3  «gegen 
H  c  h  w  a  r  z  e,.  Cher  die  frühere  Praxi»  in  den  deutschen  Einzelstaaten 
n.  heA  in  fr,  a«  a.  0.  S.  li/J,  2^^  n.  Anm.  33-35. 

r/>t>;  Einij^c  Oesetzbücher  heben  die  Reizung,  bezw.  den  dadurch 
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bei  dem  Gegner  erzeugten  Affekt  auch  bei  der  Inj  orien  -  Retorsion 
noch  ausdrücklich  hervor  (vgl.  Kos  tun,  Abhandlgn.  S.95  u.  Anm.9), 
darunter  auch  solche,  welche  aufserdem  noch  das  Erfordernis  der 
Kontinuität  (Erwiderung  ^auf  der  Stelle")  haben,  wie  ßchaff- 
hausen  §  201  Abs.  2  (indem  es  die  vorangegangene  Anreizung 
auch  bei  Überschreitung  des  Gleichmafses  der  Erwiderung  als  „wesent- 
lichen Milderungsgrund '^  berücksichtigt).  Bei  denjenigen  Gesetzen, 
welche  über  die  Kontinuität  der  Retorsion  schweigen,  kann  man 
in  der  Betonung  des  gereizten  Affektzustandes  eine  Art  Ersatz  da- 
für erblicken.  Vgl.  Braunschweig  §200;  Griechenland  Art. 342 
(bei  schweren  Injurien);  Kroatien,  Entw.  §  234  („in  der  Hitze  des 
Streits**).  Tessin  Art.  350  spricht  von  Vornahme  der  gegenseitigen 
Beleidigungen  „in  un  alter co  o  in  una  rissa**.  Über  die  Hervor- 
hebung des  provocierten  Affekts  im  fanzösischen  Code  p^nal 
(Art.  471  Ziff.  11)  und  den  ihm  folgenden  Gesetzen  s.  schon  oben 
S.  2S1  Anm.  552,  553. 

600)  Vgl.  Württemberg  Art.  293  und  Hannover  Art.  208: 
„ohne  Überschreitung  des  Mafses"  ^  Baden  §  312  u.  Hamburg 
Art.  168:  „in  nicht  bedeutend  höherm  Mafse**^  Sachsen  1855 
(u.  1868)  Art.  243:  „wenn  (die  Erwiderung)  nicht  die  vorausgegangene 
Beleidigung  erheblich  übersteigt";  Schaffhau8en§  201:  „ohne 
oder  nur  mit  unerheblicher  Überschreitung  des  Mafses**;  Aar- 
gau, Entwurf  von  1892  §  296  (gefafst  wie  Sachsen  1855);  Grie- 
chenland Art.  691:  „ohne  dabei  das  Mafs  zu  überschreiten"; 
Serbien  §  215  (wenn  die  erwiderte  Beleidigung  nicht  erheblich 
schwerer  ist) ;  vgl. auch  Tessin  Art. 350,  welches  nur  einen  ,,eccesso 
gravissimo"  in  der  Erwiderung  berücksichtigt.  Über  die  Schwie- 
rigkeiten der  Auslegung  dieser  Beschränkung  vgl.  u.  a.:  Sarwey, 
Monatschronik  für  wUrttemb.  Justizpflege  VII  S.  304;  Mittermaier 
zu  Feuerbachs  Lehrb.  14.  Aufl  §  29oa,  S.  480  Anm.  10.  Wie  übrigens 
z.  Teil  schon  der  Wortlaut  der  Gesetze  selbst  anzeigt,  ist  das  Er- 
fordernis des  Gleichmafses  der  Injurien  nicht  zu  strikt  zu  nehmen, 
und  namentlich  keineswegs  völlige  Gleichartigkeit  (Gleichheit  der 
Gattimg)  der  beleidigenden  Akte  zu  verlangen.  So  schon  überein- 
stimmend die  Mehrzahl  der  altern  Schriftsteller,  wie  Häb erlin, 
Grundsätze  HI  S.  387;  Goltdammer,  Materialien  II  S.  324  Anm. 3; 
Köstlin,  Abhandlungen  S.86  u.  Anm.4;  v. Schwarze  in  der  sächs. 
Gerichts-Zeitg.  VII  S.256  und  2()3,  sowie  die  meisten  Kommentatoren 
(vgl.  darüber  Beling;  a.  a.  0.  8.  200,  201  u.  Anm.  39—46  u.  S.  202 
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Seiten  einer  ihm  nahestehenden  Person  als  gleichwertig 
betrachtet  ««2). 

Die   verschiedene   Wirkung  der   Retorsion  bei  Belei- 


8.254:  „Es  ist  ein  Hauptgrundsatz  der  strafrechtlichen  Kompensation, 
dafs  nur  der  Thäter  und  der  Verletzte  dabei  konkurrieren,  ein 
aufs  erhalb  dieses  Personenkreises  hervorgegangenes  Ereignis  also, 
mag  es  die  Parteien  auch  noch  so  nahe  berühren,  nicht  herange- 
zogen werden  darf".  Vgl.  Beling  S.  196  u.  Anm.  20.  Daselbst 
S.  196  ff.  auch  über  die  ziemlich  weitgehenden  Ausnahmen,  welche  die 
ältere  Doktrin  und  Praxis  (z.  Zt.  der  deutschen  Partikulargesetz- 
gebungen) von  jener  Kegel  zuliefs.  Betr.desRStGBs.  s.  Olshausen, 
Komm.  S.  795  Nr.  2  und  Steinitz,  a.  a.  0.  S. 52  u.  Anm.  2  u.  S.ö3. 
602)  Diese  Ausdehnung  findet  sich  gesetzlich  nur  in  dem  öster- 
reichischen Entwürfe  von  1891  §  225  („Wird  eine  Beleidigung  von 
dem  Angegriffenen  oder  einer  ihm  nahestehenden  Person  er- 
widert .  .**  Ebenso  auch  schon  der  (noch  allgemeiner  gehaltene)  Ent- 
wurf vom  Jahre  1889  §  68  (H.Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S. 319  Anm.  15) 
und  der  diesem  wieder  ähnliche  Entwurf  nach  den  Ausschufsanträgen 
von  1893  §  64.  Befürwortet  ist  eine  solche  Vorschrift  de  lege  fe- 
renda zum  Teil  schon  von  v.  Schwarze  in  der  sächsischen  Gerichts- 
Zeitung  VII  S.  254  ff.  und  neuerdings  bes.  von  Kulemann  in  Z.  XI 
S.  349,  welcher  die  Beschränkung  der  Retorsion  auf  den  zunächst 
Beleidigten  nach  dem  geltenden  Recht  für  einen  „unverantwortlichen 
Fehler  des  Gesetzes"  erklärt  und  eine  Fassung,  welche  den  dem  be- 
leidigten Retorquenten  gewährten  Schutz  auch  auf  Beleidigungen 
(bezw.  Verletzungen)  dritter  Personen  ausdehnt,  als  ein  „dringen- 
des Erfordernis"  bezeichnet.  Es  sei  nicht  einmal  zu  verlangen,  dafs 
der  Retorquent  zu  dem  beleidigten  Dritten  in  einem  besondem  Schutz- 
verhältnisse  stehe.  Vgl.  auch  Steinitz,  a.a.O.  S.  52,  53;  beschränk- 
ter: Kronecker  im  GS.  XLI  S.  243,  der  aber  doch  wenigstens  die 
einem  der  „Angehörigen"  des  Retorquenten  zugefügten  Injurien  den 
direkt  gegen  ihn  selbst  gerichteten  gleich  geachtet  wissen  möchte. 
S.  dazu  Steinitz  S.77. —  Zu  beachten  ist  noch,  dafs  manche  Gesetz- 
bücher bei  ihren  Vorschriften  über  die  Retorsion  sich  nicht  speziell 
auf  zwei  Personen  beschränken.  S.  z.  B.  Kroatien,  Entw.  §  234 
der  schlechthin  von  „Parteien"  spricht,  und  besonders  Mexiko 
Art. 662,  wo  sogar  ausdrücklich  von  „zwei  oder  mehr  Personen" 
die  Rede  ist.  Auch  bei  dem  von  Tessin  Art.  350  erwähnten  „alter- 
co  0  rissa"  dürfte  wohl  eine  Beteiligung  von  mehreren  Personen 
nicht  ausgeschlossen  sein. 
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r;r.jrv  'yffrr  .S:ra:'ai**-^iI:^.'xar*rrüO*:  Geyer,  Grxs-iriiJ*  I 
.*,  17^5  c^^  Bin-ilftr.  Gnr«:r:.'«  -L  A::f.  >.  Ifl:  cii  Ri-fk«i«rht  auf 
#fa/<  Knt^»*^a  'l^  B::h:^T5  talt^^a  nLXuehe  e*-l^:rb  die  Beze:<r!iBim«r 
«fikaitatirer  ^rrafaa§«•^hIie.'-sr*rT:a:•i  «r-ier  Strafaaf- 
h  •; b u n ^  » ^nsnc  *  für  die  riehrir^te-  $•>:  Joba  ia  Z.  I  S.äT?:  Bia- 
diajf,  >'onß*:B  I  ''1.  Aaf.  S,  U»»:  Olshaasea.  Konucentar  3.  Anfl. 
?*-  7ty<  Xr  10  IL  S.  'rO.  Dai?e^ea  aber:  t.  Li«it.  Lehrb.  3.  Anfl. 
¥i.  2r7i,  w'^hT*:iifi  na^rh  Kroneeker,  a.  a  0.  S.  :*»:•»  jener  Ausdruck 
zwar  «achli':h  das  Riebtige  tridTt.  aber  in  seinem  Wortlante  als 
ein*;  eontradictio  in  adjecto  er«<:heint.  S-  das^g^n  wieder:  Stoss, 
Ortindzüge  I  S,  470  Annu  1,  der  selbst  S.  4»:?,  47«J  von  einem 
«Htrafaafhebangsgrand-*  scblechthin  spricht,  dabei  aber  aach 
aaf  die  ^scboldmild/fmde"  oder  ^scbaldansschliefsende*  Wirkuig 
der  Provokation  des  Retorqnenten  hinweist.  Steinitz,  Die  m>g, 
Kompensation  etc.  .S.  ^j  n.  Anm.  3  n.  4  zieht  endlieh  (nnter  näherer 
Motivieruni^/  die  Bezeichnung  ^fakultativer  S  traf  minder  ungs- 
grund*  vr/r.  ^Kompensation  =  .Strafminderung,  ,ev.  bis  auf  den  Null- 
punkt"; der  ^Kompensationsthatbestand*,  ungenau  als  Retorsion 
bezeichnet,  sei  daher  „ein  auf  einer  Verringerung  der  Schuld 
basierender  fakultativer  Strafminderungsgrund").  Vgl.  das.  auch  noch 
H,  i^'}f  t^}  n,  Anm.  5;  ferner  Bin  ding,   Normen  I  2.  Aufl.  S.  32  und 
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quenten,  vereinzelt  aber  auch  wohl  schlechthin  für  den  „min- 
der Schuldigen")  eintritt«««). 


232  n.  Kr  OD  eck  er,  a.  a.  0.  S.  201,  wo  derselbe  schliefslich  zu  dem 
negativen  Besultate  gelangt,  dafs  sich  «das  Kechtsinstitut  Überhaupt 
nicht  in  die  im  allgemeinen  Teile  des  StGBs.  behandelten  Katego- 
rieen  einreihen  lasse ''. 

604)  Dafs  die  strafmildernde  oder  strafbefreiende  Wirkung  der 
Retorsion  in  den  meisten  modernen  Gesetzgebungen  nicht  meiir  — 
—  wie  früher  regelmäfsig  (s.  Beling,  S.  187,  188)  —  obligato- 
risch, sondern  nur  fakultativ  angedroht  ist,  erscheint  insofern 
ganz  konsequent,  als  auch  heute  nach  der  herrschenden  Ansicht 
nicht  mehr  (wie  früher  teilweise  in  der  gemeinrechtlichen  Theorie) 
ein  Becht  zurBetorsion  (jus  retorquendi)  anerkannt  wird.  S.  u.  a: 
Hälschner,  Preufs.Strafr.U  S.  182;  Geyer  im  GS. XXVI  S.328ff.; 
Dochow  in  HH.  III  S.  370  u.  in  RBL.  III  S.  465;  Berner,  Lehrb. 
17.  Aufl.  S.  481  u.  Anm.  3;  Kronecker  a.  a.  0,  S.  200;  Steinitz, 
a.  a.  0.  S.  27,  33  u.  Anm.  2;  vgl.  auch  Beling,  a.a.O.  S.  2Anm.  1 
U.S.  191.—  Ein  jus  retorquendi  gewährte  übrigens  auch  schon  keines 
der  deutschen  Partikulargesetzbücher  aus  diesem  Jahrhundert  mehr 
(Beling,  S.  179,  191);  nur  entzog  Sachsen  1855  (im  Anschlufs  an 
die  theoretische  Ansicht  v.  Schwärze's)  dem  Wirkungskreise  der 
für  „Betorsion**  geltenden  Bestimmungen  eine  Beihe  von  Fällen  da- 
durch, dafs  es  in  seinem  Art.  240,  Abs.  2  ein  von  der  Notwehr  ver- 
schiedenes „Abwehrrecht"  gegen  Beleidigungen  (Abwehr  uner- 
laubter oder  unsittlicher  Handlungen  oder  Zumutungen  von  sich  oder 
Andern)  konstruiert  hatte,  wofür  Straflosigkeit  eintreten  sollte. 
Beling, ^a.a.O.  S.179,  180;  v.  Schwarze,  Sachs.  Gerichts-Ztg.  VII, 
S.  252.  Über  die  auch  in  der  partikularrechtlichen  Litteratur 
noch  öfter  vorkommende  Beurteilung  der  Betorsion  aus  dem  Gesichts- 
punkte einer  Berechtigung  s.  Beling  S.  180,  181. 

605)  Im  Einzelnen  lassen  sich  (unter  Zugrundelegung  der  Grup- 
pierung bei  Bin  ding,  Grundrifs  4.  Aufl.  §  193  S.  181,  182  und  Be- 
ling, a.a.O.  S.  182  ff)  etwa  folgende  Systeme  in  den  Gesetzgebungen 
unterscheiden.  1)  Sowohl  die  Handlung  des  Angreifers  als  die- 
jenige des  Betorqnenten  sind  obligatorisch  für  straflos  er- 
klärt. Diese  Wirkung  drückt  a)  Württemberg  Art.  293  mit  den 
Worten  aus,  dafs  „keinem  Teile  ein  Becht  auf  Klage"  zustehe,  (vgl. 
Häb erlin,  Grundsätze  III  S.  387;  Mittermaier  zu  Feuerbachs 
Lehrb.  14.  Aufl.  §  296  S.  480  Anm.  12).  Ebenso  auch:  Schaff- 
baus en  Art. 201  Abs.  1  (vgl.  Pfenninger,  Strafrecht  S.  529),  und 
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ähnlich:  Mexiko  Art  662  (:  es  „kann  keiner  (der  Injurianten)  die 
Bestrafung  der  übrigen  verlangen...*  b)  Die  übrigen  in  diese 
Gmppe  gehörigen  Gesetzbücher  bedienen  sich  der  Wendung,  dafs  die 
Erwiderung,  bezw.  der  Erwidernde  „straflos  ist"  oder  dafs  keine 
„Bestrafung"  oder  „Untersuchung"  dieserhalb  stattfinden  soll, 
während  zugleich  meistens  auch  noch  dem  zuerst  Beleidigten  das 
Recht  der  Klage  oder  des  Antrags  auf  Bestrafung  des  Beleidigers 
ausdrücklich  abgesprochen  wird.  So:  Baden  §  312:  „Eine  Ehren- 
kränkung,  welche  als  Erwiderung  auf  eine  vorausgegangene  ...  er- 
folgt, ist  straflos"  (Abs.  1).  Die  in  „nicht  geringerm  Mafse"  er- 
folgte Erwiderung  „hebt  ...  die  Anklage  wegen  der  vorauage- 
gangenen  Ehrenkränkung  auf"  (Abs.  2).  Ebenso:  Hamburg 
Art.  168.  Beling,  a.a.O.  S.  192  bemerkt,  dafs  nach  dieser  Fassung 
„die  Kompensation  für  den  Erwidernden  materiellrechtliche, 
für  den  ersten  Angreifer  strafprozessuale  Wirkimg  habe", 
solche  Ungleichheit  aber  „in  Wahrheit  nicht  beabsichtigt"  sei  „weil 
(diesem)  Unterschied  keine  Aufmerksamkeit  gezollt"  worden.  Auch 
Sachsen  1855  (u.  18G8)  Art.  243  bezeichnet  die  sofortige  Erwide- 
rung als  „straflos",  mit  der  Hinzufügung,  dafs  „in  diesem  Falle 
auch  von  dem  zuerst  Beleidigten  nicht  auf  Bestrafung  wegen  Be- 
leidigung angetragen  werden"  kann.  Fast  wörtlich  ebenso:  Aar- 
gau, Entw.  §  296  Abs.  1  u.  2.  Hannover  Art.  268  begnügt  sich 
mit  der  Bestimmung,  dafs  „keine  weitere  Untersuchung"  statt- 
finde („wenn  nicht  die  Beschaffenheit  des  Falls  eine  von  Amts- 
wegen vorzunehmende  Untersuchung  nötig  macht  [Art.  269]").  Vgl. 
Häb erlin,  Grundsätze  III  S.  387;  fiber  Hannover  auch  Beling, 
a.  a.  0.  S.  185  (Kompensation  der  Privatgenugthuung)  und  S.  186 
(Kompensation  der  öffentlichen  Strafe);  ebendas.  S.  186  über  Würt- 
temberg und  Sachsen  1855  (u.  1868).  Nach  Beling  lassen  alle 
drei  Gesetzbücher  zwar  auch  „Kompensation  hinsichtl.  der  öffent- 
lichen Strafe  zu,  drücken  aber  durch  (ihre)  Fassung  .  .  aus,  dafs 
die  ohne  Antrag  strafbaren  Injurien  der  Aufrechnung  nicht  unter- 
worfen sein  sollen"  (a.  a.  0.  S.  186;  vgl.  auch  S.  191).  Über  die 
nach  der  Fassung  des  sächs.  GBs.  in  dieser  Beziehung  möglichen 
Zweifel  s.  ebendas.  S.  186  Anm.  14.  Für  Baden  und  Hamburg 
ist  dagegen  die  Einschränkung  auf  Antragsfälle  ebenso  wenig  anzu- 
nehmen wie  bei  den  unten  sub  Ziff.  3  genannten  Gesetzen  (von 
Prenfsen  [Waldeck  1855],  Oldenburg  1858  und  Bayern  1861).  Be- 
ling, a.  a.  0.  S.  187.  Kronecker  im  GS.  XLI  S.  195  weist 
hin  auf  die  civilistische  Kompensationstheorie    der  ange- 
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Entwicklungsgang  zurückblickenden  Injurien-  Retorsion  •^•) 
ist  die  Retorsion  als  Erwiderung  von  Körperverletzungen 


führten  Gesetzbücher,  wonach  der  Aasschlufs  des  Elagerechts  für 
beide  Teile  bei  Vorhandensein  zweier  wechselseitiger  gleich  schwe- 
rer (s.  oben  S.  307  Anm.  600)  Injurien  dem  Satze  „ipso  jure  com- 
pensatur»  entspreche.  Vgl.  auch  Köstlin,  Abhandlungen  S.  85.  — 
Zu  Gruppe  b)  gehört  auch  noch  Griechenland  Art.  691  (be- 
züglich der  leichtern  Injurien  [„so  findet  keine  Bestrafung  statt**]), 
und  T  es  sin  Art.  350  („non  si  fa  luogo  a  pena").  2)  Sowohl  die 
Handlung  des  Angreifers  als  auch  diejenige  des  Betorqnen- 
ten  gilt  prinzipiell  als  strafbar  („nicht  straflos**),  doch 
ist  (obligatorisch)  dem  Retorqnenten  „die  vorausgegangene 
Verletzung",  bezw.  die  dadurch  bei  ihm  hervorgerufene  „Rei- 
zung** als  Strafminderungs-  oder  Milderungsgrund  anzu- 
rechnen, während  die  Kompensation  im  e.  S.  (Strafaufrechnung) 
unbekannt  ist  (vgl.  Beling,  a.  a.  0.  S.  182  ff.).  So:  Braun- 
schweig §  200  (und  dazu  Häberlin,  Grundsätze  III  S.  386)  und 
Thüringen  Art.  192  Ziff.  6.  Vgl.  Binding,  Grundrifs  4.  Aufl. 
S.  182  Nr.4;  H.  Meyer,  Lehrbuch  5.  Aufl.  S.318  Anm.  12;  Beling, 
a.a.O.  S.179  Anm.  5,  182.  Hierher  ist  auch  Griechenland  Art. 342 
(betr.  der  schwerern  Ehrverletzungen)  zu  rechnen,  u.  denselben  Stand- 
punkt vertraten  auch  einige  ältere  schweizerische  Gesetzgebungen 
(wie  Luzern  1836  u.  Freiburg  1849).  S.  darüber  Temme,  Lehr- 
buch §  182  S.  570  Anm.2  u.  Pfenninger,  Strafr.  S.528.  Man  kann 
hierhin  eventuell  auch  noch  Hessen  Art.  314  (=  Nassau  Art. 307) 
stellen,  obwohl  hier  in  Abs.  1  zunächst  nur  von  Provokation  (im 
Gegensatz  zur  Retorsion  i.  e.  S.,  als  Erwiderung  auf  der  Stelle)  die 
Rede  ist  (vgl.  oben  S.  279  Anm.  546)  und  im  Abs.  2  (über  die  Retor- 
sion i.e.  S.)  die  weitere  Bestimmung  hinzutritt,  dafs  (fakultativ)  der 
Erwidernde  selbst  von  aller  Strafe  befreit  werden  kann.  Vgl. 
Häberlin,  Grundsätze  III  S.  387;  Köstlin,  Abhandlungen  S.  84 
Anm.  4;  Binding,  Grundrifs  S.  182  Nr.  4  a.  E,;  H.  Meyer,  Lehrb. 
5.  Aufl.  S.  318  Anm.  12;  Kronecker  im  GS.  XLI  S.  194;  Beling, 
a.  a.  0.  S.  182,  183,  wo  auch  Näheres  über  die  Frage,  ob  nach  diesem 
Gesetzbuche  der  erste  Angreifer  gestraft  werde  oder  ebenfalls 
straflos  ausgehe.  Für  letztere  Ansicht  Häberlin  u.  Köstlin  (a.aO.)i 
dagegen  (richtiger)  Beling,  S.  183.  3)  Der  Richter  soll  er- 
mächtigt sein,  fakultativ  für  beide  Beleidiger  oder  für  einen 
derselben  eine  (der  Art  oder  demMafse  nach)  mildere  Strafe  oder 
ev.  (gleichfalls  für  beide  Teile  oder  einen  derselben)  völlige  Straf- 
losigkeit eintreten  zu  lassen.    Vgl.  Köstlin,   Abhandlgn.    S.  84; 


Eiüdimr.  Onr-lr::*  5    I^  Xr.  3:  Beliir.  x  i^O-  S.  l^T,  :^'5.  l^X 

k^TTc«';r*^*i-. '•>*:»  im:  Pre-Zf-em  §  I%>  i-  daxi  tj  >li*iftaaer,  Maxe- 
ruL:e>  il  S-  Äi.  :^4:    Beliar  S.   I>*.    I>:    «»rwi*  d-ea  roa  pre*.«. 

deftburif  IVy?  An_  llo  \:=A  L^tefk  §  li:::  d^^r*-  im  Bremern, 
Ea:w^.  T^/m  Tt^^^  §  3^4  wiirerd  «i*i  d«?r  IJir^irf  T.>a  IS^l  $  o^SV  »nf 
.StrmfimilderaBs^  t-r*<Lri:ik:e  :  ähiilirb  ms-»b  BsTerm  l^i^l  tjI. 
Belinir  ?•.  1t7.  1*»1  :  fersier:  Thmr^aa  $  ±?T  '*. »-«rSi  PfemmiBjer, 
.*trmfr.  S.  sTT^  ü.  ö-j*.»  und  Dämemark  f  t\^  rrL  vam  Swimderem. 
E«^iai*«*  II  p.  1*2  .  Erwm«  enrier  ist  Msterreieh.  Estv.  l^Vl  §  ±i*o 
'',.  .  io  kmmi  der  Bi-^hrer  &  beide  Be*?h:ildirrc  oder  für  dem 
mimder  ^ehaldi^en  eii;e  mildere  Strafe  eintretem  Imssem  uid  mach 
\fm  der  Strafe  ^anz  ab*ehen*^.  Ül»er  dieFa$«iic^  des  Entwurfs  Tom 
1>*1*3  nairh  dem  AiL««ebaf «an träfen  «f  ^  «^Näheres  imtem  imAnm. iVi^ 
b,  Dag^e^en  beschränken  sich  aaf  fakaltatir  nach  lichierlichem 
Erme««*-D  eintretende  Straffreierkläninz  beider  Beleidiger  oder 
eine»  derseü^en:  deutsches  KStGB.  §  IS^  von  dem  die  Fassnn«:  de« 
Entwurfs  I  §  li54)  noch  abwich,  während  der  Entw,  II  §  1S4  schon 
im  Wesentlichen  übereinstimmte;  Beling-.  a.  a.  0.  S.  214  :  die 
schweizerischem  Gesetzbücher  fgLStooss.  Grundzöge  II  S  ^i«iC>) 
von  Zürich  §  154,  Basel  IM,  Zng  §91,  Solothurn  §ia'>:  desgl. 
Ungarn  §275:  Kroatien.  Entw. §  234:  Italien  lSSSÄrt.397  Abs.  l 
a.  E.  —  Diejenige  Wirkung  der  Retorsion,  dafs  entweder  a)  nur  der 
Retorquent  ^wegen  strafbarer  Selbsthülfe)  oder  b)  nur  der  erste 
Angreifer  mit  Strafe  belegt  wird,  welche  vereinzelt  in  der  Littera- 
tur  vertreten  worden  'für  a;  bes  :  v.  Wächter,  Lehrbuch  11  S.  107 
Anm.  4;  für  b)  v.  Buri»  Abhandlungn.  S.  lH)ff.)  ist  (nach  Bindimg, 
Grundrifs  S.  182  Nr.  3)  gesetzlich  in  den  deutschen  Eimzelstaaten 
[n.  ebenso  wohl  auch  sonst])  nirgends  anerkannt  worden. 

606)  Darüber,  dafs  dem  gemeinen  Recht,  welches  sich  hierin  zu- 
nächst der  italienischen  Jurisprudenz  anschlofs,  im  Wesentlichen 
nur  die  Retorsion  von  Verbalinjurien  geläufig,  diejenige  von 
Realinjurien  oder  gar  Körperverletzungen  dagegen  (bis  etwa 
in  die  letzten  Decennien  des  18.  Jahrhunderts)  unbekannt  gewesen, 
s.  jetzt  bes.  Beling,  Geschicbtl.  Entwicklung  der  Retorsion  u. Kom- 
pensation S.82flf.,  85flf.,  121,  123, 163.  Vgl.  auch  unsere  Abteilung  II 
S,  24  Anm. 71.  Dagegen  finden  sich  allerdings  schon  im  deutschen 
{lechte  des  Mittelalters  (bis  ins  16.  Jahrh.)  vereinzelte  Bestim« 
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erstem)  ein  yerhältnismärBig  junges,  ja  eigentlich  erst  der 
Gesetzgebung  der  letzten  Jahrzehnte  angehöriges**')  und  auch 
hier  nicht  allzu  häufig  begegnendes  Rechtsinstitut,  welches  in 
der  Litteratur  eine  sehr  verschiedene  Beurteilung,  im  Allge- 
meinen aber  wohl  mehr  Gegner  als  Anhänger  gefunden  hat*®*). 

Zu  den  Gesetzbuchern,  in  welchen  eine  solche  Erwiderung 
bei  Körperverletzungen  in  recht  ausgedehntem  Mafse  aner- 
kannt worden  ist,  gehört  bekanntlich  auch  unser  deutsches 
ßeichsstrafgesetzbuch,  auf  dessen  einschlägige  Vor- 
schriften der  eigentümliche  Entwicklungsgang  der  preufsi- 
schen  Strafgesetzgebung  einen  unverkennbaren  und  weit- 
gehenden Einflufs  geUbt  hat  «'^®). 

In  Abweichung  von  den  übrigen  deutschen  Partikular- 
gesetzgebungen, welche  sämtlich  das  Institut  der  lietorsion  auf 
Beleidigungen     beschränkten  ®^®),    finden     wir  dasselbe    im 

mungen  Über  Retorsion  von  Körperverletzungen  leichterer  Art.  Vgl. 
unsere  Abtlg.  I  S.  214  flf.  u.  II  S.  21  ff. 

607)  Der  im  Texte  hervorgehobene  Entwicklungsgang  des  Instituts 
hängt  zum  guten  Teil  wohl  auch  mit  der  erst  verhältnismäfsig  späten 
Ausbildung  eines  selbständigen  Delikts  der  „Körperverletzung" 
zusammen.    S.  auch  Beling,  a.  a,  0.  S.  194  und  Vorrede  S.  VII. 

608)  Vgl.  im  Allgem.  schon  oben  S.  284  Anm.  559  und  (bes.  Über 
§  233  RStGB.)  auch  noch  weiter  unten  S.  321  Anm.  624.  Als  Haupt- 
gegner ist  auch  hier  Geyer  zu  nennen,  der  in  HH  III  S.  551  Anm.  8 
die  ev.  Straflosigkeit  bei  der  Retorsion  von  Körperverletzungen  (nach 
§  233  BStGB.)  als  eine  „Versündigung  an  dem  Charakter  des  öffent- 
lichen Strafrechts''  und  den  vom  Gesetzgeber  eingeschlagenen  Weg 
als  „sehr  gefährlich"  bezeichnet. 

609)  S.  im  Allgem.  über  die  Entstehungsgeschichte  des  §  233  des 
RStGBs.  sowie  bes.  auch  Über  die  Abweichungen  desselben  von  der 
Fassung  des  Entwurfs  I  u.  II  des  StGBs.  für  den  Norddeutschen  Bund : 
Beling,  a.  a.  0.  §  40  S.  214  ff.;  vgl.  auch  Steinitz,  Die  sog.Kom- 
pensation  etc.  S.  7,  8. 

610)  Vgl.  Beling,  a.  a.  0.  S.  194:  „Überwiegend  verhielt  sich 
die  Territorialgesetzgebung  (gegen  die  Aufrechenbarkeit  der  Körper- 
verletzungen) ablehnend;  so  noch  Hamburg  1869  (Art.  133  Abs.  2)"; 
u.  ebenso  selbst  noch  der  Entwurf  I  des  StGBs.  für  den  Norddeutschen 
Bund.  Beling  S.  214.  Über  die  Meinungsverschiedenheiten  betr.  der 
Tragweite  des  Art.  293  d.  Württemberg.  StGBs.  (vbd,  mit  Art.  261 
u.  284  ebds.)  ß.  Beling,  S.  194  u.  Anm.  11,  12, 


-r  L  Um*  ir*  lr.7i*irL  'i'j?  nr  r^r^-rr^xn. 
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X.  AioL    !.  Ä»7*:i.:-r*£;  zt  v A.  i™  '^.  i-r 

-*12  p7*Xf**T  f  :*r-  ^'^^J3.  1*: !  IT*  £*77«Kr'*r.»*'3Ti:rsa  asf 
<tr  r:*l.*  eTF^l^r:  v^rit^a.  *«:   «*:I1   i»*r  S^i-itfr  *raiifii:rs  »:x 

a**-i  ai:lc*r*  -,  t*r  r»r  k*:a*  S:?»:*  *iitr^t*!i  n  'j*sta*.  Za 
«ia3i2i*r.  3ti:-iTix':-ra  II  >.  .i  t  *♦•:  B***'-*r.  KisLib^^tar S-o'^- 
\:\  .*  U7  1.  :?•->  A:i:=.  r:  Beri^r  iai  •--i.  X'X  '=^.  44:  Sieiaiti, 
X  a  O.  .S-  7:  Bel:-r.  a^xO.  S.  :rC  a.  ArzL  I->  :^:  »^-^i  weiter» 
Llf^ra'^Taiza'r-"  .  ••'."».il  ü:;  §  I>r  ri-ii  a^^r-^fj rr-^^ea.  vomit 
*!;*:  Lmiö^Tiziz  ff*'*TLriri.  ralm  Cie  W:«*ei*ehaft  d-x-h  ,über- 
'n\*"s:*rz,A  an.  Ca;§  hier  t:ir  ir:i-rrialb  cerselbea  I*eliit«arl  aljo 
ai'-fat  zwi*f:'T.*fik  Be'e:*::j-i:ijea  urd  K-^r^^rrerlriz^ir^a  AcäeehBim^ 
•tarhaft  »^ri*.  Be'.inr.  a.  a  O.  S.  :*»:  a.  Aazi.  4?.  Das^sen  war 
^j*r  Praxig  d*r«  prea.'«.  Obertribniia:*  «chwariectL  S. ebenda».  S.3»l 
tL  Aura,  :/}. 

^»V,  \^.  Freufs,  ALR.  TeU  U  Tit.  ^i)  §  t52S.  Allerdings  sollte 
Axn  Kr]ti;riam  ziri«^:ben  Reaüniarien  und  Körperrerletznnffen  nicht 
n'fWifhl  im  Erfolge  als  ,in  der  Verschiedenheit  des  dolus  gefunden 
w<frd*fn*.    Marcinowftki  in  GA  XIII  S.  2öl. 

f'M;  \>1.  darüber  Goltdammer,  Materialien  II  S.  4*4,  4<X>; 
Marcinow«ki,  a.  a.  0.  S.  2:r2:  .Man  nahm  an.  dafs,  weil  die  Ab- 
n/'ht  ÄU  b#;«chimpfen,  «ich  im  Erfolg  der  körperlichen  Milshandlong 
^ufMrrf;,  die  .Strafe  der  letztern  diejenige  der  Beleidigung  ent- 
sprechend in  «ich  »chliefse**,  obwohl  dadurch  .nicht  die  TolUtan- 
t\\t(ti  Beseitigung  de«  ehrenverletzenden  Moments  beabsichtigt*  war. 
Vgl,  da«,  noch  Nähere«  über  die  Ausführungen  in  den  Motiven. 
Gegen  die  Anerkennung  der  Bealinjurie   und  flir  ihre  Unterordnung 
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gereiht  hatte  •").  Sollte  nun  die  bei  der  Retorsion  den  Par- 
teien eingeräumte  Vergünstigung  nicht  lediglich  auf  die  Ver- 
balinjurien beschränkt  bleiben,  so  war  es  thatsächlich  erfor- 
derlich, eine  Erweiterung  des  Gesetzes  in  der  angegebenen 
Richtung  eintreten  zu  lassen  •^®). 

AuflFallend  ist  es  nun  aber  allerdings,  dafs  unter  den  Ge- 
setzgebungen,  für  welche  das  preufsische  Vorbild  auch  in 
diesem  Punkte  mafsgebend  geworden  •*'),  gerade  unser  Reichs- 


unter den  Begriff  der  Körperverletzungen  wurde  hier  bes.  angeführt, 
„dafs  das  Wesentliche  in  dem  Angriffe  auf  die  Person  liege  (der 
aus  verschiedenen,  oft  erst  im  Verlaufe  der  Untersuchung  erkenn- 
baren Motiven  unternommen  sein  könne);  .  .  .  die  Absicht  der 
Ehrcnkcänkung  erscheine  nur  als  ein  Moment  für  die  Strafzu- 
messung. Stelle  man  dieselbe  Handlung  bald  als  Körperverletzung, 
bald  als  Beleidigung  dar,  so  nehme  das  Vergehen  eine  zwitterartige 
Natur  an,  welche  die  richtige  Auffassung  verdunkele,  während  durch 
das  Ausscheiden  der  Realinjurie  die  Kriterien  klar  und  deutlich  her- 
vortreten". Dieselbe  Auffassung  wurde  auch  in  der  Kommission  der 
damaligen  zweiten  Kammer  vertreten.  Vgl.  auch  Goltdammer, 
a.  a.  0.  II  S.  405. 

615)  In  den  verschiedenen  Entwürfen  waren  die  Realinjurien  noch 
nicht  schlechthin  beseitigt  gewesen.  S.  Marcinowski,  a.  a.  0. 
S.  252:  „Der  Entwurf  von  1843  llihrte  (im  §266)  ,durcb  Thätlichkeiten 
gegen  die  Person  verübte  Ehrenkränknngen'  noch  als  eine  Art  der 
Ehrverletzung  auf.  Die  Revision  von  1845  liefs  zwar  diesen  Begriff 
fallen,  die  Immediatkommission  beschlofs  aber  die  Wiederaufnahme 
der  betr.  Bestimmung  und  stellte  fUr  die  Kompensation  der  Injurien- 
strafe wörtlich  denselben  Grundsatz  auf,  welchen  das  StGB,  im  §  153 
wiedergiebt.  Der  Entwurf  von  1847  enthält  in  den  §§  195  und  197 
die  einschlagenden  Vorschriften.  Die  spätem  Beratungen,  namentlich 
die  dem  Entwürfe  von  18"'0  unmittelbar  vorhergehenden  Verhand- 
lungen führten  (dann  aber)  zur  Ausscheidung  der  Realinjurie *". 
Vgl.  auch  Goltdammer,  a.  a.  0.  II  S.  403 ff.;  Hälschner,  Gem. 
deutsch.  Strafr.  II,  2  S.  114;  Kronecker  im  GS.  XLI  S.  194.  Mit 
der  Beseitigung  des  Begriffs  der  Kealinjurie  stand  das  preufs.  StGB, 
unter  den  deutschen  PartikulargesetzbUchem  vereinzelt  da.  S.  Golt- 
dammer, a.  a.  0.  II  S.  406  Anm.  1  a.  E. 

616)  Vgl.  Goltdammer,  Materialien  II  S.  405  u.  Anm.  1  vbd. 
mit  S.  323;  Kost lin,  Abhandlgn.  S.  85  Anm.  3. 

617)  Fast  wörtlich   reproduciert   auch   der  §  174  des  StGBs.  filr 
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<^f  >  i ".  i:  t ^  a  K ', r;.^n *- :,*-/'.! Tiz^a  ü^ i  §  :?.•  •  fxl>a .  e  i  k e r  c*r 
'Jna*>rf  '/^'rr  b^rX':  ia^h  L'=^*'aL<ra  TvÄ  Cr-f  MT^iV  befreit  werde« 
k'/f..'.^^  f  a.,«  «r«  f»;'-h  ^A^^^ra  um  »<-Lwere  K-'rperTer>r2B=re« 
RiVb  J  '^^  bJr.^^.t.  kann  *»*:i  ac'^fe  *«'iL*i:ff*^a  iLil-iein^eEUsistiE'ieB 
j^jraftfiii^^r arif^  «r;jjtret*rn-  —  C'-^r  die  k-Lj  »eitrv-LfSf^ien  Vor- 
t^\$r'iift^u  <ier  Krittkurfe  fiir  KaTflaDd  II  Art.  14  Satz  2  cn«i  ISal- 
%ikt\*',n  'y  '^t]^  %.  Näh^rre«  ant^n  Adid.  *^'fi  o.  Oi^.  Aach  in  Chioa 
tritt  HuAiuil\*\f:Tnüfr  ^iil  ^wenn  jemaDd  die  Schlage,  die  er  er- 
hsilu-Uf  U'jU'//i\f'U  erwidert*.  Köhler,  Chioes.  Strafrecht  S-16:  Ta- 
tnlftjf'Ieu-Iee,  H^uU  y/r2  -Staun ton.  p.  32»'»;. 

(',\H,  lir:tißty  i  \HU',  ^.  .  wenn  die  Beleidigung  mit  einer  That- 
H  c  k  k  e i  t  h^^rangr^n  wird*. 

<JJ1>,  H,  Motive  de»  Kntwurf»  \\  de»  StGBs.  für  den  Nordd.  Bund 
7M  %  VXßff.,  und  dazu  Beling,  a.  a.O.  S  214.  Geyer  im  GS.XXVI 
(\Hli}  .«,  rj'Jfl  nennt  daher  den  §  -2:i3  de»  BStGBs.  ,eine  böebst  selt- 
maujo  ItliiMtration  zu  dem  .Satze:  ,Ce8sante  ratione  legis  eessat  lex 
ipHft  .  /  I>ie  ratio  der  entsprechenden  Yorschrift,  welche  sieb  im 
preufMiN^ihen  HtGB.  fand,  ist  nicht  mehr  vorhanden,  das  Gesetz  aber 
Jfdit    CteilweiMe    unigcÜndcrt;     als   irrationellcs   im    deutschen   StGB. 
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setzgeber  leitenden  Voraussetzungen  fehlen  •*•),  sondern  auch 
der  Begriff  der  „leichten  Körperverletzungen"  wegen  der  (aus 
der  ganz  speziellen  Aufzählung  der  „schweren  Körperver- 
letzungen" im  §  224  sich  ergebenden)  blofs  negativen  De- 
finition derselben  sowie  durch  die  Beseitigung  der  preufsischen 
Mittelstufe  der  „erheblichen"  Körperverletzungen  "®)  eine  be- 
deutende Ausdehnung  erfahren  hat  •2*). 


fort".    Vgl.  auch  Geyer  in  HH.  III  S.  550-,    Dochow  in  HRL.  III 
S.  465;  Hälflchner,  Gem.  deutsch.  Strafr.  II,  1  S.  114. 

620)  Vgl.  u.  a.  Hälschner,  Gem.  deutsch.  Strafr.  II,  1  S.  114; 
Berner,  Lehrb.  17.  Aufl.  521  flf. 

621)  Über  die  Arten  der  unter  die  Vorschrift  des  §  233  RStGB. 
fallenden  Körperverletzungen  s.  ausführlich  Eronecker  im  GS.  XLI 
S.  203—208  u.  Steinitz,  a.  a.  0.  S.  38-42.  Namentlich  sind  hier- 
her zurechnen  1)  nicht  nur  alle  leichten  vorsätzlichen  (§223), 
sondern  2)  wohl  auch  die  leichten  (d.  h.  nicht  mit  einer  der  im  §  224 
genannten  Folgen  verbundenen)  fahrlässigen  Körperverletzungen, 
welche  erfahrungsgemäfs  (wie  z.  B.  ein  fahrläfsiges  Treten  auf  den 
Fufs)  oft  mit  vorsätzlichen  Thätlichkeiten  (oder  Beleidigungen)  er- 
widert werden.  S.  Krön  eck  er,  a.  a.  0.  S.  206,  der  für  solche 
Fälle  gänzliche  Straffreiheit  für  angemessen  erachtet.  Im  Wesentlichen 
ebenso:  Geyer,  Grundrifs  II,  S.  21;  Hälschner,  Gem.  deutsch. 
Strafrecht  II,  1  S.  115  u.  Anm.  1;  Berner,  Lehrb.  17.  Aufl.  S.  531-, 
Steinitz,  a.  a.  0.  40  u.  Anm.  5;  die  Kommentare  zu  §  233  von 
v.Schwarze,  5.  Auflf.  S.650,Nr.  2,  Oppenhof  ff,  Rüdorff-Steng- 
lein,  Olshausen  (3.  Aufl.  S.  905  Nr.  1  litt. b),  sowie  überhaupt  die 
herrschende  Ansicht;  auch  Rubo,  Komm,  zu  §  233  Nr.  1  S.  796,  der 
aber  nicht  zu  billigender  Weise  alle  fahrlässigen  Körperverletzungen 
schlechthin  als  leichte  betrachtet.  S.  dagegen  u.  a.  Steinitz, 
a.  a.  0.  S.  40  u.  Anm.  3.  Vgl.  im  Allg.  auch  noch  Beling,  a.  a.  0. 
S.  216.  Gegen  den  Einwand  Geyers  (im  GS.  XXVI  S.  329),  dafs 
sich  unter  den  vorsätzlichen  leichten  Körperverletzungen  desRStGBs. 
(in  Folge  der  im  Texte  angedeuteten  systematischen  Behandlung  der- 
selben) ev.  auch  schon  recht  schwere  Formen  befinden  können,  be- 
merkt Kronecker,  a  a.  0.  S.  199  Anm.  4,  „dafs  der  Richter  eben 
in  solchen  Fällen  von  der  ihm  in  §233  gewährten  Befugnis  keinen 
Gebrauch  machen"  werde.  Darüber  dafs  die  sog.  gefährlichen 
Körperverletzungen  des  §  223a,  jedenfalls  nicht  hierher  gehören, 
herrscht  (abges.  etwa  von  Rubo,  Kommentar  zu  §  233  Nr.  6,  S.  796, 
der  auch  die  Verletzungen  des  §  223a  als  leichte  betrachtet)  völlige 
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Aber  auch  noch  nach  einer  andern  Richtung  hin  hat  der 
§  223  des  ReichBgtrafgesetzbnchs  die  Grenzen  des  Begriffs  der 
Retorsion  gegenüber  dem  preufsisehen  Rechte  erweitert"*). 
Es  sind  nämlich  hier  aufser  den  „leichten  Köri)erverletzungen" 
auch  noch  „Beleidigungen^  sowohl  als  Angriffs-  wie  als 
Erwiderungsmittel  aufgeführt,  so  dafs  danach  die  Retorsion  in 
der  drei f  a  chen  Gestalt  einer  Erwiderung  von  leichten  Körper- 
verletzungen mit  eben  solchen,  von  Beleidigungen  mit  leichten 


Übereinstimmung  der  Ansichten.  Vgl.  u.  a.:  Dochow  in  HRL.  HI 
S.465;  Freudenstein,£brenkränkungenS.99Anm.l;  v.  Schwarze, 
Komm.  S.  650  Nr.  2 ;  Olshausen,  Komm.  S.90öNr.  llittb;  Steinitz, 
a.  a.  0.  S.  41  u.  Anm.  2,  S.  42.  S.  bes.  auch  noch  Kronecker, 
a.  a.  0.  S.  203,  205,  242,  der  jedoch  die  absolute  Ausschliefsung 
der  Verletzungen  des  §  223  a  ungerecht  findet  und  de  lege  ferenda 
fUr  Ausdehnung  der  Retorsion  auch  auf  diese  Fälle  ist.  Vgl.  auch 
Steinitz,  a.  a.  0.  S.  28  und  42,  der  aber  (S.  42  Anm.  3)  doch 
Kroneckers  Vorschlag  als  zu  weitgehend  bezeichnet.  Zuzustimmen 
dürfte  demselben  allenfalls  insofern  sein,  als  es  sich  um  Erwiderung 
einer  gefährlichen  Körperverletzung  mit  einer  leichten  (oder  etwa  gar 
nur  mit  einer  Beleidigung)  handelt,  da  es  allerdings  unbillig  (nach 
Kr.  sogar  als  eine  „ungeheuerliche  Unznträglichkeit")  erscheint,  dafs 
man  nach  dem  Buchstaben  des  Gesetzes  zwar  einen  Fanstschlag  mit 
einem  Fanstschlage  straflos  erwidern  darf,  während  derjenige,  „der 
eine  solche  Erwiderung  einem  Messerhelden  zu  Teil  werden  läfst, 
,  .  .  auch  (noch)  gerichtlich  bluten"  müfs  (a.  a.  0.  S.  205).  Vgl. 
auch  das  Beispiel  bei  Steinitz,  S.  28.  Bedenklich  erscheint  dagegen 
die  Erwiderung  von  gefährlichen  Körperverletzungen  unter  einander 
oder  gar  diejenige  von  leichten  mit  gefährlichen  Verletzungen. 
Über  den  Vorschlag  einer  Ausdehnung  der  Retorsion  auf  die  Fälle 
der  schweren  Körperverletzungen  nach  §  224  s.  Näheres  noch  unten 
Anm.  625  a.  E.  Über  die  Frage  der  Kompensationsfähigkeit  von  durch 
Beamte  begangenen  Körperverletzungen  (§  340  RStGB.)  s.  Kro- 
necker, S.  207  u.  Steinitz,  S.  38flf. 

622)  Dartiber,  dafs  dem  preufsisehen  Rechte  die  im  Texte 
genannte  Ausdehnung  der  Retorsion  nach  dem  RStGB.  noch  völlig 
unbekannt  gewesen  s.  Marcin owski  in  GA.  XIII  S.  251.  Vgl.  je- 
doch über  die  Praxis  des  Obertribunals  oben  S.  316  Anm.  612.  — 
Auf  die  Annäherung  des  Systems  des  KStGBs.  an  das  deutsche  Recht 
des  Mittelalters  (s.  oben  Ö.  314  Anm.  606)  deutet  Pfenninger, 
Strafrecht  der  Schweiz  S.  124  hin. 
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Körperverletzungen  oder  endlich  von  letztem  mit  erstem  er- 
scheinen kann«^*). 

Auch  mit  dieser,  von  Manchen  lebhaft  bekämpften  Aus- 
dehnung des  Instituts  ®^*)  steht  übrigens  unser  geltendes  Recht 


623)  Der  §233  des  RStGBs.,  (mit  dessen  Fassung  im  Wesentlichen 
auch  schon  §  227  des  Entwurfs  II  des  StOBs.  für  den  Nordd.  Bund 
übereinstimmte;  s.  Beling,  a.  a.  0.  S.  21ö)  schreibt  vor:  „Wenn 
leichte  Körperverletzungen  mit  solchen,  Beleidigungen  mit 
leichten  Körperverletzungen  oder  letztere  mit  ersteren  auf  der 
Stelle  erwidert  werden,  so  kann  der  Richter  für  beide  Angeschul- 
digte oder  für  einen  derselben  eine  der | Art  oder  demMafse  nach 
mildere  Strafe  oder  überhaupt  keine  Strafe  eintreten  lassen". 
Vgl.  dazu:  Olshausen,  Komm.  S.  905;  Rubo,  Komm.  S.  797  Nr.f); 
Steinitz,  a.  a.  0.  S.  72,  73  Anm.  5.  Die  vom  Entwurf  II  des 
StGBs.  'f.  d.  Nordd.  Bund  (§  227  Abs.  2)  aufgestellte  Beschränkung 
der  Retorsion  auf  nur  auf  Antrag  verfolgbare  Körperverletzungen 
wurde  später  gestrichen.  Vgl.  Steinitz,  S.  39;  Beling,  a.  a.  0. 
S.  216,  woselbst  auch  Näheres  über  den  Grund  dieser  Änderung.  — 
Zu  beachten  ist  die  im  §  233  dem  richterlichen  Ermessen  bei  Ver- 
hängung der  Strafe  etc.  fiberlassene  grössere  Mannigfaltigkeit  im 
Vergleich  zu  §  199  RStGB.,  der  nur  (fakultative)  Straflosigkeit 
erwähnt.  Vgl.  Steinitz,  S,  73,  dessen  Bemerkungen  hier  aber  leicht 
zu  Mi fs Verständnissen  Anlafs  geben  könnten.  Nach  Kroneker  im 
GS.  XLI  S.  243  wäre  die  in  dieser  Beziehung  zwischen  den  §§  199 
u.  233  herrschende  Ungleichheit  „dadurch  zu  beseitigen,  dafs  auch  in 
den  Fällen  des  §  199  dem  Richter  die  Befugnis  eingeräumt  wird,  an- 
statt der  Straffrei erklärung  auf  eine  der  Art  oder  dem  Mafse  nach 
mildere  Strafe  zu  erkennen". 

624)  Vgl.  u.  a.  im  Allg.  (aber  noch  ohne  Bezug  auf  das  RStGB.) 
schon  Marcinowski  in  GA.  XIII S.  251 :  „Hält  man  nun  daran  fest, 
dafs  die  Kompensation  nur  bei  solchen  Delikten  zuzulassen  ist, 
welche  im  Strafmotiv  auf  derselben  Basis  beruhen,  so  wird  man  die 
dadurch  gekennzeichnete  Gruppen  in  dieser  Beziehung  streng  gegen 
einander  abschliefsen  müssen.  Man  wird  nur  Handlungen  dersel- 
ben Kategorie  gegen  einander  zur  Ausgleichung  bringen,  mithin 
Ehr  Verletzungen  und  Körper  Verletzungen  nicht  mit  einander  kom- 
pensieren dürfen".  Die  neuern  Gegner  der  Retorsion  (überhaupt 
oder  doch  derjenigen  bei  Körperverletzungen;  vgl. oben  S.284  Anm. 559) 
richten  ihre  Angrifife  gerade  auch  gegen  den  zu  weiten  Unifang  des 
§  233  RStGB.,  und  zwar  namentlich  wieder  gegen  die  für  alle  der 
dort  genannten  Falle  ev.  mögliche  völlige  Straflosigkeit.    S. bes. 

Oünthcr,  Idco  der  WicdcrvergcUung.    III,  1.  21 


—.-•*•' 


•<»*-'' '.j'rn'i  '*■' •v'-j.  mn»'i-*'.ir'..na"'  —  Zxz*x^i  ksiiii  nan  ▼■iiii  ^iau 
X^..|--'».-  i'iir  l«*r  >  L^iKonim^  ter  i.-nir*ina  aai*!i  \  rill^i  mit 
*  » t  l '  1  *     r^nm     i   A  irf    i  '•i  *.  Ai  '_   'i»*^.mien  3i  -iän  UaiAantie 

••'•X.,  IvF-M  a  'i  r  TT  ^  j  1  *  »,  A  *  *mrr'^*^*3.;ai*ä.  b^iiaaiiel-  die:»  Art 
'1<»r  fCAv.r *^',n  <  '* -» -, a .  im  A''"i'»''ani~  t  .a  «iea £  >rp*rT*rleriiaffea 
'K^-p  XV  a . *  a  1  <r  a  ;n  'l.»»  T.;ti  'l«*!!  B*>:'i:rTazea«  Kjip. X VIT  . 
VY'    ^*P    ^V  I  I  A'^    5    Fa*r^ei  fai  O-   XLVII  S.  Ht  :    ,Weu 

K  ^,'p*:r7^f  l^nzia^r  aaf  lier  Stelle  eTw>:«irt  L*t.  kann  die^e 
t*fAfy^  sr«'.*»>»*^n  wfrr<*:a^,  Kap.  XViI  f  '-♦  Fardea,  J^  a.  0.  S.  H^ 
f'\y*  Axuxk,  jf>i^h<am  a.*  flrginzizis  d^rLä'tken  der obi^ea  Vorsekrift, 
ft/^'b  h'mzn:  ,iiskt  ^Pit  B^ieidi^te  .  .  .  tv^  EhrenTerletmiiif 
rr»»f  *)ri^,r  K</rp^rrerl^tzang^  oder  einer  Beleidiraa^  erwidert, 
kftAnB^^frafunsr  in  den  ||  5  und  7  g-enannten  Falleii  d.  h.  bei 
S*-f\fMiu*\nu%^  W.rbal-  nnd  Kf^alinjarien  wegfallen*.  Nicht  an»- 
/lrri/'k||/'b  hf'.rvffrfc/'hff\f^.ii  i*t  demna/rh  hier  nur  die  Erwiderung  einer 
Kf)rift'TVf'.r\fJ7Mnt;  tlur^-h  Beleidigung.  Vgl.  zu  diesen  Bestimm nngen : 
fhti  Hw'trn\t'.T4',nf  KÄqui«»e  11  p.  84  u.  Ihi  und  Get»  in  StGO.  I 
M.  ^;.V  n.  ^:;7.  I>re  lege  ferenda  bat  man  wohl  auch  in  Deutsch- 
l»fid  «Jfiu  no/'h  weitere  Ausdehnung  der  Betorsion  auf  Körperver- 
lef /M/i^en  M  e  h  1  e  c  h  t  h  i  n  ^also  einschlieffllich  der  »schweren')  in  Vor- 
mlilftg  gefira/^ht   oder  wenigstens  darauf  hingewiesen,   dafs  auch  die 
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des  deutschen  Reichsrechts  angeschlossen*^*),  während  end- 
lich auch  die  meisten  der  im  letzten  Jahrzehnt  entstandenen 
Strafgesetzentwürfe  ebenfalls  ähnliche,  teilweise  selbst  noch 
weitergreifende  Bestimmungen  enthalten.  Es  gehören  von 
denselben  hierher  zunächst  die  nach  Inhalt  und  Wortfassung 


Erwiderung  von  (Beleidigungen  oder)  leichten  Verletzungen  mit 
schweren  (resp.  umgekehrt)  Berücksichtigung  hätte  finden  dürfen. 
So  ( trotz  seiner  Gegnerschaft  gegen  die  Retorsion  im  Allg.)  selbst 
Geyer  im  GS.  XXVI  S.  329,  in  HH.  III  S.  581  Anm.  8  u.  in  Z.  VI 
S.  571;  ferner:  Schütze,  Lehrb.  S.  401  Anm.  23;  Kronecker  im 
GS.  XLI  S.  204:  „Die  Ansschliefsung  der  Körperverletzung  des  §  224 
ist  sacbgemäfs  bezüglich  desjenigen,  welcher  die  schwere  Körperver- 
letzung zugefügt  hat,  aber  ungerecht  bezügl.  dessen,  der  die  ihm 
zugefügte  schwere  Körperverletzung  mit  einer  leichten  oder  mit 
einer  Beleidigung  erwidert  hat"  (was  allerdings  wohl  keine  erheb- 
liche praktische  Bedeutung  habe).  S.  ebendas.  S.  242,  243:  „Die 
Aufrecbnungsbefugnis  wird  . . .  auch  betreffs  desjenigen  zu  gewähren 
sein,  welcher  eine  schwere  Körperverletzung  mit  einer  leichten 
oder  mit  einer  Beleidigung  erwidert  oder  durch  eine  Handlung  der 
erwähnten  Art  veranlafst  hat".  (Dagegen:  Steinitz.  a.  a.  0. 
S.  77,  78).  Endlich  empfiehlt  Krön  eck  er,  a.  a.  0.  S.  243  die  Auf- 
rechnung sogar  in  denFällen,  „wo  (etwa)  ein  Hausfriedensbruch 
oder  eine  Sachbeschädigung  mit  einer  Beleidigung  oder  Körper- 
verletzung erwidert  wird".  (S.auch  dagegen  St  ei  nitz,  S.  78).  Über  die 
zuletzt  erwähnten  Fälle  in  ihrer  umgekehrten  Form  vgl.  noch 
Aschrott,  Ersatz  kurzzeitiger  Freiheitsstrafen,  Hamburg  1889  S. 38. 
G  e  y  e  r  im  GS.  XX  VI  S.  329  zieht  ev.  Ausdehnung  des  Retorsionsbegriflfs 
auf  Delikte  gegen  die  persönliche  Freiheit  (Gefangenhalten  etc.)  in 
Betracht.  S.  dagegen  aber  (de  lege  lata):  Kronecker,  a.  a.  0. 
S.  208;  vgl.  auch  Olshausen,  Komm.  S.  795  Nr.  1.  —  Über  event. 
Idealkonkurrenz  zwischen  Beleidigung  oder  Körperverletzung  und 
einem  andern  Delikt  s.  noch  Kronecker,  S.  208  u.  Anm.  2;  Stei- 
nitz,  S.  42  ff. 

626)  Wörtlich  übereinstimmend  mit  BStGB.  §  233  bis  auf  den 
Ausdruck  „Ehr Verletzungen"  statt  „Beleidigungen"  ist  namentlich  So- 
lothurn  §  119  (vgl.  Stooss,  Grundzüge  II  S.  53).  Ähnlich  auch 
(gleichfalls  im  Anschlufs  an  BStGB.  §  233  [s.  Stooss,  a.a.O.  S.53]): 
Zug  §  81  Abs.  3,  das  in  sonst  wesentlich  gleicher  Fassung  von  Er- 
widerung von  „(körperlichen)  Mifshandlungen  (s.  §  81  Abs.  1) 
mit  ebensolchen,  Ehrenbeleidigungen  mit  Mifshandlungen 

21* 
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«f^^LtJui  <er  4i:ii  i^rrT  Li*€  ^'-^-J  den.    dtfi^**!iira  Voc^irifica 


n.vz    f;7  -^iii*^  o»:*t  b«*:«:-»  T-t:.«  b^w.irLiki  Bafel  |  113  be<czaiBi: 
,W*-ia  eLifr  air  »if  Aitrar   Krar^zar*  K  :r^«*rT*rl«raiia«   mit  eiaer 

wid^n  m*T»!^x  io  kaaa  <I*r  Eiii-er  rsr  eii^n  Aa^klA^es  oder 
f»*T  be:<^  Toa  jeder  .S:rar>  ab^ei»»»  nd  sL-th  im  die  VertaHnn^ 
#!^  ei '.es  «yirr  \t^i*trT  ia  die  K'>*ti*ii  b^^^hriakea  *.  Bezczii<^b  der 
W:rk-;E.y  der  Kev/rfi«-ft  irjnat  *!*«>  *s-?k  ci«e«  Ge?eaboefc  vieZa^ 
ni'-ht  mit  |  i5,5,  ••>ii«lera  mit  $  Ir.*  d-esRSr^lTt*.  cb-ereia.  XaekStoosiL 
i/PindzI^re  I  ^.  4'.'?  ^ettitasizir'  eTi«il:«rh  as«rh  die  vc«  Seuenborg 
l*'l  im  Art,  *7  'de*  all 5.  TriL»  anfre^tellie  Yorselirüt  t^L  aacli 
jKrhon  offfrn  5*.  'Jfl  Anzn.  .'^^i  «ibiem  We*eii  iia«rh  dMi  deauehea 
Kei'rh**  traf  recht  §  IC^,«  und  :j::i.i*,  Inrs^'.be  hat  folgeadea  Wortlaut: 
«,I>/r^{a'iI  a  ete  ripost*^  sar  le  eh  aap  a  ime  injare  oa  a  des 
roie»  de  fait  par  itneaatre  injare  oa  par  d'aatres  Toies  de  fait 
n'ayant  paa  entrain^  one  de«  eon«^qaence3  pn^vües  aiix  aiticles  316 
et  317  'd.  h.  bes.  «chwerc  imd  tötliche  Verletzan^en\  Ic  jage 
peat  tranaformer  rempri«/jDnement  en  pri«4>n  civile  oa  en  ameade, 
et  njenie  liberer  lea  accasee  oa  Tan  d>u,  s'il  n'y  a  pa«  en  de 
Uftion  j^rave",  Djer  den  Aargaaer  Entwarf  Ton  181*2  b.  naten 
Am«.  e,'2if. 

027;  Kofsland,  Entw.  Bes.  Teil  II  Art.  76  schreibt  (im  Ab- 
schnitt von  den  Beleidigangen;  vor:  ,Wer  »ich  der  EhrTcr- 
letznng  »chuklig  macht,  kann  nach  Ermessen  des  Gerichts  f^ 
strafrei  erklärt  werden,  wenn  sich  der  Verletzte  an  ihm  dorch  Zu- 
fU^ung  einer  Körperverletzung  (schlechthin)  oder  einer  Ehr- 
Verletzung  gerächt  hat".  Dazu  tritt  dann  noch  Art.  19  ans 
dem  Abschnitt  über  Körperverletzungen:  „Wer  sich  einer  leich- 
ten Körperverletzung  schuldig  macht,  kann  nach  Ermessen  des  Ge- 
richts fUr  straffrei  erklärt  werden,  wenn  sich  der  Verletzte  an  ihm 
durch  Zuffigung  einer  Körperverletzung  oder  Ehrverletznng 
gerächt  hat".  Über  die  (zu  verschiedenen  Zweifeln  Anlafs  gebende) 
eigenartige  Faf«sung  dieser  Artikel  s.  Näheres  bei  S.  Mayer  in  GA. 
XXXIV  (\m\)  S.  12  u.  39,  der  u.  a.  auch  hervorhebt,  dafs  das  sub- 
jektive Moment  der  Rache  .  .  .  nicht  in  jedem  Falle  vorhanden  zu 
sein  braucht**.  Vgl.  auch  Gretener,  Erläuterungen  S. 53  (bes.  auch 
llbor  da«  Verhältnis  des  Art,  70  zu  Art.  75  [vgl.  oben  Anm. 551  n.524])', 
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anschliefsende  Entwurf  des  schweizer  Kantons  Aargau  (vom 
Jahre  1892)  •**),  namentlich  aber  die   neuern  österreichi- 


Schtitze  im  GS.  XXXVIII  (186)  S.  129  u.  135;  van  Swinderen, 
Esquisse  II  p.  109  n.  208.  Befremdlich  erscheint,  dafs  Geyer  in 
Z.  VI  S.  571  der  Fassung  des  russischen  Entwurfs  den  Vorzug  vor 
derjenigen  des  deutschen  BStGBs.  giebt.  —  Zu  vgl.  ist  auch  noch 
(Teil  II)  Art.  14  Satz  2  des  Entwurfs,  wonach  für  Erwiderung  einer 
erheblichen  oder  leichten  Körperverletzung  mit  einer 
schweren  (Art.  13  Abs.  2)  zwar  nicht  fakultative  Straffreiheit, 
wohl  aber  eine  (obligatorisch  angeordnete) bedeutende  Strafmil- 
derung für  den  Retorquenten  eintritt.  Ähnlich  Art.  15  betr. 
Erwiderung  leichter  Körperverletzungen  durch  erhebliche.  Vgl.  van 
Swinderen,  Esquisse  11  p.  109. 

628)  Bulgarien,  Entwurf  §  221  (:  Wer  eine  Beleidigung 
oder  Verwundung  begangen  hat,  kann  für  straffrei  erklärt  werden, 
wenn  der  von  ihm  Beleidigte  oder  Verwundete  sich  durch  Körper- 
verletzung, Verwundung  oder  Beleidigung  gerächt  hat). 
Nur  auf  Körperverletzungen  bezieht  sich  §  251  (:  Wegen  einer 
leichten  Körperverletzung  kann  der  Richter  den  Schuldigen 
von  Strafe  freisprechen,  wenn  der  von  ihm  Verletzte  sich  wiederum 
durch  Körperverletzung  [schlechthin]  gerächt  hat). 

629)  Aargau,  Entw.  §224:  „Wenn  leichte  Körperverletzungen 
mit  leichten  Körperverletzungen,  Beleidigungen  mit  leichten 
Körperverletzungen  oder  leichte  Körperverletzungen  mit  Beleidigungen 
auf  der  Stelle  erwidert  werden,  so  kann  der  Richter  für  beide  Teile 
oder  für  einen  derselben  eine  der  Art  oder  dem  Mafse  nach  mil- 
dere oder  überhaupt  keine  Strafe  eintreten  lassen  (Abs.  2.  Dieses 
darf  auch  dann  geschehen,  wenn  nur  von  einem  Teile  der  Antrag  auf 
Bestrafung  gestellt  wurde)".  —  Auch  für  den  Entwurf  für  üri,  welcher 
im  Art.  28  (Schlufssatz •,  im  Abschnitt  von  „Körperverletzung 
und  Angriff")  bestimmt,  dafs  der  Richter  „gegenseitige  Thätlich- 
keitenu.  Beschimpfungen...  nach  Umständen  an  b  e  i  d  e  n  (Thätem) 
oderdem  einen  strafen  oder  unbestraftlassen"  könne,  dürfte 
man  wohl,  mit  Rücksicht  einerseits  auf  Art.  20  litt,  b  des  allgemeinen 
Teils  (wonach  die  Erwiderung  u.  a.  „nicht  mafslos"  tiberschritten 
werden  darf  und  schwere  Körperverletzung  von  derselben  ausdrück- 
lich ausgenommen  ist),  andrerseits  auf  Art.  36  litt,  e  des  bes.  Teils 
(im  Abschnitt  von  der  „Ehrverletzung",  wonach  die  Schlufssätze  des 
Art.  28  auch  bei  Ehrverletzungen  zur  Anwendung  kommen  sollen), 
ebenfalls  auf  eine  allgemeinere  Kompensabilität  von  Beleidigungen 
und  leichtern  Körperverletzungen  (unter  einander)  schliefsen.  S.  auch 
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Ajm».  f>'/,  Kit  eil  er  «ii^i^er  Haa^I^ag^ii  asf  6»  Scell*  cnr:»i«t,   so 

im  I  ^;fc>  bei^'^baettrm  Korperrerl^tzun^em  to«  der  Somfe  ^ani  ab- 
ft^b^B«  \f^  nthwtrtrtm  Korperrer^intreB  §4^3*5 — ii^,  ±4*j  asf 
d^  MiAd^ftsGiarji  der  g^drob^en  ^m£ut  |  15  lienbrehea  sad.  tofeim 
di<^  K'/ijr'frrerfetzatjr  weder  eiae  töiliehe  §  ä-l^j^  aocli  eise  im 
Hiime  de«  {2^  ab  sieht  liehe  war,  die  Gefängnisstrafe  in  Geldstrafe 
omwandelo  'H  ^  n-  ^fC«  *- 

^>^iy  rftatt  de«  |  C^  des  allgem.  Teils  des  EntwnrCi  tob  1s?9  eat- 
halt  der  Entwarf  VI  von  1^1  im  §  225  des  besondem  Teils  eine 
^zwar  sonst  ziemlich  gleich  i^efafste,  jedoch;  nur  auf  Retorsion  tob 
Beleidigungen  be.«ehränkte  Bestirnmong.  Motrriert  war  die  Strei- 
ch ang  des  auf  KQrper^-erletzongen  bezüglichen  Passus  damit,  dafs 
«eine  ^Air  s^ilche  Delikte^  in  dieser  Ausdehnung  in  Aussiebt  gestellte 
Htrafl^/sigkeit  geeignet  wäre,  bedauerliche  Excesse  herbeixufuhrcB*. 
H.  dagegen  aber  bes.  Zucker  im  GS.  XLY  (16^1)  S.  459  ff^  der 
namentlich  aaf  die  ja  nur  fakultative  Anordnung  des  Straferlasses 
hinweist  sowie  'anter  Anführung  konkreter  Beispiele;  auch  daranf, 
«dafs  die  Grenze  zwischen  den  durch  Handlungen  begangenen  In- 
jurien und  Körperververletznngcn  schwer  einzuhalten'  sei.  Über- 
haupt sprächen  die  Gründe,  die  der  Kompensation  bei  Beleidignngen 
das  Wort  reden,  in  gleicher  Weise  auch  für  diejenige  der  Körper- 
verletzungen, Über  den  §  225  des  Entwurfs  von  1891  s.  auch  noch 
Nicoladoni,  Die  modernen  Strafrechtstheorieen  S.  49. 

032;  Der  nach  den  Ansschafs- Anträgen  von  1893  wieder  in  den 
allgm einen  Teil   des  Systems  gestellte,  von  der  Betorsion  hau- 
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II.  1.  Einen  recht  deutlichen  Beweis  für  das  zähe  Fest- 
halten der  neuem,  ja  noch  neuesten  Gesetzgebung  an  der 
Vergeltungsidee  selbst  in  der  Form  der  realen  oder  mate- 
riellen Talion  liefert  die  Geschichte  der  Todesstrafe  in 
den  letzten  Jahrzehnten.  Wir  ersehen  aus  derselben  nämlich, 
dafs  sich  jene  Straf art  trotz  der  zahlreichen  Angriffe  auf  ihre 
Rechtmäfsigkeit  und  besonders  ihre  Zweckmäfsigkeit  "*)  nicht 
nur  überhaupt  in  der  tiberwiegenden  Mehrzahl  der  civilisierten 
Länder  bis  heute  zu  erhalten  vermochte,  sondern  dafs  auch 
unter  den  für  todeswtirdig  erachteten  Verbrechen  fast 
überall  an  erster  Stelle  die  vorsätzlichen  Tötungen  erschei- 
nen •^'^),  wobei  vielfach  weiter  die  Tendenz  hervortritt,  ttber- 


delnde  Paragraph  (§  64)  lautet  mit  §  68  des  Entwurfs  von  1889  voll- 
ständig überein  bis  zu  den  Worten  „von  der  Strafe  ganz  absehen"; 
dann  aber  heifst  es  zum  Schlufs  jetzt  einfach:  „und  bei  schweren 
und  tötlichen  Körperverletzungen  auf  das  Mindestmafs  der  ange- 
drohten Strafart  herabgehen ". 

633)  Vgl.  dazu  Lammasch  in  der  A  11g. Österreich.  Gerichts- Zeitg. 
Jahrg.  XLIV  (1893)  Nr.  19  S.  153  und  „Bericht  des  ständigen  Straf- 
gesetzauBschusses  über  die  Regierungsvorlage",  S.  14,  wo  u.  a.  be- 
sonders hervorgehoben,  es  sei  (dem  Ausschusse)  ungerechtfertigt  er- 
schienen, dafs  „wer  znrücksch impft  .  .  ,,  unter  Umständen  unbe- 
straft bleiben"  soll,  während  „wer  mit  Stockschlägen  überfallen 
wird  .  .  .  dagegen  unter  allen  Umständen  gestraft  werden"  solle 
„wenn  er  im  Zorne  mit  einem  beschimpfenden  Worte  erwidert". 
Auch  teile  der  Auschufs  die  Befürchtung  von  £xcessen  (vgl.  oben 
Anm.  631)  nicht,  „da  bei  der  aus  solchen  Anläfsen  eintretenden 
Aufregung  selbst  der  Gesetzeskundige  schwerlich  daran  denken  wird, 
dafs  ihm  vielleicht  die  gesetzliche  Ansnahmebegünstigung  zu  Teil 
werden  wird". 

634)  V.  Lilienthal  in  Z.  XV  S.  298  bemerkt  nicht  mit  Unrecht, 
dafs  „ein  Jahrhundert  der  Diskussion  . .  die  Frage  (der  Todesstrafe) 
insoweit  wenigstens  zum  Abschlufs  gebracht"  habe,  dafs  zur  Zeit 
„nicht  mehr  die  Zuläfsigkei t,  sondern  nur  noch  die  Zweck- 
mässigkeit dieses  Strafmittels  bestiitten  wird". 

635)  Vgl.  Post,  Grundrifs  der  ethnol.  Jurisprudenz  II  S.  240: 
„(Bei  Tötungen)  erhält  sich  die  Talion  mit  grofser  Hartnäckig- 
keit. Wer  einen  Menschen  umbringt,  soll  selbst  mit  seinem  Leben 
bttfsen.  Der  Talionsgedanke  tritt  hier  bei  jeder  .  .  .  Organisations- 
form   (der  geschichtl.  Entwicklung  des  menschheitlichen  Znsammen- 
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>riaL-arü»i  a-rr*i.t*vi  I  ii*r  la  jj:x»'»a.*     r.  -htt»   mr*!    »itii 

;r*/".'i':ij*a  J»*    '.i.Tr*r.    >  ai»*är  fi»»  r':«ir:#LrTn:r  r*^:iiii«fÄ  iai«Ki.    im 
Vr:.  ervÄ  ».w'a  H.  X*j*r-  Ltirf.  4  Ai±  S.  ^.t.    r:er  ce  eiuev- 

y*^^.<lT*m  <!*rr  T  yir^'ira:*  fa  d«*T  Lir:•^^ar3r    Tr'-xir-*»  AÄaLr?ol.*C 

M  o  r  ^ ,  ^K*^w.  T  ■>  •  s  s  y  §  d-l :i:«»  öder  *'>i*ieas  »:<i  &  HochTeual. 
V;fl.  (f*:\h,  I^^hrb-^rb  11  ??.  4-0:  An-Iar«  2  ^.l<r  die  T-^de^strafeS-Sl. 
^*.*i7,  >':"ht  i^h>'!:L:hia  trei*nsi=:eii  k  ;aiea  vir  al^r  Pfenninger, 
l;«ff  h^str\ff  d^  ••traf*  etc.  S.  ±£l  ff-  wenn  er  ni^int.  es  beweise  noch 
Ai*:  F»/;ri#:«t^  Oev:hi':hie  der  Sttaf^jesetz^boif .  dafs  da«  ^BaefaeTer- 
fa/ifC^n  d^«i  Volk  «im  'd.  h-  d^K-h  wohl  aach  die  damit  Terknfipfte 
V^r(C#;ltnn(f«iide*f;  die  Todesätrafe  weniger  aufrecht  erhalten* 
h%}p4'.^  ^aU  da«  politiflcfae  Interesse  des  Staats*.  A.  M.  s.  B. 
nw.h  Knniza,  th*',r  die  Todesstrafe  S.  45  1>es.  bezügl.  der  Tode«- 
nirhüfi  fUr  Mtfrtl},  Andern  dagegen  wieder H.  Meyer,  Lehrb.  d.Anfl. 
H.  Wie  --  K,  Hchmidt,   Die  Aufgaben  der  Strafrechtspflege  (1895) 
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man  wohl  speziell  für  die  Beibehaltung  der  Todesstrafe  für 
Tötungen  bezw.  Mord  unbedenklich  vor  Allem  den  ur- 
alten Talionsgedanken  als  Rechtfertigungsgrund  betrach- 
ten. Der  Gesetzgeber  scheute  sich  offenbar  in  Widerspruch 
mit  der  Volksüber Zeugung  zu  treten,  welche,  entstanden 
unter  der  Einwirkung  Jahrhunderte  alter  biblisch  -  reli- 
giöser Traditionen,  nach  wie  vor  noch  daran  festhält,  dafs 
Leben  für  Leben  gebüfst,  Blut  ftirBlut  wieder  vergossen 
werden  müsse •").  Thatsächlich  ist  es  denn  auch  dieses  Argu- 
ment, auf  welches  in  letzter  Linie  fast  alle  Verteidigungen 
der  Todesstrafe  (für  Tötungen)  hinauslaufen,  denen  wir  in 
den  jüngst  verflossenen  Decennien  unseres  Jahrhunderts  in 
Eammerverhandlungen  und  Gesetzesmotiven  sowie  in  einer 
fast  unabsehbaren  Litteratur  •^•)  begegnen,  sei  es  dafs  sie  dies 


S.  304  £f.  will  die  Beibehaltung  der  Todesstrafe  lediglich  aus  „dem 
Bedürfnis  nach  möglichster  Erweiterung  der  Strafarten"  erklären, 
aus  dem  ^Abstufungsbedürfnis",  welches  eine  höchste  Strafstnfe 
für  ausnahmsweise  yerwerfliche  Handlungen  fordert.  Das  sei 
auch  im  Allgemeinen  der  Gesichtspunkt  der  Bismarck'schen  Reden 
für  die  Todesstrafe  im  norddeutschen  Keichstage  (ygl.  unten  Anm.  656 
und  657).  Es  wird  dann  aber  weiter  doch  auch  von  Schmidt  jenes 
Bedürfnis  richtig  als  ein  Ausflufs  der  „vergeltenden  Gerechtigkeit'' 
bezeichnet.  —  Über  die  Bedeutung  des  Siehe rungs-  und  Ab- 
schrecknugszwecks  flir  das  Gebiet  der  Todesstrafe  mit  bes. 
Rücksicht  auf  das  geltende  deutsche  Reichsstrafrecht  s.  Näheres  noch 
imten. 

638)  Der  hierauf  bezügliche  (schon  oben  S.  156  näher  erwähnte 
Ausspruch  Feuerbachs  kann  im  Ganzen  auch  für  die  heutige  Zeit 
noch  als  durchaus  zutrefifend  bezeichnet  werden. 

639)  Pfotenhauer  (-Moddermann),  Todesstrafe  S.  13  be- 
merkt mit  Recht,  dafs  die  Speziallitteratur  über  die  Todesstrafe  be- 
reits „zu  einer  kleinen  Bibliothek'*  angeschwollen  sei.  Gute  allge- 
meine Übersichten  über  Verteidiger  und  Gegner  der  Todesstrafe  ent- 
halten für  die  ältere  Zeitz.  B.:  Kapp  1er,  Handbuch  der  Litteratur 
des  Kriminalrechts.  Stuttgart  183^8.395 — 107  sowie  v.  Preuschen, 
Die  Gerechtigkeitstheorie  etc.  Giefsen  1839,  Teil  II  §  12  S.  96  u.  97 
Anm.  *.  Für  die  neuere  u.  neueste  Zeit  s.  Geib,  Lehrbuch  II  §  117 
S.  408£f.;  Hetzel,  Die  Todesstrafe  in  ihrer  kulturgeschichtl.  Ent- 
wicklung S.  485 ff.;   van  Swinderen,   Esquisse  T.  I  p.  302  Anm.  1. 
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Vrt.  «rva   üiiii  ai«ti  H.  X*t*t,    Ldör^oitä   -L  Ali  S.  *'•>  Asa.  1 

er:it* '-.•*»  «iiT!!**!*  k*tiei  Airfcn»?i  aar  V:C.*ai»firi*n.  «iiftii^iTm  »Lern 
air  <ii«»  131  T*xti*  airr^^-tllt-^  £'^'iXT;cc^r?a  <ixLr*niÄie»  KKter- 
♦'i.itifra-    AxfrTLTU'i.rr  La  axf  •!;•*•  Aifi^iTea  3i^ir»r*r  C«?r   k:*r   nsrr 

«1*1  liT»«  l^'^ir  W«*^a  xi»i  Zir-^'k  »i-^r  S:raf*  i't^rkaapt  b<>ti.5t 
Kx'^i,      ia  xi*«*r»T  Ah-'r.  CI.  t  nri'fLnioiaii^a- 

►>*■.  A'^*«^'--?a  T.ft  Cra A2:*rlimTr»Mi  d««'  äl^^ra  S^iiriusteller. 
wi^  laatea':!:!!  Kaars  l  Bertis  wirir.^CT  das  yibftrt  im  aBserer 
AV.i^;.*az  III,  ?  «ia^  ii-*-r^'''i?r  *rwa  rx  rrL:  K.  Fr.  Göscliel,  Zer- 
iitr^*te  E  itrer  a^i.«  <f^a  Hazi»i-  an-i  H-Lf*akiea  eiae*  J^iütea.  Teil  I 
hrfzTU  \^,/*  S.  4^:  CriSario.  L'a$.«A$^iaaK  **ra-t-il  paai  de  aioit? 
Oea*fT^,  lV/3  paL««i=i  :  Hearici.  Cci^r  liie  Tai^iliszjehkeit  eiaes 
eiifa^tL^n  S:rafre<:hL«prii:2:p<.  1.  A=i  Braoas^rhwei^.  1S5?  S.  9>; 
H.  Die«tel.  DaiProbleai  der  T'>i«?-*strare  etc.  Kr.nir*l>eT]p.  1S4-S  S.  5, 
n^,  :*?.i:  Kith.  Bot  he.  The*:n.>2whr  Edük.  BÜIL  5  TVinenb.  1S4S) 
$  ll.V>.  .S,  ^'•7  mit  weiiera  Liueramran^bea  :  F.  Walter,  Natnr- 
r<r':ht  Dn4P'>Iink  im  Lichte  «ier  Gez^nwart.  B*>aB.  lSf>3.  §  4Ä  S.39S: 
C.  W.  Uaenell.  System  df-r GefHii^i*tiiiide,  Götun^a.  l'-'Mi,  S.  21; 
Bümelin.  Bedea  und  Aufsätze  X.  F.  IL  Freibor^  and  Tob.  1>$1 
.S.  V^i  der  im  Ans^-hlafs  an  Kaat  bemerkt«  ,da  es  jedeafalU  för 
da«!  Leben  selber  kein  Äqnivalent*  gäbe,  werde  .das  biblische 
Wort:  ,Leben  um  Leben*  für  alle  Zeiten  eine  Berechtiganf^ 
haben  und  die  Todesstrafe  für  den  Mörder  eine  anmittelbare  For- 
dc-roDg  der  Gerechtigkeit  bleiben  .  .*).  S.  etwa  auch  noch  Pfoten- 
h  a  u  e  r  '-M  o  d  d  e  r m  a  n  n;,  Todesstrafe  S.  24,  25,  37 ,  welcher  jedoch 
(^H.  25,  2^!$;  hervorhebt,  dafs  es  von  dem  Gesichtsponkte  der  Forde- 
rung „Blut  fär  Blut*  nicht  konsequent  sei,  die  Todesstrafe  gerade 
auf  den  Mord  allein  zu  beschränken,  da  ja  auch  beim  Totschlage 
Blut  vergoHsen  werde,  und  die  Totschläger  zuweilen  strafw&rdiger  als 
die  Morder  seien.  —  Von  gesetzgeberischem  Material  gehören 
hierher  z.  B.  bes.  die  Motive  zum  braunschweigischen  Krim.GB. 
8.  1^)3  (zvi  §  1).  —  Über  das  Argument  der  Talion  für  die  Todes- 
strafe und  seine  Berechtigung  s.  im  Allgem.  (auch  v.S.  der  Gegner) 
nochi  Althoff,  Über  die  Verwerflichkeit  der  Todesstrafe  etc.  Rin- 
teln. 184:3  8.  48  ff.;  Bchlatter,  Das  Unrecht  der  Todesstrafe.  Er- 
langen. 1857  S.  32;   Köstlin,    System  des    deutschen   Strafrechts  I 
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indirekt  auf  jene   soeben   erwähnte  Volksttberzeugung 
berufen**^)  oder  nur  im  Allgemeinen    auf  die  „6  er  echt  ig- 


§  118,  S.  390  ^Auch  sollten  .  .  .  besonders  die  Verteidiger  der  Todes- 
strafe den  Zasammenbang  ihrer  Vorstellung  mit  der  (rohen  Vor- 
stellung) der  Talion  nicht  vergessen".  Geyer,  Kleinere  Schriften 
S.  387:  „Gerade  (die)  sog.  Talionsidee  ist  von  jeher  ein  Haupt- 
argument fUr  die  Anhänger  der  Todesstrafe  gewesen** ;  v.  Holtzen- 
dorff.  Das  Verbrechen  des  Mordes  und  die  Todesstrafe,  Kap.  17— 19, 
S.  197 ff.,  217 ff.;  Bernau,  Die  Abschaffung  der  Todesstrafe  S.  55, 
56;  Wahlberg;  Kriminalistische  und  nationalökonomische  Gesichts- 
punkte S.  102;  H.  Meyer,  Lehrb.  2.  Aufl.  S.  263:  „Nur  vom  Stand- 
punkte der  Talion  liefse  sich  die  Todesstrafe  als  die  begriffliche 
Strafe  des  Mordes  rechtfertigen«*;  Derselbe,  im  GS.  Bd.  XXXIII 
(1881)  S.  123:  „Es  wirkt  zu  der  Berücksichtigung  des  rein  objek- 
tiven Erfolgs  bei  den  Tötungsdelikten  ein  gutes  Stück  Ta- 
lionsvorstellung** mit;  Derselbe,  Lehrbuch  5.  Aufl.  S.  36  und 
Anm.  11.  Vgl.  auch  noch  die  Citate  in  Anm.  661  über  die  Todes- 
strafe beim  Morde  nach  §  211  des  deutseben  BStGBs. 

641)  Vgl.  u.  a.:  Motive  zum  preufs.  Strafgesetz  -  Entwurf  von 
1850,  und  dazu  Anlage  2  über  die  Todesstrafe  S.  11:  „Das  Rechts- 
bewufstsein  des  Volks  anerkennt  die  Notwendigkeit,  die  schwer- 
sten Verbrechen  durch  den  Tod  zu  sühnen'' .  Vgl.  auch  Goltdammer, 
Materialien  I  S.  86;  Diestel,  Problem  der  Todesstrafe  S.  96;  Ber- 
nau, Abschaffung  der  Todesstrafe  S.  59.  Ähnlich  auch  die  Motive 
zum  braunschweig,  Krim.GB.  S.  164  n.  teilweise  die  Motive  zum 
Entw.  eines  StGBs.  für  den  Norddeutsch.  Bund  S.29,  30  (worüber 
Näheres  unten).  S.  ferner :  G  e  i  b ,  Lehrbuch  II  S.  408—412  (mit  zahl- 
reichen Citaten);  Kuntze,  Über  die  Todesstrafe  S.  18:  „Die  Ab- 
schaffung der  Todesstrafe  scheint  nicht  der  sittlichen  Volks- 
überzeugung zu  entsprechen";  ebdas.  S.  29,  38 ff.  u.  45 ff.;  Ritt- 
ner, Randbemerkungen  zu  Mittelstädts  BrochUre  gegen  die  Frei- 
heitsstrafen. Hamburg.  1880.  S.  34  (Die  öffentliche  Stimme 
erkenne  in  ihrer  grofsen  Majorität  die  Todesstrafe  an  und  wolle 
sie  zur  Ausführung  gebracht  wissen.  Die  häufigen  Begnadigungen 
seien  „ein  Attentat  auf  das  Rechtsbewuftsein  des  Volks*"); 
Merkel,  Kriminalist.  Abhandlungen  I  S.  111  u.  Lehrbuch  §  71  S.198, 
199:  „Wollte  aber  ein  Gesetzgeber  versuchen  bei  vollendetem  Morde 
die  Todesstrafe  durch  eine  zeitige  Festungshaft  oder  mehr  oder 
minder  grofse  Geldstrafe  zu  ersetzen,  so  würde  in  dem  ablehnenden 
Verhalten  aller  Volksteile  jeneÜbereinstimmung  (des Volks- 
urteils über  den  Wert  der  Verbrechen)  greifbar  zu  Tage  treten,  und 
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.r<.*  Aitv  r:  'i-^  »V^r*  Ti::  r'c*:-:  i-t:  ir^a  Äri*.  Tri  aaek  ob*a 
rz-i^ir  ?>♦-.- -^t^a  wirL    r-i:r*a   ii^rii^    aarirli^i    »a-ri  cie  »&•>■ 

bfa-ft<^Kw*r;;r  Krix'/B  x*  |7.  S-  i-o.  1-1:  teraer:  Morire  imn 
fcfm-rr  Katw^,  t  n  IV,:  .S.  l?n  i:  Obvald^aer  Ge«a  betr.  Wie- 
/!''f'-i;,f  Krir.^  #I*:f  Tode**tra:*.  Toai  ^3.  April  IS^»  \sL  Stooss, 
Zu*Ämrr.^r.j!f^.;;.r.3r  ?«.1'>*  Anai-o.  =  .In  Enri^nr.  da;*  dieTodcsstiafc 
h)fi«»j'fif;i/h  d*rr  a:>r*<:hwer«en  Verbrechen  e:ise  g^ereehte  Stnfe 
Mf  .  .'i  ^Äft'Jj^'rm  in^I^bevrhlafs  Ton  Uri  betr.  Abänderung  de»  Ge- 
n4'jy^,n  Ufr  rJi#;  'i /^J^Mtrafe  Tom  2.  Mai  I^s'm)  Stooss,  Zosammeii- 
nuMnuf^  H,  \(fj  Anrn,  1,:  ,In  Betracht,  dals  .  .  dies«  Strafart  (d.  h. 
0I«5  'ltf(\i;Hnirtifc,,  ,  ,  .  den  Anforderungen  an   eine  gerechte  Straf- 
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Unter  den  meistens  sehr  wßchselvollen  Bildern,  welche  uns 
die  neuere  Gesetzgebung  über  die  Todesstrafe  in  den  ein- 
zelnen Staaten  zeigt,  ist  dasjenige,  welches  wir  in  dieser 
Beziehung  in  Deutschland  erblicken,  u.  a.  auch  deshalb 
von  besonderer  Bedeutung,  weil  hier  die  Entwicklung,  wie 
bekannt,  nach  mannigfachen  Kämpfen  schliefslich  doch  mit 
einer  beschränkten  Anerkennung  der  Todesstrafe  im  noch 
heute  geltenden  Rechte  abgeschlossen  hat. 

Die  sog.  abolitionistische  Bewegung  (gegen  die 
Todesstrafe)  •**)  beginnt  in  Deutschland  in  erkennbarerer  Weise 
eigentlich  erst  nach  der  Publikation  der  „Grundrechte  des 
deutschen  Volkes''  vom  27.  Dezember  1848  •"),  welche  in  Art.  III 
§  9  die  Todesstrafe  (mit  Ausnahme  der  Fälle  des  Kriegs-  und 
Seerechts)  prinzipiell    für   abgeschafft  erklärten*").    Auf 


643)  Über  die  in  der  Todesstrate  liegende  Sühne  der  That 
(bes.  gerade  auch  vom  Standpunkte  des  Mörders  selbst  aus)  s.  n.  a.: 
V.  Strombeck  in  seinem  Entwürfe  eines  deutschen  Strafgesetzbuchs 
(1.  Aufl.  1829;  2.  Aufl.  1834),  Vorrede,  und  dazu:  v.Kräwel  im  GS. 
XXXVIII  (1886)  S.  175;  Dies  tel,  Das  Problem  der  Todesstrafe  S.ö; 
Kuntze,  Todesstrafe  S.  41  ff.;  Anlage  2  über  die  Todesstrafe  S.84-, 
Hrehorowicz,  Grundfragen  S.  67,  68;  A.  v.  Öttingen,  Moral- 
statistik 3.  Aufl.  S.  899;  J.  Kohler,  Das  Wesen  der  Strafe.  Würzburg. 
1888  (passim). 

644)  Vgl.  dazu  im  Allg.:  Triest  in  v.  Holtzendorffs  Straf- 
rechts-Zeitung  I  (1881)  Nr.  31  ff.  S.  480 ff.-,  Kuntze,  Über  die  Todes- 
strafe S.  15  ff.;  Anlage  2  etc.  über  die  Todesstrafe  S.  15  ff.;  Wahl - 
berg  in  HH.  II  S.  467 ff.;  Berner,  Lehrb.  12.  Aufl.  S.252-,  v.  Bar, 
Handb.  I  S.  181  ff.;  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  225-,  H.  Meyer, 
Lehrb.  5.  Aufl.  S.  347  ff. 

645)  Schon  vor  1818  war  die  Beseitigung  der  Todesstrafe  zwar 
in  deutschen  Strafgesetz -Entwürfen  geplant,  diesen  aber  nicht  ge- 
setzliche Kraft  verliehen  worden.  So  hatte  v.  Strombeck  in  seinem 
Entwürfe  eines  deutschen  Strafgesetzbuchs  (s.  oben  Anm.  643)  die 
Todesstrafe  nicht  mit  aufgenommen.  Vgl.  v.  K  r  ä  w  e  1  im  GS  .XXXVIII 
S.  175. 

646)  In  der  Frankfurter  Nationalversammlung  hatten  sich  bei 
Feststellung  der  Grundrechte  in  der  ersten  Lesung  (am  4.  Aug.  1848) 
288  gegen  146,  in  der  zweiten  Lesung  (am  8.  Dez.)  256  Stimmen 
gegen  176  für  Abschaffung  der  Todesstrafe  erklärt.  (Stenogra- 
phische Verhandlungen  der  Frankfurter  National-Versammlung,  Bd.  11 
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Grund  dieser,  auch  in  die  „Verfassung  des  deutschen  Reichs" 
vom  28.  März  1849  (Abschnitt  VI,  Art.  III,  §  139)  aufgenom- 
menen •*^)  Bestimmung,  deren  praktische  Durchführung  der 
landesherrlichen  Gesetzgebung  überlassen  blieb  ^*®),  ergingen 
denn  auch  zunächst  in  den  meisten  Einzelstaaten  —  unter 
denen  sich  freilich  gerade  die  gröfsten  nicht  befanden  — 

S.  1370  ff.,  Bd.V  S.  3943  ff.).  Der  §  9  der  Grundrechte  (Reichsgesetz, 
blatt  von  1848,  8.  Stück  S.  50)  lautete  wörtlich:  ^Die  Todesstrafe, 
ausgenommen,  wo  das  Kriegsrecht  sie  vorschreibt  oder  das  Seerecbt 
im  Falle  von  Meutereien  sie  zuläfst,  (sowie  die  Strafen  des  Prangers, 
der  Brandmarkung  und  der  körperlichen  Züchtigung)  sind  abgeschafft". 
Vgl.  Anlage  2  etc.  S.  15;  Geib,  Lehrb.  I  §  60  S.  357  ff ;  v.  Bar, 
Handb.  I  S.  181 ;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  348. 

647)  Vgl.  Reichsgesetzblatt  von  1849,  16.  Stück  (vom  28.  April), 
S.  126;  Binding,  Deutsche  Staatsgrundgesetze,  in  diplomatisch  ge- 
nauem Abdrucke,  Heft  II  (Leipz.  1893)  S.  30;  Anlage  2  etc.  S.  15.— 
Beseitigt  war  die  Todesstrafe  auch  in  dem,  im  prenfsischen  Justiz- 
ministerium auf  Grundlage  des  preufs.  Entwurfs  von  1847  ausgearbei- 
teten, Entwürfe  für  ein  allgemeines  deutsches  Gesetzbuch  vom 
Jahre  1849  gewesen,  das  zur  Zeit  nur  noch  in  wenigen  Exemplaren 
vorhanden  ist.  S.  Wachenfeld,  Mord  u. Totschlag  S.  178 u. Anm.  1 
(unter  Berufung  auf  eine  Mitteilung  Bindings). 

648)  Nach  Art.  3  des  Einführungsgesetzes  der  Grundrechte 
(Reichsgesetzblatt,  a.  a.  0.  S.  59)  j  Anlage  2  S.  15. 

649)  S.  dazu  im  Allg.:  Anlage  2  S.  15;  Geib,  Lehrb.  I  S.  357, 
358;  Wahlberg  in  HH.  II  S.  467;  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.225; 
H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  348  u.  Anm.  8.  —  Im  Einzelnen 
gehören  hierher:  das  Königreich  Sachsen,  insofern  hier  ein  Regie- 
rungsbeschlufs  vom  5.  Januar  1849  bestimmt  hatte,  dafs  die  von  den 
Gerichten  erkannten  Todesstrafen  nicht  zur  Vollstreckung  ge- 
langen sollten  (vgl.  Gross  im  GS.  II  [1853]  S.  298  ff.;  Anlage  2S.12); 
ferner:  Württemberg  (Ges.  vom  13.  Aug.  1849  Art.  1);  Baden 
(Ges.  V.  16.  März  1849);  Hessen  (Ges.  v.  11.  April  1849);  Nassau 
(StGB.  V.  17.  Mai  1849  Art.  7;  vgl.  Stenglein,  Sammlung  Bd.  II 
Nr.IX  S.14  Anm. 2);  Braunschweig  (s.  Anlage  2  S.15;  H.Meyer, 
Lehrb.  5.  Aufl.  S.  348  Anm.  8);  Oldenburg  (Staatsgrundgesetz  von 
1849,  revidiert  1852  [22.  Nov.]  Art.  43);  Thüringische  Staaten 
(StGB,  von  1850  ff.  Art.  6;  vgl.  Anlage  2  S.  15  Anm.  10);  Bremen 
(VO.  vom  25.  Juni  1849).  Über  Anhalt  s.  noch  unten  Anm.  653. 
Meistens  sollte  in  diesen  Staaten  als  Ersatz  der  Todesstrafe  (auch 
für   Mord)    die    lebenslängliche   Zuchthausstrafe    eintreten. 
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absolute  Verbote  der  Todesstrafe  •♦•).  Schon  nach  wenigen 
Jahren  wurden  dieselben  aber  fast  tiberall  wieder  beseitigt,  nach- 
dem in  Folge  eines  Beschlusses  der  reaktionären  Bundesversamm- 
lung vom  23.  August  1851  "®)  die  gesetzliche  Geltung  der 
Grundrechte  aufgehoben  worden  ®*^).    Nur  im  Grofsherzogtum 


Trotz  der  Bestimmung  der  Grundrechte  bielten  an  der  Todesstrafe 
auoh  nach  1848  fest:  Österreich,  Preufsen,  Bayern,  Hanno- 
ver, Sachsen-Altenburg  (vgl.  Gross  im  GS.  II  [1853]  S.  299 
Anm.*),  Lübeck  und  (nach  Geib  Lehrb.  I  S.  358  auch)  Hamburg 
(s.  dagegen  aber  Anlage  2,  S.  15  und  H.  Meyer,  Lehrbuch  S.  348 
Anm.  8).  —  Über  resultatlos  verlaufene  Verhandlungen  betr.  Besei- 
tigung der  Todesstrafe  in  Preufsen  s.  Anlage  2,  S.  9ff.  Eine  Auf- 
hebung der  Todesstrafe  war  auch  geplant  von  den  Entwürfen  für 
Kurhessen  und  Schleswig-Holstein  aus  dem  Jahre  1849.  Vgl. 
Anlage  2  S.  15;  Wachenfeld,  Mord  u,  Totschlag  S.  113,  114  und 
S.  173;  H.  Meyer.  Lehrbuch  5.  Aufl.  S.  348  Anm.  8. 

650)  Meyer,  Corpus  jur.  Confoederat  German.  T.  III  p.  561. 

651)  S.  im  Allg.:  Anlage  2,  S.  16-,  Geib,  Lehrb.  IS.  358;  v.Bar, 
Handb.  I  S.  182  Anm.  748.  Im  Einzelnen  zu  vgl.  für  Sachsen: 
StGB,  vom  11.  Aug.  1855  Art.  10,  (nachdem  schon  1850  der  Regie- 
rungsbeschlufs  vom  5.  Jan.  1849  aufgehoben  war);  Grofs  im  GS.  II 
S.  298 fip.;  V.  Wächter,  Das  kgl.  sächsische  und  das  thüring. Strafr. 
S.  34,  178  flf.;  Anlage  2  S.  12;  v.  Bar,  Handb.  I  S.  182  Anm.  748; 
für  Württemberg:  Ges.  vom  17.  Juni  1853  Art  1;  Triest  in 
V.  Holtzendorffs  Strafrechts  -  Zeitung  I  Nr.  31  S.  485;  Seeger, 
Abhandlungen  S.  35 ff,  56 ff.;  Beyerle,  Über  die  Todesstrafe  1867 
S.  31,  50;  Anlage  2,  S.  48;  v.  Bar,  Handb.  I  S.  182  Anm.  748;  für 
Baden:  Ges.  v.  5.  Febr.  1851,  §  3  (vbd.  mit  StGB.  v.  6.  März  1845 
§§  10—12);  Triest,  a.  a.  0.  S.485;  Puchelt,  Komm,  zum  badisch. 
StGB.  I  S.  29;  Anlage  2  S.  49 ff.;  für  Hessen:  Ges.  vom  26.  April 
1852  Art.  1;  vgl.  Stenglein,  Sammlung  Bd.  II  Nr. VII  S. 30 Anm. 2; 
Triest,  a.  a.  0.  S.  485.  Was  die  thüringischen  Staaten  betrifft, 
so  hatte  Sachsen-Meiningen  und  Beufs  jüngerer  Linie  gleich 
bei  Einführung  des  thüring.  Strafgesesetzbuchs  den  die  Todesstrafe 
beseitigenden  Art.  6  desselben  nicht  aufgenonmien,  die  übrigen  Staa- 
ten —  mit  Ausnahme  von  Anhalt  (-Dessau  und  -Köthen  [vgl. 
unten  Anm. 653])  —  stellten  später  die  Todesstrafe  wieder  her.  S. 
für  Sachsen- Weimar:  Ges.  v.  14.  Juli  1856;  Sachsen- Coburg- 
Gotha:  Ges.  vom  4.  Novemb.  1857;  Schwarzburg-Rudol Stadt:  Ges. 
V.  15.  Aug.  1856;  Schwarzb. -Sondershausen:  Ges.  vom  19.  Juli 
1857.    Vgl.  Stenglein,  Sammliuig  Bd.  III  Nr.  X  S.  53—55  Anm.  11; 
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Oldenburg  •"),  im  Herzogtum  Anhalt  •")  und  in  der  freien 
und  Hansestadt  Bremen ^^^)  hielt  man  auch  später  noch 
(bis  zur  Einfllhrung  des  ßeichsstrafgesetzbuchs)  an  den  bald 
1848  geschaffenen  Zuständen  fest,  während  sich  im  Jahre 
1868  auch  noch  das  Königreich  Sachsen  gelegentlich  der 
Revision  seines  Strafgesetzbuchs  von  1855  zu  einem  Verzicht 
auf  die  Todesstrafe  entschlofs  ®^*). 


Triest,  a.  a.  0.  S.  486;  Geib,  L^hrb.  I  S.  358;  Anlage  2  etc.  S.  15 
Anm.  10.  —  In  Hessen -Nassau  endlich  blieb  die  Todesstrafe  abge- 
schafft bis  zur  Annexion  des  Landes  durch  Preufsen  im  Jahre  1866. 
Wahlberg  in  HH.  II  S.  468.  Übrigens  kannten  die  meisten  Gesetze, 
welche  die  Todesstrafe  in  der  Reaktionsperiode  ausdrücklich  wieder 
einführten,  dieselbe  doch  nur  in  einem  im  Vergleich  zur  Zeit  vor 
1848  mehr  oder  weniger  reducierten  Umfange.  Vgl.  Geib,  Lehr- 
buch I  S.  358. 

652)  Im  Anschlnfs  an  das  revidierte  Staatsgmndgesetz  von  1852 
Art.  43  (vgl.  oben  Anm.  649)  war  auch  im  oldenburgischen  Straf- 
gesetzbuch vom  3.  Juli  1858  die  Todesstrafe  nicht  aufgenommen 
worden.  Vgl.  Anlage  2,  S.16,  22;  v.  Bar,  Handb.  I  S.187;  Wachen- 
feld, Mord  und  Totschlag  S.  176.  Die  zwei  letzten  Hinrichtungen 
(wegen  Mordes)  in  Oldenburg  fanden  in  den  Jahren  1835  u.  1842 
statt.    Anlage  2,  S.  41. 

653)  In  Anhalt-Dessau  stand  der  Wiedereinführung  der  Todes- 
strafe eine  Bestimmung  des  Staatsgrundgesetzes  entgegen.  Vgl.  Ver- 
fassung V.  Anhalt-Dessau  vom  29.  Okt.  1848  §  20.  Demgemäfs  ent- 
hielt auch  der  Art.  6  des  durch  Ges.  vom  28.  Mai  für  Anhalt- 
Dessau  und-Köthen  publicierten  StGBs.  die  Fassung :  „Die  Todes- 
strafe ist  abgeschafft"*.  Dieses  Gesesetzbuch  erhielt  dann  1864  (1.  Okt) 
auch  für  Anhalt -Bern  bürg  gesetzliche  Geltung,  wo  die  Landesver- 
fassung von  1850  §  13  ebenfalls  die  Todesstrafe  beseitigt,  ein  Gesetz 
vom  30.  Nov.  1851  §  1  sie  aber  wieder  hergestellt  hatte.  Vgl.  Geib, 
Lehrb.  I  S.  358;  Anlage  2  S.  16  u.  S.  23. 

654)  Die  Bremer  VO.  vom  25.  Juni  1849  (vgl.  oben  Anm.  649) 
hatte  die  Todesstrafe  durch  Freiheitsstrafe  „von  angemessener  Dauer" 
ersetzt  wissen  wollen  (Anlage  2  S.  24).  Die  revidierte  Bremer  Ver- 
fassung V.  Jahre  1854  beseitigte  zwar  die  deutschen  Grundrechte, 
liefs  dagegen  die  mit  der  Einführung  derselben  erfolgte  Aufhebung 
der  Todesstrafe  unberührt  (Anlage  2  S.  16).  Über  die  Wiederein- 
führung der  Todesstrafe  in  den  Bremer  Entwürfen  von  1861  und 
1868  s.  Geib,  Lehrb.  I  S.  358;  Anlage  2  S.  24  u.  106  und  Näheres 
noch  unten  Anm.  693  u.  694. 
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Erneute  Kämpfe  brachten  sodann  die  Beratangen  des 
Strafgesetzbuchs  für  den  „Norddeutschen  Bund"  bezw.  für 
das  neue  „Deutsche  Reich",  in  \?elchen  nach  äufserst  leb- 
haften Debatten  "•)  schliefslich  die  Verteidiger  der  Todes- 
strafe über  ihre  Widersacher  den  endgültigen  Sieg  davon- 
trugen. Dafs  aber  zu  dieser  Wendung  des  Meinungskampfes 
gerade  jene  als  Volksanschauung  geltende  religiös  theologische 
Talionsvorstellung  nicht  wenig  beigetragen  hat,  dasläfst 
sich  unschwer  erkennen  sowohl  aus  den  verschiedenen  Erör- 
terungen in  den  parlamentarischen  Verhandlungen"')  als 


655)  Das  revidierte  StGB,  vom  1.  Okt.  1868  hob  den  Art.  10  des 
StGBs.  von  1855  (über  die  Todesstrafe)  auf.  Vgl.  hierzu  sowie  über 
die  interessante  Vorgeschichte  dieser  Bestimmung  u.  a.:  Heinze, 
Votum  für  Aufhebung  der  Todesstrafe  in  der  sächs.  I.  Kammer,  in 
der  Allgem.  deutsch.  Strafrechts-Zeitg.  VII  (1867)  S.  525ff ;  Mitter- 
maier,  ebendas.  S.  290;  v.  Schwarze,  Aphorismen  über  die  Todes- 
strafe etc.  Leipz.  1868  S.  9;  Mitteilungen  der  Verhandlgn.  des  Land- 
tages, II.  Kammer,  1868,  S.  2953  ff.  •,  desgl.  I.  Kammer  S.  1940  ff.; 
Anlage  2  etc.  S.  12—14;  Pfotenhauer-Modder  mann,  Todes- 
strafe S.  18ff.;.  Wache n fei d,  Mord  u.  Totschlag  S.  135. 

656)  Vgl.  darüber,  bes.  über  die  bekannten Roichstagsreden La s- 
kers  (gegen  die  Todesstrafe)  und  Bismarcks  (für  dieselbe)  am 
28.  Febr.  und  23.  Mai  1870  u.  a.:  Stenographische  Berichte  über  die 
Verhandlungen  des  Reichstages  von  1870,  I  S.  95—117,  119-135;  II 
S.  1119-1140^  Rubo,  Kommentar  zum  RStGB.  S.45ff.,  52  ff.,  72 ff.; 
S.  Mayer,  Geschichte  der  Strafrechte  S.  88  u.  Anm.  50;  v.  Bar, 
Handbuch  I  S.  192-,  Pfotenhauer-Moddermann,  Todesstrafe 
S.  7,  22;  Binding,  Handb.  I  S.  70ff.;  Wachenfeld,  Mord  und 
Totschlag  S.  180 ff.;  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  42;  Seuffert  in 
StGG.  I  S.  12,  13. 

657)  Vgl.  im  AUg.  die  Citate  in  der  vorigen  Anmerkung.  Seuf- 
fert in  StGG.  I  S.  12  bemerkt,  dafs  „durch  Bismarcks  Rede  über 
die  Todesstrafe  einerseits  die  Feuerbach 'sehe  psychologische 
Zwangstheorie,  andrerseits  der  Glaube  an  einen  göttlichen 
Auftrag  zur  Handhabung  der  Strafrechtspflege"  klinge.  Über  die 
Beurteilung  des  Kerns  der  Rede  durch  R.  Schmidt  s.  oben  S.  329 
Anm.  637. 

658)  Die  Motive  zum  Entwurf  eines  StGBs.  für  den  Norddeutsch. 
Bund  (Berlin  1869)  S.  29  ff.  betonen  namentlich  die  Bemühung  des 
Gesetzgebers,  sich  in  dieser  Frage  mit  der  allgemeinen  Rechts- 
überzeugnng  (des  Volks)    in  Einklang   zu  setzen,  „soweit  sich 

Oiinthcr,  Idee  der  Wiodcrvergoltung.  III,  1.  22 
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auch  ans  den  ^Motiren^  des  Gesetzbachs***)  und  dessen 
einschlägigen  Bestimmnngen  selbst.  Bekanntlieh  beschränkt 
nämlich  das  Reichsstrafgesetzbuch  die  Todesstrafe  (vgl.  im 
Allg.  RStGB.  §  13)  —  im  Gegensatze  zu  seinem  preufsischen 
Vorbilde,  welches  sie  noch  in  nicht  weniger  als  14  Fällen  aner- 
kannte*^') —  auf  den  (vollendeten)  gemeinen  Mord  (RStGB. 
§  211")  **®)  und  den  als  schwersten  Fall  des  Hochverrats  be- 
trachteten Mord  und  Mordversuch,  ^.welche  an  dem  Kaiser, 
an  dem  eigenen  Landesherrn,  oder  während  des  Aufenthalts 
in  einem  Bundesstaate  an  dem  Landesherm  dieses  Staats  ver- 
übt worden  sind-'  (RStGB.  §  80\ 

Sehr  deutlich  zeigt  sich  hier  zunächst  die  Talionsidee  in 
der  Heraushebung  der  vorsätzlichen  und  tiberlegten  Tötung  als 
des  einzigen  todeswtirdigen  Verbrechens  aus  dem  gesam- 


eine solche  ans  dem  Wirken  der  Wissenschaft,  den  Kundgebungen 
der  Gerichtshöfe,  den  Beschlüssen  gesetzgebender  Ver- 
sammlnngen  nnd  sonst  in  der  geläuterten  Meinung  der 
Nation  erkennen  läfst". 

659)  Vgl.  dazu  Bergas,  Vergleich  des  Strafrechts  des  deutsch. 
Reichsstrafgesetzbuchs  mit  demjenigen  des  preussischen  StGBs.  Inaug.- 
Dissert.  Greifswald,  1874  S.  9.  —  Eine  genauere  Überschrift  über 
die  einzelnen  todeswürdigen  Verbrechen  des  preufsischen  StGBs.  fin- 
det sich  in  Anlage  2  S.  17,  18;  vgl.  auch  Goltdammer,  Materialien 
I  S.  473;  S.  Mayer,  Geschichte  der  Strafrechte  S.76  Anm.  1.  Unter 
den  politischen  Delikten  waren  nicht  nur  Hochverrat  (§  61),  son- 
dern auch  Landesverrat  (§  67  ff.)  nnd  thätliche  Majestätsbeleidigung 
(§  74),  unter  den  gemeinen  Verbrechen  nicht  nur  Mord  (§  175), 
sondern  namentlich  auch  verschiedene  qnalificierte  Totschläge 
(§  178  ff.)  sowie  mehrere  gemeingefährliche  Delikte  (Brandstif- 
tung, Brunnenvergiftung  u.  a. m.),  falls  ein  Mensch  dadurch  das  Leben 
verloren  (vgl.  §§  285,  290.  294,  297,  302,  304)  mit  dem  Tode  bedroht. 
Auch  sollten  Tötung  gegen  die  vereinbarten  Regeln  des  Zweikampfes 
(§  171),  Kindes tötung  (verübt  von  andern  Personen  als  der  Mutter 
des  [unehelichen]  Kindes)  (§  180)  sowie  Aussetzung  von  Kindern  oder 
hüli losen  Personen  mit  dem  Vorsatze  zu  töten  (§  183)  nach  den 
Vorschriften  über  Mord  (oder  Totschlag)  beurteilt  werden.  An- 
lage 2,  S.  17  Anm.  2. 

6G0)  Mit  dem  Wortlaute  des  §  211  RStGB.  stimmte  schon  die 
Fassung  des  §  206  des  Entwurfs  II  vom  Jahre  1869  überein,  während 
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ten  Gebiete  der  Delikte  gegen  Privatpersonen"*).  Man 
kann  aber,  noch  weitergehend,  anch  den  §80  teilweise  von 
diesem  Gesichtspunkte  ans  erklären,  da  es  sich  ja  zunächst 
auch  hier  um  denselben  Thatbestand  (Mord)  handelt,  der  nur 
durch  die  Richtung  gegen  gewisse,  besonders  hoch  gestellte 
Persönlichkeiten  seine  Qualifikation  und  eine  politische  Fär- 
bung erhält  ••^).  Dagegen  versagt  diese  Betrachtungsweise 
allerdings  angesichts  des  Un^standes,   dafs  im  §  80  —  unter 


der  §  185  des  Entwurfs  I  (im  Anschl.  anPrenr8en§  175)  noch  ge- 
ringe Abweichungen  hatte.  Vgl.  Wacbenfeld,  Mord  n.  Totschlag 
S.  178  Anm.  4  u.  S.  179  Anm.  3. 

661)  Vgl.  u.  a.:  Heinze  in  HH.  I  S.  320:  „Tbatsächlich  ist  (im 
RStGB.)  besonders  charakteristisch  die  Anerkennung  des  Yergel- 
tungs zwecks  (Todesstrafe)";  S.  Mayer,  Geschichte  der  Strafrechte 
§  9  8.  51:  „Dm  Gesetzbuch  bekennt  sich  bei  den  Strafthaten  des 
Mordes  ...  zu  dem  Prinzipe  der  realen  Wiedervergeltung"; 
Kobner,  Lehrbuch  2.  Aufl.  S.  6  Ziif.  1  bezeichnet  die  Todesstrafe 
des  RStGBs.  (§  211  und  §  80)  geradezu  als  „Talion*',  mit  der  Mo- 
tivierung: „Tötung  mit  Überlegung  ist  die  Folge  von  Tötung  mit 
Überlegung«.  Vgl.  auch  H.  Meyer  im  GS.  XXXIII  (1881)  S.  123 
(citiert  oben  in  Anm  640 a.£.)  und  Wachenfeld,  Mord  n.  Totschlag 
S.  284,  285:  „(Es)  wurde  bei  der  Belegung  der  schwersten  Tötung 
(Mord)  mit  der  Todesstrafe  an  dem  Grundsatze  der  Talion  .  •  fest- 
gehalten**. 

662)  S.  bes.  Bern  er,  Lehrb.  12.  Aufl.  S.  352  u.  17.  Aufl.  S.  358, 
welcher  ausfuhrt,  dafs  das  gemeine  Verbrechen  des  Mordes  im  §  80 
„durch  das  hinzutretende  politische  Gewicht  dergestalt  erschwert" 
erscheint,  „dafs  seine  Bedrohung  mit  dem  Tode  eine  natürliche  Kon- 
sequenz der  einmal  beibehaltenen  Todesstrafe"  sei  und  „die  Polemik 
sich  also  nur  noch  gegen  die  Beibehaltung  der  Todesstrafe  überhaupt 
richten"  könne.  Doch  ist  dabei  das  Anffallige  der  Gleichstellung 
des  Versuchs  mit  der  Vollendung  in  den  Strafen  (vgl.  Näheres  im 
Text)  mit  Stillschweigen  übergangen.  Genauer  unterscheidet  hier 
Kobner,  Lehrbuch  2.  Aufl.  S.  6  Ziff.  1  ybd.  mit  S.  7  Ziff.  3  litt  b, 
indem  er  die  Todesstrafe  für  den  vollendeten  Mord  auch  nach 
§  80  auf  den  Vergeltungsgedanken,  diejenige  für  den  hochver- 
räterischen Mordversuch  dagegen  auf  den  Zweck  der  Abschreckung 
(andrer)  zurückführt.  Vgl.  noch  unten  Anm.  664.  Über  das  Ver- 
hältnis der  §§  80  u.  211  zu  einander  s.  auch  noch  v.  Holtzendorff, 
Das  Verbrechen  des  Mordes  etc.  S.  81  ff.;  Binding,  Handb.  I  P.  351  ff. 

22* 
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♦>;'  Za  den  im  Texte  «reaannren  Fä.'en  der  Todesstrafe  iiaeh 
d*;m  KSt*rB.  niit  acs  dem  Oebiete  der  strafrechtlichen  Xeben- 
g»r»*'ize  D'><:h  derjenit^e  des  |  ö  Abs.  3  des  s->g.  Sprengst of f- 
g*i setzen  vom  li  Jcni  l^SI  hinzu,  über  den  im  TVesentl.  dasselbe 
zu  uat^'n  iftt,  wie  über  5  211  R<tGB.  Denn  da  auch  hier  Terlan^ 
»ir^I,  dar«!  der 'Jhater  deuErfolg  des  eingetretenen  Todes  vorana- 
n<ih(:n  konnte,  »o  dr.rf  man  wohl  das  Delikt  des  §  5  L  c.  wenigstens 
i«  di'n   njfMHtcn  Falkn    als   einen   nur  besonders  qualificierten  Fall 
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Ilüchöt  eigenartig  und  für  die  Lebenskraft  der  Idee  der 
Wiedervergeltung  eharaktcristisch  ißt  auch  der  Gang  der 
neuern  sehweizerischen  Gesetzgebung  über  die  Todes- 
strafe •"°),  welcher  mit  demjenigen  der  deutschen  manche  Pa- 
rallelen aufweist  ••^).    Für  die  vorher  sehr  mannigfachen  Zu- 

des  Mordes  betrachten.  Übrigens  ist  bekanntlich  die  Auslegung 
und  Beurteilung  dieses  Paragraphen  wegen  seiner  eigentümlich  un- 
klaren Fassung  äufserst  bestritten.  Vgl.  Näheres  darüber  bes.  bei 
Appelius  in  Stenglein-Appelius-Kleinfeller,  Die  straf- 
rechtlichen Nebengesetze  des  deutschen  Reichs  S.  557  ff.  Nr.  17  j 
V.  Liszt,  Lehrbuch  3.  Aufl.  S.  488  tf.  Anm.  1;  6.  Aufl.  S.  483Anm.  1 
(mit  weitern  Citaten);  Seuffert  in  StGG.  I  S.40.  Über  (Gesetzes-) 
Konkurrenz  zwischen  §  5  des  Sprengstoffgesetzes  und  §  211  (bezw. 
§  80)  des  EStGBs.  s.  Appelius,  a.  a.  0.  S.  559 ff.  Nr.  23.  —  Ganz 
ähnlich  der  Fassung  jenes  §  5  ist  auch  diejenige  des  §  4  des 
österreichischen  Sprengstoffgesetzes  vom  27.  Mai  1885.  Vgl.  dazu 
Janka,  Österreich.  Strafrecht  S.  174  Nr.  7  und  Hill  er  in  StGG.  I 
S.  137.  —  Über  die  ziemlich  beträchtliche  Zahl  der  mit  Todesstrafe 
bedrohten  Delikte  nach  dem  deutsch.  Reichs-Militär- StGB.  v.  1872,  bei 
welchen  i.  Allg.  die  Vergeltungsidee  auf  Kosten  des  Bestrebens 
der  Aufrechterhaltung  der  militärischen  Disziplin  zurück- 
tritt, vgl.  u.  a.:  Heck  er,  Lehrbuch  des  Militärstrafrechts  S.  48  ff.; 
V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  225  Anm.  3;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl. 
S.348  Anm.  9j  Seuffert  in  StGG.  I  S.  76  Nr.  1.  —  Über  die  frühem 
deutschen  partikulären  Militär-Strafgesetzbücher  s.  Anlage  2  über  die 
Todesstrafe  S.  41-43. 

6fj6)  Vgl.  im  Allg.  darüber  bes.:  Temme,  Lehrb.  des  Schweiz. 
Strafrechts  §  89  S.  240 ff.-,  Anlage  2  S.  50  — 52;  Pfotenhauer, 
Aphorismen  über  die  Todesstrafe,  mit  bes.  Rücksicht  auf  den  dermal. 
Zustand  in  der  Schweiz.  Bein  1879;  Guillaume,  Etat  actuel  de 
la  question  de  la  peine  de  mort  en  Suisse,  in  Z.  für  Schweiz.  Statistik 
Jahrg.XXI  (Bern  1886)  S.177ff.;  Pfenninger,  Strafrecht  d.Schweiz 
S.  223  ff.,  227,  307  ff.,  493  und  sonst  passim;  Stooss,  Grundzüge  I 
§  4  S.  56  ff.  und  bes.  §  27  ff.,  S.  285  ff.  S.  auch  Hilty,  Über  die 
Wiedereinführung  der  Todesstrafe  1879;  Meyer  v.  Schauensee  in 
der  Z.  für  schweizer  Strafr.  Bd.  V  (1892)  S.  68  ff.  und  noch  weitere 
Litteraturangaben  bei  Teichmann  in  StGG.  I  S.  390. 

667)  Über  den  Einflufs  der  Bewegung  von  1848  überhaupt  auf 
die  schweizerische  Strafgesetzgebung  s. Pfenninger,  Strafrecht 
der  Schweiz  S.  307  ff.  Für  die  Bestimmungen  der  schweizerischen 
Bundesverfassung  war  bes.  die   französische  Gesetzgebung    (vgL 
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fttinde  der  einzrlnen  Kantooe***  brachte  eine  eewi»?e  Ein- 
hfrit  die  eid^enr-^-'ä^rhe  B::nd«5STerfaÄmn5  Tom  li  September 
1*4^,  indem  sie  in  Art.  M  ern  Veri>»t  T«>n  T«jde<«rteilen  für 
[i^^litiHühe  Verbrei^hen  acf^tellie  •*  .  Daraufhin  sehritlen  dann 
einzelne  Kantone  weiter  da  zm  für  ihr  Gebiet  die  Todesstrafe 
«o^r  Oberhaupt  Tölli^  zu  beseitigen •^ \,  ein  Resultat, 
welches  fnr  die  ganze  Schweiz  die  Bundesrerfadsung  Tom 
29.  Mai  1^74  zu  erreichen  bezweckte,  naeh  deren  Artikel  65 
auch  für  gemeine  Delikte  in  Zukunft  nicht  mehr  auf   den 


mten  Anm.  67»3^  maf^^bend  gewesen.    S.  Teiehmama   in  StGG.  I 

6^)  Ans  den  Vorschriften  der  altera  schweizerischen  Gesetz- 
bächer  dieses  Jahrhimderts  -'Tor  l^d)/  aber  die  Todesstrafe  (die 
zum  Teil  schon  oben  naher  betrachtet  wurden)  ist  im  AUg.  herror- 
znheben,  dafs  sie  meistens  nicht  nor  die  schwereren  politischen 
Delikte  sowie  den  Mord,  sondern  noch  noch  Terschiedene  andere 
gemeine  Verbrechen,  (wie  Baab,  Brandstifhmg  u.  a.  m.)  mit  dem 
Tode  bedrohten.  8.  bes.  Pfenninger,  Strafr.  der  Schweiz S. 213flL ; 
vgl.  aach  Temme,  Lehrbuch  $  89  S.  240  ffl  In  der  Zeit  Ton  18^ 
bis  1848  zei^  sich  dagegen  yereinzelt  schon  eine  erhebüehe  Ein- 
schränkung des  Gebiets  der  Todesstrafe.  So  drohte  sie  s.B.  Zü- 
rich 1835  nur  für  den  Mord  in  absoluter  Form,  f^  andre  schwe- 
rere Delikte  blos  fakultativ  an.  Luzern  il  Thurgau  beseitigten 
schon  Tor  1848  die  Todesstrafe  f&rpolitische  Delikte.  Vgl.  T  e  m  m  e , 
Lehrb.  S.  240;  Pfenninger,  Strafrecht  S.  237. 

660)  Der  Artikel  54  der  eidgenöss.  Bimdesyerfassung  bestimmte 
wörtlich:  «Wegen  politischer  Vergehen  darf  kein  Todesurteil 
gefallt  werden".  S.  Stooss,  Grundzäge  I  S.  56;  Teiehmann  in 
StGG.  I  8.  389. 

670)  So  zuerst:  Freiburg  (nach  d.  Verfassg.  t.  1848  Art  8  und 
StGB,  vom  1.  Okt  1849),  wo  die  Todesstrafe  aber  später  (durch  Be- 
schlnfs  des  grofsenBates  vom  7.  Febr.  1868)  wieder  eingeführt  wm-de. 
Vgl.  Temme,  Lehrbuch  §  88  S.  238  u. §89  8.241;  Anlage  2  etc.  S.51 
u.  Anm.  21;  Pfenninger,  Strafrecht  S.  363,  493;  Stooss,  Grund- 
zflge  I  S.  286  u.  Anm.  1;  Teichmann  in  StGG.  I  S.  389j  £.  Per- 
rier,  La  peine  de  mort  dans  le  cautou  de  Fribourg,  in  Z.  für  Schweiz. 
Strafr.  VII  (1894)  S.  385  ff.  In  der  Folgezeit  schlössen  sich  dann  an: 
Neuenburg  (wo  schon  1836  ein  Antrag  auf  Aufhebung  der  Todes- 
strafe gestellt  worden  war)  durch  Gesetz  vom  13.  Juni  1854  u.StGB. 
vom  19.  Jan.  1856/64  (vgl.  Anlage  2  S.  51;  Pfenninger,   Strafr. 
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Tod  erkannt  werden  durfte  •*'^).  Allein  schon  nach  kaum 
fünf  Jahren  —  am  28.  März  1879  —  erging  ein  Bundes- 
beschlufs  behufs  Abänderung  jenes  Artikels  •■^),  welcher  in 
Übereinstimmung  mit  dem  altern  Rechte  das  Verbot  der  Todes- 
strafe wiederum  nur  auf  „politische  Vergehen"  be- 
schränkte ^^^)  und  dadurch  den  einzelnen  Kantonen  die  Be- 
fugnis zur  Wiedereinführung  jener  Strafart  für  alle  übrigen 
Arten  von  Delikten  zurückgewährte.  Von  diesem  Rechte  hat 
denn  auch  thatsächlich  im  Laufe  der  letzten  16  Jahre  eine 
ganze  Reihe  von  Kantonen  Gebrauch  gemacht,  in  dem  sie  mit 
Rücksicht  auf  die   sittlichen  Volksanschauungen  ^'*)    nament- 


S.  381-,  Stooss,  Gnindztige  I  S.  280);  Zürich  (Kantonsverfassung 
vom  18.  April  1869.  Art.  5  u.  StGB,  von  1871);  Tessin  (Beschlufs 
V.  3.  Mai  1871  u.  Codice  penale  von  1873);  Genf  (Ges.  v.  24.  Mai 
1871)-,  Basel -Stadt  (StGB.  v.  17.  Juni  1872)  und  -Land  (StGB. 
V.  3.  Febr.  1873);  Solothurn  (StGB.  v.  1873,  in  Kraft  seit  18.  Juli 
1874).    Auch  in  dem  Bundesstrafrecht  von   18o3  (Bundesges.  v. 

4.  Febr.  1853)  war  die  Todesstrafe  nicht  aufgenommen  worden.  Die 
übrigen  Gesetzbücher  aus  dieser  Zeit  beschränkten  die  Strafart  auf 
die  schwersten  Verbrechen.    Vgl.  im  Allg.  noch  Stooss,  Grundzligol 

5.  286  ff.  u.  Teichmann  in  StGG.  I  S.  389,  390. 

G71)  Art.  65  der  Bundesverfassung  von  1874  schrieb  schlechthin 
vor:  „Die  Todesstrafe  ist  abgeschafft.  Die  Bestimmungen  der 
Militärgesetze  bleiben  jedoch  in  Kriegszeiten  vorbehalten".  S.  Pfo- 
tenhaue r-Moddermann,  Todesstrafe  S. 8;  Stooss,  Grundztige  I 
S.  66,  57-,^T  eich  mann  in  StGG.  I  S.  389. 

672)  Über  die  Entstehungsgeschichte  dieses  Bundesbeschlusses 
s.  Stooss,  Grundzüge  I  S.  57ff.-,  Teichmann  in  StGG.  I  S.  389. 

673)  Das  Verbot  der  Todesstrafe  erhielt  nunmehr  wieder  ganz 
die  alte  Fassung  von  1848  (vgl.  oben  Anm.  669):  „Wegen  politischer 
Vergehen  darf  kein  Todesurteil  gefällt  werden**. 

674)  Vgl.  z.  B.  Z.  für  Schweiz.  Strafr.VI  (1893)  S.  275  (über  das 
Zustandekommen  des  Beschlusses  betr.  Wiederaufhebung  der  Todes- 
strafe für  Mord  in  Schaffhausen  v.  Jahre  1893):  „Das  Volk  ge- 
nehmigte das  Gesetz  mit  überwiegender  Mehrheit.  Die  Mehr- 
heit stellte  die  Todesstrafe  als  ein  sittliches  Gebot  hin  und  er- 
achtete es  als  Pflicht,  angesichts  der  bevorstehenden  Vereinheitlichung 
des  Strafrechts  für  die  Todesstrafe  einzustehen".  —  Über  die  Ver- 
anlassung des  Fr  eiburger  Gesetzes  vom  24. November  1894  s.  Per- 
rier  in  Z.  für  Schweiz.  Strafr.  VII  S.  386  ff. 
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lieh   für  Tötnn^n    oder  d(K'h  mindesteos  für   den  Mord   die 
Todesstrafe  wiederhergestellt  haben  •'*). 


675)  Vgl.  dazu  imAllg.:  Pfotenhauer-Hoddermann,  Todes- 
strafe S.  8;  Erohne,  Lehrbuch  der  Gefangniskunde  S.  88  Anm.  1; 
Teichmann  in  StGG.  I  S.  389;  Stooss,  Systematische  Zusammen- 
stellung S.  108  ff.  u.  Grundzöge  I  S.  58  u.  288  ff.,  welcher  hervorhebt, 
dafs  mit  Aufhebung  des  Bundesyerbots  v  1874  die  frühem  kantonalen 
Vorschriften  noch  keineswegs  schon  von  selbst  wieder  in  Kraft  traten, 
dafs  yielmehr  die  Kantone  behufs  Wiedereinführung  der  Todesstrafe 
besondere  Gesetze  erlassen  mufsten.  Im  Einzelnen  gehören  hierher 
(in  chronolog.  Reihenfolge)  folgende  Gesetze:  1)  Appenzell  J./Rh.: 
Landgemeindebeschlufs  vom  25.  April  1880;  2)  Obwaldeu:  Ges.  vom 
25.  April  1880;  3)  Uri:  Landgemeindebeschlufs  vom  2.  Mai  1880-, 
4)  Schwyz:  Kriminalstrafgesetz  vom  20.  Mai  1881,  Art.  6a;  5)  Zug: 
Ges.  betr.  Abänderung  des  Strafgesetzes  vom  I.Juni  1882;  6)  St.  Gal- 
len: Ges.  betr.  WiedereinfHhrung  der  Todesstrafe  vom  2.  Dezember 
1882  vbd.  mit  StGB,  vom  25.  Nov.  1885  (in  Kraft  seit  1.  Mai  1886) 
Art.  5,  1;  7)Luzern:  Ges.  betr.  Wiedereinführung  der  Todesstrafe 
vom  6.  März  1883;  8)  Wallis:  Loi  du  24  Nov.  1883  r6tablissant  la 
peine  de  mort  etc.  vbd.  mit  Code  pönal  v.  26.  Mai  1858  (in  Kraft  seit 
I.Mai  1859)  Art.  20,  1-,  9)  Schaffhausen:  Während  hier  die  Straf- 
gesetz-Novelle von  1891,  Art.  1  die  Aufhebung  der  Todesstrafe  (über 
deren  Ersatzmittel  im  Jahre  1874  [21.  Mai]  ein  Dekret  ergangen  war; 
s.  S  toosB,  Grondzfige  I S.  288)  noch  ausdrücklich  bestätigt  hatte,  kam 
unter  dem  14.  März  und  9.  April  1893  ein  Gesetz  betr.  Wiedereinfüh- 
rung der  Todesstrafe,  jedoch  nur  für  Mord,  zu  Stande.  Vgl.  dazu 
Z.  für  Schweiz.  Strafr.  VI  (1893)  S.  275,  276;  10)  Frei  bürg:  Hier 
erging  unter  d.  24.  Nov.  1894  ein  „Gesetz  zur  Wiederaufhebung 
des  Gesetzes  vom  19.  Aug.  1874  in  Betreff  der  Abschaffung  der 
Todesstrafe  („loi  rapportant  la  loi  du  19  aoüt  sur  Tabolition  de  la 
peine  de  mort**)  wonach  „sämtliche  Artikel  des  Strafgesetzbuchs  (und 
der  Strafprozefsordnnng) ,  welche  sich  auf  die  Anordnung  und  Voll- 
ziehung der  Todesstrafe  beziehen,  wieder  in  Kraft"  treten.  Vgl. Z. 
für  Schweiz  Strafr.  VlI  S.  484,  485  vbd.  mit  S.  387  ff.  —  Über  die 
der  Todesstrafe  ebenfalls  günstig  gewesene  Volksabstimmung  im 
Kanton  Zürich  vom  Jahre  1883  s.  Teichmann  in  StGG.  I  S.  389. 
—  In  den  meisten  der  oben  angeführten  Gesetze  ist  die  Todesstrafe 
aufser  für  Mord  auch  noch  für  qualificierte  Tötungen  und  ge- 
wisse gemeingefährliche  Verbrechen  (insofern  sie  mit  tätlichem 
Erfolg  verbunden  sind)  angedroht.  Vgl.  Näheres  z.  Teil  noch  unten 
in  Anm.  692.    Über  die  Anwendung  der  Todesstrafe  in  der  Praxis 
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Während  auch  in  der  Mehrzahl  der  übrigen  europäi- 
schen Staaten  die  Versuche  einer  völligen  AbschaflPdng  der 
Todesstrafe  vergeblich  geblieben  sind*'*),    hat  die  abolitioni- 

der  schweizer  Gerichte  s.  unten  S.351  Anm.  G88.  —  In  den  in  der 
obigen  Aufzählung  nicht  genannten  Kantonen  sind—  sofern  in  ihnen 
nicht  schon  vor  1874  die  Todesstrafe  aufgehoben,  (vgl.  oben  Anm.  670) 
die  Vorschriften  der  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874  in  Geltung 
geblieben,  so  dafs  also  die  Todesstrafe  völlig  (auch  beim  Morde) 
ausgeschlossen  ist.  In  einzelnen  Kantonen  ergingen  aber  behufs  Re- 
gelung der  Ersatzmittel  der  Todesstrafe  noch  besondere  Gesetze 
(vgl.  Stooss,  Grundzügel  S  287 ff.),  nämlich  in  1)  Bern:  Erklärung 
vom  30.  Wintermonat  1874,  2)  Waadt:  Dekret  vom  20.  Jan.  1875, 
3)  Aargau,  Dekret  betr.  die  Todesstrafe  vom  13.  Wintermonat  1876. 
Das  Freiburger  Gesetz  vom  19.  August  1874  (sur  Tabolition  de  la 
peine  de  mort;  vgl.  Perrier  in  Z.  für  Schweiz.  Strafr.  VII  S.385  ff.) 
ist  nunmehr  1894  wieder  au fser  Kraft  gesetzt;  vgl.  oben  unter  Ziff.  10. 
Wie  nach  diesen  Gesetzen,  so  ist  auch  in  den  andern  die  Todesstrafe 
ausschliefsenden  Kantonen  (nämlich:  Thurgan  u.  Graubtinden 
[die  nominell  beide  noch  die  Todesstrafe  in  ihren  Gesetzbüchern 
anfuhren;  Stoss,  Znsammenstellung  S.  111  Anm.  2],  Neuenburg 
[1856/64  u.  1891],  Basel  [Stadt-  und  Land],  Nidwaiden  [Stooss, 
Grundztige  I  S.  97  Anm.  2],  Glarus,  Zürich,  Tessin,  Genf, 
Appenzell  A/Rh.  und  Solothurn)  als  regelmäfsiges  Ersatz- 
mittel derselben  die  lebenslängliche  Zuchthausstrafe  (r^clusion  perpö- 
tuelle)  im  Gebrauche.  Vgl.  noch  S  t  o os s ,  Zusammenstellung  S.  111  ff. : 
Wachenfeld,  Mord  u.  Totschlag  S.  194-202;  Rosenfeld,  Tö- 
tungen S.  14,  dessen  Aufzählung  jedoch  nicht  ganz  vollständig  ist. 
Über  die  Stellungnahme  der  neuem  schweizerischen  Strafgesetz- Ent- 
würfe zur  Frage  der  Todesstrafe  s.  das  Nähere  noch  unten  Anm.  685. 
676)  So  namentlich  in  Frankreich,  trotzdem  sich  hier  die  Be- 
strebungen für  Abschaffung  der  Todesstrafe  mehrfach  sehr  lebhaft 
äufsertcn.  Über  die  ältere  Gesetzgebung  in  dieser  Beziehung  s.  schon 
oben  S.  120  Anm.  270.  Für  die  neuere  Epoche  zu  vgl.  v.  Holtzen- 
dorff  in  HRL.  IV  S.  892  und  bes.  Anlage  2  über  die  Todesstrafo 
S.  64  ff.  D  anach  hatte  die  provisorische  Regierung  in  der  Februar- 
Revolution  von  1848  —  nach  Seheitern  eines  Antrags  der  National- 
versammlung auf  gänzliche  Abschaffung  der  Todesstrafe  —  die 
Beseitigung  derselben  für  p  oliti  sehe  Delikte  im  Prinzip  mittelst  De- 
krets V.  26.  Febr.  beschlossen.  Es  bestimmte  daher  auch  der  Artikel  5 
der  Verfassungsurkunde  vom  4.  Nov.  1848:  „La  peine  de  mort  est 
abolie  en  matiöre  politique"*,  und  ein  später  dazu  ergangenes  Aus- 
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Btiscbe  Bewegung  andrerseits  doch  aneh  einzelne  Erfolge  zn 
verzeichnen  •'').    So  ist  die  Todesstrafe  auch  zur  Zeit  gesetz- 


führongsgesetz  (y.  8.  Juni  1850)  führte  die  Deportation  als  Ersatz- 
mittel ein  (vgl.  Anlage  2,  S.  65  Anm.  42b).  Nach  einem  Gesetz  v. 
10.  Jnni  1853  wnrden  Attentate  gegen  den  Kaiser  und  die  Hitglieder 
der  kaiserlichen  Familie  als  nicht  politische  Delikte  vom  Verbote 
der  Todesstrafe  aosgenommen  (Anlage  2,  S.  65  n  Anm.  43  und  S.  67 
Anm.  45).  Das  Prinzip  des  Art.  5  der  Konstitution  von  1848  wurde 
dagegen  in  den  neu  redigierten  Art.  87  des  Code  pönal  spezieller 
ausgeführt.  In  den  Jahren  1854,  1864  und  1867  wnrden  dann  aber- 
mals Wünsche  nach  völliger  Beseitigung  der  Todesstrafe  rege,  ohne 
dass  dieselben  jedoch  Erfolg  hatten  (Anlage  2  S.  66,  67).  Seitdem 
ging  man  bezüglich  der  Frage  zur  Tagesordnung  über.  Eine  Über- 
sicht über  den  (im  Jahre  1869)  geltenden  Rechtszustand  in  Anlage  2 
über  die  Todesstrafe  S.  67,  68  zeigt,  dafs  nicht  nur  zahlreiche  ge- 
meine, sondern  auch  die  wichtigsten  politischen  Delikte  als  todes- 
würdig  betrachtet  werden.  Die  in  der  allerneuesten  Zeit  aber- 
mals hervorgetretene  abolitionistische  Bewegung  hat  bisjetzt  eben- 
falls noch  keine  Resultate  erzielt.  Vgl.  Rivi6re  in  StGG.  I  S.  444 
Auch  der  Entwurf  vom  Jahre  1893  hat  die  Todesstrafe  beibehalten. 
S.  dessen  Titre  II  Chap.  I  §  1  Art  11—13  (Mittlgn.der  JKV.IV  [1893] 
S.  167).  —  In  Ungarn  hatte  ein  Strafgesetz-Entwurf  ans  dem  Jahre 
1843  die  Todesstrafe  (auch  für  Mord)  abschaffen  wollen.  Vgl.  Mitter- 
maier,  Die  Strafgesetzgebnng  II  S.  217  ff.;  Wachenfeld,  Mord  u. 
Totschlag  S.  187  Anm.  4;  Wlassics  in  StGG.  I  S.  165 ff.  S.  da- 
gegen das  geltende  StGB.  v.  1878  §  20  Ziff.l.  —  Über  die  abolitioni- 
stische Bewegung  in  England,  insbes.  die  Bestrebungen  der  Ho- 
ward-Association  s.  u.  a.:  A Schrott,  Strafensystem  und  Ge- 
fängniswesen in  England  S.  34.  Vgl.  auch  Anlage  2  etc.  S.  50. 
Mittermaier  im  N.  Arch.  des  CR.  Jahrg.  1840  S.583ff.,  1841  S.lff. 
Marquardsen  in  der  Krit.  Z.  für  Rechtswiss.  u.  Gesetzgb.  des  Aus- 
landes XXII  (1850)  S.  478  ff.,  XXIII  S.  202,  311. 

677)  Vgl.  dazu  die  alJgem.  Übersichten  in  Anlage  2  über  die 
Todesstrafe  S. 44  u.  bei  V.  Ho Itzendorff  iuHRL.IV  S.893,  v.Liszt, 
Lehrbuch  6.  Aufl.  8.  225  u.  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  318 ff.  S. 
auch  Garrand,  Pr6cis,  2  6d.  p.  239  Anm.  1.  —  Der  Ausspruch, 
dafs  „die  Geschichte  der  Todesstrafe  in  ihren  fortschreitenden  Phasen 
wesentlich  nur  die  Geschichte  ihrer  Abschaffung**  sei  (Buccel- 
lati-Teichmann  im  GS.  XXXIX  [1887]  S.  585  unter  Hinweis  auf 
Brückner  in  „Nord  und  Süd«  Bd.  XL  [1887]  S.  219)  dürfte  mit 
Rücksicht  auf  die  im  grofseo  Ganzen  doch  nur  sehr  geringen  Fort- 
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lieh  unbekannt  in  der  italieniBehen  Bepublik  San  Marino 
(schon  seit  1848)«'^»),  in  Ru  mänien  (seit  1864)  •"»),  in  Portu- 
gal (seit  1867)"®),  in  den  Niederlanden  (schon  seit  1870 
und  ebenso  auch  nach  dem  neuen  StGB,  vom  S.März  1881)  •*'), 


schritte  der  abolitionistischen  Bewegung  keineswegs  ohne  Weiteres 
zu  unterschreiben  seien.  Vgl.  auch  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  225. 
Auch  die  dauernde  und  völlige  Abschaffung  der  Todesstrafe  darf 
man  wohl  noch  nicht  als  eine  so  nahe  bevorstehende  Frage  der  Zeit 
betrachten,  wie  dies  optimistische  Gegner  derselben  (wie  z.  B.  A.  Möhl, 
Über  den  Zweck  der  Strafe  S.  140  u.  Anm.  3,  vgl.  auch  Seuffert, 
Über  einige  Grundfragen  etc.  S.  28)  gethan  haben.  S.  dagegen  u.  a.: 
Kuntze,  Todesstrafe,  S.  38 ff.,  welcher  bezweifelt,  „dafs  es  jemals 
gelingen  werde,  die  Todesstrafe  auf  die  Dauer  und  allgemein 
abzuschaffen";  wenigstens  für  den  Mord  würde  ße  „immer  und  immer 
wieder  eingeführt  werden".  Vgl.  auch  Merkel,  Lehrb.  §71  S.  198 ff. 
(oben  Anm.  641)  sowie  den  oben  (Anm.  635)  angeführten  Ausspruch 
Post's. 

678)  Vgl.  V.  Holtzendorff,  Das  Verbrechen  des  Mordes  etc. 
S.  349;  Anlage  2  S.  44  Nr.  3,  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  225;  Per- 
tile,  Storia  V.  p.  277  Anm.  82  u.  83;  Alimena  in  StGG.  I  S.  607. 
Auch  der  Codice  penale  della  repubblica  di  San  Marino  v.  16.  Sept. 
1865  thut  dem  entsprechend  in  seinem  (von  den  Strafarten  handeln- 
den) Art.  142  der  Todesstrafe  keine  Erwähnung  mebr. 

679)  Nach  Anlage  2  über  die  Todesstrafe  S.  44  Anm.  3  war  hier 
schon  seit  1830  faktisch  kein  Todesurteil  mehr  vollstreckt 
worden.  Vgl.  Codice  penale  von  1864  Art.  7  ff.  und  Verfassung  von 
1866.  Pfotenhauer-Moddermann.  Todesstrafe  S.4ff.;  Wachen- 
feld, Mord  und  Totschlag  S.  238;  Bosenfeld,  Tötungen  S.  14; 
v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  225;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  348; 
Missir  in  StGG.  I  S.  344. 

680)  Auch  hier  war  die  Strafe  schon  seit  dem  4.  Jahrzehnt  dieses 
Jahrhunderts  (an  Frauen  sogar  schon  seit  1777)  überhaupt  nicht 
mehr  vollzogen  worden.  Vgl.  Anlage  2  S.  75  Anm.  66.  Auch  der 
Novo  Codigo  penal  von  1886  Art.  54  ff.  schweigt  über  die  Strafe. 
Vgl.  noch  Ch.  Lucas,  De  Tabolition  de  la  peine  de  mort  en  Portu- 
gal. Paris  1869;  Anlage  2  S.  44  Nr.  4;  Pfotenhauer-Modder- 
mann, a.  a.  0.  S.  9  ff.-,  Gruber  im  GS.  XLIV  S.  450^  v.  Liszt, 
Lehrb.  6.  Aufl.  S.  225;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  348;  Tavares 
de  Medeiros  in  StGG.  I  S.  537. 

681)  Eine  wesentliche  Beschränkung  der  Todesstrafe  hatte 
für  die  Niederlande  zwar  schon  ein  Gesetz  v.  29.  Juni  1854  ange- 


T*"ir*     *r'    rv^    X.  -r    t"-»"    ja  ♦•:..r»    1*""«         '-*.  ^  m   17    '^yi;.   E  lL 

X  ••---♦  i^a  i.****ir*     -^.    ••'-a  '*    I         ^^Trn    1«^.    I»-«-a   xirr-^a.    a«»!^:** 

"t-  '.'  ,'i  I  -r  _ni  -•.  ZLL  '•  -t^*  .  Z'»*-**3i  Z-ir"«~.«*i_  :n:r^,n3:r  -tar- 
♦n'"*'*i»-iit  x-i.:ai  M^a  x:-a  ioe*  i»-;tf  *-  3.  ~  a  >*!  An  -•  f  «fi»? 
7  ♦v*^r-x'^  2.  «IT  T..->r  i:r  ^r.  n  •••!  "  Z»  -i*i.i»r:f.  I-« 
V-— *r-r'i»*a  '  *^  J  r  ^»*-»  *".•-  "*,  !:'.".  ::--  i.  ^-!-ti_  x  ei'L  '^.  *4**  ^^r\  '-j^ 
11"    ir-'-*'-a    1^— -T-iraarT»?a        r  r  '  -  ■?!  1 1  i-r- X  :  i  :  ^raiaai. 

r>^  1-'-.  "*  s-t*  .  7ii'*v:i:*r*i.  I*.-^  i  *4^  I  p  i4  •  x  *»< :  t  a  ■ 
Km*.  ZI'*-   •-    I'*    :•*. 

i*'\''^^ii>:  ^mv^-t^'z-arv-LTt  T-a  Ir-T  L  E  i«! j.  A'  x-il  Teil  Fr^fr^rr 
:-*'t  •.:,?.:    L'*7**  ':*.  Ltrirr.   -■.  Ai:*.  S    rü" :    Kr    iae.  L^hrb 

^^.'".^1    121  »'.S    \LZV   S    4r   vor    :ak:::*;i    •::•?  T- •!-r^*n^:>   in 

[  •  a , ;  ^  a  «•.i-  :i  *^::  I  tT-.  -a  «"ji  r.  L  i  * i  r .  Lr>.rt>.  S-  z"z.'  *e:i  I"^!?  a;:  '«er 
ft*'.\:^':-:i  rrw-»-«^!.  —  I*v  il-d^r«?  ::jL:-riii-:i.e  Pa^tik*Iarz>^^etI- 
Sc^%  ,:,x  J^'.sy  '5>.  a:h  zt'  **r-:i  W^ri***'.  fa  öci  A:i*::lr^a  ^'t-er  cie  Za- 
.i  *»';rir*r:t  r.^z-ar.  Z-»r::kz:i.'*:z''Cr-:t  «^rr  T-fe-^-rra:«»  So  wanie  sie  i-R 
in  'Jo»kana  —  nie  l'^re::*  iVllrr  •  h'ra  >,:^.«c-^»  enrjbat  —  s^hon 
jrri  Jahr*:  17^'^  a^  :^*-«^rr.a5:.  **:-:a-a  17.^.»  i\:i:Soh5t  io  gerin^mi 
wri'I  17''  in  ^o;Vnii  Uctarizr  wirf^rrLerffe^tellt .  darauf  im  Jahre 
J^/H  'l.ir'h  I><;krfrt  vom  11.  Oku'  aJ-^raia!«  aargirbutien.  1>.'>2  jedoch 
m>if'y.*'r  t'\Ti'//'%\.TX.  um  ec^iich  IVO  i'ureh  Dekret  Tr.m  :>.».  April  zom 
ilrUU'jt  Ma>  aSjrf-vhatft  zo  werrfen.  V;;rl.  daza  be?.  Knntze,  Über 
iVw.  'J '/'!'' äi,* fr af*;  r*.  M:  Anlage  2  S.  74  m  Anm.  «'«»a,  S.  75  a.  Anm.  62 
'rijjt  Arijjab';n  von  f^pfrziaüitu-ratur  ;  v.  Hol tzen dort f,  Da»  Vcr- 
hrct'hcu  f\i'n  Morden  etr*.  S.  348  Anm.  hl  zu  S.  i:>9:  Pertile,  Storia 
V  ff,  27<;,  277  u.Anm.^1;  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  225 ;  H.Meyer, 
J.<rlirb.  5,  Aufl,  S.  :MH.  .Schon  »eit  1>.\0  waren  in  Toskana  that- 
Ä/'i''liIic)i  k<dmj  Hiuriithtiingen  vorgekommen.  Vgl.  Anlage  2,  S.  74; 
J'urtJlft,  Htoria  V  p.  277.  Über  die  andern  kleinem  italienischen 
Hinntf.n  (H<;ldcr- Bicilicn,  Parma,  Kirchenstaat  n.  s.  w.)  s. 
MUmc^H  bei  Mittcrmaierim  N.  Arch.  des  CR.,  Jahrg.  1834  S.  198 ff.; 
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Reihe  nord-  und  BÜdamerikanischer  Freistaaten  ®^^).  Auch  die 
neuesten  Strafgesetz- Entwürfe  fttr  Norwegen®®*)  und  die 
Schweiz  ®®*)  glaubten  auf  jene  Strafart  Verzicht  leisten  zu 
dürfen  ß«®). 


vgl.  auch  Anlage  2,  S.73fr. ;  Pertile,  StoriaV  §  182,  bes.  p. 275 ff., 
277  u.  Anm.  84.  Nach  dem  StGB,  für  Sardinien  von  1839  waren 
noch  24,  nach  dem  für  das  Königreich  Italien  von  1859  noch  13  ver- 
schiedene Delikte  mit  dem  Tode  bedroht.  Vgl.  Anlage  2  S.  3  und 
Pertile,  Storia  V  p.  277  Anm.  79. 

683)  Nämlich  in  den  n o r d amerikanischen  Staaten:  Michigan 
(seit  1847),  Rhode-Island  (seit  1852),  Wisconsin  (seit  1853)  und 
Maine  (seit  1887,  nachdem  schon  1876  die  Todesstrafe  abgeschafft, 
jedoch  1883  wieder  hergestellt  worden  war).  Vgl.  Anlage  2  S.  44 
Ziff.  6  u.  S.  79ff.  u.  Anm.3;  Gruber  im  GS. XLIV  S. 451 ;  v.Liszt, 
Lehrbuch  6.  Aufl.  S.  225;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  349  Anm.  11, 
nach  welchem  in  Khode-Island  der  Fall  ausgenommen  ist,  wenn 
ein  zu  lebenslänglicher  Freiheitsstrafe  Verurteilter  einen  Mord  ver- 
übt. Thatsächlich  soll  schon  seit  1837  in  Maine  kein  Todesurteil 
mehr  vollstreckt  sein,  weil  Jedesmal  nach  einer  Verurteilung  die 
Exekution  auf  ein  Jahr  hinausgeschoben  werden"  sollte.  Anlage  2  S.  80. 
Von  süd-u.  mittel  amerikanisch.  Staaten  gehören  hierher :  Columbia 
(seit  1863;  Konstitution  vom  8.  Mai),  Venezuela  (seit  1864;  Art  14 
der  Federal  Constitution  vom  13.  April)  und  Costa  Rica  (seit  1880). 
Vgl.  Anlage  2,  S.  44  Ziff.  7  u.  Anm.  4  u.  5;  v.  Liszt,  Lehrbuch 
S.  225;  Wachenfeld,  Mord  u.  Totschlag  S.  248,  249;  Rosenfeld, 
Tötungen  S.  14. 

684)  Vgl.  V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  225;  Lammasch  in  Z. 
XIV  S.  514  Anm,  23.  Der  Mord  ist  nach  §  219  des  Entwurfs  alter- 
nativ mit  Strafarbeit  nicht  unter  12  Jahren  oder  auf  Lebenszeit  be- 
droht. —  Über  die  sehr  seltene  Vollstreckung  der  Todesstrafe  nach  der 
norwegischen  Praxis  s.  noch  Näheres  unten.  Über  die  abolitionisti- 
scho  Bewegung  in  den  skandinavischen  Ländern  überhaupt  (und 
bes.  in  Norwegen)  s.  auch  d'Olivecrona,  La  peine  de  mort,  tra- 
duit  par  Be  auch  et.  Paris  1893,  bes.  p.  77  u.  233  ff. 

685)  Vgl.  über  den  Schweiz.  Vorentwurf:  die  Motive  dazu  von 
Stooss  (AUg.  Teil  1893)  S.  36 ff.,  nach  dessen  Ansicht  die  Todes- 
strafe, „wie  die  letzten  25  Jahre  gezeigt  haben,  für  die  Schweiz  kein 
Bedürfnis  ist"  und  ihre  Einführung  die  Strafrechts  ei  nh  ei  t  gefähr- 
den würde  wegen  des  den  einzelnen  Kantonen  doch  verbleibenden 
Begnadigungsrechts.  Übereinstimmend  Pfenninger,  Strafr.  S.  724: 
„.  .  es    ist    kein  einheitliches  Strafrecht   möglich   mit   diesem  Straf- 
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?'  f*2'  '^  Lifis.  l^i^-^i.  tL  Arf  S  i*":  ForfBABB  is  StOG.  I 
>*.  SIT  .  Belriea.  wo  cie  >trte  Eiek^ii-.»  im  Jair*  1?^3  stmtdud« 
^A^Utm  «^LoB  freit  A=:xrr  ci-5e*  Jahrtzxiiert*  die  HiBrickra^es 
•  ^It^B  f^woTiifrn  'Vf.  Grnber,  a.  m.  O.  S.  «?:  AbU^c  ±  S.  71 ; 
Krohnit,  Lehrb.  der  Gefän^UknBde  S,  S»5  b.±21  Abb.:^:  T.Lisxt, 
JA-hfh.  ,s,  jftsT.:  H.  Meyer.  Lehrb.  S.  ^9;  Garrmad,  Prf^i*.  2  fd. 
K  ^;i^  Anw.:  Prin»  hi  Srt:,G.  I  S.  4*V>),  Norve^ea,  wo  aaeb  Gct« 
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(resp.  fünf)  gröfsere  Gruppen  unterscheiden«^"),  je  nachdem 
nämlich  entweder  zwar  die  politischen,  nicht  aber  die  ge- 
meinen' Delikte,  (wie  Mord,  Tötungen  u.  s.  w.)  mit  dem 
Tode  bedroht  sind  —  was    sich   im  Ganzen  sehr   selten  fin- 


in  StGG.  I  S.  229  „die  (schon  früher  selten  exekutierte •,  vgl.  Tr lest 
in  V.  Holtzendorffs  Strafrechts-Ztg.  II  S.  264)  Todesstrafe  .  .  in 
den  letzten  16  Jahren  nicht  (mehr)  zur  Anwendung  gekommen'*  ist 
(vgl.  auch  Fa erden  im  GS.  XLVII  S.  151  Anm.  1),  endlich  auch 
fast  alle  der  hier  in  Betracht  kommenden  (vgl.  oben  Anm.  675)  Kan- 
tone der  Schweiz  (vgl.  Gruber,  a.  a.  0.  S.  448,  449).  Nach  einer 
Zusammenstellung  bei  Stooss,  Grundztige  I  §  28  8.  292  ff.  wurde 
die  Todesstrafe  zum  letzten  Male  vollstreckt  in  Sch'wyz  im  Jahre 
1839,  in  Wallis  1842,  in  St.  Gallen  1843,  in  Obwalden  1846,  in 
Zug  und  Schaffhausen  1847,  in  Appenzell  J./Rh.  1849  (vgl 
auch  Stooss,  a.  a.  0.  I  S.  79),  in  üri  1861  (vgl.  auch  Stooss,  I 
S.  110).  Da  endlich  auch  in  Luzern  seit  1867  (bis  vor  Kurzem) 
keine  Hinrichtung  stattgefunden  hatte,  so  konnte  behauptet  werden, 
dafs  „tbatsächlich  die  Todesstrafe  in  der  Schweiz  abgeschafft*' 
sei  (Pfenning er.  Strafrecht  S.  724);  vgl.  auch  Stooss,  GrundzUge 
I  S.  298).  In  den  letzten  Jahren  ist  aber  die  bisher  bezügl.  der  Todes- 
strafe übliche  schweizerische  Praxis  durchbrochen  worden  mit  dem  in 
Luzern  am  18.  März  1892  an  dem  Italiener  Gatti  vollstreckten  Todes- 
urteile. Vgl.  Stooss,  Motive  zum  Schweiz.  Vorentwurf,  Allg.  Teil. 
1893  S.  36,  37;  Teichmann  in  StGG.  I  S.  390.  —  Über  die  that- 
sächliche  Beseitigung  der  Todesstrafe  in  mehreren  deutschen  Ein- 
zelstaaten vor  1870  s.  Näheres  in  Anlage  2  etc.  S.  41  und  91  ff. 
In  verschiedenen  andern  Staaten  sind  die  Exekutionen  der  Todes- 
urteile zwar  nicht  ganz  eingestellt,  aber  doch  gleichfalls  ziemlich 
selten  geworden.  So  besonders  in  Dänemark,  wo  seit  18G6  nur 
vier  Urteile  zur  Vollstreckung  gelangten  (Olrik  in  StGG.  I  S.  212). 
Vgl.  ferner  die  Angaben  über  Frankreich  in  Anlage  2  S.  69,  70 
und  bei  Gruber  im  GS.  XLIV  S.  447;  über  Österreich  und  Un- 
garn: ebdas.  448;  vgl.  auch  Anlage  2,  S.  47;  Wahlberg,  Ges. 
Schriften  II  S.  149  ff.;  v.  Holtzendorff,  Das  Verbrechen  des 
Mordes  etc.  S.  368  Anm.  123  zu  S.  338;  über  England  u.  Wales: 
Triest  in  v.  Holtzendorffs  Sirafrechts-Ztg.  II  S.  262;  Anlage  2 
S.  52,  59,  60;  v.  Holtzen  dorff.  Vorbrechen  des  Mordes  S.  352 
Anm.  60  zu  S.  143-,  Gruber  im  GS.  XLIV  S.  446;  über  Spanien: 
Anlage  2  S.  75;  über  Schweden:  ebendas.  S.78;  Gruber,  a.a.O. 
S.448.  —  Betr.  der  mildern  Praxis  mehrerer  deutscher  Einzelstaaten 
vor  1870  s.  noch  Anlage  2   S.  47— 49    (Bayern,    Württemberg, 


det  —  •** ,  cderalj^r — wt.*  bevjLdeTs  iiid«^n  meisten  altern 
Gessetzen  d;f:  Eberw  if-g^^Lde  wenDgleirh  im  Einzelnen  sehr 
reTJi^'hi(:d*u  au^^r^tahete  Fie^l  bildet  — neben  den  erstem 


Baden  :  S.  40^  41  o.  90  HanBorer,  und  dazu  aach  Droop  in  d. 
Allg.  ^  trafrech  tu- Zt/^-  II  S.  »i^i--  —  In^bes.  über  Prenssea  s  Bocb: 
1  rie»t,  a.  a.  0.  II  S,  »j  n.  i4:iff.;  Anla^  2  S.  3^-  40,  9i—  SO; 
▼.  H  o  1 1  z  e  n  d  o  r  f  f .  Verbrechen  des  Mordes  S.  SrvS  Anm.  124  an  S.  332 ; 
Graber,  a.  a.  0.  S  44*^,  nach  welf-hem  von  den  in  den  Jahren  1>S^ 
bin  WM)  gefällten  ca.  2:il  Todesurteilen  nnr  noch  16  vollstreckt  wur- 
den. —  In  mehreren  Staaten  macht  sich  die  5eigiui^  bemerkbar,  die 
llinricbtaDgen  auf  die  Fälle  des  Mordes  zn  beschränken.  Vgl.  daiüber 
Näheres  nrK-h  unten. 

*:>9;  Vgl.  in  dieser  Beziehnng  v.  Holtzendorff  in  HRL.  IV 
8.  ^^»2,  8(^3,  der  aber  nicht  speziell  genag  imterscheidet,  da  er  nur 
die  im  Text  an  zweiter  nnd  dritter  Stelle  genannten  («nippen  Ton 
(jesetzen  in  einem  Gegensatz  za  einander  stellt. 

i'/.ffij  In  diese  Klasse  von  Gesetzgebungen  gehört  diejenige  Rnfs- 
landM,  wo  de  jure  die  Todesstrafe  aufs  er  fnr  Staatsver- 
brecher schon  seit  17.^3  .'>4  f  unter  der  Regienug  der  Kaiserin  Elisa- 
beth II)  abgeschafft  worden.  Vgl.  Mittermaier  in  d.  Aiigem. 
deutsch.  Strafr. -Ztg,  V  aWO)  S.  >?4;  Anlage  2  S.  79  u.  Anm.  74; 
Gruber  im  GS.XLIV  S.447;  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  AufL  S.  224;  H. 
Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  349;  Foinitzki  in  StGG.  I  S.  275.  De 
facto  haben  freilich  die  grausame  Knutenstrafe  und  andere  Ersatz- 
mittel (Deportation  nach  Sibirien)  öfter  ähnlich  gewirkt  wie  die 
Todesstrafe.  Vgl.  Foinit  zki,  a.  a.  0.  S.  275;  Grnber,  a.a.O. 
H.  447.  Auch  in  den  russischen  Gesetzbüchern  v.  1845  n.  186G  ist  die 
Todesstrafe  im  Wesentl.  nur  bei  gewissen  Verbrechen  politischen 
Charakters  (bes.  Hoch-  und  Landesverrat;  vgl.  StGB,  von  1845: 
§§  205  ff,  271  ff.,  27G;  von  I8G65  Art.  241  ff..  249  ff.,  253.  254).  nicht 
dagegen  fUr  Tötungen  (oder  andre  gemeine  Delikte)  angedroht. 
(S.  z.  B.  Über  die  Behandlung  der  Tötungen  und  bes.  des  Mordes: 
HtfiB.  von  1H45  §  lJ)20ff.,  1925  [Mord];  von  1866  Art  1449 ff.,  1454 
[Mord].  Vgl.  Näheres  noch  in  Anlage  2  S.  79;  WacUenfeld,  Mord 
und  Totschlag  8.  261  ff,  263  u.  Anm  4;  Thuemmel  im  GS.  XLV 
(IHÜl)  S.  332  ff.;  Grnber  ebds.  XLIV  S.  447;  Foinitzki  in  StGG.I 
8.  281^^293,  woselbst  eine  genanre  Übersicht  des  geltenden  Recbts- 
zustandes  und  Mitteilungen  über  die  Praxis  bezügl.  der  Exekution 
der  Todesurteile.  Auch  der  russ.  Entwurf  von  1885  (IL  Art.  1  und 
2)  hat  ebenfalls,  selbst  für  qualificierto  Fälle  von  Tötungen,  die 
Todesstrafe  nicht  wieder  aufgenommen.    Vgl.  Wachenfeld,  Mord 


Die  Strafgesetzgebung  seit  d.  Mitte  des  18.  Jahrh.  bis  zur  Gegenwart   353 
auch  die  letztern ••'),  oder  nicht  die  erstem,  sondern  nur 


u.  Totschlag  S.  265.    Übereinstimmend  auch  der  bulgarische  Ent- 
warf von  1888.    S.  auch  Rosenfeld,  Tötungen  S.  14. 

691)  Hierher  gehören  bes.  auch 'die  altern  deutschen  Parti- 
kulargesetze. Vgl.  im  Allg.  Tri  est  in  v.  Holtzendorffs  Strafr.- 
Ztg.  I  (1861)  Nr.  32  S.504flf.,  Nr.  33  S.  513  flf.,  Nr.  34  S.  529  fr.-,  An- 
lage 2  etc.  S.  17— 25,  44— 50.  ImEinzelnen  sind  zunennen:  Sachsen 
183S  U.Sachsen-Altenburg  1841  (vgl.Anlage  2,  S.23;  v.Wäch- 
ter,  Das  kgl.  sächs.  und  das  thüringische  Strafrecht  S.  177  Anm.  1), 
Sachsen-Weima.r-Eisenach  (nach  Ges.  vom  14.  Juli  1856,  §2; 
Anlage  2,  S.  21,  22),  Sachsen- Coburg -Gotha  (nach  Ges.  vom 
21. Sept.  1857-,  Anlage  2  S.23),  Schwarzburg-Rudolstadt  (nach 
Ges.  vom  15.  Aug.  1856-,  Anlage  2  S.  23),  Schwarzb.-Sonders- 
hausen  (nach  Ges.  vom  19.  Juni  1857;  Anlage  2,  S.  23),  Reufs 
jüngere  Linie  (nach  Ges.  v.  14.  April  1852)  und  ältere  Linie  (nach 
Ges.  vom  27.  Nov.  1861-,  Anlage  2  S.  23),  Württemberg,  (See- 
ger, Abhandlgn.  S.  18  ff.,  24 ff.,  30fr.,  lOOff.),  Braunschweig 
(bezw.  Lippe-Detmold,  StGB,  vom  18.  Juli  1843;  Anlage  2,  S.22, 
24),  Hannover,  Hessen  (Anlage  2.  S.  19,  20),  Baden  (Anl.  2 
S.  49),  Preufsen  (und  im  Wesentl.  ebenso  Waldeck  1855)  (Anl.  2 
S.  17,  18  u.  24),  Österreich  1852  (Anlage  2  S.  45;  S.  Mayer,  Ge- 
schichte S.  86  Anm.  41;  v.  Holtzendorff  in  HRL.  IV  S.  893; 
Hill  er  in  StGG.  I  S.  137),  Sachsen  1855  (Anl.  2  S.  12  und  18  fr.; 
V.Wächter,  Das  kgl.  sächs.  etc.  Strafr.  S.  179  Anm.  6),  Bayern 
1861  (Anl.  2  S.  47),  deutsches  RStGB.  —  Über  die  Gesetze  von 
Mecklenburg-Schwerin  und  Strelitz  s.  Anlage  2,  S.  21,  22  u. 
Näheres  noch  unten.  Von  ausländischen  Gesetzbüchern  (vgl. im  Allg. 
van  Swinderen,  Esquisse  I  p.  260)  kommen  in  Betracht:.  Sardi- 
nien 1839,  Italienl859,  (vriechenland,  Norwegen  (vgl.Faer- 
den  i.GS.XLVII  S.  156),  Schweden  (vgl.  Anlage  2,  8.  78),  Däne- 
mark (Anlage  2,  S.  78;  Olrik  in  StGG.  I  S.  212),  Finnland  (vgl. 
Forsmann  in  Z.  XI  S.  590  und  in  StGG.  I  S.  317),  Frankreich 
(Anlage  2,  S.  67;  s.  auch  schon  oben  Anm.  676),  Monaco  (vgl.  Grusen 
in  St(«G.  I  S.  477),  Belgien  u.  Luxemburg  (vgl.Anlage  2  S.  72), 
Spanien  1818  und  1870  (Anlage  2  S.  75;  Rosenfeld  in  StGG.  I 
S.  510  flf.  u.  Anm.l),  Montenegro  (vgl.  Dickel  in  StGG.  I  S.  341), 
Bosnien  u.  Hercegovina  (im  Wesentl.  wie  Österreich  1852), 
Serbien,  Ungarn  (Wlassics  in  StGG.  I  S.  172),  Kroatien, 
Entwurf  (Tauffer,  Ges.  Wohlmeinungen  S.  90flf.,  92),  Österreich, 
Entwürfe  von  1891  u.  1893  (und  darüber  Näheres  am  Schlüsse-  dieser 
Anmerkung),  Türkei  (vgl.  S.  Mayer  im  GS.  XL  S.  70),  England 
und  Schottland  (Common  law;    Consolidationsges.  von  1861;    Cri- 
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minal  Code  (Ind.  off.)  Bill  1878;  vgl.  Anlage  2  S.  54  ff.  u.  Anm.  28; 
Schuster  in  StGG.  I  S.  637,  onO),  Malta,  Englisch-Indien, 
New-York,  Niederländisch-Indien,  Ägypten,  Mexiko, 
Japan  (vgl.  S.  Mai  er,  SA.  aus  GA.  1882,  S.  4;  v.  Jagemann  in 
HJÜ.  I  S.  ;)49),  China  (v.  Jagemann  a.  a.  0.  S  348;  BI.  flir  Ge- 
fangniskunde  Bd.  XXVII  S.  241;  Kohler,  Chines.  Strafreeht  S.  16 
Anm.  3,  32  ff.)  —  Bezüglich  des  ümfangs  der  mit  dem  Tode  bedrohten 
Strafthatcn  zeigen  sich  natürlich  auch  in  den  einzelnen  Gesetzen  die- 
ser Gruppe  wieder  sehr  erhebliche  Verschiedenheiten.  So  ist  sowohl 
der  Kreis  der  todeswürdigen  politischen  Verbrechen  (unter  denen 
als  schwerster  Fall  meistens  der  Hochverrat  durch  Mord  am  eigenen 
Landesherrn  fungiert)  als  auch  bes.  derjenige  der  mit  dem  Tode  be- 
drohten gemeinen  Verbrechen  bald  enger,  bald  weiter  gezogen.  In 
letzterer  Beziehung  finden  sich  zunächst  —  auch  in  deut«chrechtlichen 
Gesetzbüchern  —  dem  eigentlichen  Morde  zuweilen  alle  quali- 
ficierten  Totschlagsfälle  (so:  Österreich)  od. doch  einzelne 
derselben  gleichgestellt;  so  obligatorisch  in:  Preussen  §  178 ff., 
Serbien  §  157,  Dänemark  §186;  fakultativ  auch  in  Norwegen 
und  Schweden.  Öfter  begegnet  dies  noch  in  Staaten  mit  vorwie- 
gend romanischem  Recht  (vgl.  Sardinien  1839,  Italien  18r)9, 
Frankreich,  Monaco,  Belgien  u.  Luxemburg,  Türkei, 
Ägypten,  Japan).  S.  dazu  im  Allg.  Rosenfeld,  Tötungen  S.  14. 
—  Nach  Hannover  Art.  321  konnte  ev.  schon  der  einfache 
Totschlag  die  Todesstrafe  nach  sich  ziehen.  Vgl.  Triest,  a.  a.  0.  I 
Nr.  33  S.  514.  Sehr  häufig  werden  ferner  die  mannigfachsten  De- 
likte den  Tötungen  dann  gleich  geachtet  und  bestraft,  wenn  durch 
sie  (in  Folge  derselben  oder  in  Verbindung  mit  denselben)  ein 
Mensch  das  Leben  verloren  hat,  wobei  oft  noch  ausdrücklich  hinzu- 
gefügt ist,  dafs  der  Thäter  jenen  Erfolg  habe  voraussehen  können 
oder  müssen.  Vgl.  über  eine  solche  Ausdehnung  des  Tötungs-  (bzw. 
Mord-)  Begriffs  de  lege  ferenda:  Rosenfeld,  Tötungen  S.  23. 
Unter  den  genannten  Voraussetzungen  findet  sich  z.  B.  die  Todesstrafe 
angedroht  für  Körperverletzung,  Abtreibung  (mit  Tod  der 
Mutter),  Notzucht,  Raub,  Erpressung,  Meineid,  falsches 
Zeugnis  und  Rechtsbeugung  in  Kriminalsachen  (worüber 
Näheres  noch  unten  im  Text  sub  Nr.  III),  Diebstahl  (s.  z.  B.  Bel- 
gien Art  475,  Japan  Art.  380),  Seeräuberei  (s.  z.  B.  Däne- 
mark; Anlage  2,  S.  76),  namentlich  aber  für  die  verschiedenen  ge- 
meingefährlichen Delikte,  wie  Brandstiftung,  Überschwemmimg, 
Störung  des  Eisenbahnbetriebs  etc.  Nur  selten  begegnet  dagegen 
die    Belegung    einzelner    der   angeführten   Delikte    mit   der  Todes- 
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strafe  auch  ohne  Verbindung  mit  t  ö  d  1  i  c  h  e  r  Folge ;  so  z.  B.  der  Brand- 
stiftung (gewisser  Art)  im  englischen  Becht  (worüber  Näheres 
noch  unten)  und  in  Japan  Art.  405  (S.  Mayer,  S.A.  aus  GA.  1882, 
8.2S),  der  Seeräuberei  (in  gewissen  Fällen)  in  Spanien  1848  (An- 
lage 2,  8.  75)  und  1870  (Art.  156-,  vgl.  Rosenfeld  in  StGG.  I  S.  520 
Anm.  1)  u.  Mexiko  (Art. 1128),  qualificierter  Diebstähle  in  Mon- 
tenegro (§§  78,  81  if. ;  vgl.  Post,  Grundrifs  der  ethnol.  Jurispr.  S.  435 
Anm.  4  a.  E.  und  S.  442  Anm. 4  a.E.)  u.  Mexiko  (Art.  404).  Zahl- 
reiche (ev.  auch  nicht  durch  tödliche  Folge  qualificierte)  todeswUr- 
dige  Delikte  kennt  bes.  noch  das  chinesische  Recht.  Näheres  da- 
rüber bei  Kohler,  Chines.  Strafrecht  S.  32  ff.  —  Gewissermassen 
wieder  eine  besondere  Gruppe  für  sich  innerhalb  der  hier  behan- 
delten Klasse  von  Gesetzgebungen  bilden  noch  diejenigen,  welche  die 
Todesstrafe  aufser  für  Mord  prinzipiell  nur  noch  1)  für  den  Hoch- 
verrat oder  2)  gar  nur  für  die  schwersten  Falle  desselben  zu- 
lass-en.  Das  System  sub  Ziff.  1  hat  z.  B.  beobachtet:  New -York 
(§  180  [Mord  ersten  Grades]  und  §  38  [Hochverrat  schlechthin;  s. 
§37]);  das  System  sub  Ziff.  2  —  abgesehen  von  unserm  RStGB.  — 
u.  a.  noch  Ungarn  1878  (§  278  [Mord]  und  128  [Hochverrat  im  Falle 
des  §  126  Ziff.  1,  d.  h.  begangen  durch  Ermordung  oder  vorsätzliche 
Tötung  des  Königs  oder  Versuch  einer  dieser  Handlungen]);  Öster- 
reich, Entwurf  von  1891  (Regierungsvorlage)  (§  22G  [Mord]  u.  §  90 
Abs.  2  [schwerster  Fall  des  Hochverrats,  wenn  der  Kaiser  an  Körper 
oder  Gesundheit  verletzt  oder  seiner  persönlichen  Freiheit  beraubt 
oder  wenn  ein  Angriff  auf  dessen  Leben  unternommen  wurde]).  Ähn- 
lich einerseits  schon  die  frühern  Entwürfe  (vgl.  Anlage  2,  S.  45), 
andrerseits  auch  der  Entwurf  nach  den  Ausschufsantragen  von  1803 
(§  216  [Mord]  und  §  84  Abs.  2  [qualif.  Hochverrat]).  Vgl.  noch  Ni- 
coladoni.  Die  modernen  Strafrechtstheorieen  S.  38;  Bericht  des 
ständigen  Strafgesetzausschusses  S.  8.  Zu  Zweifeln  kann  veranlassen 
H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  349  Anm.  12  (Beschränkung  nur  auf 
bestimmte  Fälle  des  Mordes).  —  Der  dem  ungarischen  StGB,  vielfach 
verwandte  Entwurf  für  Kroatien  setzt  (gleich  Ungarn)  die  Todes- 
strafe auf  gemeinen  Mord  (§  252)  und  Hochverrat  durch  Mord  oder 
Totschlag  des  Königs  oder  Versuch  dieser  Delikte,  aufserdem  aber 
auch  noch  auf  räuberischen  Totschlag  (§  302);  s.  dazu  Tauf- 
fer.  Gesammelte  Wohlmeinungen  S.  91  ff.  —  Finnland  18S9  droht 
die  Todesstrafe  a)  für  gemeinen  Mord  (Kap.  21  §  1);  b)  für  Mord 
oder  vorsätzl.  Tötung  am  Kaiser  und  Grofsfürsten  (Kap.  11  §  1) ; 
c)  für  (vollendeten)  Mord  oder  Totschlag  an  der  Kaiserin,  dem 
Thronfolger  oder  einem  andern  Mitglied  des  kaiserlichen  Hauses  (Kap.  12, 
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gemeingefährliche  Verbrechen)  für  todeswürdig  erachtet 
sind'*^),  oder  endlich  nur  den  Tötungen,  resp.  gar  nur  dem 
mit  Überlegung  ausgefUhrten  Morde  eine  solche  Auszeich- 
nung zu  Teil  geworden  ist  ••').    Ja  zuweilen  findet  sich  selbst 


§  3  Satz  1);  d)  für  Mord  an  dem  Oberhaupt  eines  befreundeten 
Staats  (Kap.  14  §  1);  endlich  e)  für  Thätlicbkeiten  gegen  den 
Kaiser  und  GrofsfUrsten  (Kap.  13  §  1).  In  den  Fällen  a  u.  e  ist 
übrigens  die  Todesstrafe  nicht  absolut,  sondern  nur  alternativ 
neben  lebenslänglichem  oder  zeitigem  Zuchthaus  angedroht  —  Das 
englische  Recht,  welches  die  Todesstrafe  aufs  er  für  Mord  und 
Hochverrat  auch  noch  für  Seeräuberei  (unter  Anwendung  von 
Gewalt)  und  Brandstiftung  an  Schiifsdocks  und  Arsenalen  aner- 
kennt (vgl.  Aschrott,  Strafensystem  etc.  in  England  S.  28 ff.,  32; 
Post,  Grundrifs  der  ethnol.  Jnrispr.  II  S. 264  Anm  1;  Griminal Code 
[Indict.off.lBilll878,  Sect.l40[„murder'*],Sect.34[,hightrcason"] 
Sect. 60  [„punishment üf p i rac y"],  Sect. 38 [„b Urning  ships  of  war**]) 
beschränkt  sich  in  der  Praxis  doch  imWesentl.  auf  die  beiden  zu- 
erst genannten  Verbrechen.  Vgl.  u.  a.:  Anlage  2,  S. 54;  Gretener, 
Russ.  Entwurf.  Allg.  Teil.  Erläuterungen  S.  7;  Kr  ohne,  Lehrb.  der 
Gefängniskunde  S.  53.  —  Nur  ein  ziemlich  enges  Anwendungsgebiet 
hatten  der  Todesstrafe  unter  den  deutschen  Einzelstaaten  schon  vor 
dem  Inkrafttreten  desRStGBs.  die  Grofsherzogtümer  Mecklenburg- 
Schwerin  und  -Strelitz  eingeräumt,  indem  hier  die  Todesstrafe 
aufser  für  Mord  und  Hochverrat  (auf  Grund  des  gemeinen  Rechts) 
nur  noch  für  Brandstiftung  mit  tödlichem  Erfolge  für  Menschen- 
leben anerkannt  war,  ^ vorausgesetzt,  dafs  der  Thäter  die  Umstände 
kannte,  welche  die  Gefahr  für  das  Leben  andrer  begründeten *".  Vgl. 
Mecklenburg-Schwerin,  Ges.  vom  27.  Mai  1854;  M.-Strelitz, 
Ges.  vom  6.  Juni  1854;  Anlage  2,  S.  21,  22. 

692)  In  diese  Gruppe  gehören  namentlich  die  meisten  Gesetze 
derjenigen  schweizerischen  Kantone,  in  welchen  nach  1879  die 
Todesstrafe  wieder  eingeführt  wurde,  indem  sie  aufser  dem  Mord 
in  e.  S.  auch  mancherlei  qualificierte  Totschläge  (z.  B.  Verwandteu- 
totschlag, Totschlag  „zur  Unterstützung  eines  andern  Delikts"  u.8.w.) 
sowie  mit  tödlichem  Erfolg  begleitete  gemeingefährliche 
Verbrechen  (wie  namentlich  Brandstiftung,  femer  Überschwemmung, 
gemeingefährliche  Vergiftung  u.  a.  m.)  mit  der  Todesstrafe  belegen. 
Eine  genauere  Übersicht  über  die  einzelnen  Fälle  giebt  Stooss, 
Grundzüge  I  S.  288  —  291.  Zu  vgl.  auch  Derselbe.,  Zusammen- 
stellung S.  108—111  und  die  Anmerkgn.  und  Grundzüge  11  S.  358. 

693)  Von  gesetzgeberischen   Werken   1)  in  Deutschland  vor 
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Einführung  des  RStGBs.  ist  in  dieser  Beziehung  bemerkenswert: 
a)  ein  Strafgesetz-Entwurf  für  Mecklenburg-Schwerin  vom  J. 
1850,  welcher  die  Todesstrafe  prinzipiell  nur  auf  den  Mord  be- 
schränkte —  ein  Begriff,  der  allerdings  (nach  der  allgem.  Definition 
des  dolus  eventualis  in  jenem  Entwürfe)  auch  diejenigen  Fälle  der 
Tötung  umfafste,  bei  welchen  der  Thäter  den  tödlichen  Erfolg  zwar 
nicht  wirklich  bezweckt,  aber  doch  die  leicht  mögliebe  Folge  voraus- 
gesehen hatte.  S.  Anlage  2,  S. 21  Anm.  3 ;  (v.  Wi  c  k) ,  Erachten  betr.  die 
Einführg.  eines  Krim.Gßs.  in  Mecklenburg-Schwerin  1850.  I  S.63,  106; 
Archiv  des  CR.  Jahrg.  1851,  S.  152 5  s.  auch  Wachen feld,  Mord 
und  Totschlag  S.  175.  b)  Nach  Anlage  2  über  die  Todesstrafe  S.  22 
bestrafte  auch  Sachsen-Meiningen  nur  den  Mord  mit  dem  Tode, 
„indem  an  Stelle  der  in  Ai-t.  119  des  (unter  dem  21.  Juni  1850  ein- 
geführten) thUringidchen  StGBs.  angedrohten  lebenslänglichen  Zucht- 
hausstrafe die  Todesstrafe  gesetzt"  war.  c)  Der  Bremer  Entwurf 
von  1861  wollte  nur  für  den  Mord  (Tit.  XX  Art.  104  §  328)  die 
Todesstrafe  anerkannt  wissen.  Vgl.  darflber  ausführlich  die  Motive 
dieses  Entwurfs  Bd.  I  S.  13,  186  —  188,  Bd.  II  S.  151;  Geib, 
Lehrbuch  I  S.  358;  Wachenfeld,  Mord  und  Totschlag  S.  124. 
d)  Auch  das  StGB.  fUr  die  freie  und  Hansestadt  Lübeck  v.  20.  Juli 
1863  belegte  (in  seinem  [wesentlich  mitPreufsen  §  175  tibereinstim- 
menden] §  144)  nur  den  Mord  mit  der  Todesstrafe.  Vgl.  Anlage  2, 
S.  24;  V.  Holtzendorff  in  HH.  I  S.  101;  H.  Meyer,  Lehrbuch 
4.  Aufi.  S.  402  Anm.  7.  Thatsächlich  soll  (nach  Anlage  2  S.  41)  in 
Lübeck  schon  im  Jahre  1829  das  letzte  Todesurteil  vollstreckt  worden 
sein,  e)  In  Hamburg,  wo  bis  1869  gemeines  Recht  (nebst  den  Ham- 
burger Statuten  von  1603  etc.)  gegolten,  war  in  der  Praxis  der 
neuern  Zeit  die  Todesstrafe  ebenfalls  nur  noch  für  den  Mord  ge- 
bräuchlichgewesen (s. Anlage 2,  S. 24).  2)  Unter  den  ausländischen 
Gesetzgebungen  findet  sich  z.  Zt.  eine  Beschränkung  auf  Mord:  a) 
im  schweizer  Kanton  Schaffhausen  nach  §  4  des  Gesetzes 
betr.  Wiedereinführung  der  Todesstrafe  (filr  Mord)  vom  14.  März 
(8.  April)  1893  (bezw.  StGB.  §  143).  Aber  auch  die  Kantone  Appen- 
zell J./Rh.  (Ges.  vom  25.  April  1880),  üri  (Ges.  vom  2.  Mai  1880) 
und  St.  Gallen  (StGB,  von  1885)  haben  nur  ein  sehr  beschränktes 
Anwendungsgebiet  der  Todesstrafe,  indem  sie  dieselbe  aufser  für 
Mord  nur  noch  für  Brandstiftung  eintreten  lassen  wollen,  wenn 
bei  oder  in  Folge  derselben  ein  Mensch  das  Leben  verlor,  wobei 
St.  Gallen  (StGB.  Art.  98  Ziff. 3)  noch  ausdrücklich  hinzufügt,  dafs 
»der  Thäter  diesen  Erfolg  beabsichtigt  und  vorsätzlich  herbeigeführt" 
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Beschränkung  auf  bestimmte,  ganz  besonders  erschwerte 
Fälle  des  Mordes  «»♦). 

haben  mtlsse.  Vgl.  Stooss,  Grundztige  I  S  2^8,  21)0  sowie  Zusammen- 
stellung S.  110  Anm.  2  (wo  CS  geradezu  beifst,  dafs  in  St.  Gallen  die 
Todesstrafe  nur  für  Mord  gelte).  Ebe  in  Aargau  (durcb  Dekret 
vom  13.  Wintermonat  1876)  die  Todesstrafe  ganz  beseitigt  war,  galt 
sie  dort  nach  einem  Ges.  vom  19.  Honiung  1H68  (betr.  Abänderung 
des  peinl.  StGBs.  von  1857)  §  1  nur  noch  für  „Verbrechen,  durch 
welche  ein  Mensch  das  Leben  verloren  hat,  wenn  dieser  Erfolg  vom 
Thäter  beabsichtigt  war  oder  von  ihm  vorausgesehen  wer- 
den konnte".  Vgl.  Anlage  2,  S.  52  u.  Anm.  22;  Stooss,  Zusammen- 
stellung S.  111  Anm.  3.  Nach  Anlage  2,  S.  50  war  vor  dem  Bundes- 
verbot vom  29.  Mai  1874  auch  in  Schwyz,  Nidwaiden  und 
Zug  die  Todesstrafe  hauptsächlich  auf  Mord  beschränkt 
gewesen,  b)  In  den  nordamerikanischen  Freistaaten  war  nach 
Anlage  2,  S.  79  fr.  bis  1869  die  gesetzliche  oder  doch  that- 
sächliche  Beschränkung  der  Todesstrafe  auf  Mord  die  Regel,  so 
auch  z.  B.  in  Wisconsin  vor  der  völligen  Abschaffung  der  Todes- 
strafe im  Jahre  1853  (Anlage  2  S.  79  Anm.  77).  In  demselben  Um- 
fange bestand  die  Todesstrafe  auch  in  dem  südamerikanischen  Staate 
Columbia  bis  zu  ihrer  gänzlichen  Abschaffung  im  Jahre  1863  (vgl. 
oben  Anm.  683-,  Anlage  2,  S.  44  Anm.  5).  c)  Auch  die  Praxis  in 
England  nähert  sieh  sehr  dem  System  der  bisher  angeführten  Staa- 
ten. Wenigstens  berichtet  Aschrott,  Strafensystem  etc.  in  England 
S.  32,  dafs  „thatsächlich  seit  dem  Jahre  1861  .  .  bis  zum  Jahre  1884 
überhaupt  nur  zwei  Personen  wegen  andrer  Verbrechen  als  wegen 
Mordes  verurteilt  worden**.  Vgl.  auch  für  die  ältere  Zeit  (bis  1861) 
Triest  in  v.Holtzendorffs  Straf rechts-Ztg.  II  (1862)  Nr.  17  S. 262, 
und  für  die  letzten  Jahre:  Grub  er  im  GS.  XLIV  S.  446.ff.  —  In 
Schweden  wurden  (nach  Anlage  2  S.  78)  in  den  Jahren  1859—1864 
Hinrichtungen  nur  an  Mördern  vollzogen. 

694)  So  z.  B.  Hamburg  1869  Art.  118:  „Wer  mit  überlegtem 
Vorsatz  oder  in  Folge  eines  mit  Überlegung  gefafsten  Entschlufses 
einen  Menschen  tötet,  soll  (mit  Zuchthaus  von  15—25  Jahren,  und) 
wenn  der  Mord  verübt  wurde,  um  zu  rauben,  unter  Lohn,  durch 
Gift  oder  Brand,  mit  Peinigung  des  Entleibten,  von  Mehreren, 
welche  sich  zu  dem  Verbrechen  vereinigt,  an  einer  Schwange- 
ren, deren  Zustand  der  Thäter  kannte,  an  Angehörigen  des  Thä- 
ters  oder  an  Beamten  während  der  Ausübung  ihres  Amtes,  mit 
dem  Tode  bestraft  werden".  Vgl.  II.  Meyer,  Lehrb.  4.  Aufl.  S.  402 
Anm.  7;  Wachenfeld,  Mord  und  Totschlag  S.  122;  das.  S.  120, 
121   auch  Näheres    über  die  frühem  Entwürfe   aus   den  Jahren  1849 
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Während  in  der  ersten  Kategorie  der  Talionsgedanke 
aufgegeben  ist,  tritt  er  in  der  zweiten  •**)  und  dritten  in  suc- 
ccssiver  Steigerung  hervor,  nm  schliefslich  in  der  vierten 
seinen  Kulminationspunkt  zu  erreichen. 

In  der  äufsern  Wortfassung  der  gesetzlichen  Androhung 
des  Todes  für  Mord  (od.  Totschlag)  zeigt  sich  freilich  heute 
nur  noch  ganz  vereinzelt  ein  stärkeres  Durchschimmern  der 
zu  Grunde  liegenden  Idee  der  Vergeltung  des  Gleichen  mit 
Gleichem;  so  z.  B.  im  türkischen  Strafgesetzbuch  v.  1858, 
wenn  es  gelegentlich  die  Todesstrafe  flir  Tötungen  als  „the 
punishment  of  r etaliation"  bezeichnet^*®),  sowie  im  Straf- 


und  1862;  s.  auch  Anlage  2,  S.  89  u.  10(5.  Ähnlich  der  Bremer 
Entwurf  vom  Jahre  18i]8  Art.  98  §  304  (im  Gegensatze  zum  Entw.  v. 
18Ü1,  Art.  104  §  328):  „Wer  mit  überlegtem  Vorsatz  einen  Menschen 
tötet,  wird  als  Mörder  mit  lebenslänglichem  Zuchthaus  bestraft.  In 
den  schwersten  Fällen  jedoch,  namentlich  auch,  wenn  der 
Mörder  bereits  wegen  fr  Über  begangenen  Mordes  zu  lebenslänglicher 
Zuchthausstrafe  verurteilt  war,  kann  die  Todesstrafe  erkannt 
werden".  Beachtenswert  ist  hier  gegenüber  der  Fassung  Hamburgs, 
(sowie  auch  des  Bremer  Entwurfs  von  18GI),  die  blos  fakultative 
Androhung  der  Todesstrafe.  Vgl.  noch  Anlage  2,  S.  24,  27,  98  und 
lOß;  Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  124.  125.  —  In  der  Litteratur  hat 
sich  für  eine  Beschränkung  der  Todesstrafe  auf  die  bes.  qualifi- 
cierten  Arten  des  Mordes  u.  a.  Wahlberg  (Kriminalistische  und 
nationalökonomische  Gesichtspunkte  S.  102)  ausgesprochen.  Dagegen 
(sowie  überhaupt  gegen  jene  Einteilung  der  Mordfälle,  welche  an  das 
amerikanische  System  [Mord  1.  u.  2.  Grades]  erinnere)  z.  B.;  Kräwel 
im  GS.  XXXVIII  (188G)  S.  192  If.,  da  sehr  wesentliche  mildernde 
Umstände  auch  bei  jenen  schweren  Fällen  gegen  die  Verhängung 
der  Todesstrafe  sprechen,  andrerseits  beim  einfachen  Morde  fehlen 
könnten. 

G95)  In  dieser  Gruppe  zeigt  sich  die  Hinneigung  zur  Talionsidee 
besonders  in  den  in  Anm.  691  auf  S.  355  angeführten  Gesetzen,  und  zwar 
am  stärksten  wieder  in  den  dort  sub  Ziflf.  2  citierten. 

G9G)  Vgl.  Türkei  Art.  172:  „.  .  .  the  punishment  of  retalia- 
tion,  that  is  to  say  of  death**.  Auch  in  Art.  181  kehrt  diese  Be- 
zeichnung wieder,  während  der  vom  Morde  im  e.  S.  handelnde 
Art.  170  sie  nicht  hat,  sondern  nur  vorschreibt:  „Every  person  guilty 
of  homicide  with  premeditation  duly  proved  shall  be  sentenced 
to   death   according    to    the   provisions   of   the   penal    law".    Vgl. 


sr*-^*/rvi'*a  rir  Däz.rX4rk.  w.>  *^«-i  bei  der  >aiik;ivii  der 
1im\>^xz^:r  izr  d'L  M:r-i  «ej  w..nla;;:^-i'rr  AnklAoa:  an  das 
it*>*A.'**Le  .Lebrrn  cm  Lr''>ra-  n-«i-r;*'.  A:>  cbri^n  Ge- 
*^*zSv'hrr  be^-Lrä:.kra  ^j«  i  nir  a-f  s^wi-ie*?  herk'jniinlkhe, 
d'r'^rhwee  ^.r.*a'he  F'-nneln.  U^.^a  a'^-er  di':»ei  d««-h  nwl- 
hih'*.>  <i!r  ^rLwrrre  Fv'i-^  d-^  \>rbr*r»-'irr:*  in  5*-hle»:b:hin  ab- 
&<^*!uter.  obligat»>r:*rher  We:?^***  —  aläo  namentlich 
aa'^'h  obüe  Za!a»»;ir.g  mli-iemd-^r  Imstande*'*  —  einlreien"**». 


?f. Mayer  iaiOrf  XL  'l^>^  S.I  V.^r  die  C>«er«ciii*tini3iaii«  der T»-»de»- 
»traff:  für  Mord  al*  T  a  I  i  o  n  mit  d«^n  .J*riiizip»ir«  der  relisiösen  Gesetze 
de*  I^nd«:**  Koran.  SoLnah  und  Werke  der  Reeh!«ge!ehrteii.  ziuaiiuneii 
=r  Oe»etz:  arab.  ,.S*:bari'ah-.  türki«'^h  ^wöhnL,S<fheri*;  a.  raa  dem 
Berg  in  .StOG.  I  S.  7 1 1  n.  Anm.  2  -  Cb^er  die  eY.Befreiang^  von  der  Talion 
durch  2^hlnn^  de«  -dieth*  'Blnt^eldes  an  die  Erben  de*  Getötetea 
na/'h  Art.  172,  1*j2  §.  «^rhon  oben  S.22:j  Anin.4^^.  Über  das  Vorwiegen 
der  Momente  der  Wiederrergeltung  und  Ab«ehreckang  in  der 
türki sehen  .Straf] a«tix   überhaopt    s.  aach    t.  Jagemann    in  HJH.  I 

01^7,  Dänemark  g  1C«J:  ^Den,  »«»mmed  0 verlang  skiller  et  andet 
Menneske  red  Livet,  straffes  paa  Livet*. 

yy*/H)  Vgl.  dazu  im  Allg.  Anlage  2  S.  2*5  flf.;  t.  Holtzendorff 
in  URL.  IV  S.  ^93;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aafl.  S.  349.  Nicht  ab- 
solut ist  die  Todesstrafe  nach  d.  deutschen  Militärstrafrecht  angedroht 
Vgl.  HKL.  IV  S.  893;  H.  Meyer,  a.  a   0.  S.  349  Anm.  13. 

^'/yj)  Die  allgemeinen  ^mildernden  Umstände*  sind  zwar  regel- 
mäfsig  beim  ^einfachen)  Morde  nur  stillschweigend  (dorch  Nichter- 
wähnung derselben)  ausgeschlossen;  ausdrücklich  aber  z.B.  in  Luxem- 
burg Art.  411  (für  assassinat)  sowie  (nach  Rosen feld,  Tötungen 
8.  20)  in  Cnndinamarca  Art.  459.  Auch  findet  sich  ein  ansdräck- 
lieber  Ausschlufs  ftir  ^.parricide"  in  einigen  romanischen  Rechten.  So 
in  Übereinstimmung  mit  Code  p6nal  fran^.  Art. 323  in:  Belgien  Art. 415 
und  Argentina  §  211.  Die  ebenfalls  hierher  gehörigen  GBB.  von 
Rumänien  Art,  252  und  Portugal  Art.  375  kommen  wegen  der 
Beseitigung  der  Todesstrafe  in  ihnen  nicht  in  Betracht.  Vgl. Rosen- 
feld, a.  a.  0.  S.  20.  Von  den  dort  genannten  Gesetzgebungen, 
welche  z.  Zt.  noch  ausdrücklieb  auch  beim  Morde  allgemein  mil- 
dernde Umstände  zulassen  (Graubünden,  Zug,  Neuenbürg, 
[nach  .StooBs,  GrundzUge  II  S.  10  auch  Zürich],  Schweden  u. 
die  Niederlande)  sind  hier  ebenfalls  nur  Zug  §  68  (vbd.mit  Ges. 
vom  1.  Juni  1882,  §  7;  vgl.  Stooss,  a.  a.  0.  I  S.2ß0)  und  Schwe- 
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Nur  ganz  ausnahmsweise  begegnet  dem  gegenüber  die  alter- 
native''*^') oder  fakultative  Form  der  Androhung ''^2). 


den  Cbap.  XIV§6  (übrigens  mit  nur  indirekter  Fassung;  s.  Wachen- 
feld, Mord  und  Totschlag  S.  211;  v.  Liszt,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  259 
Anm.  4)  von  Belang,  da  in  den  übrigen  Staaten  die  Todesstrafe  z.  Zt. 
u  n  bekannt  ist.  Über  Frankreich  s.  noch  v.  L  i  s  z  t ,  Lehrb.  6.  Aufl. 
S.  22B  Anm.  4;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  349;  über  die  ältere 
Gesetzgebung  der  Schweiz:  Anlage  2,  S.  50,  51.  Über  die  (indi- 
rekte) Anerkennung  einer  Strafmilderung  beim  (einfachen)  Morde 
nach  demKrim.GB.  für  Braunschweig  (§145  Abs.  2  vbd.  mit  §G2) 
s.  Anlage  2  S.  27,  29  und  Wachenfeld,  Mord  u.  Totschlag  S.  119 
u.  Anm.3;  vgl.  auch  Lichtenberg,  Die  Strafe  S.185,  193;  Mitter- 
mai er.  Die  Strafgesetzgebung  II  S.  90ff.;  Derselbe  im  N.  Arch. 
des  CR.  Jahrg.  1840  S.  604  ff. 

700)  Hinsichtlich  der  Wortfassung  der  Androhungsformeln 
der  Todesstrafe  in  den  verschiedenen  Gesetzbüchern  lassen  sich  zu- 
nächst zwei  gröfsere  Gruppen  unterscheiden,  je  nachdem  1)  der 
Thäter  selbst  oder  2)  das  von  ihtn  begangene  Verbrechen  zum 
Subjekt  in  der  Satzbildung  gewählt  worden.  Innerhalb  der  ersten 
Gruppe  finden  sich  dann  wieder  folgende  Wendungen:  a)  „Der  Mör- 
der" oder  der  des  (vorher  [in  demselben  oder  einem  voraufgehenden 
Artikel]  naher  definierten)  Verbrechens  des  Mordes  (assassinat  etc.) 
„Schuldige"  „wird  mit  dem  Tode  bestraft"  („sera  puni  demort"). 
So  (im  Wesentlichen  übereinstimmend  mit  d.  Code  pönal  Art.  302): 
Preufsen  §  175-,  Lübeck  1863  §  144;  Serbien  §  155;  Ungarn 
§  278;  Wallis  Art.  220  (und  vor  1874:  auch  Bern  Art.  123  und 
Freiburg  Art.  126);  Monaco  Art.  287;  Malta  Art. 205;  Nieder- 
ländisch-Indien,  Wetb.  v.  d.  Europ.  Art.217(W.  v.  Inl.  Art.218). 
Vgl.  auch  Türkei  Art.  170  („shall  be  sentenced  to  death").  Hierher 
gehören  auch  mehrere  Gesetze  des  englisch  -  amerikanischen  Rechts- 
gebiets, wo  sich  öfter  die  Formel  „shall  s  uff  er  death"  findet.  So 
u.a.:  England,  Crim.  Code  (Indict.  off.)  Bill  1878,  Sect.  140;  Canada , 
Revised  Statutes  1886,  Vol.  11  (Ottawa  1887)  Chapt.  162  §  2  (p.  1887) ; 
S ü d- A US t rali en  (W ach enfeld, Mord  u. Totschlags. 219  Anm. 4.— 
Hannover,  Art.  227  Abs.  2  hatte  die  Wendung:  „Der  Mörder 
soll  mit  dem  Tode  bestraft  werden";  so  zwar  im  Wesentl.  auch 
Braunschweig  §  145,  dessen  Strafsatzung  jedoch  trotzdem  keine 
völlig  absolute  war;  vgl.  darüber  schon  oben  Anm.  699  a.  E.  Das 
StGB,  für  Reufs  ältere  Linie  v.  J.  1861  Art.  144  a.  E.  bestimmte: 
„Den  Mörder  trifft  die  Todesstrafe"  (Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  139 
Anm.  2).    S.  auch  noch  Montenegro  §27  (Der  [vorher  näher  defi- 
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Hinsichtlich    der  Art   der   Vollstreckung  der   Todes- 


nierte]  Mörder  „ist  .  .  .  zu  erschiefsen";  vgl.  §  39  ebdas.)  b)  Eine 
zweite  Gruppe  von  Gesetzen  bedient  sich  der  Wendung,  dafs  der 
(schuldige)  Thäter  „als  Mörder"  mit  dem  Tode  „bestraft  wird"  (so: 
Hessen  Art.  252;  Baden  §  205-,  Sachsen  1855  Art.  155;  Bre- 
men, Entwurf  von  18(51  Tit.  XX  Art.  104  §  328)  oder  „bestraft 
werden  soll"  (so:  Württemberg  Art.  237;  Griechenland 
Art.  288  [=  Art.  205  des  bayer.  Entwurfs  von  1827;  Wachenfeld, 
a.a.O.  S.  185  u.  Anm.  1])  oder  „zu  bestrafen  ist**  (so:  Sachsen 
1838  [und  S.-Altenburg  1841]  Art.  121;  Thüringen  Art.  119; 
[vor  1874  auch  Graubünden  §88]).  c)  Verwandt  damit'Mst 
endlich  die  Formulierung,  dafs  der  Thäter  „wegen  (des  Ver- 
brechens des)  Mordes"  mit  dem  Tode  „bestraft  wird"  oder  „wer- 
den soll",  (so:  Bayern  18G1  Art  228;  deutsch.  RStGB.  §211; 
Schwyz  Krim.StGes.  1881  §  53;  Zug  StGB.  §  68  vbd.  mit  Ges.  v. 
1.  Juli  18S2,  §  7;  Kroatien,  Entw.  §  252;  Österreich,  Entwurf 
1893  §210).  Über  die  ebenfalls  noch  in  die  Klasse  unter  Ziff.  1  fallende 
besondere  Fassung  Chinas  (Ta-fsing-leu-lee,  ?ect  282)  vgl.  Wac  hen- 
feld,  a.a.O.  S.  208  Anm.  5.  —  2)  Die  Gesetzbücher  der  zweiten 
Ilauptgruppc  bestimmen,  dafs  „der  Mord"  (frz.  „assassinat")  schlecht- 
hin, bezw.  da6  seinem  Thatbestande  nach  genauer  beschriebene 
Verbrechen  („als  Mord"  [so  St.  Gallen  Art.  133])  mit  dem  Tode 
„bestraft  wird"  (so:  Obwalden  Art.  72  Abs.  3;  Luzern  §  153; 
Schaffhausen  §  143  nach  Art. 4  des  Ges.  vom  9.  April  1303  [und 
vor  1875  auch:  Waadt  Art.  212  litt,  a;  vor  1870  auch:  Aargau 
§  108];  Belgien  und  Luxemburg  Art.  394;  Kongostaat  Art.  3; 
Ägypten  Art.  208;  Mexiko  Art.  501  Ziff.  1;  vgl.  auch  Japan 
Art.  292:  „is  punished  with  death";  New -York  §  180  „ist  mit  dem 
Tode  zu  bestrafen";  Maine,  Bevised  Statutes,  Chapt.  118  Sect 2  a.  E. 
(„shall  be  punished  with  death" ;  Wachenfeld,  a.a.O.  S. 223  Anm.  1.) 
oder  „werden  soll"  (so:  Österreich  1852  §  130;  Bosnien  und 
llercegovina  §  211).  Österreich,  Entw.  1S91  §  220  hatte  die 
Fassung:  „Die  Strafe  des  Mordes  ist  der  Tod".  So  (vor  1874) 
auch  Appenzell  A./Rh.  (18r)9)  Art.  79  (s.  Anlage  2,  S.  100).  Ähn- 
lich Argentina  Art.  207  (vgl.  Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  24S). 

701)  Die  alternative  Androhung  der  Todesstrafe  beim  Morde 
(neben  Freiheitsstrafen,  findet  sich  unter  den  zur  Zeit  noch  gel- 
tenden Gesetzbüchern  in:  1)  Norwegen.  Während  der  ursprüngliche 
Text  des  StGBs.  von  1842  in  Kap.  XIV  §  1  schlechthin  bestimmt 
hatte,  dafs  (nach  der  deutschen  Übersetzung  von  Thaulow,  S.  41) 
der  Mörder  „sein  Leben  verwirkt  haben"  sollte,  lautet  die  jetzige 
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(durch  Gesetze  von  1800  und  1874  eingeführte;  s.  Getz  in  StGG.  I 
S.  227,  234)  Fassung  nach  Kap.  XIV  §  2  (Faerden  im  GS.  XLVH 
S.  109) :  „Hat  der  J^chuldige  die  Tötung  mit  Überlegung  ausgeführt, 
so  ist  er  wegen  Mordes  mit  Strafarbeit  auf  Lebenszeit  oder  mit  dem 
Tode  zu  bestrafen".  Eine  Ausnahme  hiervon  (und  demnach  unbe- 
dingte Verhängung  der  Todesstrafe)  findet  sich  nach  Faerden, 
a.  a.  0.  S.  151  Anm.  1  nur  in  dem  Falle,  „wenn  ein  Sträfling  auf 
Lebenszeit  sich  vorsätzlicher  Tötung  oder  schwerer  Körperverletzung 
sowie  auch  Mordbrandes,  wegen  welchen  er  sonst  mit  Strafarbeit  auf 
Lebenszeit  oder  ersten  Grades  zu  belegen  wäre,  oder  eines  mit  groben 
Mifshandlungen  verbundenen  Raubes  schuldig  gemacht  hat".  Vgl. 
StGB.  Kap,  XIV  §  3,  XV  §  7,  XX  §  5  und  XXXIII  §  15;  Wachen- 
feld, Mord  u.  Totschlag  S.  209fr.;  van  Swinderen,  Esquisse  II 
p.  25  und  84.  2)  Schweden,  Chap.  XIV  §1,  welches  anordnet,  dafs 
der  Mörder  „sera  pour  fait  d'assassinat  condamn6  ä  mort  ou  aux 
travaux  forc^s  k  perpetuitö".  In  analoger  Weise  wie  in  Norwegen 
bildet  auch  hier  (nach  Chap.  XIV  §  6)  eine  Ausnahme  (mit  abso- 
luter Todesstrafe)  der  Fall,  dafs  ein  zu  lebenslänglicher  Strafarbeit 
verurteilter  Verbrecher  eine  Tötung  (homicide)  nach  Chap. XIV  §  3 
od.  4  begeht  und  keine  mildernden  Umstände  (vgl.  oben  Anm.  099) 
zugelassen  sind.  Vgl.  v.  Holtzendorff  in  HRL.  IV  S.  893; 
E.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  3i9:  Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  210£f.; 
van  Swinderen,  Esquisse  II  p.  22;  Uppström  in  StGG.  I  S.  248. 
3)  Spanien,  wo  das  Gesetzbuch  von  1870  die  Todesstrafe  überhaupt 
für  alle  (14)  todcswürdigen  Fälle,  darunter  auch  für  den  Mord  („ase- 
sinato",  Art.  418,  Ziflf,  1—5;  vgl.  über  den  Regriff:  Rosenfeld  in 
StGG.  I  S.  494 ff.,  506,  520)  nur  alternativ  neben  schwerer  Frei- 
heitsstrafe („cadena  temporal"  im  „grado  maximo**)  androht.  S.auch 
Wachenfeld,  a.a.O.  S.  244  u.  bes.  Rosenfeld  in  StGG.  I S.  510  ff. 
u.  Anm.  1,  u.  S.  520.  Im  Wesentl.  übereinstimmend  war  zwar  auch 
schon  das  ältere  spanische  StGB,  vom  Jahre  1848,  doch  waren  dort 
(in  Art.  323  Ziflf.  1)  die  schwersten  Fälle  des  Verwandtenmor- 
des („parricidio")  noch  mit  absoluter  Todesstrafe  bedroht.  (Anders 
auch  hier  das  neuere  GB.  v.  1870  Art.  417,  und  dazu  Rosenfeld, 
a.  a.  0.  S.  520;  ungenau  hier:  Wachenfeld,  a.  a.  0.  S.  243  und 
van  Swinderen,  Esquisse  II  p.  42,  43  mit  falschen  Artikel-Citaten). 
Über  den  spanischen  Entwurf  von  1884  vgl.  u.  u.  a.:  Wachenfeld, 
a.  a.  0.  S.  244  Anm.  2.  4)  Finnland,  StGB.  v.  1^89,  Kap.  21,  §1 
(Der  Thäter  „wird  wegen  Mordes  mit  dem  Tode  oder  mit  lebens- 
länglichen Zuchthaus  [u.  Verlust  der   bürgerlichen  Ehrenrechte]    be- 


♦-mf:*  Vrl  tu  ^Tr;rc*r*x.  E*».!!*-**  H  ;.  4;  f :  ForfMamm 
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J--lL:f  SL'i-r  ««Lt*:!.-«:  fff  tTX-^p-.rtad.x  for  ütc  ^■■r-r:::*  tznler.  sball 
J^  p--r.l*L*:d  mi:L  d^a:i*  .  V^L  t -^h  Wacb^sfeld.  a.a.O.  >.il7, 
:f>:  Ko*esf*rId.  T;m^ea  S.  14.  axth  wr'rL^m  a-rh  andre  dem 
«'ik^Iiftfrhen  Krch:  f'.:z*rn»1e  «.ie^-s-iz^  wi«"  Alabama  l^To.  4:ÜH>, 
Indianna.  K*:T;*^d  ^tante«  1^^:,  f  lv»»4  fär  m;irder  E  Grade*] 
cr;d  Braftilien    die  alremariTe  hrol^zz^  tl^r  T«:»ce*«iiafe  haben. 

7«;j,  Hierher  gebort  be«.  der  c»l:»eii  .\niiL  •■'v*4  in  ^iaem  Wonlante 
genaier  eil  jene  Bremer  Euiwurfv.^n  l'^i^  An  S«^  §>"»{  der  aber  nur 
er»  fh  werte  Faüe  de«  M-rdes  erwäbnie  ,  w^^^^^n  die  Motire  zmn 
?>ntwurfe  von  l^il  IL  .S.  201  n«,H;h  ausdrückach  die  absolute  An- 
drohr:rj^  der  Todesstrafe  begründet  hatten.  Vgl.  Anlage  2,  S.  24; 
Wachen feld,  a.  a.  0.  12k  —  Auch  das  Kriminalstrafgesetz  des 
Kanton«»  ?*r:hwyz  vom  -J»).  Mai  IS^l  läfst  zwar  nicht  für  gemeinen 
Mord,  dagegen  für  Kindesmord  im  Wiederholungsfälle  die  Todea- 
»trafe  nar  fakultativ  eintreten,  Stooss,  Gnindzüge  I  S.  2^9.  Einige 
ältere  schweizerische  Gesetzgebungen  'wie  z.  B.  Zürich  1835) 
drohten  die  Todesstrafe  regelmäfsig  nur  fakultatir,  dangen 
aber  für  Mord  doch  in  absoluter  Weise  an.  S.  Pfenninger,  Straf- 
rerht  8.  2'i7  und  Note.  Cber  Dänemark  g.  Anlage  2,  S.  76  und 
Olrik  in  StGG.  I  S.  212;  über  ältere  deutsche  Panikolargesetze 
^Ueuf«  j.L.;:  Anlage  2,  8.26.  —  In  derLitteratur  haben  sich  meh- 
rere hervorragende  Kriminalisten  gegen  die  absolute  Androhung 
der  Todesstrafe  beim  Morde  and  für  Zulassung  mildernder  Um- 
»tändej  ausgesprochen.  So  u.  a.:  Wahlberg  in  HBL  II  S.  468 ff.; 
H.  Meyer  im  G.S.  XXXIII  HKSl)  S.  133;  v.  Holtzendorff,  Das 
Verbrechen  des  Mordes  etc.  S.  262  u.  .34;2  Anm.  UK);  Derselbe  in 
IIKL.  IV  S.  H93;  Tauffer,  Gesammelte  Wohlmeinungen  etc.  S.  94; 
vgl.  auch  Herner,  Lclirb.  12.  Aufl.  S.  410,  17.  Aufl.  S.507;  v.  Krä- 
wcl  im  GS.  XXXVIII  (IHHiJ)  S.  186.  Insbes.  für  alternative  An- 
drohung der  Todesstrafe  hatte  sich  ursprünglich  auch  v.  Schwarze 
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Qualifikationen  stillschweigend  verwerfen  '^^^) ,  während  im 
Übrigen  das  Werkzeug  der  Hinrichtung— bei  welcher  im  Gegen- 
satze zur  frühem  Zeit  '^®*)  mehr  und  mehr  der  Ausschlufs  der 


erklärt,  der  sich  aber  später  ausdrücklich  wieder  dagegen 
wendete.  Vgl.  sächsische  Gerichts  -  Zeitg.  Jahrg.  1867  S.  33  u.  1868, 
S.  1  ff.  Darüber,  dafs  zum  Morde  nicht  selten  weniger  niedrige  Mo- 
tive antreiben  als  zu  andern  Verbrechen  s.  z  B.  Rutenberg, 
Willensfreiheit,  Moralität  und  Strafjustiz.  Leipz.  1882.  S.  20.  Statisti- 
sches Material  über  diesen  Punkt  bei  v.  Holtzendorff,  Das  Ver- 
brechen des  Mordes  S.  342-344  Anm.  38  zu  S.  103. 

703)  S.  darüber  Näheres  schon  oben  S.  35  Anm.  52.  Vgl.  auch 
V.  Holtzendorff  in  HRL.  IV  S.  892-,  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl. 
S.  350.  Ganz  vereinzelt  finden  sich  wohl  noch  die  Verschärfungen 
des  französ.  Code  p6nal  Art.  13  für  „parricide"  (s.  oben  S.  120 
Anm.  269)  —  abgesehen  von  der  Ilandabhauung  —  wiederholt;  so 
z.  B.  in  Monaco  Art.  13.  Ferner  begegnen  zuweilen  Ehren  neben- 
strafen im  Allgem.  (so:  in  Schweden  und  Finnland)  oder  be- 
sondere Arten  derselben  (so:  in  Waadt  Art.  216,  Ungarn 
§  289,  Kroatien,  Entw.  §  265)  in  Verbindung  mit  der  Todesstrafe 
angedroht.  Vgl.  Rosenfeld,  Tötungen  S.  14.  Über  den  ev.  Verlust 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  bei  der  Todesstrafe  nach  §  32  RStGB. 
8.  V.  Holtzendorff  in  HRL.  IV  S.  892;  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl. 
S.  226;  H.  Meyer,  Lehrb.  4!  Aufl.  S.  406  Anm.  25,  nach  welchem 
hierdurch  auch  bei  den  todeswürdigen  Delikten  der  Unterschied 
zwischen  schimpflichen  und  nicht  schimpflichen  Fällen  zum  Ausdruck 
gebracht  werden  soll,  (während  in  der  h.  Aufl.  S.  350  Anm.  18  der- 
selbe Verf.  die  praktische  Bedeutung  der  Vorschrift  für  eine  event. 
Begnadigung  des  Verurteilten  betont,  „da  das  geltende  Recht  mit 
der  Zuchthausstrafe  nicht  von  selbst  den  Verlust  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  verbindet").  Über  die  Bekanntschaft  der  Ver- 
bindung von  Ehrenstrafen  mit  der  Todesstrafe  in  den  frühern  deut- 
schen Partikulargesetzbüchern  (besonders  Preufsen)  s.  Anlage  2  etc. 
S.  31  ff. 

704)  Die  Öffentlichkeit  der  Hinrichtungen,  als  bes.  der  Ab- 
schreckung andrer  dienlich  betrachtet^  galt  noch  zu  Anfang  die- 
ses Jahrhunderts  „als  so  sehr  im  Interesse  der  Strafrechtspflege  liegend, 
dafs  beispielsweise  die  preufs.  Kriminal- Ordnung  v.  11.  Dez.  1805 
ausdrückliche  Vorschriften  darüber  enthält,  was  bei  Exekutionen  zu 
geschehen  habe,  damit  auch  die  entferntem  Zuschauer  die  Hinrichtung 
sehen  könnten  (§  546)«.  Anlage  2,  S.  34.  Über  die  Verteidiger 
und  Gegner  der  unbeschränkten  Öffentlichkeit  der  Exekution  in  der 
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>V'*'.  I  S.  •:cj  z.,  »>>-.  :  :i  Mal:a  rar  *  1  =  s^:;  cem  C-öce  pönale 
v..n  >4  Art.  S  A' 5.  I:  temer  :n  Be'riea  na-'h  iieni  0>ie  peoal 
V.  1-.  7  An.  :*  A^*,  1:  H.  Meyer.  LrlrV  >  -v--  Ana.  :•'.  ;  ini">ster- 
Tfif:h  «.  H.  Mrf-yer.  a.  a.  0.  S.  --•  Ar.zi.  !•*  ;  in  Schweden  seit 
1-77  V«j.  vom  M  Au^.  Kap.  il  §  :?:  rpp<tröm  in  Sni<T.  I  S.-2:4; 
arj^rr-  no«  h  <ti.B.  vn  IvU  Kap.  II  §  l>;  Tirl.  van  Swinderen. 
K.^ui-^e  I  \»'j*;i,:  in  rnjrarn  seit  1^7*-  S:«iB.  $i>l:  van  Swinde- 
ren, a,  a.  0.  f  p,  i'ixi  .  in  Lnxembnrg  seit  1^79  ,naeh  dem  StGB. 
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2.  Abgesehen   von   der  Todesstrafe  für  Tötungen  treffen 
wir  in  der  neuern  Strafgesetzgebung  aller  civilisierten  Staaten 


Art.  9)-,  in  Rufsland  seit  1881  (Foinitzki  in  StGG.  I  S.  203); 
in  Finnland  seit  18S9  (VO.  über  die  Strafvollstreckung,  Kap.  1  §5; 
Forsmann  in  *^t(JG.  l  S.  317  ff.;  über  das  altere  Recht:  Goos  in 
HJU.  l  S.  344);  in  Norwegen  seit  1890  (Getz  in  StGG.  1  S.  229; 
anders  noch  nach  dem  StGB,  von  1842  Kap.  II  §  2;  van  Swin de- 
ren, a.  a.  0.  I  p.  26;'))  —  Auch  in  den  neuern  schweizerischen 
Gesetzen  über  die  Wiedereinführung  der  Todesstrafe  ist  —  im  Gegen- 
satze zu  der  altern  Zeit  (vgl. darüber  Temme;  Lehrb.  §  89  S.242)  — 
der  öffentliche  Vollzug  der  Todesstrafe  meistens  ausdrücklich  aus- 
geschlossen. Vgl.  im  Allg.:  Stooss,  Zusammmenstellung  S.  108 
—111;  im  Einzelnen:  Uri,  (Ges.  von  1880  Art.  2);  Schwyz  (Krim.- 
StGes.  von  18H0,  §  7);  Zug  (Ges.  von  1882,  Art.  2);  S.t.  Gallen 
(Ges.  von  18S2,  Art.  I  §  (5);  Luzern  (Ges.  von  1883,  Art.  5),  s.  je- 
doch auch  das  (nach  Stooss,  Zusammenstellung  S.  110)  ebenfalls 
noch  gültige  Gesetz  tiber  das  Strafrechts  verfahren  vom  7.  Brachmonat 
ISiJf),  welches  vor  der  Exekution  eine  öffentliche  Verkündigung 
des  Todesurteils  in  Formen  vorschreibt,  die  noch  stark  an  die  Cermonien 
des  „endlichen  Rechtstags"  früherer  Jahrhunderte  erinnern.  —  Von 
au fser europäischen  Ländern  vgl.  noch:  Mexiko  (StGB.  Art.  2-^8) 
U.Japan  (StGB.  Art.  12;  van  Swinderen,  a.a.O.  I  p.  292).  —  Ohne 
Resultat  sind  dagegen  bis  heute  die  Bestrebungen  auf  Beseitigung 
der  Öffentlichkeit  der  Hinrichtung  geblieben  u.  a.  bes.  in  Dänemark 
(StGB.  §  10,  Anlage  2,  S.  76;  Z.  VI  S.2G7;  van  Swinderen,  a.a.O. 
I,  p.  265;  Olrik  in  StGG.  I  S.  216)  und  in  Frankreich  (vgl.  An- 
lage 2  S.  68  Anm.  49;  Z.  VI  S.  735;  van  Swinderen,  a.  a.  0. 
p.  267;  Rivi6re  in  StGG.  I  S.  445).  Doch  hat  jetzt  der  Entwurf  v. 
1893,  Titre  H  Chap,  I  Art.  11  Abs.  2,  3  (Mitteilgn.  der  JKV.  IV  S.  167) 
die  Intramuranhinrichtung  vorgesehen.  Bis  1889  war  auch  in  Italien 
die  Exekution  der  Todesstrafe  öffentlich,  v.  Iloltzendorff  in 
URL.  IV  S.  892.  —  Über  China  vgl.  Post,  Grundrifs  der  ethnol. 
Jurispr.  II  S.  276  u   Anm.  3. 

706)  Am  deutlichsten  tritt  natürlich  die  Talionsidee  bei 
der  Todesstrafe  für  Mord  (nach  der  Forderung:  „Blut  für  Blut")  in 
denjenigen  Formen  ihrer  Exekution  zu  Tage,  bei  welchen  thatsäch- 
lich  ein  auch  ä u  fs e r  1  i c h  wahrnehmbares  Blutvergiefsen  am  Kör- 
per des  Mörders  stattfindet.  Vgl.  dazu  das  oben  S.  156  angeführte 
Citat  aus  A.  v.  Feuerbach 's  „Leben  und  Wirken".  Es  ist  deshalb 
wohl  auch  nicht  blos  Inder  gröfsern  Sicherheit  und  Schnellig- 
keit der  Hinrichtung   durch    Enthauptung   (gegenüber  z.  B.  dem 
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p  r  *;  u  f  *  i  «I  ^f  L  e  n  Provinzen  •  «*:hMn  seit  Kab.-Ordre  von  1.*<1 1 :  \gL 
Oeib,  I>ebrb.  11  ^  i;7  S.  412:  Anla^  2,  S.  7;  t.  Liszt,  Lehrb. 
0,  Anfl,  S.  :r:^7  Anm.  7:  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  And.  S.  S49,  3X>  ; 
f<'nj<!r  in  NorwejK^en  SHiB.  Kap.  II  §  2:  vgl.  Faerden  im  GS. 
XLVfl  H.  1.01;  van  Swinderen.  Esqnisse  I  p.  2»>\  ond  Dänc- 
wiark  '^O/li,  §  10:  v^K  van  Swinderen,  a.  a.  0.  I  p.  2»J5;  Ol- 
rik  in  ^tOO.  I  S.  21*;,:  c)  durch  da«  (  ailbeil,  bezw.  Fallschwert 
^^iuillotine,:  in  der  preuf».  Rbeinprovinz  seit  1818  Anlage  2,  S.  35^ 
V.  Liszt,  Ivehrb.  .S.  227  Anm.  7;.  Dasselbe  worde  femer  eingeführt 
im  (JrofHherzoi^um  Hessen  f\0.  vom  9.  Okt.  1^1,,  im  Königreich 
Hachsen  (VO.  v.  1.  Dez.  18.V2;  vgl.  StGB,  von  18:>5  Art-  10),  in 
Württemberg  (VO.  y.  1.  Okt.  1^:^:3  §  1),  in  Bayern  (VO.  vom 
il  Aüi;,  }h:A;  vgl.  StGB,  von  18)1  Art.  15. ,  in  Hambarg  (VO.  v. 
VK  Okt.  18ri4,  §  1  u.  Krim.GB.  von  18<39  Art.  7),    in  Baden  (VO.  v. 
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(s.  S.  34  ff.)  im  Allgemeinen  charakterisierten  Einfachheit   und 
Gleichmäfsigkeit   des  modernen  Strafensystems  erklärt.    Ins- 


12.  April  1856,  §  1),  in  Sachsen- W  ei  mar- Eisenach  (Ges.^v.  U.Juli 
1856,  §  5),  in  Schwarzb.-Rudol Stadt  (seit  1856),  in  Frankfurt 
a/M.  (1856,  Anlage  2  S.  35),  in  Schwarzburg-Sondershausen  und 
Sachsen- Coburg-Gotha  (1857),  in  Lübeck  (StGB.  v.  1863  §  7). 
Über  Hannover,  Ges.  v.  31.  Dez.  1859  s.  schon  oben  sub  litt.  a. — 
Von  den  neuern  schweizerischen  Gesetzen  betr.  die  Todesstrafe 
schreiben  St.  Gallen  (Ges.  v.  2. Dez.  1882,  Art.I  §  6)  und  Schaff- 
hausen (Gesetz  vom  9.  April  1893,  Art.  2  Abs.  2)  ausdrücklich 
die  Enthauptung  mit  dem  Fallbeil  vor;  Luzern  (Ges.  v.  6.  März 
1883,  §  5)  stellt  daneben  (wie  schon  oben  sub  litt.a  erwähnt)  auch 
noch  das  Schwert  zur  Auswahl;  die  übrigen  sprechen  entweder 
schlechthin  von  Enthauptung,  ohne  nähere  Bezeichnung  des  Hin- 
richtungsinstruments (so  z.  B.  Obwalden,  Ges.  vom  25.  April  1880, 
Art.  4  Abs.  1-,  Wallis,  Ges.  v.  24.  Nov.  1883,  Art.  21;  Schwyz, 
StGB.  §7),  oder  schweigen  überhaupt  völlig  über  die  Art  der  Exe- 
kution (so  z.  B.:  Appenzell  J./Rh.,  Landgemeinde-Beschlufs  vom 
25.  April  1880;  Uri,  Landgemeinde  -  Beschl.  v.  2.  Mai  1880;  Zug, 
Ges.  V.  I.Juni  1882).  Vgl.  Stooss,  Zusammenstellung  S.  108 ff.  — 
Todesstrafe  durch  Enthauptung  (und  zwar  meist  wohl  ebenfalls 
durch  das  Fallbeil)  findet  sich  femer  in:  Frankreich  (Code  pö- 
nal Art.  12;  van  Swinderen,  Esquisse  I  p.  267;  Rivi6re  in  StGG. 
I  S.  444;  vgl.  auch  Entwurf  von  1893  Art.  11  Abs.  1),  Belgien  u. 
Luxemburg  (StGB  §  8;  van  Swinderen,  a.a.O.  I  p.  270),  Mo- 
naco (Code  pönal  Art.  12),  Schweden  (StGB.  Chap.  II  §  2  u.VO. 
V.  1877;  üppström  in  StGG.  I  S.  254),  Finnland  (VO.  über  die 
Strafvollstreckung  von  1889  Art  I  §5,  Forsmann  in  StGG.  I 
S.317).  2)  Hängen  (der  Strang)  ist  gebräuchlich  in:  Österreich 
(StGB.  V.  1852,  §  13:  „Die  Todesstrafe  wird  mit  dem  Strange  voll- 
zogen";  van  Swinderen,  a.  a.  0.  I  p.  261;  Hiller  in  StGG.  I 
S.  137;  vgl.  auch  Österreich,  Entwurf  1891  u.  1893  §  8),  Bosnien 
und  Hercegovina  (StGB.  §  38  Abs.  1;  van  Swinderen,  a. a.O. I 
p.263),  üngarn(StGB.§21;  van  Swinderen,  a.a.  0.  Ip.  260;  vgl. 
Kroatien,  Entw.  §  38  Abs.  1;  van  Swinderen,  a.a.O.  I  p.  263), 
England  (Capital  punishment  act,  1868),  Schottland  u.  Nord- 
Amerika  (vgl.  Aschrott,  Strafensystem  etc.  in  England  S.  33; 
van  Swinderen,  a.  a.  0.  I  p.  293—298;  Schuster  in  StGG.  I 
S.  633  u.  Anm.  3  zu  S.  682),  Malta  (StGB,  von  1854  Art.  8  Abs.  1), 
Niederländisch-Indien,  Wetb.  voor  d.  Europ.  Art.  8  (voor  Inl. 
Art.  12),  Ägypten  (StGB.  Art  25),  Japan  (Pen.  Code  Art.  12; 
van  Swinderen  I  p.  292),  Kongostaat    (Dekr.  vom  7.  Jan.  1886 
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freilich  auch  schon  längere  Zeit  vorher  kaum  noch  gebräuch- 
liche —  Talion  für  Körperverletzungen  völlig  unmöglich 
gemacht.  Nur  ein  letzter,  schon  erheblich  abgeschwächter 
Anklang  hieran  zeigt  sich  uns  allenfalls  noch  in  der  Verwen- 
dung der  körperlichen  Züchtigung  für  körperliche 
Beschädigungen  oder  Mifshandlungcn,  indem  man 
dabei  wohl  durch  Erregung  wenigstens  ähnlicher  unange- 
nehmer Gefühle  bei  dem  Thäter,  wie  er  sie  bei  dem  Verletz- 
ten erzeugte,  sich  dem  „Geiste  der  Wiedervergeltung" —  um 
mit  dem  St.  Gallener  Strafgesetzbuch  v.  1819  zu  reden '*^^) 
— -  anzunähern  bestrebt  war.  Jedoch  tritt  auch  dieser  Ge- 
danke in  den  neuern  Gesetzgebungen  nur  ganz   vereinzelt'®®) 


IV  S.  892;  V.  Liszt,  Lehrb.  S.  226  u.  Anm.ö;  H.  Meyer,  Lehrbuch 
S.  348  Anm.  9;  Seuffert  in  StGG.  1  S.  18.  Endlich  ist  noch  zu 
erwähnen,  dafs  auch  nach  dem  RGes.  betr.  die  Rechtsverhältnisse  in 
den  deutschen  Schutzgebieten  (Kamerun,  Togo,  Neu-Guinea)  vom 
15/19.  März  1888,  §  3  Ziff.  8  (und  den  dazu  ergangenen  Verordnungen 
von  1888/1890)  die  Todesstrafe  durch  Erschiefsen  oder  Erhängen 
stattfindet.  Vgl.  Näheres  bei  Seuffert  in  StGG.  I  S.  18;  s.  auch 
V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  227.  5)  Verwendung  der  Elektri- 
cität:  in  New-York  (seit  1888).  Vgl.  darüber:  v.  Liszt,  a.  a  0. 
S.227  Anm.7;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S. 349;  van  Swinderen, 
Esquisse  I  p.  302  (im  Allgemeinen  dagegen);  Lammasch  in  der 
Allg  Österreich.  Gerichts-Ztg.  Jahrg.  XLIV  (1893)  Nr.  18  S.  145  (da- 
gegen). —  Eine  in  der  neuern  Litteratur  selten  berührte  Frage  ist 
diejenige,  ob  man  die  Vollstreckung,  bezw.  auch  die  Wahl  der 
Art  derTodesstrafe,  nicht  dem  Verurteilten  selbst  überlassen  könne. 
S.  darüber  u.  a.:  Hrehorowicz,  Grundfragen  S. 84  Anm.*  (unter 
Hinweis  auf  E.  de  Gir ardin,  Le  devoir  depunir.  Paris  1871,  p.l36) 
und  Härtel,  Zucht,  Arbeit,  Strafe  (Leipz.,  ohne  Jahreszahl)  S.  23, 
die  aber  beide  die  Frage  ofifen  lassen. 

707)  Vgl.  oben  S.  178. 

708)  Zu  vgl.  wären  in  dieser  Beziehung  etwa  die  Vorschriften 
des  Eriminalgesetzbuchs  für  das  Königr.  Sachsen  v.  1838  (bezw. 
Sachsen- Altenburg  1841)  Art  22  Ziflf.  2,  wonach  „eine  verwirkte 
Gefängnis-  oder  Handarbeitsstrafe  ganz  oder  teilweise  in  eine  kör- 
perliche Züchtigung  verwandelt  werden**  konnte  u.  a.  „bei 
Verbrechern,  welche  sich  .  .  .  der  absichtlichen  Körperver- 
letzung andrer  Personen  (Art.  132)   schuldig  gemacht  .  .  .  haben". 

24* 
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E  i  n  Fall  einer  änfserlich  gleichen  Wiedervergeltung  liefse 
Bich  tlbrigeng  an  sich  anch  sehr  wohl  noch  anf  Grund  unseres 


4.  Aufl.  S.  398  Anm.  3.  Sie  fand  sich  in  den  altem  Gesetzgebungen 
—  abgesehen  von  ihrer  Verwendung  als  Disciplinar strafe  —  teils 
noch  als  selbständige  (Kriminal-)  Strafe,  teils  als  Verschär- 
fung, teils  als  Ersatz  von  (umgewandelten) Freiheitsstrafen.  Vgl.  im 
Einzelnen:  Sachsen  1838  (u.  S.-Altenburg  1841)  Art.  8  Ziff.  4, 
Art.  12,  Ziff.  3,  Art.  22,  23,  133  (Berner,  Strafgesetzgbg.  S.98;  vgl. 
auch  oben  Anm.  708);  Württemberg  Artt.  16,  17,  48,  49,  199,295, 
312,  337);  Hannover  Artt.  24,  30  Ziff.  I,  99;  Pol.StGB.  §§  18,  36, 
45  (Mittermaier,  Strafgesetzgbg.  II  S.  94;  Bern  er,  Strafgesetz- 
gebg.  S.  162);  Österreich  §§19  litt,  e,  24,  25,  240  litt,  e,  248,  253, 
258  (v.  Hye-Gluneck,  Des  österr.  StGBs.  Allg.  Teil  S.  362 
Anm.  4,  389  ff.,  394);  Sachsen  1855  Art.  12,  14  Ziff.  3,  24.  Mehrere 
deutsche  Staaten  hatten  dagegen  die  Prügelstrafe  schon  vor  1848 
beseitigt  gehabt;  so:  Baden  (Ges.  v.  25.  Not.  1831,  Art.  4,  5; 
StGB.§§  10—12);  Braunschweig  (KrimGB.§6ff.),  Grofsh.  Hessen 
(StGB.  §  7).  Vgl.  Mittermaier  zu  Feuerbachs  Lehrb.  14.  Aufl. 
§  148  Note  n  S.  251.  In  Folge  des  §  9  der  deutschen  Grundrechte 
von  1848  (vgl.  S. 333  Anm.  646)  ergingen  auch  in  den  meisten  andern 
Staaten  Gesetze  über  Aufhebung  der  körperlichen  Züchtigung;  so 
u.  a.  in:  Prenfsen  (Eab.-Ordre  v.  6.  Mai  1848),  Bayern  (Ges.  v. 
12.  Mai  1848;  vgl.  auch  StGB,  von  1861  Art  25),  Österreich  (Ent- 
schlufs  V.  22.  Mai  1848),  Eurhessen  (Ges.  vom  31.  Aug.  1848), 
Sachsen  (VO.  v.  20.  Aug.  1849,  Ges.  v.  12.  Mai  1851),  Württem- 
berg (Ges.  vom  13.  Aug.  1849),  Nassau  (StGB.  Art.  7;  sehr  be- 
schränkt schon  früher  nach  Ges.  vom  28.  Dez.  1809;  vgl.  Gelb, 
Lehrb.  I  S.  337  u.  359) ,  Thüringen  (StGB  Art.  6  ff.)  u.  s.  w.  Vgl. 
im  einzelnen  noch  die  Übersicht  bei  Geib,  Lehrb.  I  S.  358,  359.  In 
Anwendung  blieb  die  Prügelstrafe  dagegen  (auch  nach  1848)  in 
Hanov  er  u.Sachsen- Altenburg  (Geib,  Lehrb.IS.359;  H.Meyer, 
Lehrb.  4.  Aufl.  S.  398  Anm.  3*,  5.  Aufl. 343  Anm. 3).  In  Eurhessen 
wurde  sie  durch  Gesetz  vom  4.  Aug.  1853  (Kersting,  Strafrecht  in 
Kurhessen  I  S.  333  ff.),  in  Österreich  durch  das  StGB,  von  1852 
(vgl.  oben),  im  Eönigreich  Sachsen  durch  dasjenige  von  1855,  in 
Württemberg  durch  e. Ges.  v.  17.  Juli  1853  (und  Minist. -Verfüg, 
vom  15.  Okt.  1853)  —wenngleich  in  beschränktem  Umfange  —  wie- 
der eingeführt.  Doch  erfolgte  gegen  Ende  der  sechziger  Jahre 
in  den  drei  zuletzt  genannten  Staaten  abermals  ihre  Abschaffung  (in 
Österreich  durch  Ges.  vom  15.  Nov.  1867  §  1  [vgl.  S.  Mayer, 
Geschichte  der  Strafrechte  S.  90  Anm.  1;  H.  Meyer,  Lehrb. 4. Aufl. 
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y,  ,/j^\  r**'^"^  «  'wB  An  ri  :  z  K  :  x--?^i*rr>  ftr  T*r?itü<- 
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\  >,  /A  ^A:  i  ^'r'rw^'i*:!!  IwAp  S'  M-  t^  Kirvier.  j«<i.Deb  mickt 
A  «  ^i/^/,».i'f.^  •traf^  ^f^•r a/rh-*rt:  rpp»iröm  in  Sti.K^.  I  S.  253  ; 
'v  |/if#'  wi*fk  '$$  (I,  -/l,  -^A  i^xT  Ju^eii«!:kb«  bi«  zum  18.  Jahre;;: 
*f'/}  Au.fty,*-.  2  hh«;r  #Jj«5  'J /,^«;»*trafe  S.  7»5  Anm-Of»;  Krohne,  Lehfb. 
>*.  IM;,  Olfjk  in  rtOr;,  l  ß.  212  ;  «,  Finnland  {SK;B.  t.  15S?9, 
Krtp  /J  jj  J,  AJfn,  i  u,  :^,  nur  für  Jugendliche,  cv.  unter  obrfgkeit- 
D'  iMjf  MU¥/\rknuf(;  früher  in   ausgedehnterer  Weise  gebraachlich;  a. 
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raubte,  auf  ebenso  lange  durch  Verhängung  einer  Frei- 
heitsstrafe auch  in  seiner  eigenen  Freiheit  beschränkte. 
Mit  vollem  Rechte  ist  jedoch  das  neuere  Strafrecht  von  der 
Durchführung  dieses  —  bekanntlich  noch  in  der  Litteratur 
des  19.  Jahrhunderts  mehrfach  befürworteten  ''")  —   Prinzips 


Krohne,  a.  a.  0.  S.  124);  7)  EngUnd  (bes.  gegen  Jugendliche, 
vereinzelt  aber  auch  gegen  erwachsene  MKnner  [nach  der  sog.  Garotters 
Act  V.  1863];  s.  auch  Criminal  Code  [Indict.  oflf.]  Bill  1878,  Sect.  10, 
U8— 150  [vgl.  oben  Anm.  708],  163,  154,  217,  218.  Näheres  bei: 
S.  Mayer  in  GA.  XXVII  [1879]  S.  5,  6  u.  Anm.  14;  GS.  XL  [1888] 
S.3Ö9  U.618;  A  sehr  Ott,  Strafensystem  etc.  in  England  §  8,  S.  103  ff. 
105^  Tallack,  Penological  and  preventive  priuciples.  Lond.  1889 
Chapt.  Xn  p.  290 ff.;  Krohne,  Lehrb.  S.  5 ff.  u.  Anm.  3;  Bösen- 
feld,  Strafmittel  S.200-,  Schuster  in  StGG.  I  S.635).  —  In  Eufs- 
land  ist  zwar  die  —  nach  dem  StGB,  von  1845  (|S  19,  21,  22,  27, 
34,  3ö  u.  a.  m.)  noch  sehr  reichlich  verwendete,  insbes.  mit  allen 
hartem  „Eorrektionsstrafen"  für  sog.  nicht  privilegierte  Personen 
verbundene  —  Prügelstrafe  im  Jahre  1863  (Ges.  vom  17.  April)  ab- 
geschafft, in  der  Praxis  (der  Gemeinde- Gerichte  etc.)  aber  wohl 
häufig  auch  später  noch  beibehalten  worden.  Vgl.  Hrehorowicz, 
Grundfragen  S.  132  Anm.*;  auch  Foinitzki  in  StGG.  I  S.  289,290. 
—  Auch  aufserhalb  Europas  ist  man  vielfach  von  der  körperl.  Züch- 
tigung abgekommen.  Ziemlich  freigebig  ist  jedoch  n.  a.  damit 
noch  China  Vgl.  Köhler,  Chines.  Strafr.  S.  16;  BI.  fUr  Gefängnis- 
kunde  XXVII  (1893)  S.  242.  —  Ober  das  seit  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts in  der  Litteratur  lebhaft  erörterte  Für  und  Wider  der 
Prügelstrafe  vgl.  (für  die  ältere  Zeit)  die  Zusammenstellungen  bei: 
Köstlin,  System  I  S.  447  u.  Anm.  6  (Verteidiger)  u.  450  Anm.  4 
(Gegner);  Mittermaier  zu  Feuerbachs  Lehrb.  14.  Aufl.  §  148,  Note I 
S.  251;  Geib,  Lehrb.  I  S.  350  u.  II  §  121  S.  431  (Verteidiger)  und 
429  ff.  (Gegner);  für  die  neuere  Zeit:  H.  Meyer,  Lehrb. 4.  Aufl. S. 398 
Anm.  4;  5.  Aufl.  S.  343,  344  u.  Anm.  3;  v.  Liszt,  Lehrb.  5.  Aufl. 
§  60  S.  252;  6.  Aufl.  §  14  S.  58  Anm.  1.  Über  die  in  den  letzten 
Jahren  mehrfach  auch  ftir  Deutschland  gemachten  Vorschläge  der 
Wiedereinführung  der  körperlichen  Züchtigung  (für  gewisse  Ver- 
brechen od.  Verbrecher)  ist  ausführlicher  noch  in  unserer  Abteiig.  III, 
2  am  Ende  zu  handeln. 

711)  Über  den  Feuerbach'schenEntwurf  von  1810  s.  schon  oben 
S.  157  u.  Anm.  353.  Über  sonstige  Verteidiger  des  Prinzips  in  der 
Litteratur  —  unter  denen  namentlich  Karl  SaLZachariae  (bes. 
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j^*x»*.',*r.  ^*4i  ^<:6**r  L^ßrt^^B.s-C:^  &r;i*ni  ^*terreicki*ebemEMt- 
w /fV,  Xr.;..;'h  a'-^-h  <i:e  iLei§tea«^«*?tzb^'^ber  ^er  Sckveix.  Dock 
hft''/^A  l^^r»«  'I  ^«.»10,  O  enf  icyi  Xeaenbarr  ernea  l>e<clinBkt«m 
'/  r,si,*''f^,n*ikfA  At-n  D<:.;ku  «nd  b'r'üeii^ii  sieh  dem^inarsaach  fpeziellerer 
f>./^i"hr,/jfi;r*rn  f'ir  da*»*r.be,  wie  ^Verhaften  und  Festhaitea'^,  ,Ge- 
faritr^rohaifm*,  ,an^t^.  d*:?fnir.  s^que^tTer*.  S.  Näheres  beiStooss, 
7.unnttfm*rmtf.,,uni^H.4\i*f[,  o.  Gmodzu^e  II  §  9»5  3.197.  U<^.  DieAii9- 
4\r*t('kfi  jU'XMutvfu*  'ital.  ^Af-Hrnzione^,,  ^s^^questmtion*  (iL  .sequertro*) 
'fd<;r  «Arr<;i(tAti'/n  Ht.  ^arr^r^to  'illej^ale/;*  sind  aach  in  der  Mehnahl  der 
0<?ii¥?f./,i;  d';r  rowianiftchen  Länder  gebräachlich.  Portugal  (Art.  330) 
u.  Mexiko  (y^rt,  ^i'i'j;  beben  aiuidrttcklich  noch  daa  nnerUabte  Fest- 
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Einzelnen  hat  ttbrigens  die  Berücksichtigung  jenes  ümstandes 
in  den  yerschiedenen Gesetzbüchern  eine  sehr  mannigfache 
Ausgestaltung  erfahren.  Es  lassen  sich  nämlich  zunächst 
zwei  Gruppen  von  Systemen  einander  gegenüberstellen,  je 
nachdem  die  Z  e  i  t  d  a  u  e  r  der  widerrechtlichen  Einsperrung  etc. 
nur  ganz  im  Allgemeinen  als  Strafzumessungsgrund 
gelten  soll  oder  aber  dieselbe  als  Strafabstufungsmafs- 
stab  in  der  Weise  behandelt  wird,  dafs  je  nach  speciell 
angegebenen  verschiedenen  Zeitgrenzen  sich  auch  mehrere 
verschieden  schwere  Grade  des  Delikts  ergeben'^*).  Während 
das   erste  System  verhältnismäfsig   selten  —   beispielshalber 


halten  in  einem  „Privatgefängnis**  („carcere  privado")  hervor.— 
Englisch-Indien  bezeichnet  das  Delikt  als  „wrongfnl  confinement'^. 

713)  Von  v.  Jagemann  n.  Brauer,  Eriminallexikon  etc.  S.603 
(s.  v.  „Talion**)  ist  die  Yerhängung  der  Freiheitsstrafe  für  widerrecht- 
liche Freiheitsberaubung  Je  nach  der  Dauer  der  dem  Verletzten 
entzogenen  Freiheit"  geradezu  noch  als  „Talion**  bezeichnet  In- 
dessen kann  man  bei  dem  meist  doch  schon  recht  ungleichen  Ver- 
hältnis zwischen  der  Dauer  der  gesetzlich  angedrohten  Freiheitsstrafe 
nnd  derjenigen  der  widerrechtl. Freiheitsentziehung  (vgl.  z.B.  deutsch. 
BStGB.  §  239:  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  fUr  Freiheitsberaubg. 
über  eine  Woche!)  richtiger  hier  wohl  nur  noch  von  einem  —  bald 
mehr,  bald  weniger  abgeschwächten  —  Anklang  an  die  ursprüng- 
liche Talionsidee  sprechen,  zumal  ja  in  der  Gegenwart  die  Ver- 
hängung einer  Freiheitsstrafe  auch  ^r  fast  alle  andern  Delikte  die 
Regel  bildet.    Vgl.  Kobner,  Lehrb.  2.  Aufl.  S.  6  Anm.  6. 

714)  Zu  vgl.  in  dieser  Beziehung  bes.  H.  Meyer  im  GS. XXXIII 
(1881)  S.  149  (mit  bes.  Rücksicht  auf  das  deutsche  RStGB.):  „Hin- 
sichtlich der  Freiheitsberaubung  ist  zu  bemerken,  dafs  die  längere 
Dauer  der  Freiheitsentziehung  rein  objektiv  als  erschwerender  Um- 
stand behandelt  ist,  während  doch  nach  reiner  Gerechtigkeit  es 
auch  in  dieser  Beziehung  auf  subjektive  Verschuldung  an- 
käme-. Vgl.  auch  S.  Mayer  in  GA.  XXXIV  (1886)  S.  18  (mit  bes. 
Beziehg.  auf  den  russ.  Entwurf):  „.  .  .  Auch  lassen  jene  künst- 
lichen Zeitbegrenzungen  nicht  immer  einen  sichern  Schlufs  auf 
die  Intensität  des  Willens  des  Thäters  zu".  Vgl.  auch  Pfen- 
ninger, Entw.  eines  StGBs.  für  den  Kanton  üri,  Motive  S.  120. 

715)  Vgl.  betr.  der  deutschen  Partiknlargesetze:  Häber- 
lin,  Grundsätze  III  S.  151  ff. 
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aber  in  einigen  Partikalargesetzgebaogeii  Dentschlands'**) 
und  der  deutschen  Schweiz '**)  —  vertreten  ist,  findet 
sich  da«  zweite  n«X'h  in  fast  allen  übrigen  Landern  beob- 
achtet ■** ». 


716  So:  Sachsen  l^S  Art.  156  (relatir  bestimmte  Freiheits- 
strafe «nach  Terhaltnis  der  Dauer  [und  der  Art]  der  Freiheits- 
beranbang*}.  Im  We^ntL  ebenso:  Thüringen  Art  150  n.  Sachsen 
1855  «o.  1>^S;  Art.  197;  s.  auch  Hamburg  18*59  Art  142:  Strafe 
.nach  Maf^gabe   der  Zeitdauer  der  Gefangenhaltnng  .  .*. 

717)  S.  Graubunden  §  128:  Strafe  ,nach  Mafsgabe  ..  nament- 
lich der  Daner  des  Gefangenhaltens*:  Zug  §  81:  «nach  Malsgabe 
der  Dauer  (der  Freiheitsentziehong)*. 

718)  Vgl.  IL  a.  betr.  der  frohem  deutschen  Partiknlar- 
gesetzgebnngen :  H  ä  b  e  r  1  i  n ,  Gnmdsätze  III  S.  151  ff. ;  Geyer  in 
HH.  III  S.  595:  «Nur  wenige  (deutsche  Partikular- ;Ge8etzbQcher  ent- 
halten sich  einer  mehrfachen  Strafabstnfnng  .  ..,  wahrend  die 
meisten,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  Dauer  der  Freiheits- 
beraubung . .  .mehrere  Strafsatze  .  .aufstellen*.  Betr.  der  Schweiz 
B.  Stooss,  Gmndznge  II  S.  19S:  ^Die  meisten  Gesetze  stufen  die 
Strafe  nach  der  Daner  der  (Freiheits-)  Enthaltung  ab*.  Vgl.  auch 
(über  die  ältere  Schweiz.  Gesetzgebg.)  Temme,  Lehrbuch  §  186, 
S.  576 ff.  —  Den  Obergang  tou  dem  im  Texte  charakterisierten 
ersten  System  zum  zweiten  Termitteln  einige  wenige  Gesetze,  welche 
zwar  schon  für  die  Erhöhung  der  Strafe  eine  speziellere  Abstufung 
kennen,  die  Zeitgrenze  für  dieselbe  aber  doch  noch  mit  sehr  allge- 
meinen, CY.  Yerschiedener  Interpretation  fähigen.  Ausdrücken  bestim- 
men. So  bezeichnet  es  z.  B.  Dänemark  §  211  neben  andern  Um- 
ständen als  einen  Straferhöhungsgrund,  wenn  die  Freiheitsentziehung 
„längere  Zeit**  gedauert  hat  Vgl.  van  Swinderen,  Esquisse  II 
p.  135.  St.  Gallen  Art  118  Abs.  2  ist  schon  etwas  genauer,  indem 
es  unter  den  erschwerten  Fällen  auch  denjenigen  erwähnt,  .wenn  die 
Freiheitsberaubung  mehrere  Tage  gedauert"  hat  Eine  besondere 
Stellung  mufs  auch  noch  dem  StGB,  für  Japan  Art.  322  eingeräumt 
werden,  da  es  zunächst  regelmäfsig  nur  eine  (relativ)  fest  bestimmte 
Strafe  androht,  sodann  aber  eine  Erhöhung  derselben  um  einen 
Grad  eintreten  lassen  will  „for  each  period  of  ten  days  of  Se- 
questration". Ebenso  nach  Art.  278  für  „illegal  detention*  y.  S.Be- 
amter. Vgl.  S.  Mayer,  S.A.  ausGA.  1882  S.24;  van  Swinderen, 
IDsquisse  II  p.  150. 
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Nur  herrscht  bezüglich  der  Abgrenzung  der  einzelnen 
Zeit-  bezw.  Delikts-Stufen  auch  innerhalb  dieser  Kate- 
gorie abermals  eine  weitgehende  Verschiedenheit.  Zuweilen 
nämlich  hat  man  vorgezogen,  die  einzelnen  Fälle,  von  den 
schwersten  an  bis  zu  den  leichtern  und  leichtesten  hinab- 
steigend, aufzuzählen'"),  während  regelmäfsig  umge- 
kehrt eine  aufsteigende  Ordnung  von  den  leichtesten  bis 
zu  den  schwersten  Graden  gewählt  ist.  Sodann  aber  zeigt 
sich  weiter  sowohl  in  der  Zahl  der  Abstufungen  als  auch  in 
ihren  Abgrenzungen  gegen  einander  ein  ziemliche  Willkür'*®). 


719)  So  z.  B.  Württemberg  Art.  275  Ziflf.  1-3,  mit  3  Stufen: 
a)  über  ein  Jabr;  b)  nicht  länger  als  ein  Jahr,  jedoch  über  dreifsig 
Tage;  c)  nicht  über  30  Tage;  Braunschweig  §  170  ZiflF.  1—3, 
ebenfalls  mit  3  Stufen:  a)  über  3  Monate;  b)  über  H  Tage;  c)  alle 
andern  Fälle  (vgl.  Häberlin,  a.  a.  0.  III  S.  151);  Rufsland  (1845 
§  2025  n.)  1866  Art.  1540,  gleichfalls  mit  3  Stufen:  a)  länger  als  3 
Monate;  b)  länger  als  eine  Woche,  jedoch  nicht  über  3  Monate  (mit 
abermaliger  Rücksicht  auf  die  Dauer  innerhalb  dieses  Zeitraums); 

c)  nicht  länger  als  eine  Woche  (vgl.  Foinitzki  in  StGG.  I  S.  306); 
Griechenland  Art.322  mit4Stufen:  a)  länger  als  30Tage;  b)  über 
eine  Woche,  jedoch  nicht  über  30  Tage;  c)  über  3  Tage;  d)  unter 
3  Tagen. 

720)  Innerhalb  dieser  Gruppe  kann  man  wieder  etwa  folgende 
Klassen  unterscheiden:  Aufstellung  von:  1)  nur  zwei  Stufen,  wobei 
als  deren  Grenze  gilt  die  Dauer  unter  oder  über:  a)  3 Tage;  so: 
Österreich  1852  §§  93,  94  (übereinstimmend  mit  dem  StGB,  von 
1803;  vgl.  schon  oben  S.  99  Anm.  223);  Bosnien  und  Hercego- 
vina  §  169;  Waadt  Art.  252;  Neuenburg  1856  Artt.  182,  183; 
San  Marino  Art.  471  Zifif.  1  u.  2;  b)  eine  Woche  oder  (französ.) 
8  Tage;  und  zwar  bedienen  sich  des  Ausdrucks  d)  „eine  Woohe": 
deutsch.  RStGB.  §  239,  Abs.  1  n.  2;  Basel  §  125;  Bulgarien, 
Entwurf  §271;  ß)  „acht  Tage":  Wallis  Artt  260,  261;  Freiburg 
Art.  153;  Genf  Art.  99;  c)  ein  Monat  (oder  30  Tage  oder  vier 
Wochen).    Vgl.  darüber  die  Angaben  in   der   folgenden  Anm.  721; 

d)  ein  Jahr;  so:  Schweden  Chap.XV  §9;  vgl.  van  Swinderen, 
Fsquisse  II  p.  134;  2)  drei  Stufen,  und  zwar  nach  folgenden  Grenz- 
punkten: a)  a)  nicht  über  24  Stunden;  ß)  bis  zu  20  Tagen;  y)  über 
20  Tage:  Malta  Art.  78,  79,  81;  b)  a)  nicht  über  3 Tage;  ß)  3  Tage 
oder  mehr  bis  10  Tage;  y)  mehr  als   10  Tage:   Englisoh-Indien 
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Die  entschieden  am  weitesten  verbreitete  Vorschrift,  eine 
Straferhöhung  platzgreifen  zu  lassen  bei  Dauer  der  Freiheits- 
beraubung über  einenMonat  (resp.  30  Tage  oder  4  Wochen) 
dürfte  für  die  meisten  Rechte  wohl  auf  einen  direkten  oder 
indirekten  Einflufs  des  französischen  Code  p^nal  znrttck- 
zuftihren  sein  '2^). 


ChaptXVI,  Sect.  342-344;  c)  a)  nicht  über  3 Tage;  ^)3biB  20  Tage; 
y)  über  20  Tage:  Spanien  1848  Art.  395  Abs.  1  n.  3  u.  896  Ziff.  1 
u.  1870  Art.  495  Abs.  1  u.  3  u.  496  Ziff.  1-,  vgl.  Rosenfeld  inStGG.I 
8.522;  d)  a)  unter  einer  Woche;  ß)  über  eine  Woche  bis  3  Monaten; 
y)  iiber3Monate:  Kroatien,  Entw.  §283 u. Österreich,  Entw.  1891 
§  253  Abs.  1  u.  2  n.  1893  §  244  Abs.  1  n.  2;  e)  a)  nicht  über  10  Tage; 
ß)  über  10  Tage  bis  ein  Monat;  y)  über  einenMonat.  Vgl.  darüber  die 
folgende  Anmerkg.  721 ;  f)  a)  nicht  über  30  Tage ;  ß)  nicht  über  ein  Jahr; 
;/)  über  ein  Jahr:  A  arg  au  §  141  I,  litt,  a  bis  c;  8)  vier  Stufen,  und 
zwar:  a)  a)  nicht  über  24 Stunden;  /?)  bis  3  Tage;  y)  3  bis  20  Tage; 
d)  mehr  als  20  Tage:  Portugal  Art  330  §  1-4;  vgl.  Tavares 
deMedeiros  in  StGG.  I S. 566 ;  b)  a)  unter  STagen;  ß)  über  3Tago; 
y)  überlMonat;  d)  über  3  Monate:  T  es  sin  Art.  335  §  1-4;  c)  a)  nicht 
über  8  Tage;  ß)  über  8  Tage;  y)  über  ein  Jahr;  d)  über  4  Jahre: 
Hannover  Art.  249;  d)  a)  unter  einem  Monat;  ß)  über  einen 
Monat,  jedoch  nicht  länger  als  ein  Jahr;  y)  über  ein  Jahr,  je- 
doch nicht  über  drei  Jahre;  ö)  noch  längere  Dauer  (ohne  An- 
gabe einer  Maximalgrenze):  Baden  §  275  Ziff.  1—4;  Luzern 
§  186.  Ziff.  1—4;  Obwalden  Art. 92;  4)  fünf  Stufen  endlich  unter- 
scheidet Ungarn  §  323,  nämlich:  a)  Dauer  unter  7 Tagen;  b)  länger 
als  7  Tage,  aber  nicht  länger  als  15  Tage;  c)  länger  als  15  Tage, 
aber  nicht  länger  als  ein  Monat;  d)  länger  als  ein  Monat,  aber 
nicht  über  3  Monate;  e)  länger  als  3  Monate.  Vgl.  van  Swinde- 
*ren,  Esquisse  I  p.  132,  133. 

721)  Nach  dem  Code  p6nal  Art.  341-343  (vgl.  oben  S.  128 
Anm.  290)  erhöht  sich  die  regelmäfsige  Strafe  der  Freiheitsberaubung 
(Art.  341)  bei  Dauer  derselben  über  einen  Monat  (Art. 342),  wäh- 
rend sie  sich  vermindert:  „si  les  coupables  .  .,  non  encore  poursuivis 
de  fait,  ont  rendu  la  libert^  k  la  personne  arrStöe,  söqueströe  ou 
döt^nue  avant  le  dixiöme  jour  accompli  depuis  celui  de  l'arresta- 
tion,  dötention  ou  Sequestration".  Vgl.  van  Swinderen,  Esquisse 
II  p.  136.  Der  Sache  nach  ergeben  sich  darnach  also  3  Stufen  ver- 
schiedener Dauer:  a)  unter  10  Tagen;  b)  über  10  Tage  bis  zu  einem 
Monat;  c)  über  einenMonat.  Dieselben  finden  sich  z.B.  auch  direkt 
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Nur  ziemlich  wenige  Gesetzbücher  endlich  haben  zur  Zeit 
bereits  den  Schritt  gewagt,  die  Strafe  der  Freiheitsberaubung 
ohne  Rücksieht  auf  deren  Dauer  ein  für  allemal  fest  (wenn- 
gleich mit  einem  relativ  bemessenen  Rahmen)  zu  bestim- 
men "«). 


aufgestellt  in  Belgien  (und  Luxemburg)  Art.  434—436  und  in 
Mexiko  Art.  633  Zifif.  I— III,  wogegen  andre  Staaten  in  engern 
Anschlnfs  an  das  französische  Gesetzbuch  auch  dessen  mehr  indi- 
rekte (und  weniger  deutliche)  Fassung  beibehalten  haben.  So: 
Monaco  Art  340  — 341;  Rumänien  Art.  272,  273  Ziff.  2,  274; 
Niederländisch- Indien,  Wetb.  voor  de  Europ.  Art.  257— 259 
(=  Wetb.  voor  Inland.  Art.  258—260).  Der  Einflufs  der  Vorschrift 
des  Art.  343  des  Code  p^nal  läfst  sich  aber  auch  noch  ftlr  mehrere 
andre  Gesetzgebungen  vermuten,  obwohl  dieselben  von  der  zehn- 
tägigen Frist  abgewichen  sind.  S.  z.  B.  Sardinien  1839  Art.  242, 
Spanien  1818  Art.  395  Abs.  3  und  1870  Art  495  Abs.  3  (vgl.  oben 
Anm.  720  Ziff.  2  litt  c)  und  Portugal  Art  330  §  3  (vgl.  oben 
Anm.  720  Ziff.  3  litt  a),  welche  die  Freilassung  innerhalb  der 
ersten  3  Tage  erwähnen,  sowie  Malta  Art81  (vgl.  oben  Anm. 720 
Ziff.  2  litt,  a),  welches  diejenige  innerhalb  24  Stunden  anfUhrt.  Über 
Italien  1889  s.  noch  unten  Anm.  722.  Weiter  hat  sich  noch  der 
Einflufs  der  Bestimmung  des  Art  342  des  Code  pönal  erstreckt, 
so  dafs  die  Abstufung  der  Schwere  der  Strafe  nach  der  Dauer 
der  Freiheitsberaubung  unter  oder  über  einen  Monat  (oder 
30  Tage  oder  4  Wochen)  ^  wie  im  Text  bemerkt  —  sehr  häufig 
begegnet  So:  a)  in  der  Form:  unter  oder  über  „einen  Monat** 
in:  Hessen  Art.  301,  Ziff.  1  u.  2;  Nassau  Art.  294  Ziff.  1  und  2; 
Preufsen  §  210  Abs.  1  und  2;  Oldenburg  1858  Art.  193  §  2 
Ltlbeck  §  173  Abs.  1  u.  2;  Solothurn  §  126;  schweizerischer 
Vorentwurf  Art  96,  Abs.  2;  Serbien  §  192;  Norwegen 
Kap.  XVI  §  6  Abs.  1  u.  2  (Faerden  im  GS.  XLVII  S.  175;  vgl. 
van  Swinderen,  Esquisse  II  p.  135;  Getz  in  StGG.  I  S.  236)-, 
b)  in  der  Form:  unter  oder  über  „30  Tage"  in:  Bayern  1861 
Art.  255;  Bremen,  Entwurf  von  1861  Art.  122  §§  378,  379;  Entwurf 
von  1868,  Art.  115  §§  352,  353;  Schaffhausen  §  169  Abs.  1  und  2; 
Bern  Art  158;  Zilrich  §  147;  Schwyz  §  70  litt  a;  Neuenburg 
1891  Art  331,  332;  Aargau,  Entw.  1892,  §§  254,  256  (mit  aber- 
maliger Berücksichtigung  der  Länge  des  Zeitraums  über  30  Tage); 
Finnland  Kap.25§9;  c)  in  der  Form:  unter  oder  über  » 4  Wochen** 
in:  Bufsland,  Entw.  II  Art.  37  u.  38  Abs.  3  a.  E.  (vgl.  S.  Mayer 


382  I^e  Strafgesetzgebung  seit  d.  Mitte  des  18.  Jahrb. bis  eot  Gegenwart 

in.  Die  ans  der  hiBtorisehen  Entwicklung  des  Strafrechts 
zar  Genüge  bekannten  Fälle  der  sog.  analogen  Talion  (im 
e.  S.)  für  mehrere  Delikte  gegen  die  Kriminalrechts- 
pflege haben  sieh  vielfach  auch  noch  in  der  neuem  Gesetz- 


in    GA.  XXXIV   [1886]    S.   18;    Schütze  im    GS.  XXXVffl   [1886] 
S.  123). 

722)  So:  Türkei  Art  203  ff.  (vgl.  van  den  Berg  in  StGG.  I 
S.  731);  Niederlande  Art.  282  (and  dazu  van  Swinderen,  Es- 
qaisse  II  p.  130  ff.  u.  150);  Ägypten  Artt.  257—259;  Kongostaat 
Art.  11.  Über  England  s.  Schnster  in  StGG.  I  S.  655;  über 
Schottland  ebendas.  S.  686.  —  Italien  1889  Art146ff.  hat  zwar 
gleichfalls  zunächst  fest  bestimmte  Strafen,  ordnet  aber  doch  (im 
Art.  146  Abs. 7  n.  147  Abs.  2)  an,  dafs  eine  Herabsetzung  der  Strafe 
,,um  ein  Sechstel  bis  zur  Hälfte"  stattfinden  soll,  „wenn  der  Thäter  frei- 
willig die  Personen  vor  irgend  einem  Akte  des  Verfahrens  frei- 
läfst,  ohne  den  beabsichtigten  Zweck  erreicht  oder  denselben  einen 
Nachteil  verursacht  zu  haben*".  Uri,  Entw.  1894  Art.  32  litt,  c 
unterscheidet  nur  schwerere  und  leichte  Fälle.  —  Etwas  häufi- 
ger begegnen  fest  bestimmte  Strafen  bei  der,  meist  noch  beson- 
ders hervorgehobenen  (und  regelmäfsig  im  Abschnitt  von  den  Amts- 
delikten behandelten)  Begehung  der  Freiheitsberaubung  durch  Be- 
amte (gesetzwidrige  Verhaftung  u.  s.  w )  welcher  sehr  häufig  als  analoge 
Fälle  auch  die  vorschriftswidrige  Aufnahme  eines  üntersuchungs-  oder 
Strafgefangenen  in  ein  Gefängnis ,  die  rechtswidrige  Verlänge- 
rung der  Haft  eines  Gefangenen  (durch  Untersuchungsrichter,  Straf- 
anstaltsbeamte etc.)  und  ähnliche  Handlungen  (s.  z.  B.  die  hier  be- 
sonders kasuistisch  gefafsten  Gesetzbücher  von  Spanien  1870 
Art.  210—214  und  Portugal  Art.  291,  292  [und  dazu  Tavares  de 
Medairos  in  StGG.  I  S.  563])  zur  Seite  gestellt  zu  werden  pflegen. 
Vgl.  im  Allg.  auch  van  Swinderen,  Esquissell  p.  129— 150,passim. 
Hier  nehmen  nun  keine  Rücksicht  mehr  auf  die  Dauer  der  Beein- 
trächtigung der  Freiheit:  Sachsen  1838  (u.  Sachsen-AI tenbg.  1841) 
Art.  320;  Thüringen  Art.  316  Ziff.  3;  Lübeck  §  266;  Grau- 
bünden §  204;  Neuenburg  1856  Art.  79  und  1891  Art.  154; 
Wallis  Art.  136;  Luzern  §  251  litt,  d;  Dänemark  §  127;  Nie- 
derlande Art.  368  Ziff.  1  und  2;  Sardinien  1839  Art.  316,  317; 
Malta  Art.  119,  121;  Monaco  Art.  99  (=  Code  p6nal  fran^ais 
Art.  120;  vgl.  oben  S.  128  Anm.  290  a.  E.):  Portugal  Art.  291, 
292;  Niederländisch-Indien,  Wetboek  voor  de  Europeanen 
Art.  70    (=  Wetb.    voor   Inlanders    Art.   78);    Englisch  -  Indien 
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gebung  zu  erhalten  vermocht.  Nur  ist  dabei  allerdings  ver- 
hältnismäfsig  selten  ihre  ursprüngliche,  reine  Form  gewahrt, 
weit  öfter  vielmehr  die  Aufstellung  einschränkender  Be- 
dingungen beobachtet  worden,  falls  sich  nicht  gar  —  wie 
in  der  Mehrzahl  der  Gesetze  —  nur  noch  gewisse  (mehr  oder 


Chapt.  XI  Sect.  220;  New- York  §  119.  —  Sachsen  1855  (und 
1868)  Art.  198,  Hambarg  Art.  216,  Italien  in  Art  147  und 
Japan  Art.  278,  279  lassen  die  für  die  Begehung  des  Delikts  durch 
Privatpersonen  aufgestellte  besondern  Begeln  (s.  obenAnm.  716, 
Anm.  718  a.  £.  und  diese  Anm.  [722]  im  Anf.)  im  Wesentlichen 
auch  für  Beamte  als  Thäter  platzgreifen.  Die  andern  Gesetzbücher 
haben  auch  hier  bald  mehr,  bald  weniger  Ab  stuf  un  gen  der  Strafe 
nach  der  Dauer  der  rechtswidrigen  Freiheitsentziehung, 
indem  sie  dafür  entweder  a)  ausdrücklich  die  gleichen  Fristen 
wie  fUr  die  Begehimg  durch  Private  aufstellen  (so:  Prenfsen  §317; 
Oldenburg  Art.  294;  Ungarn  §  195;  Genf  Art.  97;  Belgien  [u. 
Luxemburg]  Art.  147  [das  jedoch  im  Art.  157  auch  noch  die  Vor- 
schrift des  Art.  120  des  Code  p^nal  fran^ais  mit  fester  Strafe  re- 
produciert];  Mexiko  Art.  980  [etwas  abweichend  Art.  981])  oder 
b)  im  Allgemeinen  auf  die  Straf-Yorschriften  für  Freiheitsberaubung 
durch  Private  zurückweisen  (so:  Bremen,  Entw.  1861  Art.  183 
§  579  und  1868  Art.  178  §  565;  Kroatien,  Entwurf  §  403,  [s. jedoch 
auch  §  405  mit  fester  Strafe];  deutsches  RStGB.  §341  [jedoch 
Minimum  der  Strafe:  Gefängnis  von  3  Monaten];  Österreich,  Ent- 
wurf 1891  §  381;  1893  §  375).  Letzteres  thun  zwar  auch  die  Gesetz- 
bücher von  Württemberg  Art.  429,  432  Abs.  2,  Braunschweig 
§  272  Ziff.  I  u.  273,  Hannover  Art.  345  Abs.  2  und  346  Abs.  2, 
Baden  §682u.Rufsland  1845  §480  n.  1866  Art. 451,  jedoch  nur  für 
gewisse,  bes.  erschwerte  Fälle  (Rufsland  aufserdem  noch  mit  Be- 
schränkung auf  das  Höchstmafs  der  für  Privatpersonen  statuierten 
Strafen),  während  sie  im  übrigen  (bes.  für  den  Fall  der  „rechtswidri- 
gen Verlängerung  der  Haff*)  abweichende  Zeitgrenzen  haben.  (So: 
Württemberg  Art.  432  Abs.  1 :  a)  über  24  Stunden;  b)über 4  Wochen; 
Braunschweig  §  272,  273:  a)  über  24  bezw.  48  Stunden;  b)  über 
4  Wochen;  c)  über  3  Monate-,  Hannover  346  Abs.  2:  a)  über  48 
Stunden;  b)  über  1  Monat;  Baden  §  683:  über  zehn  Tage;  Rnfs- 
land  1845  §  480  und  1866  Art.  451:  unter  oder  über  24  Stunden; 
vgl.  übrigens  auch  GB.v.1845  §377  Satz  2  u.  v.  1866  Art,  348  Abs.  2, 
welche  zwar  ebenfalls  für  bestimmte  Fälle  der  „vorschriftswidrigen 
Arrestation**  auf  die  allgemeinen  Vorschriften  verweisen,  sonst  aber 
feste  Strafe  haben.  Die  noch  übrigen  Gesetze  stellen  für  Begehung 
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net  nun  der  Grundsatz,  dafB  die  dem  UDschuldigen  zugedach- 
ten Straftibel  auf  den  Missethäter  selbst  zurttckgewälzt  wer- 
den sollen  (nebst  den  Ausläufern  dieses  Gedankens),  in  der 
neuem  Gesetzgebung  nicht  mehr  bei  dem  ersten,  sondern  bei 
dem  zweiten  der  oben  genannten  Verbrechen,  obwohl  eigent- 
lich jenes  für  dieses  in  der  Behandlung  vorbildlich  gewesen'"), 
und  noch  seltener  ist  im  Ganzen  endlich  auch  die  dritte 
Missethat  dem  Talionsprinzipe  unterstellt  worden.  Hierauf 
bezieht  sich  die  in  der  folgenden  Darstellung  beobachtete 
Reihenfolge  der  Delikte. 

1.  Kann  auch  in  unserm  geltenden  deutschen 
Keichstra  fr  echte  die  Talionsstrafe  selbst  für  den  Fall 
eines  eidlich  bekräftigten  falschen  Zeugnisses  (oder  Gut- 
achtens) zum  Nachteil  eines  Angeschuldigten  in  Strafsachen 
bereits  mit  Recht  als  eine  blofse  „Antiquität  von  rein 
historischem  Interesse"  bezeichnet  werden  '**),  so  liegen  doch 
die  Zeiten  noch  keineswegs  so  ganz  fern,  in  welchen  auch 
in  deutschen  Landen  jene  Strafform  dem  Gesetzgeber  als  eine 
ebenso  gerechte  wie  zweckmäfsige  Reaktion  gegen  das 
Delikt '^*)  erschien '").  Ja,  in  dem  benachbarten  Österreich, 

723)  Vgl.  n.  a.  v.  Liszt,  Die  falsche  Aussage  etc.  S.  222. 

724)  Vgl.  T.  Liszt,  Die  falsche  Aussage  S.  222:  „Die  den  fal- 
schen Zeugen  in  Kr  im  inalsachen  angedrohte  Talionsstrafe., 
hat  in  Deutschland  eine  fortwährende  Reihe  von  Abschwächungen 
erlitten,  welche  schliefslich  den  ihr  zu  Grunde  liegenden  Gedanken 
vollständig  vernichtet,  nnd  bietet  demnach  heute  .  .  .  nur 
mehr  das  rein  historische^ Interesse  einer  Antiquität**.  Dafs 
fUr  das  deutsche  RStGB.  bei  der Strafsatznng  seines  §  154  „kei- 
neswegs (mehr)  ..  die  Strafe  der  Talion  das  Vorbild  ..  gewesen^, 
betont  ausdrücklich  v.  Schwarze,  Kommentar  5.  Auflage  zu  §  154 
Nr.  4  S.  467;  vgl.  auch  S.  Mayer,  Geschichte  der  Strafrechte  S.37G 
Anm.  ^  und  unten  Anm.  725  S.  387. 

725)  Die  deutschen  P artikular gesetzbUcher  bezeichnen  das 
Delikt  des  eidlich  bekräftigten  falschen  Zeugnisses  (oder  Gut- 
achtens) in  Kriminalsachen  zum  Nachteile  des  Angeschuldigten 
etc.  entweder  geradezu  als  einen  besondern  Fall  des  «Meineids** 
oder  behandeln  es  doch  in  mehr  oder  weniger  engem  Anschlufs  an 
den  Meineid,  dem  aber  selbst  eine  ziemlich  verschiedene  systema- 
tische Stellung  zu  Teil  geworden.  So  rechnet  ihn  z.  B.  Sachsen 
1838   (und   Sachsen- Altenburg    1841)    schlechtbin  zu  den    „Ver- 
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derselben  findet)  Ein  sehr  wesentlicher  Unterschied  fUr  den  That- 
bestand  des  n^&lschen  Zeugnisses  in  Kriminalsacben*'  besteht  aber 
zwischen  den  einzelnen  (deutschen)  Gesetzbüchern  darin,  dafs  eine 
Gruppe  derselben  ausdrücklich  die  Absicht  des  Thäters,  die  Ver- 
urteilung des  (unschuldigen  oder  minder  schuldigen)  Angeschuldigten 
herbeizuführen,  sowie  femer  auch  die  Nachweisbarkeit  eines 
Kausalzusammenhangs  zwischen  der  Verurteilung  und  dem 
falschen  Zeugnisse  verlangt  (so:  Sachsen  1838,  Württemberg, 
Braunschweig,  Hannover,  Hessen,  Baden,  Sachsen  1855 
und  1868),  während  eine  andere  Gruppe  wegen  der  Schwierigkeit 
(ja  [bei  dem  System  der  freien  Beweiswürdigung]  ev.  Unmöglichkeit) 
des  Nachweises  jener  beiden  Erfordei-nisse  (vgl.  darüber  u.a.:  Golt- 
dammer,  Materialien  II  8.  244 ff.,  247  Anm.  1;  Motive  zum  Bre- 
mer Entwurf  von  1861  I,  S.  109,  110;  v.  Liszt,  Die  falsche  Aus- 
sage etc.  S.  222)  dieselben  völlig  aufgegeben  hat  (so:  Preufsen, 
Oldenburg  1858,  Bayern  1861,  Lübeck,  die  Bremer  Entwürfe 
V.  1861  u.  1868,  deutsch.  RStGB.)  oder  doch  ihr  Vorhandensein  nur 
als  Qualifikation  des  Delikts  wirken  lassen  will.  Es  ist  nun  keines- 
wegs blofser  Zufall,  dafs  —  wie  die  folgende  Darstellung  zeigen 
wird  — gerade  diejenigen  Gesetze,  welche  Absicht  und  Kausal- 
zusammenhang als  wesentliche  Thatbestandsmerkmale  des  Delikts 
erfordern,  auch  noch  mehr  oder  weniger  zähe  an  demTalionsprin- 
zip  bei  der  Strafe  festgehalten  haben,  während  umgekehrt  die  andre 
Kategorie  von  Gesetzen  gleichzeitig  mit  der  Verzichtleistung  auf  jene 
Erfordernisse  des  Deliktsbegriffs  auch  jene  Form  der  Bestrafung  preis- 
gegeben haben  (vgl.  v.  Liszt,  a.  a.  0.  S.  222).  Dieser  Unterschied 
ist  vielmehr  ein  innerlich  begründeter,  denn  „die  Strafe  der  Talion 
verlangt**,  falls  sie  einigermafsen  gerecht  erscheinen  soll,  „dafs  die 
Verurteilung  auf  das  falsche  Zeugnis  gestützt  und  durch  das- 
selbe herbeigeführt  worden"  (v. Schwarze,  Kommentar,  S.467).  Wo 
dagegen  das  Talionsprinzip  aufgegeben  (wie  z.  B.  in  imserm 
RStGB. §154),  erscheint  auch  Absicht  und  Kausalzusammenhang  nicht 
erforderlich.  Es  genügt  vielmehr  die  allgemeine  Feststellung,  „dafs 
das  Zeugnis  zum  Nachteile  des  Angeschuldigten,  d.  h.  zu  seiner  Be- 
lastung, abgegeben  worden  ist  . .",  ohne  dafs  speziell  „der  dolus  auf 
die  (eingetretene  oder  überhaupt  auf  eine)  Verurteilung  gerichtet  ge- 
wesen" zu  sein  brauchte  (v.  Schwarze,  a.  a.  0.  S.  467;  vgl.  auch 
Olshausen,  Kommentar  Nr.  11  und  12  zu  §  154  S.  635  u.  besonders 
V.  Liszt,  Die  falsche  Aussage  S.  223  Anm.  1  u.  2,  woselbst  noch 
weitere  Ci täte).  •— Auch  in  der   au fser deutschen  Gesetzgebung 
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wenn  irgendwo  . .  .,  gerade  in  diesem  Falle  der  (dem  Wesen 
der  Strafe  immanente)  Gedanke  der  Talion  Geltung  und 
ohne  Ungerechtigkeit  sogar  materielle  oder  thatsächliche  An- 
wendung würde  finden  können"  '2*).  Der  gleichen  Ansicht 
sind  aber  zweifelsohne  auch  wohl  die  Gesetzgeber  jener 
aufserdeutschen  Staaten  gewesen^  in  deren  noch  heute  zu  Recht 
bestehenden  Schöpfungen  uns  die  wiedervergeltende  Strafe 
für  Meineid  oder  falsche  (Zeugen-)  Aussage  im  Kriminal- 
prozesse''^®)  begegnet. 


729)  S.  Motive  des  Referenten-Entwurfs  S.  106-,  v.  Liszt,  a.a.O. 
S.  140:  „Der  Eommission  scbien  jedoch  diese  Abweichung  von  den 
Grundsätzen  über  die  Enmulation  der  Strafe  nicht  gerechtfertigt,  und 
die  betreffende  Bestimmung  wurde  gestrichen*".  Über  die  Behandlung 
des  Falls  im  Österreich.  StGB.  v.  1852  und  den  neuem  Österreich.  Ent- 
würfen s.  schon  oben  Anm.725,  S.  386.  —  Ziemlich  verbreitet  war  das 
Talionsprinzip  für  das  fragliche  Delikt  auch  noch  in  den  altern  ita- 
lienischen Partikulargesetzen  dieses  Jahrhunderts  gewesen.  S.  u.  a.: 
Beider-Sizilien  Art.  188;  Parma  Art.400;  Este  Art.  323;  Tos- 
kana Artt.  269,  273;  Kirchenstaat  Art.l68j^  Modena  V.  12;  vgl. 
Pertile,  Storia  V  p.  563  u.  Anm.  69  u.  70.  Über  Sardinien  1839 
Art.  379  u.  Italien  1859  Art.  366  s.  noch  Näheres  unten  Anm.  741. 

730)  Über  den  Thatbe stand  und  die  systematische  Stellung 
des  Delikts:  l)in  den  schweizerischen  Gesetzbüchern  s.  Temme, 
Lehrb.  §  152  S.  484 ff.;  Lauterburg,  Die  Eidesdelikte  S.  90—123; 
St 00 SS,  Grundzüge  II  S.  455 ff.  Nach  der  von  letzterm  gegebenen 
Übersicht  schliefsen  die  meisten  schweizerischen  Gesetze  das  eid- 
lich abgelegte  falsche  Zeugnis  oder  Gutachten  als  „Zeugen-Meineid^ 
in  den  Meineid  im  e.  S.  ein  (so:  Thurgau,  Glarus,  Schaff- 
hausen, Obwalden,  Bern,  Schwyz,  Basel,  St.  Gallen), 
während  dann  das  nicht-eidliche  falsche  Zeugnis  i.  d.  B.  von  ihnen 
gelinder  gestraft  wird  (so:  Thurgau,  Glarus,  Schaffhausen, 
Obwalden,  Basel).  Eine  andere  Klasse  von  Gesetzen  behandelt 
dagegen  das  Delikt  selbständig,  wobei  zuweilen  von  der  Form 
des  Eides  (der  z.  B.  dem  GB.  von  Appenzell  A/Rh.  überhaupt 
unbekannt  ist;  vgl.  Lanterburg,  a.  a.  0.  S.  119,  120;  Stooss, 
a.a.O.  II  S. 449  Ziff.  1)  als  wesentliches  Erfordernis  ganz  abstrahiert 
ist  (so:  abgesehen  v.  Appenzell  auch  noch  von  Wallis,  Zürich, 
Solothurn,  im  Gegensatz  zu  Aargau  u.  Genf),  während  anderswo 
das  un beschworene  falsche  Zeugnis  etc.  als  einfacher,  das  eidlich 
abgelegte  dagegen  als  qualificierter  Fall  behandelt  wird  (so:  in 
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mttiUf',U  nt'Mr  ft^.ftt^MfAt'.n   be^iandelt    Die  aoch   hier  besoaders  be- 
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einander  in  ihren  Yoraugsetzungen  und  Bedingungen  fUr  den 
Eintritt  der  Vergeltungsstrafe  nicht  unerhebliche  Abweichun- 
gen auf. 

a)  Nur  ganz  vereinzelt  findet  sich  der  Grundsatz  der 
analogen  Talion  schon  vorgeschrieben  für  die  blofse  That- 
sache  einer  falschen  Aussage,  abgegeben  in  der  Absicht,  die 
Verurteilung  eines  Unschuldigen  wegen  eines  (bestimmten) 
Verbrechens  zu  bewirken,   so  dafs  danach  die   für  letzteres 

rUcksicbtigte  eidlich  bekräftigte  falsche  Aussage,  namentlich  das 
falsche  eidliche  Zeugnis,  ist  gewöhnlich  als  ein  Fall  des  „Mein- 
oids"  (oder  ihm  gleichzuachtender  Handlungen)  aufgeführt  und 
daher  meistens  auch  in  dem  vom  „Meineid**  etc.  handelnden 
Abschnitt  gestellt.  So  z.  B.  in:  Norwegen  Teil  II  Kap.  XII; 
Schweden  Chap.  XIII;  Dänemark  Kap.  XIV;  Rufsland  1845 
II.  Abschnitt.  5.  Abtlg.  vbd.  mit  VIII.  Abschn.,  3.  Abtlg.  4,  ünterabtlg. 
(§  11B8);  1866  II  Titel,  .5.  HauptstUck  vbd.  mit  VIII.  Titel,  3.  Haupt- 
stttck.  3.  Abtlg.  (Art.  942)^  Finnland  Kap.  17;  Niederlande 
Buch  II  Tit.  IX;  Japan  B.  II,  Chapt.  IV,  Sect.  VI;  New- York 
Kap.  V  Tit.  VIII.  Zuweilen  ist  dabei  die  falsche  (Zeugen-)  Aussage 
auch  in  der  Überschrift  der  betr.  Abschnitte  ausdrücklich 
noch  neben  dem  Meineide  hervorgehoben.  So  z.  B.  in  Belgien  u. 
Luxemburg  Livrell  Titre  III  Chap. V,  Ungarn  Teil  II  Abschn.  XII, 
Türkei  B.  II  Chapt.  V,  Ägypten  Titre  IIl  Chap.  VI,  Kongo- 
staat Sect.XII.  —  Malta  Libr.  II  Tit.  III  Cap.  III  u.  Kroatien, 
Entw.  Teil  II,  Hanptstiick  IX  nennen  daneben  auch  noch  die  falsche 
Anschuldigung  („calnnnia^').  Nur  mit  dem  zuletzt  genannten 
Delikte  zusammen  begegnet  das  falsche  Zeugnis  in  Spanien  1848 
Lib.  II  Tit.  ri  Cap.  VI  und  Portugal  Tit.  III  Chap.  VI  Sec^.  VI 
(das  freilich  in  der  Überschrift  über  die  falsche  Anschuldigung 
schweigt),  während  Spanien  1870  Lib.  II  Tit.  IV  Cap.  VI  ihm  auch 
noch  „la  occultaciön  fraudulenta  de  bienes  ö  de  industria^  zur  Seite 
stellt.  Anderswo  findet  sich  (wie  im  Code  p^nal  von  1810,  Livre  III 
Titre  II  Chap.  I  Sect.  VII)  eine  Zusammenstellung  des  falschen  Zeug- 
nisses mit  „Calomnie",  Beleidigungen  und  Verletzung  von  Geheim- 
nissen. So  in  Rumänien  Cart.  II  Tit.  IV  Cap.  I  Segt.  VIII  und 
Niederländisch- Indien,  Wetb.  voor  de  Europ.  (u.  voor  Inland.) 
B.  II  Tit.  II,  Hoofdst.  I,  Afdeel.  VII  (wobei  aber  —  ganz  wie  im  fran- 
zös.  Gesetze  —  der  Materie  des  falschen  Zeugnisses  doch  wieder  ein 
besonderer,  mehrere  Artikel  umfassender  Unter-Paragraph  gewidmet 
ist).  Eine  bald  mehr,  bald  weniger  selbständige  Behandlung  des  De- 
likts (in  einem  eigenen  [Unter]- Abschnitt)  zeigt  sich  in  Sardinien 
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her  gehört  z.  B.  der  Codice  penale  des  Kantons  Tessin  yom 
Jahre  1873,  in  welchem  sich  jene  Regel  allerdings  erst  indi- 


giebt  dazu  noch  folgende  „üluBtration",  welche  über  den  Sinn  der 
Vorschrift  keinen  Zweifel  lassen  kann:  „A.  give  false  evidence  be- 
fore  a Court  of  Justice,  intending  thereby  to  cause  Z.  to  be  eon- 
victed  of  dacoity.  The  punishment  of  dacoity  is  transportation  for 
life  or  rigorous  imprisonment  for  a  tenn,  which  may  extend  to  ten 
years  with  or  without  fine.  A.  tberefore  isliable  to  such  trans- 
portation  or  imprisonment  with  or  without  fine''.  Wenn  es  sich  da- 
gegen um  ein  „capital  offence"  handelte,  so  soll  nach  Art  194 
Abs.  2  die  Talion  (u.  zwar  altematiy  neben  andern  Strafen)  nur 
dann  eintreten,  wenn  nicht  nur  thatsächlich  eine  Verurteilung, 
sondern  sogar  auch  eine  Vollstreckung  der  Strafe  stattgefunden 
hat,  während  sonst  (nach  Abs.  1  a.  a.  0.)  schlechthin  allemal  „trans- 
portation  for  live  or  rigorous  imprisonment  for  a  term,  which  may 
extend  to  ten  years"  sowie  Geldstrafe  verhängt  werden  soll.  Über 
analoge  Anwendung  der  Art.  194,  195  »uf  verwandte  Fälle  s.Artt.  1% 
—  200.  In  andern  Gesetzen  findet  sich  dagegen  für  die  blofseThat- 
Sache  doloser,  falscher  Aussage  höchstens  noch  eine  Abstufung  der 
Strafe  nach  der  Schwere  der  auf  dem  dem  Angeschuldigten  zur 
Last  gelegten  That  stehenden  Strafe  beobachtet,  wobei  sich  aller- 
dings öfter  eine  so  weitgehende  Ähnlichkeit  wenigstens  zwischen 
der  Art  (und  zuweilen  auch  der  Dauer)  der  Strafe  des  dem  Unschul- 
digen imputierten  Delikts  und  derjenigen  des  falschen  Zeug- 
nisses etc.  zeigt,  dafs  sie  der  Sacbe  nach  nicht  viel  von  der  eigent- 
lichen Talion  abweicht.  S.  z.  B.  bes.  das  ganz  allgemein  gefafste  StGB, 
für  Griechenland,  Kap.  XIV  Art.  265:  „Wer  in  einer  Unter- 
suchungssache (sei  es  für  oder)  gegen  den  Bescbuldigten  vor 
Gericht  einen  Eid  wissentlich  falsch  geschworen  .  .  .,  der  soll  wegen 
Meineids  bestraft  werden:  I)  bei  falschem  Zeugnis  in  einer 
Untersuchungssache  wegen  Verbrechen:  1)  mit  Arbeitsbaus,  wenn 
die  Strafe  des  angeschuldigten  Verbrechens  in  Arbeitshaus 
besteht;  2)  mit  Kettenstrafe  auf  bestimmte  Zeit,  wenn  diese 
Strafe  auf  das  angeschuldigte  Verbrechen  gesetzt  ist;  3)  mit  le- 
benslänglicher Kettenstrafe,  wenn  das  angeschuldigte  Ver- 
brechen lebenslängliche  Ketten-  [oder  Todes-]  Strafe  nach  sich 
ziehen  konnte**.  Dagegen  soll  nach  Ziff.  II  für  falsches  eidliches 
Zeugnis  in  einer  Untersuchung  wegen  Vergehen  oder  Polizei - 
Übertretung  als  Strafe  schlechthin  immer  Arbeitshaus  eintreten. 
S.  etwa  auch  England  Crim.  Code  (Indictoff.)  Bill  1878,  Chapt.XIl 
Sect.  84  („Punishment  of  false  evidence")  mit  zwei  Strafstufen;  vgl. 
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y)  Weit  öfter  wird  vorauBgeBetzt,  dafs  die  im  Urteile  er- 
kannte  Strafe  auch  ganz  oder  doch  teilweise  an  dem  Un- 
schuldigen zur  Vollstreckung  gelangt  ist.  Unter  dieser 
Bedingung  läfst  z.  B.  das  Strafgesetzbuch  für  Serbien 
schlechthin  flir  alle  Fälle  und  in  obligatorischer  Form 
die  analoge  Talion  platzgreifen'''),    während  sie  der  spa- 


Zeugnis  zum  Nachteil  eines  Angeschuldigten  in  Kriminalsachen  („la 
falsa  testimonianza  fatta  in  gindizio  penale"),  wenn  es  „poteva  in- 
fluire  a  danno  del  impntato",  mit  dem  für  die  ,,calumnia^'  (s.  über 
diesen  Begriff  Art.  178)  in  den  Artt.  179  u.  180  festgesetzten  Strafen 
belegt  werden,  während  dieselben  um  ein  bis  zwei  Grade  verringert 
werden  sollen,  wenn  das  falsche  Zeugnis  ohne  nachteiligen  Einfinfs 
für  den  Angeschuldigten  geblieben.  Der  Art.  179  erkennt  aber  unter 
den  im  Text  genannten  Voraussetzungen  für  die  ,,calunnia''  allge- 
mein das  Talionsprinzip  an.  S.  Art.  179  §  1:  „Se,  per  il  crimine  o 
delitto  falsamente  imputnto  abbia  avuto  luogo  una  condanna  pas- 
sata  in  giudicato,  il  calumniatore  6  punito  colla  stessa  pena, 
cui  fu  condannato  ^innocente^^  Nur  wenn  die  über  den  Unschul- 
digen verhängte  Strafe  eine  bestimmte  Ehrenstrafe  („interdizione 
dai  pubblici  offici  o  da  un'arte  o  professione")  ist,  die  auf  den  Thäter 
nicht  anwendbar  erscheint,  soll  (nach  §  2)  für  diesen  schlechthin  „de- 
tenzione  dal  primo  al  quinto  grado"  eintreten.  Für  den  Fall,  dafs 
keine  Verurteilung  erfolgt  ist,  stuft  Art.  180  litt,  a—d  die  Strafe 
in  vier  verschiedenen  Graden  mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  Strafe 
des  „crimine  (o  delitto)  apposto  al  calumniato^'  ab.  Vgl.  zu  der 
ganzen  Materie  noch  Lauterburg,  Die  Eidesdelikte  S.  114,  sowie 
Stooss,  Grundzüge  II  S.  445  Anm.  7.  —  Über  eine  ähnlich  weite 
Fassung  der  altem  preufs.  StG.Entwürfe  von  1829  —  1843  s.  Golt- 
dammer,  Materialien  II  S.  244  ff.  u.  Anm.  1. 

733)  Serbien  §  268  Ziff.  1.  Bei  Vollstreckung  einer  unver- 
dienten Strafe  an  einem  blos  minder  Schuldigen  soll  nach  §  268 
Ziff.  2  (nur)  eine  in  entsprechender  Proportion  stehende  Erhöhung 
der  im  Allgem.  für  das  falsche  Zeugnis  (oder  Gutachten)  in  Kriminal- 
sachen überhaupt  bestimmten  Strafe  stattfinden,  welche  nach  §267 
Ziff.  2  regelmäfsig  in  Zwangsarbeit  (robija)  von  2  bis  10  Jahren,  je- 
doch bei  Verurteilung  eines  Unschuldigen  (oder  minder  Schuldi- 
gen) zum  Tode  in  Zwangsarbeit  von  10—12  Jahren  bestehen  soll. 
Über  den  noch  besonders  ausgezeichneten  Fall  der  Vollstreckung 
der  Todesstrafe  an  dem  Unschuldigen  (§  268  Ziff.  3  litt,  a  und  b) 
s.  Näheres  unten  Anm.  743.    Vielleicht    dürfte   auf  die    angeführten 
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d)  Eine  ganze  Reihe  von  Gesetzgebungen  läfßt  —  gröfs- 
tenteils  offenbar  unter  dem  Einflurse  des  französischen  Code 
penal  von  1810'**)  —  eine  Begrenzung  des  Talionsprin- 


eintreten  soll,  wenn  Jemand  in  Folge  der  That  zu  Straf  arbeit 
(schlechthin),  die  ganz  oder  teilweise  vollzogen  worden  (oder 
zum  Tode)  vernrteilt  worden  ist".  Stärker  tritt  das  Talions- 
prinzip dagegen,  namentlich  in  der  Ursprung  1.  Fassung,  wieder  für 
den  am  Schlüsse  noch  bes.  erwähnten  Fall  der  Vollstreckung  der 
Todesstrafe  hervor.  Vgl.  darüber  das  Nähere  unten  in  Anm.  743. 
—  Auch  Schweden  beschränkt  unter  den  im  Texte  genannten  Vor- 
anssetznngen  die  Anwendung  der  Talion  ebenfalls  auf  gewisse,  spe- 
ziell genannte  schwerere  Fälle  und  hat  aufserdem  noch  die  Be- 
sonderheit, dafs  alternativ  den  sich  danach  ergebenden  Straf- 
mafsen  durchlaufend  auch  noch  andere  fest  bestimmte  (Freiheits-) 
Strafen  zur  Seite  gestellt  sind.  Der  hier  einschlagende  §  2  des 
Chap.  XIII  verweist  zunächst  für  die  Strafe  desjenigen,  „qni  par  nn 
faux  serment  aura  contribu6  k  la  condanmatiou  d'un  innocent  k 
une  peine,  qn'il  a  subie  en  tont  ou  en  partie**  auf  Chap.  XVI 
§  3  über  die  falsche  Anschuldigung.  Danach  sollen  aber  über 
den  Thäter  verhängt  werden:  a)  wenn  die  Strafe  des  Verurteilten 
„la  peine  de  morf  gewesen  ist:  „la  m^me  peine  ou  des  travaux 
forcös  k  perp^tuitö" ;  b)  „si  c'Ätait  la  peine  de  travaux  forcös  k 
perpötuitö":  „la  m6me  peine  ou  dix  ans  de  travaux  forc^s"; 
c)  „si  c^ötait  la  peine  de  trav.  forcös  k  temps^:  „la  m^me  peine 
pendant  le  m^me  temps  ou  jusqu*  ä  deux  ans  ensusdeladuröede 
la  peine  prononcöe  contre  Tindividu  poursuivi,  toutefois  pas  plus  de 
dix  ans".  Dagegen  sollen  für  Verurteilung  zu  gewissen  Ehren  strafen 
(„incapacitö  d*6tre  employ6  au  service  de  rEtat"^  bezw.  „destitution**), 
geringer  bemessene  Zwangsarbeit  (trav.  forc^s  de  2  ä  6  ans,  bezw.  de 
6moisä4ans).  für  Verurteilung  zu  „emprisonnement"  od.  „Suspension* 
6  Monate  bis  2  Jahre  Zwangsarbeit,  endlich  in  allen  andern  Fällen 
Gefängnis  von  höchstens  6  Monaten  oder  Geldstrafe  eintreten.  In  diese 
Kategorie  von  Gesetzen  kann  endlich  auch  noch  Zürich  1871  Art  107 
gerechnet  werden,  wonach  die  Strafe  für  falsches  Zeugnis  zum  Nach- 
teil eines  Angeschuldigten  Zuchthaus  (schlechthin)  sein  soll,  „wenn 
der  Angeschuldigte  (in  Folge  des  falschen  Zeugnisses)  mit  Zucht- 
haus (schlechthin)  b  e  s  t r  a  f  t  wurde",  während  in  allen  übrigen  Fällen 
dagegen  Arbeitshaus  oder  Gefängnis  verbunden  mitGeldbufse  eintritt. 
786)  Über  den  Art.  361  des  Code  pönal  fran9ais  s.  schon  oben 
S.  125.  Während  die  ursprüngliche  Fassung  des  Gesetzbuchs  das  be- 
schränkte Talionsprinzip  nur  für  ,ifaux  tömoignage  en  matiöre  crimi* 
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^U\n**.  9^^\t^f.ut'H  in  a  f^riiuinal  matter^  nach  Abs.  1  de«  Art  207),  tlie 
fAlMt  wllfi<?iiM,  who  ha«  |^v#;n  (;vidence  against  him,  shall  be  sab- 
Jiw'.t<trt  fo  th«  »ame  puniuhment''.  Dagegen  seil  feste  Strafe 
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weise  Voll  Streckung  derselben  erfordert,  wie  z.  B.  in  mehre- 


setzen  ist  Malta,  insofern  hier  die  Strafe  fitr  den  gewöhnlichen  Fall 
des  falschen  Zeugnisses  in  Kriminalsachen  (welche  mit  hohem  Strafen 
als  „lavori  forzati"  od.  „prigionia  per  2  anni"  bedroht  sind)  überhaupt 
(d.  h.  zum  Nachteil  oder  zu  Gunsten  der  Angeschuldigten)  nach  Art.  95 
Abs.  1  „lavori  forzati  da  3  a  5  anni''  sein  soll,  die  Grenze  flir  den 
Beginn  des  Talionsprinzips  aber  nach  Abs.  2  ebendas.  ey.  auch 
schon  bei  Verurteilung  zu  mehr  als  5  Jahren  (der  leichtern  Freiheits- 
strafe der)  „prigionia-  (s.  Art.  7  Ziff.  3)  bildet.  S.  Art.  95  Abs. 2! 
„Nondimeno  se  Taccusato  fosse  stato  condannato  ad  una  pena 
piu  grave  di  5  anni  dei  lavori  forzati  o  di  prigionia,-  11 
falso  testimonio  deposto  contro  di  lui  nel  giudizio  ...  soggia- 
cerä  alla  stessa  piü  grave  pena**.  Der  Art  96  droht  als  Strafe 
für  „falsa  testimonianza  in  ima  causa  die  un  reato  non  contem- 
plato  neir  ar  t.  95*"  zu  Gunsten  od.  zum  Nachteil  des  Angeschuldigten  lav. 
forzati  von  9  Monaten  bis  zu  2  Jahren  an,  und  Art.  98  schreibt  analoge 
Anwendung  der  Art.  95—97  auf  Sachverständige  vor.  Vgl.  noch 
Geyer  in  der  Krit.  VJSchr.  für  Gesetzgebung  und  Bechtswiss.  XV 
(1873)  S.  205.  —  Niederländisch-Indien,  Wetb.  voor  d.  Europ. 
(und  voor  Inland.)  Art.  276  Abs.  2:  „  •  •  •  Wanneer  echter  de  be- 
klaagde  tot  ene  zwaardere  dan  de  gemeide  straf  (d.  h.  nach 
Abs.  1  Zuchthaus  von  5—15  Jahren)  is  veroordeeld,  wordt  de 
valsche  getuige,  die  tegen  hem  heeft  verklaard,  veroordeeld  tot  de- 
zelfde  straf  (mit  dien  verstände,  datindien  de  beklaagde,  Inland  er 
[Wetb.  voor  Inl. :  „Europeanen"]  zünde,  veroordeeld  is  tot  de  straf 
van  dwangarbeid  in  den  ketting  [Wetb.  voor  Inl.:  „tuchthuisstraf**] 
voor  den  tied  vsn  meer  dan  15  tot  20  jaren,  de  straf  van  den  fal- 
schen getuige  is  tnchthuisstraf  [Wetb.  voor  Inl.:  „dwangarbeid  in 
den  ketting"]  voor  en  gelijken  duur*").  Vgl.  noch  Art.  277  mit  leich- 
terer fester  Strafe  für  falsches  Zeugnis  für  Vergehen  und  Übertre- 
tungen. Ägypten  Art.  271:  „Si  neanmoins  l'accusö  par  suite  de 
fauz  tömoignage  a  6te  condamnö  &  une  peine  plus  forte'  que  celle 
des  travaux  forc^s  k  temps  (vgl.  Art.  270),  le  fauz  tömoin  qui 
a  depo86  contre  lui,  subira  la  m6me  peine".  Vgl.  Art.  272  mit 
festen  Strafen  für  „fauz  tömoignage  en  matiöre  correctionelle  ou 
de  simple  police*".  —  Einige  Abweichungen  von  der  Regel  enthält 
wieder  Mexiko  Art.  734  u.  735.  Es  unterscheidet  nämlich,  ob  die 
durch  das  falsche  Zeugnis  dem  Angeschuldigten  „zur  Last  gelegte 
Übertretung  oder  Vergebung"  mit  einer  „Leibesstrafe"  bedroht 
ist  oder  nicht.  Im  letztem  Falle  treten  nur  verschiedene  fest  bestimmte 
Strafen  ein,  jedoch    abg:estuft  u.  a.  wieder  danach,  ob   eine  Ver* 
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ren  frtlhem  Gesetzen  deutscher  Einzelstaaten '''*),  den  noch 

urteil nng  stattgefunden  bat  oder  nicht  (s.  Art  734  Ziff.  I  u.  II). 
Im  erstem  Falle  dagegen  soll  zunächst  auf  6  bis  11  Monate  Haft  und 
Geldstrafe  von  20  bis  200  Pesos  erkannt  werden,  „wenn  es  sich  um 
ein  Vergehen  handelt,  das  mit  Leibesstrafe  von  nicht  ttber  einem 
Jahre  Gefängnis  bedroht  ist"  (Art. 735  Ziff.  I  Abs.  1)  «Ist  (aber) 
das  angedrohte  Strafinafs  ein  höheres  (d.  h.  als  ein  Jahr  Gefäng- 
nis, also  nicht  als  die  Strafe  des  einfachen  Falls  nach  Abs.  1), 
so  wird  dem  Zeugen  dieselbe  Strafe  wie  dem  Angeklagten  auf- 
erlegt, sofern  er  yerurteilt  worden".  Bei  Fehlen  einer  Verurtei- 
lung soll  nach  Art.  204  (betr.  Strafe  des  Versuchs)  verfahren  werden 
(Art.  735  Ziff.  I  Abs.  2).  Bei  Verurteilung  zum  Tode  cessiert  aber 
das  Talionsprinzip,  vielmehr  erhält  in  diesem  Falle  der  falsche  Zeuge 
nur  „den  zuläfsigen  Höchstbetrag  der  Gefängnisstrafe  und  Geldstrafe 
zweiter  Klasse " ,  während  bei  Ermangelung  einer  Verurteilung  bei 
mit  dem  Tode  bedrohten  Delikten  „Geldstrafe  zweiter  Klasse  und  das- 
jenige Mafs  von  Gefängnisstrafe  verhängt  werden  soll,  „welches  ge- 
mäfs  Art.  204  (betr.  den  Versuch)  nach  Verhältnis  von  jenem  Höchst- 
betrage aufzuerlegen  ist"  (Art.  735  Ziff.  II). 

739)  Am  deutlichsten  treten  die  im  Texte  genannten  Voraus- 
setzungen des  TalioDsprinzips  unter  den  deutschen  Partikular- 
gesetzbüchem  in  demjenigen  flir  Baden  hervor,  welches  im  |  488 
unter  der  ausdrücklichen  Überschrift  „Strafe  derWiedervergel- 
tung**  bestimmt  hatte,  dafs,  wenn  in  dem  Falle  der  Ablegung  eines 
eidlich  bekräftigten  falschen  Zeugnisses  oder  Gutachtens  in  Straf- 
sachen zum  Nachteile  des  Angeschuldigten  (§  487  Kr.  2)  „ein  Er- 
kenntnis, welches  auf  den  Grund  eines  (solchen)  falschen  Zeugnisses 
oder  Gutachtens  die  Verurteilung  eines  Unschuldigen  zu  einer 
Freiheitsstrafe  (oder  .  .  .  eines  Schuldigen  zu  einer  höhern  als  der 
verschuldeten  Freiheitsstrafe)  ausspricht,  ganz  oder  teilweisevoll- 
zogen (worden),  .  .  der  Zeuge  oder  Sachverständige  von  der  Strafe 
desjenigen  Verbrechens,  dessen  der  Unschuldige  durch  das 
Urteil   fllr    schuldig    erklärt  wurde  (oder  von  einer  bis  zu    der  i 

Straferhöhung,  welche  gegen  den  Schuldigen  eintrat,  ansteigenden 
Strafe)  getroffen"  werden  solle,  „insofern  solche  Strafen  das 
im  8  ^87  Nr.  2  (d.  h.  fOr  den   einfachen  Fall   des  falschen  Zeug-  | 

nisses  etc.  in  Strafsachen  zum  Nachteil  der  Angeschuldigten)  gedrohte 
höchste  Ma fs  (d. h.  8  Jahre  Zuchthans)  übersteigen".  Vgl.  dazu  u. a. : 
Häberlin,  Grundsätze  IVS.303;  Dochow  in  HH. III S.  254  Anm. 7 ; 
S.Mayer,  Geschichte  §51  S.377Anm.4.  Über  die  besondem  Voraus- 
setzungen der  Talion  flir  den  Fall  der  Vollstreckung  eines  Todes- 
urteils s.  noch  Näheres   unten   in  Anm.  750.    Hierher  gehört  auch 
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geltenden  verschiedener  schweizer  Kantone'*®)  sowie  den- 


Sachsen  1855  (u.  1868),  welches  jedoch  das  Prinzip  in  eine  mehr  in- 
direkte Form  gekleidet  bat  und  aufserdem  auch  noch  insofern 
von  der  Regel  abweicht,  als  die  Strafdrohung  nur  fakultativ  ge- 
fafst^st.  Vgl.  Art.  223  Abs.  2:  ,,l8t  die  Absicht  (durch  einen  in 
einer  Untersuchung  ttber  ein  Verbrechen  abgelegten  Meineid  einen 
Unschuldigen  in  Strafe  oder  einen  Schuldigen  in  härtere  Strafe,  als 
er  verdient  hat.  zu  bringen)  erreicht  und  in  Folge  des  Meineids  eine 
gänzlich  oder  teilweise  unverdiente  Strafe  an  jemandem  vollstreckt 
worden,  so  kann  die  nach  dem  ersten  Absatz  dieses  Artikels  (für 
den  einfachen  Fall  des  Delikts)  verwirkte  Strafe  (d.  h.  Arbeits- 
haus- oder  Zuchthausstrafe  von  1  bis  8  Jahren)  bis  aufdenBetrag 
der  unverdient  vollstreckten  Strafe  erhöht  werden**. 
Über  den  Fall  der  Vollstreckung  der  Todesstrafe  (Art.  223  Abs.  3) 
8.  unten  Anm.  743.  Das  KrimGB.  für  Braunschweig  stimmt  mit 
Baden  in  der  direkten  und  obligatorischen  Androhung  des  be- 
schränkten Talionsprinzips  tiberein,  hat  aber  die  Besonderheit,  dafs 
sich  die  Grenze  für  den  Beginn  der  anal.  Talion  zwar  nach  der 
Art,  nicht  aber  auch  genau  nach  dem  Mafse  der  regelmäfsigen 
Strafe  des  nicht  -  qualificierten  Falles  richtet.  Vgl.  Art.  135:  „Wer 
mit  der  Oberzeugung  der  Unwahrheit  seine  falsche  Angabe  vor  einer 
öffentlichen,  zur  Abnahme  von  Eiden  befugten  Behörde  durch  förm- 
lichen Eid  bekräftigt,  soll  folgende  Strafen  erleiden:  (1)  wenn  es  in 
einer  Untersuchnngssache  geschehen,  um  einen  Unschuldigen  in  Strafe 
oder  einen  Schuldigen  in  eine  schwerere  Strafe,  als  er  verdient  hat, 
zu  bringen  (:  Zuchthaus  nicht  unter  3  Jahren,  und),  falls  an 
dem  fälschlich  Angeschuldigten  eine  härtere  Strafe  als  Zuchthaus 
(überhaupt)  in  Folge  des  Meineids  ganz  oder  teilweise  wirklich 
vollzogen  wäre,  diese  härtere  Strafart»*.  Von  den  Strafarten 
des  Gesetzbuchs  kommen  hiemach  nur  noch  die  Kettenstrafe  (§9) 
und  die  Todesstrafe  in  Betracht,  deren  Verhängung  sich  hier  (aus- 
nahmsweise; vgl. oben  Anm.  699a. E.)  zu  einer  absoluten  gestaltet, 
weil  man  diesen  Fall  geradezu  als  eine  „wirkliche  und  noch  dazu  höchst 
verabschenungs  würdige  Art  des  Mordes"  betrachtete.  S.Motive  zum 
braunschweiger  Krim.GB.  S.  135,  163  u. 261  ff.;  vgl.  auch  Mitter- 
mai er,  Die  Strafgesetzgbg.  11  S.  91;  Anlage  2  über  die  Todesstrafe 
S.  22  Ziff.  2;  Seeger,  Abhandlungen  S.  123,  124  Anm.  1;  Berner, 
Strafgesetzgebung  §  138,  S.  151.  Nach  §  143  des  braunschw.  Krim.- 
GBs.  sollte  die  Vorschrift  des  §  135  Ziff.  1  auch  auf  Urkunden- 
fälschung zum  Nachteile  eines  Angeschuldigten  in  einer  Unter- 
suchungssache analoge  Anwendung  finden. 

Oanthor,  Idee  a«r  Wlfl«lorvorgeltung.  lU,   1.  20 
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c)  Während  öfter  auch  in  solchen  Gesetzen,  welche  das 
Tulionsprinzip  zunächst  in  allgemeinerer  Weise  anerkennen, 
noch  die  Vollstreckung  eines  Todesurteils  an  dem  Un- 
schuldigen  als   denkbar    schwerster  Fall    speziell    hcrvor- 


moins,  dans  le  cas,  oü  la  condamnation  n^aurait  pas  6t6  exöcut^e, 
la  peine  applicable  au  faux  t^moin  sera  dimiuuöe  d'un  ou  de  deux  de- 
gr^s");  Italien  1859  Art. 366  Abs.  1  u.  2  (imWesentl.  ganz  ebenso); 
San  Marino  Art. 297:  „Qnando  (per6)  )a  falsa  testimonianza  emessa 
in  aggravio  delPimputato  abbia  portato  la  di  lui  condanna  ad  una 
pena  maggiore  di  qnella  statuita  pel  falso  testimone  nell'articolo 
precedente  (s.  Art.  296  Ziff.  1—3  mit  drei  verschiedenen  Abstufungen), 
equesta  sia  stata  in  tntto  o  in  parte  esegnita,  il  falso  tes- 
timonio  soggiace  alla  stessa  pena  pronunciata  contro  rimputato"; 
Portugal  Art.  238  Abs.  1  §  1:  „Se  (porem)  o  accusado  foi  con- 
demnado  e  soffreu  pena  mais  grave  (als  die  im  Abs.  1  genannte 
regelmäfsige  Strafe  des  „falso  testemunho  em  causa  criminal",  bestehend 
in  Einzelhaft  von  2  bis  8  Jahren)  serä  aquelle,  que  assim  testemun- 
hou  falso  contra  eile,  condemnado  na  mesma  pena".  Ebenso  bei 
Aussagen  Sachverständiger  nach  Art.  241.  Über  die  Strafe  des  Ver- 
leitens  zur  Abgabe  eines  falschen  Zeugnisses  s.  Art.  240.  Leich- 
tere fest  bestimmte  Strafen  sind  für  falsches  Zeugnis  in  korrek- 
tionellen  Sachen  und  in  einem  ^processo  preparatorio"  nach  §  3  u. 
4  des  Art.  238  vorgeschrieben.  Vgl.  noch  Tavares  de  Medeiros 
in  StGG.  I  S.  559. 

742)  So  (im  Wesentl.)  Japan  §  221:  „If  (however)  the  prisoner 
accused  has  been  condemned  by  meansof  the  false  testimony  with 
a  penalty  more  severe  than  the  preceding  (s.  Art.  220  mit  3  Ab- 
stufungen, je  nachdem  das  falsche  Zeugnis  zum  Nachteil  des  Ange- 
schuldigten „in  a  criminal,  correctional"  od.  „police  suit"  abge- 
geben) and  that  bis  innocence  has  only  discovered  after  the  pe- 
nalty has  been  undergone,  the  perjurer  shall  undergo  the 
same  penalty**.  Ausdrücklich  wird  dann  noch  weiter  bemerkt:  „If 
this  penalty  is  less  severe  than  thepenalties  provided  in  the  prece- 
ding articles,  the  latter  shall  be  undergone  by  the  perjurer**,  wäh- 
rend der  Abs.  2  noch  eine  spezielle  Vorschrift  über  event.  Milderung 
der  Strafe  hinzufügt.  („If  the  victime  of  the  perjury  has  been  fouud 
to  be  innocent  after  the  definitive  condemnation,  but  before  the  pe- 
nalty has  been  entirely  undergone,  the  penalty  of  the  perjurer 
may  bereducedto  a  time  equal  to  that,  of  which  the  penalty 
has  been  effectively  undergone  by  the  condemned,  without  the  power 
of  descending  below  the  penalties  inflicted  by  the  preceding  article**. 

2()* 


4*  4  ^''-•*  *<-/'i'''r*^»*»^'2j'''''Eur  **tr  »1  Hi^it  •ii»5tl'*  Jaari.  li*  lar  G^s^cswarc 

f ',«»T  1.1»  V>nrvi.  in^  xar  T  ^»iej^srafe  !i«»xw-  cfe  T'Kläcrcckane 
<'^:^,r.^i  Atz.  TT2  §  5i^«»r«w  »:«*a  ia  <i»*r  f-^i^-^wtoi  Aam«rkc-  VgL 
z.i  'Ir^  3ri:ii'*a  Mzr*r:-^  a-itri  '?.  Saj^r.  SA-  J-i*  »jA-  IS?!*  S*  1^- 

^'^a  Kl'  *  oö«*»  Aaai-7/*  An.  ±:^  Ab*.  3:  «i«  m  F'X«e  dctfXeis- 
'^-;'^'»  #1:*  Tod-^^ftrarV  Toll^tre^kt  ^-Ater  ••i«?T«r Erfn«  b«i  der  Lci- 
«•r.a^  'i*»^  X^:a»*:«l*  ?>ta?>*i 'arizt  w-.r»ieii-  »>  L«t  w*«»m  der  da^diutk 
z\XKi"h  fc^ziz.z*^«*ii  To:aair  d**m  Art  71  beer.  IdealkoBkaiTcsz 
ftarhz.-r*:h-ft*.  *L  k  <^f  trin  di«?  f5r  X«>rd  aa^k  Art-  l-*6  b<ati— te 
7  o#!^»4:rafe  ^ia.  Vrl-  *iaxa:  Aa'age  ±  ab<T  die  Tod«ascnle  3.  19 
Z:?.  7:  Krar.  K'^ouD^atar  S.  I*>  im^  14S:  See^er.  Abtoadlaa^ea 
S  l:ri  Anm  1  a.S.  11^  Aam.  2.  S.feraer  Baden  $  4^  «*b<m  Amb.73&> 
^.a«  ab^r  m^-^ttu  .«zitier  bescradern  YormBgjsetama^ga  erst  utem 
in  A am,  7' > ;  anzufnhrea  l§t.  Vci«  sehveizeriseken  Gesetzes  TgL : 
Obwaldfrs,  da.«  ab«r  hier  —  ia  Gereasaxie  za  Art.  5a$  Ab«,  i  's. 
o?/4rD  Adid. 740  aiu^lriicklkh  eine  mit  einem  Eide  erbärtete  ■■vakre 
An-«a^*r  Verlan jrt  ?f.  Art.  hl  Ab«.  2:  ,Hatte  eia  üasekaldigcr  ni 
l'o!{re  de«  Neinf-ids  die  Todesstrafe  erlittea.  so  wird  aaek  der 
M^ineidi^e  mit  dem  Tode  be«traft'^.  In  allen  andern FIDea  soll  (bei 
eidlicher  faliKrber  AiL«sage^  naeh  Mafs^be  der  aas  dem  Yo-- 
bre/then  bervonrehenden  Foliren*,  Kettenstrafe  ron  4—8  oder  Zackt- 
hAu«!  von  5—10  Jahren  eintreten.  Von  andern  anfserdeatsekea 
('e«etzen  n.  l>es.  ^*erbien  ^vgL  oben  Anm.  733',  §  2>38  Ziff.  3  litt,  a 
^wona/rh  Todesstrafe  eintreten  soll  für  Vollstreekaag  eiaea 
Tode«  Urteils  an  dem  Unschuldigen,  wenn  die  Absiebt  des  Tba- 
ters  auf  solche  Vemrteilnng  und  Yollstreckang  geriektet  gswssca, 
flon^it  f^nach  litt,  b,  a.  a.  0.]  nur  Zwangsarbeit  tob  10 — 12  Jakrea). 
Das  norwegische  StGB.  v.  1^42  Kap.  XII  §  2  ^rgl.  obea  Aam.  735) 
hatte  urspinjnglich  bestimmt  dafs  wenn  «yermittelst  eines  Heineids 
(vorsätzlich  abgegeben  in  einer  Kriminalsache  zom  Nackteil  des  Be- 
Mchiildigteny  die  Todesstrafe  an  jemanden  yollzogen  worden*, 
auch  ^der  Meineidige  sein  Leben  verwirkt  baben*  soUe  (a. 
Thaulow,  8.  -^9  .  Nach  der  neaem  Fassang  (s.  Faerden  im  GS. 
XLVII  H.  W>)  ist  dagegen  anch  für  diesen  Fall  (imter  Beibehaltung 
derselben  Voranssetzangen)  die  Todesstrafe  nur  noch  alternatiT 
neben  lebenslänglicher  Strafarbeit  angedroht.  YgL  anch  Getz  in 
StGG.  I  S.  2.'54.  Über  den  Fall  der  blofsen  Yernrteiinng  zum 
Tode  s.  schon  oben  Anm.  735;  über  Schweden  vgl.  ebda.,  S  397.  — 
Japan  ^  222  Abs.  1  und  2  (vgl.  oben  Anm.  742)  betont  besonders 
Htnrk  die  Absicht   des  Thäters,  die  Verurteilung  des  Unschuldigen 
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nur  noch   hierfür  die  Vergeltungsstrafe    beibehalten'**). 


zum  Tode  hei1)eizu{1ihren.  S.  §  222  (Abs.  1:  „If  the  penalty  of 
death  bas  undergone  by  the  victim  of  perjnry,  this  penalty  shall 
be  diminished  one  degree  witb  regard  to  tbe  perjurer,  and  two  de- 
grees,  if  tbe  condamnation  of  tbe  victim  bas  not  been  excnted.**) 
Abs.  2:  „Ne?ertheleB8  tbe  penalty  of  deatb  shall  be  pronoun- 
ced  against  tbe  perjner,  if  be  is  con?icted  of  having  had  the 
intention  of  bringing  on  the  capital  sentence.  (The  penalty 
shall  be  lowerd  one  degree,  if  the  execution  ef  tbe  penalty  bas  not 
taken  place").  —  Engliscb-Indien  (vgl.  oben  Anm.731)  bestimmt 
in  Art.  194  Abs  2:  „.  .  .  if  an  innocent  person  be  convicted  and 
executed  in  consequence  of  (such)  false  evidence  (sc.  intending 
thereby  to  cause  .  .  .  any  person  to  be  convicted  of  an  offence  which 
is  capital  by  this  Code  or  by  tbe  law  of  England),  tbe  person, 
who  gives  such  false  evidence  shall  be  punished  either  witb 
death  or  the  punisfament  herein  before  described*"  (d.h.  mit  der  nach 
Art.  194  Abs.  2  auch  für  den  Fall  des  Fehlens  der  Vollstreckung  des 
Todesurteils  angedrohten  Freiheitsstrafe  [transportation  for  life  or  ri- 
gorous  imprisonment  bis  zu  10  Jahren]  und  Geldstrafe).  DieTalion 
ist  demnach  hier  nur  noch  in  alternativer  Weise  zugelassen.  — 
Viel  seltener  findet  es  sich,  dafs  Gesetze,  die  sonst  in  bestimmtem  Um- 
fange das  Talionsprinzip  für  Freiheitsstrafen  noch  anerkennen, 
dasselbe  ftirdie  Todesstrafe  aufgeben.  So  z.B.  Mexiko  Art. 735 
Zi£f.  II  (s.  schon  oben  Anm.  738  a.  £.);  vgl.  auch  Griechenland 
Art.  265  ZiflF.3  (oben  S.  393  Anm.  731). 

744)  So  z.B.:  Sachsen  1838  (=  Sachs.  -  Altenburg  1841) 
Art.  185,  Abs.  2:  „Ist  an  einem  Unschuldigen  in  Folge  des  meineidi- 
gen, in  der  Absicht,  ihm  die  Todesstrafe  zuzuziehen,  abgelegten, 
Zeugnisses  diese  Strafe  wirklich  vollstreckt  worden,  so  findet 
Todesstrafe  statt**.  Vgl.  K.  F.  Günther,  Die  neuen  Kriminal- 
gesetze etc.  S.  108;  Häberlin,  Grundsätze  IV  S.  301;  Seeger,  Ab- 
handlungen S.  123  Anm.  1;  Berner,  Strafgesetzgebung  §  104  S.IOO; 
Anlage  2  über  die  Todesstrafe  S.  19  und  23  Ziff.  5.  Über  die  Strafe 
bei  Vollstreckung  andrer  Strafen  s.  Art.  185  Abs.  1  Ziff.  1—3  vbd. 
mit  Art.  184;  über  den  Fall  noch  nicht  vollzogener  Strafe  (Art.  181) 
8.  schon  oben  Anm.  731.  Über  den  noch  viel  ausgedehntem  Um- 
fang desTalionsprinzips  in  dem  von Titt mann  ausgearbeiteten 
„Entwürfe  zu  einem  StGB,  für  das  Königreich  Sachsen"  (Meissen  1813) 
§  1167  ff.  s.  Näheres  bei  v.  Liszt,  Meineid  etc.  S.  134;  über  die 
spätem  Gesetzbücher  von  1855  (u.  1868)  s.  oben  Anm.  739  und  743. 
Auch  der  preussische  Entwurf  vom  Jahre  1845,   der  sonst   schon 
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Talionsstrafe  verlangt  wird,  dafs  eine  Mehrzahl  meineidiger 
Zeugen  nach  vorgängiger  Verabredung  jenen  schwersten 
Erfolg  gemeinsam  herbeigeführt  haben.  Diese  Bestimmung, 
die,  wie  früher  erwähnt,  auch  schon  dem  preussischen 
allgemeinen  Landrechte'")  und  dem  bayerischen 
Strafgesetzbuche  von  1813  '")  bekannt  gewesen,  findet  sich 
hauptsächlich  in  mehreren  der  frühem  deutschen  Parti- 
kulargesetze'*®). 


VorBchriften  des  wUrttembergischen  StGBs.  berücksichtigt,  wel- 
ches gewisseimassen  die  ausdrückliche  Hervorhebung  der  (für  den 
Beweis  Schwierigkeiten  bildenden)  Absiebt  des  Tbäters,  die  Ver- 
urteilung des  Beschuldigten  zur  Todesstrafe  (bezw.  deren  Vollstreckung) 
herbeizufUbren ,  durch  das  allgemeinere  Erfordernis  des  gemein- 
schaftlich verabredeten  Komplotts  Mehrerer  ersetzen  wollte. 
Im  Wes.  ebenso  auch  Hannover.  Dagegen  hebt  Baden  auch  hier 
noch  speziell  die  Absicht,  „die  Verurteilung  zur  Todesstrafe  herbei- 
zuführen*', hervor,  während  Hessen  zwar  diese  Absicht  ebenfalls 
betont,  dagegen  über  das  Komplott  der  „mehreren  Zeugen  oder 
Kunstverständigen**  schweigt.  Vgl.  Seeger,  a.  a.  S.  122  u.  Anm.  1, 
u.  das  Nähere  unten  in  Anm.  7.%0. 

748)  Vgl.  darüber  oben  S.  70. 

749)  Vgl.  oben  S.  IGl  u.  Anm.  361  (über  die  Motivierung  jener 
Voraussetzungen) . 

750)  So:  Württemberg  Art.  229  Ziflf.  3:  „Hat  in  Folge  eines 
solchen  Meineids  (vgl.  Art.  228)  derjenige,  gegen  welchen  falsch  ge- 
schworen, Strafe  erlitten,  so  ist  .  .  .  (3)  wenn  ein  Unschuldiger 
auf  falsches  meineidiges  Zeugnis  Mehrerer,  welche  sich  zu  solchem 
Zeugnisse  mit  einander  verständigt  haben,  den  Tod  erlitten 
hat,  Todesstrafe  zu  erkennen".  Vgl.  dazu  Motive  S.  198;  Huf- 
nagel, Kommentar  I  S.  597 ff. j  Seeger,  Abhandlungen  S.  28 ff, 
117  ff.,  119  u.  Anm.  1—4,  122  Anm.  1.  Bei  Vollstreckung  der  Todes- 
strafe in  andern  als  den  in  Art. 229  Ziff. 3  genannten  Fällen  soll  (nach 
Art.  229  Ziff.  3  i.Anf.  vbd.  mit  Art.  228  Ziff.  3)  zwanzigjähriges  bis 
lebenslängliches  Zuchthaus  eintreten;  vgl.  Seeger,  a  a.  0.  S.  120 ff. 
Über  die  Strafen  für  den  Fall  der  Vollziehung  von  verschiedenen 
Freiheitsstrafen  s.  Art.  229  Ziff.  1  u.  2  vbd.  mit  Art.  228;  über 
die  Behandlung  des  Delikts  bei  noch  nicht  vollstreckten  Strafen 
(Art.  228)  8.  oben  Anm.  731.  Über  die  analoge  Anwendung  des 
Art.  229  Ziff.  3  auf  den  Fall  der  Urkundenfälschung  etc.  in  e. 
Untersuchungssache  zum  Nachteil  des  Angeschuldigten  (nach  Art.  219 
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lieh  ein  Znsammenhang  mit  der  im  Vorhergehenden  (anter 
litt,  a))  betrachteten  Gruppe  noch  darin,  dafs  sie  die  Strafe  in 
verschiedener   Abstufung  je   nach   der  Schwere  der 


Zuchthausstrafe;  für  Verurteilung  zu  Zuchthaus  von  10—16  Jahren 
aber:  Zuchthaus  von  5—10  Jahren  (Art.  237  Ziff.  8).  Gelinder  sollen 
die  Strafen  für  die  in  Art.  237  Ziff.  1  und  2  genannten  FSlle  sein, 
wenn  es  sich  darum  handelt,  „einem  Schuldigen  eine  höhere  Strafe  als 
die  auf  der  wirklich  verübten That  stehende  zuzuziehen**  (§  238).  In  N  a  s- 
sau,  dessen  Artt.231u.  232  sonst  imWesentl.  den  Artt. 237  u.  238  des 
hessischen  GBs.  entsprechen,  fehlte  eine  dem  Art.  239  analoge  Be- 
stimmung wegen  der  Beseitigung  der  Todesstrafe.  Über  die  olden- 
burgische Verordnung  V.  28.  Juni/5.  Juli  1845§3a.  £.  (Stenglein, 
Sammlung  Bd.  I  Nr.  II  S.  116  Anm.  69  und  S.  124  Anm.  74}  s.  schon 
oben  S.  162  Anm.  362  a.  £.  Über  das  ältere  GB.  von  Thnrgau 
von  1841  s.  Temme,  Lehrbuch  §  152  S.  489.  Das  revidierte 
Thurgauer  GB. y.  1868  hat  zwar  das  Talionsprinzip  für  den  Fall 
des  gemeinschaftlichen  Vorgehens  mehrerer  falscher  Zeugen  etc.  auf- 
gegeben, hebt  denselben  aber  doch  noch  ausdrücklich  als  einen  quali- 
ficierten  in  §186  hervor  (vgl.  unten  Anm.  752).  —  Vereinzelt  sind  jene 
einschränkenden  Erfordernisse  für  den  Eintritt  der  Todesstrafe  auf 
Grund  des  Talionsprinzips  auch  von  solchen  Gesetzbüchern  aufgestellt 
worden,  welche  für  leichtere  Fälle  die  Talion  in  allgemeinerer 
Weise  anerkennen.  So  z.  B.  von  Baden  (s.  oben  Anm.  743)  im 
§  489:  „Wurde  gegen  einen  Angeschuldigten,  der  keine  oder  nur 
eine  geringere  Strafe  verschuldet,  ein  auf  den  Grund  falscher  Zeug- 
nisse oder  Gutachten  ausgesprochenes  Todesurteil  vollzogen, 
so  tritt,  insofern  zwei  oder  mehrere  Zeugen  oder  Sachverständige 
in  Folge  vorheriger  Verabredung  das  falsche  Zeugnis  oder  Gut- 
achten in  der  Absicht  abgegeben  haben,  um  die  Verurteilung  zur 
Todesstrafe  herbeizuführen,  die  Todesstrafe  (aufserdem 
lebenslängliches  oder  zeitliches  Zuchthaus  nicht  unter  12  Jahren)  ein**. 
Vgl.  Seeger,  Abhandlgn.  S.  146  u.  Anm.  1;  Anlage  2  über  die 
Todesstrafe  S. 49.  Über  den  Fall  einer  blofsen  Verurteilung- zum 
Tode  auf  Grund  einer  falschen  Aussage  nur  eines  Zeugen  setzt 
§  487  Ziff.  2  Zuchthaus  bis  zu  15  Jahren  Die  Vollstreckung 
eines  auf  solche  Weise  zu  Stande  gekommenen  Todesurteils  ist 
nicht  besonders  hervorgehoben.  —  Hierher  gehört  auch  das  ältere 
Züricher  StGB,  von  1835  Art.  190  (vgl.  Temme,  Lehrbuch  §  152 
S.  488),  auf  welches  in  dieser  Beziehung  vermutlich  die  auch  sonst 
vielfach  als  Vorbild  benutzten  (s.  Temme,  a.  a.  0,  S.  46)  Entwürfe 
für  Hannover  und  Württemberg  von  Einflufs  gewesen  sind. 
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c)  Die  Androhung  einer  nach  Art  und  Mafs  ein  ftlr  alle- 


scheiden  sie  innerhalb  desselben  wieder  verschiedene  Abstufun- 
gen. So  hat  Thüringen  Art.  173  Ziff.  1—3  zunächst  3  Abstufungen 
nach  der  Schwere  des  (in  abstracto)  auf  die  dem  Angeschuldig- 
ten zur  Last  gelegte  That  angedrohte  Strafe,  und  dem  ent- 
sprechend (in  Art.  174)  drei  analoge,  aber  erhöhte  Stufen  für  den 
Fall  der  wirklichen  Erkennung  und  ganzen  oder  teilweisen  Voll- 
ziehung jener  Strafen.  Hamburg  Art.  111  Ziff.  1  dagegen  unter- 
scheidet zwar  auch  von  dem  gewöhnlichen  Falle  (Meineid  in  einem 
Strafprozesse,  um  einen  Unschuldigen  in  Strafe  oder  einen  Schuldigen 
in  schwerere  Strafe  als  er  verwirkt  hat,  zu  bringen;  Strafe:  Zucht- 
haus von  3  — 10  Jahren)  denjenigen,  dafs  „an  dem  fälschlich  Beschul- 
digten eine  Strafe  in  Folge  des  Meineids  vollzogen  werden",  spe- 
zialisiert aber  innerhalb  dieses  Falls  nicht  mehr  weiter,  sondern 
läfst  schlechthin  immer  (obligat.)  erhöhte  Zuchthausstrafe  bis  zu 
15  Jahren  eintreten.     Thurgau  §  184—186    will    zunächst    (§  184) 

a)  Je  nach  der  Strafe,  mit  welcher  dasjenige  Verbrechen  oder 
Vergehen,  auf  welches  die  unwahre  Aussage  oder  das  falsche  Gut- 
achten Bezug  hat,  bedroht  ist*",  Gefängnis  nicht  unter  3  Monaten 
oder  Arbeitshaus  oder  Zuchthaus  bis  zu  15  Jahren    eintreten   lassen, 

b)  bei  mit  Tode  SS  träfe  bedrohten  Verbrechen,  aber  Zuchthaus  nicht 
unter  10  Jahren  (§185),  c)  bei  Vollziehung  eines  (auf  Grund 
falschen  Zeugnisses  oder  Gutachtens  ausgesprochenen)  Todesurteils 
jedoch  (unter  weitern  beschränkenden  Voraussetzungen  [vgl.  oben 
Anm.  750])  lebenslängliches  oder  (zeitiges)  Zuchthaus  nicht  unter 
12  Jahren.  Zug  Art.  6  Abs.  3  des  Abändernngsgesetzes  zum  StGB. 
(§  65)  läfst  Erhöhung  der  regelmäfsigen  Meineidsstrafe  (Zuchth. 
bis  zu  10  Jahren)  eintreten:  a)  wenn  das  falsche  Zeugnis  die  Ver- 
urteilung des  Angeklagten  zum  Tode  zur  Folge  hatte;  Strafe: 
Zuchthaus  nicht  unter  15  Jahren;  b)  wenn  aber  das  (Todes-)  Urteil 
vollzogen  wurde:  lebensläugl.  Zuchthaus.  Auf  die  Vollzieh- 
ung gewisser  Strafen  deuten  femer  auch  noch  Grau  blinden  §  190 
Abs.  2  und  Schwyz  §  87  Abs.  5  hin,  obwohl  ihre  allgemein  gehal- 
tene Ausdrucksweise  dies  weniger  deutlich  erkennen  läfst.  Vgl. 
Graubtlnden  a.  a.  0.:  „Wenn  . .  durch  (den)  falschen  Eid  (§  190 
Abs.  1;  Schwyz:  Meineid  oder  falsches  Zeugnis)  oder  ein  falsches 
HandgelUbde  jemand  an  Leib,  Ehre,  Freiheit  oder  Gut  (Schwyz, 
Vermögen)  wesentliche ;n)  Nachteil(e)  erlitten  hat,  so  kann  (auch) 
Zuchthausstrafe  bis  auf  10  Jahre,  und  in  Fällen,  wo  jemand  dadurch 
das  Leben  verloren  hat,  bis  auf  20  (Schwyz:  24)  Jahre  erkannt 
werden**,   —    Die  Mehrzahl  der  Gesetzbücher  begnügt  sich  dagegen, 


'--a   r-r  (tr=  2--^"L. -=■—:—     --r  Trv-:«;r:it^r   -ea.  T-*riP'  Jum    air  Ijhc 

7  •  »  •  •  ♦  ^- 1  ■  '  "  -TST-  1 1  - 1  - 1  1 1  --^mr»»  -^^eiiL  mi«ar  m»  Är^«L- 
':i;-:nir  :-r  7  •'►r— ^rrTt?  i  -  :  t  *  -  i  -  ttt:   -«^   -a«£ainn:    Sü-a  _  f  i  *n^ 

!•    *-i.ir*!i     1    '.►*•  -a**r  "*"*'i  —  *     iir  mn.  TT  •  i *    tt.  »«hsl  .Libl -»T"» 

I-ni  •!  me  i»i»  1.1:'  -?    7x4irt  1 1  - 1-1 1  !•    Ft*.ii'xA^^    TÜ'IidLl: 

i^-nn  »*-  r'-r^m.i  *zx  t*  I  aar*  Vi*  *^ijr*  r-r-*iÄ«Ti.  'l  J«  T*rxr- 
**  .  1 1  r  inai  7     '  *    "r.  '•:»*t.  *^™  -*     yr  "      itii^  sl  ^*  r  1  x*i  jx  Ä 

ci  jf  ^'ijr*a    y  *i  *xi  ITT  Ir'.r.  An  I*:     S'rx»:  a    Ä  ^iMaae  *«e^ 

»-* -r**^-!»*!!  T  Q  ••:n'r-i^*in»ai»  :  r^.töra  ic»  n  !•-  Jaär?»:  Vfi  Ter- 

2^^r^-**«^»  *T*  1:1  r-*-».!*:"!:  r'*!li*i»  a  xi»ri'  xirfr  ^  Jaincm  b»  n 
I*  ^air*a .  i  :•*: :  V-^t'it-*  _  la^  n  *mz  7T.<«a3t*mt*a* :  re?  lis»:»  kl^^x:  ■Bier 
2Jain^x.  In  t*:.-»*!*.*^!  Ax*.*s  i'*  aa  «iri  •!•:•:*••* aal  ^m*^*»  An. -^1, 

■>.'irtare  ^a  tAci-re  j-sa*    «.  .^^  la  f:i  öt  «erai**»:*  :  a    im  AII^vm. 

■  eile''  > träfe :  r«  *:'.z*if^  t<^  3-1-  Jahr^»  -  _c^?fTe<ti«>»eII<^  .caipri- 
soimeiiieiit  tc«  2-.>  J.,  <f-ier  -^  i>»>li«-   esipri«.  vom  1—5  Jakrea;  ; 


Die  Strafgesetzgebong  seit  d.  Mitte  des  18.  Jahrb.  bis  zur  Gegenwart.  413 

ten  Strafe  endlich  erscheint  bei  unserm  Delikt  auch  znr  Zeit 
im  grofsen  Ganzen  noch  durchaus  als  Ausnahme  '^**). 


b)  bei  Verurteilung  zu  ^^r^clusion  ä  perp^tuitö":  r^clusion  von 
10—20  Jahren.  Ähnlich  auch  Rumänien  (Art.  287— 289) :  a)  falsches 
Zeugnis  („marturie mincinösä*')  überhaupt  in  kriminellen,  korrek- 
tionellen  oder  Polizeisachen;  Strafe  dreifach  abgestuft  (Art. 287 
Abs.  1,  288,  289);  b)  ist  im  Falle,  dafs  es  sich  um  Krimi nalsachen 
(Verbrechen)  handelt,  der  Angeschuldigte'  zu  zeitiger  Zwangs- 
arbeit (^.munca  silnica**)  verurteilt,  so  tritt  als  Strafe  Zuchthaus 
(„reclusiunea")  von  6—10  Jahren  ein;  c)  bei  Verurteilung  zu  lebens- 
länglicher Zwangsarbeit;  Strafe:  zeitige  Zwangsarbeit 
(d.h.  von  5-12  Jahren;  vgl.  Art. 287  Abs. 2  vbd.  mit  Art. 7  ZiflF.  2). 
Belgien  (u.  Luxemburg)  Art.  215—219  stellt  ebenfalls  zunächst 
a)  drei  verschiedene  Strafstufen  auf,  je  nachdem  es  sich  um  „faux 
tömoignage  en  matiöre  criminelle,  correctionelle^'  oder  „de  police"  han- 
delt (Art.  215,  218,  219)  und  läfst,  b)  falls  eine  Verurteilung  des 
Angeschuldigten  zu  dötention  von  mehr  als  10  Jahren  oder  zu 
travaux  forces  (schlechthin)  stattgefunden  hat,  als  erhöhte  Strafe 
travanx  forc6s  von  10—15  Jahren  eintreten  (Art.  216  Abs.  1),  während 
endlich'  c)  bei  Verurteilung  zum  Tode  auf  lebenslängliche  Zwangs- 
arbeit  (trav.  forces  äperpötuit^)  erkannt  werden  soll  (Art.  216  Abs.  2). 
Ungarn  §  213  Abs.  1  u.  2  unterscheidet:  a)  falsche  Aussage  in  Straf- 
sachen im  Allgem. ;  Strafe:  Zuchth.  bis  zu  5  Jahren;  b)  zum  Nach- 
teile des  Angeklagten  mit  Verurteilung  desselben  zum  Tode; 
Strafe:  Zuchthans  von  10— 15  Jahren;  c)  bei  Verurteilung  zu  einer 
Freiheitsstrafe  von  mehr  als  5  Jahren;  Strafe:  Zuchthans  von 
5—10  Jahren.  Vgl.  auch  noch  §  214  u.  220  über  falsche  Aussage 
betr.  eine  Übertretung  und  in  einem  Disziplinarverfahren;  über  die 
Ungar.  Novelle  von  1892  s.  Grub  er  im  GS.  XLVII  S.  357,  358 
Anm  1.  Ähnlich  Kroatien,  Entwurf  §§  193  Abs.  2  Ziff.  1  und  2, 
194  Ziff.  1:  a)  Falsche  Aussage  zum  Nachteile  eines  Beschuldigten 
mit  Verurteilung  desselben  zum  Tode:  Strafe:  Zuchthaus  von  5 
—20  Jahren  (§  193  Ziff.  1);  b)  bei  Verurteilung  zur  Strafe  des 
Zuchthauses  oder  einer  andern  Freiheitsstrafe  in  der  Dauer 
von  über  5  Jahren:  Zuchthaus  von  2-10  Jahren  (§  193  Ziff.  2); 
c)  falsche  Aussage  in  einem  Strafprozesse  zum  Nachteile  eines  nicht 
Verurteilten  (oder  wegen  einer  Übertretung) :  Gefängnis  bis  zu  einem 
Jahre  (§  194  Ziff.  1).  Italien  1889  Art.  214  Abs.  2  und  3  sondert 
2  Fälle:  a)  Falsche  (eidliche)  Aussage  vor  Gericht,  begangen  zum 
Nachteil  eines  Beschuldigten  (oder  bei  Verhandlung  in  einem  Ver- 
fahren wegen  Verbrechens);  Strafe :  Einschliefsung  von  1—5  Jahren, 
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Sachen   zum  l^achteil  eines  unschuldigen  Angeklagten  findet 
sich   in   der  neuern   Gesetzgebung   vielfach    die  —  zuweilen 


Wal  deck  §  120)':  „Ist  das  falsche  Zeugnis  in  Strafsachen  zum 
Nachteile  des  Angeschuldigten  abgelegt  und  dieser  zn  Todesstrafe, 
Zuchthausstrafe  oder  zur  Strafe  der  Einschliefsung  von  mehr 
als  5  Jahren  verurteilt  worden,  so  ist  (obligat.)  die  Strafe  Zucht- 
haus von  10— 20  Jahren  (vgl.  dazu  Goltdammer,  Materialien  II 
S.  246flf.);  Oldenburg  1858  Art.  120  §2  (ebenso  bis  auf  Weglassung 
der  Todesstrafe  [vgl.  oben  Anm.  6o2];  über  die  oldenburgische 
VO.  von  1845  s.  schon  oben  S.409  Anm.  750);  Lübeck  §  97  Abs. 2 
(bei  Verurteilung  zur  Todesstrafe,  zu  einer  mindestens  zwei- 
jährigen Zuchthausstrafe  oder  zu  einer  mindestens  fünfjährigen 
Gefängnisstrafe:  Zuchthaus  von  2  —  20  Jahren);  Bayern  1861 
Art.  192  Abs.  2  (bei  Verurteilung  zumTode  oder  mehr  als  acht- 
jährigem Zuchthaus  [=  regelmäfsige  Strafe  des  Meineids  nach 
Abs.  1]:  [fakultativ]  Zuchthaus  bis  zu  20  Jahren);  deutsches 
RStB.  §  1S4  Abs.  2  (bei  Verurteilung  zum  Tode,  zu  Zucht- 
haus oder  einer  andern  mehr  als  5Jahre  betragenden  Freiheits- 
strafe: [obligatorisch]  Zuchthaus  nicht  unter  3  Jahren;  vgl.  dazu 
Olshausen,  Komm,  zu  §  154  Nr.  11  u.  12  S.  634);  Waadt  Art.  190 
(bei  Verurteilung  zu  röclusion  oder  emprisonnement  von 
mehr  als  10  Jahren  [oder  zur  Todesstrafe;  vgl.  oben  S.  345  Anm. 675] : 
[obligatorisch]  r^clusion  von  5 — SO  Jahren  [nebst  lebenslänglichem  Ver- 
lust der  bürgerlichen  Ehrenrechte]) ;  Schaff  hausen  §248  (bei  Ver- 
urteilung zu  mehr  als  fünfjährigem  Zuchthaus  oder  zur  Todes- 
strafe [vgl.  obenS.  344  Anm.  675  Nr.  9] :  [fakultativ]  Zuchthaus  bis  zu 
20  Jahren  oder  auf  Lebenszeit) ;  Glarus  §  71  Abs.  2  Satz  2  (bei 
Verurteilung  zur  Zuchthausstrafe:  [obligatorisch]  5--20jährige 
Zuchthausstrafe);  Aargau,  Entw.  1892  §  411  Abs.  2  (bei  Verur- 
teilung zu  Zuchthaus  oder  einer  Gefängnisstrafe  von  mehr 
als  3  Jahren:  [obligator.]  Zuchthaus  von  3—15  Jahren);  Finnland, 
Kap.  17  §  1  Abs.  2  (bei  Verurteilung  zu  Zuchthaus  oder  zum 
Tode:  Zuchthaus  von  2—12  Jahren  oder  auf  Lebenszeit;  vgl.  auch 
noch  §  3  ebendas.).  Wenn  endlich  das GB. desKongo  Staats  Art.  43 bei 
Vorliegen  einer  Verurteilung  zur^servitudepönaleäperp^tuite*' 
oder  zum T o d e  als  Strafe  (fakultativ) „servitude  pönale  ii  perpö- 
tuite^'  eintreten  läfst,  so  nähert  es  sich  damit,  wenn  auch  wohl  unbe- 
absichtigter Weise,  zum  Teil  wieder  dem  Talionsprinzip.  2)  Nach 
Rufsland  (1845  §  259  vbd.  mit  1168  und)  1866  Art.  237  vbd.  mit 
942  genügt  es  für  Verhängung  der  für  alle  Fälle  von  vornherein  fest 
bestimmten  Strafe,   dafs  in  Folge  eines  eidlich  bekräftigten  falschen 
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falsche  Anschuldigung  (Beschuldigung,  Anzeige,  Denun- 


Italien  1859  Libr.  II  Tit.  IV  Cap.  IV  (Art.  375 ff.),  San  Ma- 
rino  P.  II  Libr.  III  Class.  II  Tit.  III  Cap.  II  Sez.  I  (Art.  287  if.), 
Italien  1889  Buch  II  Tit  IV  Kap.  III  (Art.  212  flf.) .  Rumänien 
Cart.  II  Titl.  IV  Cap.  I  Segt.  VIII  §  II  (Art.  298),  Niederlän- 
disch-Indien,  Wetb.  voor  de  Eur.  (u.  v.  Inl.)  B.  II  Tit.  II  Afdeel. 
VI[  (§282ff.).  Im  Übrigen  s.  betr.  der  systematischen  Stel- 
lung und  Behandlung  des  Delikts,  die  in  vielen  Beziehungen  be- 
sondere Schwierigkeiten  bietet  (v.  Liszt,  Lehrbuch  6.  Aufl.  8.  577) 
1)  in  den  deutschen  Partikulargesetzgebungen:  Häberlin,  Grund- 
sätze III  §  243,  S.338if.-,  Köstlin,  Abhandlgn.  S.43if,;  S.Mayer, 
Geschichte  der  Strafrechte  §  52  S.  388  (mit  Angaben  älterer  Litteratur) ; 
Gabler,  Üble  Nachrede  S. 8,  10;  Wege le,  Geschichte  der  falschen 
Anschuldigung  S.51,  52:  „. . .  Nicht  dieRalumnie,  nicht  die  falsche 
Anklage  ist  es,  die  (von  der  neuem  deutschen  Strafgesetzgebung) 
mit  Strafe  bedroht  wird,  sondern  die  falsche  Denunciation. 
Diese  wird  aber  weitaus  in  den  meisten  Fällen  noch  zu  den  Ver- 
gehen gegen  die  Ehre  (Verletzungen  der  Ehre,  Angriffen 
auf  die  Ehre  etc.)  gerechnet''.  So:  a)  in  Sachsen  1838  Teil  II 
Kap.IX  Art.  197,  Württemberg,  Bes.  Teil,  Tit.  II  Kap.  IV  Art.  288, 
Hessen  Teil  II  Tit.  XXXVII  Art.303,  Nassau  Teil  II  Tit.XXXV 
Art.  296,  Baden  Teil  II  Tit.  XIX  §  284  (wobei  die  „falsche  Be- 
schuldigung**  ausdrücklich  auch  in  der  Überschrift  neben  „Ver- 
leumdung und  Ehrenkräükung"  genannt  ist),  Thüringen,  Teil  II 
Kap.  IX  Art.  188.  Besonders  nahe  erscheint  unter  den  genannten  Ge- 
setzen der  Zusammenhang  des  Delikts  mit  den  Ehrverletzungen  in 
Württemberg,  welches  es  geradezu  als  qnalificierten  Fall  der 
„Verleumdung**  behandelt.  Noch  weiter  geht  aber  in  dieser  Be- 
ziehung Österreich  1852,  das  in  einem  eigenen  Abschnitt  (Teil  I, 
XXV.  Hauptstück,  §  209,  210)  unter  der  Überschrift  „Von  der  Ver- 
leumdung" von  dem  Thatbestande  des  sonst  als  „falsche  An- 
schuldigung" bezeichneten  Delikts  handelt,  (während  umgekehrt 
die  von  den  andern  Gesetzen  „Verleumdung"  genannten  Fälle  in 
Teil  II  [„Von  den  Vergehen  und  Übertretungen"],  Hauptst,  XII  §  487, 
488  als  „[Ehrenbeleidigungen  durch]  ungegründete  Beschuldi- 
gung [a)  wegen  eines  Verbrechens,  Vergehens  oder  einer  Übertretung, 
oder  b)]  wegen  [andrer]  unehrenhafter  oder  unsittlicher  Handlungen'* 
zusammengefafst  sind),  b)  Eine  kleinere  Gruppe  deutscher  Gesetze 
hatte  dagegen  das  Delikt  zu  den  „Verbrechen  wider  öffentliche  Treue 
undGlauben"  gestellt.  So:  Braunschweig  Buch  II  Tit.  I  Kap.V 
Nr.  XIV    §  144,   Hannover   Bes.  Teil,    Kap.  VI   Nr.  XII    Art.  217 

GQnthcr,  Idee  der  Wicdervcrgeltung.  III,  1.  27 
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oder  Organe  der  Staatsgewalt''  zasammen  mit  Hochverrat,  Landes- 
verrat und  andern  politisciien  Verbrechen.  3)  Für  die  übrigen 
europäischen  Gesetzgebungen  s.  im  Allg.  Teich  mann  in  der  Z.  für 
Schweiz.  Recht,  Bd.  XXXI  (N.F.  IX)  B.  346  ff.  und  van  Swinde- 
ren,  Esquisse  III  p.  255—307  (passim).  Auch  in  ihnen  kehren  die 
meisten  der  schon  oben  unter  Ziff.  1  und  2  angeführten  Klassen  wie- 
der. So  behandeln  das  Delikt:  a)  als  Vergehen  gegen  die  Ehre: 
Bosnien  und  Hercegovina  HauptstXX  §  292ff.  («Von  der  Ver- 
leumdung"), imAnschlufs  an  Österreich  1852  (vgl.  oben  Ziff.  1 
litt,  a,  a.  E.),  Griechenland  Teil  ir  Kap.  XIX  Art.  334  („Von 
Angriffen  auf  die  Ehre"),  Norwegen  Kap.  XVII  §  1  („Von  der  fal- 
schen Anschuldigung  und  den  Ehrverletzungen"),  Niederlande 
Buch  II  Tit.  XVI  Art.  268  (Art.  261  ff.:  „Beleidigung"),  Monaco 
Art.  375,  Belgien  und  Luxemburg  Livre  II  Tit  VIII  Chap.  V, 
Art. 445,  Rumänien  Gart.  II  Titl.IV  Cap.  I  Se^tVIII  §11  Art.  298, 
Niederländisch-Indien,  Wetb.  voor  d.  Europ.  (und  voor  Inl.) 
B.  II  Tit.  II  Hofdst.  I  Afdeel.  VII  §  II  Art.  287,  Mexiko,  Buch  III 
Abschn.  III  (Kap.  II  Art.  663 ff.).  Vgl.  auch  Schweden  Chap.XVI 
§  1  („De  la  fausse  ddnonciation  et  des  autres  espöces  de  calom- 
nie")  u.  Japan  B.III  Chapt.1  Sect.  XII  Art.355ff.  („Of  crJumny  and 
defamation'').  b)  Unter  den  strafbaren  Handlungen  gegen  öffentliche 
Treue  u.  Glauben („crimes  et  delits  contre  la  foi  publique")  findet 
sich  die  falsche  Anschuldigung  in:  Sardinien  1839  Livre  II  Tit.  IV 
Chap.  IV  §  389  ff.  und  Italien  1859  Lib.  II  Tit.  IV  Cap.  IV  §  375  ff. 

c)  Speziell  zu  den  Fälschungen  („falsidades")  zählen  sie:  Spanien 
1848  Lib.  II  Tit.  IV  Cap.  VI  Art.  241-,  1870  Lib.  II  Tit.  IV  Cap.  VI 
Art.  340  und  Portugal  Liv.  II  Tit.  III  Cap.  VI  Secg.  VI  Art.  245. 

d)  Mit  den  Eidesdelikten  bezw.  der  falschen  Aussage  (Zeug- 
nis etc.)  zusammen  in  einen  gröfsern  Abschnitt  gestellt  haben  sie: 
Malta  P.  I  Lib.  II  Tit.  III  Cap.  III  Art.  93,  San  Marino,  P.  I 
Lib.  III  Class  II  Tit.  III  Cap.  II  Sez.  I  Art.  287  ff.,  Italien  1889, 
Buch  II  Tit.  IV  Kap.  III  Art.  212 ff.,  Kroatien,  Entw.  Teil  II, 
Uauptst.  IX  §202,  Österreich,  Entw.  1891  Teil  II  Hauptst.  IX 
§  186;  1893  ebendas.  §  178.  In  Malta,  San  Marino  u.  Italien 
1889  erscheint  dabei  zugleich  das  Delikt  als  „Vergehen  gegen  die 
Rechtspflege  (oder Justizverwaltung)".  Vgl  auch  noch  Englisch- 
Indien,  Sect.  211  (im  Chapt.XI  [Sect.  191  ff]:  „Of  false  evidence 
and  offences  against  public  justice"),  e)  Einen  ganz  selb- 
ständigen Abschnitt  (für  die  falsche  Anschuldigung)  haben: 
Ungarn,   Tit.  II   Abschn.  XIII  §227  ff.,    Dänemark    Kap.  XXII 

27* 
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§  224 ff. u. Finnland,  Kap. 26  §  1  ff.  f)  Besonderbeiten  zeigt  endlich 
noch  Rufsland.  Das  StGB,  von  1845  nämlicb  bebandelte  den  Fall 
der  ,»lUgenbaften  Dennnciation"  (§  1166)  zunächst  zwar  im 
Abscbn.  VIII  („Vergeben  wider  die  öffentlicbe  Woblfabrt  u.  Ordnung**)» 
Abtlg.  III  („Störnng  der  öffentl.  Ruhe  u.  Ordnung  u.  s.  w."),  Unter- 
abtlg.  4,  spracb  aber  bier  nar  ganz  allgemein  von  ^Anscbuldigangen** 
obne  näbere  Angabe,  worauf  sie  sich  richten,  und  liefs  auch  nur 
indirekt  erkennen,  dafs  die  Denunciation  bei  der  Obrigkeit  zu 
erfolgen  habe  (nämlich  durch  die  Worte  „[Bestrafung]  nach  Mafs- 
gabe  der  zur  Täuschung  der  Obrigkeit  angewandten  Mittel**).  Da- 
gegen gab  der  §2017  in  Abschnitt X,  Abtlg.  VI  („Von  den  Ehr  en- 
kränkungen"*),  Unterabtig.  3  unter  der  Bezeichnung  „Verleum- 
dung" eine  Definition  dieses  Begriffs,  welche  vollständig  den  That- 
bestandsmerkmalen  der  falschen  Anschuldigung  nach  an  dem  Gesetz- 
büchern entspricht  (nämlich:  Einreichung  einer  Schrift,  bei  einer 
öffentlichen  Behörde  oder  einer  obrigkeitlichen  Person,  in 
welcher  jemand  einen  andern  verleumdet,  indem  er  ihn  [oder  dessen 
Ehefrau  oder  sonst  ein  Mitglied  von  dessen  Familie]  einer  straf- 
baren Handlung  beschuldigt).  Das  GB.  von  1866  Art.  940  (in 
Tit.  VIII:  [„Von  Verbrechen  u.  Vergehen  wider  die  öffentliche  Wohl- 
fahrt und  Polizei"]  Hauptst.  III,  Abtlg.  3)  stimmt  nun  betr.  des  Begriffs 
der  „lügenhaften  Denunciation *"  im  Wesentlichen  noch  ganz  mit  dem- 
jenigen von  1845  überein,  dagegen  hat  der  entsprechende  Art  1535 
(im  Tit.  X,  Hauptst.  VI  [„Von  Kränkungen  der  Ehre-]  Abtlg.  3).  über 
die  „Verleumdung"  den  (sonst  im  Wesentl.  ebenfalls  noch  gleichen) 
Thatbestand  derselben  dahin  geändert,  dafs  hier  statt  von  Beschul- 
digung einer  „strafbaren  Handlung"  allgemeiner  von  Beschuldigung 
„einer  den  Vorschriften  der  Ehre  zuwiderlaufenden  Hand- 
lung" die  Rede  ist.  Vgl.  im  Allg.  noch  Foinitzki  in  StGG.  I 
S.  301,  302. 

754)  Die  Ausdrücke  für  das  Delikt,  von  denen  öfter  auch 
mehrere  promiscue  neben  einander  gebraucht  werden,  sind  überaus 
mannigfaltig  und  mehrfach  dem  Thatbestande  nicht  völlig  entspre- 
chend. Vgl.  im  Allg.  Teichmann  in  Z.  für  Schweiz.  Recht  N.  F. 
IX  (1890)  S.  346.  Im  Einzelnen  finden  sich  (besonders  in  den 
Kapitel -Überschriften,  Marginalien  etc.)  folgende  Bezeichnungen: 
1)  In  den  deutschen  Partikulargesetzbüchem:  a)  „falsche 
Denunciation":  in  Sachsen  1838  Art.  197  u.  Hannover  Art. 217 5 
b)  „lügenhafte  Denunciation":  inBremen,  Entw.  1861,  Art. 87 
§294  und  1868  Art.82  §  271;  c)  „falsche  Anzeige"  (oder  Denun- 
ciation):    in  Hessen   Art.  303,    Nassau    Art.  296,    Thüringen 
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Art.  188,  Bayern  1861  Art.  199;  d)  „falsche  Anklage":  in 
Braanschweig  §  144  und  Hamburg  Art.  117;  e)  „falsche  Be- 
schuldigung**: in  Baden  §  284ff.;  f)  „falsche  Anschuldi- 
gung«: in  Preussen  §133ff.  (=  Waldeck  §125 if.),  Oldenburg 
1858  Art.  126 ff.,  Lübeck  §  104ff.,  deutsch.  RStGB.  §  164ff.  End- 
lich bedienen  sich  g)  in  nicht  sehr  zweckmäfsiger  Weise  des  Ausdrucks 
„Verleumdung**  die  Gesetzbücher  von  Württemberg  Art  288 
und  Österreich  §  209  (vgl.  schon  oben  Anm.  753).  2)  Auch  in 
den  Gesetzen  der  schweizer  Kantone  kehren  die  meisten  dieser 
Bezeichnungen  wieder.  Bo:  a)  „falsche  Anzeige":  in  Bern 
Art.  181  u.  Schweiz.  Vorentwurf  Art.  169 ;  b)  „falsche  Anklage": 
in  Aargau  §  165,  Luzern  §  146,  Obwalden  Art.  60,  Schwyz 
§  89  a.  E.,  Uri,  Entw.  Art. 58  litt,  c  (und  dazu  Pfenninger,  Mo- 
tive S.  141);  c)  „falsche  Beschuldigung":  in  Thurgau  §  220; 
Schaffhausen.  §  194  (vgl.  auch  Schwyz  §  89  u.  Basel  §  83); 
d)  „falsche  Anschuldigung":  in  Glarus  §  74,  Zürich  §  105, 
Zug  §  67,  Aargau,  Entw.  §  450;  e)  „falsche  Anklage  oder  An- 
schuldigung" gebraucht  Graubünden  §  201,  „falsche  Beschul- 
digung (Anschuldigigung)  oder  Anzeige"  St.  Gallen  Art  80, 
82  als  gleichbedeutend  neben  einander;  f)  Appenzell  A./Rh.  §108 
Abs. 2  (behandelt  und)  bezeichnet  das  Delikt  als  (qualificierte)  „Ver- 
leumdung". Dazu  treten  dann  noch  folgende  Bezeichnungen  aus 
den  welschen  Gesetzbüchern:  a)  „denonciation  calomnieuse": 
in  Neuenburg  1856  Art 203 u.  1891  Art  159;  b)  „denonciation  (ou 
accusation)  fausse**:  in  Freiburg  Art  365  (bei  den  leichtem 
Delikten;  c)  „denonciation  diffamatoire":  in  Genf  Art.  302; 
d)  „pleinte  (ou  denonciation)  calomnieuse":  in  Waadt 
Art  262  u.  Wallis  Art  276-,  e)  „faux  rapport  (ou  fausse  de- 
nonciation**): in  Freiburg  Art.  188  (bei  Verbrechen);  f)  „ca- 
lunnia":  in  T essin  Art  178  Ziff.  1  u.  2  (s.  dazu  Stooss,  Grund- 
züge II  S.  443).  3)  Noch  mehr  Variationen  bieten  erklärlicher- 
weise die  veschiedenen  übrigen  aufs  erdeutschen  Gesetze.  So 
findet  sich  a)  „lügenhafte  Denunciatiou":  in  Rufsland  1845 
§  1166  und  1866  Art.  940  (vgl.  oben  Anm.  753  a.  E.;  b)  „falsche 
Denunciatiou"  („fausse  denonciation"):  in  Griechenland 
Art  334,  Schweden  Chap.  XVI  §  1;  vgl.  auch  Spanien  1870 
Art.  340:  „(accusaciön  ö)  denuncia  falsa";  c)  „denonciation 
calomnieuse":  in  Monaco  Art  375,  Belgien  u.  Luxemburg 
Art  445  (woneben  jedoch  Luxemburg  auch  noch  „diffamation" 
hat),  Rumänien  Art. 298  („denunciatiune  calomniatöre") ,  Portugal 
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Art245;  vgl.  auch  Spanien  1848  Art  241:  („accasaciön  ö)  denun- 
cia  calumniosa'';  d)  „falsche  Anschnldigang":  in  Ungarn 
§  227,  Kroatien,  Entw.  §  202,  Österreich,  Entw.  1891  §  186  u. 
1893  §  178,  Norwegen  Kap. XVII  §  1,  Finnland  Kap.  26  §  Iff. 
Italien  1889,  Art.212 ff.;  vgl.  auch  Dänemark  Kap.  XXII  §  224 ff. 
(„Om  falske  Angivelse  og  Klagemal"*),  Serbien  §  209  („lazno 
optazenje'S  lUgerische  Anschuldigung)  U.Bulgarien,  Entw.  §183 
(„nabSdjawdnie"),  Englisch-Indien  Art.  211  („false  Charge  of 
offence"),  ferner  Spanien  1870  Art.  340,  welches  neben  „denuncia 
falsa**  auch  die  „accusaciön  falsa"  nennt;  e)  „verleumde- 
rische  Anklage:  in  d.  Niederlanden  Art.  268;  vgl.  auch  Nie  de  r- 
ländisch-Indien,  Wetb.  voor  d.  Eur.  (und  voor  Inl.)  Art.  287, 
Spanien  1848 Art. 241:  „accusaciön  (o  denuncia)  calumniosa**; 

f)  „gerichtliche    Verleumdung":    in   Mexiko,     Art.   663  ff.; 

g)  „Verleumdung"  (schlechthin!:  in  Bosnien  u.  Heroegovina 
§  292  (vgl.  oben  Anm.  753  S.  417  betr.  Österreichs)  und  Rnfsland 
1845  §  2017  (vgl.  auch  1866  Art.  1535,  u.  dazu  schon  oben  Anm.  753 
a.  £.);  i)  „diffamation"  (neben  „d^nonciation  calomnieuse":  in 
Luxemburg  Art.  445  (vgl.  oben  Ziff.  3  litt,  c);  k)  „calomnie", 
ital.  „calunnia",  engl,  „calumny":  in  Sardinien  1839  Art  389, 
Italien  1859  Art.  375,  Malta,  Art  93,  San  Marino  Art.287,  Ja- 
pan Art.  355. 

755)  Des  Ausdrucks  „wider  besseresWissen"  bedienen  sich: 
Preufsen  §  133,  Sachsen  1855  (u.  1868)  Art.  236  vbd.mit  235,  Ol- 
denburg 1858  Art.  126,  Lübeck  §104,  Bremen,  Entw.1868  §271, 
deutsch.  RStGB.  §  164,  Basel  §  83,  Zug  §  67,  Solothurn  §94, 
Aargau,  Entw.  §450,  Schweiz.  Vorentwurf  Art.  169,  Serbien§  209, 
Norwegen  Kap.XVII  §  1,  Dänemark  §  225,  Finnland  Kap.  26 
§1,  Österreich,  Entw.  1891  §  186  u.  1893  §  178.  Als  gleichartige 
Wendungen  finden  sich  femer:  „wissentlich  (und)  fälschlich" 
in  Braunschweig  §  144  u.  Hamburg  Art.  117,  sowie:  „wissent- 
lich falsch"  in  Hessen  Art.  303,  Nassau  Art.  296,  Baden 
§284,  Thurgau  §220,  Graubtinden  §201,  Schaffhausen 
§  194,  Schwyz  §  89,  Ungarn  §  227;  vgl.  auch  Freiburg  Art  188 
([betr.  Verbrechen]:  „sciemment  et  par  dol");  Uri,  Entw.  Art.  58, 
Bayern  1861  Art.  299  und  Bern  Art.  181  („wissentlich  eine 
falsche  Anzeige**),  Genf  Art.  202  („sciemment  .  .  une  d6nonci- 
ation  diffamatoire").  Freiburg  Art.  365  (betr.  leichtere  Delikte: 
„sachant,  que  son  accusation  est  fausse");  ebenso:  Rumänien 
Art.  298,  Japan  Art.355;  ähnlich  auch  Englisch-Indien  Art.211: 
„knowing,  that  there  is  no  justor  lawful  ground  for  such  procee- 
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ding or  Charge  against  that  person".  Mehrere  andere  Gesetze  sprechen 
von  der  Kenntnis  der  Unschuld  des  Angeschuldigten  anf 
Seiten  des  Thäters.  So:  Sachsen  1838  Art.  197:  „gegen  jemanden, 
dessen  Unschuld  ihm  (dem  Thäter)  bekannt  ist**;  Thüringen 
Art.  188  (ebenso);  T essin  Art.  178  Ziff.  1:  „che  sa  non  essere 
colpevole" ',  ganz  ähnlich:  Sardinien  1839  Art.  889*,  Italien 
1859  Art.  875;  Malta  Art.  93;  San  Marino  Art. 287;  Italien  1889 
Art.  212;  Griechenland  Art.  334;  Kroatien,  Entw.  §  202;  Me- 
xiko Art.  663.  Vgl.  auch:  Luzern  §  146  u.  Pol.StG.  §  69  u.  Ob- 
walden  Art.  60  und  Pol.StG.  Art.  38:  „wissentlich  einen  Un- 
schuldigen"; Glarus  §  74  u.  Zürich  §105:  „mit  demBewufst- 
sein  der  Unschuld  desselben  (d.  h.  des  fälschlich  Angeschuldig- 
ten)"; Aargau  §  165,  St.  Gallen  Art.  80  n.  Appenzell  A./Rh. 
Art.  108  Abs.  lu.  2:  „im  (od. mit)  Be wustsein  der  Unwahrheit".— 
Die  noch  übrigen  Gesetze  erwähnen  das  Erfordernis  der  wissent- 
lichen Falschheit  nicht  speziell. 

756)  Ausdrücklich  betonen  die  Niederlande  Art.  268  und 
Mexiko  Art.663  die  Richtung  des  Delikts  gegen  „eine  bestimmte 
Person".  Die  andern  Gesetzbücher  sagen  meistens  nur:  „gegen  je- 
manden" oder  „einen  andern"  oder  „eine  Person",  „einen  Un- 
schuldigen" u.  s.  w.  Rufsland  1845  §  2017  nennt  neben  dem  „Yer 
leumdeten"  selbst  auch  noch  „dessen  Ehefrau  oder  sonst  ein 
Mitglied  von  dessen  Familie".  Im  V^esentl.  ebenso  auch  noch 
Rufsland  1866  Art.  1535  (vgl.  schon  oben  Anm.  753  a.  E.).  Wie 
der  französische  Code  pönal  Art.  373  sprechen  Neuenburg  1856 
Art.  203  und  1891  Art.  159,  Bern  Art.  181,  Genf  Art.  302,  Monaco 
Art.  375  und  Niederländisch-Indien,  Wetb.  voor  d.  Eur.  (und 
voor  Inl.)  Art.  287  ausdrücklich  von  der  Vornahme  der  falschen  Be- 
schuldigung „gegen  eine  oder  mehrere  Personen"  („contre  un  ou 
plusieurs  individus").  Waadt  Art.  262,  Freiburg  Art.  188  (nicht 
aber  Art.  365),  Uri,  Entw.  Art.  58  litt,  c,  Belgien  und  Luxem- 
burg Art.  455  und  Japan  Art.  355  lassen  es  zunächst  unbestimmt, 
gegen  wen  die  Beschuldigung  sich  richtet.  Tessin  unterscheidet 
ausdrücklich  zwischen  a)  „der  wissentlich  falschen  Anzeige  (und  dem 
wissentlich  falschen  ,y erzeigen  von  Spuren  des  VerbrechensO  ohne 
Beschuldigung  einer  bestimmten  Person**  (Art.  177)  und  b)  „der 
wissentlich  falschen  Beschuldigung  einer  bestimmten  Person" 
(Art.  178);  Stooss,  Grundzüge  II  S.  443.  Ähnlich  auch:  Bayern 
1861  Art.  199  Abs.  1  u.  2,  Dänemark  Kap.  XXII  §  224  und  225, 
Italien  1889  Art.  211  und    212.   Vgl.  auch  n(yh  Finnland  Kap.26 
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§lu.3,  sowie  allenfalls  auch  Rufsland  1845  §1166  vgl. mit  §  2017; 
1866  Art.  940  vgl.  mit  Art.  1535  (vgl.  oben  Anm.  753  a.  E.).  Nur 
einige  wenige  Gesetzbücher  enthalten  ausdrückliche  Vorschriften  über 
die  Art  und  Weise  des  Anbringens  der  Beschuldigung  bei  den 
Behörden.  So  verlangen  Schriftlichkeit  im  Anschluls  an  das 
französische  Recht  (Code  pönal  Art.  373  „par  6crit"):  Neuenburg 
1856  Art.  203  und  1891  Art.  159,  Genf  Art.  302,  Monaco  Art. 373, 
Belgien  und  Luxemburg  Art.  445,  Rumänien  Art.  298,  Por- 
tugal Art.  245,  Niederländisch-Indien,  Wetb.  voor  d.  Europ. 
(u.  V.  Inl.)  Art.  287.  Auch  Bern  Art.  181  wird  man  noch  hierher 
rechnen  dürfen,  „da  das  .Einreichen'  einer  falschen  Anzeig-e  be- 
droht wird"".  Stooss,  Grundzüge  II  S.  443.  Unzweideutig  spricht 
Rufsland  1845  §  2017  und  1866  Art.  1535  von  der  Einreiehung 
einer  „Schrift'' bezw.  „eines  Papiers".  Andre  Gesetze  stellen  a u s - 
drttcklich  die  schriftlich  eingereichte  und  die  zwar  mündlich 
abgegebene,  jedoch  zu  Protokoll  genommene  Erklärung  einander 
gleich.  So  z.B.:  Bayern  1861  Art.  199  Abs.  1:  „durch  schriftliche 
Eingabe  oder  zu  Protokoll"  u.  Niederlande  Art.  268(Schrift- 
liche  Anbringung  oder  Niederschreibenlassen).  Bremen,  Entw. 
1868§271  sagt  schlechthin:  „mündlich  oder  schriftlich  ;-  Waadt 
Art.  262  verlangt  eine  förmliche  Anzeige  „dans  les  formes  pres- 
crites  par  le  Code  de  procedure  pönale"  bei  dem  zuständigen 
Beamten  („magistrat  compötent").  Ähnlich:  Wallis  Art.  276.  Auch 
der  schweizer  Vorentwurf  Art.  169  spricht  von  einer  „förm- 
lichen Strafanzeige". 

757)  1)  Des  Ausdrucks  „strafbare  Handlung"  bedienen  sich: 
Sachsenl838  Art.  197,  Braunschweig  §  144,  Hannover  Art.  217, 
Hamburg  Art.  117,  Graubtinden  §201,  Glarus  §74,  Frei- 
bürg  Art.  365  („une  action  punissable") ,  Zürich  §  105,  Basel 
§  83,  Zug  §  67,  Schwyz  §  89,  St.  Gallen  Art.  80  Ziff.  1, 
Griechenland  Art.  334,  Rufsland  Art.  2017  (vgl.  oben  Anm.  753 
a.  E.),  Italien  1889  Art.  212,  Ungarn  §  227,  Kroatien,  Entw. 
§  202,  Österreich,  Entw.  1891  §  186  u.  1893  §  178.  Etwas  ausführ- 
licher (bezw.  enger)  sind:  Hessen  Art.  303  und  Nassau  Art.  296 
(„eine  mit  Strafe  bedrohte  Handlung"),  Luzern  §  146  u.  Ob- 
walden  Art.  60:  „eine  Handlung,  die  mit  Kriminalstrafe  be- 
droht ist",  Appenzell  A./Rh.  §  108  Abs. 2  vbd.  mit  Abs.  1  („eine 
bestimmte,  im  Strafgesetze  als  strafbar  bezeichnete  Hand- 
lung"). 2)  Von  „strafbarer  That"  oder  „Strafthat"  sprechen: 
Thurgau  §  220,    S»haffhausen  §  194,  Tessin  Art.  178  Ziff.  1 
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(„un  fatto  ponibilo''),  Norwegen  Kap.  XVII  §  1.  Baden  §  284 
fordert  etwas  ausführlicher  „eine  That,  die  mit  peinlicher  oder 
bürgerlicher  Strafe  bedroht  ist".  3)  Die  Bezeichnung  („Ver- 
brechen'' schlechthinkommt  vor  in:  Thüringen  Art.  188,  Öster- 
reich §  209,  Aargau  §  165,  Bosnien  u.  Hercegovina  §  292, 
Dänemark  §  225  („en  Forbrydelse"),  Finnland  Kap.  26  §  1. 
Zu  vgl.  auch:  Sardinien  1839  Art.  389  u.  Schweden  Chap.  XVII 
§  1:  „une  infr  action'';  Malta  Art.  93  und  San  Marino  Art.  287: 
„un  reato'';  Englisch-Indien  Art.  211:  „an  offence".  Der 
schweizerische  Vorentwurf  Art.  169  gedenkt  neben  der  falschen 
Beschuldigung  eines  Verbrechens  (Abs.  1)  als  eines  leichtern  Falls  auch 
derjenigen  einer  „Übertretung"  (Abs.  2);  vgl.  Mexiko  Art 663:  Be- 
schuldigung einer  „Übertretung  oder  eines  Vergehens'*.  Über  Aar- 
gau, Ent  w.  1892  §  450s.  unten  Ziff.  5  a.E.  4)  Nur  selten  sind  die  hier  in 
Betracht  kommenden  Arten  von  Verbrechen  noch  genauer  begrenzt, 
wie  etwa  nach  bestimmten  darauf  gesetzten  Strafen  (so  z.  B.  Uri, 
Entw.  Art.  58  litt,  c:  „ein  Verbrechen,  das  mit  Zuchthans  oder 
Arbeitshaus  bedroht  ist'';  vgl.  dazu  Pfenninger,  Motive S.  141), 
oder  nach  der  Art  der  Strafverfolgung  (wie  in  Spanien  1870 
Art.  340:  „hechos  que,  si  fueron  ciertos,  constituirian  delito  de  los, 
que  dan  lugar  ä  procedimiento  de  o f f i  c i o").  5)  Ausdrücklich  erwähnen 
neben  einer  (gesetzlich)  strafbaren  Handlung  auch  noch  die  „Ver- 
letzung der  Amtspflichten":  Preufsen  §  133,  Oldenburg 
1858  Art.  126,  Lübeck  §  104,  Bremen,  Entw.  1868  §  271,  deutsch. 
RStGB.§164,  Solothurn§94,  Serbien  §209  u.  Rum  Knien  Art.  298. 
Vgl.  auch  Aargau,  Entw.  §  450  („Verbrechen,  Vergehen  oder 
Verletzung  einer  Amtspflicht").  6)  Endlich  stellen  mehrere  Rechte 
der  Beschuldigung  oder  Anzeige  von  „strafbaren  Handlungen"  etc. 
auch  die  Angabe  von  „(wissentlich  unwahren)  Ve  rdachts grün- 
den" zur  Seite,  welche  „eine  Untersuchung  .  .  zu  veranlassen 
geeignet  sind"  u.  s.  w.  So:  Brannschweig  §  144;  Hannover 
Art.  217;  Thüringen  Art.  188;  vgl.  auch  Baden  §  285  (Ver- 
dächtigung eines  verübten  Verbrechens  oder  Vergebens  durch  arg- 
listige [auf  Täuschung  gerichtete]  Veranstaltungen,  in  der  Absicht,  eine 
Untersuchung  oder  Bestrafung  (gegen  einen  Unschuldigen)  zu  veran- 
lassen**. Ähnlich  auch  die  schweizer  GBB.  von  Thurgau  §221, 
Schwyz  §  89,  Schaffhausen  §  194  Abs.  2  und  Graubünden 
§201.  S.  Stooss,  Grundzüge  II  S.441.  Vgl.  femer  noch:  St.Gallen 
Art.  80  Ziff.  1  und  Tessin  Art.  178  Ziff.  2  (Stooss,  a.  a.  0.  II 
S.  443);    Ungarn    §  227   (Erdichtung,  oder  Herstellung   wissentlich 
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falscher  Verdacbtsgründe  oder  Beweise);  Kroatien,  Entwurf 
§  202  (ganz  ähnlich);  Italien  1889  Art.  212  (Vorspiegelung  der 
Spuren  oder  materiellen  Indizien  des  Delikts  zu  des  Unschuldigen 
Belastung).  Noch  allgemeiner  gehalten  ist  Österreich  1852 
§  209:  Beschuldigung  wegen  eines  „Verbrechens**  oder  „auf 
solche  Art,  dafs  (die  Beschuldigung)  zum  Anlasse  obrigkeitlicher 
Untersuchung  oder  doch  zur  Nachforschimg  gegen  den  Beschuldigten 
dienen  könnte**.  Ähnlich:  Bosnien  u.Hercegoyina§292.  Auch 
der  schweizer  Vorentwurf  Art.  169  Abs.  lu.  2  stellt  der  falschen 
Anzeige  (wegen  eines  Verbrechens  oder  einer  Übertretung)  den 
Versuch,  einen  Unschuldigen  in  Untersuchung  (wegen  eines  Ver- 
brechens oder  Übertretung)  zu  bringen  zur  Seite.  Vgl.  dazu  Stooss, 
Motive  S.  229;  v.  Lilie nthal  in  Z.  XV  S.  350  flF.  In  mehr  oder 
weniger  allgemeiner  Weise  drücken  sich  auch  noch  Bayern 
1861  Art.  199  Abs.  1  u.  2,  Waadt  Art. 262,  Bern  Art.  181,  Wallis 
Art.  276,  Neuenburg  1856  Art. 203  u.  1891  Art.  159,  G e n f  Art. 302, 
Griechenland  Art.334  u. Belgien  u.  Luxemburg  Art. 445  über 
Art  u.  Gegenstand  der  falschen  Anschuldigung  ans.  Über  St. Gallen 
Anm.  79  s.  Stooss,  Grundzüge  II  S.  444;  über  die  Erweiterung  des 
Thatbestandes  nach  Zürich  §  105  s.  ebendas.  S.  442.  Spezielle 
Eigentümlichkeiten  enthalten  noch:  Zug  §67,  Sardinien  1839 
Art.  389  Abs.  2,  San  Marino  Art.  288  und  Mexiko  Art.  664.  — 
Dem  Thatbestande  der  „Verleumdung**  endlich  nähert  sich  in  der 
Fassung  vor  Allem  Rufsland  1866  Art.  1535  (falsche  Beschuldi- 
gung „einer  den  Vorschriften  der  Ehre  zuwider  laufenden  Hand- 
lung"; vgl.  oben  Anm. 753  a.E),  sodann  auch  Niederlande  Art.268 
(„falsche  Klage  oder  Anschuldigung,  durch  welche  die  Ehre 
oder  der  gute  Name  einer  Person  angetastet  wird").  Wegen  des 
Umstandes  jedoch,  dafs  auch  von  diesen  Gesetzen  ausdrücklich  eine 
Beschuldigung  u  s.  w.  bei  der  Obrigkeit  etc.  (vgl.  Anm.  759)  verlangt 
wird,  dürften  ihre  Vorschriften  in  den  angeführten  Artikeln  trotzdem 
systematisch  richtiger  als  von  der  „falschen  Anschuldigung*'  handelnd 
(oder  doch  dieselbe  wenigstens  m  i  t  umfassend)  aufgefatst  werden.  Vgl. 
Näheres  noch  in  der  folgenden  Anmerkung. 

758)  Über  die  „Verleumdung*,  bes.  beti*.  ihres  Verhältnisses 
zur  falschen  Anschuldigung  (bezw.  zu  dem  [erst  in  den  neuem 
Gesetzen  ausgebildeten]  Begriffe  der  sog.  „üblen  Nachrede" 
[RStGB.  §  186])  s.  u.  a.:  Häberlin,  Grundsätze  III  338 flf.;  Zirk- 
le r,  Beiträge  zur  Lehre  von  der  Verleumdung,  im  N.  Arch.  des  CE. 
1841,  S.  534 ff.;  Rubo,  Zur  Lehre  von  der  Verleumdung  1861  S.  127 ff.; 
Wegele,  Gesch.  der  falschen  Anschuldigung  S.  52;  Gabler,  Üble 
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Nachrede  S.  8flF,-,  Bin  ding,  Handbuch  I  S.  365  (betr.  Konkurrenz 
von  falscher  Anschuldigung  und  Verleumdung);  Stooss,  GrundzUge 
II  S.  283ff.  und441flF.;  Pfenuinger,  Strafrecht  der  Schweiz  S.808flf. 
818  ff.-,  Gautier  in  StGG.  I  S  419;  van  S winder en,  Esquisse  II 
p.  176—212  (passim).  —  Ihre  systematische  Stellung  hat  die 
Verleumdung  durchgehen ds  in  dem  Abschnitt  von  den  Be- 
leidigungen (Ehrverletzungen  u.  s.  w.)  gefunden.  Dagegen  ist 
die  gesetzliche  Bezeichnung  auch  dieses  Delikts  keine  ganz 
gleichmäfsige.  So  spricht  z. B.  das  deutsche  RStGB.§187  zunächst 
nicht  —  wie  die  meisten  andern  deutschrechtlichen  Gesetze  — 
von  „Verleumdung**  schlechthin,  sondern  nur  von  „verleumde- 
rischer Beleidigung",  und  der  schweizerische  Vorentwurf 
Art.  122  von  „ehrenrühriger  Nachrede  (wider  besseres  Wissen)*. 
Österreich  1852,  welches  die  falsche  (obrigkeitliche)  Anschuldigung 
als  „Verleumdung**  bezeichnet,  spricht,  wie  schon  oben  Anm.  753  be- 
merkt, im  §§  487,  488  bei  der  aufsergerichtlichen  Verleumdung  im 
e.  S.  von  „Ehrenbeleidigung''  durch  „ungegründete  Beschuldigung 
wegen  eines  Verbrechens,  Vergebens  oder  einer  Übertretung  (§  487), 
bezw.  wegen  andrer  unehrenhafter  oder  unsittlicherHandlungen"(§488). 
Ebenso:  Bosnien  u.  Hercegovina  §§  441,  442.  Thurgau  §  223 
litt,  a  bezeichnet  das  Delikt  schlechthin  als  ^brverletzung", 
Malta  Art. 240  als  ninjuria**,  die  österreichischen  Entwürfe 
von  1891  (§  212)  u.  1893  (§  204)  als  „Beleidigung".  Vgl  auch 
Norwegen  Kap.  XVII  §  5  u.  Dänemark  Art.  215  (die  beide  keine 
besondern  Bezeichnungen  haben.  Die  übrigen  nicht-deutschen  Ge- 
setze bedienen  sich  meistens  entweder  der  Bezeichnung  „diffama- 
tion",  (ital.  „diffamazione",  engl,  „defamation")  oder  (wie  der 
Code  pönal  frangcais  Art.367)  „calomnie"  (ital.  „calunnia"),  und 
zwar  a)  des  erstem:  Waadt  Art.  263  (im  Anschlufs  an  das  fran- 
zösische Prefsgesetz  vom  17. Mai  1819 ;  Stooss,  Grundzüge  II  S.286). 
Neuenburg  1856  Art.  192  u.  1891  Art.  340,  Tessin  Art.  345  (neben 
„contumelia" ;  vgl.  Stooss,  a.  a.  0.  II  S.  388),  Genf  Art.  303  (vgl. 
auch  die  französische  Übersetzung  des  schweizer  Vorent- 
wurfs Art.  122),  femer  Sardinien  1839  Art.  616,  San  Marino 
Art.  480,  Monaco  Art.  366,  Türkei  Art.  213,  Ägypten  Art.  277, 
Japan  Art.  358,  Englisch- Indien  Cbapt.  XXI  Sect.  499;  b)  des 
letztem:  Freiburg  Art.  411  (Stooss,  a.a.O.  II  S.  288,  289), 
(auch  Bern  Art.  177,  in  der  amtlichen  französischen  Ausgabe; 
Stooss,  a^  a.  0.  II  S.  285),  Schweden  Chapt.  XVI  §  7  (nach  der 
französ.  Übersetzg.),  Rumänien  Art.  294  („calomnia").  Es  kommt 


428  I^ie  Strafgesetzgebiing  seit  d.  Mitte  des  18.  Jahrh.  bis  zur  Gegenwart, 
digten  in  Untersuchung  oder  unverdiente  Strafe   (bezw. 


aber  c)  auch  vor^  dafs  beide  Bezeichnnngen  neben  einander 
(aber  nicht  als  gleichbedeutend)  gebraucht  werden.  So  unter- 
scheidet z.  B.  Wallis  Art.  275  die  ,,calomnie''  als-  Verleumdung 
im  e.  Sinn  (deren  Thatbestand  eine  Kombination  des  Art.  367  des 
französ.  Code  p6nal  von  1870  mit  deutschen  Anschauungen  [Bewufst- 
sein  der  Falschheit  der  Angaben]  *  darstellt)  von  dem  Begriff  der 
,,diffamation''  nach  Art. 278  (ausgebildet  im  Anschlufs  an  Art.  13 
des  französ. Prefsgesetzes);  s. Näheres  bei  Stooss,  a.  a.  0.  II  S.289; 
vgl.  auch  Gautier  in  StGG.  I  S.  419.  Nach  Belgien  (u.  Luxem- 
burg) Art.  443  liegt  ,,calomnie''  vor,  ,,lorsque  la  loi  admet  la 
preuve  du  fait  imput^  (Luxemburg:  ,,et  cette  prenve  n'est  pas 
rappoitö^O)  7)diffamation''  dagegen,  „lorsque  la  loi  n'admet  pas 
cette  preuve^'.  Ähnlich  unterscheiden  auch  die  Niederlande 
Art.  261  („Schmähung"  =  diffamation)  und  Art.  262  („Verleum- 
dung'' i.  e.  S.,  =  calomnie;  Tgl.  van  Swinderen,  Esquisse  II 
p.  213,  214)  und  Portugal  Art.  407  („diffamagao")  und  409  („ca- 
lumnia").  Vgl.  Tavares  de  Medeiros  in  StGG.  I  S.  572.  — 
Spanien  1848  Art.  365  ff.  vbd.  mit  Art.  370  ff.  Art.  467  ff.  vbd.  mit 
Art.  472 ff.  unterscheidet  zwischen  „calumnia'S  d.  h.  „la  falsa  im- 
putaci6n  de  un  delito  de  los  que  dan  lugar  4  procedimientos  de  ofi- 
cio"  (d.  i.  Officialdelikt)  und  den  (aufser  andern)  als  „injurias 
graves''  betrachteten  Fällen  a)  einer  „imputaci6n  de  un  delito  de 
los  que  no  dan  lugar  &  procedimiento  de  oficio"  oder  b)  „de  un  vi- 
cio  6  falta  de  moralidad,  cuyas  consecuencias  puedan perjudi- 
car  considerablemente  la  fama,  cr6dito  6  inter6s  del agraviado''. 
Vgl.Kosenfeld  in  StGG.  IS.522.  Eine  solche  schärfere  Trennung 
der  Verleumdung  durch  Vorwurf  a)  blos  ehrenrühriger  oder  b)  auch 
gesetzlich  strafbarer  Handlungen  (Verbrechen  etc.)  findet  sich  auch 
noch  in  Österreich  Art  487  (Fall  b)  und  488  (Fall  a),  und  (fast 
ebenso)  Bosnien  u.Hercegovina  Art.441  u.  442,  in  Sachsen  1855 
(u.  1868)  Art.  235  (Fall  a)  u.  236  (Fall  b,  mit  Straferhöhung)  sowie  in 
Schweden  Chap.XVI  §7  (Fallb)  u.  §8(Falla,  mit  leichterer  Strafe). 
Über  Graubünden  u.  Mexiko  s.  noch  in  dieser  Anm.  unten  S.  430 
litt.  c.  Unter  denjenigen  Gesetzbüchern,  welche  eine  solche  Sonde- 
rung nicht  beobachtet,  vielmehr  nur  einen  einheitlichen  Begriff 
der  Verleumdung  haben,  herrscht  doch  eine  ziemlich  weitgehende 
Verschiedenheit  bezüglich  des  Gegenstandes  des  verleumdenden 
Aktes,  indem  sie  nämlich  entweder  nur  verlangen  a)  den  Vorwurf 
von  (unwahren)  ehrenrührigen  (unehrenhaften,  bezw.  unsittlichen 
oder  unmoralischen)  „Thatsachen**  oder  „Handlungen'',   welche 
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anch  wohl  einen  Schuldigen  in  schwerere  als  die  ver- 
diente Strafe)  zu  bringen'**)  '•*). 


geeignet  sind,  den  Verleumdeten  in  der  öffentlichen  Meinung 
(in  der  „Welt"  [Kroatien,  Entw.]),  in  den  Augen  seiner  Mitbürger 
oder  Standesgenossen  etc.)  herabzusetzen  (herabzuwürdigen), 
oder  verächtlich  zu  machen  (der  Verachtung,  Mifsachtung  oder  dem 
Hasse  auszusetzen  etc.),  oder  auch  (nur)  seinen  guten  Ruf  od.  Namen 
(franz.  „considöration",  engl,  „reputation")  oder,  seinen  Kredit  zu 
gefährden,  (oder  zu  schmälern  oder  zu  schädigen),  oder  b)  indem 
sie  daneben  ausdrücklich  auch  noch  gesetzlich  strafbare 
Handlungen  (Verbrechen,  Vergehen,  Übertretungen  n.  s.  w.  oder 
Thatsachen,  welche  Veranlassung  zur  Einleitung  einer  Strafver- 
folgung geben  können)  nennen,  oder  c)  sich  endlich  gar  nur  auf  An- 
führung dieser  letztern  beschränken.  Es  gehören  z.  B.  zu  der 
Gruppe  a):  Preufsen  §  156  (=  Waldeck  §  150);  Oldenburg 
1858  Art.  149  §  1;  Bremen,  Entw.  1868  Art.  117  §  357;  Lübeck 
§  124;  deutsch.  RStGB.  §  187;  Neuenburg  1856  Art.  192  u.  1891 
Art. 340  (vgl.  Stooss,  Gmndzüge  II  S.  287);  Basel  §  131  (im  An- 
schhifs  an  das  deutsche  RStGB.;  Stooss,  a.  a.  0.  II  S.  291); 
Zug  §  89  (Stooss,  a.a.O.  II  S.291);  Solothurn  §  129;  St  Gallen 
Art  106-,  Aargau,  Entw.  1892  §  292;  Schweiz.  Vorentwurf 
Art  122  Abs.  1  und  2  („  .  .  ein  unehrenhaftes  Verhalten  oder 
schwere  sittliche  Gebrechen'',  wodurch  der  Ruf  des  Verleumde- 
ten gefährdet  oder  geschädigt  wird  [vgl.  Stooss,  Motive  S.  202  ff.; 
V.  Lilienthal  in  Z.  XV  S.340])-,  Norwegen  Kap. XVII  §5  (Faer- 
den  im  GS.  XLVII  S.  177);  Dänemark  §  215  (vgl.  van  Swinde- 
ren,  Esquisse  II  p.  182);  Niederlande  Art.  262  vbd.  mit  Art  261 
(mit  Abweichungen  von  den  sonst  üblichen  Formeln;  vgl.  van  Swin- 
deren,  a.  a.  0.  11  p.  213 ff.);  Belgien  Art 443  (für  „calomnie"  und 
„diffamation*';  s.  oben  S.  428,  u.  dazu  Stooss,  Grundzüge  II  S.  287 
Anm.  1;  England  (s.  darüber  noch  Näheres  unten  am  Ende  dieser 
Anmerkg.);  Maita  Art  240;  Italien  1889  Art.  393;  Portugal 
Art  409  vbd.  mit  407  (vgl.  Tavare  de  Medeiros  in  StGG.  I 
S.  572);  Englisch- Indien  ChaptXXI  Sect  499;  Japan  Art  358; 
Kongostaat  Art  16  (mit  geringer  Abweichung  von  Belgien).  Dem 
System  sub  litt  b  dagegen  huldigen  (im  Anschlufs  an  eine  „internatio- 
nal gewordene  Formel**  [Pfenninger,  Motive  zum  Entwurf  für  Uri, 
S.  121;  s.  auch  Code  pönal  fran^ais  Art  367,  oben  S.  125  Anm.  279]): 
Sachsen  1838  (u.  Sachsen-Altenburg  1841)  Art  194;  Württem- 
berg Art.  286;  Braunschweig  §  299;  Hannover  Art  261; 
Hessen  Art  304;  Nassau,  Art  297;    Baden  §  287;  Thüringen 
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Art.  18o:  Bayern  }^M  Art.  257;  Hamburg  IS^l*  Art  167;  Thar- 
gan  §  223  litt,  a  's.  ?^too3  9,  Gmndzüge  II  S  210;:  Waadt  Art. 263 
(Stooss,  a.  a.  0.  II  S.  2^»)  :  Wallis  Art.  27j  (betr.  ,ca]omiiie% 
beschränkter  in  Art.  278  betreffend  .diffamation';  vgl.  oben  S.  428; 
Stooss,  a.  a.  0.  II  S.2S9  ;  Schaffhaasen  §  r>;  (Stooss,  a.a.O. 
II  S.  2'jO  ;  Luzern  Pol.StG.  §  10;  Obwalden  Pol.StG.  Art.  75; 
Bern  .Art.  177  (das  unter  allen  schweizerischen  Gesetzen  am  yoll- 
ständigsten  mit  der  ursprünglichen  Fassang  des  französ.  Code  p^nal 
Art.  367  [vgl.  oben  Anm.  279]  übereinstimmt:  Stooss,  a.a.O.  IIS.  284 
—86;;  Glarns  §  111;  Zürich  §  149  Stooss,  U  S.  29i3,  291); 
Freibnrg  Art.  411  (Stooss,  II  S.  287,  28.^  ;  Tessin  Art.  345  §  1 
(Stooss,  II  S.  288);  Genf  Art.  3o3  (Stooss.  II  S.  287);  üri. 
Entw.  1S94  Art.  3ö  {\gh  Pfenninger,  Motive  S.  122);  Ungarn 
§  2:j8  über  den  Fall  des  §  2»:0  s.  diese  .Anm.  a.  E);  Kroatien, 
Entw.  §  232;  Österreich,  Entw.  1891  §  212  Ziff.  1 ,  2  u.  1893  §  204 
Ziff.  1,  2;  Finnland  Kap.  27  §  1;  Sardinien  1839  Art  616*,  San 
Marino  Art.  480;  Monaco  Art.  Art.  36»>  (im  Wesentl.  =  C.  p6nal 
fran^.  Art.  367);  Türkei  Art.  213:  Ramänien  Art  2M;  Nieder- 
ländisch-Indi  en,  Wetb.  voor  de  Europ.  (o.  voor  Inl.)  Art.  282; 
Ägypten  Art.  277.  Die  ziemlich  seltene  beschränktere  Fassung  der 
Gruppe  c)  endlich  findet  sich  z.B.  in:  Granbünden  PoLStGes.  §37 
Abs.  1:  r^Handlungen,  welche  nach  dem  Strafgesetz  oder  nach  die- 
sem [Polizei-]Gesetzbuch  als  schwere  Polizeivergehen  strafbar 
sind",  [wogegen  die  Bezichtigung  eines  Andern  wegen  ,.nicht  straf- 
barer, jedoch  unehrbarer  Handlungen  oder  verächtlicher  Eigen- 
schaften und  Gesinnungen"  nach  Abs.  2  nur  als  „Eh  reu  krank  nng* 
bestraft  werden  soll]),  Appenzell  A.R.  §  108  Abs.  1  (.eine  be- 
stimmte im  Strafges  etze  als  strafbar  bezeichnete  Handlung*; 
vgl.  Stooss,  Gmndzügell  S.2*>2)  U.Griechenland  Art.335:  (,eine 
Handlung,  welche,  wenn  sie  wahr  wäre,  den  Beschuldigten  einer  ge- 
richtlichen Untersuchung  aussetzen  würde").  Auch  Mexiko 
beschränkt  den  Begriff  der  «(aufser gerichtlichen)  Verleum- 
dung" im  e.  S.  auf  die  „Beschuldigung  einer  bestimmten  und  vom 
Gesetze  als  Vergehen  bezeichneten  Thatsache  .  .  .,  sofern  diese 
Thatsache  falsch  oder  die  Person,  welche  beschuldigt  wird,  unschul- 
dig ist*  (Art.  643) ,  während  die  „an  eine  oder  mehrere  Personen 
gemachte  böswillige  Mitteilung  der  einem  andern  gemachten  Beschul- 
digung einer  wahren  oder  falschen,  bestimmten  oder  unbestimmten 
Thatsache,  welche  ihm  Unehre  oder  üblen  Ruf  verursachen  oder 
ihn  der  Verachtung  irgend  jemandes  aussetzen  kann*,  davon    als 
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leicbter  zu  ahndende  sog.  ^Nachrede**  (Art.  642)  getrennt  ist.  — 
Mit  Rücksicht  einerseits  auf  die  Annäherung  des  Delikts  der  »Ver- 
leumdung"  an  den  Thatbestand  der  falschen  Anschuldigung 
in  den  Gruppen  unter  litt,  b  und  bes.  litt,  c,  andrerseits'  auf  die 
(freilich  nur  vereinzelt)  auch  bei  der  ^falschen  Anschuldigung** 
vorkommende  (s.  oben  S.426  Anm.  757)  Erweiterung  des  Begriffs  auch 
auf  Imputation  (andrer  als  gesetzlich  strafbarer,  vielmehr)  blos  ehren- 
rühriger Handlungen  kann  das  entscheidende Kriterinm  zwischen 
diesen  beiden  Delikten  wohl  nicht  hauptsächlich  in  dem  Gegen- 
sta  n  de  des  unwahren  Vorwurfs  erblickt  werden.  Vielmehr  dürfte  eben, 
wie  im  Text  hervorgehoben,  das  wesentliche  Unterscheidungsmerkmal 
liegen  in  der  aufsergerichtlichen  (bezw.  aufser amtlichen)  Be- 
gehungsart der  ^V  er  leumdung**  im  Gegensatz  zu  der  vor  Gericht, 
Behörden,  Obrigkeit  u.  s.  w.  erstatteten  falschen  Anschuldigung 
im  e.  S.  Deshalb  wurde  selbst  die  Vorschrift  von  Rufsland  1866 
Art.  1535  zu  der  falschen  Anschuldigung  gestellt  (vgl.  oben  S.  426 
Anm.757a.E.).  Schwierigkeiten  für  die  systematische  Stellung  bereitet 
jedoch  in  dieser  Beziehung  Ungarn  §  260.  Hier  wird  nämlich  dem 
gewöhnlichen  Falle  der  „Verleumdung**  (§  258:  Behauptung  einer 
Thatsache  „über  einen  Andern  in  Gegenwart  mehrerer  dritter  Per- 
sonen [oder  vor  mehreren,  wenn  auch  nicht  an  demselben  Orte  be- 
findlichen Personen],  welche  im  Falle  ihrer  Bewahrheitung  den  Anlafs 
zur  Einleitung  einer  Strafverfolgung  gegen  denjenigen,  über  den 
sie  verbreitet  wird,  bilden  oder  denselben  in  der  öffentlichen  Mei- 
nung verächtlich  machen  würde**) als  ein  qualificierter  und  mit 
erhöhter  Strafe  bedrohter  Fall  derjenige  zur  Seite  gesetzt,  dafs  jemand 
„einen  andern  vor  einer  Behörde  einer  strafbaren  Handlung 
beschuldigt,  wenn  sich  die  Anschuldigung  als  unwahr  erweist  und 
das  Verbrechen  und  Vergehen  der  falschen  Anschuldigung 
(§  227)  nicht  vorliegt**.  Da  sich  nun  aber  der  Thatbestand  des  §  227 
bis  auf  den  Umstand  des  Wissens  des  Thäters  von  der  Falschheit 
der  Beschuldigung  vollständig  mit  dem  des  §  260  deckt,  so  kann  man 
bei  letzterem  wohl  nur  in  dem  Fehlen  dieses  Moments  den  Unterschied 
von  der  falschen  Anschuldigung  im  e.  S.  erblicken.  Im  Wesentlichen 
ebenso  auch  noch  die  Novelle  von  1892  (vgl.GS.XLVII  S.357).  Be- 
sonders deutlich  ist  dagegen  der  angedeutete  Gegensatz  gekenn- 
zeichnet z.B.  in  Griechenland  (Art.  335  [Verleumdung  „durch 
aufs  ergerichtliche  Ausstreuung**]  vbd.  mit  334  [falsche  Anzeige 
bei  der  Obrigkeit]),  sowie  in  Mexiko  (Überschrift  der  Art. 641  ff. : 
„aussergerichtliche  Verleumdung**  vgl.  mit  derj.  der  Art.6G3ff.: 
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„gerichtliche  Verleamdung").  Vgl.  auch  noch  Appenzell 
A./Rh.  §  108  Abs.  1  vbd.  mit  Abs.  2  nnd  (trotz  entgegengesetzter 
Terminologie)  Österreich  1852  §  487  ff.  vbd.  mit  209 ff.  sowie 
Bosnien  und  Hercegovina  §  441  ff.  vbd.  mit  §  292  ff.  —  Rein  be- 
sonderes Interesse  ftir  unser  Thema  haben  die  übrigen,  noch  ziemlich 
zahlreichen,  Abweichungen  in  dem  Thatbestande  der  Verleumdung 
unter  den  einzelnen  Gesetzgebungen,  wie  z.  B.  a)  betr.  der  besondem 
Hervorhebung  der  Wissentlichkeit  des  unwahren  Vorwurfs  a)  als 
Regel  (so  z.  B.  bes.  in:  Braunschweig,  Hannover,  Hessen, 
Nassau,  Baden,  Thüringen,  Sachsen  1855  u.  [1868],  deutsch. 
RStGB.,  Thurgau,  Graubünden,  Wallis  [abweichend  von  den 
andern  Gesetzen  der  französischen  Schweiz;  Stooss,  Grundzüge II 
S.  289],  Schaffhausen,  Glarus  [mit  grundsätzl.  Präsumtion 
des  Bewufstseins  der  Falschheit ;  vgl.  Stooss,  Grundzüge  II  S.  291], 
Zürich  [ebenso],  Solothurn  [ebenso],  St.  Gallen  [ebenso],  Basel, 
Zug,  Appenzell  A./R.,  Aargau,  Entw.,  Schweiz.  Vorentwurf 
[vgl.Stooss,  Motive  S.  204],  Uri,  Entw.,  Griechenland,  Nieder- 
lande [Art.262],  Finnland  [Kap.27  §  1])  oder  ^)  alp  erschweren- 
den Umstand  (s.  z.  B.  Bayern  1861  Art.  258,  Luzern,  Pol.StG. 
§  91  litt,  a,  Obwalden  Pol.StG.  Art.  76  litt,  a  [Stooss,  Grund- 
züge II  S.290],  Norwegen  Kap.XVII  §5  Abs.  2);  femer  b)  betr.der 
(nicht  überall  besonders  erwähnten)  Absicht  des  Tbäters  (s.  bes.: 
Baden  §  287,  Bayern  1861  Art.  257,  Schweiz.  Vorentwurf 
Art.  122  Abs.  2  a.  E.  [hier  Straferhöhung  bei  planmäfsigem  Vor- 
gehen des  Verleumders;  vgl.  Stoss,  Motive  S.  204;  v.  Lilienthal 
in  Z.  XV  S.  340],  ebenso:  Uri,  Entwurf  Art.  35  [Strafzumessung]; 
Malta  Art.  240,  Englisch-Indien  Sect.  499,  Niederländisch- 
indien Art.  282,  Japan  Art. 350);  endlich  c)betr.  der  Art  u.  Weise 
der  Begehung  (auch  abgesehen  von  der  aufsergerichtlichen 
Form),  wie  Mündlickeit,  Schriftlichkeit,  (Schrift,  Druck  etc.) 
oder  bildliche  Darstellung  u  a  m.  („theatrical  representations"  nach 
Japan  Art.  358 ZifF.  2) ,  öffentlich  vor  andern  (B a d e n),  gegenüber 
einem  Dritten,  (Kroatien,  Entw.,  Aargau,  Entw.),  in  Gegen- 
wart mehrerer  (dritter)  Personen  (Bern,  Ungarn  etc.)  oder  heim  lieh 
vorgenommene  Behauptung  oder  Verbreitung  (durch  üble  Nachrede  etc.). 
Über  die  Strafbarkeit  des  Delikts  mit  Rücksicht  auf  diese  Um- 
stände (die  entweder  bereits  zum  Thatb  es  tan  de  gehören  oder  aber 
als  erschwerend  betrachtet  werden)  s.  noch  unten  Anm.  782. 
Ebendas.  auch  über  die  Bestrafung  des  sog.  Pasquills  oder  der 
Schmähschrift.  —  Eigentümlichkeiten  enthält  in  diesen  Beziehungen 
namentlich  noch  das  englische  Recht,  indem  danach  nämlich  über- 
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baupt  ^das  einzige  Delikt  gegen  die  Ehre,  das  strafbar  ist,  .  . 
die  «böswillige  (malicious)'  Verbreitung  einer  Verleumdung  durch 
Schrift,  Druck  oder  sonstige  dem  Auge  wahrnehmbare  Kund- 
gebungen (z.  B.  Bilder,  Modelle  u.  s.  w.)"  ist,  «welche  mit  dem  Aus- 
druck ,libel'  bezeichnet  wird.  Als  Verleumdung  ist  für  diesen 
Zweck  jede  Darstellung  anzusehen,  welche  jemanden  verhafst, 
verächtlich  oder  lächerlich  zu  machen  geeignet  ist".  Schuster 
in  StGG.  I  S.  653^  S.  ebendas.  noch  Näheres  über  den  Begriff  der 
strafbaren  „Verbreitung**  der  Verleumdung.  Vgl.  ferner  ebendas. 
S.  653  Anm.  1:  „Die  Verleumdung  durch  gesprochene  Worte  heifst 
,8  lau  der*;  civil  rechtlichen  Anspruch  haben  sowohl  ,slander*  als 
,libelS  eine  strafrechtliche  Verfolgung  kann  (aber)  nur  in  Bezug 
auf  ,]ibel<  erfolgen**.  Vgl.  auch  Criminal  Code  (Indict.  off)  Bill  1878 
Chapt.  XXVI  Sect.  176 ff.  („Defamatory  libels**).  —  New- York 
Tit.  IX  Kap.  VIII  §  242  ff.  („Schmähschrift-). 

759)  Der  Ausdruck:  a)  „vor  Gericht"  findet  sich  in  üri,  Entw. 
Art.  58;  vgl.  Schweden  Chap.  XVI  §  1:  „devant  un  tribunal**; 
Japan  Art.  355:  „before  the  judicial  authorities^';  Schwyz 
§  89:  „beim  Untersuchungsrichter**^  Bern  Art.  181:  „bei  einem 
Beamten  der  gerichtlichen  Polizei**;  Neuenburg  1856  Art.203 
und  1891  Art.  159  und  Genf  Art.  302:  „aux  officiers  de  justice  ou 
de  police  administrative  ou  judiciaire"  (vgl.  Code  pönal  frang. 
Art.  373);  Tessin  Art.  178  Ziff.  1:  „avanti  l'autorita  giudizi- 
aria  od  avanti  un  pubblico  ufficiale  awente  obbligo  legale  di  darne 
notizia  all  autorita  giudiziaria**;  ähnlich:  Monaco  Art. 375;  Ru- 
mänien Art.  298;  Spanien  1870  Art.  430;  Italien  1889  Art.  212 
(„bei  der  richterlichen  Behörde  oder  einem  öffentlichen  Beamten, 
welcher  die  Pflicht  hat,  an  die  Behörde  darüber  zu  berichten'*); 
Niederländisch-Indien,  Wetb.  voor  d.  Enr.  und  v.  Inl.  Art.287. 
Norwegen  Kap.  XVII  §  1  spricht  allgemein  von  gerichtlicher 
Belangung  oder  Anklage  oder  Anzeige  bei  der  „Obrigkeit'*; 
Finnland  Kap.  26  §  1  hat:  ,,vor  Gericht  oder  einer  andern  Be- 
Behörde**; Appenzell  A./Rh.  §  108:  „bei  Amt  oder  Gericht**. 
Aufserdem  finden  sich  noch  folgende  Bezeichnungen:  b)  „bei  Amt** 
in  Graubünden  §  201  und  St.  Gallen  Art.  80  Ziff.  1;  c)  „bei 
der  Obrigkeit"  (frz.:  „ä  Pautoritfe**)  in:  Sachsen  1838  Art.  197, 
Württemberg  Art.  288,  Braunschweig  §  144,  Hannover 
Art.  217,  Hessen  Art.  303,  Nassau  Art.  296,  Baden  §  284, 
Österreich  §  209,  Griechenland  Art.  334,  Dänemark  §  225 
(„for  Ovrigheden**) ,  Belgien  und  Luxemburg  Art  445,  Nieder- 
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> -•  -^,  1341  ?•  ♦^/.  Xri,  >  Xx-TA  Ajt.  Sj  ^iTian  ma  «lap*- 
♦*A*4  4-ir.,r.'>i'  X  ^  /i-ir.-.rrit  jii-i^x*  siiLptieii**  ia 
#•  f  * ,  >  i  /  jf  Ar:  Vi^ .  .  ,Vt  ^-»r  C i*-*  r*  i  *  i  i ixf  i  * i  I  r«!*'^  ia 
Ax/;rxi  i  >-*'-  'x  ^.i:r»a  •..-«»^i^rz.ia  -d  *fc  &iii  *fliili«!i  aar  B^flr 
;♦<,/<►*•  x-;f  <4u«  i,r:  .k  \^rrrjk  •tt*r  £»^4«tii.':ixnir  -»h  «öät  B*  i  Ö  r  c  e 
**^    »/»r  >,  **^ii    •<.  2  B    ;a:  F  r^ij  irr  Atl  I-S*    ai-iäs  ai^sr  Art.  >»' 

A-*f  //^ff  '  .,;a^  p.x„v^  '/i  i:u*  <-»:a*:aitijL:i..a'* ;  I:xl:ea  IS:^  Ait.57o: 
««.^ikA,^»  i'P-  Ar^'^i:  xa<^r^»-B  t  I-T.  Art.4.>  :  Bi.'^lxHii  :>4r» 
^  ;,->,  '*.'.<> r«  I  i^ilT  li^  :-»,*^  An.  C^.  ia«ir«  An.  Ic^*«:  t?L 
'/^f^Ä  Ar'.^.TV;  a,  K.  o.  #1;*r»*  AaaL  «;i?/  ÜTi-fs-k  :  EB^Ii«ek-lHdieB 
Art,  /Ji ;  Mexiko  Art.  ►>,.i.  ir aa  M ari a o  Art.  2^7  ertV.rdeit  weai^- 
n*^fm  ^,ft#T  ,/l^nriri/:ja  offi'rial^r-  o<ier  eioea  .^fficiale  iappoft«r\ 
«Ml  'Ur  Hf'Uw  f/tz*:r\ortniwuTfATt,hÄf  eine  ^ormlicke  Stiaf- 

7<>;;  Ho  tmffi*:tM*:h  in  den  meisten  altern  de at sehen Partikalar- 
i(t'*4'i'/,frt*),itui(*'.n.  Yd  f.i/;«'Af.^  OeiMrh.  dfrr  fa]s<*hen  Ansehnldignng  S. 52. 
Vk^  H/whn^n  1H;;8  Art.  Ui7:  „in  der  Absicht,  eine  UnteraiiehiDig 
V,*'if,*'u  (t*.iuvn  Vun*'\in\i\\y;fM)  zu  reranlassen"';  ebenso:  Württem- 
iMif^  Ari.  '^HH,  'J  hUringen  Art,  1><^,  Hamburg  Art.  117,  Braun - 
nt'hwttln  %  144!  ;,titfi  eineUntersnchnng  wider  (eine  nnsehnldige 
VtuHou)  otlar  ihr«!  Bestrafung  zu  veranlassen";  ebenso  im 
WiM'iifl  I  linnnt^n  Art,  ;kkj,  Nassau  Art,  296,  Baden  §  284; 
Marino  vor  Ari.'Jll:  ,;ii  in  einen  Unschuldigen  in  Strafe  zubringen''; 
A  |)pnn/.i«il  A./Kh,  #  ]()H:    ^,um  die  Bestrafung  eines  andern  zu 
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bewirken'';  Schaffbausen  §  194:  „um  ein  Strafverfahren 
gegen  (einen  Unschuldigen)  herbeizuführen";  Glarus  §  7i:  „um  die 
Einleitung  eines  Strafverfahrens  (gegen  einen  Unschuldigen)  zu 
bewirken'*;  ebenso:  Zürich  §  105  u.  Zug  §  67  (das  jedoch  noch 
den  weitem  Znsatz  hat:  „oder  um  als  Angeschuldigter  selbst  sich 
günstiger  zu  stellen";  Stooss,  Grundzüge  II  S.  442)*,  St.  Gallen 
Art.  80  Ziff.  1:  „um  (jemanden)  in  einer  Straf  Untersuchung  zu 
belasten  oder  in  eine  solche  zu  verwickeln".  Nur  ganz  all- 
gemein von  einer  Absicht  jemanden  zu  schaden  sprechen:  Sar- 
dinien 1839  Art.  389  („ä  dessein  de  nuire  ä  une  personne"), 
Italien  1859  Art.  376,  Malta  Art  93  („col  disegno  di  nuocere 
ad  alcuno")*,  vgl.  auch  Englisch-Indien  Sect.  211:  „with  intent 
to  cause  injnry  to  any  person".  Alle  übrigen  Gesetze  (so  z.  B. 
schon  früher  in  Deutschland  Preufsen,  Oldenburg,  Lübeck, 
und  jetzt  das  RStGB.)  schweigen  völlig  über  die  Absicht  des 
Thäters.  Vgl.  noch  Olshausen,  Komm.  Nr.  12  zu  §  164,  S.  66i. 

761)  Selten  wird  schon  zum  Thatbestande  des  Delikts  selbst 
erfordert,  dafs  die  falsche  Beschuldigung  auch  wirklich  die  Ein- 
leitung eines  Strafverfahrens  (Untersuchung)  gegen  den  Bezichtigten 
zur  Folge  gehabt  hat,  während  dies  anderswo  bereits  als  er- 
schwerender Umstand  betrachtet  wird.  Zu  der  ersten  Gruppe 
gehören  besonders  einige  schweizerische  Gesetze  (vgl.  Stooss, 
Grundzüge  II  S.  442),  wie  Luzern  §  146  u.  Pol.StG.  §  69  und  Ob - 
walden  Art.  60  u.  Pol.StG.  Art.  39;  s.  femer  Urij  Entwurf  Art.  58 
litt  c.  Freiburg  verlangt  jenes  Thatbestandsmerkmal  nur  bei  fal- 
scher Beschuldigung  wegen  Verbrechens  (Art.  188),  nicht  dagegen 
auch  bei  leichtem  Delikten  (Art.  365).  S.  Stooss,  a.  a.  0.  S.  442. 
Vgl.  noch  A  arg  au  §  165:  ^  Anklage"  wegen  eines  .Verbrechens'' 
oder  „absichtliche  Beschuldigung  auf  solche  Art,  dafs  dieselbe  Ver- 
anlassung zur  peinlichen  Untersuchung  wird".  Appenzell 
A.'Rh.  §  108  Abs.  2  fordert  endlich  fUr  den  Eintritt  der  erhöhten 
Strafe  des  (als  qualificierte  „Verleumdung"  behandelten)  Delikts, 
dafs  „der  Angeschuldigte  schon  verurteilt  war  oder  gar  die 
Strafe  ganz  oder  teilweise  erstanden  hat".  S.  femer  bes.  noch 
Finnland  Kap.  26  §  1;  vgl.  auch  Österreich,  Entw.  1891  §  186, 
1893  §178.  Auch  Norwegen  Kap.  XVII  §2  n.  Schweden  Chap.  XVI 
§  1  und  2  stellen  die  blofse  falsche  Anzeige  oder  Anklage  bei  Ge- 
richt oder  Obrigkeit  ohne  weitere  F'olgen  und  die  Be Wirkung 
einer  „gerichtlichen  Verfolgung  oder  Anklage"  („poursuite  judiciaire") 
eines  andern  durch  falsche  Denunciation  als  g  1  e  i  c  h  strafbar  neben 
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ir.'Zr'*    Vnff^av.ioiiti-  rT-i7— >*   i.i-i4  intiT   rr»'i*   nxuiauea- 

r.'  ♦.  ^k*  L  44r,  a.  IL  «ii^-r-a  P:*ia:ar*r.  XciTe   laai  Earv^rf 
tri  ^    14:. 

::,;  5.  —  Im  K.ri^4*ät&   rx.^    Cis  Prjuij  d-»r  Tali.jm  rir  £L:$elie 
A**^s.  *..':. rTiz    B^i^i   ajuri  \>r»:?»:iTxr   t:»   3i»-  1*«.  1-?^?  |  ?-•  waA 

t'/m  i'/.  I*r'*>r  174*}  Tit.  VII  |  %  .  w^mie  daaa  aber  Ä=fr?««^b^t■  «isr^k 
O  Praxi«.  #i;*  :Lir  a*:<h  Blttjir-Lt  asf  die  S^were  d*»  fil^^rklkk 
fir.jA*>rt^a  Dt-ikw  Lahn^  Kerstin?,  i^xnf:.  im  Ksrtessem  II  S-j:*! 
a.  '/^#  —  C'b^r  dx»  k^d'^aklirLe.  wrlch^^  im  der  mllerairem  oder  mber- 
»i^-^'riiid^n  B*rrfi'ik%i'ih::5Tin^  der  S-rbwere  de*  zsrLm^t  gelegtem  Ver- 
hr*'yu*rTtM  \f*:im  AiL«ma.'§  der  .Strafe  der  fml<cbem  Amaehuldisnmg  Be^ 
n  Haberlin,  a,m.O.  .S.  345  nsd  D<^»chow  im  HR  III  ^.±J^  v^Cber 
fUn  Ari^^r^rhuldij^n  übersieht  man  leicht  dem  Staat,  gegem  dem 
Ait*'\t  da*  \ Hr\trH*'\itik  der  falsehen  Anjchoidigimg  zunächst  gerichtet 
ni",,  Vi^Kaach  t.  Liizt,  Lehrb.  6.  And.  S..j77,  Stooss,  Gnindxfige 
llH,i4l  o«44^;o.  die  Litteratarangaben  bei  Olshansen.  Komm. 8.63$. 
7C%  'J  eich  mann  in  Z.  für  Schweiz.  Recht  N.  F.  IX  S.  »49  be- 
Vfuif  dafff  e«  »ich  nur  au«  der  Oeächichte  des  gerichtlichen  Verfahrems 
rrklär«;,  dafs  sich  auch  heute  m^ch  trotz  Töllig  veränderter  Prinxipien 
des   inodenien  Strafprozei^ses    das  Talionspriniip   ^in  gewissem 
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a)  Eb  findet  sich  nun  die  analoge  Talion  vereinzelt  auch 
hier  noch  ganz  allgemein  fttr  das  blofse  dolose  Handeln  des 
Tbäters  ohne  Kücksicht  auf  die  daraus  fUr  den  Beschuldigten 
erwachsenen  weitern  Folgen  anerkannt.  Dahin  gehört  z.  6. 
die  aus  dem  Mittelalter  bis  in  die  Neuzeit  hinein  konservierte 
Bestimmung  des  schweizer  Kantons  Unterwaiden  nid  dem 
Wald'**),   dafs,    „wer  jemanden  unrecht  verklagt" '«*), 

Umfange)  erhalten  hat.  »Wir  haben  dabei  an  Zeiten  zu  denken,  in 
denen  die  Beweisführung  wesentlich  in  den  Händen  der  Parteien 
ruhte  oder  aber  die  Obrigkeit  parteiisch  nur  den  Ankläger  be- 
günstigte, während  die  Rechte  des  Angeklagten  erst  höchst  lang- 
sam eine  gewisse  Berücksichtigung  fanden  und  von  oben  herab  ,De- 
latoren*  unter  den  mannigfachsten  Privilegien  zur  Einleitung  von 
Verfolgungen  angelockt  wurden,  da  der  Staat  selbst  noch  nicht  über 
irgend  entwickelte  Organe  zur  Erforschung  vorgefallener  Strafthaten 
verfügte.  So  konnte  denn  auch  in  der  That  der  zu  immer  gröfsern 
Mifsbräuchen  und  bedenklichen  Notbehelfen  fortschreitende  spätere 
inquisitatorische  Prozefs  das  Vorurteil  gegen  falsche  Denuncian- 
ten  nur  steigern  und  dem  Talionsprinzip  Thür  und  Thor  öff- 
nen, wie  dieses  selbst  noch  in  den  modernsten  Gesetzgebungen 
bei  völlig  veränderten  Prinzipien  des'  modernen  Ver- 
fahrens jeder  Reformbestrebung  den  zähesten  Widerstand 
entgegensetzt".  A.  a.  0.  S.  359,  360  und  Anm.  1  und  2  erklärt  sich 
Teichmann  überhaupt  gegen  die  zu  hohen  Strafsätze  für  die 
falsche  Anschuldigung,  welche  nicht  im  Verhältnisse  ständen  zu 
denjenigen  für  das  falsche  Zeugnis  und  den  Meineid.  Richtig 
sei  jedoch  das  Verhältnis  der  Strafen  dieser  Delikte  nach  dem  deut- 
schen RStGB.  (A.  M.  z.  B.  Geyer  in  der  Rivista  penale,  II  p.  25). 
V^ollte  man  nämlich  schon  für  die  falsche  Anschuldigung  „die  volle 
Strenge  des  Gesetzes  erschöpfen,  ja  verschwenden**,  so  könnte  man 
für  jene  andern  Verbrechen  keine  entsprechende  Sanktion  finden. 

764)  So  nach  der  neuesten  Fassung  des  Gesetzbuchs  von  1891 
(vgl.  Stooss,  Grundzüge  I  S.  92  Spalte  1),  dessen  verschiedene  Re- 
visionen aus  dem  17—19.  Jahrhundert  —  wie  schon  oben  S.  299 
Anm.  592  ausgeführt  —  in  letzter  Linie  auf  das  alte  Nidwaldener 
Landbuch  des  16.  Jahrhunderts  zurückgehen.  Vgl.  Stooss,  a.a.O.  I 
S.  86  ff, 

765)  Aus  dieser  Fassung  in  Verbindung  mit  dem  in  der  Über- 
schriftgebrauchten Ausdruck  »Von  unrechter  (nicht:  falscher)  Klage" 
dürfte  man  wohl  schliefsen,  dafs,  wie  im  Recht  des  Mittelalters  (s. 
unsere  Abtl^.  I   S,  230  und  Anm.  107  und  109)   ev,  auch  schon   die 


*»i'.a  Af»r".?'  'n:!»:  'S'-t'Vrr^  .2x  »litt    r"t.*i*   '^■irA:^    v5r- 


%'.r*fc  jr*it';;r*ri^  •rz^'tr*^^  wizA.     Vgi.  m^i^i  Ci*    ä.  Axa.  IrT   cincrte 

?•>,;  V;ri-  6*/-^  «i:*:«*,  ir*rTa^*r  ii  drri  51:^7»  »civefzerisekea 
A^/t.jr.  I  ,S,  Äi?ff  ci/i  11    >-  ^  Aa=L  ^\    la-i   daim  »>-h  Wedele. 

Sunt.  \¥)  14*;  ■-  Tt,  ^n**, 

7>;7,  In  «liefi«rBe<laktioii  lästert  der  Parfo«  vollstiadi^:  »ElU^h 
unrecht,  W^lTbfrr  ein^m  nnre^ht  leid^^e  oder  verklage .  der  toll 
in  d«^«  V^rklaj^ten  Fafiii^tapfeB  treten,  tun  Ehr  und  Gnt,  imd 
djft  Buffi  \p4:zihi*:ik  tw.,*  '-Stoo»g.  a.  a.  0.  I  S,  ?2  Spalte  3  .  Über 
di^  im  Vi  f,^*^i\MiHn  fr  hon  {gleich  lamende  FaA^an^  Ton  1731  s.  We- 
l^'.'h;,  a.  a,  (),  H,yA.  —  £1>^DiK>  Ixrsriinmte  daa  'bbher  im  Original 
m/ch  nicht  auOrefandene  Landbnch  von  Uri,  velches  —  entstanden 
/'nai^h  Blamer,  .^taat«-  and  Bechtftgeschichte  der  «ehweiz.  Demokim- 
ti'^n  11  1  Ht.Oalien  1^5^]  S.375  iL  Ott  in  der  Z.  für  schveia. Beeht 
Xf  fWVi)  8.  0)  im  Jahre  l»>r7  oder  Wp<,  nach  andern  iSchiff- 
tnann  im  «(ieDchichtHfreund",  Bd.  XXXIII  S.  314;  Tgl.  Stoosa, 
OrundzUge  I  S.  i(ni  n.  Anm,  2)  i»chon  vor  1525  — noch  in  den  Jahren 
\H2:'t --IHi^  in  einer  amtlichen  NcQ- Ausgabe  (Fläelen  o.  AltdorC  3Bde.) 
erschien  (Hioonn,  a,  a.  0.  S.  107 ff.,  126;  Pfenninger,  Strsfr.  der 
Hrhweiz  H.  107  ff,;  und  zum  Teil  noch  heute  in  Geltung  ist,  inArt.267: 
^Wonn  ein  Kläger  ohne  Grund  falsch  oder  ohne  den  Beweis 
machen  zu  kOnnen  klagt,  soll  er  in  die  Fnfsstapfen  des 
Beklagten  gestellt  und  so  behandelt  werden*.  Hier  istalsoauch 
ausdrücklich  die  blofse  Beweisfalligkeit  dem  do losen  Handeln 
des  KIMgcrs  in  der  Strafe  gleich  gestellt.  Vgl. noch  Blumer,  Staats- 
und Kechtsgoschicbte  II,  2  (St.  Gallen  1859)  S.  24  Anm.;  Wegele, 
Falsche  Anschuldigung  8.34-,  Pfenninger,  Entwurf  fiir Uri,  Motive 
K*  lil.    Ganz  ähnlich    lautende  Vorschriften  hatte  auch    die   (jetzt 
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Die  Polizeigtrafgesetze  der  Kantone  Lnzern  und  Ob- 
wal den  (Unterwaiden  ob  dem  Wald),  obwohl  in  neuerer  Zeit 
entstanden,  haben  ebenfalls  noch  eine  ziemlieh  allgemeine 
Fassung  der  Vergeltungsstrafe,  indem  es  nach  ihnen  nämlich 
schon  genttgt,  dafs  durch  wissentliche  Beschuldigung  eines 
Unschuldigen  wegen  Polizeiv  er  gehe  ns  bei  der  zuständigen 
Behörde  „eine  Untersuchung"  gegen  denselben  veranlafst 
ist,  um  auch  für  den  Thäter  „die  auf  jenes  Vergehen  ge- 
setzte Strafe"  eintreten  zu  lassen '••). 

ß)  Beschränkter  erscheint  im  Vergleiche  damit  schon 
die  —  u.  a.  ebenfalls  in  einigen  schweizerischen  Gesetz- 
büchern enthaltene  —  Vorschrift,  dafs  (mindestens)  eine  rechts- 
kräftige Verurteilung  des  falschlich  Bezichtigten  für  den 
Eintritt  der  Talion  erforderlich  ist  "••). 


freilich   nicht  mehr  geltende)   Berner  Gerichtssatzung  vom  J.  1761, 
IV  2,  13.    Blumer,  a.  a.  0.  S.  24;  Wegele,  a.  a.  0.  S.  34. 

768)  Lnzern,  PolStGes.  von  1861  §69;  Obwalden,  PoIStGes. 
von  1870  Art.  38.    Stooss,  System.  Zusammenstellung  S.  347,  348. 

769)  Ganz  allgemein  erachtet  eine  rechtskräftige  Verurtei- 
lung zu  Strafe  überhaupt  für  genügend  das  Tessin er  Straf- 
gesetzbuch, dessen  einschlägige  Vorschriften  (Art.  179  u.  180)  schon 
oben  S.  394  Anm.  732  angefahrt  wurden.  Ebenso  auch:  Wallis 
Art.  276  Abs.  2:  „.  .  Si  la  calomnie,  dont  une  personne  a  6t6  objet, 
a  donn^  Heu  contre  eile  k  un  jugement  de  condamnation  qui  alt  ac- 
quis  Tautoritä  de  la  chose  jug6e,  le  calomniateur  sera  puni 
d'une  peine  de  m^me  nature  et  de  mSme  duröe  que  cello 
prononc6e  contre  la  personne  calomni^e".  Wenn  gar  keine 
Verurteilung  stattgefunden  oder  „si  la'calomnie  a  6tö  mise  au  jour**, 
bevor  das  Urteil  Rechtskraft  erlangte,  so  soll  nach  Abs.  3  als 
Strafe  „une  amende  ou  un  emprisonnement  proportionnä  k  la  gravit6 
de  rimputation  calomnieuse"  eintreten.  Vgl.  Stooss,  GrundzUge  II 
S.  445  Anm.  7.  Über  das  ältere  Züricher  GB.  v.  1835  s.  Temme, 
Lehrb.  S.  495;  über  ältere  italienische  Partikularrechte:  Pertile, 
Storia  V  p.  627  u.  Anm.  54,  vgl.  jedoch  auch  unten  Anm.  770.  Von 
neuern  aufs  ereuropäischen  Rechten  gehört  hierher  bes.  Mexiko, 
welches  freilich  den  im  Art.  665  an  die  Spitze  gestellten  Grundsatz: 
^Ist  der  (gerichtlich)  Verleumdete  durch  unwiderrufliches  Er- 
kenntnis verurteilt  worden,  so  wird  über  den  Verleumder  die- 
selbe Strafe  wie   über   ihn  verhängt*"    durch   folgende  Ausnahmen 


f-  Zjsweil^n  wird  ai^cr  aii«-h  hi^^r  ii^^  pinie  oder  teil- 
weise \ollzif:hiinz  der  im  Urteil  rerhäurtett  Strafe  als 
VoraaiHset23ii^  Lii^*rsteIIt  ■^;. 


wieder  ei&jres«]iriiikt.  Weam  Ki]Bli<^k  ,r  .  .  die  waf  das  Ygrgehca, 
de««eB  Baa  hezirhxUn  iiat,  aa^e^irohte  Strafe  die  lehweili^  Aaf- 
bebmji^  oder  die  EntziehizxMr  Toa  Bechtea.  Aastellaa^a  oderÄMtera, 
die  Uafabij^keic  zur  Eriaa^iai^  der  letztera  oder  die  Baaaaa^  isL 
•o  wird  aa  derea  Stan  dem  VerieanHier  lan^re  Exft  oad  Geldstrafe 
%  Klane«  aaferlegt^  ,11^  Ist  die  Strafe  der  Tod,  ao  ^laa^  Art.l^ 
(wfjfULii:h  die  Strafe  zwaDzi<?}ihri^e8  Gefangiiig  aosmaehea  värde-  zor 
ADwendimg'.  Far  dea  FalL  dafs  die  ,Yerleiimdiio^  schoa  Tor  der 
Fällaag  eiaes  re«fatskrafti^ea  ürteüs  eatdeckt  oder  der  Besekol- 
dii^e  frei^esprochea  wordea,  soll  aaeh  Art.  6*)6  der  Thater  »nt 
körzerer  Haft  nad Geldstrafe  I.Klasse  bestraft  verdea,  sofera  aicht 
die  Strafe  des  dem  Verlenmdetea  Torgeworfeaea  Vergeheas  bezw. 
der  Üliertretimg  höher  ist  als  diese  Strafe.  Ist  sie  es,  so  ^It  es  als 
Tereiteltes  Vergehen  ond  wird  ia  Gemafsheit  des  Art.  204  aiit  dem 
eatspreeheaden  Teile  der  in  Art  6H5  angedrohten  Strafe  geahadet*. 
—  Über  da«  Talionsprinzip  für  falsche  Ansehnldignag  iaChiaa 
ondAnam  s.  Ta-tsing-len-lee  Sect.  336,  369,406  Stannton  p.  364 ff. 
407,  445),  Code  Anamite  I  p.  281  ff.;  Kohler,  Chines.  Strafr.  S.  37 
IL  Anm.  5. 

770)  So  z.B. noch  Ld.  prenssischen  Staatsrats-Entwnrf  y.1843, 
Tit.  XI  I  2Ö9  Abs.  2:  „Ist  der  andere  (d.  h.  der  fälschlich  Ange- 
schuldigte; in  Folge  der  falschen  Ansehnldignag  bestraft  worden, 
so  soll  anfserdem  (d.  h.  anfser  den  in  Abs.  1  genannten  Straffolgen) 
auch  anf  diejenige  Strafe  erkannt  werden,  welche  jener 
schuldlos  erlitten  ha t**.  Im  Wes.  ebenso  auch  Immediat-Koip- 
miss.-Entwurf  von  1B43,  Tit.  XI  §  270  Abs.  2.  Die  spätem  Entwürfe 
von  1845 ff.  gaben  dagegen  das  Talionsprinzip  auf  Vgl.  Golt- 
dammer,  Materialien  II  B.  244;  Wegele,  Gesch.  der  falschen  An- 
schuldigung 8. 53  u«  Anm.  1.  In  indirekter  Fassung  huldigen  diesem 
System  Sardinien  1839  Art.  390  („Si  la  calomnie,  dont  une  per- 
sonne a  6t^  Tobjet  a  donn6  Heu  contre  eile  ä  un  jugement  de  con- 
damnation,  qui  ait  acquis  Tautorit^  de  la  chose  jngee,  le  calomniateur 
scra  puni  d'une  peine  de  m6me  nature  et  de  mßme  dnröe 
que  Celle  prononc6e  contre  la  personne  calomniöe,  lors 
m<!me  qu^elle  anrait  ^*t6  condamn^'o  ä,  mort.  Si  cependant  la  con- 
damnation  n'a  pas  dt^  suivie  d'exöcution,  la  peine  sera  dimi- 
nu^c  d'une  ou  de  deux  degrös"*)  und  Italien  1859  Art.  376  (im 
Weseatlichep  ebenso).    Über  di^  verschiedene}!   leichtern  Fälle   s, 
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d)  Dazu  tritt  dann  weiter  —  in  entsprechender  Verwertung 
des  Yom  französischen  fiechte  für  das  falsche  Zeugnis  in 
Kriminalsachen  beobachteten  Systems  ''^^)  —  nicht  selten  auch 
hier    die  bekannte  Begrenzung    des  Talionsprinzips   in   der 


Sardinien  Art.  391,  392-,  Italien  1859  Art  377,  378.  —  Das  nor- 
wegische StGB,  hatte  in  seiner  ursprüngl.  Fassung  von  1842  im 
Kap.  XVII  §  3  (Übersetzg.  von  Thaulow  S.  66)  bestimmt:  „Ist  je- 
mand vermöge  einer  solchen  Tbat,  wie  in  den  §§  1  und  2  gesagt  ist 
(d.  h.  falsche  gerichtliche  Belangung  oder  Anklage  eines  Unschul- 
digen wegen  einer  strafbaren  Handlung  oder  wider  besseres  Wissen 
erfolgte  Anzeige  bei  der  Obrigkeit  [§  1],  bezw.  wissentliche,  wider- 
rechtliche Bewirkung,  dafs  jemand  wegen  einer  Strafthat,  woran  er 
unschuldig  ist,  gerichtlich  angeklagt  oder  belangt  worden  ist,  oder 
endlich  Versuch  zu  bewirken,  dafs  ein  Angeklagter  oder  Belangter 
unschuldig  zu  einer  Strafe  verurteilt  werde  [§  2])  unschuldig  zu  einer 
Strafe  verurteilt  worden,  so  soll  der  Thäter,  wenn  die  Strafe  ent- 
weder im  Ganzen  oder  zum  Teil  vollzogen  ist,  zu  derselben 
Strafart  (und  in  keinem  Falle  zu  einer  geringern  Strafe  als  Ge- 
fängnis) verurteilt  werden".  Nach  der  neuen  Fassung  des  Kap.  XVII 
§  3  (vgl.  Faerden  im  GS.XLVII  S.  177)  ist  jedoch  dieser  Grundsatz 
erheblich  abgeschwächt,  ja  zum  Teil  ganz  aufgegeben  worden.  Es 
lautet  nämlich  die  betreffende  Vorschrift  jetzt  folgendermafsen :  „Ist 
in  Folge  einer  der  in  §§  1  und  2  vorgesehenen  Verbrechen  jemand 
zu  Straf  arbeit,  die  ganz  oder  teilweise  vollzogen  oder  zu 
Todesstrafe  unschuldig  verurteilt  worden,  so  kann  der  Schul- 
dige mit  Strafarbeit  dritten  oder  zweiten  Grades  bestraft  werden« 
Ist  die  Todesstrafe  vollstreckt  worden,  wird  er  mit  Straf- 
arbeit im  2.  oder  I.Grade  oder  auf  Lebenszeit  belegt''.  Während 
die  ursprüngliche  Fassung  auch  fUr  den  Fall,  dals  überhaupt  keine 
Verurteilung  zu  Stande  gekommen,  noch  eine  Abstufung  der  Strafen 
in  3  absteigenden  Graden  je  nach  der  Schwere  der  für  das  imputierte 
Delikt  angedrohten  Strafen  hatte,  soll  jetzt  hierfür  allemal  schlecht- 
hin Gefängnis  oder  .Strafarbeit  im  5.  oder  4.  Grade  eintreten.  — 
Schweden  Chap.  XYI  §  3,  welches  zunächst  für  unser  Delikt,  so- 
weit es  ohne  weitere  Folgen  geblieben,  die  Strafe  dreifach  abstuft, 
hat  auch  hier  (wie  bei  dem  falschen  Zeugnisse  etc.)  bei  Verurteilung 
zu  Strafe  und  ganzer  oder  teilweiser  Vollstreckung  derselben, 
in  den  schwerern  Fällen  das  Talionsprinzip  in  alternativer 
Weise  neben  andern  (von  vornherein  fest  bestimmten)  Strafen  an- 
erkannt. Ober  die  Einzelheiten  s.  schon  oben  S.  397  Anm.  735. 
771)  Vgl.  darüber  oben  S,  397  ff. 


::»^*.*^  i  .  «  '  1  t  r—-  ¥•  -lÄ-:!  ^-^  ■ :  --"^ — ^"~-  \i  --r  ^s,.^".!»^  Lf-iirn» 
A.i«^-j  .-•'  ri"?  XII    •  ^  •  -t  a  ▼  *  T  i  1 1^  Tn».'-a    *».  I»-a.     "V  ir-iaunit-a 

'/  t:i'»*r  ji  ir^  ?  ti  Ka  i»T  -Ä  jr*-:  m^L  -■*'  iiu'-a.  SL^^nr^  Be^jt^am^ti- 
r»ncf  *.  i  ^*-  Htfr  i:ir-a  xr^irwiir*.  üir  T":ii»-!inn^  x«rrciin?«  Tfr- 
tti«#*^a.-.inir*n  *.  i  J?*'  ^-nr^-^u-o::.  Li..*  tia  1-L!^"AJ^*iLzfr  3.  rare- 
*«i4'*ijmir»iuir'  r^Ti  oiaif  1    .i»«i    *•»    c-aunro.   jur  Btr-iiti-aiaiitf   i»*r  T»r- 

5  J?'v  r;i*»r  "^i**»"!»»  2*t*-i.L«::ira;r  ■  1 1  *  ▼-^inr»  Jhjthi.  '^c"lÄ: 
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w.M»**  *»*-a  »ir>i  ♦  hi"^-^*..!  ■.-rui«L<i"3e  ZU  ^-  5-ti\  »Wir»ie 
4*A\  'C,jr*rzi  *:.i«*r  ♦tri:*  »ittr  *i:i  ^'.hi^*iz.r^  ki  «3t»r  itlaerm 
<^^  ,a  ^>ii  V"^  K  "'.^*  i-rO^  j*i:r!irfMi  :?'n:-»  z^T-^fa*.  «L  k  «t«  kaoa 

h'f ii«pf ; Az.p  ^j.A'xzT-sr.tra.  Vrl-  CAza  iii:<"i  Hi^erlin.  a.  a.  U. 
*  .^-iJ:  K'J^r.ift.  A'f;.a:X  jTi.  '*.  114:  Sefr*r.  Abbaaolr«^  S.  147. 
f'-fft^f  K*'»^»  ^♦^^'r^  •jio'em  m^'hr'rre  §rhweiieri*che  «nwetibäirher 
K^/f^Ä/ri*^,  «//;  Luz^rn  tv>'-*I  ^147  Ab*  2  cad  im We^atlicbea 
u\t4'tP.iuHUfum*'.ht\  a«/'h  v^hon  Lazern  ls>>  Art.  1^4  ff.:  Temme, 
i^UrU,  rt,  4'f^:  .Hat  ,  ,  die  'falsche^  Anklage  eine  Yerarteilaag 
rin/1  Mf f afroll/iehnnj^  znr  Fof^e  gehabt,  so  trin  die  im  §  141 
ih*:ir,fU'n  ifi\^4:h*:u  ?^'.ui(jti^^*:n  in  Kriminalsacben:  8. oben  S.402  Asm.740} 
fiufy*'ntt'Wt*t  Hc.nt'tfftwuufi;  in  Anwendung-  d.  h.  m.  a.W.  es  trifft  den 
'lUiiU'.f  lUtt  an  (Um  L'nucbrildigen  Tollzogcne  Strafe,  falls  dieselbe 
ht'fhf,r  \ni  alii  di«;  mmni  [na^rh  AlfS.  1]  für  die  einfache  falsche  An- 
U\tmf,  l'difift  l(ni;kNi<'lft  auf  die  Folgen]  angedrohte  Strafe).  Wört- 
Wf'U  tihvnmti  Obwaldcn  Art.  *'/)  Satz  3  (anter  Hinweis  anf  Art.  59 
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9)  Endlich  findet  sich  wohl  auch  (gleichwie  bei  dem  fal- 
schen ZeagniB)  eine  Beschränkung  der  analogen  Talion  auf 
den  denkbar  schwersten  Fall  der  Vollstreckung  der 
Todesstrafe  an  einem  Unschuldigen"*). 


betr.  des  falschen  Zeagntsses).  Eine  direktere  Fassung  hat  Aar- 
gau  §  166  Abs.  2:  „Wenn  .  .  die  falsche  Anklage  eine  Verurtei- 
lung und  Strafvo  11  Ziehung  gegen  den  Beschuldigten  zur  Folge 
gehabt  hat,  so  trifft  den  falschen  Ankläger  die  dem  Beschuldigten 
auferlegte  Strafe,  sofern  dieselbe  höher  ist  als  die  in  diesem 
Paragraphen  (d.  h.  nach  Abs.  1  als  regelmäfsige  Strafe  der  nicht 
qualificierten  falschen  Anklage)  bestimmte*".  Für  den  einfachen,  ohne 
jene  schweren  Folgen  gebliebenen  Fall  des  Delikts  schreiben  alle  drei 
angeflihrten  schweizerischen  Gesetze  übereinstimmend  Tor,  dafs  die 
(relativ)  fest  bestimmte  Strafe  (Zuchthaus  von  1—- 8  Jahren),  „nach 
Mafsgabe  .  .  des  dem  Beschuldigten  dadurch  zugefugten  Übels" 
anszumessen  sei.  S.  Luzern  §  147  Abs.  1;  Obwalden  Art.  60  Satz  1; 
Aar  gau  §  166  Abs.  1.  Den  gleichen  Grandsätzen  hatte  früher  auch 
Freiburg  (1849)  gehuldigt.  S.  Temme,  Lehrb.  S.  495.  Von  andern 
europäischen  Gesetzgebungen  s.  San  Marino  Art.  201:  „Se  in 
forza  dei  delitti  contemplati  nelle  presente  sezione  (d.  h.  P.  II  Lib.I 
Class  II  Tit.  III  Cap.  II  Sez.  1:  „Della  calunnia")  avvenne  la  con- 
danna  di  un  innocente,  la  quäle  sia  stata  in  tutto  o  in  parte 
esegnita,  ii  colpevole  soggiace  alla  stessa  condanna  proferita 
contro  rinnocente,  sempreche  questa  sia  maggiore  della  pena  ris- 
pettivamente  statuita  negli  (altri)  articoli  delle  presente  sezione"' 
In  Betracht  kommt  aus  letztem  bes.  Art.  289  Ziff.  1—3,  welcher 
für  das  blofse  Faktum  der  „calnnnia"  die  Strafe  nach  drei,  genau 
bestimmten,  Graden  abstuft,  bemessen  nach  der  verschiedenen 
Schwere  der  auf  das  fälschlich  imputierte  Delikt  gesetzten  Strafen. 
Von  aufsereuropäischen  Rechten  s.  noch  Japan  Art.  335—337 
welches  zunächst  allgemein  auf  die  Strafen  des  Meineids  (Art.  218  ff.) 
zurückverweist  und  sodann  im  Art.  357  noch  bes.  bestimmt:  „If  the 
person  falsely  complained of has been  unduly  condemned,  Articles221 
and  222  (über  das  Talionsprinzip  bei  falschem  Zeugnis  in  Kriminal- 
sachen ;  vgl.  oben  S.  403  Anm.  742)  shall  be  applicable  to  the  calum- 
niator«.  Vgl.  S.  Mayer,  S.A.  ans  GA.  1882  S.  26. 

773)  So  (auch)  hier  (vgl.  oben  S.406  Anm. 744a. E.)  St.  Gallen 
Art.  82 :  „Ist  in  Folge  einer  falschen  Anzeige  oder  Beschuldigung ...  ein 
Todesurteil  ausgesprochen  und  .  .  .  vollzogen  worden,  (so  ist) 
auf  Todesstrafe  zu  erkennen''.  Bei  blofser  Verurteilung  zum  Tode 
soll  (ebenfalls  wie  beim  falschen  Zeugnisse)   nur  Zuchthausstrafe  bis 


J**n  ^r^-Ti  ^i*^^*<^tzr,-;rh«^r,  w^l-ne  zwir  n:  ti:  airär  die  TaLV»« 
ly^iOa«*iivt  h^Vn.  w  al  ab»rr  at-^-a  e^nea  inttir  »^ier  w^il'ät 
4«^1  '^r.'^a  Aaclanjr  aa  •i-**^/'je  «^rkrnni^Ti  Iiii**eii  fa  der  B^ 

A'#*t.ir';ri2*ii  j^*5^i.r«irr^ii    ^;ra.r>   nA«-a    ifc^r  rM^awere  der 

nnffel^'k^^rbt  jr^rry-mmro  auf  Art  ond  iUr*  der  In  ab^tra^to 
iroTft  f>i¥irt»:  f^r  d^.4  fj»:trrTrr.«le  L>^i,lLt  a  n  jrdr».»  h  teil  Stra- 
fen ^*  ,    bald    dasr*^ir^n   aaf  B»^-bafenheit   und  H'-te  der   in 


xm  20  Jahre»  frintriiTeu,  Betr,  der  !*:khteni  Fall*  i.  Art.  S»  Ziff.  1, 
woika/rk  i^h/>n  die  biorü«  Thasaehe  der  bewa.'st  uwaiirea  Be> 
vhfiidijpsnj^  einer  ttraf>>area  Han^lan^^  mit  der  Absicht.  deaBes^rhol- 
dijrUm  «iB  einer  .Strafai;ter«aehaii^  za  belaßt ea  «^er  ia  eine  sole^  za 
rerwiekeln*,  mit  Zuehthaiu  bij  za  ^  Jahrea  oder  aiit  Arbeitskaas 
Vi»  je  fakaltat.  n#>eb  mit  Geldstrafe  bis  za  ^Iw  Frw.  bestraft  wer- 
den wÄ\,  Über  .StrafmildeniD^^rmide  s.  ebendaselbst  Ab«.  ^  osd  3. 
Za  V|fl,  int  aoeh  der  preafsiscbe  Ministerial- Entwarf  tob  1S3*5, 
welcher  in  §  ';^>^  bestimmt  hatte:  ,lst  .  ,  der  falsc'hlicb,  An^esehol- 
di^e  zor  Todesstrafe  {(A^i  za  lebenswieriger  Zwangsarbeit  Ter- 
urteilt  wwden,  so  tritt  'lebens^ierige  Zwangsarbeit  and;,  wenn  die 
^\t  Todesstrafe  ToHstreekt  worden,  geschärfte  Todes- 
strafe ein*, 

774j  Im  Einzelnen  sind  dabei  wieder  zwei  Haapt- Gruppen  tob 
Gesetzgebungen  za  unterscheiden,  je  nachdem  sie  I;  die  Strafbarkeit 
des  dem  Unschuldigen  imputierten  Delikts  in  abstracto  nor  als  all- 
gememeinen  Strafzamessungsgrand  od.  Hi  als  sog.  «Straf- 
abstufungsgrnnd*'  (Häberlin  Grundsätze  III  S.  341)  behandehi. 
Zu  Gruppe  I)  gehören:  Württemberg  Art.  288  (Strafe:  Je  aach 
der  Gröfse  des  angeschuldigten  Verbrechens  oder  Vergehens* 
Arbeitshaus  bis  zu  3  Jahren;;  Thurgau  §  220  (Strafe:  Je  nach 
der  .Schwere  des  Verbrechens  oder  Vergehens,  auf  welches  sich 
die  Beschuldigung  bezieht^  Gefängnis  oder  Arbeitshaas  bis  zu 
;;  Jahren)-,  Hchaffhausen  §  194  (ebenso);  Glarus  §74  (Strafe:  Je 
nach  der  Schwere  des  angegebenen  Verbrechens  oder  Ver- 
gehens [und  je  nach  den  Folgen,  welche  für  den  Angeschuldigten 
daraus  erwachsen  sind**]  Geldbafse,  Gefängnis  oder  Arbeitshaus  nebst 
fakult,  Entziehung  der  bUrgorl.  Ehrenrechte);  Zug  §  67  (Strafe:  Je 
nach  der  Schwere  der  Anschuldigung  und  den  Folgen  für 
den  Angeschaldigten*  Geldbufse   und  Gefängnis   nebst  fakolt.  Ent- 
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concreto  stattgefnndenen  Vern  rt  ei  langen  oder  gar  Voll- 
streckungen. Besonders  häufig  erscheinen  die  Fälle  (der 
Einleitung  eines  Strafverfahrens),  der  Bewirkung  einer 
Verurteilung  oder  einerStrafyollstreckungals erhübte 


Ziehung  der  btlrgerlichen  Ehrenrechte).  S.  etwa  auch  noch  Rufsland 
1845  §  1166  u.  1866  Art.  940  (Strafe  Terschieden:  „nach  Hafsgabe 
des  .  .  .  dem  Beschuldigten  zugefiigten  Schadens**);  vgl.  auch 
Rufsland  1845  §  2017:  („nach  Hafsgabe  der  vorgebrachten  Be- 
schuldigung«'); allenfalls  auch  Österreich  1852  §  210  litt,  b  und 
Bosnien  und  Hercegovina  §  293  (Erhöhung  der  regelmäfsigen 
Strafe  [schwerer  Kerker  von  1—5  Jahren]  bis  auf  10  Jahre,  «wenn 
[der  Verleumder]  den  Beschuldigten  einer  gröfsern  Gefahr  ausge- 
setzt haf).  —  In  Gruppe  II)  kann  man  weiter  unterscheiden,  ob  die 
verschiedenen  Strafstufen  1)  von  unten  (d. h.  von  den  leichtem  Fällen) 
nach  oben  (d.h.  zu  den  schwerem  Fällen)  hinauf  oder  2)  von  oben 
nach  unten  herabsteigen.  Zur  ersten  Klasse  gehören:  a)  mit  2 
Stufen:  Waadt  Art.  262  (a)  Nach  Abs.  1  für  die  gewöhnlichen 
FäUe:  Geldstrafe  nicht  über  600Frcs.  oder  r6clusion  nicht  über  zehn 
Monate ;  ß)  wenn  das  imputierte  Delikt  als  Strafe  r^clnsion  oder  em- 
prisonnement  von  3  Jahren  im  Maximum  oder  eine  noch  schwerere 
Strafe  nach  sich  ziehen  konnte:  r^clusion  von  4  Monaten  bis  zu  6 
Jahren  und  ev.  Geldstrafe  nicht  über  1000  Frcs);  Zürich  §  105 
(a)  regelmäfsig:  Arbeitshaus  oder  Gefängnis  [schlechthin];  ß)  bei 
Bedrohung  der  „verzeigten"  Handlung  mit  zeitlichem  oder  lebens- 
längl.  Zuchthaus:  fakult.  Zuchthaus  bis  zu  lOJahren nebst  [fact.] 
Geldbufse);  Dänemark  §  225  (a)  regelmäfsige  Strafe:  Gefäng- 
nis [schlechthin];  ß)  wenn  das  imputierte  Delikt  mit  Todesstrafe 
oder  Strafarbeit  bedroht  ist:  Strafarbeit  bis  zu  6  Jahren;  vgl« 
van  Swinderen,  Esq.III  p. 270fr.);  Englisch-Indien  Chapt.XI 
Sect.  211  (a)  regelmäfsig:  „imprisonment  of  either  description  for 
a  term  which  may  extend  to  two  years  or  with  fine  or  with  both"; 
ß)  wenn  es  sich  um  ein  mit  dem  Tode,  „transportation  for  life'' 
oder  «imprisonment  for  7  years  or  upwards**  bedrohtes  Delikt  han- 
delt: „imprisonment  of  either  description  for  a  term  which  may  ex- 
tend to  7  years"  n.  „fine'O;  b)  mit  3  Stufen:  Sachsen  1838  (und 
Sachsen- Altenbg.  1841)  Art.  197  Ziff.  1—3  (a)  „wenn  das  fälsch- 
lich angeschuldigte  Vergehen  mit  Arbeithaus  oder  einer  gerin- 
gern Strafe  bedroht  ist":  Gefängnis  von  1^6  Monaten  oder  Ar- 
beitshaus bis  zu  einem  Jahr;  ß)  „wenn  die  Strafe  in  Zuchthaus 
1.  oder  2.  Grades   [Sachsen -Altenburg:   in   zeitlichem  Zuchthaus] 
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Strafe  erheischende  Qualifikationen   gegenüber  der  (zo- 


besteht:  Arbeitshaus  von  1—2  Jahren*,  ;')  „bei  einem  Verbrechen, 
worauf  Todesstrafe  oder  lebenslang!.  Zncbthausstrafe 
steht":  Zuchthaus  [2  Grades:  fehlt  in  Sachsen- Alten  bürg]  von 
2 — 4  Jahren).  2)  Zur  zweiten  Klasse  (absteigende  Strafstnfen) 
gehören  a)  mit  2  Stufen:  schweizer  Vorentwurf  Art.  169  (a)  bei 
Beschuldigung  eines  Verbrechens:  Gefängnis  nicht  unter  3  Mona- 
ten oder  Zuchthaus  bis  za  5  Jahren;  ß)  einer  „Übertretung":  Ge- 
fängnis bis  zu  3  Monaten  oder  Geldstrafe  bis  zn  1000  Frcs);  Uri. 
Entw.  von  1894  Art.  58  litt,  c  (zum  Thatbestande  Beschuldigung  wegen 
eines  schweren  Verbrechens  erfordernd  [Pfenninger,  Motive  S.  141] : 
a)  regelmäfsig:  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren*,  ß)  „in  leichtem 
Fällen":  Arbeitshaus.  Aufserdem  wird  noch  als  Regel  für  die  „Straf- 
zumessung" aufgestellt,  dafs  „die  schwerste  Strafe"  eintreten  soll, 
„wenn  [durch  die  falsche  Anklage]  ein  Unschuldiger  Strafe  erlitt"). 
Vgl.  auch  England,  Crim.  Code  (Indict.  off.)  Bill  1878  Chapt.  XII 
Sect.87(„Conspiracies  to  bring  false  accusations";  Strafe:  a)  14  Jahre 
penal  servitude,  „if  the  offence  of  which  such  person  is  to  be  falsely 
accused,  is  pnnishable  by  death  or  penal  servitude  for  life" ; 
ß)  7  Jahr  penal  servitude:  in  allen  andern  Fällen).  Ähnlich  wie 
nach  dem  Entwurf  von  1878  ist  übrigens  auch  im  geltenden  eng- 
lischen Rechte  „die  falsche  Anschuldigung  an  und  für  sich  nicht 
strafbar,  wohl  aber  die  Verabredung  zu  derselben"  (vgl.  oben  „Con- 
spiracies").  Die  Strafe  ist  jedoch  (schlechthin)  Gefängnis  und 
Zwangsarbeit.  Schuster  in  StGG.  I  S.  642  mit  weitem  Angaben. 
In  Schottland,  welches  auch  die  falsche  Anschuldigung  als  solche 
bestraft,  ist  die  Strafe  Zuchthaus  oder  Gefängnis.  Schuster,  a.a.O. 
S.  G84;  b)  mit  3  Stufen:  Thüringen  Art.  138  Ziff.  1-3:  (a)  bei 
Bedrohung  des  imputierten  Delikts  mit  [Meiningen,  Reufs: 
Todesstrafe  oder]  lebenslänglichem  Zuchthanse:  Arbeitshans 
oder  Zuchthaus  bis  zu  4  Jahren;  ß)  mit  zeitlichem  Zuchthause: 
Arbeitshaus  bis  zu  2  Jahren*,  y)  „bei  andern  Verbrechen":  Gefangn. 
bis  zn  G  Monaten  od.  Arbeitshaus  bis  zn  1  Jahr);  Griechenland 
Art.  334  Ziff.  1—3  (Strafe  verschieden,  je  nachdem  es  sich  handelt  um 
a)  Beschuldigungwegeneines  „Verbrechens"  /^)  eines  „Vergehens^ 
oder  ;")  einer  „Disciplinar-  oderPolizeiübertretung");  Malta 
Art  93  (a)  „Se  la  falsa  denunzia  fosse  di  un  delitto  portante  a  pena 
maggiore  dei  lavori  forzati  o  di  prigionia  per  due  anni":  lavori 
forzati  da  13  a  18  mesi;  ß)  „se  di  un  delitto  che  portasse  a  pena 
non  eccedente  2  anni  di  lavori  forzati  o  di  prigionia,  ma  che  non 
fosse  punibile  colle  pene  stabilite  per  le  contravvenzioni" :  lav.  forz. 
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nächst  erwähnten)   einfachen    (d.  h.  ohne  jene  Folgen  ge- 
bliebenen) Form  des  Delikts  behandelt"*). 

c)  Diejenigen  Gesetze   (bezw.  Gesetzentwürfe),  welche 
sich  dazu  entschlossen  haben  für   die   falsche  Anschuldigung 


da  6  a  9  mesi;  y)  ,>&e  .  .  fosse  di  un  reato  punibile  colle  pene  sta- 
stabilite  per  le  contravvenzioni'':  prigionia  da  3  giomiadmesi); 
Spanien  1848 Art. 241  u  1870  Art. 341  (Strafe  verschieden, je  nachdem 
es  sich  handelt:  a)  nm  eine  Beschuldigong  wegen  eines  „delito 
grave",  ^)  „menos  grave"  oder  y)  einer  „falta"  [Übertretung].  Vgl. 
Rosenfeld  in  StGG.  I  S.  519);  c)  mit  4  Stufen:  Braunschweig 
§  144  Ziff.  1—4  (a)  bei  Bedrohung  »^der  verbrecherischen  Hand- 
lung, auf  welche  sich  die  Anzeige  bezieht",  mit  Todes-  od.  Ketten- 
strafe :  Zuchthaus  [schlechthin] ;  ß)  bei  Bedrohung  mit  Zuchthaus: 
Zwangsarbeit  nicht  unter  IJahr ;  y)  mitZwangsarbeit,  Dienst- 
entsetzung oder  Dienstentlassung:  Zwangsarbeit  bis  von  1  Jahr; 
6)  in  andern  Fällen:  Gefängnis  bis  von  1  Jahr).  —  Eine  Kombina- 
tion der  Systeme  der  Gruppen  1  n.  II  enthalten:  Hannover  Art.217  (n. 
ebenso  schon  Entw.  v.  1825  Art.  219),  indem  es  einmal  in  Abs.  1  Ziff.I  u. 
II  z  w  e  i  bestimmte  absteigende  Stufen  der  Strafbarkeit  aufzählt,  sodann 
aufserdem  aber  noch  in  Abs.  2  vorschreibt,  dafs  «in  beiden  Fällen... 
die  Dauer  der  Strafe  mit  Rücksicht  auf  die  Strafbarkeit  der  dem 
Denuncierten  angeschuldigten  Handlung  zu  bestimmen**  sei.  Vgl. 
auch  H  ab  erlin,  Grundsätze  III  S.  344.  S.  ferner  Bern  Art.  181, 
Abs.  1  und  2  mit  zwei  (aufsteigenden)  Stufen,  für  deren  zweite  (bei 
Bedrohung  der  angezeigten  Handlung  mit  lebenslängl.  Zuchthaus  [od. 
mit  der  Todesstrafe*,  vgl.  oben  Anm. 675]  die  Strafe  [Zuchthaus  bis  zu 
20  Jahren]  bemessen  werden  soll  ,Je  nach  der  Schwere  des  Falles  und 
der  G  r  ö  f  8  e  des  dem  Beschädigten  zugefügten  Nachteil  s").  Vgl. 
auch  noch  Graubüuden  §201  u.  Schwyz  §  81  (s.  unten  Anm.  775). 
775)  Thurgau  %  220  erachtet  es  z.  B.  schon  als  erschwerten 
Fall,  „wenn  die  falsche  Beschuldigung**  auch  nur  „ein  gericht- 
liches Strafverfahren  gegen  den  Beschuldigten  zur  Folge  hatte'S 
Schaffhausen  §.194,  wenn  „ein  Strafverfahren  oder  eine 
Strafe"  bewirkt  wurde-,  Graubünden  §  201  Ziff.  2  nennt  als  eine 
dritte  weitere  Erschwerung  den  speziellen  Fall,  dafs  „die  falsche  An- 
schuldigung den  Tod  des  Angeschuldigten  zur  Folge  gehabt  hat" 
(wofür  als  Strafe  lebenslängliche  Zuchthausstrafe  eintreten  kann). 
Ähnlich  sondert  Schwyz  (§  81  litt,  a  und  b):  a)  die  gewöhnlichen 
Fälle  ohne  weitere  Folge;  b)  die  Bewirkung  einer  Verurteilung 
des  Angeschuldigten;  c)  den  Fall,  dafs  „die  Anklage  den  Tod  des 
Angeschuldigten    zur  Folge   gehabt   hat".    Über   Uri,   Entw.  1894 
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ir*^f^*r*i  a,  ir^v/ftftli'tAer  Fall  »'••re»  T.:a*^«»WwF»>Irea  :  Soafc: 
y,n*-hU,x»A  bi«  M  '/  Jai'.r^ra  ^yi^r  <j*-5L^i*  mi-rix  «ster  ciaea  Xoaat 
1  J'/-?  AU.  I,:  b  t/*rj  Verart^ilBBi^  w^^e»  Yerbreckens  oder 
V*5fK*;h*jf»«{  Zo/h'kafu  W«  za  10  Jahnm:  f,  bri  Ter  urteil  om^  lor 
'I  h^f.%n\t%iH  *A^i  f;ici#rr  Freik^iu«trafe  ül^r  5  Jalire:  Zocliüiaaa  tob 
;^  1:/  HSit^'n  ^ K\f%  'l,,  Italien  l'v^  Art.  212  setxt zmiaelist  a)  als 
Hfraf^  ffir  Hi«;  klofM;  '1  hatifaebe  der  fals^^hen  Aiuchuldi^img  fest: 
K\uM4'UUf.(niif$K  v#/ii  J  '  5  «lakreo  und  zeitige  Unfähigkeit  xa  öffeBt- 
\hhttfi  Auit*ir$n  h)  'iau^nid«  Unfabigkeit  za  üffentL  Ämtern  and  £in- 
tH'UWt'tnnitii^  yttn  ii    Vi  JitkSitMi,  wenn   a)  die   strafbare  Handlang  eine 
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falschen  ZengnisscB)  zur  Zeit  im  grorsen  Ganzen  noch  die 
Minderheit "«). 

d)  Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  dafs  in  zwei  noch  gel- 
tenden  europäischen  ''''^)  Strafrechts-Kodifikationen  das  Talions- 

Freiheitsstrafe  von  mehr  als  5  Jahren  nach  sich  zöge  oder  ß)  wenn 
zufolge  der  falschen  Anschuldigung  eine  Verurteilung  zu  einer 
Freiheitsstrafe  (überhaupt)  ausgesprochen  wurde ;  c)  Einschliefsung 
von  mindestens  15  Jahren,  ,,wenn  Verurteilung  zu  einer  schwerern 
Strafe  als  Einschliefsung  ausgesprochen  wurde''.  Finnland  Kap.  26 
§  1,  Abs.  1  und  2  bestimmt:  a)  für  den  regelmäfsigen  Fall,  abges. 
von  weitem  Folgen:  a)  gewöhnlich  Zuchthaus  bis  zu  4  Jahren  und 
Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  oder  Gefängnis  nicht  unter  vier 
Monaten;  ß)  bei  bes.  mildernden  Umständen:  Gefängn.  von  2  Mo- 
naten bis  zu  2  Jahren  oder  Geldstrafe  nicht  unter  200 M.;  b)  bei  Ver- 
urteilung des  Angeschuldigten  zu  Zuchthaus  oder  Todesstrafe 
und  ganzer  oder  teilweiser  Vollstreckung  dieser  Strafen:  Zucht- 
haus von  2—12  Jahren  oder  auf  Lebenszeit  und  Verlust  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte.  Über  Schweden  Chap.  XVI  §  1—3  und  Nor- 
wegen Kap.  XVII  §  1—3  (nach  der  neuem  Fassung)  s.  schon  oben 
Anm.770vbd.m.Anm.735.Vgl.auchnoch  Bulgarien,  Entw.§§  183, 184. 

776)  So:  Hessen  Art.  303;  Nassau  Art.  296;  Preufsen  §138 
(=  Waldeck  §  128);  Österreich  §  210  (s.  aber  auch  Anm.  774); 
Sachsen  1855  (u.  1868)  Art.  236  (vbd.  mit  235);  Oldenburg  1858 
Art.  126;  Bayern  1861  Art.  199;  Lübeck  §  104;  Bremen,  Entw. 
1868  §  271;  Hamburg  Art.  117;  deutsch.  RSlGB.  §  164;  Neuen- 
burg 1856  Art.  203  und  1891  Art.  159;  Freiburg  Art.  188  u.  365; 
Basel  §  83;  Genf  Art.  302;  Appenzell  A./Bh.  §  108  (vgl.  oben 
S.  432  Anm.  758);  Solothurn  §  94;  Aargau,  Entw.  1892  §  450; 
Rufsland  1866  Art.1535;  Serbien  §209;  Niederlande  Art. 268; 
Monaco  Art.  375  (=  C.p.  fran^ais  Art.  373);  Rumänien  Art.  298 
(=  Code  p6iial  fran^ais  Art.  373  ff.);  Belgien  und  Luxemburg 
Art.  445;  Portugal  Art.  244  und  245  (vgl.  Tavares  de  Medei- 
ros  in  StGG.  I  S.  560);  Niederländisch-Indien,  Wetb.  voor  de 
Europ.  (u.  voor  Inl.)  Art.  287.  Über  England  und  Schottland  s. 
schon  oben  S.  446  Anm.  774 

777)  Von  aufs  ereuropäischen  Gesetzgebungen  ist  zu  vgl.:  Me- 
xiko Art.6ö5,  wonach  „die  Strafe  der  aufsergerichtlichen  Ver- 
leumdung'' (vgl.  oben  S.  431  Anm.  758)  dieselbe  sein  soll  „wie 
für  verleumderische  Anklagen  oder  Strafanträge"  (von  denen  Art.  663  ff. 
handeln).  Nach  Art.  665  daselbst  kann  aber  ev.  analoge  Talion 
eintreten.  S.  obeu  S.  439  Anm.  769.  Über  die  Strafe  der  blofsen 
„Nachrede"  s.  Art.  64G  Ziff.  I  u.  II. 

Günther,  Idee  der  Wiedenrergeltung.  III,  1.  29 


diar*  aT-»z*r»irri2.;  wrd'rii  La.  Li  rixi  4l\rr2>7j>rr  W^iae 
*!tLT^7'A  E-izLlj-i  ziLi.L-i'«  Cjl*  a■•a:r«•^r^::l:^^ie  Gr:se;i- 
bc'-i  ra  I  rT  T.:r.  dji.*  .wrcji  ...  «i-rr  .Verlr^si-^r  eii>es 
LL.*rL\l  i:^-  MrLii-Lrrz.    E  >  i ;  b  r  w  ^  I  r ;  -  di.V  -ii^jr- \pr  Wahr 

—  Cä^  Grry-Lt  ^Lr^ri:  .VerleTSL-i-rr  cbecjo  m  be^infen* 
luibr-,  .w'>  d-rr  Er-^L-Mrie  br^-r^if;  w.ir^ira  wäre,  tätie 
da*  Geruht  drü^Iben  al«  «•i::Mr  b-rf^i-'i-ra"  ~^  .  ÄLnli'-h 
kr^Änmt  das  .SG^f^»e^:zb::':i  drr  f  =rke:  in  Ar^.  fIoAh>.i 
dai  der  der  Verlenmdcnz  -d-rraxa::*:::"  "^  Sehuldise 
.%LaIL  if  the  blander  be  ppjve^l  be  p-Tiri-Le^i  wiüi  süeh  pe- 
Da!t.'e«  as  mi^ht  be  iiiä:e:ed  vr*'ii  the  party  slandered, 
if  tue  «landerf'C«  ehar^es  were  true^. 

Alle  thr.^n  Ge^ize.   An*:h  wenn  sie  fr-^-h  den  Vt^rwnrf 
einer  kriminell  strafbaren  Handliui^r    Verbrerhens   etc.  ■    au>- 


77*?  Aas  dem  W»>nlaat  der  dest^chea  Cl-ersenui:^  geht  aller- 
dings nicht  ranz  klar  herror.  ob  der  §  S7  aceh  den  Fall  der  ^ ericht- 
liehea  faljehea  Beieboldiznn^  lAnzeire  nit  cmfa.st.  Naeh  Wahl- 
bcr^,  Ge«,  Sehriften  III  S.  :5^\  der  aebea  ,YerIeiimdun§*  anch  voa 
einer  Anzei^*  •'Koji  opada)  spricht,  dürfte  dies  wohl  der  Fall  sein: 
dagegen  braucht  Dickel  in  .StiiG.  1  S  ;>11  nur  den  Aasdmck  ,Üble 
Nachrede^  n,  Post,  Grundrifs  der  etfanoL  Jurispr.  II  S.  3MAnm.7 
a.  E,  die  Bezeichnnng  ^Yerleomdong**.  S.  noch  PopoTie,  Recht 
nnd  Gericht  in  Montenegro  §  !<>>.  —  Eine -interessante  auf  dasProzefs- 
recht  bezügliche  Vorschrift  enthalt  noch  der  letzte  Satz  des  angc- 
f  Uhren  $  87:  ,^ehlt  es  an  Zeugen,  so  kann  der  eine  wie  der  andre 
Teil  sich  vier  unbescholtene  Eideshelfer  wählen,  und  dann  ist  das 
Recht  demjenigen  zuzuerkennen,  an  dessen  Seite  sich  mehrere  solche 
Eideshelfer  befinden*^ 

77fi;  Dieser  Begriff  umfafst  nach  Art  213  Abs.  1  die  ,^haup- 
tung  einer  bestimmten  Thatsache,  die,  wenn  sie  wahr  wäre,  entweder 
strafbar  oder  geeignet  sein  würde,  den  Verleumdeten  bei  seinen 
Mitbürgern  verächtlich  zu  machen",  aufgestellt  „entweder  in  einer 
Rede,  in  einer  Ycr^ammltmg  oder  durch  Anschlag  bezw.  Verteilung 
von  Schriften  (auch  ungedruckten)",  van  den  Berg  in  StGG.  I 
8.  730.  Dagegen  ist  „die  verleumderische  Anzeige  (i.  e.  S.  oder 
falsche  Anschnldignng)  ...  nicht  unter  Strafe  gestellt",  van  den 
Berg,  a.  a.  0.  S.  731. 
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ärttcklich  zum  Thatbestande  der  „Verleumdung"  rechnen  '*®), 
haben  doch  die  Vei-wendung  der  analogen  Talion  fttr  dieselbe 
aufgegeben  und  statt  dessen  sich  höchstens  noch  mit  der  Auf- 
stellung verschiedener,  nach  der  Wichtigkeit  des  angedichteten 
Delikts  und  seiner  Strafe  bemessenen  Strafstufen  '®^)  begnügt, 


780)  Vgl.  darüber  oben  S.  429  ff.  Anm.  758  litt,  b  u.  c. 

781)  1)  Zwei  aufsteigende  Stufen  haben  hier8achsenl8d8(u. 
SachBen-Altenburgl841)  Art.  194  (nämlich:  a)  regelmäfsig:  Gefäng- 
nis bis  zu  6  Monaten,  bezw.wenn  die  Strafe  6  Wochen  Gefängnis  nicht 
übersteigt,  yerhältnismäfsige  Geldbufse;  b)  „wenn  die  Verleumdung 
ein  gesetzlich  mindestens  mit  Arbeitshausstrafe  bedrohtes  Ver- 
brechen betrifft  .  .:  (fak.)  Erhöhung  der  Strafe  auf  Arbeitshausstrafe 
bis  zu  2  Jahren)  und  (ganz  ebenso)  Thüringen  Art.  185.  2)  Alle 
übrigen  Gesetze  beobachten  das  System  der  absteigenden  Straf- 
stufen, und  zwar  haben:  a)  die  meisten  deren  zwei,  so:  Braun- 
schweig §  199  (a)  Gefängnisstrafe  bis  von  IJahre,  „wenn  dem  Be- 
leidigten ein  mit  Zwangsarbeit,  Dienstent^etzung  oder  Dienstentlassung 
oder  härterer  Strafe  bedrohtes  Verbrechen  beigemessen  [oder  durch 
die  Verleumdung  ein  erheblicher  Nachteil  zugefügt  ist"];  ß)  „in  an- 
dern Fällen":  Polizeistrafe  mit  Gefängnis);  Hannover  Art.  262 
Ziff.  I  u.  II  (a)  Arbeitshaus,  wenn  die  Verleumdung  „den  Vorwurf 
eines  Verbrechens  enthält,  durch  welches  eine  schwere  Strafe 
[d.  h.  nach  Art.  8:  Todes-,  Ketten-,  Zuchthausstrafe  oder  Dienstent- 
setzung] verwirkt  sein  würde";  ß)  „in  andern  Fällen":  Gefäng- 
nis oder  Geldstrafe);  Hamburg  Art.  167  (a)  G*efängnis  [schlecht- 
hin], „wenn  dem  Beleidigten  ein  mit  Zuchthausstrafe  bedrohtes 
Verbrechen  beigemessen  [oder  durch  die  Verleumdung  ein  erheblicher 
Nachteil  zugefügt]  ist*,  ß)  sonst:  Gefangn.  bis  zu  6  Monaten  oder 
Geldstrafe  bis  zu  600  Thalern);  Schweden  Chap.  XVI  §  7  (a)  „si 
rinfraction  imput^e  est  de  nature  ä,  pouvoir  entrainer  la  peine 
de  mort  ou  les  travaux  forc6s  au  dessus  de  2  ans  ou  Pincapacitö 
d*ßtre  ewploy6  au  seroice  de  TEtat" ;  Strafe :  trav.  forc6s  v.  2  Jahren, 
höchstens  oder  emprisonnement  von  6  Monaten  im  Maximum';  ß)  „en 
autre  cas":  empris.  von  6  Monaten  im  Maximum  oder  Geldftrafe); 
Rumänien  Art.  297  (im  Wes.  =  Code  p^nal  Art.371):  (a)  wenn  das 
imputierte  Delikt  mit  lebenslängl.  oder  zeitiger  Zwangsarbeit  [munca 
silnicä]  bedroht  ist;  Strafe:  IVt  l>is  2  Jahre  Gefängnis  [inchisörea) 
und  100—2500  leT  Geldb.;  ß)  in  allen  andern  Fällen:  1  bis  6  Monate 
Gefängnis  und  50  bis  200  leT  Geldb.);  Spanien  (1848  Art.  366  und) 
1870  Art.  468,  469   (a)   höhere  Strafe    fUr  fälschliche  Beschuldigung 

29* 
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meistens  aber   bereits    tlberhaupt  von   vornherein  bestimmte 
Strafen  angedroht '••). 

3.  a)  Gleichsam  den  Übergang  von  der  durch  Privat- 


eines  ,,delito  grave";  ß)  geringere  Strafe  für  die  eines  ,,delito  menos 
grave");  Niederländisch- Indien,  Wetb.  voor  d.  Enr.  (und  voor 
Inl.),  Art.  285  (vgl.  C.  p.  fran§.  Art.  371):  (a)  bei  der  Imputation  eines 
Delikts,  das  [nach  Art.  5,  Nr.  1—3]  mit  dem  Tode,  Zuchthaus 
[resp.  nach  Wetb.  voor  Inl.:  „dwangarbeit  in  den  ketting**]  v.  6—20 
Jahren  oder  von  5—15  Jahren  bedroht  ist:  Gefängnis  [resp.  nach 
Wetb.  voor  Inl.:  „dwangarbeit  buiten  den  ketting"]  von  2—5  Jahren 
und  Geldstr.  von  100—2000  Gulden;  ß)  in  allen  andern  Fällen:  Ge- 
fängnis [resp.  „dwangarbeit  buiten  den  ketting'']  von  1—6  Monaten 
und  Geldstr.  von  25—1000  Gulden);  Ägypten  Art.  278  (a)  höhere 
Strafe,  wenn  das  „fait  diffamatoire"  nach  sich  ziehen  könnte,  „une 
peine  criminelle";  ß)  leichtere  Strafe,  wenn  es  sich  um  „autro 
cas"  handelt),  b)  Drei  (absteigende)  Stufen  hat  Griechenland 
Art^  335  Ziff.  1—3,  (wie  bei  der  falschen  Anschuldigung,  Art.  334 
vgl.  oben  S.446  Anm.774),  je  nachdem  es  sich  um  Verleumdung  a)  wegen 
eines  Verbrechens,  ß)  eines  Vergehens,  oder  y)  einer  Dis- 
ciplinar-  oder  Polizei-Übertretung  handelt.  —  Einige  Ge- 
setze haben  zwar  auf  Aufstellung  bestimmt  abgegrenzter  Straf- 
stufen verzichtet,  unterscheiden  aber  doch  noch  zwischen  „schwerem" 
(bezw.  „der  schwersten",  „sehr  schweren")  oder  „schweren"  und 
„leichtern"  oder  „leichten"  Fällen.  So:  Württemberg  Art.  287; 
Bremen,  Entw.  1868  §357—359 ,  Luzern  §90;  vgl.  Stooss,  Grundz. 
IIS. 314;  Obwalden  Pol.StG.  Art.76;  Glarus  §111;  Zürich  §150 
(Stooss,  a.a.O.  S.314);  Zug  §81;  Appenzell  A./Rh.  §  108;  Uri, 
Entw.  1894 Art. 35 (gewöhnliche,  „leichte"  u. „schwere"  Fälle;  vgl. Pf en- 
ninger,  Motive  S.  122). —  Den  direkten  Übergang  zu  den  in  Anm.  782 
genannten  Gesetzgebungen  bilden  endlich  diejenigen,  welche  zunächst 
eine  (relativ)  fest  bestimmte  Strafe  androhen,  jedoch  ausdrücklich  be- 
tonen, dafs  bei  Zumessung  der  (konkreten)  Strafe  durch  den  Richter 
„die  Gröfse  der  Beschuldigung  und  des  dadurch  etwa  entstan- 
denen Schadens"  u.b.w.  berücksichtigt  werden  solle.  So  z.B.  Hessen 
Art.  306  Ziff.  1  vbd.  mit  Art.  307  Ziff.  1  und  Nassau  Art.  299  Ziff.  1 
vbd.  mit  Art.  300  Ziff.  1;  vgl.  femer:  Baden  §  287,  288  und  296 
(Bücksicht  „bei  Ausmessung  der  Strafen"  auf  die  „Schwere  der 
Beschuldigung"  und  des  verursachten  Schadens") ;  Graubünden 
Pol.StG.  §  37  Abs.  1  (,Je  nach  der  Schwere  des  angeschuldig- 
ten Verbrechens  oder  Vergehens":  Geldb.  bis  1000  Frcs.  oder 
Gefängnis  bis  zu  1  Monat). 
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personen  begangenen  gerichtlichen  falschen  Anschaldignng 
zu  den  Amtsverbrechen  der  ungerechten  Verurteilung  Un- 
schuldiger, der  widerrechtlichen  Strafvollstreckung  u.  a.  m. 
vermittelt  das  Delikt  der  rechtswidrigen  und  wissentlich  fal- 
schen Einleitung,  bezw.  Fortsetzung  e  in  erKriminal- 
Untersuchung  (Strafverfolgung,  Strafverfahren  etc.)  durch 


782)  So:  Preufsen  §  156  (=Waldeck§  150);  Österreich  1852 
Art.  493;  Oldenburg  1858  Art.  149  §  1,  2;  Bayern  1861  Art.258; 
Lübeck  §  124;  deutsch.  RStGB.  §  187;  Thurgau  §  223  Abs.  2; 
Waadt  Art.  263;  Neuenburg  1856  Art.  194;  Wallis  Art. 276  und 
280;  Schaffhausen  §196;  Bern  Art.  177;  Basel  §  131;  Tessin 
Art.  345  §  1,  2;  Freiburg  Art.  411;  Genf  Art.  303,  304;  St.  Gal- 
len Art.  106;  Neuenburg  1891  Art.  342;  Aargau.  Entw.  §  292; 
Schweiz.  Vorentwurf  Art.  122  Abs.  2;  Bosnien  n.  Hercego- 
vina  §  447;  Serbien  §  210;  Ungarn  §  258  u.  259;  Kroatien, 
Entw.  §  232  Abs.  1,  2;  Österreich,  Entw.  1891  §  212;  1893  §  204; 
Norwegen  Kap.XVII  §  5;  Dänemark  §115,  116;  Niederlande 
Art.  261,  262;  Finnland  Kap.  27  §  1  Abs.  1  u.  2;  Sardinien 
1839  Art.  616  flf.;  Malta  Art.  240flf.;  San  Marino  Art.  480flf;  Ita- 
lien 1889  Art.  393;  Belgien  u.  Luxemburg  Art.  444;  Monaco 
Art.  370;  Portugal  Art.  407,  412;  Englisch-Indien  Chapt.  XXI 
Sect.  500  ff.  ;^  Japan  Art.  358  Ziff.  1,  2;  Kongostaat  Art.  16.  Eine 
erhöhte  Strafe  soll  aber  auch  nach  den  meisten  dieser  Gesetz- 
bücher eintreten  entweder  bei  Öffentlichkeit  der  Begehung  des 
Delikts  (falls  nicht  ausnahmsweise  [so  z.B.  in  Japan]  die  öffentliche 
Begehung  bereits  schlechthin  zum  Thatbestandsmerkmal  erhoben  ist) 
oder  doch  bei  Begehung  durch  Schriftliohkeit,  Druck,  oder 
(öffentlich  ausgestellte)  bildliche  Darstellungen  (vgl.  oben 
S.432  Anm.758a.  £.).  —  Das  dem  altem  Rechte  bekannte  Talions- 
prinzip für  Verleumdung  durch  „Pasquill"  oder  (anonyme)  „Schmäh- 
schrift i.  e.  S.  ist  in  der  neuem  Gesetzgebung  durchgehends  auf- 
gegeben worden.  Vgl.  z.B. für  Deutschland:  Köstlin,  Abhandlgn. 
S.  103—105.  Doch  findet  sich  meistens  noch  eine  besondere  Aus- 
zeichnung dieses  Falls  nebst  Androhung  einer  mehr  oder  weniger  er- 
höhten Strafe  für  denselben.  Vgl.  u.  a.  bes.:  Sachsen  1838  (und 
(S.-Altenburg  1841)  Art.  200;  Württemberg  Art.  284  Ziff.  3; 
Braunschweig  §  198  Ziff.  1;  Hannover  Art.262  Abs.  3;  Hessen 
Art.  311;  Nassau  Art.  304-,  Baden  §  300;  Thüringen  Art.  191; 
Österreich  Art. 491;  Sachsen  1855  (u.  1868)  Art.  242;  Thurgau 
§  226;  Obwalden  PolStG.  §  68;   Tessin  Art.  349   §  2  („libelli  fa- 
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Beamte  (insbes.  Richter,  Untersuchungsrichter,  Staatsan- 
wälte, Polizeibeamte  etc.)  gegen  unschuldige  Personen'"). 
Es  wird  daher  denn  auch  in  den  Gesetzen  öfter  geradezu  auf 
die  entsprechende  Anwendung  der  Vorschriften  über 
die  falsche  Denunciation  hingewiesen.  In  Folge  dessen  aber 
findet  sich  auch  ftlr  diese  Strafthat  vereinzelt  die  (wenngleich 


mosi");  Aargau,  Entw.  §  304;  Bosnien  u.  Hercegovina  §  445; 
Niederlande  Art.  261  Abs.  2  und  262  Abs.  1  („Schmähschrift'') ; 
Sardinien  1839  Art.  619  („libello  diffamatoire") ;  Malta  Art  241 
(„libello  famoso");  San  Marino  Art.  481  („libello  famose").  Ober 
England,  Crim.  Code  (Indict.  off.)  Bill  1878 Chapt. XXVI  Sect.l76ff. 
(„defamatory  libelß"),  und  New -York  §  242  ff.  („Schmähschrift")  s. 
schon  oben  S.  432,  433  Anm.  758  a.  £.). 

783)  Von  mehreren  Schriftstellern  wird  auch  dieses  Delikt  schon 
zu  der  „Rechtsbeugung"  im  weitern  Sinne  gerechnet,  so  bes. 
von  Meves  in  HH.  III  S.  980  ff.  und  Schütze,  Lehrbuch  S.  529, 
530;  8.  auch  Hälschner,  Gem.  deutsches  Strafrecht  II  S.  1075 ff. 
Vgl.  dazu  L. Oppenheim,  Die Rechtsbengungsverbrechen,  S. 37—42, 
S.  136  und  bes.  S.  149  ff.,  („Verhältnis  der  falschen  Untersuchung  zur 
Rechtsbeugung"),  nach  welchem  (wenigstens  im  geltenden  deut- 
schen Recht)  „in  Wahrheit  die  falsche  Untersuchung  nur  ein  be- 
sonderer Fall  der  parteiischen  Rechtsbeugung"  (8.'S.122ff.)  ist 
und  ihr  „Thatbestand  .  .  .  vollkommen  in  dem  Thatbestand  dieses 
(letztem)  Verbrechens  aufgeht".  A.  a.  0.  S.  149;  vgl.  S.  158.  — 
Über  das  (im  Folgenden  von  uns  nicht  besonders  berücksichtigte) 
Delikt  der  „Erpressung  von  Geständnissen  oder  Aussagen  (von 
Angeschuldigten  oder  Zeugen)  in  einer  Untersuchung"  (RStGB.  §  343) 
und  sein  Verhältnis  zur  Rechtsbeugung  s.  ausführlich  Oppen- 
heim, a.  a.  0.  S.  159—186;  vgl.  auch  Meves,  a.  a.  0.  S.  984  ff.-, 
Hälschner,  Gem.  deutsch.  Strafr.  II  S.  1075  ff.  Bei  Festsetzung  der 
Strafe  für  dieses  Delikt  findet  sich  eine  Rücksichtnahme  auf  die 
dadurch  fUr  den  Prozefsausgang  hervorgerufenen  Folgen  (wie  Ver- 
urteilung eines  Unschuldigen  oder  minder  Schuldigen  oder  gar  die 
Vollstreckung  eines  solchen  Urteils)  bes.  in  Braunschweig 
§  275  Ziff.  I  in  Verbdg.  mit  §  135  Ziff.  1  (wonach  eventuell  sogar 
[wie  bei  Meineid  in  Eriminalsachen ;  vgl.  oben  S.  401  Anm.  739]  die 
analoge  Talion  platzgreifen  kann).  Ähnlich  Hannover  Art.  347, 
348  vbd.  mit  Art.  211  (bes.  Ziff.  I  Abs.  2).  Vgl.  ferner  die  (allerdings 
nicht  mehr  zur  Talion  ansteigenden,  aber  doch  verschiedene  Straf- 
stufen unterscheidenden)  Vorschriften  von  Hessen  Art.  458Abs.l  u.2, 
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nnr  indirekte)  Sanktionierung  des  Talionsprinzips''^^) 
oder  doch  wenigstenB  noch  ein  gewisser  Anklang  an  das- 
selbe durch  Aufstellung  verschiedener  Strafstufen  je  nach 
der  Schwere  des  dem  Unschuldigen  zur  Last  gelegten 
Verbrechens  '**),     während     freilich    die    Mehrzahl     der 


Nassau  Art.  454  Abs.  1  und  2,  Bayern  1861  Art.  380,    Bremen, 
Entw.  1868  §  570,  571,  Rufsland  1866  Art.  345. 

784)  So  nach  Norwegen  Kap.XXIV  §1  (amtliche  Anklage 
wegen  einer  strafbaren  Handlung  trotz  Kenntnis  der  Unschuld  des 
Angeklagten)  mit  Hinweis  auf  die  eventuelle  Anwendung  der  Vor- 
schriften des  Kap.  XVII  §  1  und  3  (worüber  Näheres  schon  oben 
S.  441  Anm.  770)  und  Schweden  Chap.  XXV  §  3  („Le  Gouverneur 
de  Province  ou  autre  individu  autorisö  äpoursuivre  d'office  qui 
anra  intent^  une  poursuite  devant  un  tribunal  contre  celui 
qu'il  savait  €tre  innocent,  sera  destituö  et  puni  de  la  peine 
portde  par  le  Chap.  16  contre  la  fausse  d6nonciation  .  .". 
Vgl.  ttber  dessen  [alternative]  Zulassimg  der  Talion  nach  §  3 
das.  oben  S.  441  Anm.  770  a.  £.). 

785)  So:  Braunschweig  §  271:  „Einen  Justiz-  oder  Poli- 
zeibeamten, der  wissentlich  einen  Unschuldigen  dem  Unter- 
suchungsprozesse unterwirft,  trifft  die  Strafe  der  falschen  An- 
klage (§  144;  vgl.  oben  S.  447  Anm.  774)  oder  der  widerrechtl. 
Gefangenhaltung  (§  170)  und  jedenfalls  Dienstentsetzung**.  Han- 
nover Art.  343:  „Kichter,  Polizei-  oder  andere  Obrigkeiten, 
welche  die  ihnen  anvertraute  Gewalt  so  weit  mifsbranchen,  dafs  sie 
wissentlich  einen  Unschuldigen  dem  Untersnchungspro- 
zesse  unterwerfen,  sind  mit  Dienstentsetzung  zu  strafen,  zugleich 
aber,  nach  den  Umständen,  entweder  mit  der  Strafe  der  falschen 
Denunciation  (Art.  217;  vgl.  oben  S.  447  Anm.  774)  oder  der 
widerrechtlichen  Gefangenhaltung  zu  belegen".  Griechenland 
Art.  467 :  Verweisung  auf  die  Strafe  der  falschen  Denunciation  (Art.  334 ; 
vgl.  oben  S. 446  Anm.  774),  wenn  Staatsbeamte  wissentlich  einen 
Unschuldigen  dem  Untersuchungsprozesse  unterwerfen. 
Finnland  Kap.  40  §  3:  „Wenn  ein  Befehlshaber  des  Kaisers  und 
GrofsfUrsten  oder  ein  anderer,  dem  es  von  Amtswegen  obliegt, 
Verbrechen  zu  verfolgen,  gegen  eine  Person,  die  er  unschuldig 
weifs,  vor  Gericht  oder  einer  andern  Behörde  eine  Strafverfol- 
gung anhängig  macht,  so  wird  er  wegen  fascher  Anzeige  nach 
den  Bestimmungen  des  26.  Kapitels  (vgl.  darüber  oben  S.  449 
Anm.775a.£.)  bestraft  (u.  ist  zugleich  von  der  Ausübung  des  Dienstes 
zu   entfernen  oder  seines  Amtes  zu  entsetzen  und   zur  Bekleidung 


erwabiMrii,  dafor  D3r  iK<-h  ein  fcr  a'.Ieibal  fest  beslimmte 
.Strafen  zw  Anwendcng  gelangen  lüT^t  ***  . 

Oifefitäfrher  JLi&ter  nafaii^  zu  eiklares -.  —  !■  »e^bsiiadi^er 
Wei«e.  d.  h.  oLxäe  HurTeis  aaf  die  Strafe  der  faI»«beB  A]i««ha]difim^. 
»titiit  au*^h  BaverB  l«?*;!  AruSTd  zwei  Srafe«  fnr  imcer  Delikt 
f ^witneuuitbe  VerLis^uii^  oder  Veran!a**-iiff.  Eiiueitiin^  oder  Fort- 
eetzim^  einer  Unterfuehcn^  ^e^en  eines  Uni« hnldi^B  dnreh  Beamte") 
auf,  namüch:  a,  regelmäfsig:  Gefängnis  von  3  Monaten  bi»  zu 
2  Jahren  nebtt  Verloct  des  Inencte«:  b  bei  Einleitong  der  Unter- 
fiurbanj^  »egen  «Verbrechens*:  Gefängnis  nicht  anter  6  Monaten 
nel/fft  Verhangung  der  in  Art.  iS^f  bezeichneten  Straffolgen  ^d-h.  Ver- 
last Ton  Ämtern,  Diensten.  Worden  ete.^.  her  Bremer  Entw.  Ton 
Ifi^jfi  Art.  W)  S  ij^Jh  hebt  die  «schweren  FälJe*  noch  besonders 
hervor- 

7^>j  So:  Württemberg  Art  429;  Baden  §  GM;  Thnringen 
Art.  3ie  Abs.  3  Ziff.  3;  Prenfsen  §  320  Abs.  1  (=  Wal  deck 
S  28^;,;  Oldenburg  1^^  Art.  297  §  1:  Lübeck  §  268;  deutsch. 
B8t^>B.  g  344  (n.  daza  Oppenheim,  Bechtsbengnngsverbr.  S.  135  ff.) ; 
Lozern  g  251  litt,  b;  Freiburg  Art-  28^;  Aargau,  Entw.  §  471; 
Dänemark  §  I3f)  Abs.  1;  Ungarn  §476;  Kroatien,  Entw.  §407; 
Osterreich,  Entw.  IS'.n  §  3^,  18^3  §  378;  Portugal  Art  288 
(Thäter:  .Staateanwalt;  vgl.  Tavares  de  Medeiros  in  StGG.  I 
B.  502  ff.);  Mexiko  Art  1041.  1^J42.  —  Zuweilen  findet  sich  wohl 
auch  bei  dem  Gegenstücke  des  im  Texte  genannten  Delikte,  der 
pflichtwidrigen  Unterlassung  der  Anzeige  oder  Verfol- 
gung, Untersuchung  etc.  strafbarer  Handlungen  durch  Beamte  (in 
der  Absicht,  jemanden  der  gesetzlichen  Strafe  zu  entziehen),  eine 
gewisse  Gradation  der  Strafen  unter  Eerücksichtigung  der  Schwere 
dernicht  angezeigten  oder  verfolgten Missethat  beobachtet  So 
z.  B.  in  Hraunschweig  §  270  Abs.  1  Ziff.  I,  1  n.  2  („Unterlassene 
Anzeige  verübter  Verbrechen")  und  §  281  Ziff.  I,  1  u.  2  („pflicht- 
widrige Nichtverhinderung  von  Verbrechen  von  S.  der  Polizei- 
beamten'^)  und  Hessen  Art.  457  Ziff.  1  und  2  (==  Nassau  Art. 453 
Ziff.  1  u.  2 :  (Unterlassung  einer  Untersuchung  oder  der  zur  Ein- 
leitung oder  Fortsetzung  derselben  erforderlichen  Handlungen). 
Vgl.  auch  New- York  §  125  „Vertuschung  von  Verbrechen»  Ziff.  1—3 
(unter  Hinzutritt  von  Bestechung)  mit  3  absteigenden  Stufen. 
Württemberg  Art.  441  droht  für  den  Fall  der  Unterlassung 
der  Verhinderung  einer  gesetzlich  mit  Strafe  bedrohten  That 
durch  Polzeibeamte    anfser  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  Dienstent- 


Die  Strafgesetzgebung  seit  d.Mitte  desl8.  Jahrh.bis  zur  Gegenwart  457 
b)   a)  aa)  Auch  bei  der  sog.  „Rechtsbeugung""')  in 


lasBung  an  „nach  Beschaffenheit  der  That,  welche  auf  solche 
Weise  ungehindert  zu  Stande  gekommen  ist".  Hannover  Art.  353 
Abs.  1  u.  2  („Unterlassene  Untersuchung  der  Verbrechen")  hebt 
wenigstens  noch  die  „gering ern  Fälle"  besonders  hervor.  Vgl.  auch 
Baden  §  684  Ziflf.3  vbd.  mit  §  683  (Hervorhebung  der  schwerern 
Fälle)  und  (ebenso)  Hamburg  Art.  223  a.  £.  (bei  „unterlasse- 
nener  Anzeige  verübter  Verbrechen").  Sonst  sind  für  diese  Un- 
terlassungs  -  Delikte  die  Strafen  überall  nur  für  alle  Fälle  fest  be- 
stimmt. Vgl.  z.  B.  Württemberg  Art.  428  („Unterlassene  Unter- 
suchung von  Verbrechen  und  Vergehen")^  ßraunschweig  §  278 
(„Unterlassung  der  Untersuchung",  wobei  hier  aber  zum  Thatbestande 
verlangt  wird,  dafs  „die  Untersuchung  ein  mit  Zuchthaus  oder 
schwererer  Strafe  bedrohtes  Verbrechen  betrifft**);  Thüringen 
Art.  316  Abs.  3  Ziff.  3  (pflichtwidrige  Unterlassung  von  Unter- 
suchungen durch  Justiz-  oder  Polizeibeamte);  Preufsen  §  321 
(=  Waldeck  §  287):  (Unterlassung  der  Verfolgung  einer 
strafbaren  Handlung);  Oldenburg  1858  Art.  298  §  1  (ebenso)-, 
Bayern  1861  Art.  382  (wissentliche  Unterlassung  der  Einlei- 
tung oder  Fortführung  einer  Strafverfolgung  durch  Beamte); 
Bremen,  Entw.  1868  Art.  167  §533,534  („Amtswidrig  unterlassene 
Verhinderung  oder  Anzeige  von  Verbrechen")  und  Art.  181  §  569 
(„Absichtliche  Behinderung  der  strafgerichtlichen  Verfolgung"); 
deutsch.  KStGB.  §  346  (Unterlassung  der  Verfolgung  einer  straf- 
baren Handlung  (vgl.  Oppenheim,  a.a.O.  S.  135  Anm.  1);  Schaff- 
hausen §  260  (geflissentlich  unterlassene  Verhinderung  oder 
Anzeige  von  Verbrechen  oder  Vergehen) ;  Freiburg  Art. 288  (Omis- 
sion „de  poursuive  un  acte  punissablo*')^  Aargau,  Entwurf  §471 
(Unterlassung  der  Verfolgung  eines  Vergehens  oder  Verbrechens) ; 
Österreich,  Entwurf  1891  §  3H7  (Unterlassung  der  Verfolgung 
einer  strafbaren  Handlung;  fehlt  in  dem  entsprecheuden  §  380  des 
Entws.  von  1893);  Ungarn  §  478  (Versäumung  der  Erfüllung  einer 
Amtspflicht  in  Ansehung  der  Strafverfolgung  etc.);  Kroatien, 
Entw.  §  409  (Unterlassung  der  Verfolgung  einer  strafb.  Hand- 
lungetc);  Dänemark  §  131  (ebenso)*,  Rufsland  1845  §459  Abs.2, 
1866  Art.  429  Abs.  2  (Unterlassung  der  Untersuchung);  Rumä- 
nien Art.  154;  Spanien  1848  Art.  264  und  1870  Art.  370  (Unter- 
lassung der  Strafverfolgung) ;  Portugal  Art.  287  (ähnlich);  Italien 
1889  Art.  180  (Unterlassene  Anzeige). 

787)  Über  den  sehr  verschiedener  Auffassung  fähigen  Begriff  der 
„Rechtsbeugung"  (im  Allg.)  s.  die  gründlichen  (mit  bes.  Bezug  auf  das 
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Strafgachen  von  Seiten  richterlicher  Beamten  (oder  von 
Geschworenen  •  '** )  zum  N  a  c  h  t  e  i  1  des  Angeschuldigten  —  wo- 
hin namentlich  die  wissentlich  ungerechte  Verurtei- 
lung eines  völlig  UnK-huldigen  oder  doih  minder  Schuldi- 
gen nebst  der  «darauf  gestützten"!  Vollziehung  unver- 
dienter Strafen  (durch  Kichter  etc.i  gerechnet  zu  werden 
pflegt '•*»;  —  kommt  es  wohl  vor,  dafs  das  Talionsprinzip 
in  indirekter  Weise  durch  Hinweis  auf  die  entsprechenden 
Straf- Vorschriften  tiber  falscheAnschuldignng  anerkannt 


Reichsstrafrecbt  gelieferten  Ausfiihningen  (sowie  die  Litteratnran- 
gaben)  bei  L.Oppenheim.  Die  Kechtsbengungsverbrechen  etc.,  bes. 
S.  33flf.,  42  ff.,  70  ff.,  122  ff..  IS^iff.,  218ff.  Vgl.  auch  schon  oben 
Anm.  1H:)  soviie  die  folgende  Anmerkang. 

7>8)  Über  das  Für  und  Wider  der  Berechtigang  der  im  ganzen 
gesetzlieh  nur  ziemlich  Tereinzelt  vorkommenden  Ansdehnong 
des  Begriffs  der  „Rechtsbeogong**  auf  Geschworene  8.  einerseits 
(dafür):  Oppenheim,  a.a.O.  191  ff.,  237,  H.Meyer,  Lehrb.  5.Anfl. 
S.682  u  Anm. 4;  andrerseits  dagegen):  Meves  in  HH.  S. 986  Anm.  14, 
Berner,  Lehrb.  12.  Aufl.  S.  628  n.  Anm.  3,  17.  Aufl.  S.  656;  Ols- 
hausen,  Komm. 3.  Aufl. Kr.  le  zu  §3o4jRStGB.,  8.^31.  Über  Schieds- 
richter als  Subjekte  des  Delikts  s.  ausführlich  Oppenheim,  a.a.O. 
S.  19^  ff.;    vgl.  auch  Olshausen,  Komm.  Kr.  16  zu  §  336  S.  1331. 

78'-'a.  Die  im  Texte  genannte  Art  der  „Rechtsbeugung"*  stellt  sich 
nur  dar  als  eine  besondere  Form  der  sog.  parteiischen  Rechts- 
beugung im  Allgem.  (d.h.  vorsätzlicher  Ungerechtigkeit  bei  Leitung 
und  Entscheidung  einer  Rechtssache  überhaupt  [insbes.  eines  Ci- 
vil- oder  Strafprozesses]  zu  Gunsten  oder  znm  Nachteile  der 
Partei,  begangen  von  Beamten,  und  zwar  besonders  [aber  nicht 
notwendig  nur]  von  Richtern  [vgl.  Schütze,  Lehrb.  S.  530  litt,  a 
u.  bes.  Oppenheim,  a.  a.  0.  S.186ff.]).  Dieser  Begriff  ist  seinerseits 
wohl  auch  schon  als  Rechtsbeugung  im  e.  S.  gegenüber  andern  noch 
denkbaren  (u.  dann  als  Rechtsbeugung  im  w.  Sinne  betrachteten) 
Fällen  (wie  bes.  der  sog.  falschen  Anklage  und  Untersuchung, 
d.h.  Einleitung  od. Fortsetzung  der  Untersuchg.  [vgl.obenS.  454 
Anm. 783]  od. auch  der  rechtswidr.StrafvoIl  Streckung [a.zwar auch 
von  andern  als  richterlichen  Beamten";  s.  unten  Anm.  803]  n.8.w.) 
bezeichnet  worden.  Vgl. bes.  Meves  in  HH.  S.978ff.,  Schütze.  Lehrb. 
S.5-29.  5.'i<)u.,  dazu  Oppenheim,  a.a.  0.  S.  37—42  u.  S.  122 ff.,  S.  eben- 
das.  S.  41  auch  über  diejenigen  Autoren,  welche  die  Begünstigung 
oder  Benachteiligung  einer  Partei  schlechthin  für  den  Begriff 
der  Rechtsbeugung  für  wesentlich  halten. 
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ist,  wie  z.B.  in  den  Gesetzbüchern  Norwegens  nnd  Schwe- 
dens "»). 

bb)  Zu  dem  gleichen  Kesultat  gelangten  mehrere 
deutsche  Partikulargesetzbücher '^•®)  durch  Anord- 
nung der  analogen  A-nwendung  der  Bestimmungen  über  die 
Strafen  des  Meineids  oder  (eidlichen)  falschen  Zeug- 
nisses in  Eriminalsachen  zum  Nachteil  des  Angeschuldig- 
ten '•^). 


789)  Norwegen  Kap.  XXIV  §  8  (Thaulow  a.a.O.  S.  85) 
„(Wer  durch  ein  Urteil  oder  durch  Beschlufa,  der  die  Rechtskraft 
eines  richterlichen  Urteils  hat.  .  .  absichtlich  Jemanden  Un- 
recht thut,  wird  mit  Dienstentsetzung  bestraft);  wenn  er  aber  ab- 
sichtlich Unrecht  gethan  hat,  indem  er  einen  Unschuldigen  zu 
einer  Strafe  oder  jemanden  zu  einer  höhern  Strafe  verurteilt 
hat,  als  er  verwirkt  hatte,  so  wird  er  nach  Kap.  17  (betr  Strafe 
der  falschen  Anschuldigung)  §  1  oder  3  (d.  h.  mit  Talion  bei 
ganzem  oder  teilweisem  Vollzug  der  Strafe;  vgl.  oben  S.  441 
Anm.  770)  bestraft,  falls  er  nach  diesen  §§  eine  höhere  Strafe  als 
Gefängnis  verwirkt  haben  würde**.  Schweden  Chap.  XXV  §  2: 
„Le  juge  qui  aura  volontairement  prononc6  une  peine  contre  ce- 
lui  quMl  savait  (3tre  innocent,  sera  condamn^  (ontre  la  destitution 
et  la  peine  accessoire  mentionn^e  au  §  1  [d.  h.  dauernde  Unfähigkeit 
zu  Staatsämtern])  ä  la  peine  iporUe  par  le  Chap.  16  §  1  (betreffend 
falsche  Anschuldignng) ;  mais  il  encour-tra  la  peine  portee  par  le 
m^me  Chap.  §3  (d.  h.  alternativ  angedrohte  Talion;  vgl.  oben S.  441 
Anm. 770 a. E.  vbd.  mit  S.  397  Anm.  735),  si  Tinnocent a  snbi  la  peine 
en  tout  ou  en  partie". 

790)  Vgl.  über  die  sehr  verschiedenartige  Behandlung  des  Delikts 
der  „Rechtsbeugung"  in  den  einzelnen  deutschen  Partikular- 
gesetzbüchem :  Häberlin.  Grundsätze  IV  S.  442  ff.,  besonders  aber 
L.  Oppenheim,  Die  Rechtsbeugungs verbrechen  etc.  S.  118 ff. 

791)  So:  1)  Braunschweig  §  279:  „Beugung  des  Rechts". 
—  „Ein  Richter,  der  wissentlich  über  einen  Unschuldigen  eine 
Strafe  oder  über  einen  Schuldigen  eine  härtere  als  die  verwirkte 
Strafe  verhängt  oder  willkürlich  ohne  ein  vollstreckbares  oder 
wider  ein  lossprechendes  Erkenntnis  oder  der  erfolgten  Begnadigung 
ungeachtet,  an  einer  Person  eine  Strafe  vollzieht,  ist  nach  dem 
§  135  unter  Nr.  1  ((betr.  Meineid  in  Kriminalsachen)  gegebenen 
Vorschriften  zu  strafen",  d.  h.  es  tritt  Talion  ein,  wenn  an  dem 
Unschuldigen   oder  minder  Schuldigen    „eine  härtere  Strafart   al^ 
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cc)  Eine  dritte  Gruppe  von  Gesetzen  hat  endlieh  die  Ta- 
lion  für  die Keehtsbeugang  in  direkter  und  selbstständiger 


Zachthans  .  .  .  ganz  oder  teilweise  wirklieh  vollzogen  wäre"  (s. 
oben  S.  401  Anm.  739'.  Vgl.  dazn  auch  Häberlin,  Gmndsätze  lY 
S.  444;  Seeger,  Abhandlangen  S.  24  Anm.  1 ;  Bern  er,  Strafgesetz- 
gebnng  S.  161;  Anlage  2  iiber  die  Todesstrafe  S.  22;  Oppenheim, 
Rechtsbeugungsverbrechens.  119.  2)  Baden  §G73  „Strafe  der  ver- 
letzten Ricbterpflicht".  —  „Öffentliche  Diener,  welche  (in  bürger- 
lichen Rechts-  oder  in  Verwaltungs-  oder)  in  Strafsachen  wissent- 
lich ungerechte  Entscheidungen  geben  oder  zum  Zweck 
solcher  Entscheidungen  ungerecht  abstimmen,  werden  von  der  Strafe 
des  falschen  Zeugnisses  (§§  480— 4'^9)  (und  überdies  in  allen 
Fällen  der  Verurteilung  zu  zeitlichen  Freiheitsstrafen,  von  Dienstent- 
lassung oder  Dienstentsetzung  getroffen**),  über  die  Voraus- 
setzungen der  demgemäfs  eventuell  nach  §  488  (, Strafe  der 
Wiedervergeltung"  i.  Allg.)  u.  489  (Todesstrafe  als  Talion  insbes.) 
eintretenden  Tal ion  s.  Näheres  oben  S. 400  Anm. 739  u.S. 409  Anm.  750). 
Vgl.  auch  Häberlin,  a.  a.  0.  IV  S.  446;  Oppenheim,  a.  a.  0. 
S.  121.  3)  Württemberg  Art.  437:  „Beugung  des  Rechts".  — 
„Richter,  welche  wissentlich  über  einen  Unschuldigen  eine 
Strafe  oder  über  einen  Schuldigen  eine  härtere  Strafe  als  die 
gesetzlich  verwirkte  verhängen,  sind,  wenn  auf  solche  Art 
eine  der  in  dem  Art.  228  bezeichneten  Strafen  (d.  h.  Arbeitshans, 
Verlust  der  bürgerlichen  Ehren-  und  Dienstrechte,  zeitige  oder  lebens- 
längliche Zuchthaus-  oder  Todessrafe)  erkannt  werden,  nach  Vor- 
schrift des  Art.  228  und  229  (l*etr.  Meineid  in  Kriminalsachen) 
(oder,  wenn  die  widerrechtlich  ausgesprochene  Strafe  in  Gefängnis 
besteht,  mit  dem  Verlust  der  bürgerlichen  Ehren-  und  Dienstrechte, 
und  bei  eingetretener  Voslziehung  jener  Strafe  zugleich  nach  Hafs- 
gabe  des  Art.  275  [betr.  widerrechtliches  Gefangenhalten]  zu  bestra- 
fen). „Die  gleichen  Bestimmungen  gelten"  nach  Abs.  2,  „wenn  ein 
Richter  willkürlich  ohne  ein  rechtskräftiges  oder  gegen  ein  los- 
sprechendes Erkenntnis  an  einer  Person  eine  Strafe  vollzieht". 
Dieses  (lesetzbuch  zieht  die  Grenzen  für  den  ev.  Eintritt  der  Talion 
am  engsten.  Da  nämlich  für  Meineid  in  Kriminalsachen  die  Strafe 
der  Wiedervergeltung  (nach  §  229  Nr.  3)  nur  für  den  besondern 
Fall  vorgeschrieben  ist,  dafs  „ein  Unschuldiger  auf  falsches  meineidi- 
ges Zeugnis  Mehrerer,  welche  sich  zu  solchem  Zeugnisse  mit  ein- 
ander verständigt  haben,  den  Tod  erlitten  hat"  (vgl.  oben  S.  407 
Anm.  760),  so  ergiebt  sich  aus  der  analogen  Anwendung  dieser 
Vorschrift   auf   das  Verbrechen  der  Rechtsbeugung,   dafs  auch 
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Weise  als  Strafe  vorgeschrieben,  dabei  jedoch  die  Voraus- 
setzungen für  ihren  Eintritt  wieder  in  verschiedener  Weise 
geregelt.  Ziemlich  weit  gefafst  war  unter  den  frühern 
deutschen  Partikulargesetzbttchern  dasjenige  für  das  Grofs- 
herzogtum  Hessen,  welches  im  Art.  402  Abs.  2  den  Ge- 
schworenen, welche  vorsätzlich  einen  Unschuldigen  für 
schuldig  erklärt,  Jedenfalls  die  gegen  erstem  aus- 
gesprochene Strafe"  androhte,  wenn  „der  Unschuldige  zu 
einer  höhern  als  einer  Strafe  von  zwei  Jahren  verurteilt 
worden" '•*),  während  bei  Verurteilung  desselben  zu  lebens- 
länglicher Zuchthausstrafe  (oder  Todesstrafe)  auch 
„gegen  die  Geschworenen  auf  lebenslängliche  Zucht- 
hausstrafe", bei  Vollstreckung  der  Todestrafe  aber 
„auf  Todesstrafe  erkannt"  werden  sollte '•^).  Nur  fttr 
diesen  letzten  Fall  war  das  eigentliche  Talionsprinzip  da- 
gegen auch  für  Begehung  des  Delikts  durch  amtliche  Rich- 
ter anerkannt  '^®*). 


hier  Todesstrafe  d.  h.  ^die  Talion  (nur)  für  den  Fall  gedroht 
ist  y,dass  mehrere  Richter  sich  dazu  verständigt  hätten,  gegen 
einen  Unschuldigen,  dessen  Unschuld  ihnen  bekannt  war,  die  Todes- 
strafe zu  erkennen  oder  willkürlich.  .  zu  vollziehen".  So:  Seeger, 
Abhandlgn.  S.  29  Nr.  4  S.  30,  der  noch  hervorhebt,  dafs  die  Todes- 
strafe auch  hier  nicht  deshalb  eintrete,  „weil  es  sich  um  ein  gegen 
den  Staat  gerichtetes  Verbrechen  bandelt,  sondern  weil  durch  das- 
selbe eine  Tötung  beabsichtigt  war  und  eingetreten  ist".  Vgl. 
noch  ebendas.  S.  llß;  Häberlin,  a.  a.  0.  S.  444;  Oppenheim, 
a.  a.  0.  S.  118.  Das  Gleiche  dürfte  übrigens  auch  für  Baden  gelten 
sofern  dessen  §  489  (s.  oben  S.  409  Anm.  750)  auf  das  Delikt  der 
„verletzten  Richterpflicht"  analog  anzuwenden  ist.  —  Über  die  Vor- 
schriften V.Bayern  1813  Art  3^10  vgl.  schon  oben  S.162  u.Anm.3()3. 

792)  Für  Verurteilung  des  Unschuldigen  zu  einer  leichtern 
Strafe  sollte  nach  Abs.  1  des  Art.  462  die  Strafe  allemal  Zuchthaus 
bis  zu  8  Jahren  sein. 

793)  In  dem  korrespondierenden  und  sonst  gleichlautenden  Ar- 
tikel 458  des  StGBs.  für  Nassau  fehlen  hier  die  auf  die  (dem  Ge- 
setzbnche  unbekannte  [vgl.  oben  Anm. 649  und  651])  Todesstrafe 
bezüglichen  Worte. 

794)  S.  Art.  461  Abs.  3:  „Auf  Todesstrafe  wird  erkannt, 
wenn  in  Folge  des  ungerechten  Urteils  an  einem  Unschuldigen 


462  ^ie  Strafgesetzgebung  seit  d.  Mitte  des  18.  Jahrh.bis  zur  Gegenwart 

Von  den  noch  geltenden  europäischen  '•*)  Gesetzgebungen 
hat  namentlich  diejenige  Spaniens  das  Talionsprinzip  fttr 
ungerechte  Richter  noch  in  sehr  allgemeiner,  eventuell 
gleichfalls  bis  zur  Todesstrafe  ansteigender  Weise  sank- 
tioniert '»«). 


die  Todesstrafe  vollzogen  worden  ist**.  Auch  diese  Vorschrift  fehlt  in 
dem  sonst  übereinstimmenden  Art.  457  des  nassauischen  StGB. 
Für  die  leichtern  Fälle  bestimmt  Art.  461  Abs.  lu.  2  (=  Nassau 
457  Abs.  1  und  2)  mit  teilweiser  talionsartiger  Rücksicht  auf 
die  Schwere  des  Erfolgs,  dafs  „Richter,  welche  vorsätzlich  über 
einen  Unschuldigen  Strafe  verhängen  oder  einen  Schuldigen  .  .  . 
mit  einer  härtern  .  .  .  Strafe  als  solcher  den  Gesetzen  zufolge  ver- 
wirkt hat,  belegen  .  .  .  mit  der  Dienstentsetzung  bestraft  werden" 
sollen  (Abs.  2).  Überdies  ist  auch  noch  auf  Korrektionshans - 
strafe  von  1  bis  3  oder  Zuchthausstrafe  bis  zu  8  Jahren  zu 
erkennen,  wenn  der  Unschuldige  in  Folge  der  ungerechten  Verurtei- 
lung eine  Korrektionshaus-  oder  Zuchthausstrafe  von  2 
oder  mehr  Jahren  verbüfst  hat".  Vgl.  zu  Hessen  Art.  461,  462 
überhaupt  noch:  Häberlin,  a.  a.  0.  IV  S.  444,  445;  Oppenheim, 
a.  a.  0.  S.  120;  über  Hessen  Art.  408  (=  Nassau  Art.  462)  betr. 
ungerechte  Urteilsfällung  von  Schiedsrichtern  (mit  fester  Strafe): 
Oppenheim,  a.  a.  0.  S.  206. 

495)  Von  aufsereuropäischen  Rechten  macht  namentlich  China 
sehr  ausgiebigen  Gebrauch  von  der  Talion  für  unser  Delikt  (vgl.  im 
AI  lg.  auch  schon  unsere  Abtlg.  I  S.  20  Anm.  37).  Es  soll  nämlich 
„der  Richter,  welcher  absichtlich  ungerecht  verurteilt  .  .  ."  mit  der 
Strafe  büssen,  „auf  welche  er  verurteilt  hat  .  ,".  „Eine  Milderung 
findet  (u.a.)  statt,  wenn  die  ungerechte  Sentenz  noch  nicht  zur  Ver- 
wirklichung kam*".  „Ist  die  Sentenz  nicht  völlig  unrichtig,  sondern 
(nur)  ...  zu  hart,  so  findet  (in  der  Regel)  eine  verhältnismäfsige 
Abwägung  statt,  und  es  erfolgt  die  Verurteilung  nach  Verhältnis". 
Kohler,  Chines.  Strafr.  S.30.  Ta-tsing-leu-lee  Sect.  409  (Staun- 
ton, p.  447);  vgl.  Sect.  11  (p.l3ir.);  Sect.  422  (p.  461).  Wenn  jedoch 
„die  Todesstrafe  absichtlich  widerrechtlich  ausgesprochen  und 
vollzogen,  so  findet  die  Talion  statt,  sollte  auch  der  Verurteilte 
in  minderm  Betreif  schuldig  sein.  (Sect.  409  p.  448)".  Kohler, 
a.  a.  0.  S.  30  Anm.  9.  Vgl.  im  Allg.  auch  noch  Sect.  140  (p.  145  flF.). 

796)  Vgl.  auch  Rosenfeld  in  StGG.  I  S.  511  Anm.  1.  Spanien 
1870  Art.  361  schreibt  vor:  „El  Juez  que,  A  sabiendas,  dictare  sen- 
tencia  injustii  contra  el  reo,  en causa  criminal  por  delito,  incurrirä 
en  la  pena  impuesta  por  la  sentencia  si  (3sta  se  hubiere   ejecu- 
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dd)  Einen  besondern  Rechtskreis  für  sich  bilden  end- 
lich diejenigen  Gesetzbücher,  auf  deren  Systematik  sich  auch 
bei  dem  vorliegenden  Delikt  derEinflufs  des  französischen 
Rechts  bemerkbar  gemacht  hat"*').  Diese  mehreren  roma- 
nischen Ländern  Europas  und  einzelnen  a  u  f  s  e  r  europäischen 
Gebieten  angehörenden  Kodifikationen  beschränken  näm- 
lich imAnschlufs  an  den  Code  penal  frangais  Art.  182  '^®®)  den 
Grundsatz  der  Talion  in  doppelter  Weise,  insofern  ein- 
mal nur  bestochene  Richter  (oder  Geschworene)  alsTh.'iter 
in  Betracht  kommen,  sodann  aber  —  nach  der  bereits  öfter 
erwähnten  Maxime  (vgl.  oben  S.  397 ff.  und  S.  441  ff.)  —  die 
wiedervergeltende  Strafe  auch  hier  erst  von  dem  Punkte  an 


tado  (y  ademds  en  la  de  inhabilitaciön  temporal  absoluta  en  su 
grado  mäximo  ä  inbabilitacic'm  pcrp6tua  absoluto)".  Bei  Fehlen 
der  Vollstreckung  des  ErkeDntnisses  mildere  Strafe  nach  Art.  362 
(nämlich:  „la  pena  inmediamente  inferior  en  grado  d  la  que  en  la 
sentencia  injusta  hubiere  impuesto,  siendo  el  delito  grave,  y  con 
la  Inmediatamente  inferior  en  dos  grados  &  la  que  hubiere  impuesto, 
si  el  delito  fuere  menos  grave").  Für  Begehung  des  Delikts  „en 
juicio  sobre  f  a  1 1  a  s**  (Übertretungen)  bestimmt  Art.  363  noch 
geringere  fest  bestimmte  Strafen  („arresto  mayor  6  inhabilitaciön  tem- 
poral especial  en  su  grado  mdximo  ä  inhabilitaciön  perp6tnal  espe- 
cial**).  Im  Wesentlichen  tibereinstimmend  mit  Art.  361  ff.  war 
auch  schon  Art.  262  des  StGBs.  von  1848.  —  Einen  nahe  verwandten 
und  in  ähnlicher  Weise  behandelten  Fall  enthält  auch  Art.  205  (im 
Wesentl.=  StGB.  v.  1848  Art.  283).  Derselbe  betrifft  den  „funcionario 
püblico  que  arrogdndose  atribuciones  judiciales  impusiere  alcün 
castigo  equivaleste  d  poena  personal".  Dafür  soll  nach  Art.  204  (=  GB. 
V.  1848  Art.  282)  die  Strafe  (Ehrenstrafe)  im  Allgemeinen  je  nach  der 
Schwere  des  „castigo  impuesto"  (dreifach  [absteigend]  abgestuft)  ver- 
schieden sein.  Analoge  Talion  ist  aber  vorgeschrieben  bei  Voll- 
streckung der  Strafen  nach  Art.  205  (1848  Art.  283):  „Si  la  pena 
arbitrariamente  impuesta  se  hubiere  ejecutado,  ademäs  de  las  de- 
terminadas  en  el  articulo  anterior,  se  applicarÄ  al  funcionario  cul- 
pable  la  misma  pena  impuesta  yenel  mismo  grado".  Vgl.  noch 
Art.  206  (=  1848  Art.  284)  betr.  Geldstrafe. 

797)  Vgl.  dazu  auch  Chauveau-H61ie,  Theorie  du  Code  p6nal 
T.  11  p.  182. 

798)  Vgl.  oben  S.  126,  127  u.  Anm.  288. 
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eintreten  soll,  wo  die  in  Folge  des  Delikte  über  den  Unschul- 
digen erkannte  bezw.  an  ihm  vollzogene  Strafe  die- 
jenige der  gewöhnlichen  (nicht  durch  Folgen  qualificierten) 
passiyen  Bestechung  zu  übersteigen  beginnt '^••). 


799)  So  1)  schon  bei  blo fser  Yerurteilnngza  jener  hohem  Strafe 
(wie  C.  p.  fran^.  Art.  182):  T  es  sin  Art.  121  §  3  (mit  mehr  indirek- 
ter  Fassung):  ,,Qaalora,  per  conseguenza  della  corruzione  del  TOto, 
nn  innocente  fosse  stato  condannato  ad  una  pena  maggiore  di 
quelle  disopra  stabilite"  (d.  h.  die  regelmäfsigen  Strafen  flir  die 
leichtem  Fälle  der  passiven  Bestechung  nach  Art  121  §§  1,  2), 
la  pena  della  corruzione  dovrä  essere  acresciutadi  tanti  gradi, 
quanti  bastino  ad  equiparare  la  pena  in  cui  fu  condan- 
nato rinnocente".  Malta  Art.  108:  „Nel  caso  in  cui  il  delitto  con- 
templato  nel  numero  3  dell  articolo  107  (d.  h.  Amtsmifsbranch  in 
Folge  von  Bestechung)  consistesse  in  una  condanna  di  un 
querelato  ad  accusato,  la  pena  sarä  dei  lavori  forzati  da  7  mesi  ad 
un  anno.—  (Abs. 2)  Se  perö  la  pena  stabilita  nella  condanna  fosse 
maggiore  di  nn  anno  di  lavori  forzati  (o  di  prigionia),  si  appli- 
chera  tale  pena  maggiore".  Anwendung  der  Vorschriften  auch  auf 
Geschworene  nach  Art.  111.  Vgl.  noch  Geyer  in  d.  krit.  VJSchr.  XV 
S.  206.  Über  die  beschränktem  Voraussetzungen  für  Verhängnng 
der  Todesstrafe  s.  unten  tifS.  2  a.  £.  San  Marino  Art  317:  „11 
Giudice,  che  per  prezzo,  dono  od  altra  causa  turpe  pronunci  la 
condanna  di  un  innocente  e  pnnito  coUa  prigionia  da  cinque  a 
sette  anni.— -(Abs.  2)  Che  sela  condanna  pronunciata  contro  Tin- 
nocente  superi  la  pena  comminata  nel  precedente  articolo  (d.  h. 
Abs.  1),  il  gindice  prevaricatore  soggiace  alla  stessapena, 
che  ha  ingiustamente  pronunciata  contro  Paccusato**.  Nach  Art.  319 
aufserdem  immer  als  Nebenstrafe:  dauernde  Unfähigkeit  zu  öffent- 
lichen Ämtern;  nach  Art.  321:  Anwendung  der  Strafen  des  Art.3l7ff. 
auch  für  die  active  Bestechung  zur  Rechtsbeugung.  Portugal 
Art  320:  „Se  por  effeito  da  corrup9ao  houver  condemna^ao  a 
una  pena  mais  grave,  que  a  declarado  no  artigo  antecedente  (s. 
Art.  319  betr.  regelmäfsige  Strafe  der  p a s s i v e n  Bestechung  von 
Kichtem  oder  Geschwornen  in  Strafsachen:  „pris^o  maior  cellular 
por  quatro  annos,  seguida  de  degredo  per  oito  ou,  em  alternativa, 
pena  fiza  de  degredo  por  quinze  annos  e  .  .  multa  de  1,000,000  r^is) 
serä  imposta  aojuiz  ou  jurado,  que  se  deixar  corromper,  essa 
pena  mais  grave  (e  a  multa  declarada  no  artigo  antecedente) -*• 
Nach  Art.  321  Anwendung  derselben  Strafe  (regelmäfsig)  auch  auf 
die  Bestechenden.    Vgl.  noch  Tavares  de  Medeiros  in  StGG. 
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I  S.  566.  Niederländisch-Indien,  Wetb.  voor  d.  Europ.  Art  122 
(=Wetb.  y.  Inl.  Art.  129):  „Zoo  ten  gevolge  der  omkooping  eene  ver- 
oordeeling  tctt  ene  zwaardere  dan  de  in  het  vorig  artikel  be- 
dreigde  straf  (s.  Art.  121  [Wetb.  v.  Inl.  Art.  128],  d.h.  die  regelmäfsige 
Strafe  für  passive  Bestechung :  „tuchthuisstraf  [bezw.  nach  Wetb.  voor 
Inl. :  dwangarbeid  in  den  ketting]  van  5  tot  10  jaren**  u.  Geldbafse)  is 
uitgesproken,  wordt  die  zwaardere  straf  insgelijks  toegepast  op  den 
regter,  die  zieh  heeft  laten  omkoopen**;  2)  mit  Beschränkung  auf 
Vollstreckung  der  hohem  Strafe:  Sardinien  1839 Art. 298  Abs.  1 
und  2:  „Si,  par  Teffet  de  la  corruption,  il  j  a  eu  condamnation 
a  une  peine  supörieure  ä  celle  de  la  r616gation  (vgl.  Art.  297: 
regelmäfsige  Strafe  der  passiven  Bestechung:  „rclögation  pour  5 
ans  au  moins"),  cette  peine  plus  grave,  füt-elle  celle  de  mort,  sera 
appliqu^e  au  juge,  qui  se  sera  laissö  corrompre.—  (Abs.  2)  Si  cep  en- 
dant  la  condamnation  n'a  pas  H^  ezöcutöe,  la  peine  ä  infliger  au 
juge  sera  diminuöe  d^une  ou  de  deuz  degr^s".  Feste  Strafe  nach 
Art.  299,  wenn  es  sich  nur  um  eine  mit  „peine  de  police''  bedrohte  That 
handelt.  Im  Wesentl.  ebenso:  Italien  1859  Art  222  Abs.  2  u.  3: 
„Se  par  effetto  della  corruzione  e  seguito  condanna  ad  una  pena 
piu  grave  della  relegazione,  la  stessa  pena  piu  grave  sarä 
applicata  al  giudice,  chi  avrä  ceduto  alla  corruzione.  —  (Abs.  3)  Qnal- 
ora  per6  la  condanna  non  avesse  avuto  la  sua  esecuzione,  la 
pena  da  applicarsi  al  giudice  sarä  diminuata  di  uno  o  due  gradi**. 
Nach  Art  228  Ausdehnung  der  Vorschrift  des  Art  222 flf.  auf  Ge- 
schworene. Hierher  gehört  auch  Japan,  welches  für  das  anzu- 
wendende Talionsprinzip  auf  die  Vorschriften  über  meineidiges  fal- 
sches Zeugnis  in  Kriminalsachen  zurückverweist  S.  Art.  286  Abs.  3: 
„If  the  decision  (sc.  of  „a  judge,  officer  of  the  public  administration 
or  officer  of  police,  who  in  a  penal  case,  shall  have  received  gifts 
or  accepted  promises,  which  were  made  him  with  the  object  of  bri- 
bery")  is  illegaland unfavonrable  to  the  accus ed,  the  imprison- 
ment  shall  be  for  a  period  of  from  two  to  five  years  and  a  fine  of  from 
20  to  200  yen.  However,  if  the  penalties  pronounced  against  the 
prisoner  are  more  severe,  Articles  221  and  222  (aus  Sect  XI  betr. 
„Perjury **)  shall  be  applicable  to  the  judge  or  officer  gnilty  of  cor- 
ruption".  Über  die  Voraussetzungen  der  genannten  Artikel  (wie 
bes.  Vollzug  der  hohem  Strafe)  s.  ausführlicher  oben  S.  403ff.  Anm.  742  u. 
743.  Nach  Art.  287  sollen  übrigens  ev.  auch  nicht  bestochene  Richter 
etc.  für  ungerechte  Verurteilung  den  Vorschriften  des  Art  286  unter- 
worfen werden.    Vgl.  auch  S.  Mayer,   S.A.  aus  GA.  1882,  S.  22.  — 

Oanthcr,Idee  dor  Wiedorvcrgeltung.  TU,  1.  t^ 
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Endlich  ist  noch  zn  erwähnen,  dafs  im  Falle  der  Verorteilnng  zur 
Todesstrafe  in  Folge  ungerechter  Entscheidung  eines  bestochenen 
Richters  auch  Malta  (vgl.  oben  Ziff.  1)  ausdrücklich  noch  den  Voll- 
zug dieses  Urteils  verlangt,  wenn  die  Talion  platzgreifen  soll.  S. 
Art  108  Abs.  3:  „La  pena  di  morte  perö  non  poträ  applicarsi,  se 
non  se  nei  casi  nei  quali,  oltre  atla  condanna,  fosse  eseguita 
l'effettiva  sua  esecnzione  (in  difetto  della  quäle  esecuzione  si  appli- 
cherä  la  pena  ordinaria  dell'omicidio  tentato").  —  In  mehreren 
sonst  vom  französischen  Recht  sehr  stark  beeinflnfsten  Gesetzbüchern 
ist  ein  dem  Art.  182  des  Code  p^nal  fran^ais  entsprechender  Artikel 
nicht  aufgenommen,  so  z.  B.  in  Monaco  (vgl.  Grusen  in  StGG.  I 
S.478),  Belgien,  Rumänien,  Ägypten  u.a.m.  — Die  passiveBe- 
stechung  von  Richtern  (Schiedsrichtern,  Geschworenen, Schöffen) 
heben  im  Übrigen  zwar  auch  die  meisten  andern  Strafgesetze 
ausdrücklich  als  einen  Spezialfall  der  passiven  Bestechung 
überhaupt  hervor,  beschränken  sich  jedoch  dabei  —  wie  z.  B.  auch 
unser  RStGB.  §  334  —  durchgehends  auf  die  Angabe,  dafs  das  For- 
dern, Annehmen  oder  Sichversprechenlassen  von  Geschenken  oder  an« 
dem  Vorteilen  v.  S.  des  Richters  etc.  geschehen  „um  eine  Rechts- 
sache (od.  enger:  eine  Strafsache),  deren  Leitung  od.  Entscheidung  ihm 
obliegt  (zu  Gunsten  oder)  zum  Nachteile  eines  Beteiligten  zu  lei- 
ten oder  zu  entscheiden"  (s.  RStGB.  §  334,  u.  dazu  bes.  Meves  in 
HH.  III  S.  969  ff.),  ohne  regelmäfsig  (Ausnahmen  s.  unten)  hier  weiter 
bei  Androhung  der  Strafe  auf  die  (nicht  zum  Thatbestande  gehö- 
renden) Folgen  der  Eestechung  (wie  thatsächl.  stattgefundene  Rechts- 
beugung [zu  Gunsten  oder]  zum  Nachteil  eines  Beteiligten)  einzu- 
gehen. S.  bes.  Meves,  a.a.O.  S.  970,  971;  Hälschner,  Gem.  deut- 
sches Strafr.  II,  2  S.  1070;  Schütze  Lehrb.  S.530  Anm.  10,  woselbst 
auch  über  event.  [ideale]  Konkurrenz  zwischen  §  334  u.  §  336  RStGB. 
Vgl.  darüber  auch  Berner,  Lehrbuch  17.  Aufl.  S.  657;  Olshausen, 
Komm.  Nr.  .5a  zu  §  336,  S.  1332.  Zu  vgl.  sind  von  frühern  deut- 
schen Gesetzgebgn.  u.  Entwürfen  u.a.:  Preufsen  §312  (=  Waldeck 
§  278:  passive  Bestechung  von  Richtern  „in  einem  Strafver- 
fahren, welches  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  betrifft,  zu 
Gunsten  oder  zum  Nachteil  des  Angeschuldigten") ;  vgl.  auch  §313 
(betr.Geschworene);ebenso: 01denburgArt289u  290 (Geschworene) ; 
Lübeck  §  263  (sagt  schlechthin  „in  einem  Strafverfahren",  sonst 
ebenso);  Bremen,  Entwurf  1868  Art  170  §  542  („in  einer  Ver- 
brechenssache" [bezw.  bei  Geschworenen  „in  einer  Strafsache*], 
sonst  ebenso).    Vgl.  auch  Hessen  Art.  452   (=  Nassau   Art.  447: 
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Bestechung  von  Geschworenen  zum  Vorteil  oder  zum  Nachteil 
eines  Angeschuldigten,  über  den  sie  zu  erkennen  berufen  sind); 
u.  Art. 408  (=  Nassau  Art.  402:  „Bestechung  von  Scbiedsricbtem*; 
Tgl.  Oppenheim,  a.  a.  0.  S.  20o);  s.  femer  die  schweizerisch. 
GB6.  von:  Thurgau  §  277  (passive  Bestechung  von  Richtern 
oder  Geschworenen  „in  einer  Civil-  oder  Strafsache,  um  eine 
Pflichtverletzung  zu  Gunsten  oder  zum  Nachteil  einer  Prozefs- 
partei  zu  verüben«),  Freiburg  Art.  279  (ähnlich),  Basel  §  172 
Abs.  2  a.  £.,  Genf  Art.  161  (sehr  allgemein  gefafst);  desgl.  Aar* 
gau,  Entw.  §  468  (im  Wesentl.  =  RStGB.  §  334);  Schweiz.  Vor- 
entwurf Art.  177  Abs.  2  (,,damit  [der  Richter  etc.]  parteiisch 
urteile");  Österreich,  Entw.  1891  §  375  und  1893  §  368;  Kroa- 
tien, Entw.  §  395;  Dänemark  §120  (mit  ganz  allgemeiner  Fassung) ; 
Belgien  und  Luxemburg  Art.  249—251;  Rumänien  Art.  145; 
Ägypten  Art. 98;  New- York  §  72,  74  (Geschworene).  Dagegen 
findet  sich  ausnahmsweise  auch  eine  Straferhöhung  mit  Rücksicht 
auf  die  thatsach liehen  Folgen  der  passiven  Bestechung  des  Rich- 
ters etc.,  wie  etwa  insbes.  ungerechte  Verurteilung  jemandes  zur 
Strafe  etc.  So  in  den  folgenden  Gesetzen :  Bayern  1861  Art.  367  (Straf- 
erhöhnng  auf:  Zuchthaus  bis  zu  12  Jahren,  „wenn  [der  Richter  etc.] 
in  Folge  der  Bestechung  die  Pflichtverletzung  wirklich  ver- 
übt hat";  vgl.  dazu  auch  Oppenheim,  Rechtsbeugungsverbrechen 
8.  121);  Bern  Art.  89  vbd.  mit  Art.  88  Abs.  3  a.  E.  (bedeutende 
Straferhöhung  „wenn  [der  Richter  etc.]  wirklich  eine  pflicht- 
widrige Handlung  vorgenommen  hat";  Zürich  §  216  (Straf- 
erhöhung [auf  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren],  „wenn  die  Pflichtver- 
letzung [des  Richters  etc.]  wirklich  stattgefunden  hat**;  ebenso 
nach  §  217  betr.  Geschworene  u.  Schiedsrichter);  Mexiko  Art.  1018 
Ziff.  I  vbd.  mit  Art.  1015  Abs.  1  u.  2  (Straferhöhung,  wenn  die  un- 
gerechte Handlung  od.  Unterlassung  zur  Verwirklichung  gelangt 
ist).  Zu  vgl.  sind  auch  die  (allerdings  nicht  allein  und  in  erster 
Linie  von  bestochenen  Richtern,  sondern  von  Beamten  überhaupt 
handelnden)  Gesetzbücher  von :  Hessen  Art.  450  Ziff.  2  u.  3  (=  Nas- 
sau Art.  445  Ziff.  223:  Straferhöhung  bei  wirklicher  Vornahme 
der  pflichtwidrigen  Amtshandlung  oder  Unterlassung),  Glarus  §  14G 
Abs.  1  u.  3  (Straferhöhung,  „wenn  in  Folge  der  stattgefundenen 
Bestechung  jemand  eine  erhebliche  Rechtskränkung  erlitten 
hat"),  Appenzell  A./Rh.  §68  Abs.  1  u.  3  ( Straf  erhöh  ung,  „wenn.  . 
durch  dieses  Vergehen  jemand  in  seinem  fechte  unterdrückt  wor- 
den ist*")   und  Italien   1889  Art.  172  Abs.  2  Ziff.  2  (ätraferhöhung, 

30* 
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aaf  die  Schwere  des  fiber  den  Tni^ehnldigeii  l)ezw.  minder 
.S^'hnldigen  Terbängten  Strafebeb  beisteht,  sei  es,  dafis  sieh 
dieselbe  in  Tersrrhieden  abiremesj-enen  Strafstnfen  •'•'i  oder 


bei  ßewirkon^  einer  Verarteilons  zo  einer  eis  Jabr  fiberstei^ea- 
den  Freiheitsstrafe  . —  Sc- baff  bansen  §  2.'^»  «das  nbrigeaa  nor 
Ton  «.Sebiedsricbiem*  spricht;,  and  St.  Gallen  Art.  168  Ab«.l  Ziff.2 
nnd  Abs.  2  unterscheiden  wenigstens  noch  leichtere  und  schwerere 
Fälle.  D>er  die  bes.  Herrorfaebong  der  parteiischen  BegnikBtignmg 
^Freisprechung  etc.;  dnrcb  bestochene  Richter  s.  x.  Teil  aoeb 
unten  Anm.  »^.  Ungarn  $  4b9  ZifL  h  2  vbd.  mit  §  468  ber«ek- 
sichtigt  in  Abweichung  von  den  übrigen  Rechten  den  obae  Erfolg 
gebliebenen  Fall  der  gegen  die  Amtspflicht  Terstofseaden  pas- 
siven Richterbestechong  gar  nicht.  Die  Niederlande  Art.  364 
Abs.  1  nnd  2  betrachten  als  qnalificierten  FaU  der  Ricbterbesteeboag 
im  Allg.)  schon  die  Annahme  des  Geschenks  etc.  ^ia  dem  Bewufst- 
sein,  dafs  es  gemacht  ist,  nm  in  einer  Strafsache  eine  Verar- 
teilnng  zu  erzielen*.  —  Den  der  Richterbesteebaag  verwaad- 
ten  Fall  einer  ßestechang  eines  AdTokatea  bebaÜB  pflicht- 
widrigen Vorgehens  in  einer  Strafsache  znm  Schaden  seines 
Klienten  will  Ungarn  Art  483  mit  einer  vierfaeb  nach  der  Schwere 
der  betr.  Strafsache  abgestuften  Strafe  belegt  wissen.  Es  soll 
nKmlieh  eintreten:  a)  «wenn  die  Strafsache  eine  Übertretung  be- 
trifft*: «Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten;  b)  «wenn  sie  ein  Vergeben 
betrifft:  Gefängn.bis  zu  1  Jahr;  e)  «wenn  sie  ein  Verbrechen  betrifft*, 
Kerker  bis  zu  5  Jahren;  d)  wenn  sie  endlich  ein  Verbrechen  betrifft, 
«welches  das  Gesetz  mit  lebenslänglichem  Zuchthaus  oder  mit  dem 
Tode  bedroht*:  Zuchthaus  bis  zu  5  Jahren.  —  In  ähnlicher 
Weise  stufte  auch  Sardinien  Art.  326  die  Strafe  für  Untreue  der 
Advokaten  ab  (nämlich  dreifach,  je  nachdem  es  sich  um  eine  Straf- 
sache betr.  crime,  delit  oder  contravention  handelt),  sab  dabei  aber 
von   der  Bestechung  als  Thatbestandsmerkmal  ab. 

800)  So  ganz  besonders  Mexiko  Art.  1036  mit  teUweise  noch 
sichtbarem  Anklang  an  das  eigentliche  Talionsprinsip:  „Wenn 
das  ungerechte  Urteil  (eines  Richters  erster  Instanz  [juez] 
oder  der  obem  Gerichte  [magistrado])  in  einer  Strafsache  gefällt 
ist,  so  sind  folgende  Regeln  zu  beobachten:  I)  Ist  das  Urteil  ein 
verurteilendes  und  ist  es  vollstreckt,  so  treffen  den,  der  es 
gefällt  hat,  zwei  Drittel  derStrafe,  welche  er  dem  Verurteil- 
ten auferlegt  hat,  wobei  die  Vorschrift  des  Art.  197  (betreffend 
den  Ersatz  von  unteilbaren  oder  nicht  auf  den  Schuldigen  an- 
wendbar en  Strafen)  zu  beobachten  ist  (wonach  fttrXodesstrafe  20 
Jahre  (xefKngnis,  für  Entziehung  von  Rechten,  Ämtern  etc.  «die  Strafe 
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nnr  in  einer  allgemeinern  Verhaltangsmarsregel  beztiglieh 
der  richterliehen  Strafzumessung  zu  erkennen  giebt*®*). 


zeitweiliger  Aufhebung  fUr  20  Jahre  im  Yerbältnis"  eintreten  soll). 
II)  Ist  das  Urteil  nicht  vollstreckt  worden  und  war  es  auch  nicht 
zu  vollstrecken,  so  trifft  den  Urheber  desselben  ein  Drittel  der 
von  ihm  erkannten  Strafe'^  (III)  betrifft  das  freisprechende  Urteil, 
worüber  Näheres  unten  i.  Anm.  808).  „IV)  Wenn  in  dem  Urteil  eine 
höhere  Strafe  als  das  gesetzlich  höchste  Strafmafs  .  .  .  verhängt  ist, 
so  ist  .  .  .  «auf  zwei  Drittel  . .  des  Unterschieds  zu  erkennen,  welcher 
zwischen  der  im  Gesetz  und  der  im  Urteil  bestimmten  Strafe  besteht'^ 
„Y)  Wenn  der  Art  181  dieses  Gesetzbuchs  (wonach  die  Richter  die 
Strafe  nicht  „unter  Überschreitung  von  deren  Maximum  oder  Mini- 
mum" „vermehren  oder  vermindern*'  noch  auch  „verschärfen 
oder  mildern**  dürfen,  „indem  sie  dieselbe  durch  anders  geai-tete  er- 
setzen oder  ihnen  einen  Umstand  zufUgen,  aufser  unter  den  Bedingungen 
und  in  den  Fällen,  in  welchen  die  Gesetze  sie  ermächtigen,  dies  zu 
thun  oder  es  so  anbefehlen")  dadurch  verletzt  wird,  dafs  statt  der 
im  Gesetze  angedrohten  Strafe  .  .  .  gröfsere  bestimmt  werden,  so 
ist  .  .  auf  Amtsentsetzung  auf  1  Jahr  ...  zu  erkennen".  Aufserdem 
nach  Art.  1037  auch  in  den  Fällen  der  Nr.  I— III:  „Amtsentlassung 
und  dauernde  Unfähigkeit  für  die  Gerichtsämter".  Vgl.  auch  Rufs- 
land  1845  §  (394)  395  u.  1866  Art.  (366),  367  („Vom  Beugen  des 
Rechts")  mit  4  aufsteigenden  Stufen  der  Strafe,  je  nachdem  I)  in 
gesetzwidriger  Weise  ein  Angeschuldigter  zu  „einer  höhern  Strafe 
als  der  durch  das  Gesetz  namentlich  auf  sein  Verschulden  ge- 
setzten" verurteilt,  und  zwar  a)  „blofs  der  im  Gesetze  festgestellte 
Grad  der  Strafe  erhöht",  oder  b)  „die  Art  selbst  der  Strafe  abgeän- 
dert, indessen  nicht  eine  Kriminal  strafe  statt  der  Korrektions- 
strafe ausgesprochen"  worden,  oder  c)  dies  letztere  der  Fall  gewesen, 
oder  aber  endlich  2)  „ein  völlig  Unschuldiger  .  .  .  einer  Krimi- 
nalstrafe unterzogen  worden".  —  Über  Hessen  Art.  461  Abs.  1  u.  2 
(=  Nassau  Art.  457  Abs.  1  und  2)  s.  schon  oben  S.  461  u.  Anm. 792 
Auch  für  Württemberg  Art.  437  ergeben  sich  aus  Verbindung  mit 
Art.  228  ZiflP.  1-3  und  229  Ziff.  1—3  im  Anfang  (abgesehen  von  dem 
stark  verklausulierten  Talionsprinzip)  für  den  oben  in  Anm.  791  er- 
wähnten schwersten  Fall  noch  drei  (aufsteigende)  Strafstufen,  wo- 
rüber das  oben  S.  394  Anm.  781  Ausgeführte  zu  vergleichen  ist.  Der 
.österreichische  Entwurf  von  1891  §  378  (u.  hier  wörtlich  ebenso 
der  von  1893  §  371)  unterscheidet  von  dem  gewöhnlichen  Falle  der 
Rechtsbeugung  überhaupt,  ohne  Angabe  besonderer  Folgen  (Abs.  1, 
Strafe:  Zuchthaus  bis  zu  5  Jahren),  noch  denjenigen,  dafs  die  Hand- 
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x)  Die  Mehrzahl  der  nenem  Gesetze,  insbesondere  die- 
jenigen, welche  von  dentschrechtlichen  Gnindsätzen  be- 
herrscht sind,  hat  aber  auch  diesen  Rest  der  altern  Anschan- 
nngen  aufgegeben  und  sich  zur  Androhung  gesetzlich  fest 
bestimmter  Strafmafse  entschlossen*®^). 


lang  „die  Verurteilung  eines  andern  zn  einer  Freiheitsstrafe 
(oder  einen  Schaden  von  1000  Golden)  verarsacht''  hat.  (Abs.  2: 
Strafe:  Zochthans  bis  zu  10  Jahren).  Aach  Finnland  Kap.  40  §  2 
Abs.  1  und  2  läfst  Straferhöhang  eintreten,  wenn  in  Folge  des  an 
gerechten  Urteils  etc.  Jemand  (irgendwie)  an  schuldiger  weise  oder 
zu  streng  bestraft*"  wurde.  Ähnlich  auch  Portugal  Art.  284 
Abs.  1  und  §  1  (bei  Rechtsbeugung,  abgesehen  von  Bestechung 
[„prevarica^ao"]  Erhöhung  der  regelmäfsigen  Strafe  bei  „Verurteilung 
zu  einer  Strafe").  Vgl.  Tavares  de  Medeiros  in  StGG.  I  S.  562. 

801)  So  z.  B.  Hannover  Art  351:  „Richter,  welche  wissentlich 
über  einen  Unschuldigen  Strafe  verhangen  oder  einen  Schul- 
digen vorsätzlich  mit  härterer  Strafe  belegen  als  in  den  Gesetzen 
fiir  das  begangene  Verbrechen  angedroht  worden,  sind  ihres  Dienstes 
zu  entsetzen  und  aufserdem  mit  einer  dem  widerrechtlich 
zugeftigten  StrafUbel  angemessenen  Strafe  zu  belegen". 
Vgl.  hierzu  sowie  über  die  Behandlung  der  Rechtsbeugungsverbrechen 
in  Hannover  überhaupt:  Oppenheim,  a.  a.  0.  S.  119,  120;  s. 
auch  Häberlin,  a.  a.  0.  IV  S.  444 flF. 

802)  So:  Thüringen  Art.  316  Abs.  3  ZiflF.  3  (wissentliche 
Rechtsbeugung  bei  Erteilang  einer  Entscheidung  durch  Justiz- 
oder  Polizeibeamte)-,  Preufsen  §314  (=  Waldeck  §  280:  vor- 
sätzliche Begehung  einer  „Ungerechtigkeit''  bei  der  Leitung 
oder  Entscheidung  von  Rechtssachen  zur  Benachteiligung  einer  Par- 
tei durch  Beamte  oder  Schiedsrichter;  vgl.  dazu  Oppenheim, 
a.  a.  0.  S.34,  126  flF.) ;  Oldenburg  1858  Art.  291  §  1  u.  2  (ebenso, 
mit  Ausdehnung  auch  auf  Schöffen);  Lübeck  §264  (ebenso;  Thä- 
ter :  Beamter) ;  Bayern  1861  Art.  377  (mit  noch  allgemeinerer  Fassung) ; 
Bremen,  Entw.  Art.  184  §  573  („Beugung  des  Rechts**);  deutsch. 
RStGB.  §  336  („Beugung  des  Rechts",  u.  dazu  Oppenheim,  a.a.O. 
S.  122  flf.,  198  flf.,  218  ff.)-,  Schaffhausen  §  256  (ungerechte  ürteils- 
fällung  eines  Schiedsrichters);  Freiburg  Art.  282-,  Basel  §  175 
Abs.  2  (Benachteiligung  durch  einen  Richter  in  einer  [Civil-  oder] 
Strafsache);  Aar g au,  Entwurf  §  470  („Beugung  des  Rechts **); 
Schweiz.  Vorentwiirf  Art  177  Abs.  3  (parteiischer  Richterspruch); 
Kroatien,  Entw.  §398  (Thäter:  öffentlicher  Beamte,  Schiedsrichter, 
Geschworener  oder  Schöffe);  Dänemark  §123  (ungerechter  Richter- 
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c)  Neben  der  „Rechtsbeugung"  der  Richter  ist  in 
mehreren  Rechten  auch  noch  die  „nnrechtmäfBige"  oder 
widerrechtliche  StrafvoIUtreckung"  (zumNachteil 
des  Angeklagten  oder  Verurteilten)  durch  Beamte  oder  „Staats- 
diener" überhaupt  (auch  abgesehen  von  den  Richtern\  na- 
mentlich aber  durchVo  11s  treckungsbeamt  e,  als  ein  besonde- 
rer Fall  erwähnt  ®®').  Die  äufserst  nahe  Vei-wandtschaft  desselben 
mit  dem  unter  Ziff.b  behandelten  Delikt  erklärtes  leicht,  dafs 
auch  fbr  ihn  die  meisten  der  dort  angefahrten  Strafformen 
Verwertung  gefunden  haben.  Wir  treffen  hier  daher  ebenfalls 
vereinzelt   noch   die  analoge  Talion*^)  neben  dem  System 


Spruch);  Englisch-Indien  Chapt.  XI  Sect.  21  (mit  ziemlich  allge- 
meiner Fassung).  —  Die  übrigen  Gesetze  (wie  z.  B.  in  Deutschland 
früher  die  von  Sachsen  18;]8  [und  Sachsen-Altenburg  1841], 
Österreich  1852,  Sachsen  1855  und  18B8  und  Hamburg  [vgl. 
auch  Oppenheim,  a.  a.  0.  S.  117  Anm.  17]  sowie  namentlich  auch 
die  der  meisten  schweizerischen  Kantone  thnn  des  Delikts  nicht 
in  selbstständiger  Weise,  sondern  etwa  nur  als  „Amtsmissbrauch ", 
(Missbrauch  der  Amtsgewalt,  Vernachlässigung  der  Amtspflicht,  etc.) 
im  Allg.  Erwähnung. 

803)  Über  die  Subsumierung  auch  dieses  Delikts  unter  den  He- 
gri£f  der  „Rechtsbeugung*"  im  weitern  Sinne  (so  z.  B.  von  Meves 
in  HH.  III  S.  980—982  und  Schütze,  Lehrb.  S.  531),  s.  schon  oben 
8.  458  Anm.  758a.  Dagegen  aber  Oppenheim,  a.  a.  0.  S.  39,41; 
vgl.  auch  Hälschner,  Gem.  deutsch.  Strafr.  II  S.  1079  (der  freilich 
die  nahe  Verwandtschaft  der  beiden  Verbrechen  zugiebt)  und 
V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  562.  —  Nur  auf  die  widerrechtliche 
(nachteilige)  Straf •  Vollziehung  durch  „Richter''  beschränken  sich 
die  (schon  oben  Anm.  791  erwähnten)  Vorschriiten  von  Württem- 
berg Art 437  Abs.  2  (vgl.  auch  Art  438  Abs.l)  u.  Braunschweig 
§  279  (vgl.  auch  §  280)  sowie  von  Hannover  Art.  352  Satz  1. 
Ebenso  auch  Bayern  1813  Art.  3B0;  vgl.  oben  S.  162. 

804)  Dafür  werden  aber  auch  hier  meistens  noch  besondere  Vor- 
aussetzungen verlangt.  Am  allgemeinsten  gefafst  ist  wohl  Nor- 
wegen Kap.  XXIV  §  10  (Thaulow,  S.  m):  „Wenn  jemand  aus 
bösem  Willen  wider  die  in  Rücksiilit  der  Begnadigung  oder  der 
Prüfung  der  Urteile  vor  höhern  Instanzen  geltenden  Regeln  eine  zu- 
erkannte Strafe  vollziehen  läfst,  so  wird  er  mit  Dienstentsetzung 
bestraft;  aber  mit  einer  Strafe  von  derselben  Art  als  die,  welche 
der  Verurteilte   erlitten   hat,   wenn  es  sich  findet,    dafs  dieser 
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kia^  .  li  <f^Ti  k^«T«^«:»i»:i-«»n*>a  An.  V»5  c-»  na^^aKisckeft 
01s<-  f«..i*  w*z*»  öiT  rx:«*ijaar3«*ijLft  c»»r  T»:öftSÄ?x:<e  Bftisriick 
a-fc*a  ii*T  *ia*  6»:r  ZÜ.  ->  c-^  An.  4-  ».■  H-i^jjeif  <«t5^rft!M3»öe  Vor- 
fithrift  Aii-iti  r*ii'«  Lk  crrw^a  Bayern  IS^I  Art  3>I  ZiC  1  : 
»Kit  e:a  Beamter  wi**^^^:<i  eize  ai-^ii  rtiriiskrarrir  zaakaaBte 
:?n^fe  ToI:*Treekem  lasies.  fo  «iill  er  l*«cr*ft  weniea:  1]  ah 
dttT  To«ie**trafe.  veia  eis*  Todef*ira:e  Tjll«tre<^kt  nrde^. 
I/ie  ClrljT*«  Zif^era  i — I  c  :«-»**  Ar:ik*I«  Lab«m  Ter^chie^eae  Al^- 
ftsfiiaz^«  fSr  Cie  irarir*«  Falle  la^a  ürer  Ter?iti>?ce«eÄ  Sekvere. 
I»<1i  triu  aG<:h  dabei  rc  Zi5er  ±  l  be*  a-ier»  Zu  3  eiae  talioas- 
artiire  w>i^hlseit  r^i*cfc^«  der  Art  cer  T.>Il«;reekteM  wmd  der  dem 
T Kater  aufzcer!eges<:e«  Strafe  kerrfvr.  E*  «»i-Il  der  S<k*Idi^  aas- 
H'rk  aa/^h  Ziff.  2  ^mif  Za<rhthaas  "bis  zu  3>  Jahren)'^  bescrafk  wer- 
d^ra.  «weaa  eine  Znchchaa««trafe  Tollstreekt  vnrde'*'  aackZiff. 3 
aFH^.mitGefaDgnis*^  «checkt hin  iieb«t  fik.  Yerinst  des  lieastes, 
«weaa  eise  Gefan^ais$trafe  schlechthin  Tollio^ea  vnrde*. 
C\ff^  Ziff.  4  f.  die  folgende  Anmerkg.  Auch  die  Bremer  Eatvirfe 
r.  \^'»\  Art.ll^i  §57^  and  .'m  Wesentlichea  übereinstimmeBd)  t.  18»>^ 
Art,  \^9  §  574  '.Widerrechtliche  StrafVoIistrecknng^*;  gewakrt«  der 
TalioBffidee  noch  in.«ofeni  Eindafs,  als  «ein  Beamter,  der  Term<^ 
«einea  Amte»  die  Vo  1 1  streck  an  g  der  Strafen  n  reranlaeseB  kal. 
.  .  ,  .  wenn  er  Torsätzlich  eiae  Strafe  voUstTeckca  läfst,  die  aeiaea 
Wissens  ^ar  nicht  oder  iB   anderm  Mafse  rechtskräftig   aos^ 
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sprochen  (oder  die  im  Gnadenwege  erlassen  oder  in  eine  andre  ver- 
wandelt ist)**,  mit  Zu  cht  bans  bestraft  werden  sollte,  wenn  die  wi- 
derrechtlich vollstreckte  Strafe  eine  Znchthansstrafe  (Entw. 
von  1861:  eine  Yerbrechensstrafe)  gewesen.  Bei  Yollziehnng  andrer 
Freiheitsstrafen  (nach  Entw.  von  1861:  einer  Gefängnisstrafe) 
sollte  dagegen  Gefängnis  oder  ev.  (in  geringem  Fällen)  Geldstrafe 
eintreten.  Anfserdem  schrieb  aber  Abs.  2  des  §  574  noch  vor,  dafs 
„bei  Ausmessung  der  Dauer  der  Freiheitsstrafe  (bezw.  des  Betrages 
der  Geldstrafe)  .  .  auf  Dauer,  Betrag  und  Beschaffenheit  der  wider- 
rechtlich erlittenen  Strafe  .  .  Rücksicht  zu  nehmen**  sei. 

805)  Hierher  gehören  die  z.  Teil  schon  in  der  vorigen  Anmerkg. 
berührten  Bestimmungen  von  Hessen  Art. 460  Ziff.  1  u.  2  (wenn  die 
widerrechtlich  vollstreckte  Strafe  bestand:  a)  in  Gefängnisstrafe; 
Strafe:  Suspension  vom  Dienst  und  Gehalt;  b)  in  Eorrektionshr.us- 
oder  Zuchthausstrafe:  Dienstentlassung  oder  Dienstentsetzung;  c)  bei 
Dauer  der  rechtswidrig  vollstreckten  Strafe  über  2  Jahre:  aufser 
Dienstentsetzung  auch  noch  Korrektionshaus  von  1—3  oder  Zuchth. 
bis  zu  10  Jahren),  Nassau  Art.  456,  Ziff.  1  u.  2  (ebenso  wie  Hes- 
sen), Bayern  Art.  381  Ziff.  2,  3  (s.  schon  oben  Anm.  804)  und  4 
(Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  nebst  [fak.]  Verlust  des  Dienstes:  in 
allen  andern  Fällen*,  aufserdem  in  dem  Falle  der  Ziff.  3  u.  4  Zucht- 
haus bis  zu  20  Jahren,  „wenn  die  widerrechtliche  Strafhaft  über  10 
Tage  gedauert  oder  den  Tod  oder  einen  bleibenden  Nachteil  an 
Körper  oder  Gesundheit  des  Gefangenen  zur  Folge  gehabt  oder  den- 
selben in  eine  mehr  als  60  Tage  dauernde  Krankheit  oder  [gänz- 
liche oder  teilweise]  Arbeitsunfähigkeit  versetzt  hat**),  Bremen, 
Entw.  Art.  185  §  574  (vgl.  oben  Anm.  804  a.E.).  Femer  will  Grie- 
chenland Art.  475  für  den  Fall  „dafs  ein  Staatsbeamter  .  .  . 
willkürlich  ohne  ein  rechtskräftiges  oder  gegen  ein  los- 
sprechendes Urteil  an  einer  Person  eine  Strafe  vollzogen**, 
die  Strafe  der  Beamten  abgestuft  wissen  mit  Bticksicht  darauf,  ob 
die  von  ihm  vollzogene  Strafe  diejenige  eines  Verbrechens,  Ver- 
gehens oder  einer  Disziplinar-  oder  Polizei -Übertretung  war. 
Vgl.  auch  noch  Ägypten  Tit.  II  Chap.  V  Art.  118.  Rufsland  1845 
§  487  und  1866  Art.  458  (Thäter:  Polizeibeamte)  zeichnet  wenigstens 
noch  die  „Fälle  von  besonderer  Wichtigkeit"  durch  erhöhte  Strafe  aus. 

806)  Thüringen  Art.  316  Abs.  3  Ziff.  3  (wissentliche  Rechts- 
beugung bei  Vollziehung  einer  Entscheidung  durch  Justiz-  oder 
Polizeibeamte);  Preufsen  §320  Abs.  2  (=  Waldeck  §286: 
vorsätzliches  Vo  11  str eckenlassen  einer  Strafe  durch  e.  Beam- 
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Beugung  des  Rechts  zu  Gunsten  des  schuldigen  Ange- 
klagten, sei  es  bei  Fällung  des  Urteils  oder  bei  dessen 
Vollstreckung  —  wonach  der  ungerechte  Richter  oder 
Vollzugsbeamte  selbst  das  dem  Begünstigten  erlassene 
Straföbel  zu  erdulden  haben  würde  —  findet  sich  zwar  in 
den  neuern  europäischen  ®®')  Gesetzgebungen  nirgends  mehr 
anerkannt;  doch  sind  auch  hierfür  ausnahmsweise  wohl  noch 
verschiedene  Grade  der  Strufbarkeit,  je  nach  Art  und 
M  a  f  s  der  dem  Schuldigen  widerrechtlich  erlassenenStrafe, 
unterschieden  *®®). 


ten,  „die  entweder  gar  nicht  oder  nicht  in  dem  Mafse,  wie  er  sie 
vollstrecken  läfst,  rechtskräftig  ausgesprochen  ist");  Olden- 
burg 1858  Art.  297  §  2  (ebenso);  deutsch.  RStGB.  §  345  Abs.  1 
(Thäter:  „Beamte**;  s.  dazu  ausführlich:  Meves  in  HH.  III  S.  98G 
—988);  Freiburg  Art.  286;  a.  E.  (ebenso);  Aargau,  Entw.  §  474 
Abs.l  (ebenso);  Österreich,  Entw.  1891  §386  u.  1893  §  379  (jedoch 
Strafmilderung  bei  Vollstreckung  blofser  Geld  strafen) ;  Kroatien, 
Entw.  §  408  (ebenso;  Thäter:  öffentlicher  Beamter);  Finnland 
Kap.  40  §  4  Abs.  1  und  2  (Thäter:  Beamter);  Dänemark  §  130 
Abs.  2  (Thäter:  Beamter);  Rumänien  Art.  153  (ebenso);  Türkei 
Art.  104  (Thäter:  „public  servant  being  a  member  of  any  Court  of 
Council  or  any  other  public  officer") 

807)  Von  au fser europäischen  Staaten  läfst  China  auch  in 
dieser  Beziehung  noch  das  Talionsprinzip  in  ausgedehntestem 
Mafse  platzgreifen.  Vgl.  darüber  schon  unsere  Abtlg.I  S.20,  21  Anm  37 
a.  E.  und  Näheres  bei  Kohl  er,  Chines.  Strafrecht  S.  30,  31. 

808)  Vgl.  z.  B.  Malta  Art.  109:  „Se  il  delitto  contemplato  nel 
numero  3  deH'articolo  107  (Amtsmifsbrauch  eines  Beamten  in  Folge 
von  Bestechung)  consistesse  nel  rilasciare  un  imputato  o  nel  li- 
berare  un  querelato  od  accusato,  la  pena  sarä.  come  segue": 
(a)  wenn  es  sich  handelt  um  ein  „delitto  portante  a  pena  maggiore 
dei  lavori  forzati  o  della  prigionia  per  2  anni**:  „lavori  forzati  da 
18  mesi  a  3anni'*  (Abs.  2);  (b)  um  ein  „delitto  portante  a  pena  non 
eccedente  2  anni  di  lav.  forz.  o  di  prigionia,  ma  che  cadesse  nella 
classe  delle  contravvenzioni'' :  „lavori  forz.  da  7  mesi  ad  un  anno" 
(Abs. 3);  (c)  um  eine  „contravvenzionü*':  lavori  forz.  da  4  a  6  mesi** 
(Abs.  4).  Ausdehnung  des  Art.  109  auch  auf  Geschworene  nach 
Art.  112.  Spanien  1870  Art.  364:  „El  Juez  que,  &  sabiendas,  dic- 
tare  sentencia  injusta  en  causa  criminal  d  favor  del  reo, 
incurrira  (a)  en  la  pena  de  prisiön  coreccional  en  sus  grados  minimo 
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lY.    Das  Delikt  der  Yorsätzlichen,  widerrechtlichen  Be- 
freiung (oder    des  Entweichen! assens,    resp.  der  Bei- 

y  medio  ö  inhabilitaciön  temporal  especial  en  sii  grado  miiximo  A 
inhabilitaciön perp^toa  especial,  si  la  causa fnere  por  delito  grave; 
(b)  en  la  de  arresto  mayor  en  su  grado  mäximo  k  prisiön  correccio- 
nal  en  su  grado  mlnimo  6  ignal  inhabilitaciön,  si  la  causa  fuere  por 
delitos  menos  grayes,  y  (c)  en  la  de  arresto  mayor  en  su  grado 
minimo  y  suspensiön,  si  fuere  por  falta".  Sogar  noch  einen  gewissen 
Anklang  an  das  Talionsprinzip  bei  der  Straffestsetzung  hat 
auch  hier  (vgl.  oben  S.  468  Anm.  800)  Mexiko  Art.  1036  Ziff.  III: 
„Ist  das  (ungerechte)  Urteil  (gefällt  in  einem  Strafverfahren)  ein 
freisprechendes,  so  trifft  (den,  der  es  gefällt  hat)  ein  Drittel 
derjenigen  Strafe,  die  gegen  den  Schuldigen  hätte  erkannt  wer- 
den müssen  (unter  Beobachtung  der  Vorschrift  des  oben  genannten 
Artikel  197"  [vgl.  darüber  oben  S.  468  Anm.  800]).  S.  femer  ebdas. 
Ziff.V:  ,,Wenn  der  Artikel  181  dieses  Gesetzbuchs  (vgl.  oben  Anm.  800) 
dadurch  verletzt  wird,  dafs  statt  der  im  Gesetze  angedrohten  Strafen 
andere  geringere  .  .  .  bestimmt  werden,  so  ist  .  •  .  auf  Amtsent- 
setzung auf  ein  Jahr  ...  zu  erkennen".  Vgl.  auch  noch  New- 
York  §  125,  wo  jedoch  ausdrücklich  auch  Bestechung  des  Beam- 
ten verlangt  wird.  Hannover  Art.  352  Abs.  1  a.  E.  und  Abs.  2 
unterschied  (bei  d. rechtswidrigen  Vollziehung  eines  Strafurteils  zu 
Gunsten  des  Verurteilten)  wenigstens  noch  für  der  Strafe  verschie- 
dene schwerere  und  leichtere  Fälle.  Alle  übrigen  Gesetzbücher 
huldigen  hier  dem  System  ein  für  allemal  gesetzlich  f e  s  t  bestinmiter 
Strafen.  Vgl.  1)  betr.  derparteiischen Rechtsbeugung  zuGunsten 
des  Schuldigen,  insbes.  d.  widerrechtlichen  begünstigenden Enscheidung 
od.  Urteilsfällung  (wie  Freisprechung  etc.  im  [Straf-JProzesse) :  Würt- 
temberg Art.  438  Abs.  2  (parteische  Freisprechung  eines  nachgewiese- 
ne rmafsen  schuldigen  Angeschuldigten  oder  Belegung  desselben 
mit  einer  gelindern  als  der  gesetzlichen  Strafe  v.  S.  eines  Rich- 
ters); Braunschweig  §  280  (ganz  ähnlich);  Hessen  Art.  461 
Abs.  1  (=  Nassau  Art.  457  Abs.  1:  ähnlich^  Thäter:  Richter)  und 
Art.  462  (=  Nassau  Art.  458  Abs.  1:  vorsätzliche  Nichtschuldig- 
Erklänmg  eines  Schuldigen  durch  Geschworene);  Baden  g  675 
(betr.  leichtere  Strafsachen)  u.  684 Ziff. 3;  Preufsen  §314  (=  Wal- 
deck §280:  Rechtsbeugung)  vbd.mit  §  321  (=Waldeck  §287: 
Begünstigung  e.  Schuldigen  in  Strafsachen)*,  Oldenburg  Art.  291 
vbd.mit298;  Lübeck  §264;  B ayern  1861  Art. 377 vbd. mit 382;  Bre- 
men, Entw.  1868  §573  („Beugung d.Rechts«')  vbd.mit  §509;  deutsch. 
RStGB.  §  336  (Beugung  des  Rechts)  vbd.  mit  §  346  (Begünstigung 
eines  Schuldigen  in  Strafsachen) ;  Schaff  hausen  §  256  (ungerechte 
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hülfe  mr  Selb^tbefreionr,    Flnehtbef ordermg  et^^'i**) 
Ton Gefangenen   wie  ganz  be:s«>nder* tod [bereite Tenirteilten] 

begüB^tigeBde  Uiteilsüüimg  t.  S.  eines  Schiedsrichters  ;  Lasern 
S  251  litt,  e  (,Begüa*ti?niig  eises  AnfeKhuIdigtea  ia  der  Cntcr- 
sDchong*,;  Freibarg  Art.  ^2  rbd.  süt  2IS:  Basel  §  175  Abs.  2 
'Begnastigaag  dnrrh  e.  Richter  ia  einer  Tivil-  oder]  Straf- 
sache :  Asr^aa,  Entw.  §  41*}  «Beo^nng  des  Rechts*)  vbd.  mit  471; 
seh  weis.  Yoren'worf  Art.  177  mit  ^anz  all^oL  Fassang'*:  Öster- 
reich. Entw.  1^1  %  37^  Abs.  1  rbd.  mit  %  37S  a.  l>^  §  371  Aba.1 
Tbd.  mit  §  3^J :  Kroatien,  Entw.  %  :l^^  Tbäter :  öffentlicher  Beamter, 
Schiedsrichter,  Geschworener  oder  Schöffe  :  Rafsland  1845  §  396, 
ix^  Art.3<98  r,Yon  Beo^nng  des  Rechts^;  r^.etwa  aach  l$lo  §463, 
1}5*>6  Art  4%,;  Dänemark  §  123  o.  131:  Finnland.  Ki^i.  40  §  2 
Abs.  1;  San  Marino  Art  31^  ungerechte  Freisprechaag  t.  S. 
eines  bestochenen  Richters;:  Portogal  Art  2SI;  Italien  1889 
Art  172  Abs.  2  Ziff.  2  «Begänstigong  . .  eines  Bescholdigtea  in  einer 
.  .  Strafsache  darch  einen  bestochenen  öffentlichen  Beamten*).  — 
2;  Speziell  betr.  widerrechtlicher  Begfinstigimg  der  Scholdigea  dareh 
die  StrafTollsiehnng  s.  noeb:  Württemberg  AnnL  438  Abs.  2 
a.  E.  (parteiische  Nicht-Yollziebnng  oder  aar  teilweise  Voll- 
xiehang  einer  erkannten  Strafe  dnrch  Richter);  Braanschweig 
§  280  a.  £.  (im  Wes.  ebenso);  Thfiringen  Art  316  Abs.  3  Ziff.  a.K 
(jedoch  mit  ganz  allgemeiner  Fassung  ;  Prenfsen  §  321  a.  E. 
(Thäter:  «ein  Beamter,  welcher  vermöge  seines  Amtes  bei  Aas- 
fibong  der  Strafgewalt  oder  bei  VoUstrecknng  der  Strafe  mitaa- 
wirken  hat«);  Oldenburg  18ä8  Art  298  (ebenso);  Bsyern  1861 
Art  3>S2  (Thäter:  Beamter  schlechthin);  Bremen,  Entwarf  1868 
§569  (Thäter:  wie  Prenfsen);  deatsch.  RStGB.  §346  a.  E.  (Thäter 
wie  Prenfsen;  s.  dazn:  Meves  in  HH.  III  S.  988);  Aargaa,  Ent- 
warf §  471  (ebenso) ;  Österreich,  Entw.  1891  §  387  a.  1893  §  380 
(ebenso;;  Ungarn  §478  Abs.  2  (pflichtwidrige  Unterlassang  der 
Voll  Streckung  eines  rechtskräfrigen  Urteils;  Thäter:  ein  öffent- 
licher Beamter);  Kroatien,  Entw.  §  409  Abs.  2  (ebenso);  Rafs- 
land 1845  §  48^  a.  1866  Art.  457  (Milderang  der  Strafe  bei  YoU- 
ziehang  eines  gerichtlichen  Urteils;  Thäter:  Polizeibeamte);  Nor- 
wegen Kap.  XXIY  §  11;  Dänemark  §  131;  Rumänien  Art  154. 
809)  Die  Ausdrücke  „Befreiung*  (oder  „Befreien*)  und 
„Entweichenlassen*  von  Gefangenen  finden  sich  in  manchen  Ge- 
setzen unterschiedslos  neben  einander.  Anderswo  wird  dagegen  das 
aktive  Yorgehen  bei  der  erstem  Thätigkeit,  das  mehr  passive 
Yerhalten  bei  der  letztem  in  Betracht  gezogen.  Deshalb  werden 
auch  die  Bezeichnungen  öfter  in  dem  Sinne  gebraucht,  dals  dasBe- 
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freien  sich  nur  auf  Privatpersonop  (schlechthin),  das  Entwei- 
chenlassen dagegen  nur  auf  mit  Beaufsichtigung,  Bewachung, 
Begleitung  etc.  der  Gefangenen  beauftragte  Personen  und  insbes. 
Beamte,  bezieht.  S.  u.a.  auch  deutsch.  RStGB.  §§120,  121  n.  347, 
femer  Basel  §  55  u.  177,  sowie  die  Entwürfe  der  Kantone  Aargau', 
1892  (§  446  und  447)  n.  Uri  1894  (Art.  69  litt,  c:  „Befreiung«*  und 
„pflichtwidriges  Entweichenlassen",  und  dazu  Pfenninger, 
Motive  S.  148,  wo  ausgeführt  ist,  dafs  sich  das  „pflichtwidrige  Ent- 
weichenlassen"  auf  „Beamte  oder  Bedienstete**  bezieht).  Über  den 
Begriff  des  vorsätzlichen  Entweichenlassens  speziell  im  deutschen 
Reichsstrafrecht  (RStGB.  §§  121  und  847)  s.  u.  a.  Näheres  bei 
Hälschner,  Gem.  deutsch.  Strafr.  II  S.  962  u.  Anm.  3  sowie  01s- 
hausen,  Kommentcr  (3.  Aufl.)  Nr.  2  u.  3  zu  §  121  (S.531,  532)  und 
Nr.  4  u.  5  zu  §  347  (S.  1349)  nebst  den  daselbst  weiter  Gitierten.  — 
Neben  dem  «Befreien«*  und  (bezw.  oder)  dem  „Entweichenlassen** 
findet  sich  dann  nicht  selten  aber  auch  noch  ganz  allgemein  die 
„BeihUlfe**  (Hiilfeleistnng)  zur  Selbstbefreiung  (Beförderung 
der  Befreiung,  Entweichung,  Flucht  etc.)  der  Gefangenen  (als  selbstän- 
diges Delikt)  pönalisiert,  was  auffällig  in  denjenigen  Gesetzen  erscheint, 
welche  (wie  z.  B.  das  deutsche  RStGB )  die  (nicht  qualificierte)  Selbst- 
befreiung der  Gefangenen  (also  die  Hauptthat,  zu  welcher  dieBei- 
httlfe  geleistet  wurde)  an  sich  nicht  mehr  unter  Strafe  gestellt 
haben.CVgl.  dazuGeyerinHH.  IV  S.171;  Hälschner,  Gem. deutsch. 
Strafr.  II  S.  961;  Schütze,  Lehrb.  S.  272  Anm.  42;  v.  Schwarze, 
Komm.  Nr.  7  zu  §  120  S.  394;  Olshausen,  Komm.  Nr.  3  litt,  b  zu 
§  120;  V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S  543).  Hierher  gehören:  a)  von 
den  frühem  deutschen  Partikulargesetzbüchem:  Baden  §  632, 
Sachsen  1855  und  1868  Art  152  Abs.  2,  Bremen,  Entwurf  1861 
§  173  ff.  und  1868  §  165  ff.;  desgl.  jetzt  deutsch. RStGB.  §  129  ff,  n. 
347,  und  dazu  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Anfl.  S.  543;  H.  Meyer,  Lehrb. 

4.  Aufl.  S.  850  u.  Anm.  36;  5.  Aufl.  S.  665  u.  Anm.  14;  Olshausen, 
Kommentar  Nr.  3  litt,  a  und  b  zu  §  120,  S.  529,  Nr.  3  litt,  b  zu 
§  121  S.  532,  Nr.  4  zu  §  347  8.  1349);  b)  von  den  GBB.  der  Kan- 
tone der  deutschen  Schweiz  (Stooss,  Grundzüge  II  S.428  Nr. 2): 
Schaffhausen  §  115,  Glarus  §  85,  Basel  §  55,  Zug  §  47,  So- 
lothurn  §  65,  Aargau,  Entw.  1892  §§  446,  447,  Schweiz.  Vor- 
entwnrf  Art.  163;  desgl.  die  GBB.  der  welschen  Kantone,  welche, 
wie  der  Code  p^nal  fran9.  Art.  238—240,  sich  meist  des  Ausdrucks 
„procurer   ou    faciliter  Tövasion**   bedienen.   Stoofs,   a.  a.  0.  II 

5.  428.    Vgl.  Wallis  Art.  143  ff.,    Freiburg  Art.  116,   320,   Genf 
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gesetzt, dafs  der  Thäter  nicht  ein  zur  Bewachung  etc.  Beauftragter 
oder  Eeamter  ist)  auchinLuzern  $10ö,  St.  Gallen  Art.  159  (Hfllfe 
oder  Vorschubleisten  zur  Flucht),  Malta  Art.  Üb  («.facilitare  la 
faga  o  essere  complice  nella  stessa**)  und  Ungarn  §  447  (Beihülfe 
zum  Entweichen  von  Gefangenen  oder  Verschaffung  von  Werkzeugen 
etc.,  um  ihre  Entweichung  zu  bewirken).  In  sehr  allgemeiner  Weise 
sprechen  Obwalden  §  63  und  Glarus  §  249  (bei  Beamten  als 
Thätem)  nur  von  vorsätzlicher  „Begünstigung**  der  Entweichung  von 
Gefangenen.  Ebenso:  Japan  Art.  148.  —  Über  GraubUnden  §89 
s.  noch  Näheres  unten  in  Anm.  812. 

810)  Die  Überwiegende  Mehrzahl  der  Gesetze  spricht  1)  schlecht- 
hin von  Befreiung  etc.  von  ^^Gefangenen"  (französich :  ^fprisonnier** 
engl.:  ,.pri8oner")ohne  nähere  Angabe  der  Art  ihrer  Gefangenschaft; 
so  namentlich  dann,  wenn  der  Thäter  ein  Beamter  (oder  auch  ein  mit 
der  Bewachung  Beauftragter)  gewesen.  Vgl.  Sachsen  1838  Art.  109 
Abs.  3  (bei  Beamten  als  Thätem) ;  Württemberg  Art.180;  Braun- 
schweig §  109;  Hannover  Art.  170  und  171  (Beamte);  Hessen 
Art  197 ff.  und  199  Abs.  1  (Beamte);  Nassau  Art.  193 ff.  und  19» 
(ebenso);  Thüringen  Art.  107  Abs.  1  und  2  (Beamte);  Preufsen 
§§  94,  95  (Beauftragte)  u.  322  (Beamte);  Waldeck  §§  90,  Ol  u.  2^8 
(ebenso);  Sachsen  1855  u.  1868  Art  152  Abs.  2  und  Abs.  3  (Be- 
auftragte bezw.  Beamte);  Oldenburg  1^58  Art. 91,  92  (Beauftragte) 
u.  299  (Beamte);  Bayern  1861  Art  142  u.  14i  Abs.  1  u.  2  (Beamte 
und  Beauftragte);  Lübeck  §  72,  73  (Beauftragte)  u.  269  (Beamte); 
Bremen,  Entw.  1861  §§  173,  174  (Beauftragte  und  580  (Beamte); 
ebenso  Entwurf  von  1868  §§  165,  166  und  566;  Hamburg  Art.  85; 
deutsch.  RStGB.  §§  120,  121  (Beauftragte)  u.  347  (Beamte);  Thur- 
gau  §  251  u.  252  (Beamte);  Waadt  Art  338  (Beamte);  Neuen- 
burg 1856  Art.  72  und  1891  Art.  174  Abs.  2  (Beamte);  Wallis 
Art.  144  (Beamte);  Schaffhansen  §  115,  116  (Beamte);  Lnzern 
§  251  (Beamte);  Obwalden  Art  51;  Bern  Art.  78  (Beamte);  Gla- 
rus §  58  und  149  (Beamte);  Freiburg  Art  117  (Beamte);  Zürich 
§  82  Abs.  2  (Beauftragte);  Basel  §  55  und  177 (Beamte);  Zug  §  47, 
Solothurn  §  65  und  180  (Beamte);  Aargau,  Entw.  §§  446,  447 
(Beauftragte  und  Beamte);  Schweiz.  Vorentwurf  Art.  181  (Be- 
amte); Uri,  Entw.  Art  69  litt  c  (Privatpersonen  u.  Beamte);  Nor* 
wegen  Kap.  X  §  14  und  Kap.  XX  §  6  (Beamte);  Dänemark  §  132 
(Beamte);  Rufsland  1866  Art.  308;  Finnland  Kap.  16  §  10  und 
Kap.  40  §  5  (Beamte);  Ungarn  §  447  n.  448  (Beamte);  Kroatien, 
Entw.  §  151;    Österreich,  Entw.  1891  §§  137,  138  (Beauftragte)  u« 
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388  (Beamte);  Entw.  von  1893  §§  131,  132  n.  381  (ebenso);  Türkei 
Art.  117,  118,  119  (Beamte  etc.);  Spanien  Art.  373  (Beamte);  Por- 
tugal Art.  190  n.  192  (Beamte);  Mexiko  Art.  930  (Beamte)  n.  934; 
Japan  Art  147;  New -York  §§82,87,88.  Vereinzelt  findet  sich  wohl 
eine  gesetzliche  Erklärung,  in  welchem  Sinne  die  znnächst  ganz 
allgemein  gebrauchte  Bezeichnung  „Gefangener"  aufzufassen  sei, 
so  z.B.  in  New- York,  welches  im  §  93  („Begriff  des  Gefangenen") 
bemerkt,  dafs  darunter  «jede  Person"  zu  verstehen  sei,  „welche  auf 
Grund  eines  gesetzlichen  Verfahrens  oder  eines  gesetzlichen 
Arrestes  in  Gewahrsam  gebalten  wird".  Eine  ähnlich  weite  Auf- 
fassung des  Begriffs  aber  wird  man  im  Allg.  wohl  durchweg  auch 
für  die  übrigen  angeführten  Gesetzbücher  annehmen  dürfen,  falls  nicht 
etwa  —  wie  dies  allerdings  öfter  der  Fall  —  durch  nähere  Angabe 
der  Lokalitäten  etc.,  aus  welchen  der  Gefangene  befreit  worden, 
sich  von  selbst  auch  dir  Begriff  des  „Gefangenen"'  verengert.  S.  das  Nähere 
darüber  noch  unten  in  Anm.  812.—  Vgl.  besonders  auch  unser  deut- 
sches BStGB.,  dessen  Vorschriften  in  den  §§  120,  122  und  347  sich 
nach  der  vorherrschenden  Ansicht  jedenfalls  nicht  nur  auf  bereits 
verurteilte  Strafgefangene  jeder  Art,  einschliersl.  der  in  den 
Arbeitshäusern  detinierten  Personen  (RStGB.  §  362  [vgl.  bes. 
V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  542  u.  Olshausen  Komm.  Nr.  2  Ziff.  e 
zu  §  120  S.  528]),  sondern  auch  auf  Untersuchungsgefangene, 
auf  Personen,  die  in  polizeilicher  oder  in  civilprozessualer 
Haft  befindlich  sind,  ja  endlich  selbst  auf  Kriegsgefangene  im 
Allg.  beziehen.  Vgl.  bes.  John  in  HH.  III  S.  150  und  in  HRL.  II 
S.  20  („alle  diejenigen,  welchen  kraft  kompetenter  obrigkeit- 
licher Autorität  die  Freiheit,  wenn  auch  nur  vorüber- 
gehend, entzogen  ist").  Ähnlich:  Olshausen,  Komm.  3.  Aufl., 
Nr.l,  2  u.  4  zu  §  120,  S.  528,  529;  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  542; 
H.  Meyer,  Lehrb.  4.  Aufl.  S.  848  u.  Anm.  22 ff.,  5.  Aufl.  S.  664  und 
10 ff.;  vgl.  auch  Geyer,  Grundrifs  II  S.  144;  v.  Schwarze,  Kom- 
mentar 5.  Aufl.,  Nr.  2  zu  §  120,  S  303,  394.  Bestritten  ist  dagegen 
u.  a.  die  Ausdehnung  des  Begriffs  „Gefangener":  a)  auf  solche 
Kriegsgefangene,  die  nur  auf  Ehrenwort  interniert  sind  (dafür: 
Merkel,  Lehrb.  S.395;  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.542;  H.Meyer, 
Lehrb.  5.  Aufl.  S.  664  Anm.  10;  dagegen:  Olshausen,  Kommentar 
Nr.  2  litt,  g  zu  §  120  S.  529-,  Oppenhoff,  Komm.  Nr.  6  zu  §  120; 
früher  auch  H.  Meyer,  Lehrb.  4.  Aufl.  S.  848  Anm.  24;  b)  auf  die 
in  Zwangserziehungsanstalten  (nach  RStGB.  §§  55,  56)  unter- 
gebrachten jugendlichen    Personen    (dafür:    [wenngleich    mit 
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gewissen  Beschränkungen]:  Olshausen  zu  §  120  Nr.  2  litt,  b  und 
die  das.  Citierten^  Oppenhoff,  Komm.  Nr.  1  zu  §  120;  dagegen: 
V.  Liszt,  Lehrb.  S.  542;  H.  Meyer,  Lehrb.  4.  Aufl.  S.  848  Anm.  25 
a.  £.;  5.  Aufl.  S.  664  u.  Anm.  11);  c)  auf  die  (auf  Anordnung  von 
Behörden  untergebrachten)  Insassen  von  Irrenanstalten  (dafür: 
Oppenhoff,  Komm.  Nr.  1  zu  §  120;  y.  Schwarze  Komm.  5.  Aufl. 
Nr.  2  a.  E.  za  §  120  S.  394-,  Olshausen,  Komm.  Nr.  2  litt,  b  zu 
§  120;  dagegen:  John  in  HRL.  II  S.  21;  v.  Liszt,  Lehrb.  S.542; 
H.  Meyer,  Lehrb.  4.  Aufl.  S.  848  Anm.  25,  5.  Aufl.  S.  664  u.  Anm.  11). 
2)  In  demselb-en  weiten  Sinne  dürfte  wohl  auch  der  öfter  vor- 
kommende Ausdruck  „Verhafteter*'  (französ.  „un  dötenu*)  zu 
nehmen  sein.  So  z.  B.  bes.:  Zürich  §  82  Abs.  1:  „ein  Verhafte- 
ter«; Neuenburg  1856  Art.  103:  „un  dötenu-;  Freiburg  Art.  289 
(ebenso,  bei  Beamten  als  Thätern);  Schwyz  §  112:  „gesetzlich 
verhaftete  Personen«;  Luzern  §  105:  „eine  in  gesetzlicher  Weise 
verhaftete  Person";  femer:  Rufsland  1845  §  335:  „die  (in 
einem)  Haftlokal  verhaftete  Person«;  §  481  a.  E.  (=  OB.  von 
1866  Art. 452  a.  E.):  „ein  Arrestant«;  Kongostaat  Art.  66,  67: 
„un  dötenu«.  Das  schweizer  Bundesstrafrecht  Art.  50 
spricht  von  einer  „auf  Befehl  eines  Bundesbeamten  verhafteten 
Person«.  Ziemlich  weit  gefafst  sind  auch  noch  die  Niederlande 
Art.  191  („jemand,  der  von  öffentlichen  Behörden  kraft  rich- 
terlichen Urteils  oder  Befehls  der  Freiheit  beraubt  ist«) 
u.  Art.  367  (ganz  ähnlich  bei  Beamten  als  Thätern).  Gleichsam  eine 
Kombination  der  Bezeichnungen  unter  Ziff.  1  („prisonnier«)  u.  Ziff.  2 
(„dötenu«)  weisen  auf:  die  Schweiz. Kantone  Waa dt  (Art  119),  Wal- 
lis (Art.  143)  u.  Freiburg  (Art.  116),  indem  sie  (falls  der  Thäter 
eine  gewöhnliche  Privatperson  ist)  den  Befreiten  als  „un  prison- 
nier lögalement  d6tenu«  bezeichnen.  3)  Einige  Gesetze  betonen  es 
ausdrücklich  oder  doch  in  indirekter  Weise,  dafs  auch  in  civil- 
prozessualer  Haft  befindliche  Schuldgefangene  Gegenstand  des  De- 
likts der  Gefangenenbefreiung  sein  können,  obwohl  die  Strafe  in 
diesem  Falle  regelmäfsig  eine  mildere  sein  soll.  Vgl. bes.  Hessen 
Art.  198  Abs.  2  u.  199  Abs.  2  und  Nassau  Art.  194  Abs.  2  u.  195 
Abs.  2  (Befreiung  eines  „nur  wegen  Schulden«  verhafteten  Ge- 
fangenen);  B  a  d  e  n  §638  („Befreiung  [eines  Gefangenen,  der  nur 
wegen  privatrechtlicher  Verbindlichkeiten  halber  verhaftet 
war]  aus  bürgerlicher  Haft")-,  Norwegen  Kap.  X  §  17  bezw. 
Kap.  XX  §  6  a.  E.  (Befreiung  eines  „Schuldgefangenen'');  San 
Marino  Art.  283  (Befieiung   eines    „individuo  legalmente  catturato 

Gänther,  Idoo  der  Wicdervergeltnng.  III,  1,  gj 
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per  debito  civile*  ;  Kew-York  §  89  (Dnldong  der  Entweichiing 
eines  Gefangenen,  welcher  gesetzmäfsig  wegen  irgend  einer  civilen 
oder  strafrechtlichen  Klage  oder  Verhandlung  unter  [der]  Auf- 
sicht [eines  Beamten]  steht  oder  in  irgend  einem  unter  seinem  Be- 
fehl oder  seiner  Kontrole  stehenden  Gelangnisse  sich  befindet*).  Nur 
mehr  indirekt  ergiebt  sich  die  Ausdehnung  auf  Schuldgefangene  in 
verschiedenen  andern  •  bes.  romanischen  Gesetzen,  wie  z.  B.  namentlich 
in  Malta  Art.  142  Ziff.l  n.  US,  femer  in  Sc  ha  ff  hausen  §116  Ziff.  2 
(„in  andern  Fällen"),  Genf  Art.  276  („dans  tout  antre  cas  d'eTasion*), 
Sardinien  1839  Art  248,  Italien  1859  Art  274,  Luxemburg 
Art.324(.dans  tous  les  antres  cas").  4)  Eine  besondere  Hervorhebung 
der  bereits  verurteilten  Strafgefangenen  i.  e.  S.  neben  allen 
andern  Arten  von  Verhafteten  (einschl.  also  bes.  auch  der 
Untersuchungsgefangenen)  findet  sich  in  den  Gesetzgebungen 
von  Sachsen  1K^8  (u.  Sachs.-Altenburg  1841)  Art.  109  (,die  in  der 
Haft  öffentlicher  Behörden  oder  in  den  Strafanstalten 
befindlichen  Gefangenen**},  Baden  §§  632  u.  685  (^einen  Verhaf- 
teten oder  Strafgefangenen"),  Italien  1889  Art.  228  und  229 
(,ein  Verhafteter  oder  Verurtei  Iter").  Vgl.  auch  Rufsland 
1866  Art.  308:  („Gefangene  eines  Gefängnisses  oder  einer  Haft- 
anstalt*").  Auch  Spanien  1870  Art. 374  (..unpreso  o  detenido*), 
Neuenburg  1891  Art.  174  Abs.  1  (,un  d^tenu  ou  un  prisonnier*"), 
und  den  schweizer  Vorentwurf  Art  163  (y,e\n  Gefangener  oder 
V  e r h  a f  t  e  t  e  r")  kann  man  wohl  hierher  rechnen,  da  man  bei  dem  «Ge  • 
fangenen"  (preso,  prisonnier)  hier  vorzüglich  an  eigentliche  Sträflinge 
zu  denken  haben dilrfte.  Sachsen  18öö  (u.  1868)  Art.  152  Abs.  2  a.E. 
betrachtet  es  schon  als  qualifi  eierten  Fall,  ^  wenn  der  Befreite  sich 
in  Straf-  oder  Untersuchungshaft  befand".  Vgl.  auch  Schaff* 
hausen  §  116  Ziff.  1  (erhöhte  Strafe  bei  Befreiung  eines  „wegen 
Verbrechens  Verhafteten*").  5)  Ein  spezieller,  enger  umgrenz- 
ter Kreis  von  Gefangenen  findet  sich  in  St  Gallen  Art  159,  das 
ausdrücklich  nur  von  „einem  Sträfling,  Unters uchungs gefange- 
nen oder  Polizeiarrestanten"  spricht,  wodurch  also  insbes.  die  Per- 
sonen in  civilprozessualer  Haft  u.  s.  w.  entfallen.  Nur  auf  (wegen 
Verbrechens)  in  Untersuchungshaft  befindliche  oder  verur- 
teilte Personen  beschränken  sich:  Braunschweig  §  277  (bei  Be- 
amten als  Thätern :  ein  Gefangener,  der  bestimmter  [speziell  aufgf Uhr- 
ter]  Verbrechen  „beschuldigt  oder  überwiesen  ist**);  Öster- 
reich 1852  §  217,  218  („wegen  Verbrechens  Verhaftete-,  d.h.Per- 
sonen,  die  bestimmter  Verbrechen  „beschuldigt  oder  straffällig 
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erkannt"  sind;  vgl.  aach  §219:  „wegen  Verbrechens  in  der  ünter- 
siichang  oder  Strafe");  Bosnien  u.  Ilercegovina  §  299—301 
(ebenso);  Aargau  §  78:  („ein  wegen  eines  Verbrechens  in  Unter- 
suchung Stehender  oder  bereits  Verurteilter");  Bern  Art.  77 
(„ein  üntersuchungs-  oder  Strafgefangener".  Vgl.  auch  Grau- 
bünden §  38  u.  39;  Schweden  Chap.  X  §  16  u.  17  („un  individu 
arr^töou  d6tenu")  vbd.  mit  §18  („Pinfraction,  qui  a  amenö  Tarres- 
station  oa  la  condamnation  de  Tindividu  arr^tö  ou  emprisonnä" ; 
s.  auch  Chap.  XXV  §14);  Belgien  Art.  332-335  („[an  6vad6]pour- 
suivi  ou  condamn6  d'un  chef  d'un  delit  [ou  d'un  crime]");  Eng- 
land, Crim  Code  (Ind.  off.)  Bill  1878  Sect.  94;  Niederländisch- 
indien, Wetb.  voor  de  Eur.  Art.  169-172  (=  v.  Inl.  Art.  170-173: 
„beklaagtofveroordeeld..  ter  zake  van  misdrij  ven. .").  Wäh- 
rend aber  diese  Gesetze  die  Befreiung  etc.  von  Untersuchangs- 
oder  Strafgefangenen  in  der  Strafbarkeit  durcbgehends  gleich- 
stellen, betrachten  einige  Rechte  die  Befreiung  von  wegen  Verbre- 
chen schlechthin,  bezw.  wegen  bestimmter  Verbrechen  ver- 
urteilter Personen  als  qualificierten,  mit  erhöhter  Strafe 
belegten  Fall.  So:  Württemberg  Art.  180  Abs.  2  ([gewaltsame] 
Befreiung  von  zum  Znchthauso  oder  zu  höherer  Strafe  verurteilten 
Verbrechen);  Dänemark  §  108  Abs.  1  u.  2  (vgl.  van  Swinde- 
ren,  Esquisse  III  p.  390);  Spanien  1870  Art.  373  Ziff.  1  und  2 
Englisch-Indien  Sect.  225  (bei  Privatpersonen)  und  Art.  221,222 
(bei  Beamten:  „a  person  charged  with  an  offence"  u.  ,»under  sen- 
tence  of  a  Court  of  Justice  for  an  offence");  Japan  Art.  147 
Abs.  2  (Straferhöh nng:  „if  the  prisoner  has  been  already  condem- 
ned  to  a  criminal  penalty").  Über  England  s.  Schuster  inStGG. 
I  S.  641.  6)  Nur  ganz  vereinzelt  findet  sich  endlich  eine  Beschrän- 
kung des  Thatbestandes  der  (jlefangenenbefreiung  (oder  Begünstigung 
der  Entweichung)  einerseits  a)  nur  auf  Üntersuchungs  gefangene 
(so  z.  B,  in  Obwalden  Art.  G3  bei  Teamten  als  Thätern)  oder 
andrerseits  b)  n  ur  auf  bereits  verurteilte  S  traf  gefangene 
a)  schechthin  (so:  Kroatien,  Entw.  §  410,  arg.  v.:  Straf  ling")  oder 
endlich  ^)  gar  nur  auf  zu  ganz  bestimmten  Strafen  verurteilte  Ver- 
brecher (so  Tcssin  Art.  142,  143:  „un  condannato  alla  reclu- 
sione  od  alla  detenzione"). 

811)  Durch  solche  und  ähnliche  Bezeichnungen  der  Räumlich- 
keiten, ausdenen,  bezw.  der  Gewalt  der  Personen,  aus  welcher  der 
Gefangene  befreit  worden  —  die  sich  freilich  nur  in  einer  beschränk- 
ten Anzahl  von  Gesetzen  finden  —  enthält  vielfach  auch  der  zunächst 
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ein  weit^bender,  oft  bis  znr  Gleieblieit  in  Art  md  Mais  ge- 


jpnz  JÜlgeaieiB  renreiideie  Ao^dniek  «Gefanffeser'  seine  übere  Be- 
greazim^.  Im  Einzeicen  nod  abri^ms  die  betr.  An^bes  ziemlieh 
Teraehiedea  nad  bald  sehr,  bald  weni^r  aa^fabriieb.  So  spricht  z.B. 
Japan  Art^^V/i  Ton  Befreiim^  «from  en^todr*.  Hamburg  1S«>:^ 
Art.  85:  «auu  dem  Gefängnis*.  Kroatien,  Entw.  Art-  15:  «ans 
einem  Orte,  wo  jemand;  gefangen  gehalten  wird%  Tessin 
Art.  142:  .dal  Inogo  di  espiazione%  Brannsehweig  §  lCi9: 
,«is  öffentlicher  Haft*,  Wfirttemberg  Art.4:)<>  [betr.  Beamte 
al«  Tbäterj:  .aas  der  Strafanstalt  oder  ans  dem  Gefängnisse^, 
Spanien  1^8  Art-19»>  nnd  1>70  Art.  1>T0  Art. 274:  ,de  losearee- 
les  ö  de  los  etableeimientos  penales*,  Norwegen  Kap.  X  §  14 
(Thanlow  S.33;,  bezw.  Kap.  XX (V  §6  '.Thanlow  S.81>.  «ans  dem 
Sicherheitsar  res  te,  aas  dem  Gerichte  oder  ander  Zeit,  da  eine 
Strafe  an  (dem  Gefangenen]  Tollstreckt  werden  soll,  ans  d^Gefangnisse 
oderaas  der  Strafarbeitsanstalt*,  Obwalden  Art  151:  .ans  den 
Händen  der  Obrigkeit ;  Wfirttemberg  Art.  180,  Hannover  Art.  170, 
Hessen  Art.  197  IL  Nassau  Art.  193  haben:  .aas  der  Gewalt  d.  Obrig- 
keit*; Tgl.  aach  Bayern  1861  Art.  142,  Bremen,  Entw.  1861  §  173 
and  1868  §  165  nnd  Glarus  §  58  (jedoch  noch  mit  Hinzvfngong: 
.oder  ibrerDiener*);  Schaffhansen  §  115  (116  n.  Bern  Art.77: 
.aas  der  Gewalt  der  Behörden  oder  ihrer  Diener*;  Basel  §  55: 
.aas  der  Gewalt  einer  Behörde,  eines  Beamten  oder  eines  Be- 
diensteten*; Schweden  Chap.  X  §  16:  .d'entre  lesmains  de  ee- 
lai  qai  l'a  saisi  oa  de  la  personne  pr^pos^e  k  sagarde*;  New- 
York  §  88  rbetr.  .HfiJfeleistong  bei  Entweicbnng  Yon  Gefangenen*: 
.aas  dem  Gewahrsam  eines  Sherifs  oder  eines  andeni  Beamten  oder 
einer  andern  Person* ;  Ungarn  §  447:  .aas  der  Haft  oder  ans  der 
behördlichen  Obhat*;  St  Gallen  Art  159:  .aas  dem  Gefäng- 
nis od. sonst  aas  der  öffentlichen  Gewalt*;  Granbünden  §38: 
„aas  den  Händen  der  Gerichtsdiener  oder  aas  seinem  Yerhaft 
oder  Strafort*;  Preafsen  §  94,  Waldeck  §  90,  Lfibeck  §  72 
and  deutsch.  RStGB.  §120:  .aas  der  Gefangenanstalt  oder  ans 
der  Gewalt  der  bewaffneten  Macht,  des  Beamten  oder  desjenigen, 
anter  dessen  Beaafsichtigang,  Begleitnng  od.  Bewachong  der  Gefangene 
sich  befindet*  (s.  dazu  Olshaasen,  Komm.  Nr.  4  n.  5za§  120S.159, 
530);  Tgl.  aach  Serbien  §  99;  Aargau,  Entw.  §  446:  «aas  der 
Gefangenanstalt  oder  aus  der  Gewalt  einer  Behörde,  eines  Be- 
amten oder  eines  Bediensteten*;  Oldenbarg  1858  Art.  91  „aas dem 
Straforte,  demGefängnisse,  derGewalt  der. bewaffiieten  Macht 
a.s.w.  (wie  Preafsen)*;  Finnland  Kap.l6  §10:  .aas  einer  Straf- 
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anstatt,  Haft  oder  anderm  Gewahrsam  oder  ans  der  Obhnt 
dessen,  der  ihn  bewacht,  begleitet  oder  transportiert"; 
Österreich,  Entwarf  1891  §137,  1893  $131:  „aus  denRänmlich- 
keiten,  in  welchen  (der  Gefangene)  gefangen  gehalten  wird  oder 
aus  der  Gewalt  derjenigen,  unter  deren  Aufsieht,  Bewachung  oder 
Begleitung  er  sich  befindet".  New -York  §  82  (betr.  Befreiung 
von  Gefangenen  im  e  S.):  „aus  dem  gesetzmafsigen  Gewahrsam  oder 
ans  den  Händen  der  Beamten  oder  einer  andern  Person,  welche  (den 
Gefangenen)  im  gesetzmafsigen  Gewahrsam  hat'^  Dieses  Gesetzbuch 
giebt  auüserdem  in  §  92  noch  eine  gesetzliche  Definition  des  Begriffs 
„Gefängnisses". 

812)  Vgl.  über  den  Begriff  und  den  Ausdruck  „persönliche 
Begünstigung**  im  Allg. namentlich  Gretener,  Begünstigung  und 
Hehlerei,  S.  102  ff.,  132  ff.  u.  bes.  136  ff.,  138  ff.  Über  das  Verhältnis 
der  Gefangenenbefreiung  zur  Begünstigung  ygl.  schon  oben  S.  53 
Anm.83,  aufserdem  (bes.  auch  über  die  [speziell  auch  mit  Rücksicht 
auf  das  deutsche  Reichs  strafrecht  aufgeworfene]  Frage  nach  der 
Möglichkeit  einer  Idealkonkurrenz  zwischen  den  beiden  Delikten) : 
einerseits  Rubo,  Kommentar  Nr.  7  zu  §  257  S.  864,  John  in 
HH.  III  S.  150,  y.  Schwarze,  Komm.  5.  Aufi.  S.  392  ff.,  Hälsch- 
ner,  Gem.  deutsch.  Strafr.  II  S.  961,  H.  Meyer,  Lehrbuch  4.  Aufl. 
S.  851,  welche  jene  Möglichkeit  verneinen;  andrerseits:  Grete- 
ner, a.  a.  0.  S  148 ff.,  Geyer,  Grundrifs  II  ?.  154  (anders  z.  Teil 
iuHH.II  S.423,  424),  Oppenhoff,  Kommentar  Nr.  12  zu  §  120,  01s- 
hausen,  Kommentar  Nr.  20  zu  §  257,  S.  1044,  Binding,  Handb.  I 
S.  352  Nr.  8,  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  582,  Stenglein  in  Z.  IV 
S.  487,  Wa Idthausen  in  GA.  S.  396,  welche  sämtlich  die  Ideal- 
konkurrenz für  möglich  halten.  Ebenso  auch  eine  Reichsgerichts- 
Entscheidung  y.  20.  NoY.  1882.  Nicht  ganz  deutlich  sind  die  Erörte- 
rungen über  diesen  Punkt  bei  Schütze,  Lehrb.  §48  S.164  Anm.lO 
vbd.  mit  i  66  S.  272  Anm.  42.  —  Der  Zusammenhang  des  Delikts  der 
Gefangenenbefreiung  etc.  mit  dem  Begriffe  der  persönlichen 
Begünstigung  zeigt  sich  besonders  deutlich:  1)  unter  den 
deutschen  Gesetzgebungen:  in  Österreich  1852,  welches  (in 
Übereinstimmung  mit  seinem  altem  Recht  [StGB.  v.  18031,  1  §190  ff.; 
vgl.  oben  S.  99  Anm.  223])  u.  a.  auch  das  Entweichenlassen  Gefange- 
ner nur  als  einen  besondorn  Fall  der  (unter  der  Überschrift  »Von 
dem  Verbrechern  geleisteten  Vorschübe")  im  bes.  Teil  (I),  Haupst.XXVI 
§  211  ff.  behandelten  persönlichen  Begünstigung  betrachtet.  S. 
Gretener,  Begünstigung  und  Hehlerei  S.  58  u.  Anm.  1  mit  weitem 


'".  .'TT  '.*i<r  «ttta  Lioi  :*r>innr*T.  V-rrn  t»i*  i^tn  iri'*T*:i.*i:  ri*-i* 
*^'^..    Xi -i  4  --'  *  -  "-♦^'  i-rrH/i»*   itr  S.r?:-*  fir  •L-^■»•?^  L'^.iii    iä 

-»->  xif  ^»il*  'lir^a  »^fi»raT  t*»!!^'"    ■♦^r^ri-^rr«»  S»tÜiIi*iij^:i^:  §^I: 
,V.r*«*iiS  r^  V^?' '-H-iKri.  »iirtii  Hilf*    i  ir  Eiiweirixar   eiae* 

I  2l*-  2l>:  I;  ,Wa;ji  c^z  T:r*<:i:ib  Tia  j^rZLüöeai  ff^,rrw«a  winL 
/irr  iiT  S.rze  fir  ci^TcTTFilrir^  T-i-rr  Tri-fitet  L*t  oder  wenader- 
y.zJiz*:.  <f!^T  <lra  V.-r*«:!-:^  r'Tl-ri*:ei-  wi.'*:e.  •:*-*  •i'tr  Ver^Afreie e:a<** 
Hofrbrerra:«.  eiier  Vrrfil*':-'* -ür  ^*?r  Creo  :t*pap:ere  o^er 
M:iiize.  e:-«r*  Morde*.  Baibe*  ».-Icr  xnz^lert-ra  Brandes  be- 
««rbcldij^t  oder  straffillig^  erkams  i*t.  wir»i  der  Ye:^»recher  ndt 
s#!rhwereci  Kerker,  crsar.  a  -»^ennderVvr'^L-ib  ciTiea  we^aHoeh- 
Terrats  od.  vertäl*<^h:er  Credi:*p  apiere  Yerianetea  ^^lei^iet 
wordea,  zwi a*:hrn  5  cnd  1 0  JaL rea,  b,  ia  aadera  hier  beaaaatea 
Fäilea  al/er  zwi-M-hea  1  cnd  5  Jah:ea  za  be^tratea  seia*  §  il^ . 
'Z,  Aal  der  Verhaftete  weu'ea  eise*  aadera  Veri»rechea5.  al*  die  ia 
dem  vorber^eheadea  Para^sraphea  beaanat  *iad.  ia  der  Tater- 
»nchun^  oder  .Strafe,  oad  hat  derjenige.,  der  ihm  Vorschub  gethaa. 
keine  be*^>ndere  Pflicht  zu  seiner  Vernahmn^.  so  ist  die  Strafe  Ker- 
ker zwischen  6  Monaten  und  1  Jahre*  §  211*  .  —  Att«:h  ia  dea  lie- 
Mrtzbüchera  t.  Sachsen  1>.j6  il  1^>  Art.  1.j2  Abs. 2  o.  v.  Bajera 
l^yn  Art.  112  wird  t^i  dem  s^^nst  selbständig  behandelten  Delikt  der  Ge- 
fan^eneubefreiang  ia  gewiss.  Beziehung  doch  auf  die  all  gem.  Vorschrif- 
ten über  Begünstigung  zurückverwiesen.  Vgl.  auch:  v.  Schwarze, 
Kommentar  zum  KStOB.,  5.  Aufl.S.  o^3  .Anm.  2.  2;  Von  den  Bechtea 
der  Schweizer  Kantone  ist  hier  namentlich  Graubüadea  \,1N>1) 
zu  erwähnen,  welches  ebenfalls  nicht  nur  die  Fluchtbeförderung 
von  Gefangenen,  sondern  auch  geradezu  deren  Befreiung  in  §57 ff. 
deH  all  gem.  Teils  nur  als  einen  Fall  der  Begünstigung  behan- 
delt   S.  Stooss,  Grundzüge  I  S.  240  uad243;  TgLaueh  Gretener, 
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Begünstigung  etc.  S.  149  Anm.  114.  Die  hier  einschlagenden  Vor- 
schriften des  Gesetzbuchs  sind  folgende.  §  37:  „Wer  nach  voll- 
brachter That  den  Urhebern  oder  Gehtilfen  in  Beziehung  auf  das  be- 
gangene Verbrechen  wissentlich  Vorschub  leistet,  ohne  jedoch  solche 
Unterstützung  vor  Vollendung  der  That  versprochen  zu  haben,  macht 
sich  der  Begünstigung  schuldig.  Dahin  gehört  namentlich:  1)  wer 
wissentlich  Verbrecher  bei  sich  aufnimmt  oder  verbirgt  oder 
denselben  zur  Flucht  verhilft".  (Im  Wes.  ebenso  auch  Schaff- 
hausen §  64  Ziff.  1.)  Strafe:  „nach  Beschaffenheit  der  Umstände  . . 
im  Verhältnis  zu  der  Strafe,  welche  den  Urheber  trifft,  immerhin  aber 
milder  als  der  Gehülfe**.  §  38:  „Wer  die  Festhaltung  oder  Festnahme 
eines  obrigkeitlich  verfol;^ten  Verbrechers  mit  Gewalt  hindert  oder 
zu  verhindern  sucht  oder  einen  solchen  aus  den  Händen  der  Ge- 
richtsdiener oder  aus  seinem  Verhaft  oder  Strafort  be- 
freit oder  zu  befreien  sucht,  ist  nach  Mafsgabe  der  dabei  ange- 
wandten Gewalt,  der  Gefährlichkeit  des  begünstigten 
Verbrechers  oder  der  Wichtigkeit  des  von  demselben 
verübten  Verbrechens  mit  Zuchthaus  oder  Gefängnis  bis  auf  ein 
halbes  Jahr  oder  einer  angemessenen  Geldbufse  zu  bestrafen".  S. 
noch  §  39  betr.  Beamte  als  Thäter:  „Wenn  ein  Beamter  mit 
Verletzung  einer  Amtspflicht  zur  Entweich ung  eines  unter  amt- 
licher Verwahrung  gestellten  Verbrechers  mitwirkt,  so  soll  er  nach 
Beschaffenheit  des  Verbrechens  oder  der  Strafbarkeit  des 
Verbrechers  und  nach  Mafsgabe  der  sonstigen  Umstände  mit 
Amtsentsetzung  und  Geldbufse  (nebst  verschiedenen  fakultativ  ange- 
drohten Ehrenstrafen)  bestraft  werden".  Vgl.  etwa  auch  St. Gallen 
Art.  34  litt,  b  („Begünstiger  ist  .  .  wer  [ohne  vorherige  Zusage 
oder  Abrede]  wissentlich  oder  absichtlich  zur  Verhehlung  od.  Ent- 
weichung des  Thäters  ..  mitwirkt").  3)  Unter  den  übrigen  aufser- 
deutschen  Gesetzen  tritt  der  Zusammenhang  mit  der  Begünstigung 
bes.  hervor  in:  a)  Bosnien  u.  Hercegovina  (Haupt.  XXI  §294 ff.) 
welches  in  seinen  §§  296—301  in  allem  V^sentlichen  die  oben  unter 
Ziff.  1  angeführten  Vorschriften  der  §§  214—219  des  Österreich,  StGBs, 
von  1852  reproduciert ;  b)  Montenegro,  welches  aufser  andern 
speziell  angeführten  Formen  der  persönlichen  Begünstigung  (wie:  die 
Verheimlichung  eines  Vaterlandsverräters  und  die  wissentliche  Unter- 
lassung der  Anzeige  bezw.  der  Tötung  eines  solchen  [vgl.  oben  S.  234 
Anm.  477],  wofür  der  Thäter  selbst  „gleich  einem  Verräter"  bestraft 
werden  soll  [§  17  Satz  2  vbd.  mit  §  16  und  17  Satz  1],  desgleichen 
die  Beherbergung,   Verheimlichung  [oder  Verteidigung]    eines    „Hör- 
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der   vollen  Strafe  des  begünstigten  Flüchtlings  selbst   zu 
unterziehen  hätte  ®"). 


zanehmen,  verweigert**.  So:  Rosenfeld  in  StGG.  I  S.  506,  507. 
Über  die  Strafe  s.  unten  Anm.  813.  e)  Ähnlich  rechnet  auch  Por- 
tugal Art.  23  Ziff.  5  u.  a.  zu  den  „encobridores":  „os  que  dSo 
coito  ao  criminoso  ouihe  facilitam  afuga,  com  o  proposito  de 
0  subtrahirem  4  acgio  da  justi^a".  Vgl.  Tayares  deMedeiros 
in  StGG.  I  S.  540.  Über  die  Strafe  s.  unten  Anm.  813.  —  Übrigens 
haben  die  drei  zuletzt  (in  litt,  c— e)  genannten  Rechte  die  Gefangenen- 
befreiung im  e.  'S.  doch  auch  noch  als  selbständiges  Delikt  im  bes. 
Teile  ihres  Systems  abermals  mit  Strafen  bedroht  Vgl.  England, 
Crim.  Code  (Ind.  off.)  Bill.  P.  II  Sect.93,94',  Spanien  1870  Art.  274; 
Portugal  Art.  190  ff.,  und  Näheres  darüber  in  den  folgenden  An- 
merkungen, f)  Rufsland  1866  Art.  452  a.  £.  (und  im  Wes.  über- 
einstimmend auch  schon  das  GB.  yon  1845  §  481  a.  £.)  bestimmt: 
„Für  Torsätzliche  Begünstigung  der  Flucht  (eines  „Arrestanten** 
etc.)  oder  Beihülfe  dazu  werden  die  Schuldigen  (d.h.  hier  die  Be- 
amten oder  die  Wache)  verurteilt  (aufser  zu  Ansschliefsung  aus  dem 
Dienste)  zu  der  in  Art.  124  dieses  Gesetzbuchs  auf  Hehlung  gesetz- 
ten Strafe**.  Nach  diesem  Art.  124  (=  GB.  von  1845  §  130)  sollen 
aber  Hehl  er  zu  der  Strafe  verurteilt  werden,  „welche  für  diejenigen 
unter  den  Begünstigern  des  Verbrechens  angesetzt  ist,  deren  Hit- 
wirkung zur  Verübung  ...nicht  unumgänglich  war  (s.  Art.  121  [=  GB. 
von  1845  §  127]  und  unten  Anm.  813),  nur  aber  um  einen  Grad 
niedriger**,  g)  Über  China  s.  S.492  Anm. 813.  —  In  einer  ganzen 
Reihe  von  Gesetzen  tritt  endlich  die  Verwandtschaft  zwischen  der 
Gefangenenbefreiung  und  der  persönlichen  Begünstigung  wenigstens 
noch  insofern  zu  Tage,  als  sie  einen  der  Haupt  fälle  der  letztem, 
das  (dann  freilich  als  selbständiges  Delikt  behandelte)  Beher- 
bergen oder  Verheimlichen  von  Verbrechern  a)  entweder  — 
wie  im  Code  pön.  fran^.  Livre  III  Titre  I  Chap.IlI  Sect.IV  §  4  Art.  248 
(vgl.  oben  S.  128  Anm.  289)  —  in  einen  Abschnitt  mit  der  Flucht 
der  Gefangenen  etc.  zusammenstellen  (vgl. Stooss,  Grundzüge  I 
S.  247)  oder  ihn  doch  b)  unmittelbar  darauf  folgen  lassen.  Zu  der 
Gruppe  sub  a)  gehören  z.  B.:  die  GBB.  von  Genf,  Wallis,  Frei- 
burg, Neuenburg  1856  u.  Neuenburg  1891  (Livre  II  Titre  III 
Ohap.III  Art.  174  ff.:  „Evasion  des  dötenus  et  rec61ement  d'individus 
6vad6s«-,  [vgl.  Stooss,  Grundzüge  I  S.  240,  247,  248;  Gretener, 
Begünstigung  S.61,  63])-,  feiner:  Sardinien  Livre  II  Tit.  IllChap.  I 
Sect.  V  Art.  245  ff.  („Evasion  des  dötenns,  recölement  des 
coupables**)',    Italien   1859  Art.  272 ff.  (ebenso);   Monaco  Titre  I 
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V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  542.  Am  häufigsten  findet  sich  das  De- 
likt wohl  a)  in  einem  a)  mit  „Widerstand  gegen  die  Staats- 
gewalt** oder  ß)  ähnlich  tiberschri ebenen  gröfsern  Abschnitte  zu- 
sammen mit  andern  verwandten  Delikten  behandelt,  seltener  ist  es 
b)  zu  den  Delikten  gegen  die  öffentliche  Rechtspflege  etc.  od. 
gar  c)  allein  in  einen  besondern  Titel  gestellt.  Für  litt,  a)  a)  s. 
(wohl  zum  guten  Teil  in  direktem  oder  indirektem  Anschlufs  an 
Code  p6nal  frangais  Livre  III  Titre  I  Chap.  III  Sect.  IV  („R6si- 
stance  [dösobeissance  et  autres  manquements]  envers  l'au- 
torit6  publique"):  Preufsen  Teil  II  Tit.  5;  Oldenburg  Teil  II 
Tit. 5;  Lübeck  Teil  II  Tit.  3;  Hamburg  Teil  II  Tit.  2;  deutsch. 
RStGB.  Teil  II  Abschn.  6.  Vgl.  auch  Sardinien  1839  Livre  II  Titre  III 
Chap.  1;  Niederländisch -Indien,  Wetb.  voor  d.  Eur.  (und  voor 
Inl.)  B.  II  Tit  I  Hoofdst.  III  Afdeel.  IV  („Wederstand  [ongehoor- 
zaamheid  en  andere  tekortkomingen]  tegen  het  openbaar  gezag").  Für 
litt.a)  /?)vgl.u.  a.:  Thüringen  Teil  II  Kap.  3:  „Von  Auflehnung 
u.  Ungehorsam  gegen  die  öffentlichen  Behörden'';  Sachsen  1855 
und  18G8,  Tit.  II  Kap.  3:  „Von  Auflehnung  gegen  die  öffent- 
liche Autorität  und  von  Friedensstörungen"  (ebenso  auch  schon 
Sachsen  1838  Teil  II  Kap.  11,  nur  dafs  statt  „öffentliche  Autorität" 
„öffentliche  Behörden"  stand);  Bayern  1861  Abtlg.  II  Hauptst.  IV; 
Bremen,  Entw.  1861  u.  1868  Tit.  XI:  „Ungehorsam  gegen  die 
Obrigkeit  und  gewaltthätige  Verletzung  öffentlicher  Autorität". 
Etwas  allgemeiner  sind  Schweden  Chap.  X  („Des  infractions 
contre  Tautoritö  publique",  Norwegen  Kap.X  (ebenso),  Nie- 
derlande Buchll  Tit.  VIII  („Verbrechen  gegen  die  öffentliche 
Obrigkeit")-,  Kroatien,  Entw. Teil  II, Hauptst.  IV  („Verbrechen 
und  Vergehen  gegen  die  öffentliche  Gewalt");  Österreich, 
Entw.  1891  u.  1893  Teil  II  Hauptst.  V  („Verbrechen  u.  Vergehen  gegen 
die  Wirksamkeit  und  das  Ansehen  der  Staatsgewalt).  Öfter  findet 
sich  weiter  auch  die  Bezeichnung  „Verbrechen  (strafbare  Hand- 
lungen etc.  (gegen  den  Öffentlichen  Frieden"  (s.  z.  B.  Japan 
B.  II Chapt.  III)  oder  die  „öffentliche  Ruhe"  oder  „Sicherheit",  „la 
s6curit6  publique"  etc.  (s.  z.B.  Belgien  Livre  II  Tit.  VI;  vgl.  auch 
Spanien  1848  Lib.  II  Tit.  III  Cap.  III;  Portugal  Livr.  II  Tit.III; 
Mexiko  Buch  III  Abschn.  IX)  oder  „die  öffentliche  Ordnung"  (s. 
z.B.  Braunschweig  Buch  II  Tit.  I  Kap. 4;  vgl.  auch  Dänemark 
Kap. XII;  Finnland  Kap.  16;  Spanien  1870 Libr. II  Tit. III  (Cap.  VI) 
u.  a.  m.  Für  litt,  b)  s.  Neuenburg  1891  Livre  II  Titre  III  („Des 
d^lits  contre   Tadministratjon  de  la  justice");    San  tfarino 
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amerikaniBchem  Recht  (vgl.  oben  S.  812  Anm.  488)  ebendas.  S.  154, 
155;  vgl.  auch  Gretener,  Begünstigung  S.  68  Anm.  129;  Stephen, 
Comment.  lY  p.43ff.;  Wharton,  A  Treatise  of  the  Ghriminal Law. 
4  ed.  §  96,  99,  146;  Schuster  in  StGG.  I  S.  631  u.  Anm.2  u.  S.643 
(s.  auch  S.684  betr.  Schottlands).  Der  engl.  Entw.  von  1878  (vgl. 
oben  S.488  Anm.  812)  hatte  in  Sect.  33  Aber  die  Strafe  des  „acces- 
sory  after  the  fact'^  die  folgende  Vorschrift:  ,^very  such  offender 
shall  (unless  any  special  provision  is  hereinafter  made  for  the  case) 
be  liable  to  be  imprisoned  with  bard  labour  for  two  years,  if 
the  offence .  .  .,  to  which  he  becomes  accessory  after  the  fact,  is  pu- 
nishablewith  death,  penal  servitude  or  imprlsonment  with  hard 
labour,  and  with  simple  imprisonment,  if  it  is  otherwise  punis- 
hable ;  (provided  that  no  person  shall  be  liable  to  any  greater  pn- 
nishment ...  for  becoming  an  accessary  after  the  fact  to  any  offence 
than  he  would  have  been  liable  to  for  comitting  that  offence").  — 
„Auch  noch  im  spanischen  Recht  (vgl.  oben  S.  488  Anm.  813) 
zeigt  sich  der  historische  Gedanke;  die  Strafe  des  encubridor  ist 
der  Strafe  des  Thäters  entsprechend,  jedoch  zwei  Grade  tie- 
fer (Art.  C9,  71,  73)«.  Kohler,  Studien  I  S.  155.  S.  Näheres  noch 
bei  Rosenfeld  in  StGG.  I  S.  507.  Ebenso  richtet  sich  in  Portu- 
gal (Art.  106)  „die  Strafe  des  Begünstigers  nach  der  des  Thäters. 
Sie  besteht  in  leichtem  Gefängnis,  wenn  der  Thäter  eine  schwere 
Strafe  verwirkt  hat,  in  leichtem  Gefängnis  von  3  Monaten  oder  mehr, 
wenn  der  Thäter  selbst  leichtes  Gefängnis  verwirkt  hat".  Tavares 
de  Medeiros  in  StGG.  I  S.  547.  —  Auch  die  frühem  deutschen 
Partikulargesetzbücher,  welche  (in  Abweichung  vom  RStGB.)  die 
Begünstigung  noch  als  einen  allgemeinen  Begriff  des  Strairechts  (im 
allgem.  Teile)  behandelt  hatten,  nahmen  mehr  oder  weniger  bei  der 
Strafe  des  Begünstigers  Rücksicht  auf  die  Schwere  der  Hauptthat.  Vgl. 
im  Einzelnen  darüber  n.  a.:  Häberlin,  Grundsätze  I  §  22  S.  80 ff.; 
Geib,  Lehrb.  II  §  112  S.  385;  Gretener,  Begünstigung  S.  45  ff.  — 
Über  die  sehr  verschiedenartige  Behandlung  und  Bestrafung  der  Be- 
günstigung in  den  Gesetzen  der  Schweiz.  Kantone  (die  u.  a.  öfter 
die  Strafe  des  Begünstigers  als  genau  bezeichnete  Bruchteile  der 
Strafe  des  Hanptverbrechener  bestimmt  haben)  s.  Gretener,  a.  a.  0. 
S.  60—67,  nnmentlich  aber  ausllibrlich  jetzt  Stooss,  Grundzüge  I 
S.  239—251,  bes.  S.  243.  —  Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  dafs  von 
den  oben  S.  489  Anm.  812  Angeführten  Gesetzen,  welche  die  Beher- 
bergung etc.  von  (flüchtigen)  Verbrechern  als  besonderes  Delikt 
(im  bes.  Teil)  neben  die  Gefangenenbefreinng  etc.  gestellt  haben,  eine 
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GefaDgenen  zu  verbtifsen  (bezw.  [bei  Untersuchungs- 
gefaDgenen]  voraussichtlich  zu  verbtifsen)  gewesen, 
eine  mehr  oder  weniger  weitgehende  Rücksicht  genommen  ist. 
Im  Einzelnen  findet  sich  dabei  —  in  ganz  ähnlicher  Weise 
wie  z.  B.  bei  der  vorsätzlichen  widerrechtlichen  Freiheits- 
beraubung"'*)  —  auch  hierbaldnur  ein  allgemeiner  Hin- 
weis darauf,  dafs  bei  der  Zumessung  der  (im  Übrigen  mit 
einem  relativ  bestimmten  Kähmen  versehenen)  Strafe  die 
Schwere  des  „dem  (befreiten)  Inhaftierten  zur  Last  fallenden 
Verbrechens"  vom  Richter  beachtet  werden  solle  ®^^),  bald  die 


(„Talionsstrafe")  und  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  543  (wo  sich  der 
Ausdruck  „Tal ion"  für  die  genannte  Strafform  zweimal  findet).  End- 
lich spricht  jetzt  aber  auch  Kohl  er  (trotzdem  er  —  wie  oben  S.  53 
Anm.  83  a  ausgeführt  —  den  Zusammenhang  des  fraglichen  Straf- 
prinzips mit  der  Talionsidee  in  Abrede  stellt)  in  der  unlängst  er- 
schienenen Abtlg.  II  seiner  „Studien  aus  dem  Strafrecht"  (Mannheim 
18%)  S.  140,  141  mehrmals  von  der  Strafe  der  „Talion"  bezw. 
„talionsweiser  Haftung"  für  die  Gefangenenbefreiung. 

816)  Vgl.  darüber  oben  S.  377  flf. 

817)  So:  Sachsen  1838  (u.  Sachsen-Altenburg  1841)  Art.l09 
Abs.  1  (bei  gewaltsamer  Befreiung  von  Verbrechern).  S.  ferner: 
Hannover  Art.  170  Abs.  2  (und  im  Wesentl.  übereinstimmend  schon 
Entw.  V.  1825  Art.  179,  Abs.  2  [Bauer,  Entwurf  S.  109]):  3ei  Zu- 
messung dieser  Strafen  ist  (n.  a.)  vorzüglich  auf  ...  die  Schwere 
des  Verbrechens,  wegen  dessen  der  Befreite  verhaftet  war, 
zu  achten";  Hessen  Art.198  [=  Nassau  Art  194]):  ^Bei  Zumessung 
der  .  .  Strafe  haben  die  Gerichte  vorzugsweise  zu  beachten  .  .  . 
(2)  die  Natur  und  Gröfse  des  Verbrechens  oder  Vergehens,  wegen 
dessen  der  Befreite  verhaftet  war".  Aufserdem  ist  nach  Abs.  2 
als  bes.  Hinderungsgrund  der  Umstand  zu  betrachten,  dafs  „der  Be- 
freite nur  (wegen  Schulden  oder)  wegen  Polizeiübertretnng  verhaftet 
war".  Auch  in  Kurhessen  richtete  sich  in  der  Praxis  die  Strafe 
„nach  dem  Verbrechen,  wegen  dessen  die  Verhaftung"  des  Befreiten 
erfolgt  war.  Vgl.  Kersting,  Strafr.  in  Kurhessen  II  §  98  S.  467 ff.; 
kurhess.  VO.  v.  22.  Okt.  1830  §  16-18  (Kersting  S.  468).  —  Lu- 
zern  §  105  Abs.  3:  „Bei  der  Strafzumessung  ist  (u.  a.)  vorzüglich 
.  .  die  Schwere  des  Verbrechens,  wegen  dessen  der  Befreite 
verhaftet  war,  zu  beachten";  Freibnrg  Art.  116  Abs.3  (bei  ge- 
waltsamer Befreiung  durch  Privatpersonen):  „Dans  la  mesure  de  la 
peine  le  jnge  prend  en  considöration  (le  degrö  de  la  ruse   ou   de   la 
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ötait poursnivl  on  condamnö  da  chef  d'an  crime"  (en  cas  de  eonni- 
yence):  emprisonnement  du  1  mois  k  2  ans;  ß)  ,,dans  tont  antre 
cas  d'^vasion'':  empris.  de  6  jours  ä  G  mois.  —  Aufserdem  Straf- 
erhöhnng  bei  Konkurrenz  yon  Bestechung  (Art  237  Abs.  2).  Vgl. 
Stooss,  Grandzüge  II  S.  429,  430.  S.  allenfalls  auch  noch  Bern 
Art  77  vbd.  mit  Art.  79.  Strafe:  a)  regelmäfsig  Eorrektionshaus 
bis  zu  4  Jahren  (bei  gewaltsamer  Begehung)  oder  Gefängnis  bis  zu 
60  Tagen  oder  Korrektionshaus  bis  zu  1  Jahr  (in  andern  Fällen); 
ß)  nach  Art.  79  kann  jedoch  „die  Korrektionshausstrnfe  ...  in  den 
Fällen,  wo  der  Befreite  nur  wegen  Handlungen  enthalten  ist,  die  mit 
Verweisung  belegt  werden  können,  . .  (ev.)  in  diese  umgewandelt  wer- 
den**.  Luxemburg  Art.  335  stimmt  (in  Abweichung  von  Belgien 
[s.  unten  Ziff.  2  litt  a])  im  Wes.  mit  Genf  Art.  237  Uberein.  New- 
York  §  82 bestimmt  für  „Befreiung  von  Gefangenen**:  a)  Strafe 
für  „Verbrechen"  im  e. S.:  „wenn  der  Gefangene  auf  Grund  einer 
Beschuldigung,  Festhaltung,  Festnahme,  Überführung  oder  eines 
Urteils  wegen  eines  Verbrechens  im  e.  S.  in  Haft  gehalten  wurde* ; 
ß)  Strafe  für  „Vergehen":  „wenn  der  Gefangene  auf  Grund  einer 
Beschuldigung  etc.  oder  eines  Urteils  wegen  eines  Vergehens  in 
Haft  gehalten  wurde''.  Ganz  ebenso  für  „Hülfeleistung  zur  bezw. 
bei  Entweichung  von  Gefangenen"  nach  §§87  und  88..  b)  Über  die 
drei  absteigenden  Strafstufen,  zu  welchen  Österreich  1852  §§218, 
219  U.Bosnien  u.  Hercegowina  §§  300,  301  gelangen,  s.  schon  oben 
Anm. 812,8. 486 ff.  — Hierhergehören  ferner:Sardinien  1839 Art. 252 
u.  Italien  1 859  Art.  278  (worüber  Näheres  noch  zu  vgl.  in  Anm.  823) ; 
desgl.  Ägypten  Art.  130  Abs.  2, 131, 132.  c)  Das  geltende  englische 
Recht  unterscheidet  (nach  Schuster  in  StGG.  I  S.  B^l)  folgende 
vierfach  nach  unten  zu  abgestufte  Skala:  Vorsätzliche  gewaltsame 
Befreiung«)  von  Personen,  gegen  welche  wegen  Mordes  das  Haupt- 
verfahren eröffnet  und  ein  Urteil  erlassen  ist;  Strafe:  lebensläng- 
liches Zuchthaus*,  ß)  von  Personen,  welche  sich  in  Untersuchungshaft 
befinden  oder  verurteilt  sind  (aufser  in  dem  unter  a)  erwähnten  Falle) : 
aa)  wegen  high  treason  —  Todesstrafe  (s.  schon  oben  Anm.  814); 
bb)  wegen  felony,  Strafe:  7  Jahre  Zuchthaus  — ;  cc)  wegen  mis- 
demeanor,  Strafe:  Zwangsarbeit  Mexiko  Art.  934  schreibt  für 
nicht  „mit  der  Bew.achung  (der  Gefangenen)  beauftragte"  Per- 
sonen zwei  Drittel  der  gemäfs  Art  1^30  und  1^31  in  4  absteigen- 
den Stufen  abgegliederten  Strafe  für  Beamte  alsThäter  (vgl. unten 
Anm. 823  S.  50."))  vor.  2)  Au fs teigende  Stufen  finden  sich,  u.  zwar 
a)  zwei  in:  Württemberg  Art  180:  a)  regelmäfsige  Strafe:  Kreis- 

Ottnther,  Idee  der  Wiedervorgeltnng.    111,1.  ^2 
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von  gesetzlich  zunächst  für  alle  Fälle   von  vornherein  fest 
bestimmten  Strafen®**). 


7  Jahre  und  aufserdem  Geldbufee.  Dieselbe  Strafe  soll  nach  Abs.  4 
auch  eintreten,  wenn  der  Befreite  in  Folge  einer  ^^Sentence  of  a  Court  of 
Justice"  bereits  verurteilt  war  zu  „transportation  for  life"  od.  zu 
„transportation,  penal  servitude  or  imprisonment''  bis  auf  10  Jahre  oder 
mehr;  wenn  aber  S)  der  Befreite  zum  Tode  verurteilt  war,  so  soll 
nach  Abs.  5  die  Strafe  sein :  ,,transportation  for  life  or  imprisonment 
of  either  description  for  a  term  not  exceeding  10  years"  nebst  Geld- 
bufse.  Eine  leichtere  fest  bestimmte  Strafe  soll  dagegen  nach  Sect.  225  B 
für  alle  im  Art.  225  nicht  speziell  aufgezählten  Fälle  eintreten. 

819)  So:  Braunschweig  §  109;  Thüringen  Art  107  Abs.l; 
Preufsen  §  94  (=  Waldeck  §  90);  Oldenburg  1858  Art  91 
(wie  Preufsen);  Sachsen  1855  u.  18(58  Art  152  Abs. 2  (vgl. jedoch 
auch  schon  oben  Anm.  810  S.  482);  Bayern  1861  Art.  142-,  Bre- 
men, Entwurf  1861  §  173.  1868  §  165;  Lübeck  §  72;  Hamburg 
Art  85-,  deutsch.  RStGB.§  120^  Thurgau  §251;  WaadtArtll9; 
Neuen  bürg  1856  Art  103,  1891  Art  174  Abs.  1  (vgl.  Stooss, 
GrandzUge  II  S.428  Nr.  2);  Obwalden  Art.  51;  Freiburg  Art 820 
(bei  nicht  gewaltsamer  Befreiung;  anders  bei  Anwendg.  von  Gewalt 
nach  Art  116,  s.  oben  Anm.  817);  Zürich  Art  182  Abs.  1;  Basel 
§  55;  Tessin  Art  142;  Schwyz  §  112;  Solothurn  §  65;  St 
Gallen  Art  159;  A  argau,  Entwurf  1892  §  447;  Schweiz.  Vor- 
entwurf Artl63;  Norwegen  Kap.  X  (Thaulow  S.33;  Faerden 
im  GS.  XLVII  S.  161)  §  14  (gewaltsame  Befreiung)  15  (sonstige  wi- 
derrechtliche Befreiung)  und  16  (Beförderung  der  Entweichung); 
Dänemark  §  108,  (vgl.  van  Swinderen,  Esquisse  III  p.  389  ff.); 
Rufsland  1845  §  335  und  1866  Art  SOS  (vgl.  auch  noch  1845  §337 
und  1866  Art  310:  Befreiung  von  Arrestanten  auf  dem  Transport); 
Finnl and  Kap.l6  §10  (van  Swinderen,  a.a.O.  III  p.416);  Nieder- 
lande Art.  191  (vgl.  vanSwinderen,  a.  a.  0.  III  p.  378);  England 
(nach  geltendem  Recht  für  Begünstigung  der  Entweichung  im 
Allg.  [anders  bei  Beamten  als  Thätern;  vgl.  unten  Anm.  823  S.  504]; 
S.Schuster  in  StGG.lS.641;  desgl.  nach  dem  Crlm. Code  [Ind.  off.] 
Bill  V.  1878  ChaptXIII  Sect.  94,  u.  zwar  sowohl  für  „aiding  escape  from 
prison"  [Beihülfe  zur  Entweichung],  als  auch  für  „rescue"  [d.h.  ge- 
waltsame Befreiung  aus  dem  Straf-  oder  Untersuchungsgefängnis],  in- 
sofern nicht  der  Befreier  als  „accessory  after  the  fact**  [vgl.  oben 
Anm.  812  u.  813]  strafbar  erscheint;  s.  Näheres  noch  bei  S.  Mayer 
in  GA.  Bd.  XXVII  [1879]  S.  22);  Griechenland  Art  181  ff.;  Ser- 
bien §  99;    Rumänien  Art  194   Abs.  l;    Türkei  Art  118,  119; 
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des  Delikts  bebandelt  ist,  hat  die  Begebung  der  Tbat  durch  staatlich 
angestellte  Beamte  nicht  überall  die  gleiche  Stellung  im  System  er- 
halten, indem  sie  zwar  a)  eine  grofse  Zahl  von  Gesetzbüchern  eben- 
falls lediglich  im  Abschnitt  von  der  Gefangenenbefreiung  unter 
den  qualificierten  Fällen  aufiführt,  während  sie  b)  anderswo  —  und 
zwar  gleichfalls  nicht  selten  — zu  den  „Am  tsver  brechen"  im  e.  S. 
gestellt  ist.  Zur  Gruppe  des  Systems  sub  a)  gehören:  Sachsen  1838, 
Hannover,  Hessen,  Nassau,  Thüringen,  Österreich  1852, 
Bayern  1861  (Art.  144  Ab8.1),Thurgau,  Wallis,  Bern,  Zürich, 
Genf,  Tessin,  Neuenburg  1891,  die  Entwürfe  für  Aar  gau  u.üri, 
Monaco,  Belgien  u.  Luxemburg,  Sardinien  1839,  Italien 
1859,  Malta,  San  Marino,  Italien  1889,  Ungarn,  Rumänien, 
Türkei,  Portugal,  Niederländisch-Indien,  Englisch- 
Indien,  Mexiko,  New -York,  Ägypten,  Japan,  Kongostaat, 
wobei  die  GBB.  von  Östeneich,  Genf,  Monaco,  Belgien  u.  Luxemburg, 
Sardinien,  Italien  1859,  Malta,  Türkei,  Niederländisch-Indien,  Eng- 
lisch-Indien,  Mexiko  und  Ägypten  in  Übereinstimmung  mit  dem  Code 
penal  fran^ais  Art.  237 ff.  die  Begehung  des  Delikts  durch  Be- 
amte voranstellen  und  darauf  erst  diejenige  durch  sonstige  (Pri- 
vat-) Personen  folgen  lassen.  Dagegen  findet  sich  das  System  sub 
b)  vertreten  in:  Württemberg,  Braunschweig,  Baden, 
Preufsen,  Oldenburg,  Lübeck,  Bremen,  Entw.  v.1861  u.  1868, 
deutsch.  RStGB.,  Waadt,  Neuenburg  1856,  Luzern,  Obwal- 
den,  Basel,  Solothurn,  Schweiz.  Vorentwurf,  Norwegen, 
Schweden,  Dänemark,  Rufsland  1845  und  1866,  Finnland, 
Niederlande,  Serbien,  Kroatien,  Entwurf,  Österreich,  Entw. 
V.  1891  u.  1893,  Spanien  1848  u.  1870.  Eine  Art  Verbindung  beider 
Systeme  weist  Freiburg  (Art.  117  vbd.  mit  Art.  289)  auf.  —  Für 
die  Begehung  des  Delikts  durch  mit  der  Bewachung  etc.  Beauftragte 
oder  Beamte  findet  sich  nun:  1)  eine  allgemeine  Rücksicht- 
nahme bei  der  Strafandrohung  auf  die  Schwere  des  Verbrechens  od. 
der  Strafe  des  entwichenen  Gefangenen  in:  Luzern  §  105  Abs. 2  vbd. 
mit  Abs.  3  (vgl.  schon  oben  Anm.  817  S.  495);  Thäter:  „derjenige, 
welchem  die  Verhaftung,  Bewachung  oder  Verwahrung  einer 
Person  aufgetragen  ist".  Vgl.  auch  Art.  251  litt,  f  betr.  Mifsbrauch 
der  richterlichen  oder  Vollziehungsgewalt  durch  widerrecht- 
liche Begünstigung  der  Entweichung  oder  Befreiung  eines  Gefangenen; 
Strafe :  je  nach  der  Wichtigkeit  des  Falls  Einsperrung  oder  Zucht- 
haus nebst  Amtsentsetzung.  Im  Wes.  ebenso:  Obwalden  Art.  63 
(betr.  den  gleichen  Amtsmi fsbrauch  „durch  Begünstigung  von  Unter- 
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suchungs gefangenen  und  deren  Entweichnng").  Ober  Granbün- 
den  §  39  s.  schon  oben  Anm.  812  Ziff.  2  a.  £.  — Türkei  Art  117: 
Tbäter:  ,the  officer,  wether  soldier  or  police,  eh  arge d  with 
escorting  (sach)  prisoner,  also  the  sentinels,  persons  employed  by  the 
prisons,  gaolers,  sentries,  warders,  and  all  other persons  entrusted 
with  (the)  safe  keeping(of  theprisoners");  Strafe:  imprisonment  for 
from 6 months  to  2year8,  „according  to  the  degree  of  gailt  of 
the  escaped  prisoner";  Italien  18^9  Art.  229:  Thater:  „Der 
mit  der  Beanfsichtigung  oder  Begleitung  eines  Verhafteten  oder 
Verurteilten  betraute  öffentliche  Beamte'';  Strafe:  bei  Ver- 
hängung derselben  (s.  Art.  229  Abs.  1—3)  «wird  stets  die  Schwere 
der  zur  Last  gelegten  strafbaren  Handlung  oder  die  Art  und 
Dauer  der  noch  zu  verbüfs enden  Strafe  berücksichtigt"  (a.a.O. 
Abs.  4).  —  Bestimmter  ist  das  Verhältnis  der  Strafe  des  schul- 
digen Beamten  zu  derjenigen  des  entwichenen  Gefangenen  auch  hier 
in  San  Marino  (vgl.  oben  Anm. 8l7a.£.)  ausgedrückt,  indem  es  im 
Art  28Ö  bestimmt,  dafs  die  „carcerieri,  agenti  della  pubblica  forza 
ed  ogni  altra  persona  incaricata  di  catturare,  accompagnare,  tras- 
portare  o  custodire  i  catturati  o  i  detenuti  per  titoli  di  qualsiasi  cri- 
minale  imputazione*',  welche  den  Gefangenen  Gelegenheit  zur  Flucht 
gewähren  oder  dieselbe  befördern  u.  s.  w.,  verfallen  sollen  „in  una 
pena  equivalente  allametii  di  quella,  cui  sarebbe  andato  soggetto 
il  catturato  o  detenuto  esimito".  Ähnlich  schreibt  Spanien 
1870  Art.373  (=  GB.  von  1848  Art  269)  vor,  dafs  der  „funcionario 
publice  culpable  de  connivenza  en  la  evasiön  de  un  preso  cuya 
conducciön  o  custodia  le  estuviere  confiada",  bestraft  werden  solle  a)  „en 
el  caso  de  que  el  fugitivo  sehallare  condenado  por  ejecutoria  en 
alguna  pena,  con  la  inferior  d  esta  en  dos  grados"  (sowie  mit 
Ehrennebenstrafen) ;  b)  „con  la  pena  inferior  en  tres  grados  ä.  la 
sefialada  por  la  ley  al  delito  por  el  cual  se  hallare  procesado  el 
fugitivo  (nebst  Ehrenstrafen),  si  no  se  le  hubiere  condenado  por 
ejecutoria"  (vgl.  oben  Anm.  810  a.  E.).  S.auch  noch  Art  374  (184  8  Art  270): 
Thäter:  ,,el  particular  halländose  encargado  de  la  conducciön 
ö  custodia  de  un  preso  o  detenido";  Strafe:  für  beide  Fälle  des 
Art  373:  „las  pcnas  immediatamente  inferiores  en  grado  ä  la  sena- 
ladas  al  funcionario  publice".  Über  Rufsland  1866  Art.  452  vbd. 
mit  Art  124  (=  GB.  1845  §  481  vbd.  mit  §  130)  vgl.  oben  S.  489  Anm.  812 
subZiff.  3  littf  vbd.mitAnm.813.  2)  Das  System  der  Strafstufen 
findet  sich  illr  mit  der  Bewachimg  etc.  Betraute  od.  B  e  amt e  als  Thäter 
in  folgender  Weise  vertreten:  a)  Absteigende  Stufen:  a)  in  der 
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Anzabl  von  zwei:  in  Hessen  Art.  199  Abs.  1  und  2  (=  Nassau 
Art.  195  Abs.  1  und  2),  insofern  hier,  falls  Thäter  „diejenigen  waren, 
welchen  die  Bewachung  oder  Verwahrung  eines  Gefangenen  auf- 
getragen worden  oder  oblag,  mögen  sie  in  öffentlichen 
Pflichten  stehen  oder  nicht",  eine  speziell  angegebene  mildere 
Strafe  dann  eintreten  soll,  wenn  ;,der  Gefangene  nur  .  .  wegen  eines 
im  höchsten  Mafse  nur  mit  einer  4jährigen  Korrektionshaus- 
strafe bedrohten  Verbrechens  oder  wegen  einer  Polizeiüber- 
tretung verhaftet"  war-,  Braunschwelg  §  277:  Thäter:  „Be- 
amte", welche  eine  Aufsicht  über  Gefangene  ausüben;  Strafe: 
aa)  Zwangsarbeit  nicht  unter  einem  Jahre,  „wenn  (der  entwichene 
Gefangene)  des  Hochverrats,  des  Landesverrats,  des  Aufruhrs,  des 
Falschmünzens,  der  Fälschung  von  Ereditpapieren,  des  Mordes  oder 
Totschlags,  des  Menschenraubs,  der  Notzucht,  des  Raubs,  der  vor- 
sätzlichen Brandstiftung,  der  vorsätzlichen  gemeingefährlichen  Be- 
schädigung, des  Diebstahls  mit  Waffen  oder  Einbruchs  beschuldigt  oder 
überwiesen  ist" ;  bb)  „sonst"  (also  in  allen  andern  Fällen):  Zwangs- 
arbeit bis  zu  einem  Jahre.  Über  Österreich  1852  §§  217—219 
(bezw.  Bosnien  und  Hercegovina  §299—301)  s.  schon  oben 
Anm.812  S.  485 ff..  —  Schaffhausen  Art.  116  vbd.  mit  115:  Thä- 
ter: „Diejenigen,  welchen  die  Bewachung  oder  Verwahi'ung  eines 
Gefangenen  amtlich  anvertraut  ist";  Strafe  verschieden:  aa)  „wenn 
ein  wegen  Verbrechens  Verhafteter  befreit  worden  ist"  u.  bb)  „in 
allen  andern  Fällen".  Ähnlich  Genf  Art.  234,  235:  Thäter:  „Les 
personnes  pr^pos6es  ä  la  conduite  ou  k  la  garde  de  Tövadö" 
(Art.  234);  Strafe:  aa)  „si  T^vadö  ^tait  poursuivi  ou  condamnö  du 
chef  d*un  crime" :  (en  cas  de  connivence)  emprisonnement  de  1  a  5  ans 
(Art. 235  Abs.  1);  bb)  „dans  tout  autre  cas":  (en  cas  de  connivence)  em- 
prisonnement de  6  mois  k  3  ans  (Art.  236  Abs.  3).  Straferhöhung 
bei  Konkurrenz  mit  Bestechung  nach  Art.  235  Abs.  3,  236  Abs.  4. 
Vgl.  auch  noch  Bern  Art.  78,  79:  Thäter:  „Ein  Beamter  oder  An- 
gestellter, welchem  die  Verwahrung  oder  Bewachung  eines  Gefange- 
nen übertragen  ist";  Strafe:  aa)  regelmäfsig  Zuchthaus  bis  zu 
5  Jahren  oder  Korrektionshaus  von  4  Monaten  bis  zu  4  Jahren  (Art.  78) ; 
bb)  es  kann  jedoch  die  Zuchthaus-  oder  Korrektionshausstrafe  „in 
den  Fällen,  wo  der  Befreite  nur  wegen  Handlungen  enhalten  ist,  die 
mit  Verweisung  belegt  werden  können,  .  .  .  in  diese  umgewandelt 
werden".  Ähnlich  wie  Genf  ist  Luxemburg  Art.  333,  334,  (hier 
etwas   abweichend  von  Belgien  Art.  332  —  334);    Thäter:    (wie 
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Genf  Art. 234)',  Strafe  verschieden :  aa)  „si  Fevadöetait  poorsuivi  ou 
condamnö  du  chef  d'nn  crime''  (Art.  333)  oder  bb)  wenn  es  sich 
handelt  um  «tous  les  autres  cas,  quelle  que  soit  la  cause  pour  la- 
quelle  r6vad6  6tait  dötenu«*  (Art.  334);  Türkei  Art.  120  (jedoch  nur 
bei  Hinzutritt  von  Bestechung:  „When  persons  Charge d  with  the 
custody  of  prisoners  have  procured  their  escape  and  have  been  in- 
cited  thereto  by  a  gift  of  money  [aa] ,  if  the  prisoner  is  charged  with 
an  offence  entailing  the  death  penalty,  hard  labour  for  life, 
or  incarceration  for  live,  thcy  shallbe  sentenced to pay a fine of 
double  the  amount  received  and  punished  with  hard  labour  for  from 
3  to  15  years" *,  [bb]  „where  the  escaped  person  is  charged  with  an 
offence  entailing  a  less  severe  penalty,  they  shall  be  liable  to  the 
penalties  for  bribery"  [vgl.  Art.  67  ff.]  —  Portugal  Art.  192:  Thä- 
ter:  ^qnalquer  empregado  ou  agente  eucarregado  da  guarda  de  qnal- 
quer  preso";  Strafe:  aa)  schwere  Einzelhaft  (^prisao  maior  cellular*) 
von  2—8  Jnhren,  „wenn  der  Gefangene  mindestens  zu  schwerem  zei- 
tigen Gefängnis  verurtheilt  war'';  bb)  „andernfalls  kann  die  Strafe 
bis  zum  Höchstmafs  der  leichten  Gefängnisstrafe  ermäfsigt  werden". 
Tavares  de  Medeiros  in  StGG.  I  S.  555.  Vgl. daselbst  auch  noch 
über  Art.  194  (gewaltthätige  Begehung),  ß)  Drei  absteigende  Stufen 
hat:  Sardinien  1839  Art.  245  ff.  Thäter:  „Les  concierges,  gar- 
diens,  geöliers  et  tous  autres  pröposcs  k  la  conduite,  an  transport  ou 
ä  la  gardedes  d^tenus'' (Art.  245) *,  Strafe:  aa)  „si  les  ^vadös  ötaient 
accus^s  d'infraction  de  nature  ä  entrainer  la  peine  de  mort  ou  des 
travaux  forc^s  ävie,  ou  s'ils  ^taient  condamn^s  k  Tune  de  ces 
peines" :  travaux  forc6s  bis  ev.  zu  15  Jahren  (Art.  246) ;  bb)  wenn  die 
Entwichenen  waren  „accus6s  de  crimes  de  la*  nature  k  entrainer 
d'autres  peines  criminelles"  oder  ,,condamnös  ä  Tune  de  ces 
peines":  röclusion  schlechthin  (Art.  247) ;  cc)  wenn  es  waren  „accu- 
sös  d'infraction  de  nature  ä  entrainer  des  peines  correctionnelles 
ou  de  police"  oder  „condamn6s  ä  Tune  de  ces  peines"  (oder  auch 
,,s'ils  se  trouvaient  dötenus  pour  toute  autre  cause  que  pour  in- 
fractions"):  emprisonnement  de  6  mois  au  moins  oder  auch  röclu- 
sion  bis  ev.  zu  5  Jahren  (Art  248).  Ganz  ähnlich:  Italien  1859 
Art.  272— 274.  Hierher  gehört  auch  England  (geltendes  Recht), 
welches  für  vorsätzliche  Begünstigung  der  Entweichung  durch 
Beamte,  in  deren  Obhut  der  Gefangene  ist,  eintreten  läfst :  aa)  wenn 
der  Gefangene  schuldig  ist  des  Hochverrats:  die  Todesstrafe  (vgl. 
darüber  auch  schon  oben  Anm.  814  a.  E.),  bb)  einer  felony:  7  Jahre 
Zuchthaus,  cc) eines  misdemeanor:  Zwangsarbeit ^  vgl.  S  c h u s t e r  in 
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StGG.  I  S.  641;  s.  ferner  Ägypten  Art.  130  Abs.  1,  131  Abs.  1  und 
132  Abs.  2  und  Englisch-Indien  Art.  221,  222,  welches  zunächst 
unterscheidet,  ob  der  entwichene  Gefangene  blofs  „charged  with 
an  offence''  (Sect.  221)  oder  „unter  Sentence  of  a  Court  of  Justice 
for  an  offence"  (Sect. 222)  gewesen  (vgl.^oben  Anm.  810  a.E.),  u.  sodann 
weiter  für  jeden  dieser  Fälle  drei  verschiedene,  nach  der  Schwere 
der  in  Aussicht  stehenden  bezw.  bereits  erkannten  Strafen  (nämlich 
aa) To d e 8  strafe,  bb)  schwerste  Freiheitsstrafen  [insbes.  lebenslängliche 
Transportation],  cc)  leichtere  Freiheitsstrafen)  abgemessene,  nach  unten 
absteigende  Strafstufen  aufstellt,  während  für  alle  nicht  in  Sect.  221, 
222  speziell  aufgezählten  Fälle  nach  Sect.  225  A  eine  fest  bestimmte 
leichtere  Strafe  eintreten  soll,  y)  Vier  absteigende  Stufen  stellt 
Mexiko  Art.  930  Ziflf.  1— IV  auf.  Thäter:  „Der  mit  derFührung 
oder  Bewachung  eines  Gefangenen  Beauftragte  (d.  h. hier  aber: 
Beamte  [arg.:  Strafe  der  Amtsentsetzung]) ;  Strafe:  (aufser  Amtsent- 
setzung): aa)  5  Jahre  Gefängnis,  „wenn  das  dem  Gefangenen  zur  Last 
gelegte  Vergehen  mit  Todesstrafe  oder  12  Jahren  Gefängnis  be- 
droht ist'' ;  bb)  3  Jahre  Gefängnis,  „wenn  die  Strafe  des  zur  Last  ge- 
legten Vergehens  nicht  unter  6,  aber  unter  12  Jahren  Gefängnis  be- 
trägt"; cc)  1  Vi  Jahre  Gefängnis,  „wenn  (die  genannte  Strafe)  über  3, 
aber  untere  Jahren  Gefängnis  beträgt";  dd)  längere  Haft:  „wenn  (sie) 
nicht  über  3  Jahre  beträgt".  Erhöhte  Strafen  für  gewaltthätige  Be- 
gehung nach  Art.  931.  b)  Von  aufsteigenden  Stufen  finden  sich 
a)zwei:  in  Belgien  Art.  332-334.  Thäter  nach  Art.  332  (wie  Genf 
und  Luxem  bürg-,  vgl.  oben  ZifF.  2  litt,  a);  Strafe:  aa)  „Si  T^vadö 
6tait  pour^uivi  ou  condamn6  du  chef  d*un  dölit":  (en  cas  de  con- 
nivence)  emprisonnement  de  6  mois  ä  2  ans  (Art.  333) ;  bb)  „si  T^vadö 
6tait  poursuivi  etc.  du  chef  d'un  crime":  (en  cas  de  conniv.)  empris. 
d'un  an  ä  5  ans;  ß)  drei  (aufsteigende  Stufen):  in  Monaco  Art.  199, 
200  Abs.  1.  201  Abs.  1,  202  Abs.  1  (im  Wesentlichen  =  Code  pönal 
fran9ais  Art.  237,  238  Abs.  2,  239  Abs.  2,  240  Abs.  1  a.  E.);  Nie- 
derländisch-Indien,  Wetb.  voor  de  Europeanen  Artt.  169,  170 
Abs.  1  a.  E.,  171  Abs.  1,  172  Abs.  1  a.  E.  (=  Wetb.  voor  In- 
landers Artt.  170,  171  Abs.l  a.  E.,  172  Abs.  1,  173  Abs.  1  a.  E.; 
im  Wesentl.  ebenfalls  =  Code  p6nal  fran9.,  Artt.  citt.).  y)  Zu  vier 
aufsteigenden  Stufen  gelangt  endlich  Malta  Art.  142,  143.  Thä- 
ter: „Coloro  che  fossero  inearicati  della  ..custodia,  guardia 
o  trasporto  (degli  arrestati  o  condannati"),  welche  mit „connivenza 
o  corruzione"  handelten  (s.  Art.  143  Abs.  1);  Strafe  nach  Art.  143 
in  Verbindung  mit  Art.  142  Ziff.  1—4:  (aufser  „interdizione  generale  per- 
petua")    „lavori  forzati",    aber  der  Dauer  nach  verschieden,  je 
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»arW*rni  jJI  ferziriTO  fo*je  is:p^a:o  o  «^oa^ÄZtsaw:  aa'  per  bb  delitto 
p^/ruukte  a  pena  hob  e^r^^eTi*«  ±  anni  di  larori  fonad  o  di  prisionia* 
ff^i^fT  tei  ^«i*eiz\i^htT  Veriafnn^  „per  c^^ai  aloa  cas^  ehe  per  im 
dfr/iKifj"^ ;  bb  ^per  im  d<e'.::to  ponan:c  a  pena  di^anni  di  Ut.  fonad 
o  di  pn^rionia,  ma  ikjb  «.i-edente  5  ansi-:  «  .p.  n.  d.  port.  a  f^eaa 
matri^ore  di  5  anni  di  Ut.  forz.  o  di  prigionia**;  dd  ..sc  il  fog^Tidvo 
f^H««  eondaDDato  a'.la  morte  o  fo5««^  impatato  di  delino  por- 
tanie  alla  eondanna  di  m  ort  er.  —  3;  Das  System  endlich  der  fest 
(L  h.  ohne  Kück sieht  aaf  die  Schwere,  in«bes.  die  Dauer  der 
Strafe  de«  entwichenen  Gefanzenen  bestimmten  Strafen  findet  sich 
aach  Wi  mit  derBewarrfaaBgBeaaftraeten  oder  Beamten  ab  Thätem 
woKl  bereits  am  haatigsieiL.  So  in:  Sachsen  183>  =  Sachsen- Al- 
tenburg 1^1,  -Weimar  n.  -Meiningen  Art.  1Ü9  Abs.  3  Tha- 
ter:  .Personen,  welche  znr  Bewachung  oder  Beaufsichtigung  der  Ge- 
fangenen angestellt  waren'-,.;  Württemberg  Art  43»>  »Thater: 
„Oerichtspersonen,  Vorsteher  Ton  Strafanstalten,  Gefangenwärter  und 
Auf*eher*.:  Hannover  Art.  171  Thäter:  .diejenigen,  welchen  die 
Bewachung  oder  Verwahrung  eines  Gefangenen  aufgetragen  ist*, 
d,  h,  aber  hier  nach  dem  Marginale  bes.  „Ge fangen wärter  u.  dgl.*  ; 
Baden  §  6><6  und  GS»;  (Thäter:  ^^ichter*.  desgl.  »Vorstände  und 
Aufseher  von  Strafanstalten*',  „Gefangenwärter*,  femer  „Gendarmen, 
Foljzeidiener  und  andere,  welche  Angeschuldigte  zu  verhaften,  zu 
verwahren  und  zu  begleiten  haben");  Thüringen  Art.  107  Abs. 2 
(Thäter:  wie  Sachsen  18)^);  Preufsen  §  1*6  (=  Waldeck  §  91; 
Thäter:  derjenige,  dem  „die  Aufbewahrung,  Begleitung  oder 
Bewachung''  eines  Gefangenen  „anvertraut"  ist;  und  §  322  (= 
Waldeck  §  288;  Thäter;  „ein  Beamter,  dem  die  Aufbewahrung 
etc.  [wie  nach  §  95]  anvertraut''  ist-;  Sachsen  1855  und  1858 
Art.  152  Abs.  3  (Thäter:  „zur  Bewahrung  oder  Beaufsichtigung 
der  Gefangenen  bestellte  Personen")  ;01denbnrg  1858  Art.  92  §  1  u. 
Art. 299  (=  Preufsen  §§  95  u.  322);  Bayern  1861  Art  144  Abs.  1 
(Thäter:  „ein  Beamter  od.  öffentl.  Diener,  welchem  die  Verwahrung 
oder  Bewachung  eines  Gefangenen  anvertraut  ist")  u.  Abs.  2  ebda. 
(Thäter:  „andere  Personen,  welchen  die  Verwahrung  od.BewachuDg 
eines  Gefangenen  anvertraut  ist");  Bremen,  Entw.  1861  §  174  und 
1868  §  166  (Thäter:  derjenige,  dem  „die  Verwahrung,  Begleitung 
oder  Bewachung  anvertraut  ist")  und  1861  §  580  und  1868  §  566 
(Thäter:„einBeamter,  welchem  die  Aufbewahrung,  Begleitung  od, 
Bewachung  obliegt");  Lübeck  §  73  Abs.  l  u.§  269  (wie  Preufsen 
§§  95  u.  322);  deutsch.  BStGB.  §  121  Abs.  1  (Thäter:    ein  „mit 
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weilen  speziell   noch  das   Begtreben   einer  „AnpaBSung   der 


[der]  Beaufsicbtigung  oder  Begleitung"  [von  Gefangenen]  Beauf- 
tragter; s.  dazu  Olshausen  Komm.  d.Aufl.  Nr.  1  zu  §  121,  S.531, 
nach  welchem  die  in  §  120  genannte  ,,Bewachung^'  hier  nur 
in  Folge  eines  Redaktionsfehlers  ausgefallen  ist)  und  §347(Thäter: 
ein  Beamter,  dem  die  „Beaufsichtigung,  Begleitung  oder  Bewachung'' 
eines  Gefangenen  „anvertraut"  ist;  und  dazu  Olshausen,  Komm. 
Nr.  1-3  zu  §  347,  S.  1348,  1349);  Thurgau  §  252  (Thäter: 
„Beamte  oder  Bedienstete,  denen  die  „Verwahrung"  eines  Ge- 
fangenen „anvertraut"  ist);  Waadt  Art.  338  („tout  geölier,  huis- 
sier,  gendarme  on  autre  agent  de  la  force  publique  ...  dtant  chargö 
de  la  garde  ou  de  laconduite  [d'un  prisonnier"]) ;  Neuen  bürg  1856 
Art.  72  (ebenso),  und  1891  Art.  174  Abs.  2  (mit  nur  geringen  Ab- 
weichungen); Wallis  Art.  144  (ebenso);  Glarns  §  149  (Mifsbrauch 
der  Amtsgewalt  [von  Beamten]  durch  Begünstigung  der  Entweichung 
von  Gefangenen);  Freiburg  Art.  117  (Thäter:  wie  Waadt  Art.  338) 
u.  289  (Thäter:  „le  fonctionaire  auquel  est  confi^  la  garde,  la  con- 
duite  ou  ou  la  surveillance  d'un  d6tenu");  Zürich  §  82  Abs.  2 
(Thäter:  derjenige,  .  .  .  welchem  „die  Verwahrung,  Überwachung 
oder  Begleitung**  eines  Gefangenen  „anvertraut  ist");  Basel  §  177 
(Thäter:  „ein  Beamter",  dem  die  „Verwahrung  oder  Bewachung*' 
eines  Gefangenen  „anvertraut"  ist);  Tessin  Art.  143  §  1  (Thäter: 
„11  direttore  dl  una  casa  di  pena,  il  custode,  il  carceriere  o  la  guar- 
dia");  Solothnrn  §  180  (Thäter:  ein  Beamter,  dem  die  „Verwah- 
rung oder  Bewachung"  eines  Gefangenen  „anvertraut"  ist);  Aargan, 
Entw.  1892  §447  (Thäter:  a)  wer  mit  der  „Beaufsichtigung  oder 
Begleitung"  eines  Gefangenen  „beauftragt"  ist;  b)  „ein  Beam- 
ter"); Schweiz.  Vorentwurf  Art.  181  (Thäter:  „der  Beamte", 
der  einen  Gefangenen  „überwachen  oder  beaufsichtigen  soll**);  Nor- 
wegen, Kap.  XXIV  §  6  (Thaulow,  S.  85)  vbd.  mit  Kap.  X  §  14 
(Thäter:  , Jemand,  der  die  Aufsicht  über  einen  Gefangenen  hat"); 
Schweden  Chap. XXV  §14  (Thäter:  „[un]  fonctionnaire,  6tant 
charg6  de  la  garde  des  dötenus  ou  des  individus arr^tes") ;  Däne- 
mark §  132  (Thäter:  „en  Embedsmand,  hvem  en  Fanges 
Bevogtning  paaligger");  Niederlande  Art.  367  (Thäter:  „der 
Beamte,  welcher  mit  der  Bewachung  einer  Person  betraut  ist"); 
Finnland  Kap.  16  §  11  (Thäter:  „derjenige,  der  den  Auftrag 
erhalten,  einen  Gefangenen  zu  bewachen,  zu  begleiten  oder  zu  trans- 
portieren«); und  Kap.  40  §  5  (vgl.  auch  Kap.  16  §  11  Abs.  5):  (Thä- 
ter: „ein  Beamter,  der  Gefangene  zu  beaufsichtigen,  zu  bewachen 
oder  zu  begleiten  hat");  Rumänien  Art.  194  Abs. 2;  Ungarn  §418 


,VlCH  Irie  ??trafg^?et2ge*:  nn^  «eit  d-  Mine  des !  ?.  JaiLriL  bis  mr  Gegenwart. 

Strafioittel  an  die  Eigenart  des Drlikte*  "•],  an  die -Xa- 
tnr-  oder   den  -Geist*    der  3I:?$etbaten    bemerkbar  macht. 


T  hat  er:  ^Wachen,  Aufseher  oder  behordücbe  Orgaiic^,  deren  «Ob- 
hai*' Gefac^enc  „anvertraut^  §ind  :  Kroatien.  Entw.  §410  T  hat  er: 
^in  öäTentiitrher  Beamter,  der  einen  Sträfling  ...  seinem  Dienste 
zofolge  beaaf»ich:izen-  begleiten  oder  bewachen  ma.ste-*  ;  Ö»ter- 
reieh.  Entw.  1*1^1  f  V.h.  l'^^S  §  132  T  hat  er:  derjenige,  dem  die 
,.Beanf«i':htigTing,  Bewachung  oder  Begleitung^  eines  Gefangenen  ..ob- 
liegt*-y  und  Entw.  von  l^l^l  |  :>>'*.  von  1^93  §  3^1  Thät er:  .Be- 
amte*, denen  die  genannten  Thätigkeiten  „•»bliegen*  [naeb  Entw. 
von  l^^Ol:  .jinvertraut**  sind'^  ;  Xcw-York  Art.  89  ZiflL  1  und 
Art,  115  Zifll  1  l>nld[mg  der  Entweiehung  durch  bestiounte  Beamte 
bezw.  Unterbeamte  :  Kongostaat  Art.  67  (Thäter:  .,iinc  per- 
sonne preposee  a  lacon  du  ite  ouäla  gar  de  des  d^tenusr'j. —  Vgl. 
noch  Japan  Art.  148  vbd.  mit  147  Thäter:  ^the  warden  or  eon- 
dactors  [of  a  prisoner/-y,  wolei  jedoch  auch  hier  (vgl.  oben  Anm.810) 
eine  rf  traf  erhöh  nng  p!  atzgreift,  wenn  der  Gefangene  bereits  ,,eondemned 
to  a  criminal  penalty^'  war. 

823;  Als  sonstige  gesetzliche  Qualifikationen  des  Delikts 
begegnen  namentlich:  a;  iu  den  allermeisten  Gesetzen:  die  ge- 
waltsame Begehung  desselben,  wobei  im  Einzelnen  oft  noch 
vexschiedene  Grade  der  Gewaltanwendung  unterschieden  werden  (vgl. 
z.  B.  Bayern  1861  Art.  142  Ziff.  1  iL  2;,  während  ganz  vereinzelt  die 
Gewaltthätigkeit  bei  der  Vornahme  der  Befreiung  etc.  schon  zu  den 
Thatbestandsmerkmalen  des  Delikts  selbst  gerechnet  wird  (s.  z.  B. 
Schwyz  §  112,  und  dazu  Stooss,  Grundzüge  II  S.  428);  b;  vielfach 
auch  (namentlich  bei  Beamten  als  Thätem)  der  Hinzutritt  von  Be- 
stechungen etc.  y.  S.  der  befreiten  Gefangenen.  Andrerseits  ist 
fast  durchgehends  eine  Strafmilderung  vorgeschrieben,  wenn  die 
Befreiung  etc.  von  gewissen  (^meistens  genau  aufgezahlten)  „Ange- 
hörigen" des  Gefangenen  'wie  bes.  Descendenten,  Ascendenten,  Ge- 
schwistern, Ehegatten)  bewirkt  worden.  Ober  die  Berechtigung  dieser 
Vorschrift  (die  iu  ähnlicher  Weise  auch  bei  d.  persönlichen  Begünsti- 
gung wiederkehrt  [wo  sogar  meistens  Straflosigkeit  eintritt]) 
vgl.  Gretener,  Begünstigung  S.  168  ff. 

824)  Vgl.  B.  Schmidt,  Die  Aufgaben  der  Strafrechtspflege 
S.  249,  257. 

825}  Vgl. bes.  beziigl.  des  deutsch.  RStGBs.:  Berner,  Lehrbuch 
12. Aufl.  S.35  (citiert  schon  oben  S.216  Anm.462);  Schmidt,  a.a.O. 
8.  257. 

826)  B.  Schmidt,  a.  a.  0.  S.  249. 
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wonach  insbesondere  die  erfahmngggemärs  za  den  einzelnen 
Verbrechen  antreibenden  Leidenschaften,  Triebfedern, 
Motive  ®^^)  durch  die  entsprechende  Beschaffenheit  der  Strafen 

827)  Auf  die  Bedeutung  der  (freilich  nicht  immer  leicht  erkenn- 
baren) Motive  im  Strafrecht,  welche  u.E.  im  Ganzen  noch  eine  viel 
stärkere  Berücksichtigung  nicht  nur  bei  der  Strafzumessung  (durch 
den  Richter),  sondern  auch  der  Strafdrohung  (im  Gesetze)  erfahren 
dürften,  ist  in  Abtlg.  III,  2  a.  E.  zurückzukommen.  8.  einstweilen 
bes.:  Hundhausen,  Das  Motiv  im  Strafrecht.  Zürich.  Diss.  1877 
und  Gram,  Om  motivets  betydning  i  strafferetlig  henseende.  Kj0ben- 
havn  1889.  Vgl.  aufserdem  noch:  Möller,  Kritik  des  Strafmafses. 
Gott.  1852,  §  16  S.  195 ff.;  Ideler,  Lehrbuch  der  gerichtl.  Psycho- 
logie. Berl.  1857  §  8  S.  39  ff.;  Berner,  Lehrb.  12.  Auff.  §  93—96, 
S.  165 ff.,  17.  Aufl.  §  66 ff.  S.  120ff.;  Binding,  Normen  II  (1.  Aufl.) 
S.  74  ff,  §  602;  Schütze,  Lehrb.  §  39  S.  117  Anm.  4;  Hälsohner, 
Gem.  deutsch.  Strafr.  I  §  202  ff.,  S.  508ff.;  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl. 
S.  59  Nr.  8  und  Anm.  5;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  §  5,  S.  40  und 
Anm.  29  §  25,  S.  171  u.  Anm.  25 ff.;  v.  Holtzendorff,  Das  Ver« 
brechen  des  Mordes  und  die  Todesstrafe  S.  93 ff.,  101  ff.,  841  und 
Anm.  34  bis  38;  Wahlberg,  Ges.  kl.  Schriften  II  (1877)  S.  151  ff.-, 
Derselbe  in  der  Allg.  Österreich.  Gerichts  -  Ztg.  1878,  Nr.  37—39; 
Derselbe  in  Z.  H  S.  193  u.  Anm.  1  (mit  Litteraturangaben);  Gre- 
tener,  Begünstigung  S.  167,  108;  Fuld,  Das  Motiv  im  deutschen 
RStGB.,  in  GA.  Bd.  XXXI  (1883)  S.  321  ff.-,  Durchholz  ebendas. 
Bd.  XXXV  (1887)  S.  268  ff.;  v.  Lilie nthal,  Gutachten  flir  denXXlL 
Deutschen  Juristentag,  1893,  S.89,  93;  Pfenninger,  Strafrecht  der 
Schweiz  S.  818;  Sternau,  Eine  Strafrechtstheorie  S.45;  Lammasch 
im  GS.  XLIV  (1891)  S.  189  „Die  Gesetzgebungen  werden,  wenn  sie  Ge- 
rechtigkeit und  Wirksamkeit  der  Strafrechtspflege  als  ihr  Ziel  sich 
vorsetzen,  bei  Aufstellung  und  Abgrenzung  der  einzelnen  Ver- 
brechensbegriffe  auch  die  Motive  der  Thaten  in  einem  viel 
höhern  Mafse  berücksichtigen  müssen  als  dies  derzeit  der 
Fall  ist".  Stooss,  Motive  zum  schweizer  Vorentwurf  (Fassung  von 
1893)  S.  86:  „Auf  das  Motiv  des  Verbrechens  wird  zu  wenig  Ge- 
wicht gelegt**.  Alimena  in  StGG.  I  S.  589  zählt  als  geltende  Ge- 
setzgebungen, welche  zur  Zeit  bereits  auf  das  Motiv  der  Delikte 
ausdrücklich  eine  weiter  gehende  Rück  sieht  genommen,  aufser 
dem  italienischen  Codice  penale  von  18S9  (der  u.  a.  in  Art.  360 
das  Motiv  der  Ehrenrettung  beim  Kindesmorde  zum  Thatbe- 
standsmerkmal  erhoben  hat-,  Alimena,  a.  a.  0.  S.  597)  noch 
bes.  diejenigen  von  Zürich  (und  teilweise  auch  Tessin),  Bufs- 
land  (vgl.  besonders  Art.  129  Ziff.  3),   Brasilien    u.  (wegen  seines 


Ij-t  •»•ir'^.-'V  .-^r  ixrz  *  i  '"V  i^.z  ^^-r*  •'•T'*  t^^tt  '^irn    ':t-iLH^ 


Vjr  >iV7-r^»  V'  1  ^-t  fi  •-.i-  XIXI  ^-  :*:£.  —  C:*!r  S«  Ka- 
f.1%  *,  iivi  A  :iL*i.a  3.  ''r-.-. I  r  vT.  r-^rr.  It*1:*x*  iSrlr  .*- 
au^rxt  <♦.•♦*.'*-   »-»-'.■.  "^  T.*'>    /.'•     -Li*   ii-*  «toi  .  .  •-■^mkut^'i-^t 

z;5  Ap*»*'iir  'i^r  r:r»:>  ai  «di-t  Ii-if T;.ixal;:is  Cp«  Ti.iier» 
lA-:  ^a  'i-ra  Ciaracc^r  ♦*  :i*r  T  iar*.  V.a  •:•*a»!-lera•reäelI-E»l- 
'l;»A*^r%  <>^'*^i^2r*a  f'*r  •.•*':*^rr^;  *i  Tri.  Laa.xa«'^^.  ia  d.  AHr^ai. 
/^♦♦/TT,  O -Z*4r  XL.'V  Xr  !•  jf.  I-.-:  :  Alfx^ia.  ».a-O-  >.:.^v  .  Xor- 
v^;f^a  ^rl.  Las.aaf'rL  ia  Z  XIV  .S.  ::%  Zri>,  ZcV  .  Aarjam 
'^f*rt<iik*rr  ia  Z.  f:r  s-h^^ix  Srrafr  VI  '*.<•  ;  >.  ±r4.  iS  .  Uri. 
Art,  :'/,  Bt^  daxi  Pftsüiiz^r.  M  nre  S  7^,  saiL^atli^rb  al^er  drr 
»".hwfAz^Ti'tht  yoT*:ziM  zltL  -'r.^e««»  Fa?5;:::r  t«3«  l'^^itj  Art.5-4, 
.T?  y*  n.  lf*r*.  An.»  '.Bfri  Bfr^.«-**"!*:?  der  Sn^fe  rieb:  der  Bichier  auch 
dj^  B«:w<r^jrründe  ,.  .de*lLSrer«  iiiBeaifc«-b:*  ;  iLaüch Fa**ang  Ton 
Ir'ji  Art,  Ä  :>;,  37  n.  be^.  Art  -Vi  ^Der  Kicbter  bemifst  die  Strafe 
na^h  d^r  i^.haA, ,  und  beriicksi<:b:i^t  dabei  die  Beweffgründe  . .. 
A*',n^i'}tn'A'v/^^,w ,,  V^l.  dazu  rftooss.  Motive  zam  Vorentimrf,  Allg". 
'J  <:i!  I K<i .'?. 7:i.  7>;  ff., Vf'3  Nr.  2 :  M«»ri ve  zur  rcTidierten Fassung  1  ^^9 1,» 
H,  l'{7;  'i  burney*^!!  id  Z.  für  s^:bweiz.  Strafr.  VI  (I^^o  S.  ;>S3ff.; 
T,  Lj)i«ffitbal  in  Z.  XIII  .S.  Wl,  li:],  14*Jff.:  vgl.  auch  t.  Lisat. 
J>4;hrb,  r,,  Aufl.  S.  .00  Aura.  5;  B.  Schmidt.  Die  Aufgaben  der  Strat- 
ri;chtpipfl<r^e  H,  311  u,  Anm.  2  n.  3. 

82>i,  Vk»  unnffre  AbtIg.  II  S.K>8ff.,  2t:i3  ff..  22uff.,  242  ff.  wo  aua- 
führli''b#jr  über  den  ZuMammenhaDg  des  Satzes  mit  der  Ve r gelt ungs- 
i d e e  gebandelt  iot.  S,  anch  R.  Schmidt,  Die  Aufgaben  der  Straf- 
recbtHpHege  H,  21,  111,  24i  ff.  Über  die  Anerkennung  des  Grundsatzes 
bei  Feuerbach  s.  oben  S.  147 ff.;  über  die  Vertreter  desselben  in 
der  neuern  Litteratnr  Näheres  in  Abtlg.  III,  2, 

820j  Ober  die  Ansicht  von  B.  Schmidt,   nach  welchem  die  im 
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1)  Einen  gewissen  Spielraum  gewähren  jenem  Prinzipe 
znm  Teil  auch  noch  die  neuern  und  neuesten  Gesetzgebungen 
zunächst  bei  der  Verwendung  der  Ehrenstrafen.  Denn 
haben  dieselben  auch  im  Vergleich  mit  den  frühem  Zeiten  an 
farbenreicher  Symbolik  und  Plastik  ganz  erheblich  einge- 
büfst  ®^®),  so  verfügt  doch  das  neuere  Recht  immerhin  noch 
über  eine  Anzahl  von  Strafmitteln,  durch  welche  eine  ehrlose 
oder  niedrige  Gesinnung  des  Thäters  auch  auf  serlich 
mehr  oder  weniger  deutlich  als  solche  gekennzeichnet  oder 
herausforderndem  Hochmut  oder  Übermut  eme  Demüti- 
gung erteilt  werden  kann. 

a)  Unter  denjenigen  entehrenden  Strafen,  welche  sich  als 
eine  Reaktion  gegen  ein  im  eigentlichen  Sinne  für  ehrlos 
geltendes  Handeln  darstellen,  finden  sich  —  freilich  nur  ganz 
vereinzelt  —  selbst  in  Gesetzen  aus  der  zweiten  Hälfte  dieses 
Jahrhunderts  noch  solche,  welche  den  Zusammenhang  mit  den 
altern  Rechtsanschauugen  über  „eine  möglichst  getreue",  auch 
äufserlich  in  die  Augen  fallende  „Nachahmung  des  Delikts- 
charakters in  der  Strafvollziehung"  ®^*)  noch  unschwer  erken- 
nen lassen.  So  soll  nach  dem  Strafgesetzbuch  für  Monte- 
negro (§  18)  für  Feigheit  im  Kriege  nicht  nur  der  dauernde 
Verlust  der  Ehre  und  des  Rechts  die  Waffen  zu  tragen 
eintreten®"),    sondern  es  ist  auch  dem  feigen  Krieger  „über- 


Folgenden  näher  darzuBtellenden,  u.  £.  in  letzter  Linie  auf  der  Ver- 
geltungsidee basierenden  Erscheinungen  —  wie  bes.  die  Ver 
hängnng  von  Geldstrafen  für  Delikte  aus  Gewinnsucht  —  nur 
„scheinbar  als  fruchtbare  Konsequenzen  des  Talionsprinzips  in 
heutiger  Zeit  Geltung  beanspruchen,  in  Wahrheit  aber  auf  ganz  an- 
dere Erwägungen  zurückzuführen  sind"  (Aufgaben  der  Strafrechts- 
pflege S.  111  vgl.  mit  S.  306),  s.  noch  Näheres  unten  (sub  Nr.  2  des 
Textes  betr.  die  Geldstrafen  für  Gewinnsuchtsdelikte). 

830)  Vgl  darüber  schon  oben  S.  39  Anm.  54. 

831)  R.  Schmidt,  Die  Aufgaben  der  Strafrechtspflege  S.  249; 
Tgl.  ebdas.  S.  21. 

832)  Der  genannte  Paragraph  bestimmt  dem  Wortlaute  nach:  „.., 
Sollte  irgend  ein  Montenegriner  oder  Eerdaner  oder  irgend  welcher 
Stamm  oder  irgend  welche  Ortschaft  oder  Familie  gegen  unsem  all- 
gemeinen Feind  (zur  Eriegszeit)  zu  ziehen  sich  weigern,  so  sind  einem 
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dies  —  ganz  ähnlich  wie  einst  im  alten  Griechenland ''')  — 
„eine  Weiberschtirze  umznbinden,  zum  Zeichen, 
dafs  er  kein  Männerherz  besitze"®**).  Dieser  singu- 
lären  Bestimmung  liefse  sich  vielleicht  noch  das  öffentlich 
stattfindende  Zerbrechen  des  Degens  zur  Seite  stellen^ 
welches  nach  den  rufsi sehen  Gesetzbüchern  von  1845  und 
1866  gegen  solche  dem  Adelsstande  angehörige  Delin- 
quenten vorgeschrieben  ist,  flir  welche  „auf  besondere  Aller- 
höchste Erlaubnis"  eine  verwirkte  Todesstrafe  in  eine 
blofs  symbolisch  die  eigentlich  verdiente  Exekution  andeu- 
tende Ausstellung  auf  dem  Schaffot,  vor  dem  Block 
oder  unter  dem  Galgen  umgewandelt  worden"*).  luden 
übrigen  Rechten  erscheint  dagegen  „als  stärkstes  Symbol  der 


jeden,  der  gegen  das  Vaterland  so  gleichgültig  und  feig  ist,  die 
Waffen  abzunehmen,  und  so  lange  er  lebt,  darf  er  nicht  mehr 
Waffen  tragen,  sondern  ist  unter  den  Montenegrinern  und  Berdanem 
für  immer  der  Ehre  verlustig  zu  erklären  etc." 

833)  S.  Abtlg.  I  S.  95  und  Anm.  71.  —  Die  gleiche  Bestrafung 
der  Feigheit  findet  sich  Übrigens  auch  noch  bei  einigen  n n civil i- 
sierten  Völkern  der  Neuzeit,  so  z.B.  bei  den  Kalmücken  (s.  Köhne 
ind.Z.fürvgl.Rechtswiss.IX  [1891]  S.  468  vbd.mit  Pallas,  Sammig. 
historischer  Nachrichten  über  die  mongolischen  Völkerschaften  1776, 
S.  196  ff.)  und  bei  den  Chibchas  (Waitz,  Anthropologie  der  Natur- 
völker IV  S.  361;  Post,  Bausteine  I  S.  216  u.  Anm.  11;  Grundrifs 
der  ethnol.  Jurispr.  II  S.  290  Anm.  6). 

834)  Vgl.  dazu  auch  Post.  Bausteine  I  S.  216  und  Anm.  10; 
Grundrifs  der  ethnol.  Jurispr.  II  S.  290  Anm.  6;  Di  ekel  in  StGG.  I 
S.  340. 

835)  Vgl.  Rnfsland  1866  Art.  71  (im  Wes.  =  1845  §  73):  „Die 
Todesstrafe  wird,  auf  besondere  Allerhöchste  Erlaubnis,  in  einigen 
Fällen  dahin  umgewandelt,  dafs  der  verurteilte  Verbrecher  aufs 
Schaffot  geführt,  zu  dem  Block  oder  auf  öffentlichem  Platze 
unter  den  Galgen  gestellt  wird,  wobei,  wenn  er  zum  adligen 
Stande  gehört,  der  Degen  über  ihn  zerbrochen  wird.  (Diese 
Strafe  bedeutet  den  politischen  Tod,  und  hat  immer  die  Verwei- 
sung zu  schwerer  unbefristeter  Zwangsarbeit  oder  zu  schwerer  Zwangs- 
arbeit auf  bestimmte  Zeit  zur  Folge)".  Vgl.  dazu  Thuemmel  im 
GS.  XLV  S.  331  und  332:  ^Die  .  .  .  genannten  Requisite:  Schaffot, 
Block,  Galgen  deuten  auf  die  beiden  Arten  (der  Vollziehung  der 
Todesstrafe),   der  Enthauptung  und  des  Hängens**.    Es   handelt 
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Entehrung"  ®'*)  bereits  die  einfache  öflFentliche  Schaustellung 
des  Thäters  am  Pranger,  die  aber  in  den  letzten  Dezennien 
fast  tiberall  beseitigt  worden  ist®'').    Speziell   in  Deutsch- 


sieb bier  also  um  einen  ähnlichen  Symbolismnsi  wie  nach  Art. 35 
des  holländischen  StGBs.  von  1808  (vgl.  oben  S.  109  Anm.  245). 
Nach  Foinitzki  in  StGG.  I  S.  292  ist  übrigens  jetzt  „die  öffent- 
liche Ausstellung  auf  dem  Schaffotte  abgeschafft**. 

836)  So:  Goltdammer,  Materialien  11  S.  105. 

837)  S.  im  Allg.  schon  oben  S.  39  ff.  Anm.  54.  Über  das  noch 
ziemlich  häufige  Vorkommen  der  Strafe  in  den  wichtigsten  altern 
Gesetzgebungen  aus  dem  ersten  Viertel  dieses  Jahrhunderts  (wie 
Österreich  1803,  Baden  1803,  Holland  1808,  Code  pönal  von 
1810,  Bayern  1813,  den  altern  schweizerischen  Gesetzen  etc.) 
s.  oben  S.  96  Anm.  214,  S.  100,  101  Anm.  226,  S.  108  Anm.  243,  244, 
S.  129  u.  Anm.  291,  S.  150  Anm.  337,  S.  171  Anm.  385,  S.  173 
Anm.  386,  S.  184  Anm.  409,  410  u.  S.  187  Anm.  419.  In  Württem- 
berg (wo  ein  Gesetz  vom  Jahre  1734  die  Ausstellung  auf  der  „Schand- 
bühne'' eigenthümlicherweise  mit  dem  B es serungs zwecke  zu  moti- 
vieren versuchte)  wurde  nach  Köstlin,  System  I  S.  467  Anm.  3  noch 
im  Jahre  1814  auf  den  Pranger  erkannt.  Eine  braunschweigische 
Verordnung  vom  27.  Juli  1827  liefs  die  öffentliche  Ausstellung  am 
„Schandpfahle^^  wenigstens  noch  bei  Meineid  zu.  Vgl. v.  Liszt, 
Die  falsche  Aussage  S.  227.  Über  die  oldenburgische  Verord- 
nung vom  28.  Juni  /5.  Juli  1845  §  2  betr.  Beibehaltung  des 
Prangers  (Stenglein,  Sammig.  I  Nr.  11  S.  116  Anm.  69)  s.  schon 
oben  S.  150  Anm.  337.  Auch  in  mehreren  deutschen  Strafgesetz- 
Entwürfen  aus  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  hatte  man 
noch  die  Pranger- Strafe  vorgesehen.  So  in  dem  grofsh.  hessischen 
Strafgesetz-Entwurf  V.  1824  (Breidenbach,  Komment,  zum  gi-ofsh. 
hess.  StGB.  I,  1  S.  285),  in  demjenigen  für  das  Königreich  Sachsen 
von  1835  Art.  8  (als  Schärfung  der  Zuchthausstrafe  1.  Grades  [vgl. 
V.  Kamptz,  Zusammenstellung  IS.  65;  Mittermaier,  Über  den 
neuesten  Zustand  S.  46]),  sodann  auch  in  den  preufsischen  Ent- 
würfen von  1827  (§  16),  1833  (§  20)  und  1836  (§  18)  (als  Schärfung 
der  schwersten  Freiheitsstrafen).  Vgl.  Goltdammer,  Materialien  II 
S.  105  u.  Anm.  3.  In  der  Immediat-Kommission  von  1843  er- 
klärte man  sich  aber  sofort  gegen  die  Strafart,  weil  sie  das  letzte 
Ehrgefühl  völlig  ertöte,  leicht  zu  Excessen  Veranlafsung  gäbe,  in 
der  Regel  einen  andern  Eindruck  als  den  beabsichtigten  hervorrufe 
und  die  Angehörigen  des  Delinquenten  auf  das  Empfindlichste  mit- 
treffe.   Vgl.  Immediat-Kommiss.-Protokolle  I  S.21.    Trotzdem   hatten 

Qttnthor,  Idee  der  Wiedervergeltting.  III,  1.  gg 
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I  a  n  d  war  dicBe  beschimpfende  Ehrenstrafe  den  meisten  Gesetz- 
bnehem  schon  Yor  dem  Erlasse  der  deutschen  ^Grund- 
rechte'* •**)  nicht  mehr  bekannt  gewesen***).  Xor  das  König- 
reich HannoTer  machte  hier  eine  Ansnahme,  indem  sein 
auch  sonst  vielfach  den  Anforderungen  der  Zeit  nicht  ent- 
sprechendes *^)  Eriminalgesetzbnch  vom  8.  August  1840  im 
»Strafensystem  noch  ausdrücklich  der  öffentlichen  Ausstellong 
am  „8  traf  pfähle^,    womöglich    ^an    dem   Orte    des  be- 


sieh im  Staatsrat  anfänglich  noch  mehrere  Stimmen  daffir  ansge- 
sprocben,  weil  es  als  angemessen  zn  erachten,  «die  Schändlichkeit 
gewisser  Treue  und  Glauben  schwer  verletzender  Verbrechen  dem 
Volke  grell  vor  die  Augen  zu  fuhren".  Allein  die  gegnerischen 
Stimmen  trugen  den  Sieg  davon.  Vgl.  Staatsrats- Akten  Vol.  I  Fol.  37, 
38;  Goltdammer,  a.  a.  0.  II  S.  105.  —  In  England  war  nach 
Goos  in  HJH.  I  S.  2M  die  Prangerstrafe  (,,the  pillory*)  bis  zum 
Jahre  1815  und  nur  noch  für  Fälschungen,  nach  Oliver  Smith 
in  Z.  IV  S.  127  Nr.  3  bis  1816  und  nur  noch  fdrMeineid  beibehalten. 
Nach  Goos  a.  a.  0.  soll  sie  dort  1830  zum  letzten  Male  praktisch 
angewandt  worden  sein,  während  sie  nach  Smith  a.  a.  0.  erst  1837 
vollständig  abgeschafft  wurde.  Eine  mildere  Form  („the  Stocks") 
blieb  (nach  Goos)  bis  1H60  im  Gebrauche.  Neuerdings  wurde  in 
England  in  Vorschlag  gebracht,  für  gewisse  Gewaltthätigkeiten  gegen 
Frauen  und  Kinder  die  Ausstellung  am  Pranger  wieder  einzuführen. 
Vgl.  Smith  in  Z.  IV  S.  127.  Über  Rus  f  land  s.  oben  Anm.  834.  Über 
die  Schweiz  u.  andere  europäische  Länder  s.  noch  Näheres  im 
Text  und  in  den  folgenden  Anmerkungen.  —  Über  China  s.  bes. 
Blätter  fllr  Geföngniskunde  Bd.XXVII  (1893)  S.242;  vgl.  auch  Koh- 
ler, Chines.  Strafr.  S.  17.  —  Die  Schrift  von  Kammerer,  Bemer- 
kungen über  die  Strafe  des  Prangers  (1838)  konnten  wir  leider  nicht 
einsehen. 

838)  Über  den  Inhalt  des  Art.  III  §  9  derselben  in  dieser  Be- 
ziehung s.  schon  oben  S.  39  Anm.  53  a.  £.  und  S.  334  Anm.646a.£. 
Geib,  Lehrbuch  I  §  60  S.  357,  359. 

830)  Vgl.  die  Zusammenstellung  der  Gesetze  bei  Geib,  Lehrb.  I 
S.  359.  Über  das  bayerische  Gesetz  vom  18.  Nov.  1849  Art.  4  s. 
auch  K  ÖS  tun,  System  I  S.  467  Anm.  5  u.  oben  S.  150  Anm.  337. 

840)  S.  darüber  bes.  Bern  er,  Strafgesetzgebg.  §  150  S.  166  ff. 
vbd.  mit  Mit t er mai er.  Die  Strafgesetzgebg.  I  S.  93 ff.;  II  S.  144 ff. 
Vgl.  auch  schon  oben  S.  37  Anm.  52  litt,  d  a.  £.  und  die  daselbst 
Citierten. 
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gangenen  Verbrechens"  und  „rniterAnhängung  einer 
(Verbrechen  und  Strafe  ankündigenden)  Tafel",  gedachte®**), 
wenn  auch  das  Anwendungsgebiet  derselben  im  Ganzen  schon 
als  ein  ziemlich  beschränktes  erscheint®").  Dafs  unter  den 
beiden  speziell  genannten  Fällen  des  besondern  Teils,  in 
welchen  jene  entehrende  Ceremonie  vom  Gesetzgeber  noch  für 
angemessen  erachtet  worden,  sich  auch  der  Meineid  befindet, 
entspricht  der  herkömmlichen  Ansicht,  welche  nun  einmal  — 
obgleich  gewifs  mit  mindestens  sehr  bestreitbarem  Recht  — 
gerade  in  diesem  Verbrechen  gleichsam  den  Typus  der  ent- 
ehrenden Delikte  zu  erblicken  gewohnt  ist  ®").  Der  Meineid, 
(bezw.  das  falsche  Zeugnis)  ist  es  daher  denn   auch,    wofür 


841)  S.  Hannover  Art.  30  Ziff.  IV.  Der  Pranger  sollte  jedoch 
„nicht  als  selbständige  Strafe,  sondern  nur  als  Schärfang 
andrer  Strafen,  und  zwar  blos  in  den  gesetzlich  bestimmten 
Fällen"  (vgl.  Anm.  842)  stattfinden.  Die  Dauer  der  „vor  der  Ab- 
führung in  die  Strafanstalt  vorzunehmenden  Ausstellung  sollte  „höch- 
stens eine  Stunde"  währen.  Im  Wesentlichen  tibereinstimmend  auch 
schon  der  hannov.  Entwurf  von  1825  Art.  33  Ziff.  IV.  (Bauer, 
Entwurf  S.  35). 

842)  Die  „gesetzlich  bestimmten  Fälle**  sind  enthalten:  1)  im 
Art.  10  Abs.  3  Ziff.  1  (Pranger  [fakultativ]  zugelassen  als  Schär- 
fung der  „Ketten strafe"  [nach  Entw.  von  1825  Art.  11  Ziff.  1  der 
sog.  „KaiTcnstrafe]);  2)  in  Art.  13  Abs.  4  (gleiche  [fakultative] 
Schärf nng  der  „Zuchthausstrafe",  jedoch  nur  in  den  in  Art.  12  im 
Anf.  sowie  den  in  Art.  173  u.  210  des  besondern  Teils  genannten 
Fällen,  d.  h.  a)  wenn  die  Zuchthausstrafe  als  Surrogat  der  Ketten 
strafe  [unter  10  Jahren]  gegen  „Weibspersonen  sowie  gebrechliche 
oder  schwächliche  Verbrecher  männlichen  Geschlechts"  verhängt  wor- 
den [Art.  12  im  Anf.],  b)  für  Rückkehr  eines  [Landes-]-V erwiesenen 
[Art.  173  Abs.  2  =  Entw.  Art.  182]  u.  c)  für  Meineid  in  schwe- 
reren Fällen  [Art.  210  =  Entw.  Art.  215]).  Der  Entwurf  von  1825 
Art.  277  hatte  als  drittes  spezielles  Delikt  auch  noch  die  Kup- 
pelei angeftihrt.  Zu  vgl.  über  die  ganze  Materie  noch :  Leonhardt, 
Kommentar  I  S.  93  u.  147;  Breidenbach,  Kommentar  zum  grofsh. 
hess.  StGB.  I  S.  385  Anm.  3;  Mitterraaier,  Die  Strafgesetzgebung 
S.  94  u.  Anm.  3;  v.  Wick,  Ehrenstrafen  S.  107;  Berner,  Straf- 
gesetzgebung S.  167. 

843)  Vgl.  darüber  bezw.  dagegen  u.  a.  bes.:  v.  Lizt,  Die 
falsche  Aussage  S.  227,  228. 

33* 
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A  -.>**^..--a;r  aa  Praz.r*rT  a»  .S^Lijrii^  c*r  >c*a4liixU';fc<«  Zachska«»- 
*f/af*  '<,  Art,  27:  ,«;i^i*>:»i.\i*  a-ra  ^tt  o:-ecaBae  ä  la  reir^Koa  per- 
j^*v:..f:  #iex*r"if^ra  i^xpote  a::i  rerard»  dspe^>  isr  lapl^ee 
p/%.>jVr  p^b^laas  ca  t^r:p«  c^^ä  ■«  fK-crra  depa&ser  aae  beare. 
Tn  ^<!:rjt*:an  p^ndaat  aa  eol  ponera  eacaiaet^res  grosctlisibles 
«^%  b^/m  «rt  pr*^£<rmii,  sa  profef^ioa  et  §ob  dosdci««.  sa  peiae  et  Im 
^ao^i«;  de  fa  ürOLdaiLDatK/a"  :  do^^h  findet  jetzt  aoeb  hier  diese 
.rtraf^  fii<^bt  iii<;br  natt.  VgL  Stooss.  Synem.  ZasaanieaateDiiB^ 
yt.  JW,  Aorn  1  o.  Gnmdzä^  I  .S.  311  n.  Anm.  3  'Daeh  Mitteilim^  des 
Uf^rrtt  In.  Lore  tan  zo  Leak,.  Über  die  ältere  Gesetz^bmi^  betr. 
df^  Pranger  «»träfe  in  der  .Sebweiz  s.  bes.  Pfenaiager,  Stiafr. 
i\f,T  H';bweiz  .S.  140,  li>5  ^wei^^Dti.  allg.  Beschrank^.  8choii  in  Jahre 
']'^f'f),  .**,  21  ♦,  237  St.  GalleD,  Lozem  1^30^,  2.>4  (Basel  1835).  VgL 
flfj'h  7  e rrj m e ,  Lebrboch  |  93,  8.  ^^7  fll  und  die  oben  Abb.  835  ge- 
iiAiier  anlief Uhrten  Hinweise  aaf  die  ron  nns  S.  170 ff,  naher  be> 
tra/;hteten  altem  scbweizer  Gesetze  aas  dem  Anfange  dieses  Jahr- 
hundertii. 

f'A't)  Türkei  Art.  19  scbreibt  die  Strafe  der  öffentlichen  Ans- 
ntcMunf;  am  Pranger  r^pnblic  expogal*)  zunächst  allgemein  als  Schar- 
fiing  fUr  Vemrteilang  zur  Zwaogsarbeit  r^hard  labour")  vor.  Sie  be- 
niithi  darin,  daf»  „the  convict  ist  brongbt  to  a  public  place  or  street 
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Rechten  tritt  die  Auffassung  des  Meineids  als  einer  der 
bürgerlichen  Ehre  des  Thäters  ganz  besonders  zuwiderlaufen- 
den Handlung  bei  dessen  Bestrafung  noch  insofern  zu  Tage, 
als  gerade  hier  in  ziemlich  weitgehender  Übereinstimmung  »*') 
neben  der  eigentlichen  Hauptstrafe  noch  (meist  auch  aus- 
drücklich genannte)  Ehrennebenstrafen  •**),  wie  der  obliga- 


in  tbe  town  where  be  is  detained,  and  remains  for  2  bours  exposed 
to  tbe  public  gaze**,  während  „on  tbe  breast  is  placed  a  written 
Statement  in  large  letters  declaring  tbe  judgement  of  tbe  Court,  by 
wbicb  be  bas  been  convicted".  Unter  den  einzelnen  Delikten  bat 
die  Strafe  dann  nochmalige  besondere  Erwäbnung  gefanden  nament- 
lieb  bei  Meineid  in  Civilsacben  (Art.212  Abs.  1)  n.  dem  falschen 
eidlichen  Zeugnisse  in  Kriminalsacben  (Art.  207).  Personen  unter 
18  und  über  70  Jahre  sollen  nach  Art.  19  der  Strafe  nicht  imter- 
worfen  werden.    Vgl.  auch  van  den  Berg  in  StGG.  I  S.  724. 

846)  Zu  vgl.  sind  in  dieser  Beziehung  ancb  die  oben  Anm.  837 
angeführte  braunscbweigische  Verordnung  vom  27.  Juli  1827  u. 
die  englische  Praxis  bis  1816  nach  den  Angaben  von  0.  Smith 
in  Z.  IV  S.  127.  —  Das  sardinische  StGB,  von  1839  Art.38  Ziflf.l, 
Art.  39  u.  40  drohte  zunächst  den  Pranger  für  j  e  d  e  Verurteilung  zu  „tra- 
vaux  forcös  ä  vie**  an,  sodann  aber  auch  bei  trav.forcös  k  temps*'  fUr 
die  Delikte;  extorsion,  vol  (bes.  k  force  ouverte),  contrefacon  de 
monnaies,  de  timbres,  de  sceaux  et  d'ecritures,  fanx  t^moignage 
und  calomnie.  Die  Formalitäten  der  Ausstellung  sind  ganz  äbnlicb 
geregelt  wie  im  Code  p^nal  fran9ai8  (Wallis  und  Türkei).  Gegen 
Frauen  und  Männer  über  70  Jahre  sollte  die  Strafe  nicbt  zur  Anwen- 
dung gelangen  (Art.  40  Abs.  2).  In  das  italienische  StGB,  von  1859 
wurde  der  Pranger  nicbt  mehr  aufgenommen.  Über  die  ältere  ita- 
lienische Partikulargesetzgebung  s.  Pertile,  Storia  V  p.  347  u. 
Anm.  28. 

847)  Vgl.  i.  Allg.  bezügl.  der  deutseben  Partikulargesetze: 
Häberlin,  Grundsätze  IV  S.  299  ff.;  bezügl.  der  scbweizeriscben 
Rechte:  bes.  Lauterburg,  Die  Eidesdelikte  S.96ff.-,  auch  Stooss, 
Grundzüge  II  S.  455;  für  die  übrigen  aufserdeutschen  Gesetze:  van 
Swinderen,  Esquisse  III  p.  255,  307  (passim). 

848)  Die  folgende  in  (Anm.  849—851  gegebene)  Übersicht  der 
strafrecbtlicben  Neben  folgen  des  Meineids  beschränkt  sich  pnn- 
zipiell  auf  diejenigen  hierher  gebörigen  Vorschriften,  welche  in 
dem  vom  Meineide  (und  den  ibm  gleicbgestellten  Fällen)  handeln- 
den Abschnitte   des    besondern    Teils   der    Strafgesetzbücher 
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tonV'h    oder    fakultativ    angedrohte  »'^Dze    (»der   teilweise) 
Verlust  der  bfirgerlichen  Ehrenrechte  •*••    oder  die 


enthalten  sind.  Zu  beachten  i«t  aber  anch  die  Ergänzung  dieser  Be- 
Mimmangen  dureh  die  allgemeinen  Kegeln  über  die  gesetzlichen 
y^fJien  folgen  der  »ohwerem  Freiheit  «strafen,  wie  bes.  der  ^gerade  für 
den  Meineid  häutig  angedrohten  Zaehtbaii««trafe.  insofern  damit 
öfter  schlechthin  der  Verlast  aller  oder  einzelner  bürgerlicher 
Ehrenrechte,  ja  auch  wohl  Eides-  o<!er  Zeugnisunfabigkeit  von  Rechts- 
wegen  verbanden  ist.  Dadurch  vermehrt  sich  natürlich  dann  die  Zahl 
der  im  F'olgenden  speziell  genannten  Gesetze  noch  um  eine  erhebliche 
Anzahl,  ^o  schreibt  z.B.  Preufsen  in  Abweichung  v. deutsch. RStGB.) 
in  dem  vom  Meineid  handelnden  Tit. VIII  des  bes. Teils  als  Neben- 
folge ausdrücklich  nur  ^in  fakultativer  Wei-je)  die  «zeitige 
Untersagiing  der  Ausübung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte'  für  die 
leichtem  Fälle  der  falschen  Abgabe  einer  Versicherung  an  Eidesstatt 
vor  einer  öffentlichen  Behörde  (§  12^*  und  der  wissentlichen  Verlei- 
tung zur  Abgabe  einer  solchen  falschen  Versicherung  (§  130  Abs.  2) 
vor.  Da  jedoch  der  eigentliche  Meineid  und  die  ihm  gleiehgeach- 
teten  Fälle  nach  §  1*25  ff.  mit  Zucht  haus  bis  zu  10  Jahren  bestraft 
werden,  die  Verurteilung  zur  Zach  th  ausstrafe  nach§ll  Ab8.2  den 
«Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte"  schlechthin  von  Rechtswegen 
nach  sich  zieht  und  dieser  wieder  nach  §  12  Ziff.  4  auch  «die  Un- 
fähigkeit, als  Zeuge  oder  Sachverständiger  eidlich  ver- 
nommen zu  werden  foder  als  Zeuge  bei  Aufnahme  von  Urkunden  zu 
zu  dienen; *"  umfafst,  so  gehört  auch  Preufsen  eigentlich  zu  der 
Gruppe  der  in  Anm.  STjO  aufgeführten  Gesetzbücher.  Ähnlich  auch: 
Schaffhausen  §  248  vbd.  mit§§  7,  12  u.20  (Lauterburg,  Eides- 
delikte 8.  102):,  Lnzern  §  139  vbd.  mit  §  20  Abs.  1  u.  2  litt,  d 
(Lauterburg,  S.  104):  Bern  Art.  114ff.  vbd.  mit  Art.  18  (Verlust 
der  bürgerlichen  Ehrenfähigkeit,  enthaltend  anch  den  Verlust  der  Fähig- 
keit, vor  Gericht  Zeugnis  abzulegen,  wogegen  es  in  B  ern  eine  Neben- 
strafe der  Eid  es  Unfähigkeit  nicht  giebt;  Lauterburg,  S.  107); 
Glarus  §71  vbd.  mit  §  4  und  8  Abs.  2  (Unfähigkeit  ein  vollgültiges 
Zeagnis  abzulegen;  Lauterburg,  8.  108)-,  Freiburg  Art.  187  ff. 
vbd.  mit  Art.  30  (Lauterburg  S.  110).  Endlich  gehören  auch  meh- 
rere der  in  Anm.  849  angeführten  Rechte  hierher,  insofern  sie  aufser 
der  in  dem  Abschnitt  vom  Meineid  erwähnten  Zeugnis-  oder  Eid es- 
unfähigkeit  im  allg.  Teile  auch  noch  Vorschriften  über  den  bei  den 
für  den  Meineid  angedrohten  Strafen  (wie  bes.  Zuchthaus)  von  Rechts- 
wegen eintretenden  gänzlichen  oder  teilweisen  Verlust  der  bür- 
gerlichen Ehrenrechte  enthalten.  —  In  Württemberg  er- 
ging 1839  ein  eigenes  Gesetz   über  die  privatrechtlichen  Folgen 
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der  Verbrechen,  welches  im  Art.  4  mit  rechtskräftiger  Verurteilung 
zum  Meineide  die  Unfähigkeit  zurAblegnng  eines  gerichtlichen 
Zeugnisses  verband.  Vgl.  Häberlin,  Grundsätze  IV  S.  300; 
V.  Wick,  Ehrenstrafen  S.  173  Anm.  *♦*. 

849)  S.  von  den  deutschen  Partikulargesetzbüchem  bes.: 
Hamburg  1869  Art.  111  Abs.  2  (Jn  allen  Fällen  [des  Meineids] 
ist  [obligatorisch]  auch  auf  Verlust  der  staatsbürgerlichen 
Rechte  für  immer  zu  erkennen**)  u. Art.  112  (fUr  falsche  Versiche- 
rung an  Eidesstatt:  neben  Gef.  von  1 — 18 Monaten:  obligator.  »Ver- 
lust der  staatsbürgerlichen  Rechte  auf  gewisse  Zeit").  Über 
Preufsen  §129,  130  s.  schon  oben  Anm.  848  S.518.  Vgl.  auch  Olden- 
burg 1858  Art.  123  (für  wissentliche  Abgabe  einer  falsch.  Versiche- 
rung an  Eidesstatt  vor  einer  öffentl.  Behörde :  Nebenfolge:  [obligat.] 
„Untersagung  der  Ausübung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte"  [schlecht- 
hin]) u.  Art.  124  (wissentliche  Verleitung  eines  andern  zum  Meineide 
[§  1]oder  zur  Abgabe  einer  falschen  Versicherung  an  Eidesstatt  [§2]; 
Nebenfolge:  [obligat.]  Untersagung  der  Ausübung  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  schlechthin  [§  2]  oder  auf  die  Daner  von  5  Jahren  [§  1]); 
B  ay  e  r  n  1861  Art.  197  (Nebenfolge  für  „falsches  Handgelöbnis :  „f  a  k  u  1- 
tativer  Eintritt  der  in  Art.  28  bezeichneten  Straf  folgen,  d.h.  „Verlust 
von  [bestimmten]  Ämtern,  Diensten,  Würden,  Auszeichnungen  u.  allge- 
meinen Rechten";  über  den  eigentlichen  Meineid  s.  Anm.  850 
S.522).  Bremen,  Entw.  1868  §§  257  Abs.  1  a.  E.,  258,  263  Abs.  2 
(für  „unbedachtsamen  Eid",  Eidesbruch  und  Versicherung  an  Eides- 
statt: Nebenfolge:  fakultat.  Unfähigkeit  zum  öffentlichen  Dienst 
sowie  zur  Ausübung  der  Schofs-  und  Handlungsfreiheit  oder  eines 
Teiles  derselben"^  über  den  eigentlichen  Meineid  s.  Anm.  851  S.  533). 
Im  schweizer  Kanton  Wallis  Art.  193  erscheint  sogar  die  Aberken- 
nung der  bürgerlichen  Ehrenrechte  als  eigentliche  Hauptstrafe 
des  Meineids,  woneben  Gefängnisstrafe  nicht  über  2  Jahreu.Geldbufso 
blofs  fakultativ  zugelassen  ist  (s.  Stoss,  Grundzüge  II  S.  455; 
vgl.  auch  Lauterburg,  Eidesdelikte  S.  101).  Die  meisten  übrigen 
Schweiz  er  Rechte  lassen  die  fakultative  oder  obligatorische 
Entziehung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  als  Neben  folge  eintreten 
(Stooss,  a.a.O.  S. 455),  wobei  jedoch  zu  bemerken  ist,  dafs  dieselbe 
nach  den  Vorschriften  des  allgemeinen  Teils  dieser  Gesetzbücher 
durchgehends  auch  die  Unfähigkeit  als  Zeuge  und iSachverstän- 
diger  (eidlich)  vernommen  zu  werden  in  sich  schliefst,  so  dafs  auch 
diese  Gruppe  von  Gesetzen  sich  sachlich  den  in  Anm.  850  genannten 
anschliefst.    Vgl.  Thurgau   §  189    (neben   Gefängnis    fakultativ 
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jrjrA,  exp'rrt,  dVrtre  *;rrjp'.oy#:  comme  temoin  d^ns  des  acte«*].;  Genf 
Art.  147  und  ir^:;  'fakult.  »benfolge:  .]a  priration  de  tont  on  par- 
tim? t\t',n  droit«  pr^^vu»  ä  Tartirle  12,  ^^  1,  2  et  3  letzterer  handelnd 
V/n  d#;r  L'nr»higkeit  „d^'-tre  jnr6,  expert,  temoin  dans  les  actes*; 
Laut«rburg,  8.  117^,:  Schwyz  §  87  (obligat  Nebenfolge:  »Ver- 
lust d^r  bfirgerli'rben  Khren  bis  auf  10  Jahre-)  vbd.  mit  §  15  (»Ver- 
wirk ijrjf(  iXcn  Mt'j'htn  ,  .,  vollgUUiges  Zeagnis  abzalegen";  Lauter- 
bijrf(H.  120j;,  Cber  die  OeHetze  von  .Schaffhausen,  Lnzern, 
iWjrri,  (llarus  und  Freiburg  s.  schon  oben  AnnL  848  S.  518.  — 
f''ti<;r  Zug  (%i\  dfts  Abandcrningsges.  zu  §  65 StGB.  [obligatNeben- 
folg<?i  „KiriHtolIung  im  Aktivblirgerrecht"])  s.  Laut  er  bürg,  a.  a.  0. 
K  Jlil;  Aargau,  WnUi.  1^32  §  419  Abs.  2  (neben  Gefängnisstrafe 
[In  d«m  Idchtcm  Fidlen  der  §§  415,  416]  fakultat.  Verlust  der 
KbrftnrcM'htobiszuH  Jahren).  8.  femer  Ungarn  §223:  („Wegen  der 
In  di<;Noni  Abschnitte  [XII,  betr.  falsche  Aussage  u.  Heineid]  be- 
/.«IcliMcten  Handlungen,  ist  [obligat.],  insofern  dieselben  Ver- 
brochen sind,   neben  der  Uauptstrafe  auch    auf  Amtverlust  zu 
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erkennen");  Kroatien,  Entwurf  §206  („Wegen  der  in  diesem  Haupt- 
stück [IX,  betr.  Meineid  und  verwandte  Delikte]  bezeichneten  Ver- 
brechen ist  [obligat.]  neben  der  Gefängnisstrafe  auch  auf  Amts- 
verlust zuerkennen");  Schweden  Ghap.  Xlir  §  6  (obligat.  Neben- 
folge der  schwerern  Fälle  [§  1,  2]:  „la  dögradation  civiqne  k 
perpetuitö"  [vgl.  Chap.  II  §  18  Abs  3]);  Niederlande  Art  207 
Abs.  4  („Entziehung  der  in  Art.  28  Nr.  1—4  genannten  Rechte  [wo- 
runter sich  aber  die  Eides-  oder  Zengnisunfahigkeit  nicht  befindet] 
kann  ausgesprochen  werden**);  Rufsland  1866  Art.  236  (Strafe 
des  vorsätzlichen  Meineids  neben  „Verweisung  nach  Sibirien  zur 
Ansiedelung":  obligator.  „Entziehung  aller  Standesrechte" 
[vgl.  Art.  22—24].  Ähnlich  auch  noch  Art.  237,  238  sowie  Art.  942 
[eidliche  falsche  Zeugenaussage]);  Finnland  Kap.  17  §  1  Abs.  3: 
(„In  allen  .  .  .  Fällen  [vorsätzl.  Meineids]  ist  [obligat.]  der  Meinei- 
dige zugleich  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  [schlechthin]  ver- 
lustig zu  erklären''  [vgl.  Kap.  2  §  14]);  Monaco  Art.  361  Abs.  3 
(falsches  Zeugnis  in  Kriminalsachen)  und  365  (=  Code  p^n.  frang. 
Art.  366  [Meineid  in  Civilsachen] :  obligat.  Nebenfolge:  Verlust 
„de  Texercise  des  droits  civiques"  schlechthin  oder  auf  Zeit  [im  Falle 
des  Art.  365],  nach  Art.  39  Ziff.  5  u.  a.  nach  sich  ziehend  auch  die 
Unfähigkeit  als  Z e  uge  oder  Sachverständiger  vernommen  zu  werden) ; 
Belgien  u.  Luxemburg  Art.  222  (vbd.  mit  Art.  218  ff.)  und  226 
(Parteien-Meineid  in  Civilsachen;  fakult.  Nebenfolge:  Verurteilung 
zur  „interdiction",  die  nach  Art.  33  bezw.  31  Ziff.  4  u.  a.  auch 
die  Unfähigkeit  nach  sich  zieht  „d'gtre  jurö,  expert,  tömoin  instru- 
mentaire  ou  certificateur  dans  les  actes"  und  „de  döposer  en  ju- 
stice autrement  que  pour  y  donner  de  simples  renseignements") ;  Rn- 
mänien  Art.  287  und  293  (obligat.  Nebenfolge:  „interdigtiu- 
nea«  auf  bestimmte  Zeit  [vgl.  Art.  7  Ziff.  2;  27]);  Portugal  Art.242, 
243  (droht  für  alle  nicht  speziell  in  Art.  238— 241  genannten,  eidlich 
oder  nicht  eidlich  abgegebenen  falschen  Aussagen  als  obligato- 
rische Nebenfolge  den  „Ausschlufs  von  der  Ausübung  der 
politischen  Rechte"  [vgl.  Art.  66],  nach  Art.  243  [Verletzung 
eines  Parteieides]  sogar  bis  auf  20  Jahre  an ;  vgl.  Tavares  deMe- 
deiros  in  ÖtGG.  I  S.559);  Italien  1889  Art.  214  u.  221  (obligat. 
Nebenfolge  für  falsches  e  i  d  1  i  che  s  Zeugnis  u.  ebensolche  Parteiaussage: 
„zeitige  Unfähigkeitzn  öffentlichen  Ämtern") ;  vgl.  auch  Art  217 
(wonach  bei  falschem  Gutachten  Sachverständiger  die  zeitige 
Unfähigkeit  zu  Ämtern  auf  Ausübung  des  Berufs  oder  Gewerbes  aus- 
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geilebnt  werden  kann  .  Xiederländisch-Indien,  Wetb.  Toor  de 
Ear.  n.  ▼.  In!.,  Art.  2^1  'Partei -Meineid  in  Civilsaeben:  obligaL 
Ne^HrnfoIgc:  ^ontzetting  Tan  de  regten  en  bevoegheden*.  nach  Art.  2(i 
litt,  d  a.  a.  aucb  Unfabigkeit  zur  eidlieben  Zeagenaaseage  nach  sich 
ziehend,.  Vgl.  auch  noch  Mexiko  Art.  748  rbd.  mit  Art.  746  o.  739. 
Über  die  fakaltatire  Xebextftrafe  der  Jnfamy"  für  die  Eidca- 
delikte  in  Schottland  s.  Schn!«ter  in  StGi;.  I  S.  6sL 

^'A  Baden  ^:/ßi:  „In  allen  Fällen  dieses  Titels  .'XXXI Y.  §484 ff.: 

Vom  Meineid  etc. » —  mit  Ausnahme  der  Fälle  des  §  502  n de«  §  487 

Xr.  1  —  hat  die  Verurteilung,  wenn  der  Schuldige Ton  Znchthans- 
oder  Arbeitssfaausstrafe  getroffen  wird,  zugleich  die  Unfähigkeit 
zum  Eide  und  zum  gerichtliehen  Zeugnisse  zur  Folge''  (Tgl. 
auch  §23;  Sachsen  I^'m  und  18C8  Art.  226  (,^olgen  des  Mein- 
eids"^:  „Bei  jeder  Verurteilung  wegen  Meineids  (oder  VerBachs 
desselben  oder  der  Anstiftung  zum  Meineide  [mit  Ausnahme  der  Fälle 
der  §§  225,  2.'30,  231];  tritt  als  gesetzliche  Folge  für  den  Vemr- 
teilten  Unfähigkeit  zum  eidlichen  Zeugnisse  ein,  was  indem 
Straferkenntnisse  auszudrücken  ist";  Oldenburg  Art.  119,  120  f  1 
u.  2,  121  (schreibt  [für  Meineid  im  e.  Sinne,  falsches  eidliches  Zeugnis 
oder  Gutachten]  als  obligatorische  Nebenfolge  der  Zuchthans  ftrafe 
„Unfähigkeit  zur  Eidesleistung**  vor);  Bayern  1861  Art.  192 
Abs.  3:  „Der  wegen  Meineids  rechtskräftig  Verurteilte  verliert  (obli- 
gator.)  die  Fähigkeit,  einen  Eid  als  Zeuge  oder  Sachver- 
ständiger vor  einer  Öffentlichen  Behörde  abzulegen";  vgl.  aach 
Art.  31  (Eidesunfahigkeit  als  Folge  der  Verurteilung  zur  Zuchthaus- 
sfrafe);  Lübeck  1863  §  101:  ^Die  rechtskräftige  Verurteilung  in  Ge- 
mäfshcit  der  §§  96— KK)  (betr.  Meineid  und  ihm  gleichgeachtete 
Fälle)  hat  Cobligat.)  für  den  Verurteilten  die  lebenslängliche 
Unfähigkeit  zur  Ableistung  von  Eiden  oder  eidlichen  Versiche- 
rungen .  ,  ohne  Weiteres  zur  Folge";  (vgl.  über  diese  bes.  weit 
gehende  Fassung  u.a.:  Schütze,  Lehrb.  S.316  Anm. 23);  Aargan, 
Entwurf  1892,  §  419  Abs.  1:  „Wenn  kein  Milderungsgrund  vorliegt, 
80  soll  (obligat.)  bei  Verurteilung  wegen  Meineids  auch  auf  die 
dauernde  Unfähigkeit  des  Verurteilten,  als  Zeuge  oder  Sach- 
verständiger eidlich  vernommen  zu  werden,  erkannt  werden". 

851)  »So  schreibt  Z.B.Hannover  (auch  abgesehen  von  der  Strafe 
der  öffentlichen  Ausstellung  fUr  die  schwerem  Fälle  [s.  oben  Anm.  842]) 
im  Art.  210  vor,  dafs  „der  Meineid  mit  Zuchthaus  samt  dem  Ver- 
lust der  Fähigket  zu  Ehrenstellen  und  öffentlichen  Äm- 
tern bestraft"  wird,   wozu  dann  nach  Art.  213  („Folge  der   Strafe 


Die  Strafgesetzgebung  seit  d. Mitte  des  18.  Jahrb. bis  zurGegenwart.  523 
Ehre  abe;esprochen   oder   verletzt   hat,  gleichfalls  in   seiner 


des  Meineids**)  zugleich  noch  obligatorisch  dauernde  Unfähigkeit 
„zur  Ablegung  eines  Eides  jeglicher  Art  (nur  mit  Ausnahme 
eines  solchen,  welchen  etwa  die  Gegenpartei  im  Prozesse  [dem  wegen 
Meineids  Verurteilten]  zuschiebt**)  hinzutritt.  S.  ferner  Hessen 
Art. 235  Abs.  3  (=  Nassau  Art.  229  Abs.  3):  Es  „treffen  dem  (wegen 
Meineids)  Verurteilten  die  in  Titel  II  aufgeführten  Folgen  der  Zucht- 
hausstrafe" (d.  h.  die  Unfähigkeit  zur  Bekleidung  bestimmter  Äm- 
ter und  Würden  und  der  Verlust  bestimmter  bekleideter  Ämter,  Wür- 
den, Titel  und  Ehrenzeichen  [s.  Art.  23  ZiflF.  1—6]).  „Überdies  wird 
jeder  wegen  Meineids  rechtskräftig  Verurteilte  dadurch  unfähig, 
das  Amt  eines  Sachverständigen  zu  verrichten,  Zeuge  bei  einem 
feierlichen  Akte  zu  sein  und  vor  Gericht  ein  gültiges  Zeugnis 
abzulegen''.  Vgl.  noch  das  Gesetz  die  Einführung  des  StGBs.  im 
Grofsherzogtum  betreffend  (Regierungsblatt  von  1841,  Nr.  31)  Art  15 
Abs.  1:  „Aufser  der  rechtskräftigen  Verurteilung  wegen  Meineids 
soll  keine  Strafe  ...  die  Unfähigkeit,  ein  eidliches  gericht- 
liches Zeugnis  abzulegen,  zur  Folge  haben**,  v.  Wick,  Ehren- 
strafen S.  173  XL.  Anm.  ***.  Bremen,  Entw.  von  1868  Art. 75  §253 
Abs.  4  (im  Wes.  =  Entw.  von  1861  Art.  80  §  276  Abs.  4) :  „Mit  der 
Zuchthausstrafe  (für  gerichtlichen  Meineid)  ist(obligat.)  die 
Zeugnisunfähigkeit  auszusprechen  \  neben  der  Gefängnis  strafe  kann 
(fak.)  dieselbe  Straffolge  und  soll  die  Unfähigkeit  zur  Ausübung  der 
Schofs-  und  Handlungsfreiheit  erkannt  werden**;  §  254  (im  Wes.  = 
Entw.  von  1861  §  277):  für  nicht  gerichtlichen  Meineid:  Neben- 
strafe  (neben  Gefängnis)  obligat.  Unfähigkeit  zum  öffentl.  Dienst 
sowie  zur  Ausübung  der  Schofs-  und  Handlungsfreiheit  und  (fakult.) 
Zeugnisunfähigkeit  überhaupt.  Deutsch.  RStGB.  §  161:  „Bei  jeder 
Verurteilung  wegen  Meineids  (mit  Ausnahme  der  Fälle  in  den  §§  157, 
158)  ist  (obligatorisch)  auf  Verlust  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte (schlechthin)  und  au  fserdemauf  die  dauern  de  Unfähigkeit 
als  Zeuge  od.  Sachverständiger  (im  Civil-  wie  imStrafprozefs, 
nicht  aberalsPartei  im  Civilprozefse)  eidlich  veiiiommen  zu  wer- 
den, zu  erkennen"  (Abs.  1).  („In  den  Fällen  der  §§  156  bis  159  kann 
(fakult.)  neben  der  Gefängnisstrafe  auf  Verlust  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte erkannt  werden**  [Abs.  2]).  Vgl.  dazu  u.  a.  v.  Liszt,  Falsche 
Aussage  S.  230  ff. ;  Berner,  Lehrbuch  16.  Aufl.  S.  425,  17.  Aufl. 
S.  427  ff;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  391  Anm. 29  u.  S.  728;  Ols- 
hausen,  Kommentar  Nr.  1 — 5  zu  §  161,  S.  563,  564.  Über  die  der 
Sache  nach  auch  hierher  zu  stellenden  schweizerischen  und  son- 
stigen nicht  deutschen  GBB.  vgl.  schon  die  vorige  Anmerkung.  S.  femer 
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mit  ausdrücklicher  Vorschrift:  Malta  Art.  100:  „Nelle  condanne 
pei  delitti  contemplati  in  questo  capitolo  (P.  I  Lib.  II  Tit.  III  Gap.  III 
betr.  calunnia,  falsa  testimonianza  u.  spergiuro)  sara  expressa- 
mente  applicata  Tinterdizione  generale  (vgl.  Art.  12  Abs.  2)  e 
quella  di  servire  come  testimonio,  eccettoch6  nei  giudizj,  e 
come  perito  in  qnalunque  siasi  causa.  Tale  interdizione  nei  casi 
contemplati  nell  art.  99  (wissentlich  falsche  Aussage  von  Sachver- 
ständigen etc.  in  Civil-  oder  Kriminalsachen)  sarä,  da  5  ji  10  anni ;  in 
tutt'  altri  casi  contemplati  nei  precedenti  articoli  di  questo  capi- 
tolo sarä  da  10  ä  20  anni".  —  Sardinien  1839  Art.  388  liefs  fQr 
Parteien-Meineid  in  Civilsachen  als  Hauptstrafe  nicht  nur 
„interdiction  des  fonctions  pnbliques"  (vgl.  auch  C.  p6nal  fran^ais 
Art. 366)  eintreten,  sondern  ordnete  aufserdem auch  noch  ausdrück- 
lich an,  dafs  derThäter„ne  sera  plus  admis  ä  pr6ter  serment 
ni  ä  le  d6f6rer",  u. „ne  pourra  ^tre  choisi  pour  expert,  ni  d6- 
poser  en  justice,  si  ce  n'est  pour  foumir  de  simples  renseigne- 
ments^.  Gefängnis  bis  zu  2  Jahren  konnte  daneben  nach  richter- 
lichem Ermessen  verhängt  werden. 

852)  Über  das  Alter  der  genannten  Nebenstrafen  fUr  Meineid 
8.  noch  V.  Liszt,  Meineid  S.  58  u.  74.—  Über  ihre  Berechtigung 
bezw.  Zweckmäfsigkeit  sind  die  Ansichten  z.  Zt.  mindestens  sehi*  ge- 
teilt. Gegen  den  obligatorischen  Verlust  der  Ehrenrechte 
8.  z.  B.  bes.  Berner,  Lehrb.  12.  Aufl.  S.  401,  17.  Aufl.  S.  428  (weil 
sehr  viele  Meineide  auch  aus  „Leichtsinn  oder  Unverstand'*  [also  aus 
nicht  ehrloser  Gesinnung]  geschworen  würden) ;  v.  Liszt,  Falsche 
Aussage  S.  228.  Vgl.  Wahlberg,  Das  Prinzip  der  Individualisierung 
S.  149  ff.;  A.  Schmid,  Die  Durchführung  des  Prinzips  der  Indivi- 
dualisierung im  deutsch.  RStGB.  Erlangen  1871  S.  21  (im  wesentl. 
Anschl.  an  Wahlberg);  im  Allg.  auch  Rethwisch,  Über  den  Wert 
der  Ehrenstrafen,  Berl.  1876  S.  26.  Gegen  die  obligatorische 
Eidesunfähigkeit  s.  bes.  v.  Liszt,  Die  falsche  Aussage  S.  229: 
„Wie  wenig  zweckmäfsig  eine  derartige  Bestimmung  ist,  welche  den 
verurteilten  Meineidigen  von  einer  lästigen  Bürgerpflicht  befreit,  da- 
für aber  der  Rechtspflege  und  den  unbescholtenen  Beteiligten  ein 
wichtiges,  im  einzelnen  Falle  vielleicht  unentbehrliches  Beweismittel 
entzieht  und  im  Widerspruche  mit  dem  Grundsatze  der  freien 
Beweiswürdigung  steht,  wurde  bereits  von  so  vielen  Seiten  und  in  so 
schlagender  Weise  nachgewiesen ,  dafs  es  überflüssig  wäre,  . . .  noch- 
mals darauf  einzugehen".  Vgl.  ferner  John,  Entwurf  mit  Motiven 
zu  e.  StGB,  für  d.  Norddeutsch.  Bund  1868  S.  383;  Derselbe,  Das 
Straf  recht  in  Norddeutschland  ..1870,  S.72;  Schütze,  Lehrb.  S.  316 
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diguDgen  (YerleuinduDgeii  etc.)  namentlich  in  der  Richtung 
zur  Ausbildung  gelangt  **'),  dafs  der  Thäter  gegenüber  dem 
von  ihm  AngegriflFenen  (und  zwar  womöglich  in  Gegenwart 
desselben)  sich  gewissen,  fttr  ihn  demütigenden  Ceremonieen 
oder  Strafen  zu  unterziehen  hat,  durch  welche  andrerseits  dem 
Beleidigten  eine  Genug thuung  für  die  ihm  früher  von  dem 
Injurianten  angethane  Schmach  und  Demütigung  zu  Teil  wird. 
Auf  diese  Vorstellung  sind  unverkennbar  die  besonders 
aus  der  gemeinrechtlichen  Praxis  bekannten  Institute  der  Ab- 
bitte,  des  Widerrufs  und  der  Ehrenerklärung  bei  In- 
jurien"*)  zurückzuführen"*),   welche  freilich  nur  ganz  ver- 

Anm.  23-,  v.  Kräwel  in  der  Allg.  deutsch.  StR.Ztg.  IX  (1869)  S.601; 
Geyer  in  Holtzendorffs  Handb.  des  deutschen  Strafprozesses 
I  S.  274  und  Derselbe,  Grimdrifs  I  S.  166.  S.auch  noch  Bentham, 
Oeuvres  T.  II  P.  1  p.  lOlff.;  Hepp,  Gerechtigkeits-  und  Nutznngs- 
theorieen  S.  58;  Zugschwerdt,  Die  Schärfungen  der  Freiheits- 
strafen S.  123  flF.;  Berner,  Lehrb.  17.  Aufl.  S.  428.  —  v.  Liszt, 
a.  a.  0.  S.  229  kann  auch  dem  (von  John,  Schütze,  Geyer  [in 
Grünhnts  Z.  III  S.  29]  u.  a.  m.)  gemachten  Vorschlage,  die  Zeug- 
nisunfähigkeit  (überhaupt)  durch  die  (blofse)  Ei  des  Unfähigkeit  in 
eigener  Sache  zu  ersetzen,  nicht  zustimmen,  weil  auch  dadurch 
noch  dem  vollkommen  unschuldigen  Prozefsgegner  ein  wichtiges  Be- 
weismittel einer  im  einzelnen  Falle  vielleicht  ganz  unbegründeten 
Präsumtion  zu  Liebe  entzogen  würde.  Ober  die  ganze  Materie  s. 
auch  noch:  Goesch,  Die  Eidesunfahigkeit  des  wegen  Meineids  Ver- 
urteilten.   Jena  1877. 

853)  Pfenning  er.  Strafrecht  der  Schweiz  S.  822  verfolgt  den  auf 
der  Vergeltungsidee  beruhenden,  im  Texte  angeführten  Grundsatz  in 
einer  allgemeinern  Weise,  indem  er  aus  ihm  die  Konsequenz  zieht, 
dafs  für  die  schwerern  Fälle  der  Ehr  Verletzungen  die  Ent- 
ziehung der  bürgerlichen  Ehrenrechte  eine  angemessene  Strafe 
darstellen  würde. 

854)  S.  über  die  Bedeutung  und  die  geschichtliche  Entwick- 
lung der  genannten  Institute  besonders:  C.  v.  Wallenrodt,  Die 
Injurienklagen  auf  Abbitte,  Widerruf  und  Ehrenerklärung  in  ihrer 
Entstehung,  Fortbildung  und  ihrem  Verfall,  in  d.  Zeitschr.  für  Rechts- 
geschichte Bd.  III  (1864)  S.  238-300  und  Hals  ebner,  Ehrenerklä- 
rung, Widerruf  und  Abbitte  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  u. 
ihrem  Verhältnisse  zur  heutigen  Gesetzgebung,  im  GS.  XVI  (1864) 
S.  321—369.  Vgl.  im  Allg.  auch  noch  Arnold  im  Archiv  des  GR., 
N.F.  Jahrg.  1843  S.278;  Geib,  Lehrb.  II  §  116  S.  405  ff.;  Schütze, 
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Lehrb.  S.  353  Anm.  12.  Über  das  Vorkommen  derselben,  insbes. 
des  Widerrufs,  im  frühen  Mittelalter  vgl.  auch  unsere  Abtlg.  I 
S.  260  ff.  Anm.  218,  219;  in  der  Partikai argesetzgebang  des  16.  u. 
17.  Jabrhts.:  Abtlg.  II  S.66ff.  Anm.  225-229;  über  die  spätere  ge- 
meinrechtliche Praxis  s.  u.  a.:  Weber,  Injurien  und  Schmäh- 
schriften II  S.  12flF.,  16flF.,  22flF.;  Heffter,  Lehrbuch  6.  Aufl.  §  308, 
S.250flF.;  Rosshirt,  Lehrb.  S.256;  Hälschner  imGS.XVIS.331flF.; 
Freudenstein,  Ehrenkränkungen  S.  160;  über  das  preufsische 
ALR.  und  die  älltere  preufsische  Gesetzgebung:  s.  oben  S.  75 ff. 
Anm.  157,  159  und  besonders  160;  über  das  b ad i sehe  Straf- 
edikt  von  1803:  oben  S.  104;  über  das  bayer.  StGB,  von  1813 
(bezw.  Oldenburg  1814):  S.  150ff.  u.  Anm.340— 342.  über  die  ün- 
bekanntschaft  des  Instituts  im  geltenden  deutschen  Recht  vgl.  B  i  n  - 
ding,  Handb.  I  S.  304  Anm.  27,  305  Anm.  29  mit  weiteren  Gitaten; 
V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  77.  Die  meisten  neuern  Schriftsteller 
wollen  in  den  genannten  Instituten  gar  nicht  eigentliche  Strafen 
(wie  die  früher  im  gem  Recht  bis  zuletzt  herrschende  Ansicht ;  s.  v.  W  al  - 
lenrodt  a.a.O.  S.298;  Hälschner,  a.  a.  0.  S.  353,  354  und  Anm.  1), 
sondern  nur  Akte  erblicken,  welche  lediglich  eine  (prinzipiell  frei- 
willig zu  leistende)  „Pivatgenugthuung**  für  den  Verletzten  be- 
zwecken. Vgl.  z.  B.  schon  Köstlin,  Abhandlungen  S.  80; 
Wahlberg,  Prinzip  der  Individualisierung  S.  173;  Derselbe 
in  HH.  III  S.  503;  Fuchs  in  GA.  Jahrg.  1881  S.  421  ff.;  H.  Meyer, 
Lehrb.  4.  Aufl.  S.  5  u.  599  u.  Anm.  46;  5.  Aufl.  S.  7  u.  520;  Bin- 
ding,  Handb.  I  S.  304  Anm.  27  im  Anf.  A.  M.  jedoch  zum  Teil: 
Hälschner,  Gem.  deutsch.  Strafr.  U,  1  S.  213  Anm.  1  a.  E.  Auch 
Berner,  Lehrb.  17.  Aufl.  S.  487  spricht  von  „Strafen**. 

855)  S.  im  Allgem.:  v.  Wal  lenrodt  in  Z.  für  deutsch.  R.  III 
S,  296,  297:  „Seit  Langem  hatte  man  sich  gewöhnt,  das  Moment  der 
Demüthigung  in  der  Ableistung  einer  der  vorgeschriebenen  Er- 
klärungen .  .  als  das  Wesentlichste  zu  betrachten.  Diese  An- 
schauung ist  dann  diejenige,  die  sich  bis  zuletzt  erhalten  hat  und  noch 
in  Webers  bekannter  Schrift  einen  unverhohlenen  Ausdruck  gefunden 
hat«.  Ähnlich:  Hälschner  im  GS.  XVI  S.  353 ff.  ImEinzelnen  vgl. 
z.  B.  die  schon  oben  S.  150  Anm.  340  citierten  Ausführungen  der 
offficiellen  Anmerkungen  zum  bayerisch.  StGB,  von  1813 
(Bd.  II  S.  309)  und  das  Marginale  des  letztem  zu  Art.  22.  S.  auch 
Motive  zum  Entwurf  eines  StGBs.  für  das  Königieich  Sachsen  1835, 
S.  101  („Genufs  einer  Demütigung  des  Gegners**).  Vgl.  ferner: 
Kant,  Metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre.  Königsb.  1798, 
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erkannt  sind.  In  der  tiberwiegenden  Mehrzahl  der  deut  sehen 
Einzelstaaten  z.B.  waren  sie  schon  lange  vor  dem  Inkrafttre- 
ten des  Reichsstrafgesetzbuehs  ausdrücklich  oder  doch  still- 
schweigend beseitigt ®^'^);  nur  die  Gesetzbücher  für  Hannover 


S.  228  (Vergeltung  des  Gleichen  mit  Gleichem  durch  Beschämung); 
V.  Jagemann  u.  Brauer,  Kriminallexikon  s.  v.  „Talion**,  S.  603: 
„Wir  rechnen  hierher  (d.  h.  zur  Talion)  .  .  .  wörtliche  Ehrenkrän- 
kungen, insofern  sie  mit  Abbitte,  also  Demütigung  mit  Demü- 
tigung, bestraft  werden".  Vgl.  z.  Teil  auch  Hälsebner  im  GS. 
XVI  8.323,301.  Von  andern  wird  dagegen  mehr  oder  gar  nur  einseitig 
allein  die  Genugthuung  für  den  Verletzten  hervorgehoben.  Mit 
Rücksicht  darauf  erklärten  z.  B.  die  Motive  zum  Entw.  eines  StGBs. 
für  das  Königreich  Württemberg  (Stuttg.  1835)  8.  177  (s.  Zusam- 
menstellung II  S.  377),  dafs  Abbitte,  Widerruf  etc.  „den  Geist  der 
Privatrache  nähren**,  und  ganz  ähnlich  nennt  sie  J.  U.  Wirt h, 
System  der  spekulativen  Ethik  II  (1842)  S.  331  „aus  der  Privat- 
rache"  hervorgegangene  Strafen.  Über  sonstige  Gegner  des  Insti- 
tuts aus  älterer  Zeit  s.  v.  Wallenrodt,  a.  a.  0.  S.  299,  300; 
Hä Ischner,  im  GS.  XVI  S.  355.  Auch  die  neuern  Schriftsteller  be- 
trachten sie  fast  einstimmig  wenn  nicht  als  verwerflich,  so  doch  als 
mindestens  „von  problematischem  Werte**.  Vgl.  z.  B.  die  Angaben  bei 
Geib,  Lehrb.  II  S.  4()5flF.;  Wahlberg  in  HH.  III  S.  503;  s.  auch 
Berner,  Lehrb.  12.  Aufl.  S.  462,  17.  Aufl.  S.  487.  Dagegen  findet 
sich  eine  Befürwortung  der  Wiedereinführung  der  Ehrenerklärung 
bezw.  des  Widerrufs  de  lege  ferenda  neuerdings  bei  Pfenniuger, 
Strafrecht  der  Schweiz  S.  820  flf.,  der  freilich  auch  nur  den  Gesichts- 
punkt der  Genugthuung  für  den  Beleidigten  hervorhebt  und  den 
Gegensatz  der  (prinzipiell  freiwillig  zu  leistenden)  Einrichtungen 
zu  den  Strafen  i.  e.  S.  betont  (vgl.  auch  ebendas.  S.  136).  Auch 
Berner,  Lehrb.  17.  Aufl.  S.  487  hält  sie  für  „schätzbare  Mittel  der 
gütlichen  Ausgleichung  von  Ehrverletzungen**  (beim  Sühneversuch  vor 
den  Vergleichsbehörden),  und  nach  Stooss,  Grundzüge  II  S.  306  soll 
der  Richter  „ermächtigt  sein,  einem  freiwilligen  ernsthaften  Wi- 
derruf strafbefreiende  Wirkung  beizulegen**.  Ebenso  im 
Wesentl.  auch  schon  Hals  ebner  im  GS.  XVI  S.  368,  369. 

856)  So  bestimmt  z.B.  das  StGB,  für  Sachsen- Altenburg  von 
1841:  Art.  202  („Privatgenugthuung  des  Beleidigten«)  a.  E.  ausdrück- 
lich dafs  „auf  Abbitte,  Ehrenerklärung  und  Widerruf"  ferner  nicht 
(mehr)  zu  erkennen**  sei.  Sachsen-Meiningen  hatte  nur  eine 
äufserlich  etwas  andere  Fassung  desselben  Satzes    (vgl.   Steng- 


o28  W«  Strafgefeetzgebnng  s^it  i  Mine  des  1 5.  Jakrk  bis  zur  Ge^wsit. 
V,  18#J**';  und  .in  geringerm  Mafse'  fax  Hamburg  t.  IS'li*®* 

leiD.  >iauDiDlaii|^  I  Kr.  III  S.  111  Aam.  42  .  DmsSKJB.  fnr  die  tkft* 
riDgischen  .Staaten  erklärte  in  Art.  1h4  Abs.  2  dafs  ««Mdere 
Arten  der  persönlicbeD  Genn^baimg  ^als  die  im  Abs.  1  genaBste 
öffentliche  Bekanntmach ang  des  Straferkenntnisses,  n  i  e h  t  mehr}  statt 
finden'^  sollten.  In  den  andern  deutschen  Staaten  ergingen  z.  Teil 
besi^indere  Gesetze  and  Verordnungen  neben  den  Strafgesetzbächen, 
durch  welche  jene  Privatstrafen  beseitigt  wnrden.  Vgl.  die  Übersicht 
t>ei  Geib,  Lehrb.  I  §  G^J  S.  3rj»9:  aber  Prenfsen  s.  anch  schon  oben 
8.  76  Anm.  W)  a.  £.;  über  Bayern  (Ges.  vom  12.  Mai  l&tö  Art.  6 
s.  ol>en  S.  LV2  Anm.  a42  a.  E.;  Hälschner  im  GS.  XVI  S.3t><  Anm.  1. 
Über  Knrbessen  vgl.  Kerstin g,  Strafr.  in  Knrbessen  I  §  76, 
S.348,  :i4d.  — Die  preasischen  Entwürfe  von  1833n.l^36  hatten 
als  «Privatgenngthuang  für  den  Beleidigten*  noch  Abbitte,  Widerruf 
und  Ehrenerklärung  vorgesehen  (vgL  Entw.  von  1836  Art.  341—346}, 
die  Immediat-Kommission  von  1843  und  der  Staatsrat  beschlossen 
aber  den  Wegfall  derselben.  Goltdammer,  Materialien  II  S.  345. 
S,  i.  Allg,  anch  noch  Häberlin,  Grundsatze  III  S.  378ffl 

857)  Es  kouunen  hier  in  Betracht  zunächst  aus  dem  hannoT.  Krim.- 
GB.  selbst:  Art.  18  Ziff.  5  („Die  leichtem  Strafen  sind  ...  [5]  Wi- 
derruf und  Abbitte  vor  versanuneltem  Gerichte*;,  femer  namentlich 
Art.  266  (=  Entw.  v.  1825  Art  269)  aus  Kap.X  des  bes.  Teils  (,Von 
E)irenki:änkungen* :  «Wer  sieh  einer  Verleumdung  oder  Injurie 
schuldig  macht  ist  neben  der  verwirkten  Strafe  auf  Verlangen 
des  Beleidigten  nach  Umständen  zum  Widerruf,  zur  Abbitte 
oder  zurEhrenerklärung  anzuhalten* ),  endlich  auch  noch  Art  263, 
welcher  unter  d.  Marginale  „Freiwilliger  Widenmf*  bestimmte: 
„Wer  jemanden  in  der  Hitze  des  Affekts  oder  ans  Unbesonnenheit, 
jedoch  weder  bei  einer  öffentlichen  Behörde  noch  vor  einer  versam- 
melten Menschenmenge  verleumdet  hat,  diese  Verleumdung  aber,  noch 
ehe  sie  ins  Publikum  oder  zur  Untersuchung  gekommen  ist,  freiwillig 
und  ernstlich  widerruft,  soll  mitStrafe  verschont,  kann  jedoch 
auf  Verlangen  des  Beleidigten  von  dem  zuständigen  Givil- 
gerichte  angehalten  werden,  den  Widerruf  vor  Gericht  zu 
erklären*.  Ergänzungen  dazu  enthalten  das  Ges.  vom  24.  Okt  1840 
Art.  15  und  das  PolizeiStGes.  §  205  (Stenglein,  Sammig.  Bd.  II 
Nr.  VI  S.  139  Anm.  53).  Nach  letzterem  Paragraphen  sollte  für  „Ehren- 
kränkung durch  Thätlichkeit  oder  durch  beleidigende  Äufserung, 
welche  nicht  unter  die  Bestimmung  des  Kriminalgesetzbuchs  Art.  261  ff« 
(Verleumdung)  fällt  und  nicht  im  Civilverfahren  verfolgt  wird'' 
(§  204) ,  der  Beleidiger  neben  der  Hauptstrafe  ebenfalls  „auf  Ver- 
langen des  Beleidigten  nach   den  Umständen  zum  Widerruf,  zur  Ab- 
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hatten  in  dieser  Beziehung  den  altern  Rechtsanschauungen 
noch  Konzessionen  gemacht. 

Eine  etwas  längere  Geltang  vermochten  jene  Einrich- 
tungen in  der  Schweiz  zu  behaupten  **•),  insofern  sie  wenig- 
stens nominell  in  den  noch  heute  gültigen  Rechten  mehre- 
rer Kantone  anzutreflFen  sind  ^•*').  Am  engsten  an  das  „alte 
Recht"  *•*)  haben  sieh  dabei  die  sehr  ins  Detail  gehenden 
Vorschriften  des  Obwal  dener  Polizeistrafgesetzes  vom 
20.  April   1870  angeschlossen  ®«2).    Im  Übrigen'  ist  in  Europa 


bitte  oder  Ehrenerkläning  anzuhalten"  sein.  Nach  §207  Anwendung 
dieser  Vorschrift  auch  auf  „Schlägereien,  welche  Körperverletzungen 
(§  199)  nicht  herbeigeführt  haben«*.  Vgl.  zu  der  ganzen  Materie 
noch:  Häberlin,  Grundsätze  I  S.  136  u.  bes.  III  S.  378;  Köstlin, 
Abhandlgn.  S.  80  und  Anm.  5,  S.  82  Anm.  1;  v.  Jagemann  und 
Brauer,  Kriminallexikon  s.  v.  „Widerruf»,  S.  G89ff.;  Hals  ebner 
im  GS.  XVI  S.  366  u.  368. 

858)  Hamburg  Art.  171  („Ehrenerklärung  und  Widerruf")  schreibt 
nämlich  vor,  dafs  „in  Fällen  minder  erheblicher  Beleidigungen  und 
Verleumdungen"  der  Richter  berechtigt  sein  soll,  „bei  sofortigem  Er- 
bieten des  Beleidigers  zu  einer  öffentlichen  Ehrenerklärung  und 
zum  Widerruf  (vor  Gericht  oder  in  einem  öffentlichen  Blatte)  von 
einer  Bestrafung  des  Beleidigers  abzusehen".  Es  entspiicht  die 
Bestimmung  derjenigen  des  §  263  des  hannoverschen  Krim.GBs. 
In  beiden  Gesetzen  ist  diese,  der  „alt germanischeu  Ehrenerklä- 
rung" analoge  Form  des  Widerrufs  (Hälse hn er  im  GS.  XVI  S.  368) 
in  direktem  Gegensatz  zur  Strafe  gestellt. 

859)  Vgl.  in  dieser  Beziehg.  im  Allg. :  Te m m e ,  Lehrb. §  93  S. 257 ff., 
§178,  179  S.  567 ff.,  §  182  S.  570  (über  die  altern  Schweiz.  Gesetz- 
gebungen); Pfenninger,  Strafrecht  der  Schweiz  S.  132  ff.,  136 ff., 
229,  370  u.  bes.  S.  528  (über  die  neuere  Gesetzgebg.). 

860)  Nach  Pfenninger,  Strafrecht  S.  137  sind  jedoch  die  In- 
stitute der  Abbitte,  des  Widerrufs  u.  der  Ehrenerklärung  zur  Zeit  „nur 
noch  in  den  Urk  an  tonen  in  Übung".    Vgl.  übrigens  auch  Anm.  862. 

861)  Vgl.  Stooss,  Grundztige  II  S.  305 ff.;  Pfenninger,  Straf- 
recht S.  456. 

862)  Der  Art.  67  Abs.  2  des  Obwaldener  Polizeistrafgesetzes 
schreibt  zunächst  vor,  dafs  „der  durch  Beleidigung  oder  Verleumdung 
Angegriffene  .  .  .  berechtigt"  ist,  „vom  Gericht  zu  verlangen,  dafs 
es  den  Beleidiger  zu  unbedingtem  schriftlichen  Widerruf 
und   zu  schriftlicher  Ehrenerklärung   veranlasse  oder  dem 

Ganthcr,  Idoo  der  Wlodorvergeltnng.  ITT,  1.  3^ 
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das  Anwendungsgebiet  jener  Ehren-Reparationen  zur  Zeit  ^ 
nur  noch  ein  ganz  geringfügiges®**). 


Beleidigten  zur  öffentlichen  Bekanntmachung  des  Strafurteils  auf 
Kosten  des  Verurteilten  Befugnis  gebe*".  Zwischen  diesen  beiden 
Forderungen  hat  der  Kläger  die  Auswahl.  Entscheidet  er  sich  nun 
für  die  erstere  derselben,  „so  hat  der  Gerichtsschreiber  den  Widerruf 
und  die  Ehrenerklärung)  aufzusetzen,  und  der  Injuriant  ist  (unter 
sich  immer  steigernder  und  schärfender,  auf  dem  Disciplinarweg  aus- 
zufällender Bufse  oder  Freiheitsstrafe)  zu  Setzung  der  Unterschrift 
zu  veranlassen."  «Der  Injuriierte  (aber)  kann  (sodann)  das  Urteil 
nach  Belieben  veröffentlichen"  (Abs.  3).  Nach  Art.  71  ist  der  Kläger 
ferner  bei  Zweifel,  ob  die  Äufserung  nach  ihrem  Inhalt  oder  mit 
Rücksicht  auf  den  Willen  desThäters  eine  Beleidigung  darstellt,  be- 
rechtigt, „eine  bestimmte,  ausdrückliche  mündliche  oder  schrift- 
liche Ehrenerklärung  von  dem  Beklagten  zu  verlangen"  (Stooss, 
a.  a.  0.  II  S.  305).  „Wenn  der  Injuriant"  aber  „zum  Voraus  in 
strikter  Form  und  ohne  alle  gehässige  und  zweideutige  Zulage  Wider- 
ruf und  Ehrenerklärung  (freiwillig)  geleistet  hat,  so  kann  dann" 
—  nach  Art.  72  — „eine  allfallige  Klage  nur  mehr  auf  Schadensersatz, 
nicht  mehr  auf  Widerruf  und  Abbitte  sich  richten.  In  wichtigem 
Fällen  mindert  sich  die  Strafe,  in  minder  wichtigem  kann  sie 
ganz  wegfallen".  Endlich  bestimmt  Art.  78  des  Pol.StGs.  noch,  dafs 
die  angeführten  Vorschriften  im  Allgemeinen  zwar  auch  auf  die 
„Verleumdung"  analoge  Anwendung  finden  sollen,  dafs  jedoch 
hier  der  vor  dem  Urteil  erfolgte  (freiwillige)  Widerraf  die  Strafe  nie- 
mals (ganz)  aufheben,  sondem  „höchstens  ...  als  Milderungsmoment 
in  Betracht  fallen"  könne  (jedoch  auch  nur  dann,  wenn  der  Widerruf 
„zweifellos  nicht  in  Hinsicht  auf  die  Strafe  erfolgte").  Dem  Art  71 
des  Obwaldener  Pol.StGs.  betr.  die Ehrenerklärang  gleicht  imWes. 
auch  der  Art.  95  des  Luzerner  Polizeistrafgesetzes.  Vgl.  Pfenninger, 
Straf r.  S.  448  und  Stooss,  a.  a.  0.  II  S.805  u.  Anm.  2,  wonach  „die 
Lnzerner  Gerichte  .  .  .  bisweilen  noch  auf  Ehrenerklärung"  erkennen; 
„...es  soll  dann  der  Beklagte  erklären,  dafs  er  nicht  die  Absicht  ge- 
habt habe,  den  Kläger  zu  beleidigen  oder  an  seiner  Ehre  zu  kränken". 
Vgl.  auch  Meyer  von  Schauensee,  Luzems  Strafgesetzgebung, 
in  der  Z.  für  Schweiz.  Strafrecht  III  S.  200.  —  Wallis  Art  282 
läfst  alternativ  neben  Veröffentlichung  des  Urteils  „la  r^traction 
des  termes  injurieux"  zu.  Das  Recht  des  Kantons  Unterwai- 
den (vgl.  oben  S.  299  Anm.  597)  enthält  (in  der  Fassung  von  1891) 
im  Abschnitt  „Von  der  Ehrverletzung"  (Stooss,  Grandzüge  I  S.  90, 
Spalte  1)  den  folgenden  Passus:   „Wer  eine  Injurie  begeht  und   am 
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Vielmehr  ist  jetzt  fast  überall  als  ein  genügendes  Ersatz- 


folgenden Tage  vor  dem  Landammann  den  Beleidigten  gehörige  Ge- 
nugthnung  leistet  .  .  .,  kann  nicht  weiter  verfolgt  werden".  In  der 
Redaktion  von  1867  hatte  die  Stelle  (mit  der  Überschrift  „Satis- 
faktion geben  am  nächsten  Tag  vor  regierendem  Landammann"; 
Stooss,  a.  a.  0.  S.  90,  Spalte  2)  den  folgenden  Wortlaut  gehabt: 
„Welcher  den  andern  zu  seinen  Ehren  redte  und  den  nächst  andern 
Tag  bereuet  vor  Herrn  Landammann,  dem  Verletzten  gebührende 
Satisfaktion  zu  geben  begehret  und  solches  wirklich  erstattet, 
selber  ohne  weitere  Kosten  dabey  geschützt  werden  solle,  widrigen- 
falls der  Handel  vor  ein  ehrsames  Gericht  gehören  solle."  Vgl.  auch 
Pfenninger,  Sti-afr.  S.  132.  Betr.  die  heutige  Unterwaldener 
Praxis  bemerkt  Stooss,  Grundzüge  I  S.  95,  dafs  jetzt  eine  Ver- 
urteilung zur„Abrede''  (Widerruf)  nicht  mehr  stattfindet  „Anstelle 
der  jgelehrten'  Abrede  tritt  die  Erklärung  des  Gerichts,  welche  die 
Ehrverletzung  aufhebt  und  die  Ehre  des  Klägers  wahrt  .  .  Dagegen 
kiinn  sich  der  Ehrverletzer  u.  a.  noch  heute  von  der  Strafe  befreien, 
wenn  er  am  folgenden  Tage  die  Zurede  bei  dem  Landammann  wie- 
der abredet  und  dem  Verletzten  Genugthuung  leistet".  —  Das 
Landbuch  von  Uri  schreibt  im  Art.  261  §  10  vor:  „Wer  wider  einen 
andern  Scheltworte  ausstöfst  oder  ihn  auf  immer  eine  Art  bey  Ehren 
angreift,  soll  .  .  .,  so  er  seiner  Worte  beharret  und  es  nicht  erweisen 
kann,  (abgesehen  von  der  ordentlichen  Strafe)  nach  Erkenntnis  eines 
Gerichts  dem  Beleidigten  die  Ehre  erstatten".  Vgl.  Pfennin- 
ger, a.  a.  0.  S.  132.  Appenzell-Innerrhoden  endlich  „stellt" 
—  nach  P  fenninger  S.  132  —  „das  privatrechtliche  Abkommen  noch 
ganz  in  den  Vordergrund  mit  Widerruf  und  Ehrenerklärung, 
die  durch  den  Beleidiger  oder  durch  den  Richter  ausgesprochen  wird". 
Ein  ausdrückliches  Verbot  von  Abbitte  und  Widerruf  v.  S.  des 
Beleidigers  enthält  dasGraubündener  Gesetz  wider  den  Mifsbrauch 
der  Prefsfreiheit  vom  13.  Juni  1839  §  10  (Stooss,  Syst.  Zusammen- 
stellung S.  493). 

863)  Noch  ziemlich  geläufig  waren  Abbitte,  Widerruf  u.  Ehren- 
erklärung den  italienischen  Partikulargesetzen  aus  den  ersten 
Jahrzehnten  dieses  Jahrhunderts  gewesen;  so  u.  a.  auch  noch  Sar- 
dinien 1839  Art.232,  627  u.  629.  Vgl.  Wallenrodt  a.  a.  0.  S.300; 
Pertile,  Storia  V  p.  346  Anm.  22.  Einen  reichlichen  Gebrauch 
von  dem  Institut  der  Abbitte  hatte  femer  auch  noch  Rufsland 
1845  gemacht.  Vgl.  das.  bes.:  §  61:  „(Femer)  ist  mit  einigen  kon-ek- 
tionellen  Strafen  verbunden:  .  .  .  der  Beschlufs,  dafs  (der  Thäter)  in 

34* 
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Gegenwart  des  Gerichts  oder  vor  Zeugen  nach  der  Form  und  mit  den 
Worten,  die  das  Gericht  vorschreibt,  dem  Beleidigten  Abbitte 
thun  soll";  §  316:  „Der  Bauer,  der  sich  gegen  ein  Mitglied  seines 
Distrikts  oder  Dorfbehörde  ungebfihiliche  Worte  oder  beleidigende 
Handlungen  erlaubt . .,  mufs  (neben  Freiheits-  oder  Geldstrafen)  jeden- 
falls dem  Beleidigten  vor  der  Gemeinde- Yersanunlung  Abbitte 
thun";  §  2008,  wonach  für  (im  Aifekt  zugefügte)  „thätliche  Belei- 
digungen" neben  Freiheitsstrafen  auch  Abbitte  (sowie  ev.  auf  An- 
trag des  Beleidigten  eine  „Ehrenentschädigung")  zu  leisten  ist" 
„Weigert  sich  der  Beleidiger  Abbitte  zu  thun,  so  erhält  er  einen 
scharfen  Verweis  vor  Gericht  und  bleibt  solange  im  Gefängnis  oder 
Arrest,  bis  er  die  Abitte  geleistet  hat".  Ebenso  nach  §  2009  für 
vorsätzliche  thätliche  Beleidigungen,  nach  §§  2017  und  2018  für 
schriftliche  oder  mündliche  Verleumdungen  und  nach  §§  2019, 
2020  für  Ehrverletzungen  durch  Schriften  oder  Abbildungen.  —  In 
das  Gesetzbuch  von  1866  sind  diese  Vorschriften  jedoch  nicht  mehr 
übergegangen.  Vgl.  bes.  dessen  Artikel  58.  Foinitzki  in  StGG.  I 
S.  289,  290. 

864)  Abgesehen  von  der  in  einige  vom  französischen  Becht  stark 
beeinflufste  Gesetzgebungen  (wie  z.  B.  Niederländisch-Indien, 
Wetb.  voor  de  Europeanen  Art.  160,  161  [=Wetb.  v.  Inland.  Art.  161, 
162],  nicht  aber  Belgien,  Rumänien  [u.  nur  teilweise  Monaco; 
s.  Grusen  in  StGG.  I  S.  478])  übergegangenen  Spezial- Vorschrift 
des  Code  penal  fran^ais  Art  226,  227  betr.  die  Ehrenerklärung 
(„r^paration*")  bei  bestimmten  Beamtenbeleidigungen  (vgl.  oben  S.129 
Anm.  292)  ist  bes.  noch  der  Art.  418  des  Novo  Godigo  penal  für 
Portugal  betr.  die  freiwillige  Abbitte  oder  Widerruf  zu  er- 
wähnen. Danach  soll  nämlich  der  Thäter  straflos  bleiben,  wenn  er 
„den  Beleidigten  in  öfifentlicher  Gerichtssitzung  um  Verzeihung"  bittet 
und  „letzterer  sich  damit  einverstanden  erklärt**.  Tavares  de  Me- 
deiros  in  StGG.  I  S.  573.  Nur  in  indirekter  Weise  deutet  auch  Spa- 
nien (1848  Art.  376  u.)  1870  Art.  478  auf  die  Rücksichtnahme  einer 
„explicaciön  satisfactoria  en  juicio**  hin. 

865)  S.  z.  B.  Hälschner  im  GS.  XLI  S.  366:  „Schon  seit  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  hatte  die  gemeinrechtliche  Doktrin,  seit  sie 
die  Anwendung  von  Zwangsmafsregeln  gegen  den  (in  Bez.  auf  Leistung 
des  Widerrufs,  der  Abbitte  ctc )  Ungehorsamen  für  unzuläfsig  erach- 
tete, darauf  hingewiesen,  dafs  die  Veröffentlichung  des  Straf- 
urteils ein  ausreichender  Ersatz  für  den  verweigerten 
Widerruf  sei,  und  dem  sind,  wie  bekannt,  die  meisten  deutschen 
Gesetzbücher   gefolgt  ...''.    Vgl.   auch  H  ab  erlin,   Grundsätze   III 
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den  die  obligatoriBch  oder  fakultativ,  bald  bei  allen  Be- 
leidigungen (inkl.  Verleumdungen,  sowie  öfter  auch  bei  der 
falschen  Anschuldigung),  bald  nur  bei  gewissen  Arten  der- 
selben (wie  besonders  den  öffentlich  oder  durch  Verbreitung 
von  Schriften,  durch  die  Presse  etc.  begangenen),  von  Amts- 
wegen oder  (regelmäfsig)  auf  Antrag  des  Verletzten  diesem  vom 
Gericht  zu  erteilende  Befugnis  zur  öffentlichen  Bekannt- 
machung des  verurteilenden  Erkenntnisses®**)  auf  Kosten 

S.  379;  Kö  8  tun,  Abhandlungen  S.  80;  S.Mayer,  Geschichte  der 
Strafrechte  S.  64  S.  506  Anm.62-,  Schütze,  Lehrbuch  S.  364  Anm.  11 
(„eine  zeitgemäfse^  Umgestaltung  der  deutsch-rechtlichen  Ehrenerklä- 
rung«); Berner,  Lehrbuch  12.  Aufl.  S,  4(52;  17.  Aufl.  S.  487.  — 
Unter  den  Gesetzbüchern  zeigt  recht  deutlich  die  Eigenschaft  der 
öffentlichen  Urteils-Publikation  als  Ersatzmittel  für  Ehrenerklärung, 
Widerruf  u.  Abbitte  dasjenige  für  des  Königr.  Sachsen  von  1838 
(bezw.  Sachs.-Altenburg  1841)  Art.  202. 

866)  Die  (in  den  altern  Gesetzen  dieses  Jahrhunderts  noch  ziemlich 
häufig  vorkommende)  öffentliche  Bekanntmachung  bestimmter  schwere- 
rer Strafurteile  überhaupt  verfolgt  im  Ganzen  andre  Zwecke  als  die 
Urteils-Veröffentlichung  speziell  bei  Beleidigungen  (so  namentlich 
die  Abschreckung^  vgl.  darüber  u.  a.  Näheres  bei  Goltdammer, 
Materialien  I  S.  107).  Sie  braucht  daher  hier  nicht  eingehender 
berücksichtigt  zu  werden.  Für  die  Einzelheiten  sind  zu  vgl.  betr. 
Deutschlands:  Häberlin,  Grundsätze  I  S.  142  ff. *,  Goltdammer, 
Materialien  I  S.  107  u.  224;  Freudenstein,  Ehrenkränkungen  S.  141 
Anm.  1  (Unbekanntschaft  der  Einrichtung  im  deutschen  RStGB.  in 
Abweichung  von  Preufsen  §  30);  H.  Meyer,  Lehrbuch  5.  Aufl. 
S.398  Anm.  4.  Über  die  Bekanntmachung  des  Urteils  nach  dem  Nah- 
rungsmittelgesetz vom  14.  Mai  1879  §  16  u.  dem  sog.  Weingesetz  vom 
20.  April  1892  §  10  s.  v.  Liszt,  Lehrbuch  6.  Aufl.  S.  219  Anm.  3-, 
H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  398;  Kleinfeiler  bei  Stenglein  — 
Appelius-Klein feller,  Die  strafrechtl.  Nebengesetze  etc.  (1.  Aufl. 
1893)  S.  345  u.  387.  Für  die  Schweiz  s.  Temme,  Lehrbuch  §  96, 
S.  272;  St  00 SS,  Grundzüge  I  S.  375  ff.  und  Systemat.  Znsammen- 
stellung S.  189  ff.  Über  den  schweizer  Vorentwurf  Art.34([Fassg.v. 
1893  Art.  33]:  Richterliche  Anordnung  der  „Veröffentlichung  des  Straf- 
urteils in  dem  amtlichen  Blatte  und  in  einer  oder  mehreren  Zeitungen 
auf  Kosten  des  Verurteilten,  sofern  das  ö  f  f  e  n  1 1  i  c  h  e  Interesse  oder 
das  Interesse  des  Verurteilten  es  erfordert")  s.  Stooss,  Motive 
zum  Vorentwurf,  Allg.  Teil  (1893)  S.  71  ff;  v.  Lilienthal  in  Z.  XV 
S.  308;  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  398  Anm.  4.  Von  den  sonstigen 
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tigung  ([beglaubigte]  AbBchrift)  des  Urteils  an  den  Be- 
leidigten findet®*®). 


des  Urteils  bei  Beleidigungen  durch  eine  Zeitschrift  durch  dieselbe 
Zeitschrift  „unentgeltlich"  zu  erfolgen  habe,  so  ist  aus  Abs.  1 
(wo  ausdrücklich  vorgeschrieben,  dafs  die  Urteilspublikation  in  den 
andern  Fällen  „auf  Kosten  des  Beleidigers"  zu  geschehen  habe)  wohl  zu 
schliefsen,  dafs  diese  Regel  auch  für  den  angeführten  Spezialfall 
gelten  solle.  —  S.  ferner  die  schweizer  GEB.  von:  Wallis  Art.  282, 
Neuen  bürg  1891  Art.  345  (anders  aber  bei  falscher  Anschuldigung 
nach  Art.  171),  Tessin  Art.  353  (welches  über  die  Kostentragung  v.  S. 
des  Verurteilten  schweigt  bei  der  Veröffentlichung  „nel  FoglioOffi- 
cial  e  del  Cantone",  während  es  sie  bei  der  Publikation  in  den  [andern] 
„giornoli  del  Cantone"  erwähnt);  auch  Uri,  Entw.  Art. 345  (Straf- 
zumessung); desgl.  Sardinien  1839  Art.  627;  Italien  1859  Art  581; 
Spanien  1848  Art.  368  Abs.  2  u.  377,  1870  Art.  470  Abs.  2  u.  479. 
2)  Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Gesetzbücher  macht  die  Ver- 
öffentlichung (bezw.  die  Erteilung  der  Befugnis  zur  Veröffentlichung) 
des  Urteils  abhängig  von  einem  Antrage  (Verlangen,  Wunsch)  des 
Beleidigten,  indem  dieses  Erfordernis  entweder  a)  direkt  und  aus- 
drücklich im  Gesetze  erwähnt  oder  doch  b)  unschwer  aus  einer 
mehr  indirekten  Fassung  des  Textes  zu  entnehmen  ist.  Vgl.  für 
litt,  a):  die  deutschen  Partikulargesetzbücher  (Häberlin,  Grundsätze 
III  S.  379)  von  Sachsen  1838  Art.  202,  Württemberg  Art.  294, 
Hessen  Art. 303  Abs.  2  und  Nassau  Art.  296  Abs.  2  (falsche  An- 
schuldigung) ,  Braunschweig  §  144  Abs.  2  (falsche  Anschuldigung), 
Hannover  Art.262  Abs.4,  Thüringen  Art.  194,  Österreich  1852 
§  493  Abs.  3,  Sachsen  1855  u.  1868  Art.  245  Abs.  2,  Hamburg 
Art.  170;  die  schweizerischen  GBB.  v.  Thurgau  §  230,  Grau- 
bünden Pol.StG.  §  39,  Schaffhausen  §203,  Bern  Art.  243,  Zug 
§  90  Abs.  2,  Solothurn  §  136,  St.  Gallen  Art  109  Abs.  2; 
desgleichen:  Norwegen  Kap.  XVII  §  10  (Faerden  im  GS.  XLVII 
S.  179)-,  Schweden  Chap.  XVI  §  14;  Rufsland  1845  §  2017  a.  E., 
1866  Art.  1536;  Rufsland,  Entw.  II  Art.  80;  Finnland  Kap.  27 
§  7  u.  Kap.  26  §  5j  Ungarn  §  377  und  231;  Kroatien,  Entwurf 
§  244  u.  207;  Bulgarien,  Entw.  §  226  u.  187-,  Österreich,  Entw. 
1893  §215  u.  181  (abweichend  vom  Entwurf  von  1891  §  224  und  189); 
Italien  1889  Art.  399  Abs.  2;  Spanien  1848  Art.  368  Abs.  2  und 
377  und  1870  Art  470  Abs.  2  u.  479.  Für  litt  b)  vgl.:  Hessen 
Art.  318  und  Nassau  Art.  311:  („Der  Beleidigte  kann  .  .  .  ver- 
langen**); Baden  §  314  (ebenso);  Braunschweig  §  203  (»Der 
Gekränkte  ist  berechtigt  ...  zu  fordern");  Lübeck  §  131  („Der 
Verletzte  hat  die  Befugnis  . ..  anzutragen);  Bayern  1861  Art  266 
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Art.-  <;^:  Italien  l^Oi»  Art.  Ty^}:  San  Marino  Art.  4»:  Ufter- 
r<;ich.  Entw.  lir^öl  §  f?24  und  It^:*  abweichend  Ennr.  to«  l*i»\  s. 
ol>en  litt.  :,.:  Mexiko  Art.  »y^l.  3  AI»  Regel  crs*lieini  weiter  die 
Be«)chränkani^  der  Publikation«  -  Eefagnis  auf  öffentlich  be- 
j^anj^ene  Belei^i^ran^en  c-der  Verleumdnng^en.  \g\  :Häberlin,  Gmnd- 
«ätr«  in  H.  37Ö,  KöBtlin,  Abhandlungen  S.  "^  Anm.  8.  Stooss, 
Orundzüge  II  S-  -^^O,  nnd  im  Einzelnen:  Sachsen  1S38  Art.  ^.ö 
^*5 f  f  en  1 1  i ch  e  Bewhimpfung  durch  ^VerJeumdung  oder  Beleidigung*)  ^ 
Württemberg  Art.  21*4  öffentliche  Verbreitung  «Terienmde- 
rifMrher  oder  ehrenkränkender  Äufserungen*  :  Hessen  Art.  318  nnd 
Na^flan  Art.311  '^alleFäile  öffentlich  geschehener  Beleidigungen); 
Braun  schweig  g  2^,»3  T^öffent  liehe  Beleidigung,  Yerleomdong 
oder  Verbreitung  falscher  Nachrichten"):  Thüringen  Art-lW  («eine 
öffentliche  t:hrenverletzung-) ;  Preufsen  §  1G3  iL  Waldeck 
1  W2  ^hoffentlich  verübte  Ehrrerletzungen*) ;  Oldenbarg  1858 
Art  LV;  §  2  '^ebenso);  Lübeck  §  131  febenso,  jedoch  mit  noch  bes. 
Krwähnung  der  „durch  Schriften,  Abbildungen  oder  Darstellongen  ge- 
schehe nenEhrvc  riet  zun  gen");  Sachsen  l^.")o  vl  18>8Art245  Abs.  2 
(Beleidigung  oder  Verleumdung,  welcher  „eine  mehrere  oder  mindere 
Öffentlichkeit  gege?>en  worden");  Bremen,  Entw.  18458  §§  356 
Ab«.  3,  .TjH  Abs.  2  (öffentlich  begangene  Beleidigungen  oder  Ver- 
leumdungen); Hamburg  Art.  170  (eine  „öffentlich  oder  in  Schrif- 
ten verübte  Beleidigung  oder  Verleumdung-);  deutsch.  RStGB.  §200 
Abs.  1  (eine  „Öffentlich  oder  durch  Verbreitung  von  Schriften, 
Abbildungen   und   Darstellungen   begangene  Beleidigimg*;    s.    dazu: 
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Olshausen,  Kommentar  Nr.  1  zu  §  200  S.  798);  Graubiinden, 
Pol.ötG.  §  39  (öffentlich  verbreitete  , verleumderische  oder  ehren- 
kränkende Äufserungen«*) •,  Bern  Art.  243  vbd.  mit  Art.  177,  178 
(verlangt  im  Wes.  Öffentlichkeit  der  Begehung  oder  Verbreitung 
einer  Verleumdung  oder  von  Beleidigungen);  Glarus  §  114  Abs.  2 
vbd.  mit  §  113  litt,  b  (in  öffentlichen  Versammlungen  oder  durch 
Druck  geschehene  Ehrenverletzungen);  Freiburg  Art.  415  Abs.  2 
(„si  Tatteinte  ä  Thonneur  a  6t6  publique**);  Zürich  §  155  (Ehrver- 
letzungen in  Versammlungen,  durch  die  Druckerpresse  oder  auf 
ähnliche  Weise  begangen,  sowie  Beleidigungen  von  Biehörden  und 
Beamten);  Basel  §  136  („Ehrbeleidigungen,  welche  an  einem  öffent- 
lichen Orte  oder  [durch  Veröffentlichung]  in  Schriften  oder  Dar- 
stellungen erfolgt  sind");  Zug  §90  Abs.2  (wieBasel);  Solothurn 
§129  (ähnlich  wie  Zürich  §155  litt,  a) 5  Aargau,  Entw.  1892  §310 
(„eine  öffentliche  oder  durch  Verbreitung  von  Hand-  oder  Druck- 
schriften oder  durch  bildliche  Darstellungen  begangene  Ehrver- 
letzung**); Uri,  Entw.  1894  Art.  35  („wenn  die  Ehrverletzung  Ver- 
breitung gefunden  hat**)-,  Serbien  §  209  (=  Preufsen  §  163); 
Kroatien,  Entw.  §  244  („Verleumdung  oder  öffentlich  begangene 
Beleidigung**);  Österreich,  Entw.  1891  §  224  und  1893  §  215  („öf- 
fentliche Beleidigung**);  im  Wesentl.  endlich  auch  San  Marino 
Art  490  vbd.  mit  Art.  484  und  481.  Öfter  haben  daneben  die 
durch  die  periodische  Presse  („in  öffentlichen  Blättern**,  in  einer 
Zeitschrift  oder  Zeitung)  begangenen  Injurien  noch  besondere 
Erwähnung  (bezw.  Regelung)  erfahren.  So  in:  Sachsen  1838  Art.262, 
Württemberg  Art.  294,  Hessen  Art.  308,  Nassau  Art.  311, 
Thüringen  Art  194,  Preufsen  §  103  Abs.  2  (=  Waldeck  §152 
Abs.  2),  Oldenburg  1858  Art.  156  §  3,  Hamburg  Art.  170  (wel- 
ches des  Spezialfalls  gedenkt,  dafs  „der  Verurteilte  selbst  Redak- 
teur oder  Herausgeber  derjenigen  Zeitung  oder  Zeitschrift  ist,  in 
welcher  die  Beleidigung  erfolgte**),  deutsch.  RSGB.  §  200  Abs.  2, 
Neuenburg  1856  Art  197,  Bern  Art.  24*3,  Zürich  §155aE.,  Aar- 
gau, Entw.  §  311,  Serbien  §  209  Abs.  2.  Seltener  begegnet  eine 
Beschränkung  der  Befugnis  zur  Veröffentlichung  lediglich  auf 
durch  den  Druck  (die  Presse/  begangene  Beleidigungen  (so  in: 
Österreich  1852  §  493  Abs.  3  [Verbreitung  der  Ehrenbeleidigung 
durch  eine  Druckschrift;  vgl.  Köstlin,  Abhandlungen  S.  80  Anm.7]), 
St.  Gallen  Art.  109  Abs.  2  (Verleumdungen  und  Beschimpfung 
„durch  das  Mittel  der  Druckerpresse"  verübt),  Neuenburg  1891 
Art.  345  („diffamation  ou  injure",  begangen  „par  la  voie de  la  presse 
ou  par  un  Hb  eile  r6pandu  aux  plusienrs  exemplaires**,   wobei  dann 
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der  Fall,  dafs  es  sich  um  eine  „feuille  päriodiqne"  handelt,  noch 
besonders  hervorgehoben),  Griechenland  Art.  346.  Andrerseits 
kommt  wohl  auch  eine  Ausdehnung  der  Befugnis  vor  a)  ev. 
auf  auch  nicht  öfifentlich  begangene  „Verleumdungen"  (so  in: 
Hannover  Art.  262  Abs  4.  Rufsland  1845  §  2017  a.  £.  und  1866 
Art.  1536,  Spanien  1848  Art.  368  Abs.  2  und  1870  Art.  470  Abs.  2 
(„calunnia'*  [vgl.  oben  S.  428  Anm.  758],  woneben  aber  im  Art  479 
[=1818  Art.  377]  die  Verleumdung  oder  Beleidigungen  [„injurias**] 
durch  die  periodische  Presse  noch  bes.  behandelt  sind)  oder  gar 
b)  auf  alle  Arten  (auch  nicht  öiTentlich  verübter)  Ehrverletzungen 
(einschliefsl.  Verleumdungen).  So  in:  Bayern  1861  Art.  266  („Ver- 
leumdung oder  Ehrenkränkung"),  Thurgau  §  230,  Neuenburg  1856 
Art.  197,  Wallis  Art.  282,  Schaffhausen  §203,  Luzern  Pol.-St.G. 
§  97  (Verleumdung  oder  Beleidigung),  Obwalden  Pol.-StG.  Art.  67 
Abs.  2  (ebenso),  T essin  Art.  353  („Le  sentenze  di  diffamazione, 
libello  famoso  e  ingiuria"),  Genf  Art. 310,  NorwegenKap.XVII 
§  10  (vgl.  Getz  in  StGG.  I  S.  236),  Finnland  Kap.  27  §  7  („Ehr- 
verletzung**),  Rufsland,  Entw.  II  Art,  80  („Beleidigung  oder 
Schmähung"),  Ungarn  §  277  („Verleumdung  oder  Ehrenbeleidigung*"), 
Italien  1889  Art.  399  (Verleumdung  und  Beleidigung),  Bul- 
garien, Entw.  §  226  (ebenso),  Mexiko  Art.  661  (Beleidigung, 
„Nachrede**  oder  Verleumdung).  Dabei  zeichnen  auch  mehrere  dieser 
Gesetzgebungen  die  durch  die  periodische  Presse  verübten  Belei- 
digungen noch  besonders  aus.  Po:  Genf  (Art.  311),  Norwegen, 
Ungarn,  Mexiko.  —  Endlich  kennen  mehrere  Rechte  auch  noch 
eine  Ausdehnung  der Publikations-Befugnis  auf  die  falsche  An- 
schuldigung. So:  Hessen  Art.  303  Abs.  2  (=  Nassau  Art.  2% 
Abs.2)*,  Braunschweig  §144  Abs.  2  (für  gewisse  Fälle) ;  Preufsen 
§  134  (=  Waldeck  §  J29);  Oldenburg  1858  Art.  157;  Lübeck 
§  105;  Bremen,  Entw.  18G8  §  271  Abs.  3;  deutsch.  RStGB.  §  165 
(und  dazu:  Hess,  Falsche  Anschuldigung  S.  62  ff.  über  die  Unter- 
schiede von  §  200);  Neuenburg  1891  Art.  171;  Aargau,  Entwurf 
§  451-,  Finnland  Kap.  26  §  5;  Ungarn  §  231-,  Kroatien,  Entw. 
§  207;  Bulgarien,  Entw.  §  187;  Österreich,  Entw.  1891  §  189, 
1893  §  181.  Schweden  Chap.  XVI  §  14  nennt  sogar  an  erster 
Stelle  die  falsche  Anschuldigung  („fausse  dönonciation")  und  dann 
er^t  daneben  noch  „autre  calomnie**.  Ähnlich  auch  Sardinien  1839 
Art.  627  („calomnie  [d.  h.  hier  =  falsche  Anschuldigung;  vgl.  oben 
S.  422  Anm.  756  a.  E.].  diffamation  et  libelle  diffamatoire").  4)  Ver- 
schieden ist  auch  die  Frage  geregelt,  ob  dem  Verlangen  des  Beleidigten 
a)  in  obligatorischer  od.  b)nurin  fakultativer  Weise  stattsu- 
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geben  sei.  Die  Form  sub  a)  findet  sich  in:  Sachsen  1838  Art. 202, 
Württemberg  Art.  294,  Braunschweig  §  144  Abs.  2  (falsche 
Anklage),  Hannover  Art.  262  Abs.  4,  Thüringen  Art.  194,  Öster- 
reich 1852  §  493  Abs.  3,  Sachsen  1855  und  1868  Art.  245  Abs.  2, 
Preufsen  §  163  Abs.  2  (bei  Beleidigungen  durch  die  periodische 
Presset,  Oldenburg  Art.  156  §  3  (ebenso),  deutsch.  RStGB.  §200 
Abs.  2  (ebenso ;  vgl.  Freudenstein,  Ebrenkränkungen  S. 240  Anm. 3 
Abs.  2),  Graubünden,  Pol.-StG.  §39,  Bern  Art. 243,  St.  Gallen 
Art.  109  Abs.  2,  Aargau,  Entw.  §  311  (bei  Beleidigungen  durch 
die  periodische  Presse),  Serbien  §  209  Abs.  2  (=  Preufsen  §  163 
Abs.  2),  Ungarn  §  277  und  231  ^falsche  Anschuldigung),  Kroatien, 
Entw.  §244  u.  207  (falsche  Anschuldigung),  Österreich,  Entw.  1893 
§  215,  187  (falsche  Ansch.) ,  Finnland  Kap.  27  §  7  und  Kap.  26  §  5 
(falsche  Ansch.),  Spanien  1848  Art.  368  Abs.  2  und  Art  377,  1870 
Art.  470  Abs.  2  und  Art.  479,  Italien  1889  Art.  399  Abs.  2.  Die 
Form  sub  b)  ist  dagegen  beobachtet:  a)  ausdrücklich:  in  Hessen 
Art  303  Abs.  2  und  Nassau  Art.  296  Abs.  2  (bei  der  „falschen  An- 
zeige"), Hamburg  Art.  170,  Thurgau  §  230,  Schaffhausen 
§  203,  Zürich  §  155  a.  E. ,  Tessin  Art.  353  (betr.  Veröffentlichung 
in  [andern]  „giornali  del  Cantone"  aufser  dem  „Foglio  Officiale")» 
Zug  §  ro  Abs.  2,  Solothurn  §  136,  Norwegen  Kap.  XVH  §  10, 
Schweden  Chap.  XVI  §14,  Rufsland  1845  §  2017  a.  E.,  1866 
Art.  1536,  Russ.  Entw.  II  Art.  80  Ziff.  1;  ß)  in  mehr  indirekter 
Fassung:  in  Hessen  Art.  318  und  Nassau  Art.311,  Baden  §314, 
Braunschweig  §  203,  Lübeck  §  131  (arg.  v.  „worauf  das  Gericht 
über  die  Zulässigkeit  der  ....  Bekanntmachung  entscheidet*"), 
Bayern  1861  Art.  266,  Luzern  Pol.-StG.  §  97,  Obwalden  Pol.- 
StG.  Art.  67  Abs.  2.  Diejenigen  Gesetze,  welche  die  Zuerkennung 
der  Befugnis  zur  Urteils-Veröffentlichung  von  Amtswegen  kennen 
(8.  oben  S.  536  Ziff.  2  a.  E.),  schreiben  dieselbe  gl  eich  falls  entweder  in 
obligatorischer  oder  in  nur  fakultativer  Weise  vor.  Ersteres 
thun:  Preufsen  §  163  Abs.  1  u.  134  (=  Waldeck  §  152  Abs.  1  und 
129),  Oldenburg  1858  Art.  156  §  2.  127  §  1  a.  E,  Lübeck  §  105 
(falsche  Anschuldigung),  deutsches  RStGB.  §  200  Abs.  1  u.  165  (vgl. 
dazu  Olshausen,  Kommentar  Nr.  3  zu  §  200  S.  799  und  Hess, 
Falsche  Anschuldigung  S.  62,  sowie  Näheres  noch  unten  in  Anm.  874), 
Neuenburg  1856  Art.  H»7  f„devra  §tre  ordonnö",  bei  Beleidigungen 
durch  die  Presse),  Glarus  §  114Abs.2,  Freiburg  Art.^15  Abs.  2» 
Tessin  Art.  353  („saranno  pubblicate**,  bei  Veröffentlichung  im 
„Foglio  Officiale  del  Cantone"),  Neuenburg  1891  Art. 345,  Aar- 
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gSLU,  Entw.  §  310  and  451,  Griechenland  Art.  346,  Österreich 
W.n  §  189  und  224  („ist  zuzusprechen-),  San  Marino  Art.  490, 
Mexiko  Art.  661.  Die  blos  fakultative  Gewährung  der  Urteils- 
Pnblikation  findet  sich  dagegen  in:  Bremen,  Entw.  1868  §§  356 
Abs.  3,  308  Abs.  2  und  271  Abs  3  („Das  Straferkenntnis  kann  .  .  . 
bekannt  gemacht  werden**),  Neuenbürg  1806  Art  197  (bei  Nicht- 
Prefsbeleidigungen:  „pourra  etre  ordonn^").  Wallis  Art.  282  („les 
tribunaux  pourront  ordonner"),  Basel  §  136  (^kann  .  .  .  yerfUgt 
werden"),  Genf  Art.  310  (,,les  juges  pourront  ordonner")  und  311 
(ähnlich),  Uri,  Entw.  Art  35  („so  kann  .  .  .  erkannt  werden**), 
Sardinien  1>^30  Art.  6*27  („les  tribunaux  pourront  ordonner*), 
Italien  18j9  Art.  381.  — 5)  Über  die  Art  der  Veröffentlichung  des 
Urteils  gehen  die  Vorschriften  ebenfalls  auseinander.  Während  für 
(!en  Fall  der  Beleidigungen  durch  die  Presse  durchgehends  genauere 
Kegeln  aufgestellt  zu  sein  pflegen,  wie  namentlich  die  Bekanntmachung 
durch  öffentliche  Blätter,  womöglich  in  derselben  Zeitschrift, 
in  welcher  die  Beleidigung  geschehen  (vgl.  Sachsen  1838  Art.  202; 
Württemberg  Art  294;  Hessen  Art  318;  Nassau  Art.  311; 
Baden  §  314;  Thüringen  Art  194;  Preufsen  §  163  Abs.  2-, 
Oldenburg  18:)8  Art  156  §  3;  Hamburg  Art  170;  Neuenburg 
1856  Art.  197  u.  1891  Art  345;  Genf  Art  311;  St  Gallen  Art.  109 
Abs.  2;  Norwegen  Kap.  XVII  §  10;  Griechenland  Art  346 
Abs.  2;  Serbien  §  209  Abs.  2;  Ungarn  §  277  Abs.  3;  Spanien 
1848  Art  377,  1870  Art.  479;  Mexiko  Art.  661)  oder  wohl  gar  auch 
„in  demselben  Teile  und  mit  derselben  Schrift,  wie  der  Ab- 
druck der  Beleidigung  geschebeu**  (so  wörtlich  deutsch.  RStGB. 
§2(X)  Abs.  2,  u.  dazu  Ols hausen,  KommentarNr.il  zu  §200  3.801; 
vgl.  Bern  Art.  21 '3:  ,.in  der  nämlichen  Abteilung,  in  welcher  die 
Ehrenverlotzung  enthalten  war";  Aargau /Entw.  §  311  [im  Wes.  = 
RStGB.  §200  Abs.  2],  sind  dagegen  die  Formen  der  Urteils-Publika- 
tion für  die  sonstigen  Falle  in  mehr  oder  weniger  allgemeinen 
Wendungen  angedeutet  So  sprechen  von  „Bekanntmachung*"  „Öf- 
fentlicher liekanntmachung*" ,  oder  „ V  e  r  ö  f  f  e  n  1 1  i  c  h  u  n  g**  („publica- 
tion**)  (:es  Urteils  die  GBB.  von  Württemberg  Art.  294,  Braun- 
schwoig  §  Hi  Abs.  2  und  203,  Hannover  Art  262  Abs.  4; 
Thurgau§  23i),  Graubünden  Pol.-StG.  §  ;I9,  Neuenburg  1H56 
Art  197  u.  1891  Art  315,  Wallis  Art  282,  Schaff  hausen  §203, 
Glarus  §  IH  Abs.  2,  Zürich  §  155  a.  E.,  Basel  §  136,  Zug  §90 
Abs.  2,  Sülothurn  §  136,  Uri,  Entw.  Art  35,  Sardinien  1839 
Art  627,    Italien  1859  Art  581.    Eine   Reihe  andrer  Gesetzbücher 
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hat  dagegen  genauere  Bestimmungen  über  die  Formen  der  Ver- 
öffentlichung. So:  Hessen  Art.  303  Abs.  2  und  Nassau  Art.  29G 
Abs.  2  (bei  „falscher  Anzeige" :  „Bekanntmachung  durch  den  Druck") ; 
Bremen,  Entw.  1868  §§  356  Abs.  3,  3r>8  Abs.  2  u.  271  Abs.  3  (Be- 
kanntmachung „nach Mafsgabe  der Strafprozefsordnung**);  Hamburg 
Art.  170  („Bekanntmachung  in  einem  periodisch  erscheinenden 
Blatte")',  Bern  Art.243  („durch  das  amtliche  Blatt"  sowie  [nach 
Umständen  und  richterlichem  Ermessen]  auch  „durch  andere  Blätter"); 
Tessin  Art.  353  (Veröffentlichung  obligatorisch  im  „FoglioOfß- 
ciale  del  Cantone"  und  fakultativ  auch  in  [andern]  „giomali  del 
Cantone")',  Norwegen  Kap.  XVII  §  10  (Kundmachung  des  Urteils 
„in  einer  oder  mehreren  Zeitungen");  Schweden  Ghap.  XVI  §14 
(„Impression  dans  un  Journal  g<^neral  ou  local");  Rufs  1  and  (1845 
§  2017  a.  E.  u.)  1866  Art.  1536  („in  den  Zeitungen  der  beiden  Re- 
sidenzen und  in  den  örtlichen  Gouvemementszeitungen") ;  russ.  Ent- 
wurf II  Art.  80  Ziff.  1  vbd.  mit  I  Art.  34  (Abdruck  „in  einer  der  Re- 
sidenzzeitungen und  einem  der  Ortsblätter"  [nach  Festsetzung  des 
Gerichts]);  Finnland  Kap.  27  §  7  u.  Kap.  26  §  5  (Abdruck  des  Ur- 
teils „in  einer  allgemeinen  oder  örtlichen  Zeitung");  Ungarn 
§  277  („in  einer  Zeitung  der  Gegend,  iu  welcher  die  strafbare  Hand- 
lung begangen  wurde,  und  wenn  daselbst  keine  Zeitung  erscheint, 
in  einer  durch  den  Beschädigten  zu  bezeichnenden  inländischen 
Zeitung");  kürzer  §  207  (betr.  falsche  Anschuldigung:  „im  Wege  der 
Zeitungspresse");  ähnlich  Kroatien,  Entw.  §  207  („im  Wege  der 
Presse");  San  Marino  Art.  490  („nelle  colonne  di  un  giornale  offi- 
ciale  di  quello  Stato  yicino,  che  [il  giudice]  disegnerä  nella  sen- 
tenza");  Spanien  1848  Art.  368  Abs.  2  und  1870  Art.  370  Abs.  2 
(„en  los  periodicos  oficiales");  Mexiko  Art.  661  („in  drei  Zei- 
tungen"). —  Die  GBB,  für  Sachsen  1838  (u.  Sachs.-Altenburg 
1841)  Art.  202  und  Thüringen  Art.  194  hatten  neben  der  Urteils- 
publikation „durch  den  Druck"  alternativ  auch  diejenige  „durch 
Anschlag  an  einem  geeigneten  Orte"  erwähnt.  Genf  Art.  310 
spricht  von  „Impression  et  T äff i che  du  jugement".  Nur  den  „An- 
schlag"' hatte  Hessen  Art.  318  (=  Nassau  Art.  311)  bei  Nicht- 
Prefsbeleidigungen  vorgesehen.  Baden  §314  hatte  flir  öffentlich 
(jedoch  nicht  durch  die  Presse)  begangene  Beleidigungen  ebenfalls 
den  „öffentlichen  Anschlag  des  Strafurteils",  »ufserdem  aber  auch 
noch  für  alle  andern  Fälle  „die  Verkündung  des  Strafurteils  „vor 
drei  Zeugen"  auf  Verlangen  des  Beleidigten  vorgeschrieben,  (vgl. 
Köstlin,  Abhandlungen  S.  80  Anm.  7;    Häberlin,  Grundsätze  III 
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Fa.<t«*aii  AJÄiaa.«i.^Tn4r  '^  -i^"  .  Las*ri  Fi«  -^^x.  J  ^7  A?wl  ±-  Ob- 
w*.'t»a  P'iU'-'rrtr.  ArL  t7  Ab^.  -?  x  E«:  Fr^i'iirr  Ars.  413  Abtjwi: 
S'iieahir^  i'i&l  ArL  IT:  üi^-wiäe  Aa*iaiL«:iriatf  :  Airrma.  Eiit- 
wTirf  I  .^1'/  AW  ±  a.  4'i:  '••»rbt^i  ^2?»*:  Kr)»!:-?».  Ijicw.|^44: 
•7<:«rr<t;  •'!.  Eanr  1^1  *  Ü4  A':*  2  xid  Ir».  Ir-ri  §4  ±:.?  Ab»^  ± 
vui  I-'r:  I'aliem  >.r'.t  Ars.  >:•*•  A'i«».  3l  Oiierre:  ?li.  l^Z±  f  4^:> 
AJ>^,  -^  i>^{ri-tr:  «•!»  aai*i  h«*x  <em  Tca  iöai  il>ia.  im  BetTme^c  ce^ 
zr^^ne«  f  i..  '4.  oc«»  S.  .:oT  ^^r  Lirenii^leMijia^»«  •:ir»:fc  eiae 
Drc^ktehrifc  «ijunis.  *ii*  V«-:5*tttli riiTax  c«»*  Ent^aarais«»  ,diir«ii 
#1^*11  Irru^k*  TCrrzALwar^ib^a,  mir  *i«*ni  Ziian.  -•iai  da^Scrafseriekc 
z«  b^ttaaskea-^  kah«»,  ^in  w«I<^her  Wei«e  dies  aA<!ii  EeisehaL^oiieit 
4^  L'm^tiftrie  ra  j^i^h^^heii  hah**.    Aiiali:!!  aaeh  Läbeek  §  13!. 

^^^  Im  GeireniiatZÄ  za  der  rw» joä  .'«i^m  B<?:s«rliräjikiiii^  d«* 
Befnipkiji  zur  ürwrilj-PabükarioB  anf  die  Fälle  öftemilicker  oder 
dar^h  die  Preßte  bei^azij?eiier  Injariem  a.  otheB  Anm.  '^fJT  ZiC  3)  ist 
die  rM  neitener  Torkommende  Aofferti^BB^  'der  Absehrift  des 
Urteil«  dari^hi^ehendii  für  alle  Fälle  tob  BeieidigmiffeB  .1.  Tefl 
an^.h  /Hr  die  falü/rbe  Ai»^haldij^im<?  and  zwar  obli^at«>risck  ror- 
geti^^bmben.  wofir  die  Kosten  gleicbfalls  Tom  Verurteilten  zu  tragen 
sind.  Vgl.  8acb«en  1**:><  Art.2«>J:  Thüringen  Art.  194;  Prenfsen 
M  JO;;  nnd  K'^  ^=  Waldcek  §§  l.r2  n.  129^:  Oldenbnrg  Art.  I06 
f  1  nnd  127  f  1;  Sachsen  1??.>5  n.  I>*i8  Art.  245  Abs.  1;  dentsch. 
HHidH.  f  H^Ti  /'Tgl.  Hess.  Falsche  AnschnldignngS.66:  Olshansen, 
Ktnam.  Nr.  Gzu  f  1^>5  S.  W7  a.Nr-Uff.  zn  §200  Abs, 3 3. 802);  Freibnrg 
Art  415  Abs,  1;  Bolotbarn  §  136  Satz  2.  MeinangsTersehieden- 
heit4;n  bestehen  nar  bezüglich  des  §  200  Abs.  3  d.BStGBs^  dJLrfiber  näm- 
lich« ob  sich  derselbe^ wie  in  den  übrigen  Gesetzen  ansdrUeklieh 
hervorgehoben  ist)  gleichfalls  auf  alle  Arten  von  Beleidigungen  oder 
alier  nnr  auf  die  im  Abs.  1  und  2  des  §200  speziell  genannten  F«nne 
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derselben  bezieht.  Ftlr  die  erstere  Ansicht  (welche  nicht  nur  den 
Wortlaut  des  Gesetzes  (vgl.  Olshansen,  Kommentar  Nr.  14  za 
§  200,  S.  802),  sondern  anch  die  Analogie  mit  den  andern  oben 
genannten  Gesetzen  für  sich  hat,  h.it  sich  mit  Recht  die  Mehrzahl 
der  neuem  Schriftsteller  erklärt  (so:  v.  Schwarze,  Kommentar 
Nr.  11  zu  §  200,  S.  585;  Rüdorff-Stenglein,  Kommentar  Nr.  8 
zu  §  200;  Olshausen,  a.  a.  0.;  Dochow  in  HH.  III  S.  369; 
Hälschner,  Gem.  deutsch.  Strnfr.  II  8.  210  u.  Anm.  3;  Berner, 
Lehrbuch  17.  Aufl.  S.488;  v.  Liszt,  Lehrbuch  6.  Aufl.  S.321  u.a.m.); 
Die  zweite  Meinung  (fUr  welche  allerdings  die  äufsere  Stellung 
am  Ende  des  §  200  spricht)  ist  u.  a.  vertreten  worden  von  Oppen- 
hoff,  Kommentar  Nr.  15  zu  §  200,  Freudenstein,  Ehrenkränkgn. 
S.  144  —  anscheinend  wohl  auch  von  Schütze,  Lehrb.  S.  364,  365  u. 
Anm.  7.  S.  auch  noch  Entscheidung  des  obersten  bayerischen  Ge- 
richtshofes vom  5.  Mai  1873.  —  Eine  früher  mehrfach  (bes.  in  der 
Schweiz  und  den  nordischen  Rechten),  jetzt  dagegen  nur  noch  ver- 
einzelt vorkommende  Eigentümlichkeit  ist  die  sog.  „Mortifikation" 
oder  „Fürtoterklärung''  des  Inhalts  einer  Ehrverletzung  durch 
gerichtliches  Urteil.  Sie  findet  sich  z.  R.  noch  in  den  StGBB.  für 
Neuenburg  1856  Art.  261  Abs.  2  („Toutefois  les  juges  .  .  .  pour- 
ront  prononcer  la  mise  ä  n^ant  desinjures  oudiffamations^),  Wal- 
lis Art.  283  Abs.  2  (ganz  ähnlich),  Glarus§114  („In  allen  Fällen, 
wo  eine  Injurienklage  begründet  gefunden  wird,  soll  die  Ehre  des 
Verletzten  im  Urteile  gewahrt  und  die  Beleidigung  auf- 
gehoben werden«*),  St.  Gallen  Art.  109  Abs.  1  („Die  Verleum- 
dungen und  Beschimpfungen  sind  in  allen  Fällen  durch  das  gericht- 
liche Urteil  als  aufgehoben  zu  erklären"),  Luzern  Pol.-StG. 
§  97  Abs.  2  und  Obwalden  Pol.-StGes.  Art.  67  Abs.  4  (welche 
übereinstimmend  vorschreiben,  dafs  „im  Urteile  die  Ehre  des  Ver- 
letzten zu  wahren  und  die  Ehrenkränkung  aufzuheben  ist"),  end- 
lich im  StGB,  für  Dänemark  §218  (das  aber  abweichend  von  jenen 
schweizerischen  Gesetzen  einen  dahingehenden  Antrag  des  Beleidigten 
verlangt).  Vgl.  noch  T  e  i  c  h  m  a  n  n  in  d.  Z.  für  Schweiz.  Recht  Bd.  XXX 
(N.  F.  Bd.  IX)  8.  351  u.  Anm.  1;  Pfenninger,  Strafrecht  S.  528; 
Stooss,  Grundzüge  II  S.  305;  Schütze,  Lehrbuch  S.  364  Anm.  6; 
van  Swinderen,  Esquisse  II  p.  182. 

869)  S.  u.  a. :  Häberlin,  Grundsätze  III  S.379:  Es  liegt  in  der 
öffentlichen  Bekanntmachung  des  Strafurteils  für  den  Beleidigten  „die 
Genugthuung,  daijs,  sowie  die  ihm  widerfahrene  (öffentliche)  Be- 
leidigung durch  die  Art  ihrer  Verbreitung  unmittelbar  zur  Kenntnis 
Mehrerer   gelangt   war,   so   auch   die  Bestrafung   des  Beleidigers 
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dnreh  die  öflfentliche  Bekanntmachang  derselben  znr  Kunde  Mehre- 
rer gebra^'ht  wird".  Vgl.  ferner:  Ooltdammer,  Materialien  II 
B.  'Uii;  Köstlin,  Abbandlungen  S.  80;  Wahlberg,  Prinzip  der  in- 
dividualisiemng  S.  173^  Derselbe  in  HH.  II  S.  54j3;  Sehfitie, 
Uhrbuch  8.  tüA;  Berner,  Lehrb.  12.  Aufl.  S.  462;  17.  Aofl.  &  487; 
Freadenstein,  Ehrenkränknngen  S.  142:  ^,Die  Bekanntmachangs- 
befngnis  hat  ..  zu  ihrem  Motiv,  dafs  dem  Beleidigten  Satisfaktion 
gewährt  werde");  Kobner,  Lehrb.  2.  Anfl.  S.  6  n.  131  („moralische 
(lenagthnnng").  Anfserdem  die  in  Anm.  872  genannnten  Schrift- 
steller.—Die  Gesetzbücher  ftir  Sachsen  1838  (Art.  202),  ia>5a.  1868 
(Art  246)  hatten  in  ihren  Marginalien  für  unser  Institut  die  Bezeich- 
nung „Privatgenngthuung  des  Beleidigten".  Auch  Tessin 
Art  353  sagt  ausdrücklich,  dafs  die  Ürteils-Publikation  geschehen 
soll  „a  maggior  reintegrazione  della  parte  offesaV 

870)  A.  M.  ist  Hess,  Die  falsche  Anschuldigung  S.  65,  insofern 
er  die  in  der  Bekanntmachimg  des  Urteils  liegende  Genugthuung  lur 
den  Verletzten  gegenüber  der  Wirkung  auf  den  Beleidiger  für  unter- 
geordnet erklärt.  8.  Näheres  noch  unten  in  Anm.  874. 

871)  Auf  den  Zusammenhang  der  Veröffentlichung  des  Straf- 
Urteils  bei  (öffentlichen)  Beleidigungen  mit  dem  Vergeltungs- 
gedanken ist  zwar  von  mehreren  Schriftstellern  ausdrücklich  hin- 
gewiesen, dabei  aber  cigenttlmlicherweise  fast  ausschliefslich  die 
Wirkung  für  den  Beleidigten  in  Betracht  gezogen.  Auffallig  er- 
scheint dies  besonders  bei  Freudenstein,  weil  er  prinzipiell 
an  dem  Charakter  des  Instituts  als  Strafe  festhält  (s.  unten 
Anm.  872).  Vgl.  dessen  System  des  Eechts  der  Ehrenkränkungen 
S.  142,  wo  er  das  Motiv  der  Bekanntmachungsbefugnis  (dem  Verletz- 
ten Satisfaktion  zu  gewähren  [s.  oben  Anm.  869])  als  .an  das  jus 
talionis  anstreifend-"  bezeichnet  S.  Mayer,  Geschichte  des  Straf- 
rechts, nach  welchem  (§64  8.  50o  Anm.  62)  diß  Veröffentlichung  des 
Urteils  zum  Teil  „den  Zweck  der  Wiedervergeltung"  verfolgt, 
hebt  an  einer  andern  Stelle  (§  9,  S.  57  Anm.  35)  wohl  nicht  ganz 
mit  Unrecht  hervor,  dafs  der  §  200  des  RStGBs.  das  Prinzip  der 
Wiedervergeltnng  insofern  fiberschreite,  als  nach  demselben 
eigentlich  .das  Urteil  nur  d  e  n  Personen  bekannt  gemacht  zu  werden" 
brauchte,  .in  deren  Gegenwart  die  Beleidigung  erfolgt  ist". 

872)  Wie  dies  die  zur  Zeit  wohl  schon  herrschende  Ansicht  thut, 
nach  welcher  es  sich  hier  lediglichumeinePrivat  genugthuung  für 
den  Beleidigten  handeln  soll.  So  bes.  scharf:  Binding,  Handb.  I 
S.  304  (Die  „Publikation  geschieht   lediglich   im  Interesse  der  Be- 
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habilitiernng  des  Beleidigten^)  u.  y.  Liszt,  Lehrbuch  6.  Aufl.  $  58 
S.  219:  „Nicht  unter  den  Begriff  der  Strafe  fallen  daher,  weil 
dem  Zwecke  der  Genugtbunng  ....  dienend,  .  .  (b)  die  Ausferti- 
gung des  verurteilenden  Erkenntnisses  an  den  Verletzten  sowie  die 
Befugnis  zu  dessen  öffentlicher  Bekanntmachung  auf  Kosten  des  Ver- 
urteilten. Denn  .  .  hier  handelt  es  sich  nicht  darum,  durch  Demü- 
tigung des  Beleidigers  diesem  in  seinen  rechtlich  geschützten  Inte- 
ressen zu  verletzen,  sondern  darum,  die  verletzte  Ehre  des  Beleidigten 
durch  gerichtliche  Ehrenerklärung  wiederherzustellen".  Übereinstim- 
mend: Oppenhoff,  Kommentar  zu  §  2  E.G.  zum  RStGB.  u.  Nr.  2  zu 
§  200;  V.  Schwarze,  Kommentar  Nr.  1  zu  §  200  S.  583;  Olshau- 
sen,  Komm.  Nr.  1  zu  §  165  S.  666  und  Nr.  4  zu  §  200  S.  799;  Lö- 
ning,  Grundrifs  8.55;  H  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  7,  342  Anm.  44, 
397  und  521-,  John  in  HRL.  I  S.  266;  Ziebarth,  Das  Forstrecht. 
Berl.  1889,  S.  358;  Francke  in  GA.  Bd.  XX  (1872)  S.  19;  Fuchs 
ebendas.  Bd.  XXIX  S.  422 ff.,  429,  434;  Köhne  in  Z.  VII  S.  448; 
Bünger  ebendas.  S.  718  Anm.123;  Reiffei  im  GS.  Bd.  LXII  S.  68; 
Elsas,  Das  Begnadigungsrecht.  Mannheim  1888,  S.  54  u.  Anm.; 
Reinhardt,  Geldstrafe  und  Bufse.  Halle  1890,  S.  8;  Binding, 
Die  Ehre  und  ihre  Verletzbarkeit.  Leipzig  1892,  S.  36;  van  S win- 
der en,  Esquisse  I  p.  307.  Insofern  sind  diese  Schriftsteller  aller- 
dings konsequent,  als  sie  den  Begriff  der  Strafe  auf  eine  nicht 
blofs  vorwiegend,  sondern  lediglich  zur  Genugthuung  des  Verletz- 
ten dienende  Einrichtung  nicht  angewendet  wissen  wollen,  während 
das  Reichsgericht,  welches  grundsätzlich  an  dem  Charakter 
der  Bekanntmachungsbefugnis  als  Strafe  festhält  (s.  Olshausen, 
Komm.  Nr.  4  zu  §  200;  v.  Liszt,  Lehrb.  S.  219  Anm.  3),  in  einer 
Entscheidung  vom  17.  Mai  1887  (Entscheidgn.  Bd.  XVI  S.  75)  eigen- 
tfimlicherweise  von  „einer  Strafe  lediglich  zur  Genugthuung  für 
den  Verletzten"  spricht.  Dagegen  mit  Recht:  v.  Liszt,  a.  a.  0. 
S.  219  Anm.  3;  auch  Teich  mann  in  Z.für  Schweiz.  Recht  Bd.  XXX 
(N.  F.  Bd.  IX)  S  348. —  Ebenso  wie  §§  165  und  SOORStGB.  soll  nach 
Ansicht  der  oben  genannten  Autoren  auch  die  Publikation  des  Urteils 
nach  dem  Markenschutzgesetz  vom  30.  Nov.  1874  §  17,  dem 
Reichspatentgesetz  v.  7.  April  1891  §  35  u.  dem  Gebrauchs- 
mustergesetz V.I.Juni  1891  §  10,  nicht  dagegen  die  in  den  oben 
in  Anm.  866  angeführten  Reichsnebenstrafgesetzen  vorkommende  be- 
urteilt werden,  die  vielmehr  als  eine  Strafe  im  e.  S.  erscheine.  Vgl« 
bes.  V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Anfl  S.  219  Anm.  3  und  H.Meyer,  Lehrb. 
4.  Aufl.  S.  5  Anm.  13;  5.  Aufl.  S.  378;  s.  auch:  Stenglein-  Appe- 

Oanther,  Idee  der  Wiedervergeltang.  III,  3.  35 
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lins-Kleinfeller,  Die  strafrechtL  Nebengesetze  et«.  S.  83^  110 
(Stenglein)  n.  S.1€0  (Appelins,  der  aber  z.  Tei]  abveicht). 

873;  8.  Binding,  Handbucb  1  S.  3i>5:  ,  .  .  mag  (die  Pnblika- 
tioB  des  ürteiU  aaeh  dem  Beleidiger  selbst  recht  empfindlick 
sein,  so  ist  das  eine  unweseDtlieheNebeBwirkimg  .  .*  YgL  aneh 
Doeh  ebendas.  S.  331  n.  AnoL  19. 

874)  So:  Hess,  Falsche  Anschnldignng  S.  65,  der  auch  auf  den 
weitem  Nachtefl  der  KosteDtragmig  t.  S.  des  Beleidigers  hinwdst 
(während  z,  B.  Binding,  Handb.  I  S.  305  n.  andere  darin  nnr  .eine 
eiTilistisehe  Folgerung*  des  Delikts  erblicken).  Hess  betont  femer 
richtig,  dafs  die Yeröffentlichmig  dadurch,  dafs  sie  als  eine  Strafe 
für  den  Beleidiger  (bezw.  falschen  Beschnldiger)  erscheine,  noch 
nicht  aufzuhören  bmnche ,  eine  Genngthnnng  f8r  den  Beleidigten 
(bezw*  Beschuldigten)  zu  enthalten.  Nur  sei  der  erstere  Punkt  der 
wichtigere  von  beiden  (vgl.  schon  oben  Anni.870).  Fast  ganz  ebenso 
auch  Hälschner,  Gemeines  deutsches  Strafrecht  O  S.  213:  »Als 
eine  Nebenstrafe  erscheint  die  Bekanntmachung  des  Urteils  nicht 
nur  insofern  dem  Verurteilten  die  Kosten  zur  Last  fallen,  son- 
dern auch  sofern  ihm  damit  eine  öffentlicLe  Demütigung 
auferlegt  wird.  Dafs  diese  Bekanntmachung  allerdings  zugleich  den 
Zweck  hat,  dem  Beleidigten  eine  Genug  thunng  zu  gewähren,  steht 
ihrer  Bedeutung  als  Nebenstrafe  nicht  entgegen*.  Im  Wesentl. 
iiberdnstimmend  weiter:  Dochow  in  HB.  I  S.368  u.  200;  Schtttse, 
Lehrbuch  2.  Aufl.  S.  364;  Rttdorff-Stenglein,  Kommentar  Nr.  6 
zu  §  200;  Frendenstein,  Ehrenkränkungen  S.140  Anm.  1  u.  S.142; 
Beber,  Die  Antragsdelikte.  Mflnchen  1873,  S.140;  Bischoff  in  GA. 
XXIX  S.  141  Anm.  3;  Berner,  Lehrb.  17.  Aufl.  S.  231;  Geyer, 
Grundrifs  U  S.  39;  Merkel,  Lehrb.  S.  173  und  in  BH.  IV  S.  230. 
S.  auch  noch  Häberlin,  Grundsätze  III  S.  381,  S.  Mayer,  Ge- 
schichte der  Strafrechte  S.  57  und  Anm.  35  und  Teich  mann  in  Z. 
für  Schweiz.  Recht  Bd.  XXX  (N.  F.  Bd.  IX)  S.  348,  der  die  Ansicht 
von  Hess  fUr  „gewifs  annehmbarer  als  die  Charakterisierung  sei- 
tens des  Reichsgerichts''  (s.  oben  Anm. 872  S.545)  hält.  Aufser 
den  bereits  angeführten  Gründen  (Kostentragung  y.  S.  des  Beleidigers 
und  öffentliche  Demütigung  desselben)  spricht  für  den  Straf-Charak- 
ter  der  Urteiis-Publikation  —  speziell  mit  Rücksicht  auf  unser  Re  i  ch  s- 
strafgesetzbuch  [§§  165,  200]  und  ihm  verwandte  Gesetz- 
gebungen —  auch  noch  der  Umstand,  „dafs  (allerdings  in  Abweichung 
von  der  Mehrzahl  der  frühem  Partikulargesetzbücber  [vgl.  oben  Anm.  867 
Ziff.  2])  der  Richter  die  Befugnis   von    Amtswegen  ohne  Antrag 
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kommt  ^^^),  dem  die  Meisten  doch  die  Natur  einer  eigentlichen 
Strafe  noch  nicht  abzusprechen  gewagt  haben®'*). 


zuerkennen  mufs".  Hess,  Falsche  Anschuldigung  S.  65.  Derselbe 
führt  noch  weiter  aus,  es  stehe  nicht  entgegen,  „dafs  es  in  das  Er- 
messen des  Verletzten  gestellt  ist,  ob  er  von  der  Befugnis  Gebrauch 
machen  will  (A.  M. :  Olshausen,  Komm.  Nr.  4  zu  §  200);  denn  es 
ist  dies  nur  ein  Ausdruck  des  Gedankens,  dafs  der  Staat  an  dieser 
Nebenstrafe  kein  Interesse  habe,  wenn  der  Verletzte  dieselbe  nicht 
wünsche.  Manmüfsteja  sonst  annehmen,  dafs  die  in  Privatklagesachen 
und  bei  Antragsdelikten  verhängten  ^Strafen'  auch  nur  eine  Privat- 
genugthuung  sind,  weil  auch  hier  dem  Ermessen  des  Verletzten  über- 
lassen ist,  eine  Bestrafung  herbeizuführen.    Dazu  kommt  noch,   dafs 

in  dem  Fall    des   §  200  Abs.  2  RStGBs die  Bekanntmachung 

durch  den  Richter,  nachdem  der  Antrag  gestellt  ist,  selbst  dann  er- 
folgen mufs,  wenn  der  Verletzte  inzwischen  gestorben  ist,  und  daher 
von  einer  Privatgenugthnung  nicht  mehr  die  Rede  sein  kann".  — 
Für  die  Zweckmäfsigkeit  der  Befugnis  zur  Veröffentlichung  des 
Urteils  haben  sich  (namentlich  aus  dem  Gesichtspunkte  einer  geeig- 
neten Privatgenugthnung  des  Verletzten)  in  der  Litteratur  u.  a. 
erklärt:  Haberlin,  Grundsätze  111  S.  379;  Wahlberg,  Prinzip 
der  Individualisierung  S.  173  (^^empfehlenswertes  Privatgenugthuungs- 
mittel",  „zumal  bei  dem  ungenügenden  Schutze,  welchen  die  Gesetz- 
gebung gegen  Ehrenverletzungen  zu  gewähren  vermag");  Derselbe 
in  HH.  II  S.  C03;  Berner,  Lehrb.  12.  Aufl.  S.  462,  17.  Aufl.  S.  487 
und  andere  mehr.  Dagegen  sehr  entschieden,  aber  nicht  einwand- 
frei: Freudenstein,  Ehrenkränkungen  S.  140  u.  S.  141  Anm.  1,  der 
geradezu  von  dem  Aufbauen  eines  „moralischen Prangers"  durch 
das  Gericht  spricht. 

875)  Mit  Recht  bezeichnet  daher  z.  B.  Geib,  Lehrbuch  II  %  120 
S.  425  den  gerichtlichen  „Verweis"  als  die  letzte  der  „beschä- 
menden Strafen  des  altern  Rechts",  die  sich  noch  erhalten  hat. 
Vgl.  auch  Dochow  in  HRL.  III  S.  1129;  Schütze,  Lehrb.  S.  78  u. 
Anm.  11.  Doch  tritt  die  Auffassung  des  Verweises  als  „demütigende 
Strafe"  (so  ausdrücklich  noch  in  Bayern  1813  Art.22  u.01denburg 
1814  Art.  25;  vgl.  oben  S.  151  Anm.  341)  in  den  neuern  Gesetz- 
gebungen freilich  nicht  überall  mit  gleicher  Schärfe  hervor.  Während 
nämlich:  a)  eine  Gruppe  von  Gesetzen  den  (mündlich  od.  auch  schrift- 
lich zu  erteilenden)  gerichtlichen  Verweis  als  a  1 1  g  e  m  e  i  n  e  s ,  auch  auf 
erwachsene  Personen  anwendbares  Strafmittel  für  bestimmte  (leich- 
tere) Delikte  (darunter  vielfach  auch  Beleidigungen)  verwendet— wobei 
in  der  öfter  wohl  vorgeschriebenen  Erteilung  desselben  „vor  offenen 
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schweig  (und  Lippe-Detmold  1843)  §  19,  Hannover  Art.  18 
Ziff.  6  u.  Pül.-StGB.  §  18  (Rosenfeld  a.  a.  0.  S.94),  Baden  §49, 
Thüringen  Art.  17  (im  Wes.  =  Sachsen  1838),  Österreich  1852 
§§  413-419  (vgl.  Rosenfeld  S.  94,  95;  v.  Liszt  in  Z.  IX  S.  771). 
Sachsen  1855  u.  18G8  Art.  81  (Rosenfeld  S.  94),  Bremen,  Entw. 
1861  §  43,  44,  Entw.  v.  1868  §37,  38,  Waadt  Art.31,  Freibnrg 
Art.  310  (vgl.  auch  Obwalden  Art.  12,  u.  dazu  Stooss,  Grundz. 
I  S.  364-,  nicht  aber  Wallis  u.  St.  Gallen;  vgl.  darüber  Stooss, 
a.a.O.  S.364  Anm.  1  gegen  v.  Kirchenheim,  bezw.  auch  Rosen- 
feld, Strafmittel  S.92  und  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  378  Anm.  3), 
Aargau,  Entw.  v.  1892  §  62  (vgl.  Gretener  in  Z.  für  Schweiz. 
Strafrecht  VI  S.230),  üri,  Entw.  1894  Art. 9  (hier  freilich  „in  erster 
Linie",  aber  doch  nicht  nur  gegen  Jugendliche  anwendbar;  vgl. 
dazu  Pfenninger,  Motive  S.  92,  wo  auch  eine  Übersicht  über  die 
einzelnen  Fälle  der  Anwendung  des  Verweises  gegeben),  Rufs- 
land  1845  §  34  Ziff.  7,  §  43,  67  Ziff.  6  und  89.  18G6  Art  30  Ziff.  7, 
40,  65  Ziff.  6,  8,  9,  sowie  in  sehr  zahlreichen  Artikeln  des  besondem 
Teils  (Rosenfeld,  a.  a.  0.  S.  90  ff-,  v.  Liszt  in  Z.  IX  S.  771; 
Foinitzki  in  StGG.  I  S.  290),  Sardinien  1839  Art.  38,  56,  Tos- 
kana 1853  Art.  13,  23,  152,  197,  Italien  1859  Art.  38,  50,  88,  441, 
514,  515  und  Italien  1889  Art.  26,  27  (in  Verbindung  mit  der  Frie- 
densbürgschaft; vgl.  Rosen  fei  d  S.  90,  92  u.  100;  S.  Mayer  in 
GA.  XXXV  (1887)  S.  350-,  v.  Liszt  in  Z.  IX  S.  775;  Fuhr,  Straf- 
rechtspflege S.  77  ff.;  Alimena  in  StGG.  I  S.  589  und  Anm.  1  und 
S.  590),  Malta  Art.  7  Ziff.  3  und  16  (Rosenfeld  S.  92),  Spanien 
184S  Art.  24  und  114,  1870  Art.  6,  26,  117,  455,  456  sowie  bei  zahl- 
reichen Übertretungen  (vgl.  Rosenfeld,  a.  a.  0.  S.  91,  92  n.  in 
StGG.  I  S.  513),  Portugal  Art.  58  Ziff.  5,  68  (vgl.  Tavares  de 
MedeiroB  in  StGG.  I  S.  545) ,  Mexiko  Art.  92,  Ziff.  I,  III,  93  Ziff.  II, 
Uly  94  Ziff.  VI,  110,  111,  168.  Dagegen  ist  das  System  sub  b)  (das 
sog.  „sistema  tedesco**  nach  Alimena)  durchgeführt  worden  von  den 
GBB.  von:  Hessen  Art  7  Ziff.  13  vbd.  mit  §  116  Ziff.6  u.  Nassau 
Art  7  Ziff.  13  vbd.  mit  115  Ziff.  6 ff.  (vgl.  Rosenfeld,  a.a.O.  S. 96; 
Zucker  im  GS.  XLIV  S.  53),  Deutschland  (RStGB.)  §  57  Ziff.  4 
(Rosenfeld  S.  95  ff.),  Basel  Pol.-StG.  §  13,  Appenzell  A./Rh. 
§  1«,  37,  Neuenburg  1891  Art  79  (Stooss,  Grundzüge  I  S.  364), 
Rufsland,  Entw.I  Art38  Ziff.3  (Rosenfeld,  S.96;  v. Liszt,  a.a,0. 
S.770),  schweizer  Vorentwurf  (1893  u.  1894)  Art.  7  (vgl.  Stooss, 
Motive  zum  Allg.  Teil  (1893)  S.  19;  v.  Lilien thal  in  Z.  XV. 
S.  104 ff.).  — Über  die  Praxis  in  Norwegen  s.  Getz  inStGG.I  S.230, 
über  dennorw.  Entw.  v,  1888:  Rosenfeld,  a.a.O.  S.  96  u.  v.Liszt 
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kleinere  Schriftenetc.il  S. 231  ff.;  Derselbe  in  HH.  II  S.  519  ff.;  H. 
Meyer  im  GS.  Bd.  XXXIII  (1881)  S.  134;  Dochow  in  HBL.  II 
S.  38  ff.;  y.  Liszt,  Eriminalpolitische  Aufgaben,  in  Z.  Bd.  X  (1890) 
S.  65 ff.;  Lammasch.  Kriminalpolitische  Studien,  im  GS.  Bd.XLIV 

(1891)  S.  230  ff.;  Rosenfeld,  Strafmittel  S.  202  ff.;  Lecci,  11  si- 
stema  dellepene  nel  codice  italiano,  1891,  p.  167  ff.;  sodann  bes.  noch 
aus  der  Speziallitteratur  der  letzten  10  Jahre:  Schmölder, 
Die  Geldstrafe,  in  den  Preufs.  Jahrbüchern  Bd.  LXII  (1888)  S.  129  ff. 
(wieder  abgedruckt  auch  in  desselben  Verfassers  Sanmielwerkchen 
„Drei  Aufsätze  zur  Reformbewegung  im  Strafrechf*.  Berl.  1889  S.22  ff.); 
Reinhardt,  Geldstrafe  und  Bufse.  Diss.  Halle  1890;  Seidler, 
Die  Geldstrafe  vom  volkswirtschaftlichen  und  socialpolitischen  Stand- 
punkte, in  Conrads  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik, 
N.  F.  Bd.  XX  (1890)  S.  241  ff.;  £.  Rosenfeld  (bezw.  v.  Liszt  und 
y.  Hippel),  Die  Regelung  der  Geldstrafe,  in  d.  Mittlgn.  der  JKY.  III 

(1892)  S.  135—220  (mit  sehr  reichhaltigen  Angaben);  £.  Zürcher, 
Die  Regelung  der  Geldstrafe,  in  d.  Zeitschr.  für  Schweiz.  Strafrecht 
IV  (1891)  S. 268 ff.;  Verhandlungen  der  2.  deutschen Landesversamm- 
lung  der  JKV  (Halle,  März  1891),  in  dem  Beilageheft  zu  Z.  XI  (1891) 
S.öOff.,  u.  dazu:  Appelius,  Die  Beschlüsse  der  2.  Jahresversamm- 
lung der  JKV.  (Gruppe  Deutsches  Reich)  Berlin  1891,  S.  15  ff.;  Ver- 
handlungen der  JEV.  zu  Ghristiania  (Aug.  1891),  in  den  Mittlgn.  d. 
JKV.  III  S.237ff.,  u.  dazu:  Stenglein  im  GS.  Bd.  XLVII  (1892) 
S. 264  ff.;  Mittelstadt,  Gutachten  für  den  XXI. Deutschen  Juristen- 
tag über  die  Frage:  „Sind  Änderungen  des  geltenden  Rechts  er- 
wünscht in  Betreff  des  Verhältnisses  zwischen  Geld-  und  Freiheits- 
strafe" (S.Verhandlungen  Bd.  II  [Berl.  1891]  S.  49  ff.);  v.  Lilienthal, 
Gutachten  für  den  XXII.  deutschen  Juristentag  über  dieselbe  Frage 
(S.Verhandlungen  Bd.  II  [Berlin  1892]  S.  63ff.);  0.  Fried  mann, 
Gutachten  über  dieselbe  Frage,  ebdas.  S.95ff.  Zu  vgl.  auch  Der- 
selbe, Zur  Reform  des  Österreich.  Strafrechts  S.  71—236  u.  255  ff. 

878)  Vgl.  darüber  etwa  Rosenfeld  in  den  Mitteilgn.  d.  JKV.IH 
(1892)  S.  141  ff.,  158 ff.,  194  ff.,  204 ff.  Was  insbes.  das  deutsche 
RStGB.  anbelangt,  so  findet  sich  (nachSchmölder,  in  den  Preufs. 
Jahrb.  N. F.  Bd. LXII,  S.137,  144  vbd. mit  Dochow  in  HRL.II  S.38  u. 
Rosenfeld,  a.  a.  0.  S.  141  ff.)  die  Geldstrafe  in  demselben  in  73 
Fällen  (gegenüber  344  Fällen  von  Freiheitsstrafen)  vorgesehen.  Als  a  u  s- 
schliefsliche  Straf art  kommt  sie  nur  5  mal  vor  (nämlich  in  den  §§  145, 
276,  285,  364  u.  365  Abs.  1  [u.  zwar  in  den  letzten  beiden  Fällen  für  Über- 
tretungen]), in  Kumulation  mit  Freiheitsstrafen  13  mal  —  darunter 
in  den  Fällen  der  §§  264,  265  u.  349  sowie  nach  den  RGes.  über  den 
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angedroht  findet,  die  erfahrnngsgemärs  in  der  Begel  anf  Ge- 


Wucher  vom  24.  Mai  1880,  bezw.  li».  Juni  1893  (=  KStGB.  §  302  a 
^302e)  obligatorisch  — ,  endlieh  alternativ  neben  Freiheits- 
strafen 61  mal.  Eine  genaue  Übersieht  über  die  sämtlichen  Fälle 
der  Geldstrafen  des  RStGBs.  giebt  n.,a.  y.  Lilienthal,  Gatachten 
S.64— G8  n.  70,  71.  Cber  den  Mindest-  nnd  Höchstbetrag  (letzte- 
rer im  RStGB.  selbst  regelmä fsig  nnr  6< m mj  Mark ,  ausnahmsweise 
[§§  302 d  u.  e]  jedoch  150<H)Mark,  in  den  Beichs-Kebenstrafgesetzen, 
wie  z.  B.  BGB.  Art.  249  ff.  nach  der  Fassung  des  Ges.  vom  18.  Juli 
1884,  dagegen  bis  zu  2^KJ<X)Mark  ansteigend)  s.  Näheres  bei  y.  Listt, 
Lebrb.  6.  Aufl.  S.  235,  B.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  371  Amn.  7, 
8.  372  Anm.  8  u.  Reinhardt,  Geldstrafe  und  Bufse  S.  41,  42  und 
Anm.  1.  Über  die  Formen  der  Androhung  der  Geldstrafe  nach  dem 
Mehrfachen  resp. nach  Bruchteilen  gewisser  Summen  im  deutsch. 
Beichsstrafrecht  s.  noch  Näheres  unten  in  Anm.  883 ;  über  die  Geld- 
strafen für  Gewinnsucbtsdelikte  unten  Anm.  890.  —  Erscheint  die 
Verwendung  der  Geldstrafe  im BStGB. (bes.  z.B.  im  Vergleich  zu  den 
meisten  frfibem  deutschen  Partikulargesetzen)  schon  als  eine  ziem- 
lich reichliche  (vgl.  Wahlberg,  Ges.  kl.  Schriften  III  S.  213,  214-, 
S.  Mayer,  Gesch.  d.  Strafrecbte  S.  140;  Dochow  in  BBL.  II  S.  38; 
Merkel,  Lehrbuch  S.  227-,  Seidler,  a.  a.  0.  S.  248),  so  sind  doch 
mehrere  andre  Gesetzgebungen  —  bes.  aas  der  neuesten  Zeit  —  noch 
weit  freigiebiger  mit  der  Verhängung  dieser  8  traf art ;  so  u.a.dieGBB. 
von  Norwegen  (s.  Bagerup  in  den  Mittlgn.  der  JKV.  ÜI  [1892] 
8.  241),  Ungarn  1878  (Seidler,  a.  a.  0.  8.  249),  Belgien,  Nie- 
derlande 1881  (B.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  371  Anm  6;  Bosen- 
feld,  Mitteilgn.  d.JKV.  III  S.  142;  Seidler  S.142;  v.  Lilienthal, 
Gatachten  S.  88),  San  Marino,  Italien  1889  (B.  Meyer,  Lehrb. 
S.  371  Anm.  6;  Seidler  &  248  Anm.  6),  die  Entwürfe  für  Kroa- 
tien, Österreich  (Seidler  S.248;  Bosenfeld  S.  142),  Aargan 
1892  (vgl.  unten  Anm.  892)  und  die  Schweiz  (Vorentwnrf) ;  von 
aufsereuropäischen  Gesetzbüchern  bes. diejenigen  der  nordame- 
rikanischen Staaten  (B.  Meyer,  Lehrb.  S.  371  Anm.  6),  wie  z.B. 
New-York  (vgl.  Seidler  S.  249;  Bosenfeld  8.  142;  v.  Lilien- 
thal, S.  82),  sowie  diejenigen  für  Englisch- Indien,  Mexiko  und 
Japan,  in  welchem  letztem  (nach  S.  Mayer,  S.A.  aus  GA.  1881 
S.  4)  nvon  der  Geldstrafe  in  einer  so  ausgiebigen  Weise  Ge- 
branch gemacht",  werden  „wie  kaum  in  einer  andern  Gesetz- 
gebang**.  Vgl.  auch  Bosenfeld,  a.  a.  0.  S  142.  Während  sich  in 
der  Litter  atur  noch  bis  vor  Kurzem  mehrfach  Widerspruch  gegen 
den  zu  reichlichen  Gebrauch  der  Geldstrafe  bemerkbar  machte  (s.  z.  B. 
noch  Peterson   in  GA.  XXXV  [1887]  S.  446 ff.),  geht  jetzt  „offen- 
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winnsucht  (Habsucht)  oder  auch  Geiz  ^''•)  als  Triebfedern  zu- 
rtickzufUhren  sind^^^).  Geru de  hierbei  tritt  uns  noch  heute  aufs 
deutlichstejenerGrundsatzvor  Augen,  welcher  „seit  Beccaria 
...  vielen  Kriminalisten  als  Ideal  einer  Strafanwendung  vorge- 
schwebt hat",  nämlich  „die  thunlichste  Identität  von  Ver- 
brechen und  Strafen,  in  welchen  sich  der  Charakter  der  be- 
gangenen Cbelthat  abspiegelt"  ®®').  Der  von  schnöder 
Habgier  oder  krassem  Geiz  zu  verbrecherischen  Thaten  an- 
getriebene Delinquent  wird  offenbar  durch  Strafen  am  Ver- 
mögen —  deren  Wirksamkeit  einerseits  durch  Berechnung 
nach  dem  Mehrfachen  des  bezogenen  oder  erhofften  Ge- 
winns^"), andrerseits  durch  Verbindung  mit  Freiheitsstrafen 


bar  .  .  .  der  Zog  der  Zeit"  dahin,  „der  Geldstrafe  im  Strafensystem 
(noch)  gröfsere  Bedeutnng  beizulegen*'  (Seid  1er,  a.  a.  0.  S.249). 
Vgl.  anch  Rosenfeld,  Mittlgn.  d.  JKV.  III  S.  136 ff.  und  die  Litte- 
ratur- Zusammenstellung  bei  H.Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  371  Anm.  5. 
—  Übereinstimmend  erachteten  es  auch  die  zweite  deutscheLandes- 
versammlung  n.  die  dritte  Hauptversammlung  der  JKV.  für  eine 
Notwendigkeit,  „von  den  Geldstrafen  in  weiterm  umfange  als  bis- 
her Gebrauch  zu  machen"  (vgl.  Beilagsheft  zu  Z. XI  S.  65,  These  I 
und  Mittlgn.  der  JKV.  III  S.  264,  These  1).  Ebenso  auch  die  Be- 
schlüsse des  XXII.  deutschen  Juristentages  in  Augsburg  1893  (vgl. 
Gentalblatt  für  Rechtswiss.  Bd.  XIII  Heft  1/2  S.  64  Frage  11  Nr.  3). 

879)  Ül  er  die  Bedeutung  dieser  drei  Begriffe  und  ihr  Verhältnis 
zur  sog. formalen  Bereicherungsabsicht  s.  bes.  ausführl.  Friedmann, 
Gutachten  S.  137  und  Anm.  1,  138  und  Derselbe,  Reform  S.  139, 
140  u.  Anm.  121-,  vgl.  auch  Merkel  in  HH.  III  S.  656. 

880)  Eine  ziemlich  erschöpfende  (z.  Teil  u.  E.  sogar  etwas  zu 
weitgehende)  Übersicht  über  diese  Delikte  findet  sich  u.  a.  in  der  Schrift 
vonW.  Giese,  Die  Juden  u.  die  deutsche  Kriminalstatistik,  Leipzig 
1893  S.  9  ff. 

881)  So:  Wahlberg  in  HH.  II  S.  522. 

882)  Über  den  vergeltenden  Gharakter  speziell  dieser  Form  der 
Geldstrafen  s.  schon  die  oben  S.  81  Anm.  175  angeführten  Citate. 
Vgl.  ferner  noch:  Wahlberg,  Ges.  kl.  Schriften  II  S.233  ff  •,  Rosen- 
feld, Mittlgn.  d.  JKV.  III  S.  146;  für  Ausdehnung  solcher  Be- 
rechnung der  Geldstrafen  de  lege  ferenda  u.a.  bes.  Merkel,  Lehrb. 
S.227-,  vgl.  Kronecker  inGA.XXVII  (1879)  S.  88;  Zürcher,  Ver- 
handlungen der  I.  Versammlung  der  schweizer  Landesgruppe  der 
JKV.,  (These  2  a),  SA.  aus  der  Z.  fttr  Schweiz.  Strafr.IV  (1891)  S.  40; 


nfß^h  g^*Uri^ert  werde«  kann  *•*    —  an  dm   bsnertsUm  Wnr- 
zeln  tefner  TerderbÜehen  Leidenschaften  empfindlieh  ^ 


Frieda ann.  Beform  S.  145,  Gnatktea  S.  l^Jff.  Die  Bcreekaa^ 
d«r  Geldstrafe  sack  d€rm  Me>rfaekeD  resp.  aack  ^aekteüea) 
de«  gezo^enea  oder  beab«i<rhn^ea  Gewiaaet  oder  aack  woU  des 
renmaebtea  >«haderas^  war  «choa  aiehieiea  der  deatsckea  Parti - 
kalari^e«etzbfi<:berbekaBBt  geveaea.  5aek  des  geheadea  deatsckea 
Beiebsrecfat  fiadet  tie  sieh  zwar  akrbt  »ekr  im  Strafge«etzbocke  lelb it. 
daf;egea  aberaicbt  teltea  ^aasteigead  toib  doppelteabis  zaailjOfKkeB 
Betrage^,  ia  dea  Beiebflaebeagesetzea  ■trafreckdickea  labalts,  wie 
gaax  beionders  ia  dea  Zoll-  nad  Steaergeeetzea  (kier  als 
Mebrfaebe«  l>exw.  Bmcbteü]  der  binterzogeaea  Abgabea,  Gebükieaetc.) 
Vgl  im  Allgeaieinea  Doebow  ia  HRL  III  S.  3^,  t.  Liiit,  Lekr- 
kaek  6.  AafL  S.  295  a.  (>n  ffl,  H.  Mejer,  Lekrb.  5.  Aafl.  S.  372  a. 
Abbl  9,  Reiakardt,  Geldstrafe  and  Bafse  S.  40  o.  AaiL  2  aad 
tie«.  Bindiag,  Grandrifs  4«  Aufl.  |  97  S.  172.  Über  die  Kaaelkeitea 
s.  aoeb  nocb  nnten  die  Aamerkangen  8CO  o.  8^.  Der  Graad  des 
bäafigen  Vorkommens  dieser  Form  der  Geldstrafea  gerade  ia  dea 
Zoll-  a.8teaergesetzen  istanfser  ia  der  Yergeltnngsidee  jedenfalls 
aacbmit  ia  finanziellenErwägnngen  (Scbadlosbaltnng  des  Staates 
für  die  rielen  nicht  znr  Bestrafong  gelaagenden Defrandatioaen)  sa 
soeben.  8.  darüber  Bern  er,  Lebrb.  17.  Anfl.  S.  225;  Sosenfeld, 
MSttlgn.  d.  JKV.  III  S.  156;  Friedmann,  Gutachten  S.  127.  Yoa 
snfserdeatschen  Staaten  haldigen  dem  System  in  herrorragendem 
Mafse  Kafsland   (1845  and  1866)  and  Mexiko. 

88.'5)  Über  die  gerade  auch  ia  der  Kamalation  Ton  Geld-  nad 
Frefheitflstrafen  liegende  Tergeltende  Beaktioa  gegen  die  Ge- 
winn Bucht  Bdelikte  s.  n.  a  :  Wahlberg,  Kriminalistische  and  na- 
tionalökonomische GeBicbtspnnkte  S.  136;  Derselbe,  Ges.  Schriften 
II  8.  252,  258,  260 ff.,  263;  Schmölder,  in  den  Preafs.  Jahrbttchem 
N.  F.  Bd.  LXII  S.  138 ff.;  Krobne,  Lehrbuch  der  Gefiuigniskunde 
8.235;  KoBcnfeld,  a.  a.  0.  S.  142  ff. ;  Friedmann,  Gutachtens.  106 
Anm.  24,  127,  138.  Aafserdem  sind  auch  noch  zu  vgl.  die  Gitate 
in  Anm.  884,  888  und  889.  Die  Mehrzahl  der  neuem  Schrift- 
steller befürwortet  de  lege  ferenda  übrigens  nur  die  fakultative 
Kumulation  der  Geld-  und  Freiheitsstrafen  (vgl.  unten  Anm.  889). 
Gegen  die  obligatorische  Kumulation  stimmte  ausdrücklich  die 
zweite  deutsche  Landesversammlung  der  JKV.  im  Jahre  1891  (s.  Bei- 
lageheft zu  Z.  XI  S.  65,  These  2  Abs.  2).  Ebenso  auch  der  XXII. 
deutsche  Jnristentag,  Augsburg  Sept  1893,  (vgl.  Centralblatt  fUr 
Ilechtswt80.  Bd.  XIII  Heft  1/2  S.  64  Frage  11  Nr.  4).   S.  auch  noch: 
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troffen  ««*).    Ihm    widerfährt    daher    eine    ebenso    zweck- 
mäfflige  ««*)  wie  gerechte  «•«)  Behandlung,  deren  vergel- 


Rosenfeld,Mittlgn.  d.JKV.IIIS.l^;  Aschrott  ebds.  S.247.  A.  M. 
z.Teil:Friedmann,  Gutachten S.13G ff.,  160, 178  u. Reform S.  138, 143. 
luden  deutsch. Partikulargesetzbüchem war  die  kumulative  An- 
drohung Y.  Geld-  u.  Freiheitsstrafen  ziemlieh  selten  (vgl.  Rosenfeld, 
a.a.O.  S.143),  u.  auch  indem  z.  Zt.  geltenden  deutschen  Recht  er- 
scheint sie  noch  als  Ausnahme  (vgl.  schon  oben  Anm.  878  S.  551 
und  unten  Anm.  890).  Häufiger  begegnet  sie  dagegen  bes.  in  den 
GBB.fUr  Zürich  (Art.  23;  vgl.Rosenfeld,  a.  a.  0.  S.  143) ,  Neuen- 
burg 1891,  Ungarn,  San  Marino,  Italien  1889  (Rosenfeld, 
S.  143),  Mexiko,  Engl.-Indien  und  Japan  (s.  S.  Mayer,  S.A. 
aus  GA.  1881  S.  4),  femer  im  geltenden  englischen  Rechte 
(s.  Schuster  in  StGG.  I  S.  634)  sowie  in  den  Entwürfen  für 
Kroatien,  Österreich  (im  Gegensatz  zum  StGB,  von  1852;  vgl. 
Rosenfeld,  a.  a.  0.  S.  142),  Aargau  (§  54  Abs.  2;  vgl.  unten 
Anm.  892)  und  der  Schweiz  (Vorentwurf).  Sehr  selten  ist  die  Ku- 
mulation in  Finnland  (welches  aber  häufig  Geldstrafen  alter- 
nativ neben  Freiheitsstrafen  droht)  sowie  im  russischen  Entwurf 
V.  1885  (vgl.  Russ.  Entw.  III  Erläuterungen  S.  109,  113).  —  Über 
das  System  des  norweg.  Entwurfs  s.  noch  unten  Anm.  892. 

884)  Vgl.  u.  a.:  Häberlin,  Grundsätze  IV  S.  189 ff.;  v.  Jage- 
mann und  Brauer,  Kriminallexikon  S.  699;  Wahlberg,  Ges.  kl. 
Schriften  11  S.  252:  „Man  erwäge,  dafs  bei  Übelthaten,  die  aus  Ge- 
winnsucht und  Geldgier  entspringen,  durch  häufungsweise  An- 
drohung der  Freiheitsstrafen  und  Geldstrafen  auch  eine  spezifische 
Gegenwirkung  gegen  dieses  Motiv  bezweckt  ist ,  um  den  Übel- 
thäter  nebst  der  ihn  vielleicht  weniger  berührenden  Freiheitsentzie- 
hung an  seiner  empfindlichsten  Stelle  durch  die  Geldstrafe 
zu  treffen«*;  Schmölder  in  den  Preufs.  Jahrb.  N.  F.  LXII  S.  133: 
nGeiz  und  Habsucht  entspringen  einer  Verschiebung  der  richtigen 
Wertschätzung  der  irdischen  Güter.  .  .  .  Der  Verbrecher  aus  Geiz 
und  Habsucht  liebt  über  Alles  seinen  Mammon,  er  wird  hier  am 
empfindlichsten  berührt^;  Krohne,  Lehrbuch  der  Gefängniskunde 
S.  235:  Die  Geldstrafe  (in  Verbindung  mit  Freiheitsstrafe)  bringt  (für 
schwere  Gewinnsuchtsdelikte)  „ganz  besonders  den  Satz«*  zum  Aus- 
druck, „dafs  der  Rechtsbrecher  gerade  an  der  Stelle  getroffen 
werden  soll,  wo  derBeweggrund  zum  Verbrechen  liegt" ;  v.Liszt, 
in  den  Mittlgn.  der  JKV.  III  (1891)  S.  238:  ...  bei  der  Gewinn- 
sucht  wird  der  Trieb  zum  Delinquieren  (durch  Geldstrafen)  an 
seiner  Wurzel   getroffen";  Zürcher,   S.A.  aus  d.  Z.  für  Schweiz. 


*»it*'     •!«.■••  it  ♦-1   t.i   tii^  I-^    irr  Y 1     •  X '*'''    -^-nnttrxiicr 


f    ^;-  -l.Cl     Iv*   injt  i.H  »TL  ♦-  1  :i  £  K'^j*  3ii»iii  -sEiit  SBiat  i^3& 

■*,^**'4ii^  ♦*M'¥*r*r  V *-,•*•. r*"  ii*a    -.•ii^r  *rür^*r^:filL:*i'ti»^  T-5rr»-i»*a    «ns- 
V  ^  •  »  '.  jr  ♦  1  ♦  '  %  r  •  *: ;  -  -.•*-*•»  loi»-:     -  .  ,  n«!    iii  r^K^ÜLT*  IL^n:*!  «3- 

•»faf^ft  «fji'j:*^  V.  .•^.  L«  ofi  t-et^.at  w.rCra.  «La  «  i=r  gerecht  ist. 
#;^r»    r^rift^^.iTt*:»  TlÄt^r   r^r»'-*  a^ri  aa  ci-r^er,   oft   l*«.:»c«s 

>>.7,  Man  kaü»  aa:o  «<b'>a  ia  Oe!d«ir^ea  f^  Delikte,  we>be 
zwar  <tir*^  aar  Vf;rKo^eB§beschädi?!iii^.  aicht  ali«r  »orveadi^ 
au'th  aaf  K^r^i^beraiii^  Oewina  des  T  h  5 1  e  r  5  gerichtete  Absicht 
4ir1or*i^.rn^  da«  laiioncprinzip  »in  einer  weni^  Terfeineitem  Eat- 
wi'^kiurijr'iDtK/fernerkfrrjneD,  al»  hi^r  , der  Verbrecher  andern  gleichem 
K^cbtKi^nt  rarkürzt  werden*  foll,  .an  welchem  er  seinen 
>'*;b*frjifteriv:h«;n  schädigen  woiite*.  3  Friedmann.  GataehtenS.  133; 
l}(irnti\he,  \icAorm  H,  lU.  Vgl.  auch  Zürcher,  SA.  ans  Z.  for 
iM^hweiz,  fttrafr.  IV  Hröl;  8.  2. 

8'>«;  Vgl.  aa r««;r  den  2.  Teil  ebenfalls  schon  hierfür  sprechenden 
CitflU;n  in  Ahm.  HKi  und  8-4  n.  a.  bes.:  Wahlberg,  Prinxip  der 
/ndividuaiifiieniTig  8.  W>;ff.,  in  HIL  II  S.  5i>2  n.  Ges.  kl.  Schriften  II 
H«  *J'%^  2i^7:  ^Iniinerbin  läfHt  sich  durch  eine  zweckmafsige  Verbin- 
dung der  FreibcitHMtrafe  und  Vermogensstrafe  wenigstens  annähernd 
eine  Gleichheit  zwischenCbeithat  and  Straffibel  ermitteln, 
zumal  bei  sog.  Bereicherungsdelikten,  welche  auf  Gewinn- 
sucht beruhen''.  Kobner,  Lehrb.  2.  Aufl.  S.6,  Lammaschim  GS. 
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de  lege  ferenda  als  berticksichtignngBwert  empfohlen  worden 

ist««»). 


XLIV  ( 1 89 1)  S.  242  fif.  n.  a.  m.  bezeichDen  sogar  die  Verhängnng  bedeuten- 
der Vermögensstrafen  fUr  Gewinnsuchtsdelikte  geradezu  als  „T  a  1  i  o  n".  — 
Eine  von  der  herrschenden  Ansicht  etwas  abweichende  Auffassung  der 
Bedeutung  der  Geldstrafen  für  Bereicherungsdelikte  hat  dagegen  neuer- 
dings R.  Schmidt  in  seinen  „Aufgaben  der  Straf rechtspfl ege *"  (S. 306) 
entwickelt.  Derselbe  betont  zunächst  den  Satz,  dafs  die  Geldstrafe  zu 
der  Freiheitsstrafe  ^nicht  ein  für  allemal  in  dem  Verhältnis  der  mil- 
dem zur  schwerem  Strafart"  stehe,  „wie  Freiheitestrafe  zur  Todes- 
strafe und  Verweis  zur  Geldstrafe".  „Vielmehr  bedeutet  sie  nur  für 
gewisse  Deliktsgruppen  und  als  leichte  Geldstrafe  den  mildern 
Rechtsnachteil,  für  andere  Deliktskategorieen,  nämlich  für  die  Ge- 
winn such  tsdelikte:  Betrug)  Erpressung,  Wucher,  Meineid,  Münz- 
fälschung u.  s.  w.  ist  eine  schwere  Geldstrafe  unentbehrlich,  weil 
sie  in  den  Augen  des  Thäters  wie  des  Volkes  nach  den  Umstän- 
den die  empfindlichere  Strafform  gegenüber  der  Freiheits- 
strafe und  deshalb  die  der  proportionalen  Gerechtigkeit  ange- 
messenere darstellt".  „Mit  der  Erkenntnis  dieses  Doppelcharakters  der 
Geldstrafe,  die  sonach  für  manche  Fälle  die  mildere,  fllr  andere  die 
schwerere  Strafform  darstellt"  —  meint  nun  Schmidt,  a.  a.  0. 
S.  306Anm.  2  —  erledige  sich  auch  die  von  uns  in  Abtlg.II  der  „Idee 
der  Wiedervergeltung",  Vorwort  S.  XII  vertretene  Anschauung,  „dafs 
eine  Verwertung  der  Geldstrafe  bei  gemeinen  Vermögensverbrechen 
durch  das  Talionsprinzip  gefordert  werde".  Es  sei  dies  „die  unrich- 
tige theoretische  Erklärung  eines  richtigen  praktischen  Gedankens", 
—  Diesen  Ausführungen  gegenüber  möchten  wir  zunächst  bemerken, 
dafs  die  „Erkenntnis"  des  angedeuteten  „Doppelcharakters"  der  Geld* 
strafe  als  bald  leichtere,  bald  schwerere  Strafform,  die  übrigens  schon 
in  den  meisten  altern  Monographieen  über  die  Geldstrafe  anzutreffen  ist, 
auch  von  uns  wohl  nicht  aufser  Acht  gelassen  worden,  da  wir  (Abtlg.  II 
S.  XII)  ja  ausdrücklich  nur  für  „die  schwerern  Delikte  aus  Ge- 
winnsucht" die  Verwendung  von  Geldstrafen  (in  Verbindung  mit 
Freiheitsstrafen)  befürworteten.  Dafs  die  Androhung  von  geringem 
Geldstrafen  für  lei  chtere  Vergehen  und  Übertretungen  vor- 
wiegend auf  andere  Rücksichten  als  die  Durchführung  der  Vergel- 
tungsidee zurück  zufuhren  ist,  haben  wir  niemals  verkannt  Vielmehr 
stimmen  wir  darin  Wahl  b  er  g  (Ges.  kl.  Schriften  II  S.  239)  zu,  dafs  ge- 
rade in  solchen  Fällen  „verhältnismäfsig  der  Pulsschlag  der  vergel- 
tender Strafgerechtigkeit...  am  schwächsten  zu  empfinden"  ist. 
Anders  liegt  aber  entschieden  das  Verhältnis  zur  Vergeltungs-  (bezw. 


i^n  Z  s«r.uiiO^   lij*  *  n  1 '".  1  l  -  _  •  1-*  r  ♦  i^rarrr.na  j*y-?rih<gr  ler  Jt'^- 

ipr^uip'  i#n  .*»-r-aIljmi•a^*•••J^  ikr«!  -ne  x  3.  ita  üsa  soL-a  ^nn  '^  r  i  »i  ti 
«f>^»x;t^l   «u'r*^ihrva  ■;*' 1 !  1  * r    n.  i»-i.  ^*»-sTi-»a  «ar  ii  iri^ -an» 

«rn.:»^r»tt  v^r-üm  '/:.  .».am.  -^^  i.  mien  Ajol  r?*?  .  AJ^^aiMiisi.  crrjB. 
i«v»r  *n»*i**'.iir  mit  ti»»  7 ^a  ♦■•in:,  t -  j<»jr^'i#»ae Zi»^rTniuiiie  Lts5*)cvi*»- 

l^a«  <*i«t.i.'T  -li^r  ''»rz^'nmn-  y^srw.  Ta.ii]ii»-  Z-ine  in.  «a.  aatii»*ä9L 
ww.jrw  ii»r7-.ri*a«*ti'Äiiii»ii  •j^iriaii.     ^-iaiit*  V-rni'j^  «lÄ  -ft*»«'«*^ 

•»^  -Ur  rr".  '««i  K.i-«ä  -tui  •><  «t^mf»»!!  fir  ^♦.'lüa«  Krar}ar»  EaatLin«««. 

ti<*A   «Uivei   »«viT    ^'>ta  w*ixe   di^  Fru»  asf.   voraz»    ^/oat  ixae 

Hjti't  <.%7ra  <>►  ^,tL:siX.*nik^  «eist»  V 4r3i*:^«!iL»c«iCX&*i^»t»  6»r  Hxb(«ä«:iil£« 
•a^  0^;xl^«r  l^x»/.*:  aa  «lea  imaitriiem  Wxrzeli  fez2«r  Tiercer^oc^ 
tt^r«  Lei«l^»t<ftaftem  xa^  Triebe  rerro&m  vini  f^  cie  Ctooe 
/^^^r*  lA  Aam.  '^(,,  sa^  <ia.'«  eta<e  iolfa«  B<:Kran3«^  a^^k  Cier  Satar 
/•.er  />m  if*i'\%\t,  Oit  V«bre«tiea  ebea  d*»  "P'irer  «.-•«  wie  deai 
\otk*:iÜM  n^ere^hteite  Keakd-va ;^^iea  die Miaieikas eneifteiac  Dais 
/lie^i^?^  <riM;  «Ta*K>a*  ua  eijrea:.i':bea  Sicae  teL  kabea  vir  aieauls 
t^^baoptitt,  #Ur«  nie  aher  Kit  der  Idee  der  Talioa  Beräkraa^s- 
pankte  aofwHvt  und  j^deafa»Uaaf  der  Onmdla^  de«  Ter^elcaa^a- 
l^^dankeat  im  w,  ?$«  beruht,  daraa  gianbea  wir  niit  dea  aeistea 
Dp^oera  rthhfuu-Alen  '\%\,  aoch  Merkel,  Veripeltim^dee  S. 6;  aack 
WS«  T'/r  festhalten  za  dürfen. 

^^^;  V^l  im  AlIgemeineaBoflenfeld  ia  dea  Mittlga. d.  JKY. m 
^l>;<f/;  H.  141,  welcher  bemerkt,  dafs  soicbe  Empfehlimg  de  lege  fe- 
read«  «ich  iieit  Filsngieri  «bij  in  die  neueste  Zeit*  fortgesetst 
hat,  Untier  den  Autoren  aiu  den  letzten  Jahrzehnten,  welche  na- 
HNmilich  für  die  fakaltatire  Kamalation  von  Geldstrafen  o.  Frei* 
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dem  in  der  Litteratur  so  hoch  gepriesenen  Grundsätze  im  Ganzen 
ebenfalls  schon  häufig,  im  Einzelnen  freilich  noch  in  ziemlich 
verschiedenem  Umfange  Gebranch  gemacht.  So  erscheint  z.  B. 
gegenüber  den  f r  ti h  e  r  n  deutschen  Ptir  t i  k  n  1  a  r gesetzbttchern 
der  Kreis  der  im  geltenden  Rei  chsstrafrecht  mit  Geldstrafen 
belegten  Geivinnsuchtsdelikte  allerdings  bereits  als  ein  ziem- 
lich grofser  ^•®) ;    er  tritt  dagegen  zurück  im  Vergleich  mit 


heitsstrafen  plädieren  (vgl.  oben  Anm.  883),  befinden  sich  nicht  nur  her- 
vorragende Kriminalisten  der  versehiedensten  Riebtungen 
(wie  anfser  zahlreichen  andern  z.  B. :  H.  M ey er  [im  GS. XXXIII  S.134] 
Dochow  [in  HRL.  D  8.38],  Schmölder  [Preufs. Jahrb.  LXIIS.133, 
137],  Mittelstadt  [Gegen  die  FreiheitsstrafenS.  84  ff,  87,  Beilage- 
heft zu  Z.  XI  S.  8,  9  und  Gutachten  S.  56 ff.],  Merkel  [Lehrbuch 
S.  227],  A  Schrott  [Beilageheft  zu  Z.  XI  S.' 9],  v.  Liszt  [Mittlgn. 
d.  JKV.  III  S.  220,  These  I,  3  und  auch  sonst  öfter],  Zürcher  [S.A. 
aus  d.  Zeitsshr.  f.  Schweiz.  Strafr.  IV  (1891)  S.  8],  y.  Lilienthal 
[Gutachten  S.  93]),  sondern  auch  Nationalökonomen  (wie  z.  B. 
Roseber  [System  der  Finanzwissenschaft,  Stuttg.  1886,  S.  85],  und 
Seidler  [in  Conrads  Jahrbüchern  N.  F.  Bd.  XX  S.  246  Anm.  1]). 
Von  Beschlüssen  neuerer  juristischer  Kongresse  sind  in  dieser  Be- 
ziehung bes.  zu  erwähnen  diejenigen  der  2.  deutsch.  Landesversamm- 
lung  d.  JKV.  (Beilageheft  zu  Z.XI  S.65  These  II)  u.  des  XXII.  deut- 
schen Juristentages  (GB.  f.  Rechtswiss.  XIII.  Heft  1  /2  S.  64  Frage  11  Nr.  3). 
Ausführlichere  Angaben  über  die  einzelnen  Vorschläge  müssen  dem 
Schlufs  unserer  Abtlg.  III,  2  vorbehalten  bleiben.  Daselbst  ist  auch  z.Teil 
noch  auf  andre  neuere  Vorschläge  zur  Reform  der  Geldstrafe 
(wie :  gerechtere  Anpassung  an  die  Vermögensverhältnisse  des  De- 
linquenten, insbes.  Berechnung  nach  dem  Jahres-Ein kommen,  dem 
Steuersatz  etc.,  erhöhte  Sicherung  für  Beitreibung  der  Zahlun- 
gen, wie  bes.  durch  Zulassung  von  Teilzahlungen,  Zwangsarbeit 
ohne  Einsperrung  statt  uneinbringlicher  Geldstrafen  u.a.m.)  einzugehen. 
890)  S.  V.  Schwarze,  Kommentar  5.  Aufl.  S.  82:  «Das  (R)StGB. 
(hat)  wiederholt  gerade  darin,  dafs  gewinnsüchtige  Absicht 
denThäter  geleitet  hat,  denAnlafs  zur  Androhung  von  Geld  strafen 
gefunden**.  Vgl.  auch  Wahlberg,  Krim,  und  nationalök.  Gesichts- 
punkte S.  135  u.  in  HH.  II  S.  521:  „Häufig  sucht  das  RStGB.  in 
der  .  .  .  Geldstrafe  eine  Gegenwirkung  gegen  die  verbrecherische 
Gewinnsucht";  S.  Mayer,  Geschichte  d  Strafrechte S.  140 Anm. 60 
—62;  V.  Lilienthal,  Gutachten  S.  72,  93.  Nach  der  von  letzterem 
S.  64  ff.  gegebenen  Übersicht  (vgl.  oben  Anm.  878  S.552)  findet  sieb 
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mehreren  aufgerdeutsclien  Gesetzgebungen  und  Entwürfen  aus 
neuester  Zeit,   welche  —  wie  die  folgende  Darstellung®*^) 


die  Geldstrafe  bei  Gewinnsuchtsdelikten  im  RStGB.  angedroht:  1)  als 
alleinige  Hauptstrafe:  a)  schlechthin  von  vornherein:  in  den 
§§  276,  286,  364  (s.  allenfalls  auch  noch  §  361  Abs.  1  Ziff.  9  und 
Abs.  2  [and  dazu  Bern  er,  Lehrb.  17.  Aufl.  S.  Q?0:  „Repression  der 
Gewinnsucht  der  Eltern"]);  b)  blofs  bei  Vorhandensein  mildern- 
der Umstände  (u.  zwar  nur  fäkal  tat):  in  den  §§246  u.  263  Abs.  2; 
2)  in  alternativer  Weise  neben  Freiheitsstrafe,  und  zwar  a)  an 
erster  Stelle:  in  den  §§184,  (§  287  =:  §  14  d.  Gesetz  vom  30.  No- 
vember 1874  bezw.  12.  Mai  1804)  292,  293,  296,  296a,  297.  300,  331, 
352  u.  RKO.  §  213;  vgl.  etwa  auch  noch  die  Übertretungen  des 
§  360  Ziff.  4,  5,  9,  12;  b)  an  zweiter  Stelle:  in  den  §§  (148),  289, 
291,  301,  302  u.  RKO.  §  212  Abs.  1  Ziff.  2  vbd.  mit  Abs.  2;  3)  als 
Nebenstrafe  (an  zweiter  Stelle)  in  Kumulation  mit  Freiheitsstrafen: 
a)  obligatorisch:  in  den  §§  264  Abs.  1,  265  Abs.  1,  302a— 302e, 
349;  b)  nur  fakultativ:  in  den  §§  150,  263,  264  Abs.  1,  265  Abs.  1,  266 
Abs.  2,  268,  272,  273,  274,  284,  290  —  Mehrfach  ist  in  der  Litteratur 
hervorgehoben  worden,  dafs  das  RStGB.  in  der  Androhung  der  Geld- 
strafen für  strafbare  Gewinnsucht  „noch  viel  weiter**  hätte  gehen  kön- 
nen (s.  z.  B.:  Wahlberg,  Ges.  kl.  Schriften  II  S.  261  u.  Merkel, 
Lehrb.  S.  227),  und  öfter  ist  namentlich  hingewiesen  auf  das  Feh* 
len  von  Geldstrafen  für  die  „geschäftsmäfsige"  Verleitung  zar  Aus- 
wanderung (§144),  die  schwerern  Münzdelikte,  insbes.  die  sog. 
Falschmünzerei  im  e.  S.  und  die  Münzverfälschung,  (§  146 ff.),  den 
Meineid  und  das  falsche  Zeugnis  aus  Gewinnsucht  (§  153 ff),  die 
Verleitung  dazu  (§  159),  die  Kuppelei  (§  180:  „gewohnheits- 
mäfsig oder  aus  Eigennutz*"),  die  (gewerbsmäfsige)  Hehlerei  und 
Patirerei  (§  258—262:  „seines  Vorteils  wegen")  und  für  die  De- 
likte der  §§  327--329  (wissentliche  Verletzung  der  Absperrungs-  od. 
Aufsichtsmafsregeln  oder  der  Einfuhrverbote  bei  Epidemieen  und 
Nichterfüllung  von  Lieferungsverträgen).  Vgl.  z.  B.  Schmölder  in 
den  Preuss.  Jahrb.  LXII  S.  137;  Rosenfeld,  Mittlgn.  d.  JRV.  III 
S.  143;  Mittelstadt,  Beilageheft  zu  Z.  XI  S.  51  und  Gutachten 
S.  56,  57;  Fried  mann,  Gutachten  S.  133;  Giese,  die  Juden  etc. 
S.  8,  12,  13,22.  Als  weitere  Beispiele  könnten  etwa  auch  noch  an- 
geführt werden  die  §§  133  Abs.  2  (Vernichtung  und  Beschädigung 
von  Urkunden,  Registern,  Akten  „in  gewinnsüchtiger  Ab- 
sicht**), 169  a.  £.  (Kindesunterschiebung  „in  gewinsüchtiger 
Absicht**),  219  (sog.  Lohn- Abtreibung  „gegen  Entgelt**),  235  a.  E. 
(Einderraub    „zu    gewinnsüchtigen    Zwecken**),    253  ff.    (Er- 
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zeigen  wird  —  in  dieser  Beziehung  noch  ungleich  weiter  ge- 
gangen sind  ^^2). 


pressuDg,  „um  sich  oder  einem  Dritten  einen  rechtswidrigen  Ver- 
mögensvorteil zu  verschallen"),  §  257  (Begünstigung  „seines  (eigenen) 
Vorteils  wegen"),  RKO.  §  209  (betrügerischer  Bankerott,  „in  der 
Absicht,  die  Gläubiger  zu  benachteiligen"),  RKO.  §  212  ZiflF.2  (Gel- 
tendmachung erdichteter  Forderungen  im  Konkurse  v.  S.  eines  Gläu- 
bigers, „um  sich  [oder  einem  andern]  „Vermögens  vorteil  zu  ver- 
schaffen", auch  ohne  mildernde  Umstände),  §288  (Vereitelung  der 
Zwangsvollstreckung,  i.d.  Absicht  „die  Befriedigung  des  Gläubigers  zu 
vereiteln") ;  allenfalls  auch  noch  die  (freilich  die  gewinnsüchtige  Absicht 
nicht  speziell  hervorhebenden)  §§  130,  137  (Siegel-  u  Arrestbruch; 
vgl.  Friedmann,  Gutachten  S.  127),  242ff.  (Diebstahl),  246  Abs.  1 
(Unterschlagung  [auch  ohne  mild.  Umstände]),  249 ff.  (Raub),  27.o  Ziff.  1—3 
(Anfertigung  und  Gebrauch  v.  falschem  (unecht.)  od.  gefälschtem  Stem- 
pelpapier, Stempelmarken,  Post-  u. Telegraphen-Freimarken,  etc.),  277, 
279  (Ausstellung  falscher  oder  verfälschter  ärztlicher  Atteste  und 
Gebrauch  derselben),  294  (gewerbsmäfsiges  unberechtigtes  Jagen 
[Wilddiebstahl]),  324  (Vergiftung  von  Verbrauchsgegenständen  u.  Ver- 
kaufen, Feilhalten  oder  Inverkehrbringen  von  vergifteten  od.  mit  ge- 
fährlichen Stoffen  vermischten  Sachen),  332  (passive  Bestechung  für 
amts-  oder  dienstpflichtwidrige  Handlungen)  331  (passive  Bestechung 
richterlicher  Beamten),  300,  351  (Amts-Unterschlagung)  353  (Erhebung 
unrechtmäfsiger  Gebühren).  Zahlreiche  Beispiele  für  (z.Teil  sehr  hoch 
bemessene)  Geldstrafen  für  Gewinnsuchtsdelikte  sind  aufserdem  enthal- 
ten in  den  Vorschriften  der  sog.  strafrcchtl.  Reichs- Nebengesetze. 
Hier  findet  sich  für  solche  Fälle  u.  a.  die  Geldstrafe:  1)  als  alleinige 
und  Hauptstrafe,  und  zwar  a)  in  fest  bestimmten  Beträgen  in: 
der  RGewerbe- Ordnung  vom  21.  Juni  1809  (zuletzt  abgeändert  durch 
Ges.  vom  6.  Juil  1887)  §§  14G  Ziff.  2  und  4,  146  a.  147  Ziff.  3,  148 
Ziff.  7,  7  a  u.  11,  149  Ziff.  3  u.  4,  150  Ziff.  4;  d.  RGes.  vom  11.  Juni 
1870  über  das  Urheberrecht  an  Schriftwerken  etc.  („Nachdrucksge- 
setz") §§  18  und  25^  RGes.  vom  21. Dez.  1871  betr.  die  Beschränkung 
des  Grundeigentums  in  der  Umgebung  von  Festungen  §  32;  RGes.  v. 

13.  Juni    1873    über    die  Kriegsleistungen   §  23;    RBankgesetz   vom 

14.  März  1875  §§  57,  58;  RGes.  vom  9.  Januar  187G  betr.  das  Ur- 
heberrecht an  Werken  der  bildenden  Künste  §  16;  RGes.  v.  10.  Jan. 
1876  betr.  den  Schutz  der  Photographieen  gegen  unbefugte  Nachbil- 
dung §§  3,  9;  RGes.  vom  11.  Jan.  1876  betr.  das  Urheberrecht  an 
Mustern  und  Modellen  („Musterschutzgosetz")  §§  5,  14;  RGes.  vom 
4.  Dez.  1876  betr.  die  Schonzeit  für   den  Fang   von  Robben  §  unic.; 

Günther,  Idee  der  WicdcrvergcUung.    III,  1.  gQ 
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Gleichsam  den  Typus  der  modernen  Gewinnsuchtsdelikte 
stellt    der  Wucher    dar,    welcher    daher    denn  auch   fast 

RGes.  vom  22.  Mai  1881  betr.  die  Kiistenfirachtfahrt  §  3;  b)  berechnet 
nach  Bruchteilen  oder  dem  Mehrfachen  des  gezogenen  Ge- 
winns oder  verursachten  Schadens  im:  BGes.  vom  12.  Okt.  18G7 
betr.  die  Erhebung  einer  Abgabe  von  Salz  §§  11,  12,  16;  RGes.  vom 
8.  Juli  1868  betr.  die  Besteuerung  des  Branntweins  §§  52,  53;  RGes. 
vom  10.  Juni  1869,  betr.  die  Wechselstempelsteuer  (abgeändert  durch 
Ges.  vom  4.  Juni  1879)  §  15;  Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869 
§§  134,  135;  RGes.  v.  8.  Juni  1871  betr.  die  Inhaberpapiere  mit 
Prämien  §  6;  RGes.  vom  28.  Okt.  1871  über  das  Postwesen  §§27—29; 
RGes.  V.  31.  Mai  1872  betr.  Erhebung  der  Brausteuer  §§  27—31,  33; 
RBankgesetz  vom  14.  März  1875  §§  55,  59,  Ziflf.  2  u.  3;  RGes.  vom 
3.  Juli  1878  betr.  den  Spielkartenstempel  §§  10—12;  RGes.  v.  16.  Juli 
1879  betr.  die  Besteuerung  des  Tabaks  §§  32—37;  RGes.  v.  19.  Juli 
1879  betr.  die  Steuerfreiheit  des  Branntweins  zu  gewerbl.  Zwecken  §  2 ; 
RGes.v.  I.Juli  1881  betr.  die  Erhebung  v.  Reichsstempelabgaben  (abg. 
durch  Ges.  v.  29  Mai  1885  u.  27.  April  1894)  §§  3,  (18),  19,  (25),  26 ;  RGes. 
V.  18.  Juli  1884  betr.  die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und 
die  Aktiengesellschaften  §  249  flf. ;  RGes.  vom  24.  Juni  1887  betr.  die 
Besteuerung  des  Branntweins  (abg.  durch  Ges.  vom  8.  Juni  1891) 
§  21;  RGes.  v.  31.  Mai  1891  betr.  die  Besteuerung  des  Zuckers  §  47  ff. ; 
2)  als  alternative  Hauptstrafe  neben  Freiheitsstrafen  im: 
RPatentgesetz  v.  25.  Mai  1877  (revid.  Fassung  vom  7.  April  1891) 
§§36,40;  RGes.  v.  16.  Juli  1884  über  den  Feingehalt  der  Gold-  und 
Silberwaren  §  9;  RGes.  v.  18.  Juli  1884  betr.  die  Kommanditgesellschaf- 
ten auf  Aktien  etc.  §  249 e;  RGes.  v.  25.  Juni  1887,  betr.  den  Ver- 
kehr mit  blei-  und  zinkhaltigen  Gegenständen  §  4;  RGes.  v.  5.  Juli 
1887  betr.  die  Verwendung  gesundheitsschädlicher  Farben  bei  der 
Herstellung  von  Nahrungsmitteln  etc.  §  12;  RGes.  v.  12.  Juli  1887 
betr.  den  Verkehr  mit  Ersatzmitteln  für  Butter  §  5;  RGes.  v.  1.  Mai 
1889  betr.  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  §  144; 
RGes.  vom  1.  Jnni  1891,  betr.  den  Schutz  von  Gebrauchsmustern 
§10;  RGes.  v.  12.  Mai  1894  zum  Schutz  der  Warenbezeichnungen  §§14 
—16;  3)  als  Nebenstrafe  in  Kumulation  mit  Freiheitsstrafen,  und 
zwar  a)  obligatorisch:  a)  an  erster  Stelle:  im  Reichsbankgesetz 
vom  14.  März  1875  §  57;  ß)  an  zweiter  Stelle:  im  RGes.  v.  18.  Juli 
1884  über  die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  etc.  §  249,  249  a 
— 249d;  RGes.  vom  1.  Mai  1889  betr.  die  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften §§  140,  141;  RGes.  v.  20.  April  1892  betr.  die  Ge- 
sellschaften mit  beschränkter  Haftung  §§  80,  82;  b)  nur  fakultativ 
(mithin  stets  an  zweiter  Stelle):  im  RGes.  v.  7. April  1876 über  die 
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eingeschriebenen  Hülfskassen  (abg.  durch  Ges.  v.  1.  Juni  18S4)  §  34; 
ünfallversicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884  §§  20,  108;  RGes.  vom 
5.  Mai  188()  betr.  die  Unfall-  und  Krankenversicherung  der  in  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Personen  §§  31,  127, 
128;  RGes.  vom  11.  Juli  1887  betr.  die  Unfallversicherung  der  bei 
Bauten  beschäftigten  Personen  §§  12,  49;  RGes.  vom  13.  Juli  1887 
betr.  die  Unfallversicherung  der  Seeleute  etc.  §  32 ;  RGes.  v.  22.  Juni 
1S89  betr.  die  Invaliditäts-  und  Altersversichenmg  §§59,  152;  RGes. 
vom  10.  April  1892  betr.  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter  §§  42, 
82b.  4)  Besonderheiten  enthalten  noch  das  RGes.  v.  14.  Mai  1879 
betr.  den  Verkehr  mit  Nahrungsmitteln  §  10  und  das  RGes.  vom 
20.  April  1892  betr.  den  Verkehr  mit  Wein  etc.  §  7,  insofern  sie  zu- 
nächst Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  und  Geldstrafe  bis  zu  1500  Mk. 
obligatorisch  und  kumulativ  miteinander,  sodann  aber  auch  noch 
„eine  dieser  Strafen"  alternativ  neben  einander  androhen.  —  Fälle 
von  Gewinnsuchtsdelikten,  für  welche  keine  Geldstrafen  vorgeschrie- 
ben, enthalten  z.  B.  das  RGes.  vom  21.  Mai  1878  betr.  Zuwiderhand- 
lungen gegen  die  zur  Abwehr  der  Rinderpest  erlassenen  Vieheinfuhr- 
verbote §§  1,  4u.  bes.  2  (Absicht,  sich  oder  einem  andern  einen  Ver- 
mögensvorteil zu  verschaffen"),  das  Nahrungsmittelgesetz  vom 
14.  Mai  1879  §  12,  13,  das  RGes.  vom  9.  Juni  1884  gegen  den  ver- 
brecherischen u.  gemeingeföhrl.  Gebrauch  von  Sprengstoffen  §  7  Abs.  1, 
8,  9  und  das  RGes.  vom  22.  Juni  1889  betr.  die  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung  §  lb4.  Zu  beachten  ist  auch  der  Wegfall  der  Geld- 
strafe in  vielen  Zoll-  und  Steuergesetzen  bei  Rückfall  in  ein 
gegen  die  Straf- Vorschriften  derselben  verstofsendes  Gewinnsuchts- 
delikt. 

891)  Dieselbe  erhebt  übrigens  keinen  Anspruch  darauf,  eine 
vollständig  erschöpf  ende  Übersicht  über  sämtliche  Fälle  der 
Geldstrafen  für  ev.  auf  Gewinnsucht  als  Triebfeder  zurückzuführende 
Delikte  in  allen  (von  uns  berücksichtigten)  neuem  Gesetzgebungen 
zu  liefern,  beschränkt  sich  vielmehr  grundsätzlich  auf  die  Hervor- 
hebung der  zum  Nachweis  für  die  im  Texte  gegebenen  Ausführungen 
mehr  oder  weniger  charakteristischen  Vorschriften. 

892)  Eine  ganz  allgemeine  Bestimmung  enthält  in  dieser  Beziehung 
der  Entwurf  für  den  Schweiz.  Kanton  A  arg  au  von  1892,  welcher  in 
§  54  Abs.  2  vorschreibt,  dafs  „bei  (allen)  Verbrechen  und  Ver- 
gehen, bei  deren  Verübung  der  Thäter  aus  gewinnsüchtiger 
Absicht  gehandelt  hat",  stets  „mit  der  Freiheitsstrafe  (obligatorisch) 
eine  Geldstrafe  verbunden  werden"  soll,  deren  Maximum  je- 

3Ü* 
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anerkaimt  ist,  mit  hohen  —  zuweilen  nach  dem  Mehrfachen 
des  Gewinns  berechneten  und  meistens  auch  noch  mit 
schweren  Freiheitsstrafen  kumulierten  —  Geldstrafen  be- 
droht ist  ®^^).  Ihm  reihen  sich  als  durchweg  gleich  behandelte 


doch  5000  Franken  nicht  übersteigen  darf.  Auch  sollen  (obligator.) 
bei  der  Ausmessung  der  Strafe  die  Vermögens-  und  Erwerbsverbält- 
nisse  des  Angeklagten  berücksichtigt  werden.  Vgl.  dazu:  Gretener 
in  d.  Z.  für  Schweiz.  Strafr.  VI  (1893)  S.  224,  230.  —  Der  neueste 
norwegische  Entw.  läfst,  „um  Vergehen  aus  Gewinnsucht  ent- 
sprechend zu  bestrafen*",  im  §  31  „gsrnz  allgemein  bei  allen 
strafbaren  Handlungen  zu,  dafs  das  Gericht  den  Schuldigen  (od.  auch 
denjenigen,  zu  dessen  Vorteil  er  gehandelt  hat)  zum  Verfall  der  aus 
der  strafbaren  Handlung  gewonnenen  Ausbeute  oder  eines  der- 
selben entsprechenden  Betrages  verurteile,  weil  nur  hier- 
durch und  nicht  durch  eine  in  ziffermäfsiger  Höhe  begrenzte  Geld- 
strafe die  entsprechende  Intensität  der  bei  Wucher,  Hehlerei, 
Betrug  und  ähnlichen  Delikten  neben  der  Freiheitsstrafe  erforder- 
lichen Vermögensstrafe  gesichert  wird."  Lammasch  in  Z.  XIV  S. 528. 
Dabei  wird  übrigens  vorausgesetzt,  ^dafs  der  Verurteilte  (bezw.  der- 
jenige, zu  dessen  Gunsten  er  die  strafbaren  Handlungen  verübte)  zur 
Zeit  des  Urteils  noch  aus  jenem  Delikt  bereichert  ist". 

893)  Über  die  Gerechtigkeit  und  Zweckmäfsigkeit  der  Verhängung 
von  hoben  Geldstrafen  (ev.  in  Verbindung  mit  Freiheitsstrafen)  gerade 
für  den  Wucher  stinunen  fast  alle  neuem  Schriftsteller  überein.  S. 
u.  a.:  Häberlin,  Grundsätze  IV  S.  189  flF.:  „(Die  Geldstrafen  für  den 
Wucher)  sind  .  .  unzweifelhaft  die  gerechtesten  und  zweck- 
mäfsigsten  Strafen  für  denselben,  da  sie  den  Wucherer  gerade  an 
seiner  schwachen  Seite  treffen  und  jedenfalls  am  besten  geeignet  sind, 
von  ihm  Genugthuung  für  sein  Vergehen  zu  erlangen  ...";  v.  Jage- 
mann  und  Brauer,  Kriminal lexikon  s.  v.  „Wucher",  S.  699:  n  .  .  . 
Das  Verbrechen,  welches  auf  schnöden  Eigennutz  beruht,  kann 
nicht  empfindlicher  geahndet  werden,  als  wenn  man  das  Vermögen 
des  Verbrechers  angreift.  Die  Geldstrafe  ist  hier  auch  regelmäfsig  an- 
wendbar, weil  die  Wucherer  vermögliche  Leute  zu  sein  pflegen". 
Ähnlich  auch  Wahlberg,  Ges.  kl.  Schriften  II  S.  236 flF.,  252,  261; 
V.  Schwarze,  DasRGes.  vom  24.  Mai  1880  erläutert.  Erlangen.  1881, 
S.  11,  17,  22,  24-,  H.  Blodig,  Der  Wucher  und  seine  Gesetzgebung, 
historisch  und  dogmatisch  bearbeitet.  Eine  sozialpolitische  Studie. 
Wien.  1892  S.  28;  Stooss,  Motive  zum  Schweiz.  Vorentwurf  v.  1894 
S.109;  Pfenninger,  Motive  zum  Entwurf  fUr  üri  S.  127.  Es  hatten 
daher  auch  schon  ])die  deutschcnPartikal  ar  gesetzgebungen  für 


Die  StrafgesetzgebuBg  seit  d.  Mitte  des  1 8.  Jahrh.  bis  zur  Gegenwart.  565 
Strafthaten  an  einige  verwandte  Arten  gewinnsüchtiger  Aas- 


den  Wucher  vielfach  Geldstrafen  in  verschiedener  Hohe  (allein  oder 
neben  Freiheitsstrafen)  angedroht  (vgl.  H  ä  b  e  r  1  i  n ,  a.  a.  0.  IV  S.  189  flf.), 
und  diesem  System  hat  sich  auch  das  KStGB.  angeschlossen.  Im 
Einzelnen  finden  sich  in  den  deutschen  Rechten :  a)  Geldstrafen  allein, 
u.  zwar  regelmäfig  nach  dem  Me^hrfachen  des  Gewinns  etc.  be- 
rechnet; so:  Sachsen  1838  (u.  Sachs.- Altenburg  1841)  Art.  293, 
294  (zehnfacher  Betrag  des  zu  viel  Bedungenen  od.  Erhobenen) ; 
Hessen  Art.  400  Ziff.  1  u.  Nassau  Art.  394  Zifif.  1  (regelmäfsig 
Geldstrafe  „welche  dem  zwei-  bis  vierfachen  Betrage  des  ge- 
zogenen unerlaubten  Vorteils  gleichsteht");  Baden  §  534  (in  allen 
Fällen  [aufser  Rückerstattung  des  ganzen  vom  Wucherer  bezogenen 
Gewinns]  Geldstrafe,  „welche  bis  zum  z>ehnfachen  Betrage  des 
bezogenen  oder  beabsichtigten  Gewinnes  steigen  kann*");  Thüringen 
Art.  286  (Geldstrafe  „welche  nicht  unter  den  doppelten,  aber 
auch  nicht  über  den  zehnfachen  Betrag  des  gezogenen  un- 
erlaubten Gewinnes  vom  Richter  bestimmt  werden  soll„);  Sachsen 
1855  Art.  340  (Geldstrafe  „welche  vom  Doppelten  bis  auf  das 
Zehnfache  des  bedungenen  oder  gezogenen  unerlaubten  Gewinns 
ansteigen  kann";  in  Fällen  wo  ein  bestimmter  Betrag  des  Gewinns 
nicht  zu  berechnen  ist,  Geldstrafe  bis  zu  oOOO  Thalern);  vgl.  auch 
Art.  341  (ebenso)  u.342  (Geldstr.  bis  zu  500  Thalern);  b)  Geldstrafe 
in  obligatorischer  Kumulation  mit  Freiheitsstrafen;  so:  Sach- 
sen 1838  Art.  298  und  299  (für  Rückfall,  bezw.  gewerbsmäfsige  Be- 
gehung: aufser  der  oben  sub  a)  angeführten  Geld  strafe  noch  Gefängnis 
bis  zu  3  Monaten  [Art.  298]  bezw.  zwei  Jahren  [Art.  299])*,  ähnlich 
Thüringen  Art.  289  u.  290  (bei  Gewerbsmäfsigkeit  u.  im  Rückfall); 
Sachsen  1855  Art.  344  (bei  Gewerbsmäfsigkeit:  aufser  der  Geld- 
strafe sub  a)  noch  Gefängnis  oder  Arbeitshaus  bis  zu  2  Jahren); 
Hessen  Art.  4C0  Ziff.  2,  3  und  Nassau  Art.  394  Ziff.  2,  3  (bei  ver- 
kleidetem Wucher  [Ziff. 2]:  aufser  der  Geldstrafe  sub  a)  noch  Ge- 
fängnis nicht  unter  10  Tagen;  bei  Gewerbsmäfsigkeit  [Ziff  3]:  entweder 
vierfacher  Betrag  des  bezogenen  unerlaubten  Vorteils  oder  Ge- 
fängnis oder  Korrektionshaus  bis  zu  1  Jahr  und  zugleich  Geldbufse 
von  50  bis  1000  Gulden);  Baden  §  534  a.  E.  (für  Rückfall:  aufser 
der  Geldstrafe  sub  a)  noch  „Kreisgefängnisstrafe");  Preufsen  §  263 
(für  alle  Fälle  [des  freilich  ziemlich  eng  umgrenzten  Begriffs] 
des  Wuchers  Strafe:  Gefängnis  v.  3 Monaten  bis  zu  1  Jahr  und  zu- 
gleich Geldstrafe  von  50  bis  1000  Thalem  [sowie  zeitiger  Verlust 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte]^  vgl.  Goltdammer,  Materialien  II, 
S.  603 ff.) ^     deutsch.  RStGB.  §  3()2a— 302e  nach   der  Fassung   der 
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^'::<TZr.:  »"iLrd*^:  ^•v^  **.  S7*T.Z~*5z_z:-rz>"r.  z  S.'^^i.  — S4:  X  t»rzici.  II 
§  S;  '».  V.lf.:  Tri  r'üina-::  in  ^'J-O  l  ^  :  .r  I:e  frf'?:.  ä  cenerM 
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I  .i*  :ifa— e  o<rr  ci-^rr.  ::a  izr'::  irTr  z--  M:L5:rr  c»r-.-c::i^r  ^  ;•:■»>*  5, 
Orir.öz'Ji'^  li  ^-  1-4  Tz:  Einzr'.n-r.  z":  ^z'-a  v:a  »f rs Rr*rinnzs^ii 
iü 'fe- •'iraf-  "b^^zr  P-iÜzriitraf -«Teseizb^  rhem  «ell*t:  i^ehatf- 
haii'eD  I  'SJ}  ar: '*rr  ZTirirkzil'inz  »le^  ga^nz^L  Brnaz*  ^les  r^io^e- 
tf-n  ijfivkizz.^'.  (fK'A:z'^^.  ^m^!cle  ri«  z::=k  zrLLfarira  Becrare 
d*r*  b*rzo:;'rLra  ^/«Irr  l-*"-a^*:'::rij^rr.  «'ewins*  awSteirra  kann*:  bei 
Bück  Tai I  üb^röir*  ziis'lei-.-h  r"rf.>r:::**Ta:e  M«  auf  1  Jahr  : 
L  n  z  e  r  D  Po!..S:« '.  |  1  Iv»  < » r fiL.Ti:«  a.  1.»  e  1  c  b ::  .'* e  vc'n  ."«>—  !•  •  • «  Fnrss. 
D<rb*i  K'ici-.erstatr::!:^  c^«  Z-vie/nez-'zenen:  in  s«:hweririi  Fallen  stait 
Ge/hL^i«  anchArb^ritrhau«  v.  2  M  ilM*  z:i  IJahr  :  Ob  w  aide  n  Pol.- 
.StG.  Art-  -54  Oeldb.'-e  bi«  S"  Fn«.  cebst  Eü'-kersrartunff  des 
Zuvi^-ib^zojreLen:    in    ««.hweren  Fä'.ien   a::.**rr»:em  Freiheiissrrafe  von 

2  Monaten  bi«  zc  1  JaLr  :  Giarc«  §  14'*  «»trlöbs.'se.  womit  in 
9*'}iWi:T*:rti  F?i.'en  (yf^fän-^A^  Terbiii.«ien  weriien  kann  :  Freibarg 
Art.  42ti  Ab«.  3  und  4  '<.ie!c*'U.*'?e  von  ->»— Iv«  0  Frcs  oder  empri- 
9^fTitifftü(:Jii  nicht  unter  3  Monaten:  bei  <iewohnheitj!mär«igkeii:  Ver- 
dopp^liinjf  die?»er  Strafen  :  Te« sin  Art.  :>^7  §  2  n;»her  bestimmte 
Freiheii>»«trafe  und  Gelf'>tra:e  :  Appenzell  A.  Rh.  §  13-'»  «^eld- 
bufj^e  biÄ  auf  Vß^)  Frc«.  oder  Haft  mit  und  ohne  GeldbufseU 
Neuen bur;^  IK^l  Art. 4' 4,  4<»7  emprisonnement  bis  zuG  Mtn.  und 
Geldbufi-e  bis  .V»«0  Frcs. :  bei  Geuerbsmafsig^keit:  empris.  v.  0  Mon. 
biii  zu  2  J,  und  (ieldb.  bis  zu  l.'ui»  Frcs.:  aulst-rdem  Verlust  der 
bürgerl.  Ehrenrechte  auf  5  Jahre, :   b    von  den  Bestimmungen  in  den 
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Spezialgesetzen über  d. Wucher  s.:  Schwyz,  Ges.  vom  28.  Mai 
1854  §  10,  11  (Rückerstattung  des  Zuvielbezogenen  [bezw.  Entschä- 
digung des  Verletzten,  jedoch  nicht  über  5  Prozent  des  Kapitals]  u. 
Bufse  von  25  Prozent  der  dargeliehenen  Summe;  bei  Gewerbsmäfsig- 
keit:  Konfiskation  des  ganzen  Darlehns;  bei  Rückfall:  Verdop- 
pelung der  Bufse  etc.);  Solothurn,  Gesetz  vom  17.  Mai  1878  §  6 
(Geldbufse  bis  1000  Frcs.;  bei  Rückfall  event.  Verdoppelung  der  Geld- 
bufse  undGeHingnis  bis  zu  3  Mtn.)',  Basel,  Ges.  vom  9.  April  1883 
=r  StGB.  §  152a— d  (Gefängn.  bis  zu  1  Jahr  oder  Geldbufse;  bei 
Rückfall  und  Gewerbsmäfsigkeit:  Gef.  oder  Zuchth.  bis  zu  3  Jahren); 
vgl.  auch  Basel -Land,  Gesetz  über  die  korrekt  Gerichtsbarkeit 
vom  6.  Oktober  1824,  §  50);  Zürich,  Ges.  v.  27.  Mai  1883  =  StGB. 
§  181a  — c  (Gefängnis  und  Geldbufse  bis  zu  5(X)0  Franken.  In 
schwerem  Fällen  statt  Gefängn.:  Arbeitshaus  bis  zu  3  Jahren);  St. 
Gallen,  Ges.  vom  21.  Mai  1884  (Geldb.  v.  50  bis 2030  Frcs.  allein 
oder  [je  nach  d.  Schwere  des  Falls]  in  Verbindung  mit  Gefängn.  bis 
zu  1  Jahr;  im  Rückfall:  Gefängn.  und  Geldbufse);  Thurgau,  Ges.  v. 
8.  März  1887  §2  (in  allenFällen:  Bufse  in  5  — 20f  achemBetrage 
der  Übervorteilung  und  in  schwerem  Fällen  aufserdem  Gef. 
oder  Arbeitshaus  bis  auf  2  Jahre);  Aargau,  Ges.  vom  26.  Septem- 
ber 1887  §  4  (Gef.  bis  zu  2  Jahren  oder  Geldb.  bis  auf  5000  Frcs. 
oder  beides  zugleich);  Bern,  Ges.  v.  28.  Nov.  1887  —  StGB.  236a, 
236b  (Gef.  bis  zu  60 Tagen  od.  Korrektionshaus  bis  zu  6  Jahren  und 
zugleich  Geldb.  bis  50C0  Frcs.;  bei  Gewerbs-  und  Gewohnheits- 
mäfsigkeit:  Korrektionshaus  nicht  unter  4  Jahren  und  zugleich  Geld- 
bufse von  500  bis  15000  Frcs.);  Wallis,  Ges.  vom  30.  Nov.  1887 
=  StGB.  Art.  3I4e  und  d  (regelmäfig:  Geldb.  von  50—500  Frcs. 
oder  empris.  nicht  über  6  Monate;  für  schwerere  Fälle:  Geldbufse 
nicht  über  2000  Frcs.  oder  empris.  nicht  über  2  Jahre;  aufserdem 
immer  fak.  Verlust  der  bürgerl.  Ehrenrechte),  c)  Sehr  scharf  gehen 
endlich  auch  die  neuesten  schweizerischen  Straf-Gesetz-Ent würfe 
gegen  den  Wucher  vor.  Vgl.  Aargau,  Entw.  von  1892  §§  492,  493 
(regelmäfsig:  Gef.  bis  zu  2  Jahren  und  Geldstr.  bis  20000 Franken, 
resp.  Geldstr.  allein  bis  5O0O,Fr8.  [zudem  neben  Gef.  fak.  Verlust  der 
bürgerl.  Ehrenrechte] ;  Straferhöhung  für  gewohnheits-  und  gewerbs- 
mäfsige  Begehung);  schweizer  Vorentwurf  Art.  80  (Geldstr.  bis 
zu  30000  Frcs.  oder  Zuchthaus.  „Die  Geldstrafe  soll  mindestens 
das  Zehnfache  des  übermäfigen  Vorteils  betragen".  Aufser- 
dem Herabsetzung  der  wucherischen  Forderung  auf  das  der  Gegen- 
leistung entsprechende  Mafs  und  Zurückerstattung  des  Zuvielbezoge- 
nen);   üri.  Entw.  Art.  44  (Arbeitshaus  bis  zu  2  Jahren  und  oblig. 
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Art,  17''7  '•rrarV:  #^a«  1.  Ma!;  <»rM'».,  weiche  dem  dreifa^rhe»  Pe- 
tra^*; der  'toe  W::':berer'  ^et^EHLenen  W  ce  b  er  pro  z  ernte  nicht 
ü*^r*t^:;n:  da«  :i.  Mal:  neben  dieser  OeV^n-ate  aacb  Arrest  auf 
eine  Zeit  v^n  3  Wfxrhea  bi*zTi  3  Mm-  da«  o.  Mal:  neben  der  Gcld- 
ttrafe  iff:f:iL'^'i*  SLzf  eine  Zeit  v<:n  S  Monaten  bi«  in  1  Jahr  nnd 
4  Monaten^:  Finn-and.  >i<f\>.  Kap.  3^  $  1«»  Abs  1—3  re^InL: 
^ield  vrhieehthin"  oder  Gef.  bi«  zu  OMtn-:  tnr  qaaüf.  Fälle  [wie  bes. 
Itei  Oewerb»-  cnd  <^iewoLLheit«?iL.'i\'fi:^keii':  «ie'dsrr.  bi«  zn  i^X«.»  Mk. 
^>d,  Crei.  bi*  zu  1  Jahr:  au;'«erdeni  Znrü.:ker«tattuns^  des  durch  den 
Warher  Erlarigten  :  Serbien  mGB.  §  2^4  t..r  die  gewöbnl.  Fälle: 
Geldstr,  im  dreifachen  Betraj^e  de«  erzielten  Gewinn«:  für  Rück- 
fall: aufv-rdem  noch  Gefangn.  v.  3  bi^  zu  12  Monaten  :  Rumänien. 
.StGB.  I  322  '^iefän^is  von  2  Momten  bi«  zu  2  Jahren  nnd  Geld- 
strafe bi«  zu  einem  Vienel  de»  Gewinn«  od.  des  zu  er«tattenden  Scha- 
den«, doch  nicht  unter  '/»lelj:  Monaco  Art. 421.  425.  welches  nach 
Ki viere  in  ??tGG.  I  .S-  4*>'  in  Ültereinstimmonff  mit,  nach  Grusen 
ebenda«.  S.  471«  da;^e^en  in  Abweichung  von  Frankreich  (Gesetz 
vom  19.  Dez.  1^'/)  u.  12.  Jan.  1>.h»j  nur  den  gewohnheitsmäfi- 
gen  Wucher  bestraft  ''empri.<onnement  v«n  1  Monat  bis  zu  2  Jahren 
und  [obligat.]  „amende  ^gale  au  quart  des  sommes  pretces*,  so- 
wie Zurückerstattung  der  ^intcrets  exigt's*' :  Belgien  lu.  Luxem- 
burg; Art.  494  <^Gef.  v.  1  Monat  bis  zu  1  Jahr  u.  Geldbufse  v.  1000 
bis  lO^XK)  [Luxemburg:  2W>j  Frcs.  oder  eine  dieser  Strafen  allein; 
vgl.  dazu  Blodig,  Wucher  S.  28ff.;  Prins  inStGG.l  ^^.  471);  Kroa- 
tien, Kntw.  §34.0  ^Gef.  bis  znO  Monaten  und  Geld  nicht  unter  cUfl.: 
Straferhohung  bei  Rückfall  u.  Gewerbsmäfsigkeit);  Ungarn,  Wucher- 
gesetz vom  27.  April  1>*83  (s.  Beilage  zu  Z.  III  S.  llflF.;  v.  Wlas- 
sics  in  StGG.  I  S.  177  ff.)  §  1,  2  fGefängnis  v.  1—6  Monaten  und 
Geldstrafe  von  10<)  bis  zu  2(KX)  fl.);  Österreich,  Wuchergesetz  vom 
28.  Mai  18X1  (h.  Beil.  zu  Z.  1  S.  101  ff.;  Hill  er  in  StGG.  I  S.  156 
vgl.  auch  Blodig,  a.a.O.  S. 27)  §§  1-4  (strenger  Arrest  von  1—3 
bczw.  3—6  Monaten  oder  3  Mon.  bis  1  *  ^  Jahr  oder  6  Mon.  bis  zu  2 
Jahren  und  Geldstr.  von  100 bis  TOO,  bezw.  Wi),  2(  (K)  oder  3000  fl.)*, 
Osterreich,  Entw.  von  1891  gi;  313,  314  (Gef.  bis  zn  1  Jahr  nnd 
fakultativ  Geldstr.  bis  2(XK)fl.;  bei  Gewohnheitsmäfsigkeit  f§  313 
Abs. 3]:  (ief.  bis  zu  o  Jahren  und  fakult.  Geldstr.  bis  zu  4000  fl.;  für 
sonstige  qualif.  Fälle  [§  314]:  Gcfängn.  bis  1  Jahr  und  fakult.  Geld- 
strafe bis  zu  2(K)0  fl.);  Entw.  v.  1893  §§  303-305  (regelm.:  Gef.  bis 
1  Jahr  und   fakult.  Geldstr.  bis  2C00  fl.;    für   gewisse   qualif.  Fälle 
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[§  304]:  Gef.  bis  zu  2  Jahren  und  fak.  Geldstr.  bis  zu  3000  fl.;  bei 
Gewohnheitsmäfsigkeit  [§  30.')]:  ZuchtTi.  bis  zu  5  Jahren  oder  Gef. 
und  fak.  Geldstr.  bis  zu  4000  fl.).  Vgl.  dazu  Lammasch  in  d.AUg. 
Österreich.  Gerichts-Zeitung  XLIV  (1893)  Nr.  48  S.  392 ff.;  Caro,  Der 
Wucher,  Leipzig  1893  (passim).  Über  Norwegen  s.  Getz  in  StGG. 
I  S.  242,  tlber  den  norweg.  Entwurf  §  207:  Lammasch,  a.  a.  0. 
Nr.  48  S.  393  u.  Anm.  71;  über  Montenegro  (Civilgesetzbuch  von 
1880;  Strafe:  Verlust  von  20  Prozent  des  Gesamtkapitals):  Dicke  1, 
Ober  das  neue  bürgerliche  Gesetzbuch  flir  Montenegro,  1889  S.  82; 
Post,  Grundrifs  der  ethnol.  Jurisprudenz  II  S.  412  Anm.  3.  —  Un- 
bekannt ist  die  Geldstrafe  fllr  Wucher  dem  russischen  Entwurf 
in  Art.  öf).  Vgl.  Russ.  Entw.  III,  ErLäuterungen  S.  113.  Keine  den 
modernen  Wuchergesetzen  entsprechenden  Bestimmungen  hat  u.  a. 
Dänemark  (s.  darüber  Näheres  bei  Olrik  in  StGG.  I  S.223).  Eben- 
so schweigt  über  den  Wucher  (nach  einer  Mitteilung  vonDr.E.  Rosen- 
feld) auch  der  bulgarische  Entwurf  von  1888. 

894)  In  naher  Verwandtschaft  zu  dem  Wucher  steht  das  be- 
sonders in  mehreren  neuern  Entwürfen  unter  Strafe  gestellte  De- 
likt der  in  „gewinnsüchtiger  Absicht"  erfolgten  Ausbeutung 
dos  Leichtsinns,  der  Verstandesschwäche  oder  der  Unerfahrenheit 
durch  Verleitung  zu  Börsen-Spekulationsgeschäften.  Vgl.  z.B. 
Österreich,  Entw.  v.  1893  §  309  (Strafe:  Gef.  bis  zu  1  Jahr  und 
fakultat.  Geldstr.  bis  2000fl,  und  dazu  Lammasch  in  d.  Allg.  Öster- 
reich. Ger.-Zeitung  XLIV  (1893)  Nr.  48  S.  393  („natürliche  Weiter- 
bildung des  dem  Wuchergesetze  zu  Grunde  liegenden  Gedankens, 
den  gewinnsüchtigen  Mi  fsbrauch  der  starkem  Kraft  zum  Verderben 
des  Schwächern  hintanzuhalten**);  schweizer  Vorentwurf  Art.  81 
(„Ausbeutung  durch  Börsenspiel ";  Strafe:  Geldstr.  bis  zu  20000  Frcs. 
oder  Zuchthaus  bis  zu  5  Jahren;  au fserdem. Zurückerstattung  des 
Spielgewinnes;  vgl.  Stooss,  Motive  S.  170 ff.;  v.  Lilienthal  in  Z. 
XV  S,  328).  Auch  über  sonstige  Fälle  der  gewinnsüchtigen  Aus- 
beutung der  Notlage  oder  der  Unerfahrenheit  erwachsener  Per- 
sonen enthalten  namentlich  die  neuern  österreichischen  Ent- 
würfe eingehende  Testimraungen.  Vgl  Entw.  von  1891  §  316  Ziff.  1,2 
(Strafe:  Gef.  bis  zu  6  Monaten  und  obligat.  Geldstr.  bis  zu  lOOOfl.) 
u.  317:  (Gef.  bis  zu  3  Monaten  oder  Geldstr.  bis  zu  500  fl);  Entw. 
von  1^93  §  307  (Strafe:  Gef.  bis  zu  6  Monaten  und  fak u lt.  Geld- 
strafe bis  zu  lOno  fl.)  u.  308  (wie  §  317  des  Entws   von  1891). 

89."))  Die  deutschen  und  schweizerischen  Partikulargesetze  er- 
wähnen zuweilen  wohl  auch  diesen  Fall  beim  Wucher  selbst  (s.z.  B, 
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'9  Ai.m.  .  Kroaiies.  Ei.r«r.  <  :  4*  <»ef.  bi«  za  •>  Mhl  and  fsknlt. 
G^'!':»tr.  ,  ü*terreich.  El:w  v.  i'-^^lf  3.5  Oef.  bi*  za 0  Mtn,  od.  Geld 
b;«  za  .7^»  ti  :  nach  Ab«,  o  j*^*!«:-!!  Wi  Rückfall  CN^er  ^werbs-  und 
^^»ohrihen»rLä.>;>er  Beg^^hniigeT.STTa**e:h«.brj:ff  auf  Gef.  bis  zaöMtn. 
oiid  fak.  G^yu  bi-  l'«'>fl.  .  Ed:w.  v.  l^^J  Art.  3» «5  ebenso.  Mo- 
naco Art.  ^4  Freihfrif «Strafe  und  Geldstr.  räch  Bruchteilen  des 
zui^i^df^f-n  .Schallen*:  v^l.  Co^e  p«^nal  fran^.  Art.l*t>  ,  Belgien  und 
Lux«;mburg  Art.  4I>;  Vmpri«.  von  3  Mon.  bis  zn  5  Jahren  und 
obligat.  r;*'>!-trafe  von  2»i  bis  .Vn  Frcs.  :  Türkei  Art.  234  (.impri- 
«onruent  for  from  2  months  to  2  years*  und  Geldstrafe  nach  Brach- 
ii'Wt'.n  c!e.«  zugfrfü^^ten  Schadens,  niemals  aber  tmter  ,1  gold  medji- 
tVur,,  >  p  a  n  i  e  n  1 S4S  A  rt. 447,  i >7u  Art.  .V»3  Strafe:  .arresto  major* 
und  fobl.j  inulta  del  10  al  .00  por  V  0  del  valor  de  la  obligaciön  qne 
liubif^n;  otor^ado  el  menor-  ,  Portugal  Art.  454  (Strafe:  ^prisno 
cornjcrional"  und  [obl  ]  „miilta  correspi-ndente— .  vgl.  Tavares  de 
Medeiro»  in  StCU;.  1  .S.  ö7<);,  Italien  18S9  Art.  415  «als  „Betrag* 
belianrUjlt;  Strafe:  Einschliefsung  von  2-5  Jahren  und  [obligat.] 
fW'ldHtrafe  über  Vji)t  Lire  ,  Niedcrländisch-lndien,  Wetb.  voor 
d.  Kur.  Art.  3:i^    a.  Wetb.  voor   Inl.  Art  330   (Gef.   von   2  Mtn.  bis 
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zu  2  Jahren  und  [obl.]  Geldb.  „van  ten  hoogste  een  vierde  der  toe- 
gebragte  schade",  mindestens  aber  12  Gulden;  vgl.  Code  pen.  fran^. 
Art,4(M;),  Mexiko  Art.  427  (Freiheitsstrafe  und  Geldstrafe  2.  Klasse), 
Japan  Art.  391  vbd.  mit  390  („imprisonment  with  bard  labour  of 
from  2month8to4years"  und  [obl.]  Geldb. von 4 bis 40 yen),  Ägypten 
Art.  318  (Freiheitsstrafe  und  [oblig.]  Geldstrafe  „qui  ne  pourra  ex- 
edder  le  quart  des  restitutions**,  niemals  aber  unter  101  Piaster  Tarif). 
89B)  Während  die  deutsch.  Partikulargesetze  fUr  die  (häufig 
als  qualificierte  Unterschlagung  behandelte)  „untreue**  z.  Teil 
überhaupt  keine  Geldstrafen  androhten  (vgl.  Sachsen  1838Art.243; 
Württemberg  Art.  347;  Braiinschweig  §  221  ZiflF.  1  litt.  B; 
Hannover  Art.  219  und  307;  Hessen  Art.  383  ZiflF.  2,  vbd.  mit 
Art.  3S2  \=  Nassau  Art.  376  Ziff.  2  vbd.  mit  Art.  375];  Baden 
§404,039-,  Thüringen  Art.  233;  Lübeck  §212),  z.  Teil  zwar 
Freiheits-  oder  Geldstrafe  zur  Wahl  stellten,  letztere  dann  aber 
wohl  gerade  bei  Handeln  aus  Gewinnsucht  auffälliger  Weise  wieder 
in  Wegfall  kommen  liefsen  (so  z.B.'Hamburg  Art.  199),  finden  sich  für 
diesen  Fall  des  Delikts  im  preufs.  StGB,  und  den  ihm  im  Wesentl.  fol- 
genden neuern  deutschen  Gesetzbüchern  hohe  Geldstrafen  in  (obligator. 
oder  fakultativer)  Verbindung  mit  Freiheitsstrafen  offenbar  aus  dem 
Gesichtspunkt  angedroht,  die  gewinnsüchtige  Absicht  (Absicht, 
sich  oder  einem  andern  Gewinn  oder  Vermögens- Vorteil  zu  ver- 
schaffen) empfindlich  zu  treffen.  Vgl.  Preussen  §  246  Abs.  2  {~ 
Walde  ck  §  234:  obligat,  „neben  der  Freiheitsstrafe  .  .  zugleich 
.  .  .  Geldbufse  von  f)0  bis  zu  1((0  Thalern")-,  Oldenburg  1858 
Art.  229  §  2  (im  Wes.  ebenso);  Bayern  1801  Art.  321  (bei  Handeln 
in  „eigennütziger  Absicht"  Gcf.  bis  zu  3  Jahren  und  fak.  Geldb. 
bis  zu  lOCO  fl.);  Bremen,  Entw.  1861  §  470  und  1868  §  457  Abs.  1 
a.  E.  (bei  gewinnsüchtiger  Absicht:  Gef.  und  [obligat.]  Geldstr. 
bis  zu  2000Thlrn.);  deutsch.  RStGB.  §266  Abs.  2  (unter  derselb. 
Voraiissetzg. :  Gef.  und  jedoch  nur  fakult.]  Geldstr.  bis  zu  3000  M). 
Dazu  trtit  noch  eine  ganze  Reihe  von  Spezialfällen,  welche  in  den  straf- 
rechtlichen Neb  engesetzen  des  deutschen  Reichs  enthalten  sind.  Vgl. 
z.  B.  Ges.  V.  7.  April  1876  (in  abgeänderter  Fassung  v.  1.  Juni  1884) 
über  die  eingeschriebenen  Hülfskassen  §  34  (Strafe  wie  im  RStGB. 
§  266  Abs.  2)^  ünfallversicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884  §26  (eben- 
so); RGes.  vom  18.  Juli  1884  betr.  die  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien  etc.  Art.  249  (Gefängn.  u.  zugleich  Geldstr. bis  zu  20000 M.); 
Gesetz  vom  5.  Mai  1886  betr.  die  Unfall-  und  Krankenversicherung 
der  in   laud-  und   forstwirtschaftlichen  Betrieben    beschäftigten  Per- 
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§^>r.^ii  $  .'il  .Strafe  wi«  ^  ^-^J  Ab«.  ^  !  StGB  :  G«^  vom  IL  Juli 
1^-7  }t*:tT.  #^:e  Uii:al'.Ter*i'thrmir^  der  bei  Baiireii  bes«rhä tränte»  Per- 
t^/H^n  J  l'J  eK-^rn.v^  :  «j*^.  vvbd  13.  Juli  IS^T  betr.  die  Unfall versiehe- 
ruFij^  der  >«;'r>i:r<f  $  :rj  e^•^n*o  :  Oe«e:i  %oiii  1.  Mai  IS^  betr.  die 
Er»erh*-  cnd  Wirti»«haf:»2^E'.««*n**:- Latten  §  li<J  «ief.  und  ngleieh 
obligat,  Oeldstr.  bis  za  :3»'>»  M.  :  <ie*et2  vom  'J±,  Juni  1S^9  §  59 
)pf:tT.  d>  lüva-idiiät«  -  üd^  AlieT*ver*icher-nz  wie  RStGB.  §  26«> 
Ab«.  2,:  Oes.  vom  \'k  Jcni  ISS;  IM.  April  1^^2  betr.  die  Krasken- 
ver*i«.'h*:rnng  der  Arbfri'er  $  4if  el^«en*o  .  E^ie  <jesetie  der  schwei- 
zer Kantone  ^^.  im  Ailjr  .Stoo«?.  Syst.  Zii«ammen$telliing  S-  7*^, 
firj—y^'i:  Gnindzü^e  II  $  ^J  ^.  l-^'-,  s«?bweigen  teils  aber  die  Geld- 
nUAfti^  teils  sind  Me  dem  prea.>iär-h-deat5chen  System  gefolgt-  So 
b#-».:  8t.  Gallen  Art.  17:^  Ziff.  1.  2  Geld  bis  -i»-«)  Franken  [ond 
fak.  VerliMt  des  Akri^bü^^errecbts'^  n.  Ziff.  3  (Geld  bis  2^X0  Frkii. 
fMdT  Gef.  bis  1  Jahr  oder  beides  zusammen  :  Neuenbürg  l>i'l 
Art.  y/.rJ  im  direkten  Anschlufs  an  RSttjB.  §  2»5*5:  empris.  bis  an  6 
Mon.  and  [obl/.  ijeU!s*r.  bis  !«/«<>  Eres.»:  schweia.  Vorentwnrf 
Art. >*2  -Geldstrafe  bis  zu  l<'(M)»Frkn.  oder  Zuchthaus  bis  zu  5 Jah- 
ren; vgl.  Stooss,  Motive  S.  171.  172».  Von  sonstigen  anfserdent- 
fachen  Gesetzeswerken  sind  namentlich  anzuführen:  Kroatien,  Entw. 
§  'i'S4  Abs.  2  'Zuchthaus  bis  zu  .'>  Jahren  oder  Gefängnis  nicht  unter 
IJahrn.  [obl.j  ^.Ge'cl-  [schlechthin],  «wenn  der  Schuldige  um  seines 
Vorteils  willen  deu  Schaden  zugefügt  hat";  sonst:  Gefängnis  oder 
Geld;;  Österreich,  Entw.  v.  IS»!  §  312  Cgewühnlich:  nur  Gefängnis 
bis  zu  (')  Mon.  oder  Geld  bis  l'XH)  ri.  [ev.  auch  Bufse],  nach  Abs.  2 
jedoch  [bei  Schaden  über  :VpO  fl.]:  Gef.  bis  zu  .')  Jahren  oder  [bei 
Begehung  „um  eigenen  Vo rtei Is  willen-]  Gef.  oder  Znchthaus 
bis  zu  f)  Jahren,  «womit  Geldstrafe  bis  zur  doppelten  Höhe 
des  erlangten  Vorteils  verbunden  werden  kann*);  Entw.  von  1893 
g  3''2  (regelm.:  Gef  bis  zu  <J  Monaten  od.  Geld  bis  1000  fl.;  bei  Scha- 
den über  iJ)i)  fl.:  Gef.  bis  zu  2  Jahren  oder  Geld  bis  40)0  fl.;  bei 
Begehung  „um  eigenenVorteils  willen'':  Gef  oder  Zuchtbaus  bis  zu 
o  Jahren  und  [fakultat.]  (vcldstrafe  bis  zum  doppelten  Betrage  des 
erlangten  Vorteils);  Finnland  Kap.  38  §  1  (Geldstrafe  oder  Gef. 
bis  1  resp.  2  Jahre;.  Zu  vergleichen  sind  auch  einzelne  Strafvor- 
Hchrifton  über  das  sehr  nahe  verwandte,  nur  enger  (^nämlich  durch 
das  Erfordernis  der  Zueignung  einer  Sache)  umgrenzte  (s.  Stooss, 
Grundzügo  II  S  Hoff.,  IMf)),  systemat  seh  meist  als  qualificierte 
Unterschlagung  behandelte  Delikt  de»  VertrauensmifsbratichsC  ,abas 
de  confiance**  des  französ.  Rechts  [Code  pcnal  Art.  408])  durch  Vor- 
münder, Vermögensverwaltcr,  Bevollmächtigter  n. s.w..  S.bes.:  Waadt 
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Art287  (namentl.  Ziff.l,  2)  u.288  (Strafe:  bei  Wert  der  «objete  sou- 
ßtraitß"  unter  20Frc8.:  r^clusion  von  2  —  10  Mtn.  oder  Geldstr.  nicht 
über  600Frc8.  oder  beide  Strafen  zusammen;  bei  Wert  über  20Frc8.: 
r6cl.  von  6  Monaten  bis  zu  4  Jahren  und  [„s'il  y  a  Heu**]  Geld  nicht  über 
2000  Frcs.);  Wallis  Art.  310  (bei  Wert  unter  100  Frcs.:  em- 
prisonnement  nicht  über  1  Jahr  oder  Geldstrafe  nicht  über  500  Frcs.  *, 
bei  höherm  Wert:  röclnsion  bis  zu  4  Jahren  und  [„sMl  y  a  Heu**] 
Geldstrafe  bis  1000  Frcs.);  T  es  sin  Art.  382  litt,  g  vbd.  mit 
Art.  380  (Freiheitsstrafe  und  Geldstrafe).  Vgl.  etwa  auch  noch  Eng- 
lisch-Indien  Sect.40(j— 4(9  („Criminal  breach  of  trust";  Freiheits- 
strafe oder  Geld  oder  [meistens]  beides  zugleich);  und  New-York 
§541(Aneignungseitens  Vermögensverwalter  etc.;  Strafe:  aufser 
derjenigen  des  Diebstahls  fakult.  auch  Geldstrafe,  „welche  den  Wert 
des  angeeigneten  .  .  Eigentums  nicht  überschreitet,  samt  Zinsen  seit 
der  Zeit  der  Aneignung  .  .  und  aufserdem  20  Prozent  als  Zuschlag"* 
u.  s.  w.). 

897)  Über  den  Betrug  als  gewinnsüchtiges  Eigentumsver- 
brechen 8.  ausführlich  besond.  Merkel,  Kriminalistische  Abhand- 
lungen II  (Leipzig  1867)  S.  68  ff.,  90  ff.,  95  flf..  Für  den  einfachen  (nicht 
qualificierten)  Betrug  haben  die  meisten  (bes.  altern),  deutschen 
Partikulargesetzbücher  (s. II äberl in  Grundsätze  IV  §163S.  166ff.; 
vgl.  auch  Merkel  a.  a.  0.  S.  62ff.)  in  der  Kegel  noch  keine  Geld- 
strafe angedroht  (s.  Württemberg  Art. 352  —  354 •,  Braunschweig 
§224flf.;  Hannover  Art.  311  if.;  Hess  en  Art.  393  flf.;  Nassau 
Art.  387 flf.;  Baden  §  450  vbd.  mit  403;  Sachsen  1855  u.  1868 
Art.  285  vbd.  mit  Art.  276-278;  Lübeck  §206flf.;  Hamburg  Art.  189, 
190)oderdoch(wiez.B.Sach8enl83SArt.245u.Thüringen  Art.  236 
Abs.  2)  nur  ausnahmsweise  statt  der  Freiheitsstrafe  gerade  da,  wo  aus- 
drücklich von  der  (sonst  zum  Tbatbestande  geforderten)  gewinnsüch- 
tigen Absicht  abgesehen  worden,  so  dafs  hier  die  Geldstrafe  ledig- 
lich als  leichtere  Ahndung  der  leichtern  Deliktsform  erscheint.  — 
Anders  dagegen  Preufsen  §  242  (=  Waldeck  §  233:  Gefängn. 
nicht  unter  einem  Monat  und  zugleich  [oblig]  Geldb.  von  50  bis 
1000  Thalern  [sowie  zeitige  Untersagung  der  Ausübung  der  bürgerl. 
Ehrenrechte])*,  Oldenburg  1858  Art.  225  (ebenso)*,  Bayern  1861 
Art.  315  Ziflf.  1,  2  (regelmäfsig  Arrest  oder  Geldstr.  bis  150  fl.;  bei 
Schaden  über  10  fl.  oderliückfill  aber:  Gefängn.  bis  1  Mt.  und  fakult. 
Geldstr.  bis  zu  500  fl.);  Bremen,  Entw.  v.  1861  §  451,  v.  1868  §  426 
(In  allen  nicht  ganz  leichten  Fällen  fakultative  bezw.  auch  ob  11- 
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1'/^;  ^r^u'/f.u  ffkauht  »'rr^i^n  k^nn*  :  vifl.  ai:h  Art,  111  Ab*.  'J  und 
l'^j-'t'/,  Arf,  '*/>.  '^T,  '♦';  '^e!d  a..ein  oder  aiterüativ  neben  Freiheita- 
nUxU',;  if\fiTtm  'i\\\  >trafe  d»-«  eintV-hen  (xier  ausgezeichneten] 
J/j<;b»i»ahU;  ^#;ji  kann  y-Att^M  in  gering^-rn Fällen,  wo  anf  Gefängnis- 


Die  Strafgesetzgebung  seit  d.  Mitte  des  18.  Jahrb.  bis  zur  Gegenwart.  575 
gegenständen    (sowie    das    Feilhalten    derselben)*®*), 


strafe  erkannt  wird,  mit  derselben  (leldbufse  bis  zu  1000  Frcs.  ver- 
bunden werden",  ev.  auch  Gelbufse  allein  bis  auf  2000  Frcs.); 
Zürich  §  184,  185  (je  nach  der  Schwere  des  Delikts,  insbes.  der 
Höhe  des  zugefügten  Schadens :  Freiheitsstrafe  in  verschiedener  Höhe, 
allein  oder  in  Verbindung  mit  l^ufse  oder  auch  letztere  allein); 
T es  sin  Art.  385  §1,  2,  Art.  386  (Freiheitsstrafe  und  [obl.]  Geld- 
strafe); Genf  Ar.  368 ff.  (Freiheitsstrafe  und  [obl.]  Geldstiafe  oder 
auch  nur  eine  dieser  Strafen);  Zug  §  126  (je  nach  der  Schwere  des 
Delikts:  verschieden  schwere  Freiheitsstrafen  und  Geldbufse,  ev.  auch 
letztere  allein);  Neuenburg  1891  Art.  389,  390,  391  (erapris.  bis  zu 
2  Jahren  und  [obl].  Geldstrafe  bis  zu  1000  Frcs.;  bei  Wert  des 
Betrugsobjekts  über  1000  Frcs  :  r6clusion  bis  zu  3  Jahren  und  [obl.] 
Geldstrafe  bis  zu  2000  Frcs.;  bei  Wert  über  lOCOO  Frcs.:  röclus.  bis 
zu  6  Jahren  und  [obl.]  Geldstrafe  bis  5000  Frcs.);  Aargau,  Entw. 
§  372,  373  (für  Betrug  im  weitern  Sinne:  Gefängnis  bis  zu 6  Monaten 
oder  Haft  od  er  Geldstrafe  bis  zu  500  Frcs.;  für  Betrug  im  eigentlichen 
oder  engern  Sinn :  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  oder  Gefängn.  schlechthin 
und  [fakult]  Geldstrafe  bis  50C0  Frcs.),  §378  (Betrug  i.  wiederholtem 
Bückfall:  Zuchthaus  bis  zu  20  Jahren  und  [obl.]  Geldstrafe  bis 
10000  Frcs.  Der  schweizerische  Vorentwurf  Art.  79  und  der 
Entwurf  für  üri  Art.  41  haben  dagegen  (in  Übereinstimmung  mit 
anderen  Schweiz.  Gesetzbüchern)  für  die  gewöhnlichen  Fälle  des 
Betrugs  keine  Geldstrafen.  Auch  unter  den  übrigen  au fser deutschen 
Hechten  herrscht  ziemlich  weitgehende  Verschiedenheit.  Während  z.  B. 
den  Niederlanden  (StGB.  v.  1881  Tit.  XXV  Art.326ff.),  England 
(geltendes  Recht  [s.  Schuster  in  StGG.  I  S.  606  ff.]  sowie  Criminal 
Code  [Ind. Off.]  Bill.  1878  Sect.  207),  Schottland  (StGG.  I  S.689),  und 
dem  bulgarischen  Entwurf  §327  ff.  Geldstrafen  für  den  einfachen 
Betrug!  unbekaAut  sind,  haben  alle  andern  Gesetzgebungen  von  denselben, 
wenngleich  in  bald  mehr,  bald  w  eniger  ernergischer  Weise,  Gebrauch  ge- 
macht. Besonders  charakteristisch  sind  u.  a.  (die  ganz  allgemein  ge- 
haltenen) Vorschriften  von:  Spanien  1848  Art. 448  u.  1870  Art. 554 
(„El  que  defraudare  6  perjudicare  ä  otro  usando  de  a  cualquier  en- 
gaiio  que  no  se  halle  expresado  en  los  articulos  anteriores  de 
esta  secciön  (See.  2  des  lit.  XIII  Cap.  IV),  serä  castigado  con 
una  multa  del  tanto  al  triplo  del  perjuicio  que  irrogare,  y  en 
caso  de  reincidencia,  con  la  del  duplo  y  arresto  mayor  en  su  grado 
medio  al  maximo");  Kroatien,  Entwurf,  §  320:  („Neben  der  Frei- 
heitsstrafe kann  der  Schuldige  bei  vollbrachtem  Betrüge  auch  mit 
einer  Geldstrafe  bis  zum  doppelten  Betrage  des  zugefügten 
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V*:**y*  iVTri^irlf-ra  wrii-rz.  •!  Ttra*  .  S">ie  iKn^Tz  N">rwe*reB 
Kap.  XXI  1 1  f.  £::/*<?-  i.-rrl-^-^i^  «i-I-rr  ^crafar^Tr.i  L  T*.  i»ra#!e  ,  J  ö 
B:.**^  o-lrr  oerii^-r.:*  :  ^chwecea.  Czap  XXIi  $  1,  ±  Geld-  oder 
Fr-riheiifrirafr  :  F:i.=.laiic  Kap.  f*^  |  1  ».'rM*ira:e  c<er  üeiarL^rcis 
b:.f  za  1  Jahr  hezw.  Z;::L±a::*  bi*  z-  :*  Jahrea  ;::z.c  Verl:::*!  cer  bürgeri. 
Ehrei:re«:b:e'  :  ünsar»  §  :>o  OeiazzTii«  i;i  1  Jahre^  nnd  Geld  bis  xa 
.Vj»i  fi^  bezw.  ':2r  da*  ^Verbr^^-rhea*  de*  Fem^'  Kerker  bis  za 
h  Jahren  und  Geld  bi«  za  ü».«  •  li.,  je«i'-h  l-ei  Wert  des  zzgeßig- 
ten  .'vrLadeas  über  2^>«>  d.  niir]  Z:i.:h:haas  bis  za  5  Jahren*'; 
Kroatien.  Entv^rf  |  öl  7  flr  das  •Vergehen*  des  Betrugs  ^d.  h.bel 
.S'rhaden  nicht  über  -A'ä/:  GetKn-rT:is  bis  za  0  Monaten  and  Geld  bis 
za2»J«Jti.:  für  das  »Verbrechen*  dtr*  Letrugs  ]d.  h.  in  allen  andern  Fällen]: 
Znchth^tus  bis  zu  .'>  Jahren  cnler  Gefängnis  nicht  unter  1  Monat  resp. 
[bei  Schaden  über  K»X>  tl/  Zuchthaus  bis  zu  lu  Jahren  oder  Gefäng- 
nis nicht  unter  3  Monaten  und  in  beiden  Fällen  auch  [^obl.]  Geld- 
strafe -schlechthin^;  über  ^  3-0  s.  schon  oben«;  Serbien  §  2öl 
^Geldstrafe  oder  Freiheitstrafe,:  Rumänien  §§  332.  334  ^^Freiheits- 
Mtrafe  und  i obl.]  Geldstrafe . :  Türkei  Art.  23:»,  236  ff.  vFreiheitsstrafe 
und  [ob!.]  Geld.strate  ;  Monaco  Art.  4l»3  (empris.  von  1—5  Jahren 
u n d  (obl.J  Geldstrafe  von  50— 3<X»0 Frcs., ;  Belgien  o.  Luxemburg 
Art.  4!h;  ff,  (Freiheitsstrafen  und  GeMstrafen  oder  auch  eine  dieser 
Strafen  allein;;  San  Marino  Art.i109  (Freiheitsstrafen  und  Geld- 
strafen in  verschiedener  Höhe  ;  Italien  18>9  Art.  413  ff.  (Ein- 
Kchliefsung  bis  zu  3  Monaten  und  [obl.]  Geldstrafe  über  100  Lire); 
Portugal  Art.  450  ff.  (Freiheitsstrafen,  ev.  mit  Geldstrafen  kuma- 
Hert;;  Niederländisch-Indien,  (Wetb.v.  d.E.  Art.  326  [  =  Wetb. 
von  Inl.  Art.  328]) :  (Freiheitsstrafe  undGeldstrafe  bis  zu  öOÜO  Gulden); 
Englisch-Indien  8ect.417  ff.  (Freiheits- od  erGeldstrafen  oder  beide 
Strafen  zugleich  oder  auch  nur  letztere  allein);  Ägypten  Art.  312 
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(empris.  von  1  Monat  bis  zu  1  Jahr  und  [obl.]  Geldstrafe  von  100— 
2000  P.T.);  Japan  Art.  390 ff.  (Freiheitsstrafe  und  [obl.]  Geld- 
strafe von  4— 40yen);  Kongostaat  Art.  27,  28  (Freiheitsstrafe 
und  [obl.]  Geldstrafe  bis  zu  1000  bezw.  2000  Frcs.  oder  auch  eine 
der  Strafen  allein). 

898)  Unter  den  qualificiertenFormen  des  Betrugs,  für  welche 
sich  (aus  dem  Gedanken  der  Vergeltung  zu  erklärende)  Geldstrafen 
finden,  dürfte  der  sog.  Versicherungsbetrug  die  wichtigste  Stelle 
einnehmen.  Zwar  hatten  die  meisten  deutschen  Partikular- 
gesetzbücher auch  für  dieses  Delikt,  welches  sie  systematisch  noch 
durchweg  im  Abschnitt  von  der  Brandstiftung  behandelten  (vgl. 
von  Spefshardt,  Der  Versicherungsbetrug  §  4,  5,  S.  12  ff.),  keine 
Geldstrafen  (vgl.  Sachsen  1838  Art.  174-,  Württemberg  Art  381 
vbd.  mit  Art.  353,  354-,  Braunschweig  §  206;  Hannover  Art.  186 
vbd.  mit  Art.  317;  Hessen  Art.  414;  Na'ssau  Art.  408;  Baden 
§  554  ff.,  557;  Thüringen  Art  163,  164  Abs.  2;  Österreich  Art. 
169,170;  Sachsen  1855  u.  1868  Art.  210;  Lübeck  § 209, 210 [obwohl 
schon  beim  Betrug  behandelt]);  anders  dagegen:  Preufsen  §  244 
(=  Waldeck  §  232),  welches  auch  das  Verbrechen  in  Deutschland 
zuerst  als  Betrug  behandelte  (s.  V.  Spefshardt  S.  13;  Strafe :  "Zucht- 
haus bis  zu  10  Jahren  und  zugleich  [obl ig]  Geldbufse  von  100 
bis  zu  2000  Thalem);  Oldenburg  1858  Art.  257  (ebenso);  Bayern 
1861  Art.  350  Abs.  2  (obwohl  noch  bei  der  Brandstiftung  behandelt; 
Strafe:  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  und  [fakult.]  Geldstrafe  bis  zu 
1000  fl.);  Bremen,  Entw.  von  1868  Art.  153  §483  (gleichfalls  bei  der 
Brandstiftung  behandelt;  Strafe:  Gefängnis  nicht  unter  3  Monaten 
und  [obligat]  Geldstrafe  von  50— 2000  Thalern);  deutsch.  RS tGB. 
§  265  (Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  und  zugleich  [o b  1.]  Geldstrafe 
von  150— 6000  Mk.;  bei  mildernden  Umständen :  Gefängnis  nicht  unter 
6  Monaten  und  fakult.  Geldstrafe  bis  zu  3000  Mk.).  Von  den 
schweizerischen  Gesetzen  (vgl.  v.  Spefshardt,  a.  a.  0.  S.  105 ff.; 
Stoofs,  Grundzüge  II  §115  S.  362  und  Anmerkung  1  —  3)  s. 
Waadt  Art.  317  (reclus.  von  1—8  Jahren  und  Geldstrafe  von  200— 
4000  Frcs.),  Wallis  Art.  325  (Freiheitsstrafe  und  Bufse  bis  zu 
1000  Frcs.),  Frei  bürg  Art.  209  (röclus.  von  1—6  Jahren  und  Geld- 
strafe von  200—5000  Frcs.)  u.  be  A  ar  g  a  u ,  Entw.  1892  §  375  (Zuchth. 
bis  zu  10  Jahren  und  [obl.]  Geldstrafe  bis  zu  5000  Franken).  Für 
das  übrige  Ausland  vgl.  im  Allgem.  v.  Spefshardt,  a.  a.  0.  §  18, 
S.  97  ff.  Auch  hier  sind  Gelds  trafen  öfter  1)  selbst  solchen  Gesetzen 
noch  unbekannt,  welche  bereits  ein  eigenes  Delikt  des  Versiche- 

Günther,  Idee  der  Wiederrergeltung.  III,  1.  gY 
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'f  f'-^n'-Jt***/.  u.  ^/«j^I-'r.  V.  'J}*}  h'.'i  '!•••)  Xuiembarg:  KM']  Frr*.^ 
Vortfiirfil  Art  i*>.  u.  |1  f  relb#fi:* Strafe  and  Geldjaaie:  TgL  Ta- 
ffiff'.n  f\t  MtfU/irffH  in  .SiOO.  I  S.  .'^77,,  Mexiko  Art.  4&S  längere 
Uftfi  nhf\  (tt;',(\''»\rüU:  2.  K.a*-<i, ;  end.ich  au«  d.  Gruppe  unter  Ziffl  2 
Wn  b ;  itHt*irT*'/i ': h ,  Krjiw.  v.  J 'iO I  §  j-ö  vbd.  mit  §  2S^  Freiheits«lr. 
II.  ffiku\rfiU  (h',U\^tr,  h'm  zürn  Doppelten  des  Schadens*,  Entw. 
V,  IK-y,  %  zl^'t  \h*\.  mit  'J79  '^im  We.»eüt!.  ebenso).  —  Als  weitere  hier 
\u\t'.x*'n*.U'ji',uiU;  bftuondere  Fälle  seien  noch  herrorgehoben  die 
wiflnfii(^ra''h<jfi  JJctrfjgcreien  im  Handels- und  Gewerbe  verkehr 
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gegen    den    Firmen-  und  Markenschutz  *^'),    das   (ge- 

(vgl.u.a.:  Preufsen  § 243 Ziff. 2, 5 •,  Oldenburg  Art.  226  litt.bu.  e; 
Bayern  1861  Ziff.  7^  Wallis  Art.  312;  Neuenburg  1856  Art.228, 
und  1891  Art.  31^4  ff.,  398;  Schweden  Chap.  XXII  §  5;  Belgien 
und  Luxemburg  Art.  498ff.;  Rumänien  Art.  316;  Portugal 
Art.  4r)6  Ziff.  Ij  Italien  Art.  293  ff.  [durchgehends  Freiheitsstrafen 
und  oblig.  Geldstrafen  oder  alternativ  Freiheits-  oder  Geldstsrafen]; 
Niederländisch-Indien,  Wetb.  voor  d.  Eur.  Art.  345ff.,  348 
[=  Wetb.  V.  Inl.  Art.  347  ff.,  3i'0] ;  Mexiko  Art.  926  ff.^  Ägypten 
Art.  318 ff.  u.  a.  m.)  sowie  bei  öffentlichen  Lieferungen  (vgl. 
darüber  z.  B.:  Belgien  u.  Luxemburg  Art.  297  [Freiheitsstrafe 
and  Geldstrafe  von  100-1000  Frcs.];  Italien  1S89  Art.  206  [Ein- 
schliefsung  v.  6  Monaten  bis  zu  5  Jahren  und  Geldstrafe  von  min- 
destens 500  Lire]-,  Mexiko  Art.  895  vbd.  mit  Art.4l9,  420  [Geldstr. 
und  längere  Haft]).  Über  Betrügereien  bei  Gründung  undLeitung 
von  Aktiengesellschaften  s.  die  Zusammenstellung  bei  Lam- 
masch in  der  Allg.  Österreich.  Gerichts-Zeitg.  XLIV.  Nr.  46  S.  375  ff. 
und  Nr.  47  S.  383 ff.;  vgl.  auch  New- York  Art.  591  (betrüglicbea 
Ausstellen  von  Aktien;  Strafe:  Einsperrung  von  3—7  J.  oder  Geld- 
strafe bis  zu  3000  Dollars  allein  oder  in  Verbindung  mit  einander). 
Speziell  für  Deutschland  s.  RGes.  v.  18.  Juli  1884  §  249a  (Gef.  u. 
zugleich  Geldstr.  bis  200)OMk.),  249  b  (Gef.  bis  zu  1  Jahr  u.  Geldstr. 
bis  20000 Mk.),  §  249  d  (Gef.  bis  zu  1  Jahr  u.  Geldstr.  bis  10,000 Mk.), 
§  249 f  (Geldstr.  von  10—30  Mk.  für  jede  der  Aktion,  jedoch  nicht 
unter  1000 Mk.).  Vgl.v.Liszt,  Lehrb.  6.Aufl.  S.613  ff.;  Kleinfeiler, 
Strafr.  Nebengesetze  S.  167  ff.  Auch  für  die  betrügerische  Ver- 
leitung zur  Auswanderung  ist  (im  Gegensatz  zu  unserm  RStGB. 
§  144;  vgl.  oben  Anm.  890)  in  einigen  neuern  ausländ.  Gesetzbüchern 
und  Entwürfen  Geldstrafe  altemat.  neben  Freiheitsstrafe  (so  z.  B.: 
Finnland  Kap.  16  §  23;  Aargau,  Entw.  1892  §  381  [Gefängn.  bis 
zu  2  J.  oder  Geld  bis  2000  Frkn.])  oder  in  (obligat,  oder  fakult.) 
Verbindung  mit  derselben  festgesetzt  (so:  Italien  1889  Art.416 
[Einschliefsung  von  1—5  J.  und  obl.  Geldstr.  v.  mindestens  500  Lire] 
u.  die  Österreich.  Entw.  von  1891  §154u.  v.  1893  §  146  [Gef.  v.  IMt. 
bis  zu  2  Jahren  und  fakult.  Geldstr.  bis  zu  4000  fl.]).  Eine  „bisher 
(noch)  nicht  zum  Gegenstande  einer  Strafbestimmung  gemachte"  be- 
trügerische Handlung  aus  Eigennutz  (vgl.  Stooss,  Motive  zum 
Schweiz.  Vorentwurf  1894,  S.  167),  die  sog.  „unehrliche  Kon- 
kurrenz" (Concurrence  deloyale)  ist  von  dem  schweizerischen 
Vorentwurf  Art.  78  mit  Gef.  oder  Geldstr.  bis  zu  10000  Frkn.  od. 
event.  auch  mit  beiden  Strafen  gemeinsam  bedroht  worden.  Über 
den  sog.  Münzbetrug  s.  noch  unten  Anm.  905. 
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über  das  Postwesen  des  deutschen  Reichs  §§  27-29  (vierfacher 
Betrag  des  defraudierten  Portos  etc.,  jedoch  niemals  unter  1  Thlr.; 
im  ersten  Bückfall  Verdoppelung,  im  weitem  Rückfall  Vervier- 
fachung  der  Strafe) ;  Ges.  vom  31.  Mai  1872  betr.  Erhebung  der  Brau- 
steuer §§  30—33  (vierfacher  Betrag  der  vorenthaltenen  Abgaben^ 
[§30],  aber  nicht  unter  10  Thlrn. ;  bei  Unmöglichkeit  der  Berechnung  in 
Geld:  10—1000  Thlr.  [§  31];  im  1.  Rückfall  achtfacher  Betrag  der 
hinterzogenen  Steuer,  aber  nicht  unter  20  Thlrn. ;  bei  weiterm  Rückfall 
dagegen   in   der  Regel  nur  Freiheitsstrafe   [Gef.  bis   zu  2  Jahren]); 

RBankgesetz   vom  14.  März  1875   §  59   Ziff.  2  .(„Geldstrafe, 

welche  dem  Zehnfachen  der  hinterzogenen  Steuer  [vgl.  §  10 
des  Gesetzes]  gleichkonmit,  mindestens  aber  500  Mk.  beträgt);  Ges. 
vom  3.  Juli  1878  betr.  den  Spielkartenstempel  §  10  (für  jedes  Spiel: 
Strafe  von  30  Mk.;  vgl.  auch  §  11,  12);  Ges.  vom  16.  Juli  1879  betr. 
die  Besteuerung  des  Tabaks  §§  34,  36,  37  (Geldstrafe  im  vier- 
fachen Betrage  der  hinterzogenen  Abgabe,  bezw.  [bei  Unmöglichkeit 
der  Berechnung  des  Betrags]  von  30—3000  Mk.;  im  ersten  Rückfall: 
Erhöhung  der  Strafe  auf  den  achtfachen  Betrag  der  vorenthaltenen 
Steuer ;  bei  femerm  Rückfall  dagegen  i.  d.  R.  nur  Freiheitsstrafe  [Gef. 
bis  zu  2  Jahren]) ;  Ges.  vom  11.  Juli  1881  betr.  die  Erhebung  v.  Reichs- 
stempelabgaben (abg.  durch  Ges.  v.  29.  Mai  1885  u.  27.  April  1894) 
§§3,  (18)  19,  (25),  26  (Strafe  bis  zum  5 fachen,  25 fachen  oder  50fachen 
Betrage  der  hinterzogenen  Abgaben);  Ges.  vom  24.  Juni  1887  betr. 
die  Besteuerung  des  Branntweins  §  21  (Geldstr.  im  4  fachen  Betrage 
der  hinterzogenen  Abgabe,  jedoch  nicht  unter  5  Mk.;  bei  Unmöglich- 
keit der  Feststellung  desJBetrags:  Geldstr.  v.  5—10000  Mk.);  Ges.  v. 
31.  Mai  1891  betr.  die  Besteuerung  des  Zuckers  §  47,  48  (Geldstr.  in 
4 fach.  Betrage  der  hinterzogenen  Steuer,  mindestens  aber  30  Mk.;  im 
Rückfalle  Verdoppelung  der  Geldstrafe;  im  weitem  Rückfalle 
aber  in  d.R.  nur  Freiheitsstrafe  [Gef.  bis  zu  3  Jahren]).  Ähnliche  Bei- 
spiele liefert  natürlich  auch  die  au  fs  erdeutsche  Spezialgesetzgebxing 
über  Zölle,  Steuern,  Stempelabgaben  etc.,  die  aber  hier  einzeln  nicht 
eingehender  berücksichtigt  werden  kann.  Vgl.  im  Allg.  für  Österreich 
(GefäUstrafgesetzbuch  vom  11.  Juli  1835):  Hiller  in  StGG.  I  S.  153, 
für  Ungarn  (Haupt-Gesetz  von  1883):  v.  Wlassics  ebdas.  S.  181: 
„Als  Grundprinzip  dient,  dafs  ev.  die  Strafe  für  jede  Verkür- 
zung des  Ärars  1— 8mal  so  viel  beträgt,  als  die  Summe,  mit  welcher 
das  Ärar  geschädigt  wurde*";  bei  Unbekanntschaft  jener  Summe :  Geldstr. 
V.  1—500  fl.  [§  100]) ;  s.  femer  noch  verschiedene  Gesetze  v.  1880  (mit 
Geldbufsenbisev.  zum  Fünf  zigfachen  der  Schädigungssumme,  bezw. 
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1kl,  **,H'/*i'/f:u'j,<\  h,:i'A:  l  :^,::M**<r.  .  V:^'.«iaza  >teng*ein  beiSteng- 
ShiU'  A\^\^f:\'\^x'^■K\^^,Uli('A'.<:J .  -^TrafTe'rh:!.  »l/en^e^etze  1.  AnlL 
H  '<"Jff,  iAt^rf  <V\H  qi4a.if)'i>r^n  Fa';>  de»  De'ik:«  nach  diesem  G^setie 
fcifj^rv^it«  '5f  Hl  ff,.  ij^^;r  ^Jif;  Vor*':hrifien  soDstiger  deutscher  Zoll- 
ili*'%**t'/M  9i\At(;xt*.('M^  n.  V.  Li  «Zt.  L^br*m-h  t).  Anri.  S.  »>>l,  635: 
Ht<;ftj(l<jjri,  a,  a,  0.  8.  K/y;ff.  und  U*^}f[,  Ähnliche  Vorschriften 
h*'y/'i(ut',h  Hwh  in  an'I<:m  Staaten.  .So  wird  z.B.  in  Portugal  (nach 
'i  ftvflr#;<i  4\*:  McdrfiroH  in  .St^iO.  I  S.  .V>2.  -der  Schmuggel  .  .  . 
Ulli  tt\uf',r  (/f;idiitrafe  von  1  .Million  Reis  und  Gefängnis  bis  zn 
i'Utt'tn  Jahre  bestraft.    Aur«erdem  trifft  denThäterdic  im  Cirilgesetz- 
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bnche  angedrohte  Ersatzpflicbt."  In  England  ist  (nach  Schuster 
ebdas.  S.  644)  die  Strafe  des  einfachen  Schmuggels  „Geldstrafe 
(nach  Wahl  der  Behörden  auf  den  dreifachen  Wert  der  einge- 
schmuggelten Ware  oder  auf  100  Pfd.  St.  zu.  bemessen)  und  Kon- 
fiskation der  eingeschmuggelten  Ware  (Customs  Gonsolidation  Act. 
1876  §  186)**.  FUr  den  qualificierten  Fall  der  Begehung  „in  Gemein- 
schaft mit  mindestens  2  andern  Personen:  Geldstr.  von  Pfd.  St.  100 
bis  Pf.  St  5C0  (Customs  and  Inland  Revenue  Art.  1879  §  10)**.  Eben- 
so in  Schottland  (Schuster,  a.  a.  0.  S. 684).  Über  Bulgarien 
s.  Schischmanov  in  StGG.  I  S. 334,  335;  über  Rumänien:  Mis- 
sir  ebds.  S.  351^  über  Serbien  (Ges.  vom  12.  Dez.  1863  §  119  u. 
Novelle  von  1867):  Wesnitsch  u.  Josefowitsch  ebds.  S.357;  über 
Spanien:  Rosenfeld,  ebd;is.  S.  530  (Konfiskation  u.  Geldstr.  in 
Höhe  des  3— 6  fachen  Werts  der  Konterbande). 

901)  Eine  ganz  allgemeine  Vorschrift  über  Verhängung  von 
Geldstrafen  fUr  gewinnsüchtige  Fälschungen  (jeder  Art)  ent- 
hält unter  den  deutsch.  Partikular  gesetzgebungen  H  a  d  e  n  §  443 :  „In 
allen  Fällen  des  Verbrechens  der  Fälschung  aus  gewinnsücht.  Absicht 
tritt  neben  den  gedrohten  Freiheitsstrafen  zngleichGeldstrafe  ein, 
welche  hier  den  Betrag  von  1000  Gulden  in  eben  dem  Mafse  über- 
steigt, als  ihn  der  im  einzelnen  Falle  vom  Verbrecher  erlangte  Vor- 
teil oder  der  dem  Verletzten  verursachte  S  c  h  a  d  e  übersteigt**.  Vgl. 
damit  §§  423,  424  (Fälschung  öffentlicher  Urkunden  aus  Gewinn- 
sucht), 426,  427,  430,  431  (Fälschung  von  Privaturkunden),  432  (Fäl- 
schung von  Wechseln  etc.),  433  (Fälschung  in  Handelsbüchern),  434 
(betrügerische  Ausfüllung  eines  Blanketts),  43j  (Fälschung  von  Staats- 
papieren), 436,  437  (Gebrauch  falscher  ürkimden),  438  (Fälschung  v. 
Grenzsteinen),  439  (desgl.  von  Zeichen  der  Wasserberechtigung),  440 
(desgl.  von  Stempelpapier),  441  (desgl.  von  Mafs  und  Gewicht),  442 
(desgl.  von  Gold-  und  Silberwaren).  Vgl.  noch  Häberlin,  Grund- 
sätze IV  S.  189  u.  246.  Speziell  über  die  Münzfälschung  s.  noch 
unten  Anm.  905.  Ähnliche  generalisierende  Bestimmungen  haben 
(wohl  gröfstenteils  im  Anschlufs  an  den  französ.  Code  p6nal  Art.  164 
[s.  oben  Anm,  294J)  auch:  Monaco  Art.  129  (^Jl  sera  pronocöe  (in 
allen  Fällen  der  Fälschungen)  contre  les  coupables  ime  am  ende, 
dont  le  maximum  pourra  6tre  port6  jusqu'au  quart  du  b^nifice  ille- 
gitime que  le  faux  aura  procure  ou  etait  destin6  k  procurer  aux  au- 
teurs  du  crime  ou  du  delit,  k  leurs  complices  ou  ä  ceux  qui  ont  fait 
usage  de  la  piöce  qu'ils  avaient  fauss6**;  Minimum:  nicht  unter  100 
Frcs.),  Belgien  u.  Luxemburg   Art.  214   („Dans    les    cas   prövus 
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r,%<  7,\%y,\.  VA'.-  Or '!»tra>  rva  :  «i—jj»..  Thalera  ;  Oldenbar^ 
!>:>.  Art,  :r:;.^  H  1  ^c  An,:r>L  :i:>  HI.:*  L  Weswefc^a»  :  Bajera 
J^^:  Art.  17^  A^%.  2  f  ä.»Ah:ir.?  ö  r'fenili«  her  ürksadea:  Strafe  Ld.R^ 
0*;  ä[r.;rT,M  nft^i  [rakn.t/  f»el«l  bU  z:i  1  ••>  «.»tlcea  .  1^2  iateüekt. 
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off'^r.tj'h^  o/>T  Privatcrkan'len:  Freiheitstrafe  and  Tak.;  Geldatr. 
bin  zu  J'/.O  fi,,\  Bremen.  Entw.  y.  1>*;1  §  454  iL,  t.1^^  §  432  Ge- 
hfa.*:h  f;4!«i''heroderver:äIjH:hter  Privatnrknnden,  bei  erbebL  Schadea: 
Zu'hfhaiJiibiizu  5Jahren  und  obl.  (i elds träfe  bis  ra^OThlr.);  §434 
^n^'hwfiTCTHy'ilUi  \(m  fäUcbunj^  oflfentlicher  Urkunden:  Zachtfaaas  bi» 
/M  JO  Jahren  und  [obL  Geldstrafe  bis  zu  2fXX) Thlra.),  §435  (Intellekt. 
f'rkijnrlerjfh'iHchuri;^;  Htra/e  ebenso  :  dentseh.  RStGB.  §  268  (fOr 
y  iilm-htiu  fi;  vr;n  Privaturkunden  in  gewinn  sucht.  Absieht:  Zuchth. 
bU  zu  fiJabren  und  [fak]  Geldstrafe  bis  zu 3000  Mk.;  bei  öffentl. 
i;rk linden:  Zuebthaus  bis  zu  10  Jahren  and  [faknlt.]  Geldstrafe  bis 
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zu  6000  Mk.;  bei  mildernden  Umständen:  Gefängn.  und  [fak.]  Geldstr. 
bis  3000 Mk.),  §272,  273  (intellekt.  Urkundenfälschnng  ans  Gewinn- 
sucht; Strafe:  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  und  [fak.]  Geldstrafe  von 
150—6000  Mk.;  bei  mild.  Umständen  Gefängnis  und  [fak.]  Geldstrafe 
bis  3000 Mk.).  Über  die  Schweiz  s.  i.  Allg.  aufser  Stooss,  Grund- 
züge II  §  114  S.  335  ff.  bes.  noch:  Teichmann,  Die  Urkunden- 
fälschung nach  den  Strafgesetzen  des  Auslandes  und  der  Schweiz, 
ind.  Z.  für  Schweiz.  Recht  Bd.  XXIX  (N.F.  Bd.  VII)  1888  S.  347  ff. 
Von  den  einzelnen  Gesetzen,  welche  die  Geldstrafe  fUr  Urkunden- 
fälschung verwendet  haben,  sei  hier  nur  auf  diejenigen  hingewiesen, 
in  welchen  sie  auch  für  die  schwerem  (insbes.  die  [ausdrücklich  oder 
stillschweigend]  durch  Gewinnsucht  charakterisierten)  Fälle,  und 
zwar  nach  Art  der  oben  angeführten  deutschen  Bechte  in  (obli- 
gatorischer oder  fakultativer)  Kumulation  mit  Freiheitsstrafen  vorkommt. 
So  in:  Thurgau  §  167  und  175,  Waadt  Art.  180  litt,  b,  a  E., 
Neuenburg  1856  Art.  126  (intellekt. Urkundenfälschung;  Freiheitsstr. 
und  Geldstrafe  bis  200  Frcs.),  T essin  Art.  217,  Genf  Art.  136  flf.; 
Appenzell  A|Rh.  §75  Abs  2,  St.  Gallen  Art.  71  ZiflF.3  (Fälschung 
öffentl.  Urkunden:  Freiheitsstrafe  und  fakult.  Geldstr.  bis  2000 
bezw.  5000  Frcs ;  bei  wirklich  eingetretenem  Schaden:  erhöhte  Frei- 
heitssrafe  allein  oder  in  Verbindung  mit  einer  Geldstrafe  bis  3000 
bezw.  [bei  Beträgen  über  1000  Frcs.]  bis  7000  Frcs.),  Art.  72  (Fälschung 
vonPrivaturkimden:  Freiheitsstrafe  und  fak.  Geldstrafe  bis  1000  bezw. 
50C0Frc8. ;  Erhöhung  der  Strafe  um  die  Hälfte  bei  wirklich  ein- 
getretenenem  Schaden),  Art.  76(intell.  Urkundenfälschung:  Geldstrafe 
allein  oder  vbd.  mit  Freiheitsstrafe),  Neuenburg  1891  Art.231(öfFentI. 
Urkundenfälschnng  in  gewinnsüchtiger  Absicht:  reclus.  bis  zu  3  Jahren 
und  [obl  ]  G  eidstrafe  bis  zu  2000  Frcs.,  bezw.  [bei  Schaden  über  1000  Frcs.] 
röclus.  bis  zu  10  Jahren  und  [obl.]  Geldstrafe  bis  zu  5000 Frcs.),  Art 237 
(intell.  Urkundenfälsch.  in  gewinnsücht.  Absicht:  reclus.  bis  zu 5  Jahren 
und  [obl.]  Geldstr.  bis  zu  5000 Frcs.),  Art  238  (bes.  Fall  der  öfFtl. Urkunden- 
fälschung: röclus.  bis  zu  3  Jahren  nn  d  [obl.]  Geldstr.  bis  zu  15 000 Frcs.), 
Art.  239  (Fälschung  von  Privaturkunden  in  gewinns.  Absicht:  Frei- 
heitsstr und  [obl.]  Geldstr.  bis  zuöOObezw.  [bei  Schaden  über  1000 Frcs.] 
bis  zu  2000;Frcs.),  Aargau,  Entw.v.  1892§383(qualif.Fall  d.  intell.  Ur- 
kundenfälschung in  gewinns.  Absicht:  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  und 
fakult.  Geldstrafe  bis  zu  5000 Frcs.;  vgl.  auch  384).  Die  GBB.  der 
übrigen  Kantone  drohen  die  Geldstrafe  teils  allein,  teils  alter- 
nativ neben  Freiheitsstrafen,  und  zwar  meist  nur  für  die  leichtem 
Fälle  des  Delikts,  an;  zuweilen  ist  aber  auch  die  Kumulation  von  Geld- 
und  Freiheitsstrafen  ausdrücklich  auf  die  geringfügigem  Fälle  be- 
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nu^U'.n,  »ohl  ar,«fr  für  tä!«cbuiig  von  Privatu-kunden  und  iwar  noch 
9iSnf/.%*:\it:h  voD  tfifrreii  </i:brau«h  .  nrim.ich  nach  §4  2:  ;  ufser  Gefiüigms 
\i\%  zu  1  Jahr  'hffzw.  Kerker  hU  zu  o  J  hren  auch  (.ieldbuise  bis  zu 
.VX;hftzw.  ^M/'jH.  >vi.  auch  >pauien  1^4^  Art.  i>2'M>21,  222,  1870 
An.VfA—'tM,  *il*, ';I9  ^rlurebgohends  Freiheits-  und  (>eldstnifen  zu- 
«ÄMirm;«;  üh<;r  Art.  :;;i )  g.  schon  oben   Anm.  lOl; ;  Portugal  Art.  219, 
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220,  („prisao  correccional e multa" j  vgl.  Tavares  de  MedeiroB  in 
StGG.  I  S.  558)  ;Engliscb-Indien  Chapt.  XII  Sect.  255  flf.  (Fälschung 
öffentlicherUrkunden)u.  Chapt.XVIII  Sect.  463 ff.  (Privaturkunden; 
meist  Kumulation  von  Freiheits-  u.  (Geldstrafen) ;  Mexiko  Art.  713,  716 
(Fälschung  ö  ff  entlich  er  Urkunden:  Freiheitsstrafe  und  Geld  bis  zu 
1000  Pesos),  717  (Privaturkunden:  Freiheitsstrafe  u.  Geld  b.  zu  SOOR), 
720  (Gebrauch  der  Urkunden:  Strafe  wie  nach  §  713  bezw.  717); 
Japan  A  rt.  210 1 P  r  i  v  a  t  Urkundenfälschung ;  Freiheitsstrafe  und  Geld- 
strafe von  4—40  yen);  Kongostaat  Art.  39  (Freiheitsstrafe  und 
Geldstrafe  von  25-2(;(K)  Frcs.  oder  eine  der  Stiafen  allein).  Vgl.  auch 
noch  die  oben  i.Anm.SOl  angeführten  Bestimmungen.  Die  häufig  bei  den 
Spezialfällen  der  Fälschung  oder  Verfälschung  von  Stempelpapier, 
Stempeln,  Siegeln,  Marken,  Postwertzeichen,  ärztlichen 
Attesten  und  sonstigen  Zeugnissen.  Pässen  u.s.  w.  (sowie  des 
Gebrauchs  solcher  Fälschungen  oder  Verfälschungen)  sich  finden- 
den  Geldstrafen  sind  im  grofscn  Ganzen  durchweg  als  die  leichtern 
Strafmittel  fUr  leichtere  Deliktsformen  aufzufassen,  obwohl 
auch  hier  Beispiele  für  die  andere  Bedeutung  der  Geldstrafe  (als 
Reaktion  gegen  Gewinnsucht)  anzutreffen  sind.  Vgl.  u.  a.:  Bayern 
1861  Art.  172  Abs.  3  (Freiheitsstrafe  und  [fak.]  (Jeldstrafe  bis  400 fl.), 
Art.  2ü2  (Gefängnis  und  [fak]  (»cldstrafe  bis  zu  600  fl.)",  Thurgau 
§  170  (Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  und  [fakult.]  Geld  bis  zu 
4«  0  Frcs.)-,  Frei  bürg  Art  :)55  (Freiheitsstrafe  und  Geldstrafe)^ 
Tessin  Art.  209  ff.,  222,  225  (ebenso);  (ienf  Art.  46  (ebenso); 
St.  Gallen  Art.  71  Ziff.  2  (Freiheitsstrafen  und  [fak.]  Geldbufse), 
Art. 83 (Geldstrafe  und  ev.  Freiheitsstiafe);  Neuenburg  1891  Art.  230 
(Freiheitsstrafe  und  (Geldstrafe  bis  zu  1(H)0  Frcs.),  Art.  241,  242—244 
(Freiheitsstrafe  und  (leldstnife  bis  zu  1000  Frcs);  Ungarn  Art.  412 
(Freiheitsstrafe  und  (•' eidstrafe  bis  zu  200  fl.)-,  Kroatien,  Entw. 
§  334  ff.  und  387  ^Freiheitsstrafe  und  (Geld  bis  zu  1000  fl.)^  Öster- 
reich, Entw.  v.  1891  §3(0ff.,  v.  18!)3  §  290  ff.  (Gefängn.  od.  Geldstr. 
bis  zu  KXK) bezw.  4000 fl.);  Rufsland  184ö§61öff.,  1866  Art. 582  (Geld- 
strafen im  mehrfachen  Betrage);  Spanien  18J8  Art.  208  ff.,  217  ff. 
223  ff.,  1870  Art.  283  ff.,  286  ff.,  303  ff..  321  ff*.  (Freiheitsstrafe  und  Geld). 
Portugal  Art.  224  (für  Fälschung  v.  Attesten  [ebenso] ;  vgl.  Tavares 
de  Medeiros  in  St(iG.  I  S.  nöO);  Italien  Art.  264ff.  (ebenso), 
Art.  286  (Freiheits-  u.  (Geldstrafe  bis  zu  1000  Lire),  Art.  289  (für  Fälschg. 
ärztlicher  Atteste  in  der  Regel:  Freiheitsstrafe  oder  Geldstrafe  von 
100—  10(K)  L  ire  ;  für  d.  q  u a  1  i f  i  c i  e r  t  e n  Fall  von Bewirkung  der  Unter- 
bringung   einer  geistesgesunden  Person   in  eine  Irrenanstalt,  wenn 
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^*^i-ralf  a:*it  sa::*T  5  X  iai'*^.  sz*:  ib.i^/  «-^I^  ¥x»  5»>  bis  n 
!>'?  'i\.ni  :  -!e*t*^i.  Ei?:«-j'.  §  2^74  Zii  2  «.^e^asvis  mmd  [£dt.] 
0*:.<*nÄfe  b:%  rt  ':!»»•  Mk.  :  T  i^rjaa  §:TT  FreibeiiaMiaJe »,  [fik,] 
^/<tXh-,V  :  Wa..i«  An.  :^>T  er.  Freürnästisfe  kmI  G^Id  :  Bcra 
Art  ^^1  Zfff,  \-%  Frern€r**trafe  Ei-i  Ezi/ä  bis  tm  *OFrt«.'; 
h\zrn§  i  :n  Ziff.  ./.  14^  er.  «;e:2::jra<  nsd  fak.]  Geldbarae  bis  n 
!';*>;  fr<?t.,:  St.  Oä:;^«  Art.  71  Ziff.  1:  KeueBbvr^  1991  Art. 395 
^eiwpru.  bii  za  *;  Mcmatfm  und  'ob:/  Geld^traie  bis  n  ItM)  Fr«.); 
K%r%xn,  Entw.  l*if->  J  3C<^  Gefan^ij  bU  xn  5  Jahm  und  [fak.] 
G#;Mbari«bUzary//;Fres.;;  Kroatien,  Entw.  1 333  bei  derAbsickt, 
dß^tn  an^.em  ?^chaden  zozofn^en:  Freiheitsstrafe  und  [obl.]  Geld- 
strafe biü  za2^/i  fl.  :  Österreich,  Entw.  t.  l^.'l  §2?^  Züf.  2  (Frei- 
hf/Unnirnfa  ^Oefangnis  %on  3  Ta^en  bis  zn  5  Jahren]  imd  [faL.]Geld' 
»träfe  bi«  zu  HXKi  fl  y,  Eatw.  v.  1^^3  §  2^h  -im  Wesentlichen  ebcMo); 
h«'Ati;\en  u.  Luxemburg  Art..'4j  (Freiheits-  and  Geldstxafe  tob 
t^J  2<X)  Vri'.n.  oder  eine  der  Strafen  allein;  vgl.  anch  Art- 546);  San 
Marino  Art.  .VH  ^iefängnis  von  6  Monaten  bis  zn  1  Jahr  imd  Geld- 
strafe von  .V)— l^X)  Lire^:  Portugal  Art.  446  (Freiheitsstrafe  nnd 
GelrUtrafe;;  Italien  1^8*1  Art.  422  Abs.  2  (Freiheitsstrafe  nnd 
Gelrlütrafe  bis  zu  3'KH)  Lire;;  Kongostaat  Art. 33  (Freiheitsstrafe 
und  i^eld  von  2';— 1()(X)  Frcs.).  —  Über  (gewinnsüchtige)  Urknnden- 
fftUchung  durch  Beamte  s.  Näheres  noch  unten  in  AnoL  913  a.  E. 
Wi)  Ober  die  (bes.  früher  systematisch  vielfach  als  Fall  des 
Betrugs  behandelten)  Fälschungen  von  Mafs  und  Gewicht  sowie 
den  (häufiger  erwähnten)  (lebrauch  falscher  oder  verfälschter Hafse 
und  (iewfchte  vgl.  (abgesehen  von  verschiedenen  Spezialgesetzen)  bes.: 
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Thüringen  Art.  259  (Gefängnis  oder  verhältnismäfsige  Geld- 
bufse);  Prenfsen  §  243,  =  Waldeck  §  231  Ziff.  1  (Gebrauch; 
Gefängnis  nicht  unter  3  Monaten  und  zugleich  Geldbufse  von  50— 
1000  Thlr.)  vgl.  mit  §  348  Ziff.  2  (blofser  Besitz)^  Oldenburg 
Art.  226  litt,  a  (ebenso)  vgl.  mit  Art.  325  §  1  litt  6  (Besitz); 
Bayern  1861  Art.  316  Ziff.  5  (Gebrauch;  Gefängnis  nicht  unter 
2 Monaten  und  [fakult.]  Geld  bis  zu  1000  fl.)  vgl.  mit  §§  323,  324 
(Besitz);  Schweiz.  Bunde sgesetz  über  Mafs  und  Gewicht  vom 
3.  Heumonat  1875 Art.  15,  16  (Geldbufse);  Waadt  Art.  174  (Fälschung 
und  Gebrauch:  röclus.  von  1—10  Monaten  oder  Geldbufse  von  100— 
600  Frcs.);  Graubünden  §183  (ebenso;  Strafe:  Geldbufse  bis  auf 
500  Frcs.  oder  Gefängnis  oder  Zuchthans  bis  zu  1  Jahr);  Neuen- 
bürg 1856  Art.  121  (Gebrauch;  Strafe:  Geldbufse  von  50—100  Frcs. 
und  Gefängnis  von  1—6  Monaten);  Wallis  Art.  177  (Fälschung  und 
Gebrauch;  Strafe:  Geldbufse  bis  zu  200  Frcs.  oder  empris.  bis  zu  6  Mo- 
naten);  St.  Gallen  Art.  71  Ziff.  2  (schon  für  die  blofse  Fälschung 
ohne  Gebrauch  oder  Schädigung  in  der  Regel:  Freiheitsstrafe  und 
[fak.]  Geld  bis  zu  2000  Frcs;  bei  Richtung  auf  Schadenbetrag  über 
1000  Frcs.:  erhöhte  Freiheitsstrafe  und  [fak.]  Geldbuße  bis  zu  5000 Frcs.; 
bei  wirklich  gestifteten  Schaden  bezw.  auch  nur  Gebrauch:  erhöhte 
Freiheitsstrafe  allein  oder  in  Verbindung  mit  Geldstr.  bis  3000 
bezw.  [bei  Beträgen  über  1000  Frcs.]  bis  7000 Frcs.);  Neuenburg  1891 
Art.  228  Ziff. 2  (Gebrauch;  Geldstrafe  bis  zu  5000 Frcs.  und  empris.  bis 
zu  1  Jahr);  Schweden  Chap.  XXII  §5  Abs.  3  (Geldstrafe  bis 
ev.  lOORiksdaler);  Türkei  Art.  240,  (Freiheitsstrafe  und  Geldstrafe) 
vgl.  mit  Art.  262  (blofser  Besitz:  Geldstrafe);  Portugal  Art  456 
Ziff.  3  und  §  2,  3  (bei  Gebrauch:  Freiheitsstrafe  und  Geld- 
strafe; für  blofse  Führung  des  falschen  Gewichts:  nur  Geldstrafe 
von  1000—5000  Eeis;  Tavares  de  Medeiros:  StGG.  I  S.  576); 
San  Marino  Art.  354 ff.  (Geldstrafen)-,  Italien  1889  Art.  294 
(Freiheitsstrafe  und  Geldstrafe  bis  zu  100  bezw.  500  Lire  oder  auch 
Geldstrafe  allein);  Englisch-Indien  Chapt. XIII  Sect. 264 ff.  (regel- 
mäfsig  Freiheitsstrafe  oder  Geldstrafe  oder  beides);  Mexiko 
Art.  422  Ziff.II  (Gebrauch  falscher  Mafse  und  Gewichte:  Freiheits- 
strafe und  Geldstrafe),  Art. 696  (Verfälschung  zum  Zwecke  des 
Betruges:  2  Jahre  Gefängnis  und  Geldstrafe  von  100—600  Pesos)-, 
Japan  Art.  227,  230  (Freiiieits-  und  Geldstrafe  kumuliert). 

904)  Über  den  Charakter  dieses  Delikts  s.  u.  a.:  Stooss,  Motive 
zum  Schweiz.  Yorentwurf  S.  219 :  „Da  das  Verbrechen  regelmäfsig  aus 
Gewinnsucht  begangen  wird,    so  erweist  sich  eine  hohe  Geld- 
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strafe als  angezeigt".  Vgl.  auch  Seuffert  in  StGG.  I  S.37.  Ver- 
einzelt wurde  es  in  den  deutschen  Partikulargesetzen  systema- 
tisch nur  als  ein  besonderer  Fall  des  Betrugs  behandelt.  So  in: 
Bayern  18G1  Art.  316  Ziff.  8  (Freiheitsstrafe  und  fakult.  Geld  bis 
10()0  Gulden)  und  325  (Gefängnisstr.  und  fakult.  Geld  bis  500  fl.,  in 
leichtem  Fällen :  Arrest  od.  Geld  bis  150  fl.^.  Vgl.  betr.  der  Geldstrafe 
auch  noch  Thüringen  Art.  259  (das  aber  die  Warenfälschung  als  bes. 
Art  der  Fälschung  behandelt;  Strafe:  Gef.  oder  verhältnis- 
mäfsige  Geldbufse)  u.  Baden  §  250  (Schädl.  Beimischung  bei  Nah- 
rung; smitteln  etc.  [im  Abschn.  XII  betr.  Vergiftungen];  Strafe:  Gef.  od. 
Arbeitshaus  bis  zu  2  Jahren  und  Geldstrafe).  Alsblofse  Übertretung 
behandeln  das  Delikt  Preufsen  §345  Ziff.  5  u.  Oldenburg  Art.  323 
litt,  e  (Strafe:  Geldb.  bis  zu50Thlrn.  od.  Gef. bis  zu  6 Wochen)  sowie 
Österreich  §  407  (Geldstr.  v.  10— lODfl.  od.  Arrest  v.  3  Tagen  bis 
zu  1  Mt).  Für  das  geltende  deutsche  Recht  sind  die  einschlägigen 
Vorschriften  im  sog.  „Nahrungsmittelgesetz"  vom  14.  Mai  1879 
enthalten.  S.  dessen  §  10  (Strafe:  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  und 
zugleich  Geldstrafe  bis  zu  1500  Mk.  oder  eine  dieser  Strafen  allein). 
S.  auch  das  inhaltlich  verwandte  Gesetz  vom  20.  April  1892  betr. 
den  Verkehr  mit  Wein  §  7  (Androhung  der  gleichen  Strafen).  Vgl. 
Seuffert  in  StGG.  I  S.  39.  Für  die  Schweiz  s.  Stooss,  Syst. 
Zusammenstellung  S.  596-G07  und  Grundzüge  II  §  118  S.  379-381, 
insbes.  die  genaue  Tabelle  über  die  Strafen  auf  S.  380.  Danach  finden 
sich  für  die  verschiedenen  Fälle  des  fragl.  Delikts:  1)  Freiheitsstrafen 
allein  nur  als  seltene  Ausuahme.  Weit  häufiger  sind:  2)  Geld- 
strafen: a)  allein  (so  in  Thurgau  LPG.  §  11,  Luzern  Pol.StG. 
§  123  [für Verkauf  verdorbener  Lebensmittel],  Appenzell  A./Rh. 
§160  [ebenso],  Zürich  LPG.§13  [bis  lOCOFrcs.],  St.Gallen  Art  142 
und  LPG.  Art.  1,  2,  4  [auch  für  Fälschen  und  Verkauf  gefälsch- 
ter Lebensmittel])  oder:  b)  alternativ  (an  erster  od. zweiter  Stelle) 
neben  Freiheitsstrafe,  insbes.  Gefängnis  (so  in:  Thurgau  §§73,178, 
Waadt  Art.  165,  Neuenburg  1856  Art.  117,  Wallis  Art.  153, 
Schaffhausen  §141,LuzernPStG.  §107,  Obwalden  Art.83,  Bern 
Artt.  233a,  233b,  Glarus  §  [)2,  Freiburg  Art.  428,  Basel  §§169, 
169a  u.  Pol.StG.  §  %,  Appenzell  A./Rh.  §  134  [für  Verkaufen  ge- 
sundheitsschädlicher Lebensmittel]),  Solothurn  §159,  St.Gal- 
len Art.  141  u.  LPG.  Art.  1,  2),  oder  endlich:  c)  in  Kumulation 
m  i  t  Freiheitsstrafen  (so :  Bern  Art.  233  [Gef.  bis  zu  60  Tagen  u.  Geldb. 
V.  50—5000  Frcs.],  233  b  [Gef.  bis  zu  60  Tgn.  od.  Korrektionshaus  bis  zu 
2Jabren  und  überdies  Geldbufse  von  100-5000 Frcs.],  Zürich  §  188 
[Gef.  und  Geldb.    bis  zu  2000  Frcs.   oder  letztere   allein],  Tessin 
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Art.  241  [Freiheitsstrafe  u.  Geldb.  3.-5.  Grades],  Genf  [Gef.  von  8 
Tagen  bis  zu  1  Jahr  u.  Geldb.  v.  50— 5ü()  Frcs.J ,  Neuenburg  1891 
Art.  259  [Gef.  bis  6Mtn.  u.  Geldb.  bis  zu  5000 Frcs.]).  Diesem  letztern 
System  haben  sich  auch  der  schweizerische  Vorentwurf  sowie  der 
Entwurf  für  Uri  angeschlossen.  Ersterer  verhängt  im  Art  146 
für  „Warenfälschung«  i.  e.  S.  Geldstr.  bis  zu  10000  Frcs.  oder 
Gefängnis,  bei  geschäftsmäfsigem Betrieb:  Gef.  nicht  unter 3 Monaten, 
bei  Rückfall  innerhalb  r)Jhrn.:  Zuchth.  bis  zu  3  Jahren,  und  aufs  or- 
dern in  jedem  dieser  Fälle  eine  Geldstrafe,  „die  mindestens  den 
fünffachen  Betrag  des  rechtswidrig  erlangten  Gewinns  erreichen 
soll";  im  Art.  147  für  „Herstellung  gesundheitsschädlicher  und 
gesundheitsgefährlicher  Lebensmittel,  (Gebrauchs-  und  Verbrauchs- 
gegenstände: Gefängnis  nicht  unter  1  Monat  und  (obl.)  (leldstr.  bis 
zu  10000  Frkn.;  bei  geschäftsmäfsigem  Betriebe:  («ef.  nicht  unter  6 
Monaten,  bei  Rückfall  innerhalb  o  Jahren:  Zuchth.  bis  zu  10  Jahren; 
aufserdem  in  jedem  dieser  Fälle  obl.  (leldstr.  bis  zu  20000  Frkn. 
u.  jedenfalls  mindestens  in  der  Höhe  des  fünffachen  Betrags  des 
rechtswidrig  erlangten  (Jewinns.  Der  Entwurf  für  Uri  verordnet  für 
nicht  gesundheitsgefährliche  (vgl.  Art.  56  litt,  b)  Fälschung  von 
Waren  und  Lebensmitteln  bezw.  das  Feilhalten  derselben  in  Art.  61 
litt,  a  Gef  bis  zu  6  Monaten  und  Geldbufse  bis  zu  5000  Frkn.  Von 
sonstigen  aufserdeutschen  Rechten  s.  namentlich:  Ungarn  §  314 
(Gef.  bis  zu  1  Jahr  und  [obl.]  Geld  von  100  bis  1000  Gulden);  Bel- 
gien und  Luxemburg  Art.  500,  501  (Freiheitsstrafe  und  Geld 
bis  ev.  500  bezw.  1000  Frcs.  od.  eine  dieser  Strafen  allein)  j  vgl.  auch 
Art.  454,  455  (Freiheitsstrafe  und  Geldstrafe  von  200—2000  Frcs.); 
Türkei  Art.  196  (Freiheitsstr.  und  Geld  von  1—25  gold  medjdies); 
San  Marino  Art.  338—341  (Kumulation  von  Freiheits-  und  Geld- 
strafen); Spanien  1 848  Art.  246  flf. ,  1870  Art.  351  ff.,  (Freiheits- 
strafen und  Geldstrafen);  Portugal  Art.  251  und  456  Ziff.  2 
(ebenso;  vgl.Tavares  de  Medeiros  inStGG.I  S.  560  u. 576);  Ita- 
lien 1889  Art.319,  320  (Freiheitsstr.  u.  Geldstr.  v.  100  bis  zu  2000  bezw. 
5000Lire)-,  Niederländisch-Indien,  Wetb. v. d. Eur. Art. 231— 233, 
=  Wetb.v.Inl.  Art. 233—235  (Freiheitsstr.  und  (ieldstr.  bis  zu250resp. 
500  Gulden;  vgl.  C.  p.  fran^  Art.318);  Englisch-Indien  Sect.  272 
—275 (Freiheitsstrafe  oder  Geld  oder  beides);  Ägypten  Art.  245 
(Freiheitsstrafe  undGeld  von200  bis  2500 Piaster,  ev.  bis  zum  „quart 
des  restitutions  des  dommagcs  inter^ts");  Eongostaat  (arr^te  de 
27.  Janv.  1891  [Bull.  Off.  Ih91  p.  153]  Art.  1:  Freiheitsstr.  [7  Tage 
servit.  pönale]  un  d  Geld  bis  zu  200  Frcs.  oder  eine  dieser  Strafen 
allein).    Vgl.  auch  Mexiko  Art.  423  (Verkauf  wissentlich  verfälsch- 
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ter  Arznei-  oder  Nahrungsmittel  ohne  schädliche  Substanzen:  ^^eld- 
strafe  zum  Betrage  des  doppelten  Werts  des  Verkauften"),  Art. 424 
(Verkauf  selbst  verfälschter  Sachen  ohne  schädliche  Substanzen: 
Geldstr.  1.  oder  2.  Klasse),  Art.  842  ff.  (Anfertigung  und  Verkauf  ge- 
sundheits schädlicher  Stoffe  etc. :  Freiheits-  und  Geldstrafen  in  ver- 
schiedener Höhe),  Japan  Art.253,  254  (Geldstrafen).  Über  England 
(Säle  of  Food  and  Drugs  Act  1875  [amendiert  1879]  §§  3— ö  u.  Spe- 
zialgesetze mit  z.  Teil  sehr  hohen  Geldstrafen)  vgl.  Schuster  in 
StGG.  I  S.  671,  672  u.  Anm.  1. 

905)  Die  Verwendung  der  Geldstrafen  ftir  die  Münzdelikte 
ist  im  Ganzen  nicht  so  häufig  als  man  es  gerade  dafür  vermuten  könnte. 
(Vgl.imAUg.  für  Deutschland  u.  die  Schweiz: Häberlin,  Grund- 
sätze IV,  S.  267  ff.,  273ff.;  P.  Gubser,  Die  Münzverbrechen  in  d.  kanto- 
nalen Strafges.  d.  Schweiz.  1891  S.  146  ff.,  178 ff.,  205,  208 ff.;  Stooss, 
GrundzUge  II  §  113,  S.  307  ff.).  Bildet  auch  eine  völlige  Unbekannt- 
schaft der  Geldstrafen  (wie  z.  B.  in  England  und  Schottland 
[nach  der  Coinage  Act.;  vgl.  Schuster  in  StGG.  I  S.  673—675  u. 
690])  eine  Ausnahme,  so  verwenden  sie  doch  andrerseits  die  meisten 
Gesetze  nicht  für  die  schwerern  Fälle  (wie  bes.  die  eigentl. 
Falschmünzerei),  sondern  vorwiegend  nur  für  die  leichternArten 
des  Delikts  (wie  namentl.ta)  für  die  Münzveränderung,bes.  Mflnz- 
verringerung  [Kippen und  Wippen],  den  Münzbetrug  etc.,oder[in 
besonders  weitgehender  Übereinstimmung]:  b)  für  das  In-Verkehr- 
Bringen  von  für  echt  erhaltenen  falschen  Geldes  nach  erkannter 
Unechtheit  [RStGB.  §  148]),  bei  welchen  dann  aber  regelmäfsig  der 
Gesichtspunkt  nicht  sowohl  derjenige  der  gerechten  Vergeltung  für 
die  gewinnsüchtige  Handlung  als  der  einer  leichtern  Bestrafung  für  die 
geringere  Schuld  ist.  Ausnahmsweise  läfst  sich  jedoch  auch  hier  ans 
der  Form  der  Androhung  (wie  Höhe  des  Geldbetrags,  Berechnung 
nach  dem  Mehrfachen  des  Gewinns  oder  Schadens,  Eumulierung  mit 
Freiheitsstrafe  etc.)  auf  das  Vorherrschen  des  erstem  Gesichts- 
punkts schliefsen.  Vgl. z. B.f ür  die  Delikte  sub  a):  Hannover  Art. 203 
Ziff.  IV  (bes.  Fall  des  Münzbetrugs:  Geldstrafe;  wenn  Wechsler 
die  Thäter  waren:  „Geldstrafe,  welche  mindestens  dem  vierfachen  Be- 
trage des  äufsem  Zahlenwerts  der  von  ihnen  eingeführten  oder  bei 
ihnen  vorgefundenen  verbotenen  Münzen  gleichkommt");  Baden  §512 
(Ansichbringen  und  Ausgeben  falscher  Münzen  ohne  Einverständnis 
mit  dem  Urheber  der  Fälschung;  Stiafe:  Zuchthaus  von  1—4  Jahren 
und  Geldstrafe),  §§  513  —  516,  518,  519  (Münzverringerung  und 
Ausgeben    verringerter    Münzen     [mit     oder     ohne    Einverständnis 
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nis  mit  dem  Urheber] :  überall  Freiheitsstrafen  und  Geldstrafen;  vgl. 
Häberlin,  a.a.O.  S.  275  ff.,  279flf);  Preufsen  §243  (=Waldeck 
§  231  Ziff.  3,  4:  Münz  Verringerung  u.  Ausgeben  verringerter  Münzen, 
als  bes.  Fall  des  „Betrugs''  behandelt;  Strafe:  Gef.  nicht  unter  3Mtn. 
und  zugleich  [obl.]  Geldb.  von  50-1000  Thalern);  Oldenburg 
1858  Art.  226  litt,  c  und  d  (ebenso);  Bayern  1861  Art.  170  u.  171 
(Münz Verringerung  u.  Münzbetrug',  Gef.  nicht  unter  3  Mtn.  und  [f  ak  ult.] 
GeldstT.  bis  zu  COO  Gulden);  Bremen,  Entw.  v.  18G8  §247  (Münzver- 
ringerung ^  Freiheitsstr.  und  [fak.]  Geldstr.);  deutsch. RStGB.  §150 
(Münzverringerung;  Gef.  und  [fak.]  Geldstr.  bis  zu  3000  Mk. ;  vgl.  Mit- 
telstadt, Gutachten  S.  54);  die  Schweiz.  GBB.  von  Waadt 
Art.  162  (Münz Verringerung;  Geldstr.  von  50—1000  Frcs.  und  „s*il 
yalieu**  auch  Freiheitsstrafe  [röclusion  nicht  über  2J.]),  Neuenburg 
1856  Art.  112  (Münzveningerung ;  Geldstr.  von  50—100  Frcs.  und 
empris.  von  3  Mtn.  bis  zu  IJahr),  1S91  Art.  221  (für  dasselbe  Delikt: 
empris.  bis  zu  2  Jahren  und  Geldstr.  bis|zu  500  Frcs.) ,  Wallis  Art.  167 
(Münz Verringerung;  Geldstr.  bis  bOO  Frcs.  u.  „8*il  y  a  lieu**  röclus. 
bis  zu  2  Jahren  im  Maximum),  Glarus  § 66  litt,  a  (Münzbetrug ;  Frei- 
heitsstr. [Arbeitshaus  oder  Gef.]  und  Geldb.  bis  auf  2000  Francs), 
Zürich  §  101  (Münzbetrug;  Freiheitsstr.  und  Geldbufse),  Appen- 
zell A./Rh.  §  72  litt,  a,  74  (Münzbotrug;  Bufse  und  Gefängnis),  St. 
Gallen  Art.  88,  89  (Münzbetrug;  Geldstr.  bis  auf  1000  Frcs.  allein 
oder  in  Verbindung  mit  Gefängnis) ;  Schweiz.  Vorentwurf  Art.  129 
(„M ünzveränderung*';  Freiheitsstrafe  [Gefängnis  nicht  unter  6 Mon. 
oder  Zuchthaus  bis  zu  5  J.]  und  fakult.  Geldstr.bis  zu  10000  Frkn); 
Österreich,  £ntw.  v.  1891  §171  (Münzveningerung;  Freiheitsstr.  und 
fak.  Geld  bis  1000 fl.),  von  1893  §162  (erhöhte  Freiheitsstr.  u.  fak.  Geld 
bis  2000  fl.);  vgl.  auch  §  16:J  ^abweichend  vom  Entw.  v.  1891  [§  172]: 
Freiheitsstr.  und  fak.  Geld  bis  zulOOOfl.)^  Griechenland  Art  244 
(Münzbetrug;  Strafe:  bei  Gewinn  über  100  Drachmen  Arbeitshaus, 
sonst  Gefängn.  nicht  unter  6  Monaten  und  aufserdem  Erlegung 
des  vierfachen  Werts  des  erweislich  bezogenen  Gewinns);  Bufs- 
land  1845  §  601,  602,  1866  Art.  568,  569  (Geldstrafe  in  mehrfachem 
Betrage  des  zugefügten  Schadens) ;  Belgien  u.  Luxemburg  Art.  497 
(Münzbetrug;  Freiheitsstr.  u.  Geld  von 50— 500 Frcs.);  Spanien  1870 
Art.300  (Freiheitsstr.  u.  Geld  von  125— 1250 pesetas.);  Mexiko  Art.  417 
(Fälle  des  Münzbetrugs;  Geldstr.  „gleich  dem  Vierfachen  des 
Werts,  den  [der  Thäter  den  Münzen]  beizulegen  gesucht  hat") ,  Art.  422 
Ziff.  1.  vbd.  mit  Art.  674  (Gebrauch  falschen  oder  verfälschten 
Geldes  ohne  Einverständnis  mit  dem  Fälscher;  Strafe  des  Dieb- 
stahls ohne  Vergewaltigung  und  Geldstr.  „in  Höhe  derjenigen, 
um     die     er     betrügen    wollte") ,      Art.    671     (Münzverringerung; 
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Gef  bis  za4  J.n.  >bLi  Geldstr.  von  200—14»  Pesos»;  Xew-York 
I  626,  527  ^Besitz  toh  falschen  M  Gazen  il  b.  w.:  Einspemmg  bis  sa 
5  J.  od,  Geldstr.  bis  zu  5^X)  Dollars  od.  Yerbindg.  beider  .Strafen  :  fnr 
das  Delikt  sabb):  Bayern  1>61  Art.171  (Betmgsstrafe.  d.h.cT.  >^. 
Art315Ziff.2]Freiheits8tr.  n.  Geld  bis CiOOfl.^;  Bremen.  Enfw.T.  1^«>8 
I  246  Twenn  es  sich  oio  Papiergeld  handelt:  Geld  bis  zu  liUiJThlm.  ; 
die  schweizerischen  GBB.  (vgl. Gnbser,  a.a.O. .S.2i:>6;  Stooss, 
Gmndzuge  11  8.316  n.  Anm.  1,  2j  Ton  Wallis  Art.  1*>S  (,amende, 
qni  pourra  s'^l^ver  a  six  fois  la  yalenr  des  pi^es  remises  en 
circnlation"  od.  empris.  nicht  über  3  Ute.),  Basel  §  (36  Abs.  2  Gel. 
bis  zn  6  Hon.  oder  Geld  bis  zu  2(00  Frcs.),  T essin  Art. 2(^2  §1,  2, 
(„malta  di  an  valore  doppio  della  moneta  alterata  o  falsificata' 
bei  Sununen  anter  20  Fres. ;  bei  e. hohem  Snmme  (bis  100  Frcs.) an  fse  r - 
dem  noch  Freiheitsstrafe;  ebenso  bei  Wertpapieren  [Art  203  §  4]). 
Genf  Art.  118  (empris. t.  15  Tagen  bis  zn  6  Mtn.  and  [oblig.j  Geldstr. 
von  50  bis  lO^XJ  Frcs.  oder  eine  dieser  Strafen  allein).  St  Gallen 
Art  88  ZiiT.  1,  2  (regelmäfsig  zwar  nor  Geld  bis  50  Frcs.;  bei  Be- 
trag über  25  Frcs.  jedoch:  Geldstrafe  „bisanf  den  doppelten  Nenn- 
wert der  ausgegebenen  Stücke"),  Neuenbürg  1856  Art.  109  Abs.  2,  1891 
Art.  224  („amende  de  3  fois  la  valear  au  moins  et  de  7  fois  la 
Taleur  au  plus  des  piöces  ou  titres  remises  en  circulation" ,  jedoch 
niemals  unter  [ia06:  16,  1891:]  20  Frcs.);  Ungarn  §  209  (Gef.  bis 
za  6  Mtn.  and  [oblig.]  Geld  bis  zu  1000  fl.);  Kroatien,  Entwarf 
1188  (Gef.biszu6Mon.  und  [oblig.]  Geld  bis  500  fl.);  Österreich, 
Entw.  V.  1891  1 167,  v.  1893  §  159  (Freiheitsstr.  oder  Geld  bis  1000 fl.); 
Griechenland  Art.  246  (Geldstr.,  welche  den  4fachen  Wert  der 
ausgegebenen  Geldstücke,  in  keinem  Falle  aber  weniger  als  20  Drach- 
men betragen  soll);  Türkei  Art.  146  Abs.  2  („a  fine  of  not  less 
than  3  times  and  not  more  than  6  times  the  professed  valne  of  the 
coin  wbich  he  has  put  into  circulation*) ;  Belgien  und  Luxem- 
burg Art.170  (Geldstr.  V.  26— KXK)  Frcs.),  Art.  178,  (betr.  Wertpapiere: 
empria.  v.  IMt  bis  zu  1  J.u.  Geldstr.  t.  50  bis  1000  Frcs.  oder  eine 
dieser  Strafen  allein) ;  Spanien  1848  Art  216, 1870  Art  301  (bei  Betrag 
Über 25 Pesetas:  „multadel  tanto  al  triplo  del  valor  delamone- 
da^  vgl.  Rosenfeld  in  StGG.  I  S. 519);  Portugal  Art. 209  (Geldstr., 
„deren  Betrag  sich  nach  dem  Einkommen  desThäters  richtet,  minde- 
stens dem  Einkommen  v.  14  Tagen,  höchstens  einem  solchen  von  einem 
Jahre  gleichkommt,  jedoch  niemals  weniger  als  das  Doppelte 
der  in  Verkehr  gebrachten  Münzen  beträgt";  vgl.  Tavares  de  Me- 
deiros  in  StGG.  I  S.  557);  Italien  1889  Art.  258  Abs.  2  (Gef.  bis 
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zu  6  Mtn.  od.  Geldstr.  bis  2000  Lire);  Niederländisch-Indien, 
Wetb.  Yoor  de  Eur.  Art.  83,  =  Wetb.  v.  Inl.  Art.  90  („Geldboete 
van  ten  minste  driemal  en  teen  boogste  zesmal  dewaarde,  op 
de  weder  uitgegeven  stukken  gestempeld" ;  vgl.  C.  p.  fran^.  Art.  235) ; 
Englisch-Indien  Chapt.  VII  Sect.  241  nnd  254  (Freiheitsstrafe  und 
Geldstrafe  „to  an  amount  which  may  extend  ten  times  the  value 
of  the  coin  counteifeited  [resp.  altered]",  ev.  auch  [Sect.  241]  beide 
Strafen  zusammen);  Japan  Art.  193  („a  fine  equal  to  double  the 
value  pretended  .  .  .,  without  this  fine  being  less  than  2  yen*"-,  vgl. 
S.  Mayer,  S.A.  aus  GA.  1881  S.  18);  Ägypten  Art.  182  (,,amende 
triple  au  moins  et  sextuple  au  plus  de  la  somme  repr^sent^e 
par  les  piöces,  qu'il  aura  rendu  a  la  circulation**,  jedoch  nicht  unter 
100  Piaster)  —  Noch  charakteristischer  für  die  Vergeltungsidee  sind 
endlich  natürlich  die  allerdings  nur  vereinzelt  vorkommenden 
Geldstrafen  (in  hohem  l^etrn'gen)  auch  für  die  eigentliche  Falsch- 
münzerei bezw.  die  schwerern  Fälle  der  Münzverfälschnng. 
Vgl.  von  den  deutsehen  Partikulargesetzbüchem:  Baden§§523, 
525,  526  (Verfälschung  von  Papiergeld  und  Ausgeben  solchen  ver- 
fälschten Geldes:  Freiheits-  und  Geldstrafen);  Bremen,  Entwurf 
V.  1868:  §  243  (nach  Abs.  1—3  für  Fälschung  oder  Verfälschung 
von  Papiergeld:  Freiheitsstrafe  und  Geld  bis  ev.  zu  2000  Thalern; 
nach  Abs.  2  auch  für  Fälschung  und  Verfälschung  von  Metall- 
geld in  leichtern  Fällen:  Freiheitsstrafe  und  [fak.]  Geldstrafe)*,  vgl. 
auch  §  244  (gleich  geachtete  Fälle) ;  von  den  schweizerischen 
GBß.:  Obwalden  Art.  54  (Geldbnfse,  Gefängnis  oder  Zuchthaus; 
vgl.  Gubser,  a.  a.  0.  S.  147);  Appenzell  A./Rh.  Art.  71  Abs.  2 
(„Die  Strafe  der  Münzfälschung  ist  Gefäugnis  verbunden  mit 
Geldbufse  [und  in  schwerern  Fällen  Zuchthaus  bis  auf  10  Jahre"]); 
Neuenburg  1891  Art.  219  („Dans  tous  les  cas  vis^s  aux  articles 
pröcedents  [s.  Artt.  215—218  betr.  Fälschung  von  Metall-  und  Pa- 
piergeld] r am  ende  jusqu'  ä  10000  Frcs.  pourra  6tre  cumul6e 
avec  la  röclusion");  vgl.  auch  St.  Gallen  Art.  91  Abs.  2  (Freiheits- 
strafe u.  fak.  Geld  bis  5000  Frcs.);  s.  femer:  Österreich,  Entw.  v. 
1891  §165,  166,  von  1893  §  157,  158  (auch  für  die  schwerern  Fälle  der 
Münzfälschung  od  Ve r fälsch ung : Freiheitsstrafen  in  verschiedener 
Höhe  und  [fakultativ]  Geldstr. bis  zu  lOCO,  ja  ev.  selbst  4000  fl.); 
San  Marino  Art.  362  („Chinnque  contrafaccia  monete  avventi 
corso  legale  nello  Stato  e  punito  coi  lavori  pubblici  da  3  a  5  anni  e 
coirammenda  da  100  ä  3C0  lire**;  vgl.  auch  Art.  363,  364).  Über 
Monaco  (Art.  129),  Belgien  u.  Luxemburg  Art.  214,  Spa- 
nien  1870    Art.  330   und   Niederländisch- Indien   Art.  109    s. 
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calze«  der  AnfsiMimg  der  Strafe  a^n  die  K^tcr  des  Delikts 

0eb//B  o1>^  Abb.  901  %.lf^fL  Tgi.  nfserdea  Boek  Spamicm  ISIS 
Artt.  ffl2— 2ftO,  1-70  Artt.  2Ä*4~2IÄ  V.»»  dcrthgcLefid«  ^«irfc  fir 
f%lit^hmfmzjttei^  FreiLeitsstrafcm  an  d  Geld  bis  er.  rs  2-T*«>«.*  pcaetas  ; 
£a]^iUeb'lD<^ieBCliapt  XII  f:eci.^>^2M  IreichJcbe  YenrcadcB^ 
TC«  Geldttrafea  ineut  io  obL  Kcnxaiadon  mit  FreibeitsstimfeB  :  Me- 
xiko Art  670  ff.  a;at  fjr  *ile  seLwerein  Fälle,  eisschL  der  eigeat- 
U<!;liefi  FaJiKbiLuikzeTei  FreiLeiustnifeii  und  zugleich  >bl]  Geld- 
strafen 10  ▼ersc-biedfciier  Hohe  [von  2(X>  bis  erent.  zn  2cmj  Pesos^  , 
Art.  fß^'jß.  ^eb«D«o  for  Fäischnog  Ton  Wertpapieren  [Aktien.  Dank- 
»>teB  ete.^:  Freibeitsetrafen  und  /jbl.;  Geld  bis  er.  ra  3.»  O  lesos;; 
Kongo  Staat  Art  ^  (auch  für  alJe  schwerem  Fälle  Freiheitastnfe 
and  Geld  von  2{^>/i  bi«  iXXXi  Eres.). 

lK/0;  Vgt  z,  B.  LQb eck  f  2:5.0  Geldstr.  Ton  75  bia  15C^)  Mk.}; 
Bremen,  Entv,  v.  Ib'iS  §470  (Geldstr.  bia  zn  r/ßjhezw.  KOO  Thlr.}; 
fttrd.  deutsche  Reich:  Ges.  betr.  d.  Urheberrecht  an  Schrift- 
werken ete.  Tom  11.  Juni  1870  §|  )8  und  25  (für  Veranstaltung 
wie  Verbreitung  unbefugt  Kachdrucks:  [aufser  Entschädigung 
des  Urhebers  oder  seines  Rechtsnachfolgers^  Geldstr.  bis  zu  30O*llk^ 
bezw.  bei  Insolvenz  Umwandlung  in  eine  .entsprechende  Freiheits- 
strafe* bis  zn  6  Hon«  [nach  Mafsgabe  der  allgem.  Strafges.]);  Rufs- 
land  1845  §  2197,  186Ü  Art.  1G85  (Geldb^  ^welche  den  doppelten. 
Wertbetrag  sämtlicher  ...  Exemplare  [des  Buchs  etc.] nicht  fiber- 
steigt«); Tgl.  auch  1845  §1307,  18fJ6  Art.lC08  ff.;  Kroatien,  Entwurf 
1352  (Getbis  zu  GMtn.  und  [ob!.]  Geld  [schlechthin]);  Österreich, 
Entw.  Ton  1891  §  325  (Gef.  bis  zn  6  Mt  oder  Geldstr  bis  1000  fl.), 
Entw.  von  1803  §  316  (ebenso);  Türkei  Art.  241  (Geldstrafe  von 
5—100  gold  medjidies;;  Portugal  Art.  457,  458  (Geldstr.  v.  30000 
bis  dO<.(JOO  Reis;  vgl.Tavares  de  Medeiros.  in  StGG.  S.576,  577); 
Ägypten  Art.  324  (Geldstr.  v.  50.')— 10 000 Piaster  T.  [u.  Konfiskat.]). 
8.  aufserdem  über  die  Vorschriften  der  speziellen  Urheberrechts- 
gesetze von  Österreich  (v.  19.  Okt  1846),  Ungarn  (von  1884), 
Dänemark  (Ges.  v.  29.  Dez.  1857,  31.  März  1864  u.a.m.),  Rufs- 
land (Ges.  V.  15.  März  1880),  die  Schweiz  (Bundesges.  v.23.April 
1H83),  Frankreich (VO.  v.  24.Jnli  1703  u.  28. März  1852),  Monaco 
(Ordonnance  vom  27.  Febr.  188^0  ^^^  Italien  (Ges.  v.  25.  Juni  1865 
u.  10.  Aug.  1875)  die  Angaben  in  StGG.  I  S.  155,  179,  224,  327,  386, 
460,  479,  480  (Nr.  11)  und  602.  —  Gleiche  Strafbestimmnngen  wie  in 
dem  deutschen  RGesetz  vom  11.  Juni  1870  §§  18,  25  sind  für 
dem  Nachdruck  verwandte  Delikte  auch  enthalten  in  den  Reichsge- 
setzen vom  7.  Jan.  1876  (fiber  das  Urheberrecht  an  Werken  der  bil- 
denden Kttnste)  §§(5),  16,  vom  10.Jan.1876  (betr.  den  Schutz  der 
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Photographieen)  §§  (8),  9  und  vom  11.  Jan.  1876  (sog.  Muster- 
schutzgesetz)  §§  (5),  14. 

907)  Über  dieses,  zwischen  Fälschung  und  Betrug  gleichsam  in 
der  Mitte  stehende,  von  manchen  Gesetzen  systematisch  auch  bald 
hier,  bald  dort ,  neuerdings  jedoch  meistens  bei  dem  strafbaren 
Eigennutz  behandelte  Delikt  vgl.  bes.:  Baden  §  444  (Freiheits- 
strafe [Gef.  bis  zu  3  Mon.]  oder  Geldstrafe)-,  Thüringen  Art  268. 
(Gef.  bis  zu  2  Mon.  oder  verhältnismäfsige  Geldstrafe);  bes. 
aber;Preufsen§269(=Waldeck  §255:  Geldb.  v.  60— 1000 Thlrn.; 
im  Bückfall  zugleich  Gef.  bis  zu  6  Monaten);  Oldenburg  1858 
Art.  251  (ebenso);  Bayern  1861  Art.  336  (Geldstr.  bis  150 fl.;  im 
Rückfall:  Gef.  bis  zu  3  Mtn.  oder  Geld  bis  100  fl.);  Lübeck  §  230 
(Geldb.  bis  zu  3000  Mk.);  Bremen.  Entw.  v.  1868  §  44G  (Gef.  bis  zu 
1  Jahr  oder  Geld,  bei  Verursachung  eines  Schadens  ev.  auch  Ver- 
bindung beider  Strafen).  Im  deutschen  Reich  trat  an  Stelle  des 
frühem  §  287  RStGBs.  der  §  14  des  Markenschutzgesetzes  v. 
30.  Nov.  1874,  der  jedoch  neuerdings  durch  §  14  flf.  des  Gesetzes  zum 
Schutze  der  Warenbezeichnungen  v,  12.  Mai  1894  ersetzt  bezw. 
ergänzt  wurde.  (Strafe  au  fser  Entschädigung  des  Verletzten:  Gteld  v.  100 
bezw.  150  bis  zu  3000  bezw.  5000 Mk.  oder  Gef.  bis  zu  3  bezw.  6  Mtn.). 
Von  auf  serdeutschen  Ges.  u.  Entwürfen  vgl.:  Bern  Art  232  Abs.  4 
(Geldb.  V.  5—500  Eres.);  Uri,  Entw.  Art.  61  litt,  b  (Geldb.  od.  Gef. 
[gemäfs  d.  Bundesges.  v.  26.  Sept.  1890]);  Schweden  Ghap.  XXII 
§  16  (Geld-  od.  Freiheitsstrafe);  Niederlande  1881  Art.  337  (Gef. 
bis  zu  3  Mtn.  oder  Geldb.  bis  zu  600 Gulden);  England  (Frelheits- 
und  Geldstrafe  gemäfs  der  Marchandise  Marks  Act.  von  1887,  50  u. 
51  Vict,  Chapt.  28  §§  2-6;  vgl.  Schuster  in  StGG.  I  S.  659); 
Finnland  Kap.  36  §  13  (Geldstr.  nicht  über  50  Mk.  oder  Gef.  bis  zu 
1  Jahr) ;  Ungarn  §413  („Fälschung  der  Industrieschutzmarke " ;  Strafe: 
Gef.  bis  zu  3  Mon.  und  [obl.]  Geld  bis  lOOOfl.);  Kroatien,  Entw. 
§  350  (mit  ausdrückl.  Hervorhebung  der  „gewinnsüchtigen  Absicht^; 
Strafe:  Gef.  zu  bis  6  Mtn.  und  [obl.]  Geld  [schlechthin]);  Öster- 
reich, Markensohutzgesetz  vom  6.  Jan.  1891,  §  23 ff.;  vgl.  Fried- 
mann, Reform  S.  134  Anm.  llOff.);  Italien  1889  Art.  296,  297 
(Freiheitsstrafe  und  Geld);  Englisch-Indien,  Sect.  482 -- 489 
(Freiheits-  od.  Geldstrafe  od.  beides  zugleich);  Ägypten  Art. 325 
Geld  von  500  —  10000  P.  T.)  und  326  (Geld  von  101-2000  P.T.). 
Über  die  Spezialgesetze  in  Dänemark  (Gtos.vom  2.Juli  1880), 
Schweden  (Ges.  vom  5.  Juli  1884),  die  Schweiz  (Bundesges.  v. 
26.  Sept.  1890),  Frankreich  (Ges.  28.  Juli  1857),  Italien  (Ges.  v. 
80.  Aug.  1868)  8.  StGG.  IS.  224,  252,  386,  460,  602.  -  Verwandte  De- 
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Ff<ti  /f-ta  I  2J->,  =  Wa:<<t»k  J  2,:^:  G*l  ¥^:»  Sfcx.  b»  n  ±  Ja^ 
f*^  xx*:  zi^.-*-:*!  ',^;  0*y3  t  :•> — i'OjULrx.  :  Oldexbxr^l^oe 
Art-irtr  eh^^rx*o  :  6*i<t?Tei^k  I^'.^  f-^  der  öt  G<'»«^'*aiÄ  s^kri« 
ft;*'at  f^^,  enriliat:  G*X»tr,T.  :0  bi*>Xi_  :  Bxr^-rm  IS:I  Art  3SS 
Ar^,^  '^JKt  ft?>*mtx.^  0<iTi^TtmA.'»ijk*it  xi-rit  Ixs-X^xxc:  G^Mät.  bis 
z«  //;  ä  ; :  Break  tx .  Eatw.  t.  I  v^  §  4^>  Geld  xi-;ii  vxter  A»  T^jrx.' : 
«J-iut%ek  fc-OB.  j  >^4  G^  bij  IX  ±  Jxhrea  ■_  ^^xkxli.;  Geldjtr. 
T/>m  ,^/A— ♦»/;  Mk  :  ^<tbve«!em  Cbxp-  XVni  $  14  x.  £.  Geldacr. 
l>f4zn2*>;H:kji4,  :  BaTsIaxd  V^j  §  1^1  axek  okxeGevcrtMsäfsi^- 
k^t:  dxx  1-  Mal:  Ge:dftrafe  to«  1,!<j  Bsbel:  das  2.  Mal:  das  Dop- 
pelte «iie*e«  I^trae»:  da«  3.  Mai:  dieselbe  G«Id*tr.  wie  beim  2. Mal 
nnd  kfjt^  r,  7  Ta^^ex  bis  zn  3  WcN^ken  :  Fixxlamd  Kap.  3S  §  4 
AI/«,  3  aa'^h  abge«.  ToxGewerbsma/'i^eit:  Geldstr.  bis  iai^I"OMk-}; 
Bonnieo  und  HereegOTina  |4o5  «ie  Osterreick  1n~2  §522): 
0«terreieh,  Entw.  t.  18r«l  §3::3,  t.  l'^l'S  §314  Gel  bis  n2Jabrea 
und  ;fak.]  Gel djitr.  bis  zn  40^0 fl., :  Saa  Marino  Art.  549  Zilt  17 
^aa';b  ab^es,  Ton  Gewerbsmafsigkeit:  Geldstr.  Ton  5 — 50 Lire):  Spa- 
nien ]hV)  Art,  :',:M  Ab»,  2,  3  ^reiheitsstr.  nnd  Geldstrafe  tob  125 
-  12'»  peifeta« ;  im  Rückfall:  erhöhte  Freiheitsstrafe  nnd  Terdoppelte 
(M(\niT,)'.  Portugal  Art.  2»;5  rfor  den  1.  Mal  nur  Verweis,  fSr  d. 
Kiickfall  aber:  ^Geldstrafe  im  Betrage  des  Arbeitsrerdienstes  t.  14 
Tagen  bis  zo  1  Mcmaf*;  Tay.  de  Medeiros  in  StGG.  I  8.  561); 
vgL  auch  Art,  20^^-  Italien  1889  Art.  485  (anch  ohne  Gewerbs- 
müfMigkeit:  Bnffie  bin  zn  «oOOLire):  Mexiko  Art. 872  (anch  ohneGe- 
werbfiinär«igkeit:  Geldstr.  t.  50— 200 Pesos  oder  in  Ennangelnng  der- 
wlbfjn  Haft  von  3-8  Tagen);  Japan  Art  261  (Freiheitsstr.  u.  Geld- 
strafe von  5— rX)  Yen);  New-York  §  344  r.Gewohnheitsspieler* ; 
Btrafe ;  EinDpermng  bis  zn  2  Jahren  oder  Geldbnfse  bis  zu  lOCO  Dollars 
allein  od.  in  Verbindung  mit  einander;  vgl.  aneh  §341).  2)  Über  die 
Veranstaltung  bezw.  Gestattung  (Duldung  oder  Verheim- 
lichung) von  Glücksspielen  (bes.  in  öffentlichen  Lokalen  etc.) 
vgLPreufsen  §  267  (=  Waldeck  §  253:  Geldb.  von20  bis  xu  öQÜ 
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gleichwie  dem  geltenden  Reichsstrafrecht  bekannte,  sondern  auch 

Thalern)j  Oldenburg  1858  Art.  249  (ebenso);  Österreich  §  522 
(Geldstr.  v.  10-900  fl.),  Bayern  1861  Art.  333  Abs.  1  (Gef.  bis  zu 
6  Monaten  oder  Geld  bis  zu  500  Gulden);  Lübeck  §  227  (Geldb. 
bis  zu  300 Mk.)-,  Bremen,  Entw.  v.  1868  §  465  (Geld  nicht  unter  50 
Thalern);  deutsches  RStGB.  §  285  (Geldstrafe  bis  zu  1500 Mark); 
Schweiz.  Vorentwurf  Art. 209  Abs.  1  (Bufsebis  zu  10000 Franken 
oder  Haft  oder  Verbindung  beider  Strafen);  Schweden  Ghap. 
XVIII  §  12  i.  A.  (Gef.  bis  zu  6  Mtn.  od.  Geldstr.,  bezw.  nur  Geldstr ) ; 
Rufsland  1845  §  1276  (Geldstr.  von  500—3000  Rubel;  beim  2.  Mal 
aufserdem  Arrest  von  3  Wochen  bis  6  Mon.,  beim  3.  Mal  aufserdem 
Gef.  V.  6  Mtn.  bis  zu  1  Jahr);  1866  Art.  990  (für  d.  I.Mal:  Geld  bis 
300O Rubel;  beim  2. Mal  aufserdem  Arrest  v.  3  Wochen  bis  zu  3  Mtn.; 
beim  3.  Mal  aufserdem  Gef.  von  4—8  Mtn.);  Finnland  Kap.  43 
§  4  Abs.  1  u.  2  (Geldstr.  od.  Gef.  bis  zu  1  Jahr,  bezw.  Geldstr.  allein 
bis  zu  500  Mk.);  Bosnien  u.  Hercegovina  §  465  (wie  Öster- 
reich 1852  §522);  Österreich,  Entw.  v.  1891  §324,  v.  1893  §  315 
(Gef.  bis  zu  3  Monaten  od.  Geld  bis  600 fl.);  Monaco  Art.  417  Gef. 
von  2—6  Mon.  und  Geldstr.  von  160—6000  Frcs.;  vgl.  Code  p6nal 
fran^.  Art.  410,  s.  auch  Grusen  in  StGG.  I  S.  479);  Belgien  und 
Luxemburg  Art.  305  (empris.  v.  8  Tagen  bis  zu  6  Mtn.  und  Geld- 
strafe von  100— 5C00  Frcs.);  Tttrkei  Art.  242  (Freiheitsstrafe  und 
Geld  von  1—50  gold  medjidies);  San  Marino  Art. 549  Ziff.  17  a.E. 
(Geldstr.  von  6-50Lire  und  Gef.  von  5 Tagen  bis  zu  IMt);  Spanien 
1870  Art  358  Abs.  1  (Freiheitsstrafe  und  Geldstr.  von  250-2500  Pe- 
setas; im  Rückfall:  erhöhte  Freiheitsstrafe  und  verdoppelte  Geldstr.) ; 
Portugal  Art.  267  (Freiheitsstrafe  und  Geldstrafe);  Italien  1889 
Art. 484  (beim  1.  Mal  nur  Haft  bis  zu  1  Mt.;  bei  Rückfall  aber:  Haft 
bis  zu  2  Mten.  und  Bufse  von  mindestens  100  Lire);  Niederlän- 
disch-Indien,  Wetb.  voor  d.  Eur.  Art.  336,  =  Wetb.  v.  Inland. 
Art. 338  (Freiheitsstrafe  und  Geldb.  von  50— 3000  Gulden);  Mexiko 
Art  869  u.  870  (kürzere  Haft  und  Geldstr.  von  100—500  Pesos),  vgl. 
auch  Art.877  (Geldstrafe);  Ägypten  Art.  327  (Freiheits-  und  Geld- 
strafe von  101—5000  P.T.);  Japan  Art.  260,  261  (Freiheits  und 
Geldstrafe  von  10—100  yen);  New-York  §344  (Strafe  wie  für 
die  Spieler  selbst,  s.  oben  Ziff.  1  a.  E.). 

909)  Vgl.  beispielsweise:  Preufsen  §268  (=  Waldeck  §  254: 
Geldb.  aUein  bis  zu  500  Thalem);  Oldenburg  1858  Art.  250 
(ebenso);  Lübeck  §  229  (Geldbufse  von  150  bis  300  Mk.  oder  Gef. 
von  2  bis  zu  4  Mtn.);  Bremen,  Entw.  v  1861  §  479,  v.  1868  §  466 
(Geld  allein  nicht  unter  50  Thalem);  deutsch.  RStGB.  §  286  (Gef. 
bis   zu  2  Jahren   oder  Geldstr.  bis  zu  3000  Mk.;   s.  dazu  Mittel- 
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Häberlin,  Grundsätze  IV  S.  396flf.)  hier  die  Geldstrafen  (allein 
oder  neben  Freiheits-  bezw.  Ehrenstrafen)  geläufig  gewesen.  Vgl. 
Sachsen  1838  Art.  318:  „Staatsdiener  und  andere  öffentliche 
Beamte,  .  .  .  welche  bei  Besetzung  der  von  ihnen  zu  vergebenden 
Ämter  ....  Geschenke  oder  Leistungen  annehmen,  sind  um  den 
vierfachen  Wert  des  Empfangenen  oder  Ausbedungenen  oder,  da- 
fern  dasselbe  nicht  zu  Geld  angeschlagen  werden  kann,  um  10  bis 
100  Thaler  und  bei  erschwerenden  Umständen  mit  Gefängnis  bis  zu 
3  Monaten  zu  bestrafen«;  Württemberg  Art.  407,  408  Abs.  2,  3 
4IO5  Braunschweig  §  256  Abs.2  Ziff.l-IIIj  Hannover  Art. 357 
Abs.  5;  Baden  §662  („Ereisgefäugnis  oder  Geldstrafe,  „welche  hier 
den  Betrag  von  1000  Gulden  in  eben  dem  Mafse  übersteigen  kann, 
als  ihn  das  gegebene  oder  empfangene  Geschenk  übersteigt**),  §  663 
(bei  niedem  Dienern:  Geldstrafe  bis  zu  150  fi.  oder  Gefängnis  bis 
zu  3  Monaten,  sowie  Dienstentsetzung  in  schwerern  Fällen),  §  667 
(strafbare  Geschenkannahme:  nur  Geldstrafe  wie  nach  §  662;  im 
Rückfall  zudem  Dienstentsetzung),  §  668  (analoge  Fälle);  Preufsen 
§  309  (r=  Waldeck  §  275)  hat  nur  bei  nicht -pflichtwidrigem 
Handeln  Geldbufse  bis  zu  100  Thlr.  oder  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten 
und  Heransgabe  des  Empfangenen  oder  seines  Werts,  wogegen 
§§310,  312,  313  für  pflichtwidriges  Handeln  des  Bestochenen  sowie 
fUr  Bestechung  von  Richtern  und  Geschworenen  auffälliger  Weise 
keine  Geldstrafen  haben.  Im  Wesentlichen  ebenso  (wie Preufsen) 
auch  Oldenburg  1858  Art.  28G  vgl.  mit  Artt.  287,  289,  290; 
Lübeck  §2C0  vgl.  mit  §§264,  263,  264  und  deutsch  RStGB.  §331 
vgl.  mit  §  332  u.  334;  ähnlich  auch  Bayern  1861  Art.  366,  367; 
Bremen,  Entwurf  von  1861  §  553  und  557  vgl.  mit  §§  554—556; 
Entwurf  von  18C8  §  539,  543  vgl.  mit  §§  540  —  542.  Dagegen  droht 
Hamburg  Art.  212  nuch  für  Bestechung  zur  Vornahme  dienstpflicht- 
widriger Handlungen  Gefängnis-  oder  Geldstrafe  bis  zu  300  Thalem 
an;  vgl.  ebendaselbst  Art.  214  (Geschenkannahme:  Gefängnis  bis  zu 
3  Monaten  oder  Geldstrafe).  Von  den  schweizerischen  Gesetzen 
(s.  Temme,  Lehrb.  §  215,  S.  674  ff.;  Stooss  Grundzüge  II  §  137 
S.  464—467  [passim]  und  Zusammenstellung  S.  367—405  [passim]),  s.bes.: 
Bundesstrafr.  Art.  .53  litt,  a  (Geldb.  u.  Freiheitsstrafe),  56  (Gefängnis 
und  Geldbufse);  Thurgau  §  280  (unerlaubte  Geschenkannahme: 
Geldbufse  bis  auf  40O  Frcs.  oder  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten); 
Waadt  Art  336  (Geldstrafe  von  50  bis  zu  1000  Frcs.  und  Ehren- 
Nebenstrafen);  Graubünden  §  78  Ziff.  1,  2  (Geldbufse  bis  170 
besw.510  Frcs.  lud  Ehren-Kebenstrafen) ;  Neuenbürg  1856  Art.  70 
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Neuenburg  Art.  146  (Geldstrafe  von  100—1000  Frcs.);  Aargau, 
Entw.  1892  §465,  466  (,,8trafbare  Gescbenkannahme"  ftir  eine  in  das  Amt 
einschlagende,  an  sich  nicht  pflichtwidrige  Handlung:  Geldstrafe 
bis  zu  300  Frcs.  oder  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  [§  465];  fllr  ,.Be- 
stechung",  d.  h.  bei  Verletzung  einer  Amts-  oder  Dienstpflicht  dagegen 
keine  Geldstrafe,  sondern  Je  nach  der  Schwere  der  PflichtTerletzung** 
Gefängnis  oder  Zuchthaus  bis  zu  5  Jahren  [§  466])^  Uri,  Entw.  Art.  72 
Ziff.  2  litt,  b  hat  nur  füi*  spezielle  Fälle  der  sog.  „Beeinflufsung* : 
Geldbufse  bis  zu  1000  Frcs.  —  Auch  die  übrigen  nichtdeutschen 
Gesetze  haben  mit  geringen  Ausnahmen  (wie  z.  B.  aufser  England 
[s.  Schuster  inStGG.I  S.641  Ziff. IV  litt,  eund  Crim.  Code(rnd.  off.) 
Bill  1878  Sect.  76]  bes.  Ungarn  §§  465-469  [s.  jedoch  auch  §.  185 
Abs.  2])  fUr  die  passive  Bestechung  von  Beamten  Geldstrafen 
in  mehr  oder  weniger  weitem  Umfange  als  Strafmittel  verwertet. 
Zu  vgl.:  Schweden  Chap.  XXV  §5  (Ehrenstrafen  oder  Geldstrafen) *, 
Dänemark  §  ll7  („Bi^rder  ikke  under  50  Bd.,  simpelt  Fsngsel  eller 
Embedsfortabelse** ;  in  schwerem  Fällen  [§118  ff]  jedoch  Wegfall  der 
Geldstrafe)',  Niederlande  Art.  362  (Gefängnis  bis  zu  3  Monaten 
oder  Geld  bis  300  fl.:  in  schwerern  Fällen  [Art.  363  ff.]  Wegfall  der 
Geldstrafe);  Rufsland  1845  §  401  (Erlegung  des  zweifachen 
Wertes  des  Geschenks  und  ev.  auch  noch  Amtsentsetzung;  in 
schwerern  Fällen  [§402]  keine  Geldstrafe);  1866  Art.  372  und  373 
(in  Wes.  ebenso)-,  Finnland  Kap.  40  §  1  Abs.  2  (Geldstrafe  oder 
Entfernung  von  Ausübung  des  Dienstes  bezw.  Amtsentsetzung;  in 
schwerem  Fällen  [§1  Abs.  1  u.  §2]  keine  Geldstrafe);  Österreich, 
Entw.  V.  1891  §  372  Abs.  1  (bei  nichtpflichtwidrigen  Handlungen 
Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  oder  Geld  bis  zu  1000  fl.;  bei  Amts- 
pflichtwidrigkeit [§  373]  keine  Geldstrafe);  vgl.  auch  §  375  (kein 
Geld  für  passive  Bestechung  von  Richtern  und  Geschworenen  etc.); 
Entw.  V.  1893  §§365, 366,  368  (im  Wesentl.  ebenso ) ;  Monaco  Art.  141 
(Amtsunfähigkeit  und  „amende  double  de  la  valeur  des  promesses 
agröes  ou  des  choses  recues**,  aber  nicht  unter  200  Frcs.);  Belgien 
und  Luxemburg  Art.  246—248  u.  251  (Freiheits-  und  Geldstrafe 
bis  500,1C00,  30C0  oder  50C0  Frcs.);  Rumänien  Art.  144  (Freiheits- 
und  Geldstrafe);  Türkei  Art.  68,  69  (aufser  Zurück  gäbe  des  Erhaltenen 
Geldstrafe  und  Freiheitsstrafe),  Art.  74  (im  Rückfall:  „surrender  of 
double  the  value  of  the  sum  nnbiwfully  received«  und  Freiheits- 
und Ehrenstraf  en ;  B.  auch  van  den  Berg  in  StGG.  I  S. 727),  vgl.  noch 
Art.  81  u.  120;  Sardinien  Art.  292  („amende  triple  de  la  valeur 
des  choses  promises  ou  recues",  jedoch  nicht  unter  150  Frcs.), 
Art.  293  (in  qualificierten  Fällen;  aufserdem  noch  ^interdiction  des 
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strafen  Konfiskation  des  Empfangenen  und  „amende  6gale  k  cette 
valeur";  vgl.  auch  Art.  04- 98;  van  den  Berg  in  StGG.  I  S.740).— 
Über  die  Gründe  für  die  in  der  Gesetzgebung  ebenfalls  ziemlich 
häufig  vorkommende  Verwendung  von  Geldsstrafen  auch  für  die  ak- 
tive Bestechung  s.  bes.  Friedmann,  Gutachten  S.  138  und  Zur 
Reform  des  Österreich.  Strafrechts  S.  135  ff. 

911)  Während  das  KStGB.  §§  350,  351  in  Übereinstimmung  mit 
der  Mehrzahl  der  deutsch.Partikulargesetze  (auch  Preufsen 
§324  ff.)  und  einigen  aufserdentschen  Rechten  (wie  u.  a.  Schweden 
Chap.  XXV  §  11,  12,  Niederlande  Art.  359,  Finnland  Kap.  40 
§  7,  Ungarn  §  462 ff.,  Kroatien,  Entwurf  §388 ff.,  Malta  Art.  118, 
Kongostaat  Art.  58)  nur  Freiheits-  und  Ehrenstrafen  verhängt, 
finden  sich  sonst  Geldstrafen  (besonders  auch  in  alternativer  und 
kumulativer  Verbindung  mit  Freiheitsstrafen)  für  dieses  Delikt  nicht 
gerade  selten.  Vgl. z.B.  Bremen,  Entw.  v.  1861  §574  ff,  v.1868  §  561 
(Gef.  nicht  unter  6  Monaten  und  Geld  [schlechthin]  sowie  Ehren- 
strnfen;  in  leichtem  Fällen :  Gef.  bis  zu  IJ.  oder  Geldstr.  bis  200  Thlr.), 
§562  (in  qualif. Fällen:  Zuchth.bis  zu  14  J.  und  Geldstr. bis  2000 Thlr.); 
Hamburg  Art.  218  (Freiheits-  oder  Geldstrafe);  Waadt  Art.  334 
(Freiheitsstrafe  oder  Geld  nicht  über  2000  Frcs.),  335  (in Folge  von 
Bestechung:  aufser  erhöhter  Freiheits-  und  Ehrenstrafe  Geld  von 
400— 4000  Frcs.);  Neuen  bürg  1856  Art.  68  (Freiheitsstrafe  oder 
Geldstr.  von  100-lCOO  Frcs.),  69  (in  Folge  von  Bestechung:  erhöhte 
Freiheitsstrafe  und  [oblig.]  Geldstr.  von  100— ICOO  Frcs.);  Wallis 
Art.  131  (Geld  bis  ev.  1000  Frcs.,  in  schwerern  Fällen  aufserdem 
empris.  oder  röclus.  bis  zu  5  Jahren);  Luzern  §  255  (hat  nur  aus- 
nahmsweise [in  leichtem  Fällen]  Geldstr.  bis  1000  Frcs.  nebst  Amts- 
entsetzung); Freiburg  Art.  272  (verschiedene  Freiheitsstrafeo  [je 
nach  dem  Werte  des  Unterschlagenen]  und  aufserdem  Geldstr.  von 
mindestens  300  Frcs.,  vgl.'^auch  Art.  273);  Genf  Art.  155,  156  (verschie- 
dene Freiheitsstrafen  [je  nach  der  Höhe  des  Betrags  der  Unterschla- 
gung] und  aufserdem  immer  Geldstr.  von  50—1000  Frcs.  sowie  fak. 
Ehrenstrafen);  Neuenburg  1891  Art.  144  (Freiheitsstrafen  oder 
Geldstr.  bis  1000  Frcs),  Art.  145  (in  Folge  von  Bestechung:  reclus. 
bis  zu  5  J.  und  [obl]  Geldstr.  bis  1000  Frcs.);  Norwegen  Kap.  XL 
§  23;  Rufsland  1845  §  383,  387  ff.,  18G6  Art.  354,  358  ff. ;  Grie- 
chenland  Art.  485,  4S7  (Geldstrafe  u,  [fak.]  Freiheitsstr.  oder  auch 
Geldstrafe  allein);  Österreich,  Entw.  v.  1891  §  391  vbd.  mit  402, 
V.  1893  §  384  vbd.  mit  o94  (Freiheitsstr.  und  fak.  Geldstrafe  bis  zu 
1000  fl.);  Monaco  Art.  136  (Freiheitsstrafe  und  daneben  immer 
auch  Geldstr.  bis  zu  „le  quart  des  restitutions  et  indemnit^s**  imMa- 


V-:^    -1    s-1  -Jl-vj-i"  -  ,    ^nH    irr 


2-:f.    l  f   l    •    /-*-'.;■*•  r'-nnir-   nxit   ^^nii*   i»*ai  Zlmi. -miiusi  "»nn.  1 — iJi- 

•/'    Ti    i-*f    i*   X*  1^.-1  ♦    a.  **'.-'.-.  Z    -^   TriT       i;!ir*T*rr» 

>►  u- *«»n' *^/ ra  ,r  'r  l.t  £-t_  ja.*".-»--.  I  *  i-ii  5:-»  £*T.ia  t:♦ri- 
-  t  t .  *  i   *  -^.^     * .» r   u*,   Z.ir    _*n  1    !  t^«L  -ni-r  ^ri  II    iL  =  '•"-k^. 

r*-v,-.»ra  1  r.»--.-»*  *  Yi*j,.€.\  j^T-L  1  rr  y  -F_  I— ZI  f"rt£i**r:«crxDe  i^ 
*»  5.  4^>-.**^    ,ji  Kai.ti  '.-«jf««  P-Tf.«*  ;  Ä^j?-*x  AtlI  •:,  1  5    F?«- 

Art  i'/r,  l;ra;i»*,i»^;r  f  i'*:  Eaia  rer  An.  *:.^:  He»*em 
Art,  W.',    >'*♦*»;;  Art.  ^I:    ßa-->a  *  -7:.    -72   t^<.  kii  J  IfTC; 

'/^  if^ra/:^  »'*f  f.r  <*^  Pa.  <'^*  Fr:h.>a*  c*t  rfwisrjf •intern  Ab- 
ir,','.t.  »,^  7  f.  -f.r.  ^-tft  Art.  '  >:  AV*.  1  —  5  i  Z:fl  1  •^«Idstr.  bia  n 
V^f'iu.ru.  h*>r(,i'i  hi*.  zi  2Jah:*^a  a,  Brearen.  £atv.  t.  l^oS  §rö3 
/Mm  J  a,  2  O'-y.^rr  u.  fak-  Usfähizke:!  zuzn  cfeatL  DieÄSt  .  Aach 
<Ji^  i ßt^.*^,i7A'.  mt\.rHr*rj  «^rbweizer  Kantone  wie  bes.  Aar^aa  §8^ 
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bis  zu  1000  Frcs.  u.  „s'il  y  a  Heu**:  Suspension  oder  Amtsentsetzung) 
347  (in  qualif.  Fällen  [bei  Gewalt  etc.]:  r6clusion  von  1—4  Jahren 
und  Geld  von  200—2000  Frcs.,  aufserdem  Verlust  der  bürg.  Ehren- 
rechte bis  auf  20  J.),  Wallis  Art.  131  (Geldstr.  bis  ev. zu  1000 Frcs. 
und  in  schwerem  Fällen  Freiheitsstrafen) ,  Genf  Art.  153;  154  (aufser 
Freiheits-  [resp.  auch  Ebren-]Strafe :  immer  Geldstr.  v.  50— 1000  Frcs.), 
Monaco  Art.  138  (Freiheits-  und  Geldstrafe) ,  Belgien  und  Luxem- 
burg Art.  243  u.  2-^4  (Freiheitsstrafe  und  Geld  von  50-1000  Frcs.), 
Sardinien  1839  Art.  290  (Freiheitsstrafe  oder  Geldstr.  nicht  unter 
ICWLivres  od.  beides),  San  Marino  Art. 260  („concussione":  Freiheits- 
strafe u.  Geldstrafe  „pari  al  duplo  o  al  quadruple  della  somma 
indebitamente  percetta"),  Art.  262  (^estorsione**  [mit  Gewalt]:  Freiheits- 
strafe und  Geld  von  100— 150  Lire),  Italien  1889  Art.  169,  170 
(„ Amtserpressung** :  aufser  Freiheits-  und  Ehrenstrafen  Geldstrafe 
nicht  unter  300  resp.  [Art.  170]  von  100—5000  Lire),  Spanien  1848 
Art.  315  «F.,  1870  Art.  412  (Freiheitsstrafe  und  Geldstrafe,  z.  Teil  in 
mehi-fachem  Betrage  des  Erpressten),  Niederländisch-Indien 
Wetb.  V.  de  Eur.  Art.  115  Abs.  2,  =  Wetb.  v.  Inl.  Art.  122  Abs.  2 
(Freiheitsstrafe  und  „geldboete  van  ten  minste  een  twaalfde  en  ten 
hoogste  een  vierde  van  het  onwettig  genoten  voordeel";  vgl.  C.  p6n. 
fran^.  Art.  174),  Mexiko  Art.  1033  (Amtsentsetzung,  Unfähigkeit 
zur  Erlangung  eines  neuen  Amtes  auf  2—6  Jahre  und  Geldstrafe  „in 
Höhe  des  widerrechtlich  empfangenen  Betrages*";  bei  einem  Betrage 
über  100  Pesos  aufserdem  noch  Haft  von  3  Monaten  bis  zu  2  Jahren 
Gefängnis),  Ägypten  Art.  103,  104  (Freiheits-  und  Geldstrafen). 

913)  Beispiele:  Hannover  Art.  359  („Erhebung  unstatthafter 
Leistungen";  Strafe:  DerThäter  soll  [vorbehaltlich  der  hartem  Strafen 
der  Steuer-  und  Zollgesetze],  „falls  eine  deshalb  erlittene  disciplina- 
rische  Ahndung  fruchtlos  geblieben  ist,  mit  Erlegung  des  zehn- 
fachen Betrages  und  aufserdem  [unter  erschwerenden  Umständen] 
mit  Suspension,  Dienstentlassung  oder  Dienstentsetzueg  bestraft  wer- 
den«); Preufsen  §  326  (=  Waldeck  §  294:  Geldb.  bis  lOOThlr. 
od.  Gef. bis  zu  1  Jahr  und  [fak]  zeitige  Unfähigkeit  zu  öS, Ämtern) \ 
Oldenburg  1858  Art.  303  (ebenso);  Bayern  1861  Art.  376  (bei 
einer  Summe  unter  50011.:  Gefängnis  nicht  unter  3  Monaten  und 
[fak.]  Geldstrafe  bis  zu  1000  Gulden  sowie  Verlust  des  Dienstes); 
Bremen,  Entw.  v.  1808  §  556  (Gef.  od.  Geld  od.  beides  zugleich 
und  fak.  Unfähigkeit  zum  'öfS.  Dienst);  deutsch.  RStB.  §  352  (Geld- 
strafe bis  zu  300  Mk.  od.  Gef.  bis  zu  1  Jahr;  s.  dazu  Mittelstadt, 
Gutachten  S.59  [mit  Recht  gegen  den  hier  viel  zu  niedrigen  Be- 
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K^L-»  T.  1—-^  Jxireii  lezw.  Fre:lri'*.*trxfe  Lixxelkxfc  t.  i— ^  Jxkrem] 
oa^i  ^ß<ty.\'r^:^..  ei.:*pr^!:hrii^  Crx  Eizi.  sjsex  t«>«  \—±  Jxkrex  oder 
'in  ;^*:nr.^*rni  li:.rL"  ►:  siouii.i^he  Am:*e::iieti;:E^  im  Yerbimdo^  wt 
Oe>:.»:r.  V.  «^»Xö  K^i»:  Ixvxres  ce  Medciro*  im  StGG.  I  ?.565'.; 
Jx;iXD  Art.  '/"f  F reihe hi*trxfe  ur«i  Geldstrafe  Ton  ^— cO  yem"; 
Äjrypten  Art.  I"2  Freiheit»-  u.  Geldstrafe  .  Mit  dem  im  AmiL  91« 
-iü?,  an;rer:hrten  Fäwen  ist  na :ü:l ich  der  Katalog  der  Geldstrmfem  ffir 
atif  Treu  irin^Qrbt  des  ThÄter«  zorcck  zu  führende  Amitsdelikte 
jun'M  hii'^i:  nicht  vö;!ig  erath-ipft.  Namentlich  sei  norh  rnnf  die  Stimlem 
für  d  ie  in  ^  e  w  i  n  n  «•  li  c  h  t  f  g^  e  r  Absicht  begangene  intellektoelle  1  C  r  • 
ktindenfalffchnn^  durtrh  Beamte  fain^ewiesem.  VgL  daimber  bei- 
«pjel«wei«^:  Preufsen  §  :^23,  =  Wal  deck  §  2S9  (Zachtb.  bis  xm 
10  Jahren  und  'obK]  zn^Ieich  Geldb.  von  HJi)-2-)  Tbalem):  Ol- 
denburg IS.'S  Art.  :>/>  ^ebenso,;  Bremern  Entw.  Tom  1868  §  5üO, 
iV>l  (Ctf'Sihi^m  nicht  unter  1  Jahr  bezw.  Zachthaos  bis  xa  10  Jahrem 
n,OeldHtr,  bi»  ev.  zu  2^0ThnL  ;  deutsches  RStOB.  §  349  (Znchth. 
bift^  zu  V)  Jahren  und  [obl.]  Geldstr.  v.  150-3000  Mk.);  Öster- 
reich Entw.  r.  1891  §390  (Zuchth.  bis  zu  5  oder  10  J.  o.  [fakaltaÜT] 
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Geld  bis  4000fl.),  Entw.  v.  1893  §383  (ebenso);  s.  auch  Spanien  1848 
Art.  2i^0,  1870  Art.  314;  Mexiko  Art.  714;  Kongostaat  Art  40 
(seryitude  pönale  bis  zu  10  J.  u.  Geldstr.  bis  5000  Frcs.)  u.  a.  m.  In  einigen 
Gesetzen  linden  sich  wohl  auch  ganz  allgemein  gehaltene  Vorschrif- 
ten über  gewinnsüchtigenMi  fsbrauch  der  Amtsgewalt  von  Seiten 
Beamter  überhaupt  (in  irgend  welcher  Weise).  Vgl.  z.B.  bes.;  Thurgau 
§  274  (Geldb.  oder  Gefängnis);  Neuenburg  1866  Art.  75  und  1891 
Art.  148  („Tout  fonctionnaire  ou  of£fcier  public  qui  abuse  de  ses 
fonctions  pour  (aire  des  Profits  illicites  sera  pnni de  100  & 
1000 francs") ;  Glarus  §149  (Gef.  od.  Geldb.  bis  1000 Frcs.);  Frei- 
burg Art. 443  („Le  fonctionaire  public  qui  s'int Presse  directement 
dans  quelque  enjreprise  ou  Operation  quMl  doit  snrveiller  ou  contro- 
1er  ä  raison  de  son  emploi  sera  puni  d'une  amende  de  1000  frcs. 
au  plus*');  Zürich  §  210;  Solothurn  §  175;  St.  Gallen  Art.  166; 
s.  auch  Spanien  1848  Art.  304;  Italien  1889  Art.  176  (direkte  od. 
indirekte  Verfolgung  eines  selbstsüchtigen  Interesses  bei  irgend 
einem  Akte  der  öffentl.  Verwaltung;  Strafe:  Einschliefsung  von  1  Mt. 
bis  zu  5  Jahren  und  Geldstrafe  von  100—500  Lire). 

914)  Der  Diebstahl  darf  jedenfalls  dort  alsGewinnsuohts  delikt 
betrachtet  werden,  wo  in  seinen  Thatbestand  das  Merkmal  der  gewinn- 
süchtigen oder  doch  wenigstens  derBereicherungs- Absicht  des 
Thäters  (s.  über  die  Unterscheidung  dieser  beiden  Begriffe  bes.: 
Mer  keliuHH.IIIS.  655— 664  unddie  bei  Fried  mann,  Gutachtens.  131 
Anm.  38  angeführte  Litteratur;  vgl.  auch  ebendas.  S.  137  Anm.  43) 
ausdrücklich  aufgenommen,  was  freilich  nur  in  ^inem  Bruchteile 
der  neuem  Gesetzgebungen  geschehen  ist.  Vgl.  darüber  im  AUg.  Lam- 
masch, Diebstahl  und  Beleidigung  S.  1  —  3,  5  ff.,  17,  18  ff.  Von 
den  deutschen  Partikulargesetzbüchem  vertraten  jenen  Stand- 
punkt: Sachsen  1838  Art. 223,  Baden  §376,  Thüringen  Art. 213, 
Sachsen  1855  und  1868  Art.  272,  welche  die  Verschaffung  „un- 
rechtmäfsigen  Gewinns"  forderten  (vgl.  Lammasch,  a.a.O.  S.5 
Anm.  3  u.  S.  18  u.  Anm.  5),  Brannschweig  §  213  u.  Hamburg 
Art.  183,  die  ausdrücklich  „gewinnsüchtige  Absicht*  verlang- 
ten (Lammasch,  a.  a.  0.  S.  18  Anm.  5),  sowie  Österreich  1852 
§  171  (vbd.  mit  §  306),  wo  von  Begehung  um  des  „eigenen  Vor- 
teils*"  des  Thäters  willen  die  Bede  ist  (Lammasch,  S.  4,  5Anm.3). 
Das  deutsch.  RStGB.  §  242  hat  sich  dagegen  dieser  Klasse  von 
Gesetzen,  wie  bekannt,  nicht  angeschlossen.  £benso  schweigen 
die  meisten  schweizerischen  Gesetze  über  das  Moment  der  ge- 
winnsüchtigen   Absicht.      Ausnahmen    nur:    Luzern    §  198    Abs.  2 

Ofinther,  Idee  der  WiedervergoUang.  III,  1.  ßC) 
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Die  Strafgesetzgebung  seit  d. Mitte  des  18.  Jahrb.  bis  znrGegenwart.  611 
zeiliehe   Sicherun gsmafsregel***)    aufgefafst  werden 


andere  Recbte,  die  auf  jenes  Postulat  verzichtet  haben,  sie  trotzdem 
verhängen.  Hier  erscheint  dann  die  Geldstrafe  zum  Teil  nur  als  die 
(gegenüber  der  Freiheitsstrafe)  leichtere  Strafart  für  bes.  leichte  Fälle, 
Z.Teil  aber  doch  auch  wohl  als  eine  stillschweigende Koncession  des 
Gesetzgebers  an  die  volkstümliche  Auffassung  des  Diebstahls  als 
Bereicherungsdelikt.  Vgl.  Graubtinden  §§  159,  160  u,  Pol.StG. 
§  33  (bei  einem  Wertobjekte  bis  25  Frcs  :  Gef.  bis  zu  14 Tagen  oder 
Bufse  bis  70  Frcs.);  Wallis  Art.  299  (bei  Wert  bis  10  Frcs.:  Gef. 
bis  zulMt.  oder  Bufse  bis  zum  zehnfachen  Wert  der  Sache);  Zü- 
rich §  165  (bei  Wert  bis  500  Francs.:  Arbeitshaus  bis  zu  5  Jahren  oder 
Gefängnis,  in  geringfügigem  Fällen:  Bufse  bis  50  Frcs.)*,  Apppen- 
zell  A/Rh.  §  113  Abs.  3  (in  leichten  Fällen:  Gef.  mit  oder  ohne 
Geldbufse);  St.  Gallen  Art.  58  u.  56  Ziflf.  1,  2  (1)  bei  Wert  bis 
50 Frcs. :  Geldbufse  bis  3000 Frcs.  oder  Gef.  bis  zu  IMonat;  2)  bei  Wert 
von  50— 300  Frcs.:  Geldb.  bis  2000  Frcs.,  Gef.  oder  Arbeitshaus; 
bei  noch  höhern  Beträgen  [Ziff.  3,  4]  dagegen  nur  erhöhte  Freiheits- 
strafe; s.  jedoch  auch  §  56,  Abs.  2:  „In  den  Fällen  der  Ziff.  1  n.  2 
kann  die  Geldstrafe  mit  der  Freiheitsstrafe  .  .  und  in  den  Fällen  der 
Ziff.  3  u.  4  kann  mit  der  Freiheitsstr.  eine  Geldstr.  bis  auf  Frcs.  2000 
verbunden  werden** ;  in  bestimmten  qualificierten  Diebstahlsfallen  nach 
§§  59,  60  endlich  ebenfalls :  Freiheitsstrafen  und  [fakultativ]  Geldstr. 
bis  1000  bezw.  2000  Frcs.);  Uri,  Entw.  Art.  39  litt,  b  (Geld  in 
leichtern  Fällen)^  Schweden  Chap.XX§2  (für  „petitvol":  Geld- 
strafe bis  lOORiksd.  oder  Gef.  bis  zn6Monaten);  Finnland  Kap. 28 
§  1  Abs.  2  (bei  Wert  nicht  über  20  Mark:  Geldstr.  bis  200  Älk.  oder 
[bei  bes.  erschwerend.  Umständen]  Gef  bis  zu  3Mtn.)',  Niederlande 
Art.  310  (Gef.  bis  zu  4  Jahren  oder  Geld  bis  60  Gulden;  vgl.  auch 
V.  Lilienthal,  Gutachten  S.  88) ;  Belgien  u.  Luxemburg  Art.  463 
(für  alle  nicht  speziell  aufgezählten  Fälle:  empris.  von  1  Monat  bis 
5  Jahren  und  Geldstr  v.  26  bis  500 Frcs.);  Portugal  Art 421  Ziff.l 
—3  (Freiheitsstrafe  und  Geldstrafe  in  verschiedener  Höhe,  je  nach 
dem  Wert  des  gestohlenen  Gegenstandes;  vgl.  Tavares  deMe- 
deiros  in  StGG.  I  S.  573);  Niederländisch-Indien,  Wetb.  voor 
d.  Eur.  Art. 316  (für  alle  nicht  speziell  genannten  Fälle  des  Diebstahls: 
Gef.  von  1—5  Jahren  mit  oder  ohne  Geldb.  v.  8— 250 Gulden) ;  Eng- 
lisch-Indien  Chapt.  XYII  Sect.  379  ff.  (hat  für  den  [gewinnsüch- 
tige Absicht  nicht  erfordernden;  vgl.  Sect.378]  einfachen  Diebstahl 
[Sect.  379]  Freiheitsstrafe  oder  Geld  oder  beides;  für  die  qualif.  Fälle 
[Sect.  380— 382]  von  vornherein  Kumulation  von  Freiheits-  und  Geld- 
strafe);   Mexiko   Art.  371:   („Sobald  der   [gewinnsüchtige   Absicht 
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[fak.]  Geldstr.  bis  zu  1000  Gulden) ;  Waadt  Art.  284  litt,  a— c  u.  286 
litt,  a — c  (Geldstrafen,  die  [je  nach  dem  Werte  des  unterschlagenen 
Objekts]  von  GO  Frcs.  i.  Miniraum  bis  zu  1000  Frcs.  i.  Maximum  anstei- 
gen oder  Freiheitsstrafen  in  verschiedener  Höhe  oder  ev.  auch  Ver- 
bindung beider  Straf  arten);  Neuenburg  1856  Art.  226  (Freiheitsstr.  u. 
Geldstrafe  von  50  —  300,  bezw.  [bei  Wert  des  Unterschlagenen  über 
500  Frcs.]  bis  zu  1000  Frcs.)-,  Tessin  Art.  380  (das  zum  That- 
bestande  der  „truffa"  [Art.  379]  ein  Handeln  „in  profitto  di  so  o 
di  un  terzo**  verlangt;  Freiheits-  und  Geldsti-afe  in  oblig.  Kumula- 
tion); vgl.  auch  Art.  391  §  2  (ebenso  für  „appropriazione  indebita**); 
Schwyz  §79  (Geldstrafe  und  [in  schwerem  Fällen  und  im  Rückfall] 
fak. Gefängnis  oder  Arbeitshausstrafe) ,  S t.  Gallen  Art.  56  Abs. 2  (fak. 
Verbindung  von  Geldstrafe  bis  zu  300  bezw.  2000  Frcs.  mit  leichterer 
Freiheitsstrafe  oder  von  erhöhter  Freiheitsstrafe  mit  Geldstrafe  bis  zu 
2000  Frcs.);  Neuenburg  1891  Art.  385  (Gefängnis  bis  zu  1  Jahr  und 
[obl.]  Geld  bis  zu  500  Frcs.),  Art.  386  (bei  Wert  über  1000  Frcs.: 
Zuchthaus  bis  zu  2  Jahren  und  Geld  bis  zu  1000 Frcs.),  Art.  387  (bei 
Wert  über  10,000  Frcs.:  Zuchthaus  bis  zu  5  Jahren  und  Geldstrafe 
bis  zu  5000  Frcs.);  Belgien  imd  Luxemburg  Art.  491  (empris. 
von  1  Monat  bis  zu  5  Jahren  und  [obl.]  Geldstrafe  von  26— 500  Frcs.); 
Portugal  Art.  422  (Freiheits-  und  Geldstrafe;  vgl.  Tarares  de 
Medeiros  in  StGG.  I  S.  573,  574);  Italien  1889  Art.  417  (Ein- 
schliefsung  bis  zu  2  Jahren  und  Geldstrafe  über  100  Lire);  Englisch- 
Indien  Art.  403  (Freiheits-  und  Geldstrafe  oder  beides);  Ägypten 
Art.  315  (Freiheits- und  Geldstrafe).  —  Dass  die  österreichischen 
Entwürfe  von  1891  §  2G6  Abs.  1  und  (übereinstimmend)  v.  1893  §  257 
Abs.  1  vorschreiben,  dass  „mit  jeder  wegen  .  .  .  vollendeter  Unter- 
schlagung verhängten  Freiheitsstrafe"  auch  „Geldstr.  bis  zum  doppel- 
ten Werte  der  unterschlagenen  Sache  verbunden  werden"  könne ,  er- 
scheint insofern  auffällig,  als  sie  zum  Thntbestande  der  Unterschlagung 
einen  animus  lucri  faciendi  nicht  erfordern  (vgl.  Entw.  v.  1891  §263 
Abs.  1  =  Entw.  V.  1893  §  254  Abs.  1 ).  Umgekehrt  schweigt  der  ausdrücklich 
die  Bereicherungsabsicht  erwähnende  schweizerische  Vorentwurf 
Art.  71  (abgesehen  von  dem  Fall  des  sog.  Funddiebstahls)  über  die 
Geldstrafen  völlig.  —  Die  bei  dem  (im  RStGB.  nicht  besonders  er- 
wähnten) sog.Fnnddiebstahl  (oder  besser  Fundunterschlagung) 
jetzt  ziemlich  allgemein  (seltener  auch  schon  in  den  früh  er  n 
deutschen  Partikulargesetzen)  allein,  alternativ  neben  oder  auch 
zuweilen  kumulativ  mit  Freiheitsstrafen  vorkommenden  Geldstrafen 
dürften  in  ihrer  Mehrzahl  wohl  unbedenklich  von  dem  gleichen  Gesichts* 
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punkte  am  beurteilt  werden,  wie  die  Geldstrafen  fnr  das  MinxdeKkt  des 
$  14S  BHtffhB,  TTgl,  oben  Aism.'^Xj,.  Immeriün  lassen  auch  hier  eia- 
zelne  Bestimmungen  eine  darüber  hinausgehende,  aof  wirksame  Be- 
kämpfung des  Eigennutzes  des  Tbäters  gerichtete  Tendenz  erkenaeB. 
Man  TgL  z,  B.  n«  a.  die  schweizeriseben  GBB.  's.  S  tooss,  GnindzQgell, 
H,'.)Z,  94)  von:  Wallis  Art.  315  n>ei  Wert  der  Sache  ▼.  l-3»3Frc8.: 
«nne  amende,  qui  sera  le  do  üble  de  la  valeur  de  cette  meme  ehose*; 
bei  höherm  Wert:  empris.  bis  zu  2  Monaten  imd  ,nne  amende  ^gaie  k 
la  valenr  de  la  cbose  trouT^*,;  Luzern  PoLStG.  §  103  Tbd.  mit  102 
(bei  Wert  nicht  über  Gü)  Frcs.:  Freiheitsstrafe  oder  Geldbn(se  vom 
doppelten  Betrage  des  Veruntreuten);  Obwaldea  PolStG.  §  90 
Tbd«  mit  i  80,  87  /^bei  Wert  unter  25  Frcs.:  Geldstr.  Ton  20— 80 Frcs.; 
im  Bückfall  sowie  bei  Wert  über  25  bis  60  Frcs.:  Freiheitsstrafe  oder 
Geldstrafe  ▼.  6<^i— 4^X)  Frcs.  oder  beide  Strafen  zusammen.;  St  Gallen 
Art.  67  (bei  Unbekanntschaft  des  Eigentümers :  Geldstrafe  bis  auf  den 
zweifachen  Wert,  bei  Bekanntschaft  des  Eigentümers:  bis  auf  den 
Tierfachen  Wert  des  gefundenen  Gutes);  Neuenbürg  1891  Art 416 
(bei  Unbekanntschaft  des  Eigentümers:  Geldstrafe  bis  zu  1000  Frcs. 
und  [,,s'il  7  a  lien'*]  empris.  bis  zu  3  Monaten;  bei  Bekanntschaft  des 
Eigentümers :  empris.  bis  zu  1  Jahr  und  [obl.]  Geldstr.  bis  zu  2000  Frcs. ; 
in  ganz  leichten  Fällen  [bei  Wert  unter  20  Frcs.]  ey.  auch  nur  Geldstr. 
bis  zu  50  Frcs.) ;  Aargau,  Entw.  1892  §  324  (Gefängnis  bis  zu  2  Jahren 
oder  Haft  und  Geldbufse  bis  zu  2000  Franken) ;  femer:  Ungarn  §365 
(Gefängnis  bis  zu  zu  3  Monaten  und  [obl.]  Geld  bis  zu  500  Gulden); 
Österreich,  Entw.  t.  1891  §  264,  t.  1893  §  255  (ey.  statt  Freiheits- 
strafe Geldstrafe  bis  zu  1000  Gulden)  j  Belgien  und  Luxemburg 
Art.  508  (Freiheitsstrafe  und  [obl.]  Geldstrafe  von  26  bis  zu  500  Frcs.)  j 
San  Marino  Art  513  (Geldstrafe  v.  20—150  Lire  und  [in  leichtem] 
Fällen  v.  5— 20  Lire;  bei  Geld  und  Wertsachen  über  150 Lire:  „multa 
equiyalente  al  yalore  del  denaro  •  od  oggetto  appropriatosi**); 
Italien  1889  Art. 420  (Gefängnis  bis  zu  1  Jahr  oder  Geldstrafe  von 
50— 1000  Lire).  Über  das  Delikt  der  Amtsunterschlagung  vgl.  schon 
oben  Anm.  911. 

916)  Die  Verwendung  der  Geldstrafen  für  den  Baub  findet  sich 
im  neuem  Rechte  —  trotz  der  auch  hier  zuweilen  vorkommenden  aus- 
drücklichen Betonung  der  gewinnsüchtigen  Absicht  (s.  z.B. 
Thüringen  Art  152;  Sachsen  1855  und  1868  Art  177-,  Aargau 
§  144;  Norwegen  Kap.  XX  §  1  [Faerden  im  GS.  XLVII  S.188]; 
Spanien  1870Art515[KosenfeldinStGG.IS.523];  vgl.  auchBaden 
§  410  vbd.  mit  §  376^   Tessin  Art  371  vbd.  mit  Art  379*,   Schweiz. 
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Vorentwurf  Art.  73  vbd.  mit  Art.  69)  —  doch  nur  ganz  vereinzelt, 
so  z.B.  in  Englisch-Indien  Sect  392  flf.  („robbery«)  und  395flF. 
(„dacoity*'),  welches  für  die  verschiedenen  Fälle  des  Delikts  durch- 
gehends  Freiheitsstrafen  mit  Geldstrafen  obligatorisch  kumuliert. 
Desgleichen  verhängt  Kongostaat  Art  20  (in  Abweichung  von 
Belgien  Art.  468)  auch  für  „vol  ä  Taide  de  violence  ou  de  me- 
naces"  neben  der  Freiheitsstrafe  (servitude  pönale  von  5— 20  Jahren) 
in  obligatorischer  Kumulation  Geldstrafe  bis  zu  2000  Francs 
(oder  eine  dieser  Strafen  allein).  Nach  dem  österreichischen 
Entw.  von  1893  (Ausschufsanträge)  §  265  soll  auch  „mit  der  wegen 
Raubes  (oder  räuberischen  Erpressung)  verhängten  Freiheits- 
strafe eine  Geldstrafe  bis  zu  4000  Gulden  verbunden  werden** 
können,  eine  Vorschrift,  welche  dem  Entwürfe  von  1891  noch  un- 
bekannt gewesen. 

917)  Auch  für  die  Erpressung],  deren  Charakter  als  spezifisches 
Gewinnsnchtsdelikt  doch  wohl  in  den  allermeisten  Fällen  klar  zu 
Tage  liegt  (vgl.  darüber  u.  a.  Lammasch  in  der  Allg.  Österreich. 
Ger.-Zeitg.  Jahrg.  XLIV  [1893]  Nr.  19  S.  155  Anm.  17)  sind  Geldstrafen 
nur  sehr  wenigen  Rechten  bekannt.  Die  deutschen  Gesetze  und 
Entwürfe  ans  der  Zeit  vor  dem  Reichstrafgesetzbuche  schweigen  mit 
Ausnahme  weniger,  für  die  Anerkennung  der  Vergeltungsidee  be- 
langloser Fälle  (wie  Z.B.Baden  §  419  und  Bremen,  Entw.  v.  1868 
§  405  a.  E.)  sämtlich  darüber.  Ebenso  auch  noch  das  deutsche 
RStGB.,  obwohl  es  —  in  Übereinstimmung  mit  den  meisten  andern  Ge- 
setzen —  im  §  2.o3  ausdrücklich  die  Absicht,  „sich  (oder  einem  Dritten) 
einen  rechtswidrigen  Vermögensvorteil  zu  verschaffen",  zum 
Thatbestande  erfordert.  Auch  die  meisten  schweizerischen  Ge- 
setze (vgl.  im  Allg.:  Stooss,  Grundzüge  II  §  80  S.  106;  Zusammen- 
stellung S.  G95fif.)  —  und  ebenso  übereinstimmend  auch  die  neuern  schwei- 
zerischen Entwürfe  für  Aargau  (§  346),  üri  (Art.  37)  sowie  der 
Schweiz.  Vorentwurf  (Art.  74)  —  kennen  die  Geldstrafe  bei  der  Er- 
pressung, entweder  überhaupt  nicht  oder  doch  nur  (sei  es  allein  oder 
alternativ  neben  oder  kumulativ  mit  Freiheitsstrafen)  für  besondere 
(meist  leichtere)  Fälle  und  Formen  des  Delikts.  S.  z.B.  Thurgau 
§  134  (bes.  Fall:  Arbeitshaus  oder  Gefängnis  und  fakult.  Geldbufse); 
Waadt  Art.  281  (bes.  Fall:  Geldstr.  bis  zu  100  Frcs.  oder  Gefängnis 
bis  zu  1  Mt.);  Appenzell  A./Rh.  §  112  Abs.  2  a.  E.  („in  gering- 
fügigem Fällen  und  bei  bes.  mildernden  Umständen:  Gefängnis 
verbunden  mit  Geldbufse);  Solothurn  §  141  Ziff.  2  a.  E.  („in  ganz 
leichten  Fällen«*:  Geldbufse  allein  bis  auf  100  Frcs.).  Schwyz  §77 
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droht  dagegen  auch  schon  für  den  regelmäfsigen  Fall  der  Erpressung 
Geld-  oder  Freiheitsstrafe  an,  während  S  t.  G  a  1 1  e  n  und  Neuenburg  1891 
wegen  eventueller  (fak.od.obl.)  Kumulation  der  Freiheitsstrafen  mit 
hohen  Geldstrafen  gerade  auch  fUr  die  schwere  rn  Fälle  als  wirkliche 
Beispiele  fiir  eine  durch  die  Strafe  zu  übende  vergeltende  Beak- 
tion  gegen  die  Gewinnsucht  desThaters  betrachtet  werden  können. 
Vgl.  St.  Gallen  Art.  67  Ziff.l  (in  leichtern  Fällen:  Geldstr.  bis  auf 
2000 Frcs.  allein  oder  in  Verbindung  mit  Gefängnis  oder  Arbeits- 
haus ',  in  schwerem  Fällen :  [e v.]  Zuchthaus  bis  zu  4  Jahren  und  [f ak.] 
Geldstr.  bis  zu  4000  Frcs.) ;  N euen bürg  1891  Art.  378  («extorsion**;  in 
d.  Regel:  r6clus.  bis  zu  5  Jahren  und  [obl.]  Geldstr.  bis  zu  1000 Frcs.), 
Art. 379  (in  schwerern  Fällen:  röclus.  und  [obl.]  Geldstrafe  bis  zu 
5000  Frcs.);  vgl.  auch  Art.  381  („chantage"  [s.  Stooss,  a.  a.  0. 
S.104  Anm.  10]:  rfeclus.bis  zu  3  J.  und  [obl.]  Geldstr.  bis  5000  Frcs.). 
Unter  den  übrigen  aufserdeutschen  Rechten  lassen  sich  endlich  eben- 
falls der  überwiegenden  Mehrzahl,  welche  nur  Freiheitsstrafen  für 
die  Erpressung  androht  (wie  Z.B.Niederlande  [Art. 317 ff.];  Eng- 
land und  Schottland  [s.  Schuster  in  StGG.  I  S.  667  ff.  und 
S.689;  vgl.  auch  Crim.  Code  (Ind.ofl.)  BiH  1878  Sect.218];  Finnland 
Kap. 31  §  4;  Rufsland,  Entwurf  III  Art.  61;  Bosnien  und  Her- 
cegowina  §§  173,  175;  Ungarn  §§  350,  353-,  Kroatien,  Entwurf 
§§304— 306;  Belgien  Art. 470  vbd.mit  468;  Italien  1889  Art. 406 ff.; 
New-York  §  554  u.  s.  w.)  einige  bemerkenswerte  Ausnahmen  gegen- 
überstellen. So  will  z.  B.  Luxemburg  Art.  470  Abs.  2  für  das 
(in  Belgien  nicht  erwähnte)  Delikt  der  „chantage"  (vgl.  Vict. Berg 
in  StGG.  I.  S.  473)  Gefängis  von  1  bis  zu  5  Jahren  und  (obl.)  Geld- 
strafe von  50—3000  Frcs.  eintreten  lassen,  und  der  Eongostaat 
droht  in  Art.  22  (abweichend  von  Belgien  Art.  470)  auch  für  die  „ex- 
torsion**  i.e.  S.  5—20  Jahre  servitude  pönale  und  Geldstrafe  bis  zu 
2000  Frcs.  S.  ferner  Englisch  -  Indien  Sect.  384,  385  („extor- 
tion«:  Freiheits-  oder  Geldstrafe  oder  beides),  Sect.  386—389  (be- 
sonders qualif.  Fälle:  Freiheits-  und  Geldstrafe).  Nach  Mexiko 
Art.  446  soll  für  einen  Spezialfall  der  Erpressung  eine  Geldstrafe 
eintreten,  welche  dem  4.  Teil  der  (von  dem  Erpresser)  beanspruchten 
Summe  gleichkommt,  aber  1000  Pesos  nicht  übersteigen  darf.  Unter  den 
neuem  Gesetz-Entwürfen  sindnamentlich  die  österreichischen 
V.  1891  (§  274  Abs.  2)  u.  1893  (§  265  Abs.  2)  hervorzuheben,  wonach  „mit 
der  wegen  Erpressung  verhängten  Freiheitsstrafe  eine  Geldstrafe 
bis  zu  4000  Gulden  verhängt  werden"  kann.  Über  die  Ausdehnung 
dieser  Vorschrift  auch  auf  die  sog.  räuberische  Erpressung  (nach 
§265  des  Entwurfs  von  1893)  s.  schon  oben  Anm.  916  a.  E. 
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918)  Das  dentsche  RStGB.,  welches  für  die  sog.  Partirerei  oder 
Sachhehlerei  (§259),  selbst  bei  Gewerbs-  undGewohnheitsmäfsigkeit  der 
Begehung  (§  260)  nur  Freiheitsstrafen  kennt  (s.  oben  Anm.890),  befindet 
sich  damit  in  Übereinstimmung  mit  den  meisten  frühern  deutschen 
Partikulargesetzen.  Vgl.  bes.  Sachsen  1838  Art.239;  Württem- 
berg Art.  343;  Hannover  Art.  308  vbd.  mit  Art.  75  ZiflF.  1; 
Thüringen  Art.  231;  Preufsen  §  237  fr.;  Oldenburg  1858 
Art.  220ff.;  Österreich  §  185,  186  (196);  Sachsen  1855  und  1868 
Art.  292,  293.  Als  Ausnahme  wäre  allenfalls  zu  nennen  Bayern  1861 
Art.  309  ZiflF.  1—3  (Strafe  i.  d.  Regel:  in  leichten  Fällen  [betr.  Über- 
tretungen]: Arrest  bis  zu  14  Tagen  oder  Geldstrafe  bis  zu  50  Gulden; 
in  schwerern  Fällen  [betr.  Vergehen  etc.]:  Gefängnis  bis  zu  3  Jahren 
und  [fakult.]  Geldstr.  bis  zu  300  Gulden;  in  den  schwersten  Fällen 
[betr.  Verbrechen]:  Gefängnis  nicht  unter  1  Jahr  und  [fak.]  Geldstr. 
bis  zu  lOOOGulden),  Art.  310  [bei  Gewerbsmäfsigkeit]:  i.  d.  R.  Gefängnis 
nicht  unter  1  Mt.  und  fak.  Geldstr.  b:s  zu  lOOOGulden),  während  die 
von  Braunschweig  §  47  Abs.  2  a.  E.,  Hessen  Art.  89,  Nassau 
Art.  85,  Baden  §  143  (welche  sämtlich  systematisch  das  Delikt  als 
Fall  der  Begünstigung  behandeln)  sowie  von  Lübeck  §203,  Bremen, 
Entwurf  v.  1868  §  414  und  Hamburg  Art.  202  (meistens  alternativ 
neben  Freiheitsstrafe)  erwähnten  Geldstrafen  fiir  uns  nicht  ins  Ge- 
wicht fallen  können.  Denn  dass  sie  nicht  als  Reaktion  gegen  die 
Gewinnsucht  des  Thäters  aufzufassen  sind,  zeigt  am  deutlichsten  der 
Umstand,  dafs  bei  gewerbsmäfsiger  Begehung  des  Delikts  nach 
diesen  Gesetzen  meistens  wieder  nur  (erhöhte)  Freiheitsstrafen  ein- 
tretensollen. Vgl.  Braunschweig  §47  Abs.l  a.E.;  Hessen  Art.  90, 
Nassau  Art  86;  Baden  §144;  Lübeck  §204,  Hamburg  Art.  203. 
Nur  Bremen,  Entw.v.  18i)8  §  416  läfst  auch  hier  in  den  leichtern 
Fällen  (nämlich  bei  Verurteilung  zu  Gefängnisstrafe  von  weniger  als 
1  Jahr)  daneben  fakult.  Kumulation  mit  Geldstrafe  bis  zu  100  Thalern 
zu.  Ebenso  Verhaltes  sich  im  Wesentl.  mit  den  schweizerischen 
Gesetzen  (vgl.  im  Allg.:  Stooss,  Grnndzüge  il  §81  S.llO;  Systemat. 
Zusammenstellung  S.  764  flf.)  von  Thurgau  §  157,  Graubünden 
PolStG.  §  34,  Wallis  Art.  319,  Luzern  PolStG.  §  101,  Glarus 
§  137  a.  E.,  Zürich  §  179  litt,  a.,  a.  E..  Zug  §  124  a.  E.,  Appen- 
zell A/Rh.  §  119  Abs.  2.  Dagegen  können  dem  bayer.  StGB.  v.  1861 
etwa  zur  Seite  gestellt  werden  die  Vorschriften  von:  Waadt  Art.239 
(Geldstr.  bis  zu  1000  Frcs.  und  [„s'il  y  a  Heu"]  röclus.  bis  zu  1  Jahr; 
bei  Gewerbsmäfsigkeit:  reclus.  bis  zu  2  Jahren  und  [obl]  Geld- 
strafe bis  zu  2000  Frcs.),  Owalden  PolStG.  Art.  84  (aufser  Zurück- 
gabe „der  an  sich  gebrachten  Sachen**  auch  „Geldstr.  vom  doppelten 
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';a  iKL'w'rr^T^  F'i..rx  ^jeii.i'f^r*  t*i  Wen  6?t  ,ei-:*»*»  r«itl«»*  Iber 
'>>/  Fr*«  :  Ofr 'fitr.  b;*  m  iv>  l^z».  .'•  •>  Fr**,  cmd  FreOi<it<tsamfe  im 
Tervrh^i^^^r  H/s.^:  li*'"*:*,  b»ri  Geverbssi.'^i^keit:  rKlas.  bis 
za  4  JaL:«ri  'i^  >*>- 1  •.'r>l*'r-  b:*  rs  .'•>>  Fr«  ,  St.GaIlem  An. 61 
^htA^^^i*:  fc;*  A'J  ^>3  creifatLen  Wen  <!er  sb  sieh  ^braehteM 
0<:jfeE.»*aiC*r*  0*1  er  O^^fa::^:*  .  5esenbcr^  l^^l  Art.  S^2.  3fc3 
im  A..^  :  -Strafe  d^r  Erz^r.*n^ii^  o«ier  ^in  lekhicni  Fällen^ :  Geldstr. 
bi*  ^>.»  Fr<r%  ;  b*ri  Oewerb»ma.'*ijrkeit  aber  reclzs.  bis  za  aJabrem 
c  rj  d  'o  b ;  i  g-  a  f  o  r  i  *  'r  h  G  eX  •:r.  bi«  za  1*  •/•»  Fnt*.  :  s  c  b  v  e i  s.  Vor- 
eutwarf  An.  70  Ab«.  Z  '.Hat  cer  Ttäier  aa«  Eigennatz  ^beblt, 
«o  ijit  'ohA<c^zoTi**:h  it't  c^T  FreiLi^iiäsnafe  eine  Geldstrafe  ra 
%'frrbin'I*rii ,  deren  B*:trag  den  Wen  der  g^ehehlten  Saehe  erreicbea 
jKfil*:  Tgl.  daza  .Stoo*s,  Motive  .>.  1  ♦):  v.  Lilientbal  in  Z.  XY 
S,  '^^r/,.  —  Au'^h  in  den  <^iei?etzen  der  übrigen  nicbtdeatschen  Staaten 
zeigen  «i^rh  in  d^n  Mraren  fler  Partirei  erhebliche  Gegensätze-  Wahrend 
manche  über  Ge!d«trafen  vo.Ii^  schweigen  wie  z.B.  Ungarn  §  370ff.; 
Kroatien,  Kntwarf  §  'j!l  flf. :  England  imd  .Schottland  [Tgl. 
8ehu»ter  in  StGG.  1  .S.  »>;-  n.  »X^];  Rafsland,  Entw.  III  Art  54), 
andere  whl  für  die  leichtern  Fälle  'nicht  aber  für  Rückfall 
und  gewerbsm;if*ige  Begehung  Geld-  oder  Freiheitsstrafe  zor  Wahl 
»teilen  (wie  z.  B.  Finnland  Kap.  :;2  ^§  1  u.  4  Tbd.  mit  §  2  n.  §  3; 
Tgl.  aueh  Norwegen  Kap.  XIX  §  6  [Bnfse.  Gefängnis  oder  Straf- 
arheit  im  5.  Grade];  Schweden  Chap.  XX  §  16  Tbd.  mit  §1)  richten 
mehrere  ihre  Vorschriften  direkt  und  unzweideutig  gegen  die  H ab- 
bucht der  Thäter,  indem  sie  hohe  Geldstrafen  in  fakaltativer  oder 
obligatorischer  Kumulation  mit  Freiheitsstrafen,  bes.gerade  auch 
für  den  Fall  der  Gewohnheits-  und  Gewerbsmäfsigkeit  der 
Begehung  des  Delikts,  androhen.  So  bes.:  Österreieh,  Entw.  Ton 
181il  §  279  (in  schwerern  Fällen,  wie  bei  Wert  der  yerhehlten 
Bache  über  HXi  Gulden:  Gefängnis  bis  zu  5  Jahren  nnd  [obL]  Geld- 
strafe bis  zu  1(XX)  Gulden;  insbes.  bei  gewerb smäfsigem  Betriebe: 
Zuchthaus  von  2  —  5  Jahren  und  [obL]  Geldstr.  bis  zu  2000  Gulden; 
„bei  sehr  ausgedehntem  Betriebe":  Zuchthaus  von  2— -10  Jahren  und 
[obl]  Geldstrafe  bis  zu  40<J0  fl.);  Entwurf  von  1893  §270  (der  damit 
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im  Allgem.  übereinstimmt,  jedoch  für  den  gewerbsmäfsigen  Be- 
trieb der  Hehlerei  ohne  Weiteres  [in  allen  Fällen]  gleich  Zucht- 
haus bis  zu  10  Jahren  und  Geldstrafe  bis  zu  4000  Gulden  eintreten 
läfst)',  Belgien  und  Luxemburg  Art.  505  (empiis.  von  14  Tagen 
bis  zu  5  Jahren  und  [obl.]  Geldstrafe  von  26—500  Frcs.);  Italien 
1889  Art.  421  (in  der  Regel:  Einschliefsung  bis  zu  2  Jahren  und 
[obl.]  Geldstrafe  bis  zu  1000  Liere;  in  schwerern  Fällen:  Ein- 
schliefsiing  bis  zu  4  Jahren  und  [obl.]  Geldstrafe  Ton  100—3000  Lire; 
bei  ngewohnheitsmäfsiger''  Hehlerei:  Einschliefsung  von  3— 
7  bezw.  von  5—10  Jahren  und  „stets*"  [obl.]  Geldstrafe  von  300  bis 
3000  Lire)j  Mexiko  Art.  220,  221  Ziff.  I-V  (fnr  Hehlerei  «aus  Ge- 
winnsucht*" aufser  der  Freiheitsstrafe  [Art.  220]  auch  Geldstrafe, 
ev.  im  mehrfachen  [insbesondere  doppelten]  Betrage  des  Em- 
pfangenen etc.)*,  Englisch-Indien  Sect.  411  ff.  (Freiheits-  oder 
Geldstrafe  oder  beides;  insbes.  für  Gewerbsmäfsigkeit  der  Be- 
gehung [Art.  413]:  Freiheitsstrafe  und  [obl.]  Geldstrafe);  Japan 
Art.  399,  401  (Freiheitstrafe  und  Geldstrafe  von2— 20  bezw.  3—30  yen); 
Kongostaat  Art.  29  (servitude  pönale  bis  zu  5  Jahren  und  Geld- 
strafe bis  zu  1000  Frcs.  oder  eine  dieser  Strafen  allein). 

919)  Über  die  Zulässigkeit  bezw.  Angemessenheit  von  Geld- 
strafen für  (betrügerische)  Bankerotteure  s.  u.  a.:  0.  Fried  mann, 
Gutachten  S.  121  Anm.  29  gegen  die  von  demselben  Verfasser  in 
seiner  Abhandlung  „Zur  Reform  des  österreichischen  Straf  rechts  *", 
S.  180  früher  ausgesprochenen  Ansichten.  Die  deutschen  Parti- 
kulargesetze kennen  auch  für  den  betrügerischen  Bankerott 
sämtlich  nur  Freiheitsstrafen.  Vgl.  über  die  altern  Gesetze: 
Häberlin,  Grundsätze  IV  S.  204  ff.;  femer:  Preufsen  §  259; 
Oldenburg  Art. 242;  Bayern  1861  Art.  327,  329;  Lübeck  §223; 
Bremen,  Entwurf  von  1868  §  450;  Hamburg  Art.  195;  desgl.  das 
deutsche  Reichsrecht  (RKO.  §  209),  die  Mehrzahl  der  schwei- 
zerischen Strafgesetze  (vgl.  Stooss,  System.  Zusammenstellung 
S.  805 ff,;  Grundzüge  II  §  88.  S.  145  ff.  und  bes.  S.  153;  Zürcher 
in  der  Zeitschrift  für  Schweiz.  Strafrecht  II  [1889]  S.  293  ff.),  der 
schweizer  Vorentwurf  (Art.  83),  der  Entwurf  für  üri  (Art.  41 
litt,  b)  sowie  die  meisten  andern  aufserdeutschen  Rechte.  S.  z  B. 
England  und  Schottland  (vgl.  Schuster  in  StGG.  I  S.665 
und  689);  Norwegen  Kap.  XXI  §  14  (anders  §  15,  16);  Schwe- 
den Chap.  XXIII  §1  ff.;  Finnland  Kap.  39  §1;  Niederlande 
Art  341;  Ungarn  §414,415;  Kroatien,  Entwurf  §  340;  Sar- 
dinien Art.  394  Abs.  2;  Belgien  Art.489  a.  £.;  Türkei  Art. 231; 
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iJfTfi'B.  hfi**  rf  -,'n  :r'>  |  VA  TfriinxLzie  und  Fe^üasrcmig' 
ftrn  \f*:'i^,'/\  hJ^hKf-.Th**  «^f..  '*,  S^i  •-  V'  '.  ,  .  .  Tr^^^n  den  Teünehmer 
Iraiifi,  w*rrin  ^r  in  ^i u'frr.t  "Itzi  :?er  Ab*i'hr  z<^haii<!e't  hxt.  mit  der 
ffrih^iM-  *:;ri*;  O'rjr:« träfe  »errin^'en  wenlen,  die  >t.]  bis  zu 
^//; 'J  Ka.^n»  ari»f':Ji^*-ri  rann*:  in  !»-i»:htem  Fällen:  nur  Geldstrafe  ; 
vjrK  ari'tb  J  iV/  '.V':r»'rhl^;yipüng'  im  Intere-»*«  eines  Gemeinsehnldiiers* : 
iU'Xüu'^m%  tttlfiT  Oeld-trafe:  bei  .erheblichen  Vermögensschaden' : 
Zfirlifhftiin  biü  /,ij  .'#  Jahren  and  Oeld« träfe  bis  zn  10Cp>  Thalern«  in 
leirhterfi  f;illeri:  ('»(•/ Hut^tU  nicht  unter  B  Monaten  und  Greldstrafe) ; 
WaaHt  ArtrJifi  Strafe  wie  in  Art.  21-3:  vjrl.  Anm.  f»19) ;  Neuenbürg 
IH/^;  Art.  2;,0  ^-trafe  wie  nach  Art.  2^29  Abs.  2;  vgl.  Anm.  919); 
Nfjueubur^^  IHiH  Art,  414  (rcclus.  bis  zn  6  Jahren  nnd  Geldstrafe 
blN  zn  ;7K)  Frc»,;;  Belgien  und  Luxemburg  Art.  490  Abs.  1—3 
(nniifT\n,  von  1  Monat  bis  zu  2  Jahren  und  Geldstrafe  von  100  bis 
i'/m  Vrc.n.',    vgl.  auch  Prins  in   StGO.  I    S.  471);     Kongostaat 
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Art.  24  (Freiheitsstrafe  [wie  nach  Art.  23]  und  [obl.] Geldstrafe  von 
200—1000  Frcs.)-,  b)  der  sog.  Stimmen[ver]kauf  (von  Seiten  eines 
Konkursgläubigers.  Vgl.  f ür  D  e  u  s  c  h  1  a  n  d :  RKonkursordnung  §  213 
(Geldstrafe  bis  zu  3000  Mark  oder  Gefängnis  bis  zu  1  Jahr) ,  RG. 
von  18.  Juni  1884  über  die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  etc. 
§  249 e  (ebenso)  und  RG.  betr.  die  Erwerbs-  und  Wirtschaf tsgeuos- 
senschaften  (nach  der  Fassung  vom  1.  Mai  1889)  §  144  (ebenso). 
S.  ferner  W  a  a  d  t  Art.  296  (Geldstrafe  bis  zu  600  Frcs.  oder  röclus.  bis  zu 
10  Monaten  oder  Kumulation  b e i d e r  Strafen) *,  Genf  (Loi  snr  les  fail- 
lites  et  banqueroutes  du  19.0ct.l861)  Art.  597  (empris.  nicht  über  1  Jahr 
U.Geldstrafe  nicht  über  2000 Frcs.),  Art.  376  Ziff.  2  (empris  v.  1  Mt. 
bis  zu  2  Jahren  und  Geldstrafe  von  100—10000  Frcs.);  Norwegen 
Kap.  XXr  §19  (Gefängnis oder  I3ufse);  Finnland  Kap.  39  §6  (Geld- 
strafe oder  Gefängnis  bis  zu  1  Jahr);  Belgien  Art.  490  Abs.  4 
(empris.  von  1  Monat  bis  zu  2  Jahren  und  Geldstrafe  von  100  bis 
3000  Frcs.);  Mexiko  Art  440  (längere  Haft  und  Geldstrafe  2  Klasse). 
921)  Den  meisten  deutschen  Patikulargesetzen  war  für 
die  Kuppelei  die  Geldstrafe  ebenso  wenig  bekannt  wie  jetzt  dem 
deutschen  RStGB.,  obwohl  dieses  in  §  180  ausdrücklich  (altern.)  neben 
der  Gewohnheitsmäfsigkeit  der  Begehung  auch  den  „Eigennutz*"  des 
Thäters  erwähnt  (vgl.  schon  oben  Anm.  890).  Eine  Ausnahme  bildete 
jedoch  Bayern  18()1  Art.  221  Abs.  3,  wonach  für  alle  Fälle  des  De- 
likts (abgesehen  von  den  im  §  220  besonders  genannten  Qualifikationen] 
„mit  der  Gefängnisstrafe  Geldstrafe  bis  zu  1000  ü.  verbunden 
werden  kann.**  Viel  häufiger  begegnen  die  Geldstrafen  hier  in  den 
schweizerischen  Gesetzen.  Nach  der  von  Stooss  Grundzüge  II 
§  105  S.  243  ff.  gegebenen  Übersicht  sind  sie  nämlich  nur  den  Gesetz- 
büchern von  Luzern  (PolStG.  §  149),  Freiburg  (Art.  396),  Basel 
(§96),  Tessin  (Art.  263),  Appenzell  A/Rh.  (§101)  u.  Solothurn 
(§105)  völlig  unbekannt.  Im  Übrigen  findet  sich  in  der  Schweiz  die 
Kuppelei  bedroht:  1)  mit  Geldbufse  oder  alternativ  mit  Frei- 
heitsstrafe :  in  Graubünden  §  146,  Obwalden  PolStG.  Art.  112, 
Glarus  §  83  (hier  die  Geldbufse  bis  zu  1000  Frcs.),  Schwyz  §  94 
und  St.  Gallen  Art.  J79;  2)  mit  Freiheitsstrafe  und  (fakult.) 
nach  richterlichem  Ermessen  aufserdem  mit  Geldbufse :inThurgau 
§  121  (bis  zu  500  Frcs.),  Schaffhausen  §  183,  Bern  Art.  168  (bis 
zu  500  Frcs.);  3)  mit  Freiheitsstrafe  und  (obligatorisch)  Geld- 
bufse (an  1.  od.  2.  Stelle) :  in  Waadt  Art.198  (Geldbufse  von  50  bis 
500  bezw.  800  Frcs.  und  Zuchthaus  von  6  Monaten  bis  zu  2  Jahren 
bezw.  von  1—4  Jahren),  Wallis  Art.  199  (Geldbufse  bis  zu 300 Frcs. 
und  Gefängnis   von  3  Monaten  bis  zu  2  Jahren),  Zürich  §121,  Zug 
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nnzücbtiger  Schriften  nnd  Darstellungen.  Nur  zeigt  sich  freilich 
der  Gedanke,  durch  die  Geldstrafe  eine  Repression  des  Eigennutzes 
des  Thäters  zu  üben,  auch  hier  keineswegs  überall  gleich  deutlich. 
Während  von  den  deutschen  Partikulargesetzen  diejenigen 
von  Sachsen  1838  (Art. 309),  Braunschweig  (§  11)6),  Thüringen 
(Art.  305),  Österreich  (Art.  5G(i)  und  Sachsen  1855  und  1868 
(Ali;.  360)  für  das  Delikt  nur  Freiheitsstrafen  verhängten,  finden  sich 
anderswo  alternativ  daneben  Geldstrafen  (an  erster  oder  zweiter 
Stelle)  in  verschiedener  Höhe  angedroht.  So  in:  Hessen  Art.  341, 
U.Nassau  Art.  334  (Geldbufse  oder  Gefängnisstrafe),  Baden  §  358 
(Freiheitsstrafe  oder  Geldstrafe  von  5— 150  Gulden),  Preiifsen  §161 
und  Waldeck  §  14G  (Geldbufse  v.  10—100  Thalern  oder  Gefängnis 
von  14  Tagen  bis  zu  6  Monaten),  Oldenburg  1858  Art.  144  (eben- 
so), Lübeck  §121  (Geld  bis  zu  300  Mk.  oder  Gefängnis  bis  zu 
6  Monaten),  Hamburg  Art.  164  (Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  oder 
Geld  bis  zu  200  Thalem) ;  desgl.  auch  das  RStGB.  §  184  (Strafe  wie 
inLübeck).  Energischer  gingen  vor:  Bayern  1861,  welche« in  Art. 223 
Abs.  2  mit  der  Freiheitsstrafe  fakultative  V  erb  in  düng  von  Geld- 
strafe bis  zu  300  fl.  zuliefs,  und  der  BremerEntw.  v.  1868  (§293),  der 
die  Kumulation  von  Freiheits-  und  Geldstrafe  (bis  zu  200  Thlrn.)  sogar 
obligatorisch  vorschrieb.  Betr.  die  Schweiz.  Gesetze  s.  im  Allg. 
Stooss,  Grundzüge  II  §  106,  S.  254 ff.  Im  Einzelnen  finden  sich 
1)  nur  Geldstrafen:  in  Obwalden  PolStG.  §  105  (bis  zu  150 Frcs. ;  im 
Rückfall  jedoch :  Geldstrafe  bis  zu  200Frcs.  oder  „angemessene  Frei- 
heitsstrafe''), Tessin  Art.  247,  Zug  §  102  (im  Rückfall:  Geldbufse 
und  Gefängnis);  2)  Freiheitsstrafen  oder  alternativ  Geldsstrafe 
(an  1.  oder  2.  Stelle),:  in  Thurgau  §  111,  Graubünden  PolStG. 
§21,  Wallis  Art.  196  (die  Geldstrafe  bis  zu  lOOFrcs.  an  I.Stelle), 
Luzern  PolStG.  §  143  (Freiheitsstrafe  nur  in  bes.  schweren  Fällen), 
Bern  Art.  161,  Freiburg  Art.  393  (die  Geldstrafe  bis  zu  300Frcs.), 
Basel  §  98,  Genf  Art.  211  (die  Geldstrafe  bis  zu  500  Frcs.), 
Solothurn§107  (die  Geldstrafe  bis  zu  300  Frcs.);  3)  Kumula- 
tion von  Freiheits-  und  Geldstrafen:  a)  fakultativ:  in  Waadt 
Art.  196  (Geld  nicht  über  100  Frcs.  an  1. Stelle);  b)  obligatorisch: 
inGlarus  §  80,  Zürich  §123,  Neuenburg  1891  Art. 289  (empris. 
bis  zu  3 Monaten  und  Geldstrafe  bis  zu  1000  Frcs.);  4)  alternative 
oder  kumulative  Androhung  von  Freiheits-  und  Geldstrafen:  in 
Schaffhausen  §  188  („Gefängnis bis  auf  6Monate  oder  —  und  zwar 
einzeln  o  d  e  r  in  Verbindung  m  i  t  der  Freiheitsstrafe  —  Geldbufse  bis  auf 
200  Franken"),  Appenzell  A/Rh.  §  104  (Geldbufse  bis  zu  200  Frcs. 
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eben dem  Mafse  übersteigen  kann,  als  ihn  der  vom  Verbrecher  er- 
langte Vorteil  oder  der  dem  Verletzten  yemrsachte  Schaden 
üsersteigt** ;  vgl.  Bayern  1861  Art.  200  (falsches  un beschworenes 
Zeugnis  in  einer  Strafsache  zum  Nachteil  des  Angeschuldigten: 
verschiedene  Freiheitsstrafen,  „womit  Geldstrafe  bis  zu  1000  fl. 
verbunden  werden"  kann);  Schweiz.  Bundesstrafrecht  Art.  62 
Abs.  1  (falsches  Zeugnis;  in  der  Regel:  Gefängnis  und  Geldbufse); 
Thnrgau  §  180  (läfst  in  allen  Fällen  des  Meineids  oder  falscher  Aus- 
sage, in  welchen  nur  auf  Gefängnis  erkannt  wird,  auch  Geldbufse 
[und  Entziehung  der  bUrgerl.  Ehrenrechte]  zu);  Waadt  Art.  192 
(Parteien-Meineid  im  Civilprozesse:  röclus.  von  1—2  Jahren  und  [„s*il 
y  a  lieu"]  Geldstrafe  von  50) -5000  Frcs.),  vgl.  auch  Ai-t  193  (sub- 
omation  de  temoins  etc.:  reclus.  von  3  Monaten  bis  zu  1  Jahr  und 
Geldstrafe,  von  50— 1<X)0  Frcs.);  GraubUnden  §  191  (Verleitung 
zum  Meineid  etc.:  Geldbufse  bis  zu  170  Frcs.  oder  Gefängnis  oder 
Zuchthaus  bis  zu  2 Jahren);  Schaffhausen  §254  (wie  Thurgau); 
Luzern  PolStG.  §  73  (falsche  Aussage:  Freiheitsstrafe  oder  Geld 
bis  zu  100 Frcs.);  Obwalden  PolStG.  Art.38  Abs.3  (ebenso);  Frei- 
burg Art.  187  (Parteien-Meineid  im  Civilprozesse:    reclus.  von  1  — 

4  Jahren  und  Geld  nicht  über  3)00  Frcs.),  Art.  193  (subomation  de 
temoins  etc.:  empris.  von  3  Monaten  bis  zu  2  Jahren  und  Geldstrafe 
von  200-1500  Frcs.);  Zürich  §106  (falsches  Zeugnis  in  Strafsachen 
zu  Gunsten  des  Angeschuldigten:  Gefängnis  oder  Arbeitshaus  bis  zu 

5  Jahren  und  Bufse),  §  108  (falsches  Zeugnis  im  Civilprozesse  in 
geringern  Fällen:  Gefängnis  und  Bufse);  Tessin  (Parteien-Mein- 
eid im  Civilprozesse:  Freiheits-  und  Geldstrafe);  Appenzell  A/Rh. 
§  78,  79  (falsches  Zeugnis,  besonders  auch  in  Folge  von  Be- 
stechung: Geldbufse  und  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  mit  oder 
ohne  Geldbufse);  St.  Gallen  Art.  79  (unwahre  Angaben:  Geldstrafe 
bis  300  Frcs.  allein  oder  in  Verbindung  mit  Gefängnis  bis  zu  2Mtn.), 
Art.  80  Ziff.  2  (falsches  Zeugnis  in  einem  Straf-  oder  Civilprozefsse : 
Zuchthaus  bis  zu  8  Jahren  oder  Arbeitshaus  und  fak.  Geldstrafe  bis 
zu  2000  Frcs.,  in  leichtern  Fällen:  Gefängnis  bis  zu  1  Jahr  oder 
Geld  bis  zu  1000  Frcs.  oder  beide  Strafen  zusammen),  Art.  81  Ziff.  1 
(Meineid  imAllg.:  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  oder  Arbeitshaus  und 
fak.  Geldstrafe  bis  zu  2000  Frcs.;  in  leichtem  Fällen :  Gefängnis  oder 
Geldstrafe  bis  zu  1000  Frcs.  oder  beide  Strafen  zusammen);  Neuen- 
burg 1891  Art.  163  (falsches  [beeidigtes  oder  unbeeidigtes]  Zeugnis 
oder  Gutachten  [Art.  160— 161]  in  Folge  von  Bestechung:  aufser 
der  Freiheitsstrafe  [reclusion  oder  emprisonnement]  Geldstrafe  bis  zu 
5000  Frcs.);  Art.  172  (Meineid  einer  Partei  im  Civilprozesse:  empris. 
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bis  zu  3  Jahren  und  [obl.]  Geldstrafe  bis  zu  5000  Frcs.;  Ygl.  Stooss, 
Grundzüge  H  S.454);   Aargau,   £ntw.  von  1892  §  418  („Gewinn- 
sucht  als  Strafsteigernugsgrund".  —  „Der  Umstand,  dafs  der  Thäter 
beim  Meineid  oder  bei  der  falschen  Aussage  oder  bei  der  Ver- 
leitung zum  Meineid  oder  zur  falschen  Aussage  in  der  Absicht 
gehandelt  hat,  sich  oder  einem  andern  einen  rechtswidrigen  Vorteil 
zu  verschaffen,  wird  als  Straf  Steigerungsgrund  berücksichtigt.  [Abs.  2]: 
In  diesen  Fällen  soll  [obl.]  nebst  derFreiheitsstrafe  auf  eine  Geld- 
strafe  bis   zu   5000  Franken  erkannt  werden";  Ungarn  §  214 
(falsche   Aussage   hinsichtlich  einer  Übertretung:    Gefängnis 
bis  zu  1  Jahr  und  [obl.]  Geld  bis  zu  1000  fl.),  §215,216  (beeidigtes 
falsches  Zeugnis  in  einem  bürgerlichen  Rechtsstreit  über  einen  wesent- 
lichen Umstand:    Kerker   bis  zu  1  bezw.  5  Jahren   und   [obl.]  Geld 
bis    zu  4000  fl.),    vgl.   auch  §§  217,  218,  219  (falscher  Haupt-,  Er- 
füUungs-,   Schatzungs-    oder  Offenbarungseid  in   einem  bürgerlichen 
Bechtsstreite :  Kerker  bis  zu  1  Jahr  bezw.  5  Jahren  und  Geld  bis  zu 
4000  fl.),  §  222  Abs.  2  (Verleitung  zur  falschen  Aussage  in  einem 
Civilprozesse  etc.:    Gefängnis  bis   zu  6  Monaten  bezw.  2  Jahren  und 
Geld  bis  zu  400  bezw.  1000 fl.);    Kroatien,  Entw.  §195  („Neben  der 
Freiheitsstrafe   ist  in   allen  Fällen  der  §§193  und  194  [falsche   be- 
eidigte   Zeugenaussage]    auch   auf  eine   Geldstrafe  zu   erkennen, 
wenn  der  Schuldige  die  strafbare  Handlung  begangen  hat,   um  sich 
einen  rechtswidrigen  Vorteil  zu  verschaffen");  Österreich,  Entw. 
von   181)1  §  169,    von    1893    §  170    („Nebst  der  wegen  falscher 
Aussage  verhängten  Freiheitsstrafe  kann  Geldstrafe  bis  zu 4000  fl. 
verhängt  werden,  wenn  die  falsche  Aussage  abgelegt  wurde,  um  sich 
oder    andern    einen  rechtswidrigen    Vermögensvorteil    zu  ver- 
schaflfen«),    ähnlich   auch  Entw.  v.  1891  §  184,    Entw.  v.  1893  §  175 
(für  Verleitung  anderer  zum  Meineid  und  falscher  Aussage  in  ge- 
winnsüchtiger Absicht:    Zuchthaus  oder  Gefängnis   bis   zu   5  Jahren 
und  [fakult.]  zugleich  Geldstrafe  bis  zu  2000  fl.);   Monaco  Art.  362 
falsches  Zeugnis  in  Civil sachen:    Freiheitsstrafe  und  Geld  von 
50— 2000 Frcs.),  Art 363  (ebenso  in  Strafsachen  „en  matiöre  de  police" 
in  Folge  von  Bestechung),  Art.  365  (Meineid  in  Civilsachen:   Frei- 
heitsstrafe und  Geldstrafe  von  100—3000 Frcs.);  Belgien  u,  Luxem- 
burg  Art.  224  (falsches  Zeugnis  oder  Gutachten  in  Folge  von  Be- 
stechung: Freiheitsstrafe   von  50— 3OC0  Frcs.) ,   Art.  226  (Parteien- 
Meineid  in  Civilsachen:  emprisonnement  von  6  Monaten  bis  zu  drei 
Jahren    und    Geldstrafe  von   26— 10000  Frcs.);    Türkei   Art  210 
(falsches  Zeugnis  in  Folge  von  Bestechung ;  Strafe:  „a  fine  equal  in 
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amoaut  to  the  sum recei^ed**  und  aufserdem  die  Strafe  der  „bribery" 
[8.  Art.  G7ff.];  vgl.  auch  Art.  211);  Spanien  1848  Art.  234  Ziff.  4 
235  bis  238,  u.  bes.  239  (hat  in  den  meisten  Fällen  des  falschen 
Zeugnisses  Freiheits-  und  Geldstrafen),  1870  Art.  332  Ziff.  6— 9, 
Art  335,  336  n.  bes.  337  (ffir  „declaraciön  falsa  del  testigo  o  perito 
dadamediante  cohecho'*:  Freiheitsstrafen  und  aufserdem  „multa  del 
tanto  al  triplo  de  la  promesa  ö  dddiva");  Italien  1889  Art.  221 
(Meineid  einer  Partei  in  einer  Givilsaciie:  Einschliefsung  von  6—30 
Monaten  und  Geldstrafe  von  100-3000  Lire  [sowie  zeitige  Unfähig- 
keit zu  öffentlichen  Ämtern]);  Niederländisch -Indien,  Wetb. 
voor  d.  E.  u.  V.  Inl.  Art.  281  (Parteien-Meineid  in  Civilsachen:  Ge- 
fängnis von  1—3  Jahren  mit  oder  ohne  Geldstrafe  von  10—500  fl.); 
Englisch -Indien  Sect.  193  ff.  („false  evidence"  und  verwandte 
Fälle:  Freiheitsstrafe  und  Geldstrafe);  Mexiko  Art.  734,735  (falsches 
Zeugnis  zum  Nachteil  des  Angeklagten  in  Kriminalsachen:  Freiheits- 
strafe und  Geld  in  verschiedener  Höhe  [ev.  bis  200  Pesos]) ,  Art  739 
(falsches  Zeugnis  in  Civilrechtssachen:  Freiheits-  und  Geldstrafe  von 
10—100  bezw.  [bei  einem  Interesse  des  Prozesses  über  100  Pesos]  von 
100—1000  Pesos-,  wenn  abeV  der  Betrag  des  Interesses  nicht  schätz- 
bar ist,  „so  dient  als  Grundlage  für  die  Zumessung  der  .  .  .  Geld- 
strafe der  Betrag  des  Schadens  und  Gewinnverlustes,  welcher  dem, 
gegen  welchen  dns  falsche  Zeugnis  abgelegt  worden,  durch  dasselbe 
erwächst");  Japan  Art.  218  Ziff.  1—3  (falsches  eidliches  Zeugnis  zu 
Gunsten  eines  Angeklagten  inEriminalsachen:  Freiheits-  und  Geld- 
strafe bis  ev.  40  yen),  Art.  220  (desgl.  zum  Nachteil  des  Angeklagten : 
Freiheits-  und  Geldstrafe  bis  ev.  50  yen),  Art.  223  (falsches  Zeugnis  in 
Civilsachen:  Freiheitsstrafe  und  G^eldstrafe  bis  50  yen);  Ägypten 
Art  274  (falsche  Aussage  infolge  von  Bestechung:  „amende  6gale 
k  la  valeur  du  chose  ou  de  la  promesse**  und  aufserdem  die  Strafen 
der  „corruption"  oder  des  »faux  tömoignage**,  «si  ces  demiöres  sont  plus 
älevöes**);  Eongostaat  Art.  44  (falsche  Aussage  im  AUg. :  Freiheits- 
strafe und  Geld  von  25—500  Frcs.  oder  eine  dieser  Strafen  allein), 
Art.  46  (Parteien- Meineid  im  Civilprozesse :  Freiheitsstrafe  und  Geld 
von  25—3000  Frcs.  oder  eine  der  Strafen  allein). 

923)  Aiich  für  dieses  Delikt  bildet  das  Vorkommen  der  Geld- 
strafe neben  den  Freiheitsstrafen  eine  verhältnismäfsig  seltene 
Ausnahme.  Beispiele:  Bayern  1861  Art  199  Abs.  2  (falsche 
Anzeige  bei  öffentlichen  Behörden  gegen  eine  bestimmte  Person: 
Gefängnis  nicht  unter  1  Monat  und  [fakultativ]  Geldstrafe  bis  zu 
1000  fl.);  die  Schweiz.  GBB.  (vgl.  Stooss  GrundzUge  II  §134 
S.  44;"))  von  Waadt    Art  262  (Geldstrafe   nicht  über  600  Frcs.  oder 
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röclus.  nicht  über  10  Monate,  in  schwerern  Fällen:  röclns.  von  4  Mo- 
naten bis  zu  6  Jahren  und  [„s'il  j  a  lien*"]  Geldstrafe  nicht  über 
1000  Frcs.),  Graubünden  §  201  Ziff.  1  (in  leichtern  Fällen:  Geld- 
bufse  oder  Gefängnis),  Wallis  Art  276  Abs.  3  (in  leichtem  Fällen: 
Geldbufse  oder  Gefängnis),  Bern  Art.  181  (regelmafsig:  Gefängnis 
bis  zu  60  Tagen  oder  Korrektionshaus  bis  zu  4  Jahren  und  [obl.] 
Geldbufse  bis  zu  500  Frcs.) i  Glarus  §74  (Geldbufse,  Gefängnis 
oder  Arbeitshaus),  Freiburg  Art.  365  (Gefängnis  Ton  1  Monat  bis 
zu  2  Jahren  und  Geldstrafe  bis  zu  600  Frcs.),  Zürich  §  105  Abs.  2 
(in  schwerem  Fällen:  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  und  [fak.]  Geld- 
bufse [schlechthin]),  Genf  Art.  302  (empris.  von  14  Tagen  bis  zu 
1  Jahr  und  Geldstrafe  von  ] 00— 1000  Frcs.  oder  eine  dieser  Strafen 
allein),  Zug  §  67  (Geldbufse  und  Gefängnis),  Schwyz§89  litt  a 
(in  leichtern  Fällen:  „Geldbufse  od  er  Gefängnisstrafe**),  8t  Gallen 
Art.  80  Ziff.  1  (Zuchthaus  bis  zu  8  Jahren  oder  Arbeitshaus  und 
[fak.]  Geldstrafe  bis  zu  2000  Frcs.;  in  leichtem  Fällen  jedoch  auch 
nur  Gefängnis  bis  zu  1  Jahr  oder  Geldstrafe  bis  zu  1000  Frcs.  oder 
beide  Strafen  zusammen),  Neuenburg  1891  Art  159  (empris.  bis 
zu  3  Jahren  und  Geldstrafe  bis  zu  5000  Frcs.) ;  Schweiz.  Vorentwurf 
Art.  169  Abs.  2  (in  leichtern  Fällen  [betr.  Übertretungen] :  Gefängnis  bis 
zu  3  Monaten  oder  Geldstrafe  bis  zu  1000  Frcs.);  Dänemark  §  224, 
226  („Falsk  Angivelse  og  Klagemaal":  Gefängnis  oder  Geldbufse); 
Finnland  Kap.  76  §  3  ff.  (Gefängnis  von  1  Monat  bis  zu  3  Jahren 
oder  Geldstrafe  nicht  unter  50  Mk.);  Ungarn  §  227  Abs.  2  a  £. 
(in  leichtern  Fällen  [betr.  Übertretungen]:  Gefängnis  bis  zu  1  Jahr  und 
[obl]  Geld  bis  zu  1000  fl.),  vgl.  auch  §  229  (wenn  keine  Strafverfol- 
gung eingeleitet  wurde:  Strafe  ebenso);  Kroatien,  Entw.  §  202 
Abs.  3  vbd.  mit  §  195  (Bei  Begehung  der  Handlung  in  der  Absicht 
„sich  oder  einem  andern  einen  rechtswidrigen  Vorteil  zu  verschaffen^ 
und  Verurteilung  der  angeschuldigten  Person  „ist  .  .  neben  der 
Freiheitsstrafe  auch  auf  eine  Geldstiafe  zu  erkennen**)  j  Belgien 
und  Luxemburg  Art  445  (empris.  von  14  Tagen  bis  zu  6  Monaten 
und  Geldstrafe  von  50—1000  Frcs.);  Spanien  1848  Art  241  a.  E., 
1870  Art.  341  a  E.  (aufs er  verschiedenen  Freiheitsstrafen  für  die 
verschieden  schweren  Fälle  immer  Geldstrafe  von  250-2500  pesetas 
[1848:  50—500  duros]);  Niederländisch-Indien,  Wetb.  voor  d. 
Eur.  und  v.  Inl.  Art  285  (Freiheitsstrafe  und  Geldbufse  von  100— 20C0, 
in  leichtern  Fällen  von  25  —  1000  Gulden)*,  Englisch-Indien 
Art  211  (Freiheits-  oder  Geldstrafe  oder  beides;  in  schwerern 
Fällen:  Kumulation  von  Freiheits-  und  Geldstrafen), 
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924)  Aus  der  Litteratur  über  dieses  Institut  sind  bes.  zu 
nennen:  v.  Wintzingeroda-Enorr,  Die  deutschen  Arbeitshäuser. 
Ein  Beitrag  zur  Lösung  der  Yagabnndenfrage.  Halle  1885 ;  R.  y.  H  i  p  p  e  1, 
Die  korrektioneile  Nachhaft.  Freiburg  1889;  Derselbe  in  den  Ver- 
handlungen der  dritten  deutschen  Landesversammlung  der  JEV.  (Berlin 
April  1803),  in  Z.  XIII  (1893)  S.  747  ff.,  811  flf.;  Derselbe,  Die  straf- 
rechtliche Bekämpfung  von  Bettel,  Landstreicherei  und  Arbeitsscheu. 
Eine  Darstellung  des  heutigen  deustchen  Rechtszustandes  nebst 
Reformvorschlh'gen.  Berlin  1895.  Vgl  auch  Krohne,  Lehrbuch  der 
Gefängniskunde  §i32,  S.  192 ff.;  Sichart  in  v.  Holtzendorff  und 
V.  Jagemann,  Handbuch  des  Gefangniswesens  Bd.  II  S.  265 ff.  (mit  wei- 
tem Litteraturangaben) ;  Derselbe,  Bestrafung  des  Bettels  und  der 
Landstreicherei,  in  Z.  XIII  (1893)  S.  1  ff. ;  B  e  n  n  e  c k  e,  Bemerkungen  zur 
Kriminalstatistik  des  Grofsherzogtums  Hessen  etc.,  in  Z.  X  (1890)  S.  321 ; 
Münsterberg  in  y.  Stengels  Wörterbuch  des  Verwaltungsrechts I 
S. 842 ff.  —  In  Deutschland  war  die  korrektionelle  Nachhaft  den 
meisten  Staaten  schon  geraume  Zeit  vor  der  Emanation  des  Reichsstraf- 
gesetzbuchs bekannt,  so  namentlich  in  Preufsen,  wo  bereits  das 
Allgem.  Landrecht  von  1794  (Teil  II  Tit.  20  §5ff.,  1023,  1024,  1160) 
und  eine  Verordnung  vom  26.  Fehr.  1799  die  Ansätze  zur  Ausbildung 
der  Mafsregel  enthielten.  S.  darüber  das  Nähere  schon  oben  S.  65  ff. 
Anm.  129  u.  S.  79  Anm.  171,  aufserdem  bes.  noch  v. Hippel,  Korrekt. 
Nachhaft  §  1  S.  6  ff.  11  ff.,  vgl.  auch  desselben  Verfs.  Strafrechtl.  Bekäm- 
pfung etc.  §  16  S.  129  Anm.  2  i.  Anf.  Über  die  spätere  Gesetzgebung 
in  Preufsen  (vgl.  Gesetz  vom  6.  Februar  1842  [im  Anschlufs  an 
das  französische  Recht]  und  StGB.  v.  1851  §§  117-^129,  146)  ein- 
schliefslich  der  im  Jahre  1866  neu  erworbenen  Gebietsteile  s.  v.  Hip- 
pel, Korrekt.  Nachhaft  §2,  3,  S.  17  — 35;  vgL  auch  Hälschner, 
Gem.  deutsch.  Strafr.  I  S.  629;  Krohne,  Lehrb.  der  Gefängniskunde 
S.  192-,  V.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  238  Anm.  5.  Insbes.  über  Kur- 
hessen  s.  v.  Hippel,  a.a.O.  §3,  S.  30— 32,  über  Hannover  (bes. 
PolStGB.  von  25.  Mai  1847  §  18):  ebend.  S.  32—35,  über  Hessen- 
Nassau:  ebend.  S.  34—35.  Über  die  Ausbildung  und  Regelung  des 
Instituts  in  den  Partikulargesetzen  der  übrigen  deutschen  Einzel- 
staaten giebt  V.  H  i  p  p  e  1 ,  Korrekt.  Nachhaft  §  4  -  9,  S.  35—74  vbd.  mit 
Strafrechtl.  Bekämpfg.  S.  129  Anm.  3  eine  genaue  Übersicht.  Danach  war 
die  Einrichtung,  wenn  auch  in  ziemlich  verschiedenem  Umfange,  schon 
vor  1870  bekannt  gewesen  in:  Bayern  (schon  seit  1816  und  später  nach 
dem  StGB,  von  1861  Art.  40,  147,  221,  242,  291,  326  und  d.  PolStGB. 
Art.  487;   s.  v.  Hippel,  Korrekt.  Nachhaft  §4  S.  35—41-,  vgL  auch 
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r,  WiBtziBi^eroda'Kmorry  JLa.0.  S.  •>;,  Oldeabarg  f«h:^:^I: 
Tj^.  aofrh  .^t^B.  TOB  1^>«  Art.  111  -  lli,  loi'  I»^^  prec-s.  MutFr]; 
▼.Hippel  IL  m.  O.  S5  S.  41  — 4^,  Wirttenberg  -seit  1^.«^: 
Fol^tM;.  TOS  2.  Oku.ber  1**:^.  Art  15^21,  24-?!,  47,  Geara  to« 
2^  Mai  ISr/2  niwi  tob  Id.  Dezember  l^ii!^:  ▼.  Hippel  a.  a.  O.  §  6 
H.  4^-5^^,  Hambarg  t.  Hippel  a  a.  0.  §  7  Sr.  5  S.  58— ^>  aad 
8trafrecbtL  i^klmpfimi^  S.  li«  AaaL  1:  r^  a^ck  KriBGa  roa  1S69 
Art.  10  '«.StraCarbeiuhaiit'^]; ,  Lübeck  (seit  1>45:  St€B.  Toa  1^^ 
^i  'M,  118:  r.  Hippel,  Korrekt.  Xacrhbaft  §  7  Kr. 6.  S.ei>-«3  aad 
Htrafre«hL  hekzmptung  8.  1*29  Aaai.2  a  Ej,  Braaaiekvei^  Gea. 
nm  2d.  Juli  18a3;  t.  Hippel,  Korrekt  Hachkaft  §8  Kr.  9,  S.CS— 
fA'ß),  Mehr  oder  wenigtr  äknlicbe  YorkeknoigeB  gegea  aibeüaelieae 
Ya^abuDden  hatten  aber  auch  beatandea  in  Köaigreick  Saekaea 
'»choii  «eit  1^X$;  TgL  r.  Hippel,  Korrekt  Naehhaft  §  9  Nr.  10,  S.  67— 
68;,  in  Baden  (Verordnnngen  ans  dea  Jakren  1826  n.  1827,  Gewta 
:^K  Jali  1840;  r.  Hippel  a.  a.  O.  §  9  Kr.  11,  S. 68-^70,  Mecklen- 
burg rseitl^^;  r.  Hippel  a.a.O.  §9  Nr.  12  8. 70— 71),  Saehaen- 
Weimar-Eisennaeh  (Gesetz  vom  21. Marx  1837;  r.  Hippel  a.a.O. 
f  9  Nr  13,  B.71>82,,Anhalt  fim  Anschlafi  an  Prenfaen  [Geeeta  ▼. 
1843];  r.  Hippel  a.  a.  0.  §  9  Nr.  14,  8.  72,  73  Ybd.  mit  §  8  Nr.  8 
8. 62  [Anhalt-B er nbur g] ;  rgl.  aueh  Strafreehtliehe  Bekampfnng  S.  129 
Ann).  2)  und  Bremen  (seit  1829;  y.  Hippel,  Korrekt.  Nachkaft 
f  9  Nr.  U),  H.  72,  74  and  Strafrechtl.  Bekämpfung  S.  129  Anni.2  a  £). 
Über  Waldeck  s.  r.  Hippel,  Korrekt.  Nachhaft  §  8  Nr.  7,  8.  62, 
Über  Lippe-Detmold  (Arbeitshaus  seit  180I):DerBelbe,StrafreehtL 
Bekämpfung  8.  129  Anm.  3  a  £.  Ober  die  Verhältnisse  in  £  Isafs- 
Lotbringen  (auch  vor  1870)  s.  jetzt  y.  Hippel,  Strafrechtl  Be- 
kämpfung 8. 13^) ff.;  ebendas.  [u.  Anm.  2]  auch  fiber  d.  Grofsherzogtum 
Hessen,  wo  bis  1875  die  korrekt  Nachhaft  unbekannt  gewesen.  Vgl. 
dazu  auch  B  e  n  n  e  c  k  e  in  Z.  X  8.  321  ff.  Über  die  Zustände  im  deutschen 
Reiche  auf  Grund  der  (i.  Wesentl.  nach  preufs.  Vorbilde  gestalteten) 
Vorschriften  des  Reichsstrafgesetzbuchs  (§  362  Abs.  2  vbd.  mit  §  361 
Ziff.  3—8)  s.  eingehend  y.  Hippel,  Korrekt.  Nachhaft  §10,  11,  8.74 
—96  und  Strafrechtl.  Bekämpfung,  besonders  §§6—17,  8.  52—169.  — 
Von  den  anfserdeuts  eben  Staaten  kommen  namentlich  in  Betracht: 
1)  Die  Schweiz.  8.  bes.  Waadt  (Dekr.  y.  21.  Jan.  1875),  Neuen- 
bürg (Dekr.y.  28.  Febr.  1868  [betr.  das  Arbeitshaus  zu  Deyens]  und 
C.  p.  von  1891  Art.  22,  200,  201,  204),  Bern  (Ges.  y.  14.  Aprill858) 
u.  Bundesgesetz  vom  25.  November  1884.  Vgl.  A.  y.  Orelli,  Über 
Einrichtung  von  Zwangsarbeitsanstalten.    Zürich  1865  j  Sichart  in 
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HJH.  II  S.  270  Nr.  5,  bes.  aber  jetzt  Stooss,  System.  Zusammenstellung 
S.  141—151  u.  Grundztige  I  §  37,  S.  328—332  (mit  weitern  Litteratur- 
angaben).  Daselbst  auch  ausfuhrlich  über  die  Unterbringung  lieder- 
licher Personen  in  eine  Arbeitsanstalt  gegen  ein  Kostgeld,  welche 
sich  in  Thurgau,  GranbUnden,  Aargau,  Luzern,  Bern, 
Zürich,  Basel  [Stadt  u.  Land],  Appenzell  A./Rh.,  Solothurn 
und  St.  Gallen  gesetzlich  geregelt  findet,  die  jedoch  nach  Stooss 
(8.  328)  eine  Mafsnahme  nicht  sowohl  strafrechtlichen  als  viel- 
mehr überwiegend  fürsorglichen  und  sittenpolizeilchen 
Charakters  darstellt.  Über  den  Schweiz.  Vor  entwurf  (1893  Art  24, 
1894  Art.  23  vbd.  mit  Art.  204)  s.  Stooss,  Motive  von  1893 S.  54fr., 
V.  Lilie  nthal  in  Z.  XV  S.  111  sowie  Näheres  nochuntenin  Anm.  937. 
2)  Österreich  (Gesetz  vom  10.  Mai  1873  wider  Arbeitsscheue  und 
Landstreicher  und  vom  24.  Mai  1885  betr.  die  Zwangsarbeits-  und 
Besserungsanstalten [abgedr.  in  Z.  VI  (1886)  S.  281,282]).  Vgl.  Sichart 
in  HJH.  II  S.  269  Nr.  1;  Zucker  in  Z.  XIII S.  890;  Hiller  inStGG.I 
S.  156.  3)  Dänemark  (Gesetz  vom  3.  März  1860).  Vgl.  Sichart 
in  HJH.  II  S.  270  Nr.  6;  v.  Liszt,  ebendas.  I  S.  314;  Olrik  in 
StGG.  I  S.  221.  4)  Schweden  (Gesetz  vom  12.  Juni  [mit  Gesetzes- 
kraft v.l.  Okt.]  1885  [Z.VI  (1886)  S.  722],  welches  jedoch  die  Zwangs- 
arbeit nicht  sowohl  als  Strafe  denn  als  Sittenpolizei  liehe  Mafs- 
regel  betrachtet).  Vgl.  Sichart  in  HJH.  II  S.270  Nr.  4;  v.  Liszt, 
ebendas.I  S.376;  Uppström  in  StGG.  I  S.  254.  5)Belgien  (Gesetz 
vom  6.  März  1866  und  vom  27.  Novbr.  1891).  Vgl.  Siohart,  a.  a.  0. 
S.  269  Nr.  2;  Starke,  Das  belgische  Gefängnis wesen.  Berlin  1877 
S.  213 «F.;  Prins  in  StGG.  I  S.  467.  6)  Niederlande  (StGB,  von 
1881  Art.  9  litt,  b  Ziflf.  2  und  Art.  32  vbd.  mit  Artt.  432,  434,  453). 
Vgl.  Sichart,  a.  a.  0.  S.  270  Nr.  3;  v.  Liszt  in  HJH.  I  S.  287; 
Drioux  i.  d.  Mitteilungen  der  JKV.  IV  (1894)  S.  243;  van  Hamel 
in  StGG.  I  S.  195.  Über  die  Verhältnisse  in  Norwegen  (das  je- 
doch staatliche  Zwangsarbeitsanstalten  bisher  nicht  errichtet  hat) 
s.  Getz  in  StGG.  I  S.230;  über  Finnland;  Krohne  Lehrbuch  der 
Gefängnisurkunde  §  19  S.  124  Anm.  6.  Über  die  Vorkehrungen  gegen 
Bettelei  und  Vagabundentum  in  Frankreich,  Italien,  Rufs- 
land und  England  s.  Sichart,  a.  a.  0. 1  S.270, 271,  und  dazu  noch 
betr.  Italiens:  StGB.  v.  1889  Art.  453  £f.  u.  Gesetz  über  die  öffentliche 
Sicherheit  vom  30.  Juni  1889  Art.  80  ff..  85  ff.,  123  ff.;  betr.  Frank- 
reichs: Entw.  V.  1893,  der  in  Titel  II  §  9  Art  38  das  „Placement 
dans  un  Etablissement  de  travail**  erwähnt  (vgl.  Mitteilungen  d.  JKV.  IV 
[1893]  S.  172). 

925)  Vgl.  darüber  v.  H  i  p  p  e  1 ,  Strafrechtl.  Bekämpfung  §  17  S.  152  ff. 
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926)  Vgl.  V.  Hippel,  KorrektioDelle  Nacbhaft  S.  80,  81:  .über 
den  Zweck  der  Arbeitshaoenachbaft  besteht  beute  .  .  .  keine  Mei- 
nnngsverschiedenheit,  wie  derselbe  ja  auch  schon  in  früherer  Zeit  all- 
gemein darin  gefanden  wurde,  durch  Anhalten  zur  Arbeit  und 
Einwirkung  auf  die  Sittlichkeit  den  Hang  der  Korrigenden 
zum  Mfissiggang  zu  beseitigen  und  so  die  Quelle  zu  Terstopfen, 
ans  welcher  namentlich  Bettelei  und  Vagabondage  fliersen".  Aus- 
drückliche Anerkennung  dieses  Programms  z.  B.  in  der  mc  eklen - 
burg-schweriner  VO.  vom  19.  Jan.  1871,  der  badischen  VO  vom 

4.  Mai  1872    und  der  württembergischen  Ministerial-Yerfugung 
vom  2.  Februar  1882  (v.Hippel,a.  a.  0.  S.  81). 

927)  Ober  die  thatsächlich  abschreckende  Wirkung  der  Ar- 
beitshausstrafe 8.  u.  a.  Streng,  Studien  S.  162:  „  . . .  Das  Arbeits- 
haus ist  das  einzig  wirksame  Mittel  gegen  gewohnheitsmäfsige 
Bettler  und  Vaganten'*;  v.  Hippel  in  Z.XIIIS.  812:  ,.  .  .  allein  das 
Arbeitshaus,  nicht  die  heutige  Haftstrafe  (ist)  ein  wirklich  schweres, 
von  Bettlern  und  Landstreichern  gefürchtetes  Strafubel.*  S.  Näheres 
noch  ebendaselbst  S.  813  u.  Strafrecbtl.  Bekämpfung  S.191  ff.  Ähnlich 
auch  Bennecke  in  Z.  X  S.  345,  v.  Lilienthal  in  Z.  XV  S.  112, 
Hob  in  i.  d.  Mitteilungen  der  JKV.  IV  (1894)  S.251.  252.  S.  andrer- 
seits über  verhältnismäfsig  geringe  Erfolge  des  Arbeitshauses: 
V.  Wintzingeroda-Knorr,  a.  a.  0.  S.  V,  VI,  17,  32  ff.,  Sichart 
in  HJH.II  S. 275 Nr.  IV  a  E.,  Vorster  in  Z.  XIII  S.  827. 

928)  Vgl.  darüber  jetzt  ausführlich  bes.v.  Hippel,  Die  strafrechtL 
Bekämpfung  des  Bettels  etc.,  §§  6-19,  S.  52—180  vbd.  mit  §§  1—5, 

5.  1-52. 

929)  Nach  der  von  v.  Hippel  (KoiTekt  Nachhaft  S.  102  ff.  und 
Strafrecbtl.  Bekämpfung  §  6  S.  52  ff.)  gegebenen  Zusammenstellung 
sind  für  die  Auffassung  der  Nachhaft  als  Nebenstrafe  (oder  Nach- 
strafe), wenngleich  mit  zum  Teil  abweichender  Begründung,  eingetreten 
(aufser  V.Hippel  selbst  [Korr. Nachhaft  S.  107 ff.,  109,  110  u.  Strafrecbtl. 
Bekämpfung  S.53ff.,  67,  90])  bes.:  Schütze,  Lehrbuch  2.  Aufl.  §  28 
S.  80  („Neben- u.Nachstrafe");  H.  Meyer,  Lehrb.  4.  Aufl.  §  52  S.432, 
5.  Aufl.  S.381  u.  Anm.  1;  v.  Liszt,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  238;  Oppen- 
hoff,  Komment.  Nr.  5  zu  §362;  Ekert  iuHH.  IV  S.203;  v.Holtzen- 
dorff  in  HJH.  I  S.  423;  Sichart  ebend.  II  S.  267,  268;  Krohne, 
Lehrb.  der  Gefängniskunde  §  23  S.  141,  §  32  S.  192,  §  137  S.  512; 
Merkel,  Lehrb.  S.  208,  222;  Rüdorff-Stenglein,  Komm.  4.  Aufl. 
Nr.  4  zu  §  362;  Bennecke,  Z.  X  S.  340  Anm.  36;  Seuffert  in 
V.  Stengels  Wörterb.  des  Verwaltungsrechts  II  S.  258.    Diese  Ao- 
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sicht,  welche  auch  vom  Beichsgericht  vertreten  wird  (Entsck  v. 
23.  Dez.  1882  [Bd.  VII.  431];  v.  Hippel,  Strafr.  Bekpfg.  S.53  Anm.6), 
kann  daher  wohl  mit  Kecht  als  die  z.  Zt.  „fast  allgemein  herr- 
schende" (V.  Hippel,  Strafr.  Bekpfg.  S.53)  bezeichnet  werden.  — 
Ausdrücklich  nennt  auch  das  niederländische  StGB,  von  1881 
(Art.  9  Ziff.  2  des  allg.  Teils)  das  Arbeitshaus  eine  „Nebenstrafe  ". 
Über  die  Auffassung  früherer  deutscher  Gesetze  vgl.  v.  Hippel, 
Korrekt.  Nachhaft  S.  98ff. ;  über  neuere  amtliche  Kundgebungen 
deutscher  Einzelstaaten  etc.,  in  denen  gleichfalls  die  Auffassung  der 
Nachhaft  als  Nebenstrafe  überwiegt  s.  v.  Hippel,  Strafrechtl. 
Bekämpfung  S.56— 58. 

930)  Als  Hauptvertreter  dieser  Ansicht  ist  Binding,  Grundrifs 

4.  Aufl.  §  93  S.  165  (s.  auch  dessenHandb. I  S.873ff.)  anzuführen.  Vgl. dazu 
bezw.  dagegen:  v.  Hippel,  Korrekt.  Nachhaft  S.  103  ff.  (mit  dem 
Zugeständnis,  dafs  die  B.'sche  Auffassung  des  Arbeitshauses  eine 
logische  Konsequenz  seiner  Strafiechtstheorie  [welche  den  Besse- 
rungszweck der  Strafe  leugnet]  sei)  und  Strafrechtl.  Bekämpfung  des 
Bettels  etc.  S.  58  ff.  Im  Wesentl.  an  Binding  angeschlossen  haben 
sich  femer:  Kotering,  Polizeiübertretungen  und  Polizeiverordnungs- 
recht.  Berl.1888,  zu  §  362,  R.  Schmidt,  Die  Aufgaben  der  Straf- 
rechtspflege, bes.  S.  291  ff.  sowie  früher  auch  Fuhr,  Polizeiaufsicht 

5.  95  (wogegen  dessen  neuere  Ausführungen  [Strafrechtspflege  und 
Socialpolitik,  S.  237  ff.,  276  ff.])  „so  wesentlich  anders  lauten,  dafs  man 
den  Autor  schwerlich  mehr  als  Anhänger  jenes  Standpunktes  citieren 
darf**,  (v.  Hippel,  Strafrechtl.  Bekämpfung  S.  54  Anm.  1).  Vgl.  auch 
nochRobin  in  d.Mittlgn.  d.JKV.IV.(1894)  S.  252  („weniger  eine  Strafe 
als  eine  Schutzmafsregel).  In  s.  „Korr. Nachhaft**  S.106  führte  v.  Hippel 
auch  Berners  Ansicht  (Lehrb.  14.  Aufl.  S.213  [H.Aufl.  S.  221])  als  im 
Resultat  mit  derjenigen  B  i  n  d  i  n  g  s  übereinstimmend  an ;  s.  dagegen  jetzt 
aber  zweifelnd:  Strafr.  Bekpfg.  S.  54  Anm.  2).  Schwankend  erscheint 
die  Ansicht  v.  Schwärze's,  da  er  in  s.  Kommentar  5.  Aufl.  S.  80  sagt,  die 
korr.  Nachhaft  sei  eine  „Nebenstrafe  oder  (richtiger)  Nach  strafe 
polizeilicher  Natur",  während  er  in  s.  Schrift,  „Für  die  Freiheits- 
strafen" (Leipz.  1880)  ausführt,  dafs  die  k.  N.  „weder  eine  Kriminal  strafe 
noch  einen  .Anhang' derselben,  sondern  eine  polizeiliche  Sicherheit  s- 
mafsregel"  darstelle,  zu  „welcher  die  Gesetzgebung  vorschreiten  darf, 
um  .  .  Feinde  des  Geweinwesens  unschädlich  . . .  oder  zum  Wieder- 
eintritt in  die  menschliche  Gesellschaft  fähig  zu  machen".  (Vgl.  dazu 
V.  Hippel,  Kon-.  Nachhaft  S.  102  Anm.  117;  Strafrechtl. Bekämpfung 
S.53  Anm.2a.£.).  Vermittelnd  ist  auch  Hals  ebner.  Gem.  deutsch. 
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(betr.  Prostitntierte  etc.),  468  Abs.  2,  470  Abs.  2,  471  Abs.  2,  477  Abs.  2, 
479  Abs.  2,  481  Abs.  2,  482  Abs.  2,  483  Abs.  2,  488  a.  £.,  496  a.£., 
497  a.  E.,  500  a.  E.,  508  a.  E.,  511  a.  E.,  512  Abs.  2,  514  a.  £., 
515  a.E.,  524  Abs.  2,  525  Abs.  3,  532  a.E.,  534  a.E.;  Entw.  t.  1898 
§  12  Abs.  2  vbd.  mit  §§  398  Abs.  3,  414  Abs.  2,  416  Abs.  2  (Land- 
streicherei), 417  (Betteln  und  Arbeitsscheu),  418  Abs.  2,  419  Abs.  2, 
422  Abs.  2,  423  Abs.  3,  430  Abs.  3,  431  Abs.  2,  448  a.  £.,  450  Ziff.  2, 
4  u.  a.  £.,  451  Abs.  2,  457  Abs.  4,  458  a.  £.,  459  Abs.  2  (Prosti- 
tution), 462  Abs.  2,  465  Abs.  2,  471  Abs.  2,  473  Abs.  2,  475  Abs.  2, 
476  Abs.  2,  477  Abs.  2,  481  a.  E.,  489  a.  £.,  490  a.  £.,  493  a.  £., 
501  a.  £.,  501  a.  £.,  505  Abs.  2,  516  Abs.  2,  517  Abs.  3,  525  a.  £., 
527  a.  E.  6  e  g  e  n  die  Einrichtung  u.  a. :  K r  o  h  n  e ,  Lehrb.  der  Gefängnis- 
kunde §  42  S.  226  wegen  der  Vermischung  der  Haftstrafe  mit  der 
Gefängnis-  bezw.  Zuchthausstrafe,  y.  Hippel  in  Z.  XIII  S.  747 
(These  4),  Strafrechtl.  Bekämpfung  S.  251  ff.,  264  und  These  9  für  die 
Verhandlgn.  der  4.  deutschen  Landesversammlnng  d.  JRV.  in  Giessen 
(Juni  1895)  will  dagegen  —  soweit  das  Arbeitshaus  nicht  in  Frage 
kommt  —  den  Arbeitszwang  fUr  Bettel  und  Landstreicherei  während 
der  Haft  nicht  nur  beibehalten,  sondern  ev.  auch  noch  durch  hartes 
Lager  und  Kostschmälerung  (Wasser  und  Brod)  verschärfen  lassen. 
Dem  entsprechend  auch  der  Beschlufs  der  4.  deutsch.  Landes- 
versammlg.  d.  JRV.  (vgl.  Centralblatt  für  Bechtswiss.  Bd.  XIV,  Heft  10 
S.  367). 

932)  Über  die  in  den  Gesetzen  und  Verordnungen  der  einzelnen 
deutschen  Staaten  in  den  Vordergrund  gestellten  Zwecke  der 
korr.  Nachhaft  s.  die  Übersicht  bei  v.  Hippel,  Strafr.  Bekämpfung 
S.  UOff.  Über  das  Verhältnis  des  Besserungszwecks  der  korr. 
Nachhaft  zum  Abschrecknngszweck  vgl.  auch  schon  obenS.210 
Anm.461  Ziff.  2  litte;  s.  dazu  noch  v. Hippel,  Strafr.  Bekämpfung 
S.  191—198.  In  der  Litteratur  haben  diejenigen  Autoren,  welche 
die  korrektioneile  Nachhaft  für  eine  (Neben -)S  träfe  halten,  im  Allg. 
mehr  den  Bosse  rungs  zweck  derselben,  diejenigen,  welche  in  ihr  nur 
eine  polizeiliche  Sicherheitsmafsregel  erblicken,  erklärlicLerweise  mehr 
den  Zweck  der  (Sicherung  durch)  Unschädlichmachung  betont. 
Vgl.  V.Hippel,  Korr.  Nachhaft  S.  107.  Nach  v.  Engelberg,  Thesen 
für  die  4.  deutsche  Landesversammlung  der  JKV  (These  2)  sollen  die 
Arbeitshäuser  den  Zweck  verfolgen,  „besserungsfähige,  aus  Arbeits- 
scheu in  einen  ungeordneten  Lebenswandel  geratene  Personen  wieder 
an  die  Arbeit  zu  gewöhnen,  die  besserungsunfähigen  dagegen  un- 
schädlich zu  machen".  So  auch  der  Beschlufs  der  genannten  Ver- 
sammlung (vgl.  CB.  für  Rechtswiss.,  B.  XIV  Heft  10  S.  367). 
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933)  So  —  von  ihrem  Standpunkt  aus  konsequent  —  die  oben 
Anm.  930  angeführten  Autoren,  welche  das  Institut  der  Nachhaft  als 
(verwaltungsrechtliche  oder  polizeiliche)  Sicherheitsmafsregel  auffassen. 
S.  namentlich  R.  Schmidt,  Die  Aufgaben  der  Strafrechtspflege  S.  291. 

934)  S.  darüber  v.  Hippel,  Korrekt.  Naehhaft  S.  107-109,  wo 
der  Nachweis  zu  führen  versucht  ist,  dafs  die  korrektioneile  Nachhaft 
ein  Strafübel  sei,  „welches  den  Anforderungen  der  (richtig  aufgefassten) 
vergeltenden  Gerechtigkeit  wie  der  Zweckmafsigkeit  in 
gleicher  Weise  entspricht**.  Zu  vgl.  ferner:  Derselbe  in  Z.  XIII 
S.  825  und  Strafr.  Bekämpfung  S.  62  flf.  Wir  behalten  uns  vor,  am 
Schlüsse  unserer  Atlg.  III.  2  auch  auf  diesen  Punkt  noch  eingehender 
zurückzukommen. 

935)  Als  solche  war  das  Arbeitshaus  bes.  auch  schon  dem 
frühern  sächsischen  Rechte  bekannt  gewesen  (vgl.  v.  Hippel, 
Korrekt.  Nachhaft  S.  68  und  Z.  XIII  S.  824,  825),  femer  in  Lübeck 
(v.  Hippel,  Korrekt.  Nachhaft  S.  61)  und  zum  Teil  auch  in  Ham- 
burg (v.  Hippel,  a..a.  0.  S.  59). 

93G)  So  schon  Krohne,  Lehrbuch  der  Gefiingniskunde  S.  239 flf. 
und  Sichart  in  HJH.  II  S.276:  „Wird  der  des  Bettels  oder  der  Land 
streicherei  Überführte  —  wie  dieses  nach  d.  niederländ.  StGB.  v.  1881 
(Art.  32)  der  Fall  ist  —  vom  Richter  selbst  zur  Detention  in  einem 
Arbeitshause  verurteilt  und  nicht  erst  der  Regierung  zu  diesem 
Zwecke  zur  Verfügung  gestellt,  so  könnte  füglich  von  einer  voraus- 
gehenden Haft  strafe  ganz  und  gar  Umgang  genommen  oder  diese 
zweckmäfsiger  im  Arbeitshause  selbst  zum  Vollzüge  gebracht 
werden-.  Vgl.  Sichart  in  Z.XIII  S.  12  Anm.  7;  v.Liszt  ebd.  S.  368; 
Vor  st  er  ebd.  S.  827-,  Zucker  ebd.  S.830  (bes.  auch  für  Verlängerung 
der  Zeitdauer)-,  v.  Lilienthal  i.  Z.XV  S.  112, 113  (vbd.  mit  Stooss, 
Motive  V.  1893  S.  56);  H.  Meyer,  Lehrb.  5.  Aufl.  S.382;  M.Bertsch, 
Über  Landstreicherei  und  Bettel.  Tübingen  1894,  S.  98  S.  •,  bes.  aber 
V.  Hippel,  Korrekt. Nachhaft,  S.  122  flf.;  Derselbe,  Thesen  für  die 
3.  deutsche  Landcsversammlung  der  JKV.  (These  2),  i.  Z.XIII  S.  747 
(„Das  Arbeitshaus  ist  als  Haupt  strafe  gegen  Bettel  im  Rückfall  und 
Landstreicherei  zu  verwenden,  wenn  diese  Delikte  von  arbeits- 
fähigen Personen  ausArbeitsscheu  begangen  werden**);  vgl.  auch  noch 
These  11,  a.  a.  0.  S.748  u.  819,  ferner  desselben  Vrfs.  Abhdlg.  über 
„Die  strafr.  Bekämpfg.  von  Bettel  etc.**,  §  22  S.  210flF.  (unter  ausfllhrlieher 
Begründung),  S.  262  und  s.  Thesen  für  die  4.  deutsche  Landesversamm- 
lung der  JKV.  (Giessen,  Juni  1895)  These  2,  Satz  2  („Das  Arbeitshaus 
ist  als  Haupt  strafe  gegen  gewerbsmäfsigen  Bettel  und  wiederholten 
Bettel  aus  Arbeitsscheu  zu  verwenden,  wenn  diese  Delikte  von  arbeits- 
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fähigen  Personen  begangen  werden").  Im  Wes.  ebenso  die  Thesen  von 
V,  Engelberg  für  dieselbe  Versammlung,  These  4  („Die  Arbeits- 
haasstrafe ist  als  Haupt  strafe  zu  gestalten"*).  Die  Versammlung  in 
Giessen  sprach  sich  demgemäfs  ebenfalls  für  die  Umgestaltung  des 
Arbeitshauses  zur  Haupt  strafe  aus  (vgl.  GB.  für  Kechtswiss.  Bd.  XIV 
Heft  10,  S.  367).  Gegen  eine  solche  Umgestaltung  s.u.  a.:  Drioux, 
Mittlgn.  d.  JKV.  IV.  S.  245,  247,  bes.  aber  R.  Schmidt,  Aufgaben 
der  Strafrechtspflege  S.  292,  welcher  hierin  eigentümlicher  Weise  eine 
Verkennung  und  Verachtung  der  Bedürfnisse  der  vergeltenden  Ge- 
rechtigkeit erblickt.  S.  dagegen  die  Ausfuhrungen  von  v.  Hippel, 
Strafrechtl.  Bekämpfung  S.  62  flF. 

937)  Eine  nicht  geringe  Zahl  von  Schriftstellern  hat  auch  schon 
früher  eine  Ausdehnung  der  Strafe  des  Arbeitshauses  befürwortet,  sowohl 
hinsichll.  der  darin  unterzubringenden  Personen  (wie  bes.  „gewerbs- 
mäfsige  Diebe  und  Diebesgenossen,  Betrüger,  Fälscher,  Glücksspieler** 
(Mittelstadt]  bezw.  rückfällige  Gewohnheitsverbrecher)  als  nament- 
lich auch  hinsichtl.  der  Zeitdauer  (über  2  Jahre,  für  sog. Unverbesser- 
liche ev.  auf  unbestimmte  Zeit  oder  gar  auf  Lebenszeit  [Un- 
schädlichmachung]). Vgl.  darüber  i.  Allg.  die  Angaben  bei  v.  Liszt, 
Lehrb.  5.  Aufl.  S.  272  Anm.  5,  II.  Meyer,  Lehrb.  4.  Aufl.  S.  433 
Anm.  5,  5.  Aufl.  S.  382  und  Anm.  5  u.  v.  Hippel,  Korrekt.  Nachhaft 
S.  122£f. ;  im  Einzelnen  s.  bes.:  Mittelstadt,  Gegen  die  Freiheits- 
strafen S.  71  fif.;  Rittner,  Randbemerkungen  zu  Mittelstädts 
Broschüre  „Gegen  die  Freiheitsstrafen,**  S.  32  flf.;  Bartz,  in  den 
Preufs.  Jahrbüchern,  Jahrg.  1881,  S.  29;  Starke,  Verbrechen- und 
Verbrecher  in  Preufsen  S.  230  flF.;  Sichart,  Rückfälligkeit  S.  36flf.', 
Derselbe  in  HJH.  II  S.  276  Anm.  2  (mit  Angaben  älterer  Litteratur) 
277U.519;  v.  Jagemann  ebd.  S.  128;  v.  Schwarze,  Für  die  Frei- 
heitsstrafe S.  47;  Krohne  in  Z.  I  S.  81  flF.;  Sontag,  Für  die 
Freiheitsstrafen  S.  29,  =  Z.  I  (1891)  S.  506-,  Schmölder,  Die  Strafen 
des  deutschen  RStGBs.  etc.  S.  44  ff.;  z.  T.  auch  v.  Liszt  in  Z.  III 
(1883)  S.  39  Anm.  1  und  Lehrb.  5.  Aufl.  S.  272  Anm.  5  u.  a.  m.  (vgl.  die 
Angaben  bei  H.  Meyer,  Lehrb  ö.  Aufl.  S.382  Anm.  10).  Dafs  sich 
dagegen  von  anderer  Seite  Widerspruch  erhoben  (vgl.  z.  B.  Streng, 
Studien  S.  159, 160, 163  und  in  den  Vereinsheften  des  Nord  westdeutschen 
Gefängnisvereins  XIII  S.  69,  XIV  S.  19),  erklärt  sich  wohl  hauptsäch- 
lich daraus,  dafs  die  genannten  Schriftsteller  das  Arbeitshaus  auch 
in  jener  erweiterten  Gestalt  durchgehends  nur  als  Neben  strafe 
oder  gar  als  polizeiliche  Sicherheitsmafsregel  (s.  z.B.v.  Schwarze, 
Für  die  Freiheitsstrafen  S.  47)  nach  verbüfster  Hauptstrafe  betrach- 
ten (vgl.  V.Hippel,  Korr.  Nachhalt  S.  122).    Nach  der  Umgestaltung 


%  :Ä  ^-^  «a^Mftrx^ftaiiinr  «ir  1  Sjt«  ü»  •  ^ 


ver.->r*»     I«r  §•'!»*;  t  T;r*iirflnrf    :??-3  Art  i4  x. 

G<3M:^z^«  sv>«  er  <ii^  «Terw^iiaa^  m  «tae  A;^ 
v^rBli<(r<;a  i3.ra.  rieit^rlf^liea  Ersi^oKm  ge9tasr«c  Sr  alle 
wax  Oefiftiraif  i^.r'.aTftmTerbreekem  «aeä  <ier  Fimiiii,  t.  I?9S 
Art  ^4;  fir  Ver^r^^Mm,  fsr  welit^  sif  eoe  Sirsfe  'ie&äeeftcäxs] 
T'A  K>t'at  B^ar  a^  eia^miaär  la  erk^aaea  ist .  c5e  aif  Li«4erliek- 

i/>,^,l&«  D^tV>TV&i^  'aof  ^i«  Dasi^  to«  1  —  3  lakrem  miekt  bloji 
«Beb es',  »r/B^^rB  er,»Kli  «aa  der  Stn&  plaiigieifc«  laae«.  Weaa 
BOB.  «rie  B.  a.  R  Jf  ejer,  LeBrb.  5.  Aai.  S.  .3:3  Abbl  8 
4anB  sBj^^^b  aa^h  «lie  Acffa»«!»^  nd  AncBdBBg>  < 
at«  HaBptnra:>  liei^,  fo  wäre  hiermit  der  na  Text  gfinliif  Tor- 
«eb.a|^  tbauia^^hli'^h  w^m  rerwirkliebt  vordea.  5ar  läCst  die  Wort- 
f%nnumt;  de«  Artikels  2Sl  lellxt  die  Xa^iiregel  der  «TeraeisaB^  m 
eine  Artieiuasjitalt*  doch  vohl  aai:h  aieder  ia  eiaea  gewita  Gegea- 
«alz  xar  eigeatliebea  Strafe  tietea  (arg.  t.  ^tatt  der  Strafe*  .  TgL 
dazB  B/><h  ▼.  Lilieathal  ia  Z.  XY  S.  112.  113. 

Cff^;  Fftr  die  aehverera  Fälle  lolch»  Delikte  dirfte  da^ 
gegea  4%»  Zncbthaiu  ^aaf  läagere  Zeit)  die  geeigaete  Strafe  bfldea, 
«wo  Ja  aaeh  eia  ajitenutiaeher  Arbeits swaag  atattfiadet*.  S. 
Htooas,  Motive  zun  Yoreutwnrf  1893  S  57;  Tgl.  ancb  Laamaseb 
ia  d,  Z.  för  scbweiz,  Strafr.  VIII  (1^5)  8.127. 

'^'{^^  ygl  IL  a.  ▼.  Lilieatbal  ia  Z.XY  113:  «(Es)  aiad  die  ia 
f  3^il  Ziff,  3-8  des  deotaehea  StiiBa.  geaaaDtea  Delikte  keinesvega 
die  einzigen,  die  ao«  Liederliehkeit  oder  Arbeitaeebea  herrorgebeB. 
Diebstahl^  Betrog,  UnterschlagUDg,  Untreae,  karx  alle  auf  gewiaa* 
«ttebtiger  Absicht  bemhenden  Btrafthaten  worzefai  oft  genug 
in  der  gründlichen  Abneigung  gegen  elirliehe  Arbeit  oder  ia  dem 
Bestreben,  die  Mittel  zn  einem  liederlichen  Leben  za  erlangen.*  — 
Beachte  nswert  ist  auch  der  naheZasammenhang,  der  anerkannter- 
mafsen  zwischen  dem  arbeitsschenen  Vagabundentum  und  dem  eigent- 
lichen Verbrecbertnm,  insbes.  den  Dieben,  besteht  So  bezeichnet  b.B. 
Bobin  in  den  Mitteilungen  d.  JRV.  IV (1894)  S.249  Banb  undDieb- 
stahl  geradezu  als  die  »unvermeidlichen  Folgen"  der  ,band- 
werksmäfsigen  . .  .LAndstreicherei\  Vgl.  auch  Drioux,  ebendas. 
8/236ir.  —  InFinnland  kann  (nach  Verordnungen  y. 22. Mai  1819 und 
▼.  6.  Okt.  1842)  der  Beschädigte  den  Dieb  in  die  Arbeitshäuser  ein- 
sperren lassen,   „bis  er  ihm  das  gestohlene  Gut  durch  Arbeit  oder 
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Geld  ersetzt  hat,  jedoch  nicht  über  2  Jahre  hinaus**.  Erohne, 
Lehrb.  der  Gefängnisknnde  S.  124  u.  Anm.  6.  Derselbe  empfiehlt  (a.a.O. 
S.  233  Anm.  2)  diesen  Grundsatz  auch  für  Deatschland  de  lege  ferenda 
zur  Beachtung. 

940)  Nicht  völlig  ablehnend  gegenüber  diesem  Vorschlage  u.  a.  auch 
Y.  Hippel,  Korr.  Nachhaft  S.  123;  s.  etwa  auch  H.  Meyer,  Lehrb. 
5.  Aufl.  S.  382,  383.  Dafs  die  erfolgreiche  Realisierung  desselben  ein 
erhöhtes  Mafs  sowohl  allgemein  psychologischer  als  besonders 
kriminal-  psychologischer  Eenntpisse  bei  den  Richtern  voraussetzen 
würde,  damit  das  Motiv  der  strafbaren  Handlung  richtig  gewürdigt 
werde,  ist  freilich  nicht  zu  leugnen  (vgl.  darüber  auch  Thurneysen 
i.  d.Z.  für  Schweiz.  Strafr.  VI  [1893]  S.  384,  385)-,  doch  würden  damit 
jedenfalls  noch  „keine  Übermenschlichen  Anforderungen  an  den  Scharf- 
blick der  Richter  gestellt".  So:  Lammasch  in  Z.  XV  S.  652,  nach 
welchem  es  vielmehr  „nicht  allzu  schwer  za  erkennen**  ist,  „ob  das 
Motiv  wiederholter  Diebstähle  in  Arbeitsscheu  oder  Liederlichkeit 
beruht**. 


-^^^ 


Berichtigungen  und  Zusätze. 


S.  12  Zeile  14  (von  oben)  ist  hinzuzufügen:  J.Bleecker-Hiller  in 
Z.  IV  S.  114  ff. 

S.  12  in  der  Anmerkung  *  Zeile  2  ist  Btntt:  Neigungen  znrückge- 
stellt"^  zu  lesen:  Neigung  zurückgehalten**.     . 

S.  17  Zelle  15  ist  liinzuzufUgen:  0.  Friedmann,  Gutachten  über 
diebülbe  Frage,  ebenda?.  S.  95  ff. 

S.  20  Anm.  7  Zeile  3  ist  statt:  Straf^«ncA^«theorieen  zu  lesen :  Straf* 
rechtstheorieen. 

S.  20  Anui.  10  Zeile  1  ist  statt:  Therisiana  zu  lesen:   Theresiana. 

S.  24  Anm.  19  Zeile 5  ist  statt:  in  Unrecht  zu  lesen:  mit  Unrecht. 

S.  2G  Anm.  26  Zeile  8  u.  9  ist  statt:  nordd.Bund  über  die  Todesstrafe 
zu  lesen:  Nordd.  Bund  „Über  die  Todesstrafe". 

S.  27  Anm.  28  Zeile  1  ist  statt:    Wohlbcrg  zu  le^en:    Wahlberg. 

S.  30  Anm.  34  Zelle  IG  ist  statt:  ^KTimin&lgesetzbuch  für  den  Kanton 
Aargau**  zu  lesen:  «l^riminalstrafgesetz  f.  d.  Kanton 
Aargau**.. 

S.  31  Anm.  35  Zeile  10  ist  vor  dem  Namen  Rulf  das  v.  zu  streiclien. 

S.  34  Anm.  48  Zeile  1  ist  statt:  hlezu  zu  lesen:  hierzu.. 

Zu  S.  3i>  Aiim.  52  litt,  b  ist  hinzuzufügen:  badisches  Strafedikt 
von  1803  §  2t)-,    vgl.  darüber  noch  unten  S.  100  Anm.  226. 

Zu  S.  38  Anm.  52  litt.  f.  Zeile  23  ff.  ist  hinzuzufügen:  Das  badi- 
sche Strafedikt  von  18  J3  beseitigte  zwar  die  „m  arte  rü- 
den", d.h.  die  qualificierten  Todesstrafen  im  e. Sinne,  nicht 
aber  auch  die  blofscn  Schärfungen  der  Todesstrafe.  Vgl. 
darüber  noch  unten  S.  100  u.  Anm.  225. 

Zu  S.  40  Anm.  54  Zeile  22  ist  hinzuzufügen:  Über  das  Vorkommen 
der  Strafe  des  Prangers  in  der  neuern  Gesetzgebung 
dieses  Jahrhunderts  s.  Näheres  noch  unten  S.  513  ff. 

S.  41  Anm.  58  Zeile  2  ist  statt:  Ausführungen  Krohnc  zu  lesen: 
Ausführungen  von  Krohnc. 

Ebcndos.  Zeile  7  ibt  hinzuzufügen:  Vgl.  auch  K.Schmidt,  Die  Auf- 
gaben der  Strafrechtspflege  S.  258  u.  Anm.  1. 
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S.  44  Anm.  61  Zeile  5  ist  statt:   „zu  allgemeinen  Schrecken  •  .  **  zu 

lesen:  „zu  allgemeinem  Schrecken  .  ,  /• 
S.  53  Anm.  83  Zeile  4  ist  statt:  Talionidee  zu  lesen:  Talionsidee. 
Zu  S.  59  Anuu  105  am  Ende  ist  hinzuzufügen:  s.  auch  Art. 83  §  9,  u. 

dazu  AI.  Löffler,   Die  Schuldformen   des  Strafrechts   in 

vergleichend-historischer  und  dogmatischer  Darstellung  Bd.  I 

Abtlg.  1.  Leipzig  1895.  S.  115  Anm.  5. 
S.  64  Anm.  127  Zeile  13  ist  zu  lesen  statt:  Yorbeungsmittel:   Yor- 

beugirtigsmittel. 
Zu  S.  76  Anm.  159  ist. hinzuzufügen:   Über  die  Grfinde  hierfQr  s. 

Hfilschner  im  GS.  Bd.  XYI  (1864)  S.  366. 
Zu  S.  76  Anm.  160  Zeile  16  ist  hinzuzufügen:   Hals  ebner  im  GS. 

Bd.  XYI  S.  866,  367. 
S.  83  Anm.  181  Zeile  2  ist  statt:  Lotterien  zu  lesen:  Lotterie en. 
S.  91  Anm.  200  Zeile  10   ist    hinter  die  Worte:  „Beziehung  haben« 

hinzuzufügen:  behandelt. 
Zu  S.  93  Anm.  206  u.  S.  95  Anm.  209  (betr.  die  Strafrechtstheorie  des 

österreichisch.  StGBs.  von  1808)  s.  auch  noch  v.  Wlassics 

in  StGG  I  S.  165. 
S.  110  Zeile  1  ist  statt:  Gesetzwerk  zu  lesen:  Gesetz  es  werk. 
S.  114  Anm.  255  Zeile  9  ist  statt:   Teihmann,  zu  lesen:   Teioh* 

mann. 
S.  119  Anm.  267  Zeile  12  ist  statt:  ,utilea&la  boMUs^  zu  lesen:  »..ü 

la  siociöt6.« 
Zu  S.  120  Anm« 269  Zeile  6  (von  unten)  ist  hinzuzufügen:  S.  auch  noch 

Monaco  Art  13. 
S.  123  Zeile  1  ist  das  Wort  „auch''  zu  streichen. 
S.  124  Anm.  279  Zeile  6  ist  zwischen  die  Worte  „faif*  und  „une  d^ 

nonciation**  einzuschalten:  »par  öcrit*. 
Zu  S.  125  Anm.  279  a.  £.  ist  hinzuzufügen:  S.auch  Stooss,  Grund- 

zttge  U  S.  284. 
S.  126 Anm. 284 Zeile  13  ist stattsGhauvean-Höliezu lesen:  Ghau- 

veau-H61ie. 
S.  127  Anm.  289  Zeile  3  ist  statt:  ja  nicht  weiter  zu  lesen:  ja  hier 

nicht  weiter. 
S.  128  Anm. 289  Zeile2  ist  hinzuzufügen:  vgl.  van  Swinderen,  £s- 

quisse  III  p.  391;  und  ebendas.  Zeile  12:    vgl.  Stoossi 

Grundzttge  I  S.  247  ff. 
S.  130  Anm.  293  Zeile  2  ist  statt:   Yerwendnung  zu  lesen:  Yerwen- 

düng. 
S.  133  Anm.  299    Zeile  2   ist  das  Wort    »also«   vor   «meurtre*    zu 

streichen. 
S.  136  Anm.  307  Zeile  4  ist  statt:  sind  ihm  zu  lesen:  sind  in  ihm. 
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S.  137  Zeile  5  ist  das  Komma  hinter  dem  Worte  ^selbst"  Kastreiohen. 

S.  1^7  Anm.  312  Zeile  1  ist  statt  Bindig  za  lesen:  Binding, 

S.  139  Anm.  317  Zeile  7  ist  vor  Mittermaier  das  v.  zu  streichen. 

S.  146  Anm.  324  a.  E.  ist  hinzuzufügen:  Über  grundlegende  Ab- 
weichungen Feuerbachs  von  Kant  s.  andrerseits  z.B. 
Pfenninger,  Grenzbestimmungen  der  kriminalistischen 
Imputationslebre.  Zürich  1892  S.  21  ff. 

S.  150  Anm.  337  Zeile  11,  12  ist  hinter  die  Zahl  1849  hinzuzufügen: 
Art  4,  und  hinter  das  Wort  aufgehoben:  Vgl.  auch  Geib, 
Lehrbuch  I  S.  359. 

S*.  152  Anm. 342  Zeile 6  ist  hinzuzufügen:  Hälschner  im  GS.  Bd.  XVI 
S.  366  11.  Anm.  2;  ebendas.  Zeile  27:  Geib,  Lehrb.  I  §  60 
S.  359;  Hälschner  im  GS.  Bd.  XVI  S.  366  Anm.  1. 

Zu  S.  163  Anm.  363  Zeile  1  ist  hinzuzufügen:  Oppenheim^  Die 
Bechtsbeugungsverbrechen  S.  117  u.  Anm.  18. 

S!  165  Zeile  1  ist  statt:  in  dessen  Behandlung  zu  lesen:  in  deren 
Behandlung. 

S.  166  Anm.  368  Zeile  6  ist  statt:  jene  altern  Bestimmungen  zu  lesen: 
jenen  altem  Bestimmungen. 

S.  171  Anm.  385  Zeile  12  statt:  eventueZ:  eventuell. 

S.  172  Anm.  385  Zeile  7  statt:  pronunciato:  pronunciats. 

S:  174  Anm.  386  Zeile  14  ist  das  Wort  »eine«  hinter  „Strafen«  zu 
streichen. 

S.  187  Anm.  419  Zeile  3  (von  unten)  ist  statt:  erwirkten  Strafe  zu 
lesen:  verwirkten  Strafe. 

S.  189  Zeile 9  ist  statt:  sieh  zu  lesen:  sich.  ' 

S.  189  Anm.  426  Zeile  10  ist  statt:  (1993)  zu  lesen:  (1893). 

Zu  S.  189  Anm.  426  (Strafrechtstheorie  der  europäischen  Gesetz- 
gebungen) s.  jetzt  noch  Birkmeyer  in  Z.  XVI  S.  126, 
welcher  meint,  man  dürfe  den  Ausspruch,  mit  welchem 
Bichard  Schmidt  sein  Buch  über  „die  Aufgaben  der 
Strafrechtspflege''  (S.  311)  schliesst,  verallgemeinernd 
wohl  behaupten:  „Noch  steht  das  europäische  Strafrecht 
fest  auf  dem  Boden  der  Grundsätze,  die  den  Ausgangspunkt 
für  die  Rechtsfortbildung  im  Sinne  des  Verg^ltitngS' 
zwecks  geben  müssen". 

S.  190  Anm.  428  Zeile  3  ist  statt:  Disposions  zu  lesen:  Dispositions, 
und  Zeile  5  statt:  inflig^:  infligSe. 

Zu  Anm. 437  S.' 196 (Stellung  des  schw^eizerischen  Vorentwurfs 
zur  Vergeltungsidee)  s.  jetzt  noch  Birkmeyer  in  Z.  XVI 
S.  108  ff. 

S.  207  Anm.  461  Zeile  8  von  unten  ist  statt:  der  Zweck  zu  lesen; 
den  Zweck, 

S.  210  Aäm.  461  2eile  80^31  ist  hinter  die  Worte  „Ehrenfolgen  der 


Berichtigungen  und  Zusätze.  643 

Zachthausstrafe'*  hinzuzufügen:  nach  §81,  zwischen  die  Worte 
,,znr**  und  ^ Vernehmung"  einzuschalten:  eidlichen  und 
hinter  „ Sachverständiger**   hinzuzufügen:  nach  §  16i. 

Zu  S.  211  Anm.  461  Zeile  22  ist  hinzuzufQgen :  vgl/  auch  HJH.  I 
S.  424  ff.,  II  S.  126 ff.;  Braune,  Wider  die  Polizeiaufsicht 
in  Z.  IX  S.  807  ff. 

S.  212  Anm.  461  Zeile  13, 14  ist  statt:  AnibZa^edelikten  zu  lesen:  An- 
tra gsdelikten.  -^ 

S.  213  Anm.  461  Zeile  12  ist  statt:  Rivierö  zu  lesen:  RiVi^re. 

Ebendas.  Zeile  32  ist  hinter  Ungarn  hinzuzufügen:  Bum&nien  (s. 
'     Missir  in  StGG.  I  S.  844). 

S.  214  Anm.  461  Zeile  2  ist  hinzuzufügen:  B.rodbeok  i.  d.  Z.  für 
Schweiz.  Strafr.  I  (1888)  S.  475  ff.      ' 

Ebendas.  Zeile  24  ist  hinzuzufügen:  über  China  s.  Blätter  für  Gefäng- 
niskunde Bd.  XXVn  (1893)  S.  241;  zu  Zeile 31:  über  Schott- 
land s.  Schuster  in  StGG.  I  S.  682. 

Ebendas.  Zeile  3  (von  unten)  ist  statt:  Ans  zu  lesen:  Aus. 

S.  215  Anm.  461  Zeile  6  ist  statt rjpeines  indeterminös  zu  lesen:  in- 
dMerminöes,  und  Zeile  10  hinzuzufügen:  Über  Exil  auf  un- 
bestimmte Zeit  in  China  s.  Bl.  für  Gefängniskunde 
Bd.  XXVII  (1893)  S.  241. 

Zu  S.  215  Anm.  462  (Festbalten  des  deutschen  Beichsstrafrechts  an 
der  Vergeltungsidee)  s.  auch  noch:  H.  0.  Lehmann, 
Bechtsbegriff  u.  Rechtssystem  (S.A.  aus  Bd.  II  von  S  t  o  b  b  e  s 
Handbuch  des  deutschen  Privatrechts,  8.  Aufl.)  Berlin  1895. 

5.  41  Anm.  19:  „Dass  unsere  Strafgesetzgebung,  also  das 
geltende  Recht,  auf  dem  Standpunkt  der  Vergeltungs- 
iheorie  steht,  halteich  für  zweifellos** ;  femer:  Birkmeyer 
in  Z.  XVI  S.  126  u.  Anm.  91. 

S.  219  Anm.  463  Zeile  14  ist  statt:  verteigenden  zu  lesen:  vertei- 
digenden. 

Zu  S.  222  Anm.465  Zeile  14  ist  hinzuzufügen:  s.  auch  A.LöfT  1er,  Die 
Schuldformen  des  Strafrechts  etc.  I.  1  S.17,  18  u.  Anm.  16. 

S.  224  Anm. 466  Zeile 6  ist  statt:  Heffter,  Lehrb.  5.  Aufl.  zu  leisen: 

6.  Aufl. 

S.  235  Anm.  480  Zeile  5  ist  statt:  nio  zu  lesen:  nao. 

Zu  Anm.  482  auf  S.  236  (betr.  die  psychologische  Seite  des  Affekts  b^i 
der  Tötung  in  flagrantem  Ehebruche)  s.  jetzt  noch  A.  LO(f- 
ler,  Die  Schuldformen  des  Strafrechts  I,  1  S.  28  und  die 
weitem  Citate  daselbst. 

Zu  S.  239  Anm.  487  a.E.  ist  noch  hinzuzufügen :  V.Wächter,  Lehr- 
buch II  (1826)  S.  451  ff.  .      .\       :  . 

S.  241  Anm.  492  Zeile  6  ist  statt  deli^o  zu  lesen;  delitto« 
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8.  245  Anm.  497  Zeile  8  &.  E»  ifit  statt:  excu^tfable  zu  lesen:  excu- 
sable. 

8.  253  Zeile  4  ist  statt:  ma«slanghter  zu  lesen:  manslaughter. 

8.  256  Anm.  513  Zeile  10  a.  E.  ist  statt:  Totschlags  zu  lesen:  Tot- 
schlags. 

S.  259  Anm.  519  Zeile  6  von  unten,  S.  261  Anm.  520  Zeile  14, 
8.  269  Anm.  530  Zeile  3  a.  £.  und  8.  273  Anm.  533  Zeile  3 
ist  statt:  Art.  (331)  333,  357  zu  lesen:  §  (881),  333,  357. 

8.  260  Anm.519  ZeilelO  ist  das  Wort:  »bei«  vor:  Wachenfeld  zu 
streichen. 

Ebendas.  Zeile  5  von  unten  sind  die  Worte  „ofensa**  und  „agresion' 
durch  Komma  zu  trennen. 

Zu  8.  269  Anm.  580  Zeile  9  ist  hinzuzufügen:  Doch  findet  sich  in 
den  Osterreichischen  Entwürfen  von  1893  bezw. 
1891  im  Abschnitt  von  den  „Übertretungen*"  (Teil  III,  Hanpt- 
stück  y  §  468  [Entw.  v.  1891  §  474])  noch  folgende  beach- 
tenswerte Vorschrift:  „An  Geld  bis  zu  100  fl.  (nur)  wird 
der  Lehrer  bestraft,  welcher  in  Ausübung  seines  Berufes 
seinem  Schüler  eine  Körperverletzung  (§  229;  Entw.  v.  1891: 
§  237)  zufUgt,  wenn  er  durch  das  pflichtwidrige  Betragen 
des  Schülers  zum  Zorne  gereizt  und  hierdurch  auf 
der  Stelle  zur  That  hingerissen  worden  ist.  Auf 
Körperverletzungen,  welche  unter  die  §§  230,  231  und  232 
(Entw.  Y.  1891:  §§  238,  239  u.  241)  fallen,  ist  die  gegen- 
wärtige Bestimmung  nicht  anzuwenden**. 

S.  287  Anm.  562  Zeile  9  ist  hinter  die  Worte:  „EhrenkrSnkungen 
S.  95**  ein  Punkt  statt  des  Kolon  zu  setzen. 

S.  800  Zeile  2  hat  die  Klammer  erst  vor  dem  Worte:  «mehr**  zu  be- 
ginnen. 

Zu  8.  310  Anm.  603  vgl.  noch:  Oppenheim,  Die  Bechtsbeugnngs- 
verbrechen,  8.  79,  80. 

8.  824  Anm.  626  Zeile  16  ist  statt:  sur  le  chaup  zu  lesen:  sur  le 
champ. 

8.  329  Anm.  638  Zeile  1  ist  die  Klammer  hinter  dem  Wort:  «er- 
wähnte**  zu  schliefsen. 

8.  332  Anm.  642  Zeile  1   ist  statt:  Kunjere  zu  lesen:  Kuntze. 

8.  336  Zeile  3  u.  4  ist  statt:  bald  1848  zu  lesen:  bald  nach  1848. 

8.  336  Anm.  651  Zeile 5  (von  unten)  ist  hinzuzuillgen :  s.  auch  v. Wäch- 
ter, Beilagen  S.  181  und  183  (Nr.  2);  ebendas.  ist  stott: 
Übrigeus  zu  lesen:  Übrigens. 

8.  338  Anm.  658  Zeile  1  ist  statt:  demWtrken  zu  lesen:  den  Werken 

8.  852  Anm.  689  Zeile  4  ist  statt:  in  einem  Gegensatz  zu  lesen:   in 
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einen  Gegensatz;  Anm*  690  Zeile  5  von  unten  statt:  eine 
genanre  Obersicht:  eine  genauere  Übersicht. 

Zu  S.  353  Anm.  691  Zeile 2  von  unten  ist  hinter:  «Türkei''  hinzuzu- 
fügen: Bulgarien  (geltendes  Recht);  vgl.  Sohischma- 
nov  in  StGG.  I  S.  332. 

S.  363  Anm.  701  Zeilen  (von  unten)  ist  statt:  u.  u.  a.  zu  lesen:  u.  a. 

S.  364  Anm.  702  Zeile  2  (von  unten)  ist  noch  hinzuzufügen:  v.  Liszt» 
Lehrbuch  6.  Aufl.  S.59  (7.  Auflage  S.61),  der  die  unbedingte 
Androhung  der  Todesstrafe  beim  Morde  fQr  »völlig  verkehrt** 
erklSrt,u.  Hundhausen,  Das  Motiv  im  Strafrecht,  Zürich 
1877  S.- 26,  der  in  dieser  Beziehung  sogar  von  einem  „Eolofs 
der  ünlogik**  spricht. 

Zu  S.  366  Anm.  705  (Intramuranhinrichtung)  u.  S.  370  Anm.  706  Ziff.  3 
(Todesstrafe  durch  Hängen)  ist  hinzuzufügen:  Bulgarien 
(geltendes  Recht  nach  Ges.  vom  4. Mai  1883);  vgl.  Schi sch- 
manov  in  StGG.  I  S.  332  Anm.  1. 

S.  370  Anm.  706  Zeile  9  (von  unten)  ist  die  eckige  Klammer  hinter 
dem  Worte:  ,, vollzogenen**  statt  hinter:  «Todesstrafe**  zu 
schliefsen. 

Zu  S.  374  Anm.  710  Zeile  22  (Abschaffung  der  körperlichen  Züch- 
tigung) ist  noch  hinzuzufügen:  Kroatien  (seit  Gesetz  vom 
20.  Okt.  1872);  vgl.  v.  Wlassics  in  StGG.  I  S.  185. 

S.  382  Anm. 722  Zeile  23  ist  statt  Medairos  zu  lesen:  Medeiros. 

S.  383  Anm.  722  Zeile  20  ist  hinzuzufügen:  Aargau,  Entw.  v.  1892 
§  269. 

S.  387  Anm.  725  Zeile  26  ist  statt:  preisgegeben  haben  zu  lesen: 
preisgegeben  hat. 

S.  391  Anm.  730  Zeile  11  ist  statt:  Kap.  Y  Tit.  YHI  zu  lesen: 
Tit. VIII  Kap.  V,  und  Zeile 20  statt:  Lib.H  Tit. III  Kap. VI: 
Lib.  n  Tit.  IV  Kap.  VI. 

S.  405  Anm.  743  Zeile  4  a.  £.  ist  statt:  excuted  zu  lesen:  executed. 

S.  414  Anm.  752  Zeile  13  statt:  Zuchthau««  zu  lesen:  Zuchthaus. 

Zu  S.  420  Anm.  753  a.  E.  vgl.  auch:  Thuemmel  im  GS.  Bd.  XLV 
(1891)  S.  357. 

S.  421  Anm.  754  Zeile  5  ist  hinter:  RStGB.  §  164 ff.  hinzuzufügen: 
(s.  dazu:  Olshausen,  Kommentar  Nr.  11  zu  §164  S. 663.) 

S.  422  Anm.  755  Zeile  4  desgl.  hinter:  RStGB.  §  164:  (s.  dazu  01s- 
hausen,  Kommentar  Nr.  6  und  7  zu  §  164,  S.  660,  661). 

S.  424  Anm.  756  Zeile  6  ist  statt:  Code  p^nal  zu  lesen:  C.  pönal. 

S.  425  Anm.  757  Zeile  5  und  6  (von  unten)  sind  die  Worte  ngegen 
einen  Unschuldigen**  in  eckige  Klammern  zu  setzen  und 
ist  die  runde  Klammer  hinter  den  Worten:  ,|ZU  veranlassen** 
zu  schliefseUf 
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S.  427  Anm.  758  Zeil6  22  ist  statt:    ninjuria«   zu  lesen:   «ingiuria*. 

S.  429  Am.758Zei]e9  (von  unten)  ist  statt  .'Tavare  zulesen:  Tavares. 

Zu  den  Bemerkungen  auf  S.  431  Anm.  758  (betr.  die  Unterscheidungs- 
merkmale [bezw.  die  systematische  Stellung]  der  Verleumdung 
und  der  falschen  Anschuldigung)  s.  auch  Olshausen, 
Kommentar  3.  Aufl.  S.  658  (Vorbemerkung  zu  §  164)  und 
die  daselbst  angeführten  weitern  Citate. 

S.  436  Anm.761  a.  E.  ist  statt :  Entwurf  Uri  zu  lesen:  Entw.  für  üri. 

S.  440  Anm.  769  Zeile  1  statt:  eingeschränkt:  einschränkt. 

S.  443  Anm.  772  Zeile  18  statt:  in  tutto  o  in  parte:  i.  t.  od  in  parte. 

S.  444  Anm.  774  Zeile  3,  4  statt:  all^egemeinen :  allgemeinen. 

S.  445  in  derselben  Anmkg.  Zeile  21  statt:  fac^.:  fak.« 

S.  447  Anm.  774  letzte  Zeile  statt:  Graubfiuden:  Graubttnden. 

Zu  S.  450  Anm.  778  vgl.  auch  Löffler,  Die  Schuldformen  des  Straf- 
rechts I;  1  S.  16  Anm.  8. 

S.  451  Anm.  781  Zeile  9  (von  unten)  ist  statt:  ewp\oj6  au  seroice 
d'Etat  zu  lesen:  employö  au  service  d'Etat. 

S.  455  Anm.   784  Zeile  6  statt:  d  poursuivre:  k  poursuivre. 

Zu  Anm.  786  (S.  456  ff.)  ist  hinzuzufügen:  Eine  (in  verschiedenem 
Umfange  abgegrenzte)  Rücksichtnahme  auf  die  „Beschaffen- 
heit des  Verbrechens**  (od.  die  Strafe  der  Hauptthat)  bei  Fest- 
setzung der  Strafe  für  die  Unterlassung  der  Anzeige,  der 
Strafver  f  o  1  gu  n  g  oder  der  Untersuchung  begangener  Ver- 
brechen V.  S.  Beamter  kennen  auch  die  schweizer  GBB.  von 
Graubünden  (§40),  Luzern  (§§43,  44)  und  St.  Gallen 
(Art.  34  litt,  d),  welche  das  Delikt  systematisch  als  (sog. 
„negative")  Begünstigung  auffassen.  Vgl.  darüber 
bezw.  dagegen:  Gretener,  Begünstigung  S.  102  Anm.  42 
und  Stooss,  Grundzüge  I  S.  242,  243;  auch  Köhler, 
Studien  1  S.  157.  —  Über  die  Vorschriften  des  chinesi- 
schen Rechts  betr.  Unterlassung  der  Strafverfolgung  s. 
Kohler,  Ghines.  Strafrecht  S.  30. 

S.  457  Anm.  787  Zeile  27  ist  statt:  poursuive  zu  lesen:  poursuivre« 

S.  459  Anm.  789  Zeile  3  (von  unten)  statt:  encour-^ra;  encourraj 

S.  460  Anm.  791  Zeile  23  statt:  erkannt  werden:  erkannt  worden. 

Auf  S.  462  mufs  die  Notenzifter  795  statt  495  lauten. 

Zu  Anm.  796  (S.  462,  463)  vgl.  auch  noch  Löff  1er,  Die  Schuldformen 
des  Strafrechts  I.  1  S.  16  Anm.  8. 

S.  463  Anm.  796  Zeile  4  ist  statt:  immediamente  zu  lesen:  imme- 
diatemente,  und  ebendas.  Zeile  16  statt:  poena:  pena. 

Zu  Anm.  471  Anm.802  Zeile  1  ist  noch  hinzuzufügen:  Montenegro 
§  7  (Rechtsbeugung  i.  AUg.)  und§  8  (pass.  Bestechung  eines 
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Richters,  um  einen  ünschnldigen  zu  verurteileo);  vgl, 
Dickel  in  StGG.  I  S.  842. 

S.  472  Anm.  804  Zeile  7  ist  statt:  So  zu  lesen:  S. 

S.  473  Anm.  805  Zeile  6  von  nnten  statt:  cler  Beamten :  des  Beamten. 

S.  475  Anm.  808  Zeile  21  statt:  fQr  der  Strafe:  für  die  Strafe. 

Zu  S.  476  Anm.  808  Ziff.  1  ist  noch  hinzuzafligen :  Montenegro  §7 
(Rechtsbeugung  im  Allg.)  u.  §  8  (passive  Bestechung  eines 
Richters  ^um  einen  Schuldigen  freizusprechen  .  .  .*) 

S.  481  Anm.  810  Zeile  17  ist  die  Klammer  hinter  dem  Worte:  .Haft- 
lokal* zu  schliefsen. 

S.  483  Anm.  810  Zeile  10  ist  statt:  d'un  chef  zu  lesen:  du  chef,  und 
ebendas.  Zeile  21  statt:  Verbrechen:  Verbrechern. 

S.  484  Anm.  811  Zeile  6  (von  unten)  a.  £.  statt:  S.  159:  S.  529. 

S.  490  Anm.  812  Zeile  8,  9  statt:  Verbergenhalten:  Verborgen- 
halten. 

S.  494  Anm.  814  Zeile  18  a.  £.  ist  das  Wort  „in*  hinter  „sich",  und 
Zeile  24  ebendas.  die  Klammer  um  das  Wort  „leichtere*  zu 
streichen. 

Zu  S.  494,  495  Anm.  815  (betr.  den  Gebrauch  des  Ausdrucks  „Ta- 
lion* für  die  Belegung  des  Befreiens  von  Gefangenen  mit 
deren  Strafen)  s.  auch  noch  A.  Löffler,  Die  Schuldformen 
des  Strafrechts  I,  1  S.  16  Anm.  8  u.  bes.  S.  92,  S.  130. 

S.  496  Anm.  817  Zeile  14  ist  hinter  den  Worten  „en  libertö*  die 
Klammer  zu  schliefsen. 

S.  505  Zeile  1  ist  hinter  den  Worten  „der  erstem*  die  Kotenzahl  824 
statt  P24  zu  lesen. 

S.  509  Anm.  827  Zeile  12  ist  statt  §  602  zu  lesen:  S.  602. 

S.  510  Anm.  827  Zeile  7  ist  statt:  auf  den  . . .  Wege  zu  lesen:  auf 
dem .  .  .  Wege. 

S;  515  Anm.  843  Zeile  1  ist  statt:  v.  Lizt  zu  lesen:  y.  Liszt 

S.  517  Anm.  847  Zeile  5  statt  p.  255,  307:  p.  255—307. 

S.  522  Anm.  851  Zeile  4  statt:  Fähigket:  Fähigkeit 

S.  544  Änm.  872  Zeile  4  statt  S.  304:  S.  305. 

Zu  S.  546  Anm.  872  a.  £.  s.  auch  noch  Fr.  van  Galker,  Die  Delikte 
gegen  das  Urheberrecht,  nach  deutschem  Reichsrecht  dar- 
gestellt HaUe  1894,  S.  295,  296  und  Anm.  1  sowie  die 
daselbst  citierten  Autoren. 

S.  552  Anm.  878  Zeile  5  (von  unten)  ist  statt:  Gebrauch  gemacht*  * 
werden:  zu  lesen:  G.  m."  worden. 

S.  560  Anm.  890  Zeile  8,  9  ist  statt :  §  14  d.  Gesetz  vom  80.  Novbr. 
1874  bezw.  12.  Mai  1894  zu  lesen:  §  14  des  Gesetzes  vom 
30.  November  1874  bezw.  §§14—16  des  Gesetzes  vom  12.  Mai 
1894. 
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S.  565  Anm.  893  Zeile  14,  15  ist  statt:  nicht  unier  den  doppelten .  •• 
Betrag  zu  lesen:  nicht  unter  dem  doppelten  Betrag. 

S.  572  (Textzeile)  hat  die  Klammer  schon  vor  dem  Worte  „bxls'^  zu 
beginnen. 

S.  572  Anm.  896,  letzte  Zeile  ist  statt:  Bevollmächtigter  zu  lesen 
Bevollmächtigte. 

S.  575  AnuL  897  Zeile  20  ist  hinter  den  Worten:  ,,10000  Frcs.*"  die 
Klammer  zu  schliefsen;  ebendas.  Zeile  28  statt  Eutwurf  zu 
lesen:  Entwurf. 

S.581  Anm.  899  Zeile  9  (von  unten)  ist  statt:  hier  einzeln  zu  lesen: 
hier  im  Einzelnen« 

S.  583  Anm.  900  Zeile  10  statt:  Rnmänien:  Rumänien. 

S.  583  Anm.  901  Zeile  6,  7  statt:  übersteigt:  übersteigen  kann. 

Zu  Anm.  906  (S.  596, 597)  vgl.  auch  die  strafrechtl.  Vorschriften  gegen 
Nachdruck  in  den  bei  van  Galker,  Die  Delikte  gegen 
das  Urheberrecht  etc.  S.  41  angeführten  deutschen  Parti- 
kulargesetzen; femer  die  ebendas.  S.  66—70  zusammen- 
gestellte Litteratur,  insbes. (für  die  ausländischen Bechte): 
die  „Gesetze  über  das  Urheberrecht  im  In-  und  Ausland 
nebst  den  internationalen  Litteraturverträgen,  Leipzig  1890  n. 
Lyon-Gaen  et  Delalain,  Lois  surla  propriöt^  littöraire 
et  artistique,  Paris  1889.  2  Bde. 

Zu  Anm.  907  a.  E.,  S.  597,  598  (Gesetzgebung  des  Auslandes  über 
Marken-,  Muster-  und  Patentschutz)  vgl.  bes.  noch 
Klostermann,  Die  Patentgesetzgebung  aller  Länder  nebst 
den  Gesetzen  über  Musterschutz  und  Markenschutz.  2.  Aufl. 
Berlin  1876;;  Gareis,  Patentgesetzgebung,  Sammlung  der 
wichtigsten  Patentgesetze.  Bd.  I.  Berlin  1879;  Abbot,  The 
Patent  Laws  of  all  nations  compiled  and  annotated» 
Washington  1886.  Angaben  weiterer  Spezial-Litteratur  bei 
van  Galker,  a.  a.  0.  S.  66-70. 

S.  598  Anm.  908  Zeile  21  ist  statt:  für  den  I.Mal  zu  lesen:  für  das 
1.  Mal. 

S.  602  Anm.  910  Zeile  9  statt:  bis  30  zu  Tagen:  bis  zu  30  Tagen. 

In  Anm.  913  (S.  607  Zeile  15  und  S.  608  Zeile  1)  ist  statt:  Be-rag  zu 
lesen:  Betrag. 

S.  618  Anm.  918  Zeile  21  statt:  Partirei:  Parti r er eL 

S.  620  Anm.  920  Zeile  4  staU  Entwnrf:  Entwurf. 

S.  621  Anm.  920  Zeile  3  ist  hinter  dem  Worte  „Konkursgläubigers" 
die  Klammer  zu  schliessen. 

S.  630  Anm.  924  Zeile  18  ist  statt:  Eise?tnach  zu  lesen:  Eisenach. 

S.  637  Anm.  937  Zeile  19  statt:  (18^1)  (1881). 
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